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Diäten und Neifekoften. 
1. 
Die von den Königlidien Forſtbeamten für Dienftreifen in 
Waldungen der Gemeinden, Torporationen pp. zu liquidirenden 
Fuhrkoften betr. 


Beſcheid an die Kgl. Reg. Yrräfidien zu Poſen, Königsberg und Gumbinnen und zur Kennt- 
nißnahme an die übrigen Reg.-Präſidien der Provinzen Pommern, Poſen, Brandenburg, 
Schleſien und Sachſen. 


%.:M. I. 1717, Ib. 23123 u. 519. M. d. J. J. B. 1064,65. M. f. d. l. A. 2320 u. 21. 


Berlin, den 21. Februar 1878. 

Auf den Bericht des Königl. Regierungs-Präſidinms vom 21. Dzbr. v. J. 
(3540,77 P. J.) erklären wir ung damit einverftanden, daß die Königl. Forſt⸗ 
beamten bei einer ihnen von dem Königl. Regierungs-Präſidium aufgetragenen 
Dienftreife in Waldungen der Gemeinden, Corporationen pp. für diejenigen in 
den Waldungen felbft zurüdgelegten Streden, deren Länge nicht nach Wegelängen 
feftgeftellt werden kann, die Fuhrkoften nach Analogie der Beftimmungen liqui- 
diren dürfen, welche für dergleichen Reifen in den Staatswaldungen maßgebend 
find, 

Demgemäß wird im Aufchluß au die VBerfüguug vom 10. Juli v. J.*) be- 
fimmt, daß in den vorftehend bezeichneten Fällen als Maßſtab für die der Fuhr⸗ 
toftenberehnung zu Grunde zu legende Wegelänge die volle Waldtour nad) dem 
Sape von 30 Kilometer Landweg anzujehen und daß als zurüdgelegt anzuneh— 
men find. 

a. eine volle Waldtour — 30 Kilometer, wenn auf die Waldbereifung über 

| 7 Stunden, 

b. eine 0,8 Waldtour — 24 Kilometer, wenn auf die Waldbereifung liber 

| 5 bis 7 Stunden, 

c. eine 0,5 Waldtonr — 15 Kilometer, wenn auf die Waldbereifung über 

3 bis 5 Stunden, 
d. eine 0,3 Waldtour = 10 Kilometer, wenn auf die Waldbereifung 
1,2 bi8 3 Stunden verwendet worden find. 

Die Berehnung der Fuhrkoſten felbft hat nach den gejeglichen Gebührenfägen, 
diejen Wegelängen entfprechend, zu erfolgen. Dabei darf aber, wenn eine volle 
Waldtour zum Anfat gelangt, für den Weg vom Nachtquartier zum Walde und 
zuvüd eine befondere Wegelänge nur dann nod in Anja kommen, wenn Die- 
ſelbe in einem Eifenbahnweg befteht oder wenn die auf die ganze Tagereije ver- 
wendete Zeit mehr als 10 Stunden gedauert hat und gleichzeitig die Entfernung 
des Nachtquartierd vom Walde A Kilometer und mehr beträgt. Außer in diejen 


*) Jahrb. Bd. IX ©. 494, Art. 73. 
Jahrb. d. Br. Forſt- und Zagd⸗Geſetzg. X. 1 
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Fällen dürfen fiir denjelben Tag neben einer vollen Waldtour nicht noch Ent- 
fernungen berechnet werden, oder wenn fir außerhalb des Waldes zurückgelegte 
Streden Landweg-Entfernungen in Rechnung geftellt werden, dann darf für den- 
jelben Tag feine volle Waldtour, fondern nad Maßgabe der oben angegebenen 
Zeitmaße nur bis höchſtens 0,8 Waldtour in Anfag kommen. 

In den Liquidationen ift die, auf die Waldtouren verwendete Stundenzahl 
jedesmal anzugeben. 


Der Finanz. Minifter. Der Mintiter für die Iandwirthfchaftl. Angel. 
Camphauſen. Friedenthal. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung 
Bitter. 


Geſchäfts⸗ Kaſſen⸗- und Rechnungsweſen. 
2. 


Die Nachweiſung des den Forſtbeamten verabfolgten Frei— 
brennholzes betr. 


Beſcheid an die Königl. Regierung zu Gumbinnen und zur gleichmäßigen Beachtung an die 
übrigen Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direktion zu 
Hannover. I. b. 21,445. 


Berlin, den 20. Dezember 1877. 


Der Königlichen Regierung wird auf den Bericht vom 23. v. M. erwidert, 
daß in dem Schlußpaffus des 8 30 der Gefchäftsanmeifung für die Königlichen 
Ohberförfter vom 4. Juni 1870*) welcher Tautet: 

„Am Jahresſchluſſe wird im Holz-Manuale die Summe des 
jedem einzelnen Beamten verabfolgten Materials und der daflir zu lei- 
fienden Zahlung gezogen und danach eine nur diefe Summen enthaltende 
Nahmeifung als Rechnungsbelag gefertigt, welche bei der Rechnungs 
abnahme vom Forftmeifter mit feinem vidi oder feinen Bemerkungen zu 
verjehen ift pp., . 

nad) erfolgter Verlegung des Etatsjahre® auf den Zeitraum 1. April bis ult. 
März, unter Jahresihluß der 31. März und unter Holz-Manual das- 
jenige Manual zu verftehen ift: welches mit dem betreffenden 31. März in Aus- 
gabe abſchließt. Im Uebrigen ift die angeregte Frage gegenftandslos. Die 
Forftbeamten erhalten ihr Freibrennholz nicht fiir einen beftimmten Zeitraum 
fondern nach Bedarf und lediglich mit der Einſchränkung, daß für jede Stelle an 
Knüppelholz und Reifern 1. Klaſſe im Laufe eines Jahres nicht mehr 
als das für fie feitgejegte Maximum verabreicht werden darf. Die Kontrole hat 
fih daher, neben forgfältiger Uebermwahung eines fparjamen Verbrauchs nur 
darauf zu bejchränfen, daß im Laufe eines Jahres für jede Stelle von den 
eben genannten Sortimenten nicht mehr abgegeben wird und in der Natu= 
ralrehnung nicht mehr zur Verausgabung gelangt, als das feftgejette jährliche 
Marimalguantum. 


*) Jahrb. Bd. III. ©. 3. Art. 4. 
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Mit Rüdfiht auf den befonderen Rechnungsabſchnitt 1. Januar bis ultimo 
März 1877 kann allerdings nachgejehen werden, daß in der Naturalrehnung für 
das mit dem 1. October 1876 begonnene und in der Ausgabe an Holzmaterial 
mit dem 31. März 1878 abjchließende, dem Etatsjahre 1. April 1877,78 anges 
hörende Wirthichaftsjahr an Brennholz der Forftbeamten in den fraglichen Sor- 
timenten ein Betrag bis zu 5/4 des jährlihen Marimums infoweit zur Beraus- 
gabung gelangt, als die Naturalrehnung für das Vierteljahr vom |. Januar 
dis ult. März 1877, mo eine folche überhaupt zu legen war, nicht fehon einen 
Theil Der, auf den 5/, jährlichen Marimalbetrag anzurechnenden Abgabe nad): 


weißt. 
Der FinanzMiniſter. 
| J. A.: v. Hagen. 


3. 

Liquidirung vorſchußweiſe gezahlter Beträge betr. 
Circ.Verfg. des Finanz Minifteriums an ſämmtliche Königl. Regierungen ercl. Sigmaringen 
und an die Königl. Finanz=Direftion zu Hannover, IIb. 3993. 

Berlin, den 10. März 18785. 


Es ift wiederholt vorgekommen, daß unter den Beträgen, welche von den 
Regierungs- pp. Hauptfaffen für Rechnung diesjeitiger ertraordinärer Fonds, 


namentlich für Rechnung des diesfeitigen Fonds „zur Ablöjung von Forftjervi- 


tuten, Reallaften und Paſſivrenten“, vorſchußweiſe zu zahlen und demnächft bei 
dem Minifterio zur Erftattung zu liquidiren find, auch jolde Summen enthalten 
waren, deren Zahlung zwar angemiefen, aber bis zum nächſten Final-Abſchluß 
nicht erfolgt war, was zur Folge gehabt hat, daß diefe Summen in den Forſt— 
verwaltungs-Ertraordinarien-Rehnungen in Reſt beziehungsmwerje als Beftand 
geführt und in das nächte Fahr übertragen worden find. Dies tft unzuläfjig. 

Die Königl. Regierung wird daher veranlaßt, darauf zu halten, dag künftig 
nur ſolche vorjhußmeije Zahlungen zur Erftattung liquidirt werden, welche bei 
Aufftelung der Eritattungs-Liquidation auch wirklich bereits geleiftet worden find, 
niht aber auch foldhe, deren Zahlung bis zum nächften Final-Abſchluß nur er- 
wartet wird. Durch eine Vergleihung mit den Büchern der Kaffe ift dies ficher 
zu ftellen. 

Auch jollen in einzelnen Fällen in den Forſtverwaltungs⸗ Ertraordinarien— 
Rechnungen die Ausgabe-Titel nicht oder doch nicht genau bezeichnet worden ſein. 
In Folge deffen wird die Königliche Regierung ferner veranlaßt, ihre Haupt aſſe 
anzumweijen, daß fie die betreffenden Ausgabe-Titel, welche den dieffeit$ zu er— 
laſſenden desfallfigen Verfügungen werden angegeben werden, in der lleberjchrift, 
unter welcher die bezliglichen Beträge zur Verrechnung fommen, ganz genau und 
vollſtändig bezeichnet. 

Finanz ⸗Miniſterium. Abtheilung für Domänen und Forſten. 
v. Strantz. v. Hagen. 
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4. 


Nachweis über die Verwendung des Fonds Kap. 4 Tit. 4 des 
Etats der au Verwaltung „zum Ankauf von Grundſtücken zu 
den Forſten“. 


Circ.⸗Verfg. des Finanz Minifteriums an ſämmtliche Königl. Regierungen, excl. Sigmaringen, 
und an die Königl. Finanz Direction zu Hannover IIb. 3, 994. 


Berlin, den 10. März 1878. 


Der rehnungsmäßige Nachweis über die Verwendung des Fonds Kap. 4 
Tit. 4 des Etat der Yorft-Berwaltung „zum Anlauf von Grundftiden zu den 
Forſten“ welcher bisher in der Forftverwaltungs-Ertraordinarien-Rechnung er- 
folgte, fol vom Rechnungs-Jahre 1. April 1878/79 ab in der Forftverwaltungs- 
Rechnung unter dem genannten Titel gejhehen. Zu diefem Zwede find die von 
dem Minifterium bewilligten und von den Regierungs- refp. Bezirks⸗Hauptkaſſen 
gezahlten Kaufgelder bei jenem Titel in Ausgabe-Zugang und in Iſt-Ausgabe, 
alſo ebenjo nachzuweiſen, wie dies bezüglich der Zufchüffe zu den Forftbau-Fonds 
und zu dem Forftlultur- und Bermefjungs-Fonds durch die Circular-Berfügung 
bom 10. Dezember 1849 — I. 14,477 — und deren Anlagen zu 3 und 4 und 
durh die Circular-Berfügung vom 21. Januar 1856 — Ilb. 8619 — vorge- 
ſchrieben worden ift, mit der Modifikation jedoch, daß beim Ankaufs-Fonds nicht 
alle vom Minifterio bewilligten Kaufgelder gleih nad erfolgter Bewilligung, 
jondern nur Diejenigen Beträge derjelben in Soll-Ausgabe- Zugang zu bringen, 
welche fiir bereit$ ausgeführte Ankäufe Seitens der Königlichen Regierung zur 
definitiven Zahlungs-Anweifung gelangt find. 

Die Königliche Regierung wird angemiejen, alle von dem genannten Rech— 
nungs- Jahre ab für Rechnung des vorgedachten Fonds geleifteten Ausgaben 
nicht der General-Staatskaffe in Anrechnung bringen, fondern wie gedacht ver- 
rechnen zu laffen. Selbftverftändlich find diefe Ausgaben auch in die fünftigen 
Duartal-Abiehlüffe gehörigen Orts zu übernehmen. Nicht minder hat deren 
Aufnahme für die erften drei Duartale April/Dezember jeden Jahres in die zu 
den Abſchlüſſen vorgefchriebene Zu- und Abgangs-Nachweiſung zu erfolgen. In 
letzterer Nachweiſung kann fich die desfallfige Angabe auf das für jeden Ankauf 
gezahlte Kaufgeld — ohne Bezeichnung des Kaufobjeftes felbft — und auf das 
den Kauf genehmigende Refcript, nah Datum und Nummer, befchränten. 

Dagegen bedarf e8 nach wie vor der Einreihung der mittelft der Circular- 
Berfügungen vom 7. März 1874 — IIb. 4571*) und vom 2. September 1876 — 
IIb. 15,454**) — vorgefchriebenen fpeciellen Nachweifung der zur Yorft erworbenen 
Flächen zum 10. April jeden Jahres. Dieſe Nachweijung muß alle diejenigen 
fäuflihen Ermwerbungen enthalten, für welche das Kaufgeld im abgelaufenen 
Rechnungs-Jahre zur Zahlung gekommen ift, bezüglich des Kaufgeldes aljo mit 
der betreffenden Rechnung genau übereinftimmen. 

Finanz Minifterium. Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strang. v. Hagen. 


*) Jahrb. Bd. VII. ©. 97. Art. 21. 
+) Jahrb. Bd. IX. ©. 19. Art. 12. 
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Etatsweſen und Statiſtit. 
B. 
Etat der Forfiverwaltung für das Fahr vom 1. April 1873—79. 


















Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mart. 


Einnahme. 







1. | Für Holz, aus dem Yorftwirtbichaftsiahr 1. Oft. 1877/78 | 49,000,000 

2.| Für Nebennngungen . Be ee 4,500,000 

3.| Aus der Sad 2»: 22 nn. 341,714 

4. Bon Torfgräbereien 402,274 

5. Bon Flößereien . 33,540 

6. | Bon Wiefen-Anlagen . 82,888 

7. Bon Brennholz.Niederlagen . 71,525 

8. Bom Sägemithlenbetriebe . 588,000 

9. | Bon größeren Banmjdhulen . ....... 24,976 

10. | Bom Thiergarten bei Cleve u. dem Eichholz*) bei Arnsberg 16,660 
Summa Tit. 4 bis 10. 1,219,863 

11. | Berfchiedene andere Einnahmen . . . . . 413,623 
12. ! Bon der Forftalademie zu Eberswalde . 9,900 
13:1.» 25 r zu Münden 12,400 


Summa Tit. 12. Ss 13. 


Summa der Einnahme. . 


22,300 
55,497 ,500 


2) Im Anſchluſſe an die Stadt Arnsberg in Weitfalen befindet fich eine zu den Staatäforften 
gehörende ifolirte Waldparzelle von 28 Heft., das Eichholz genannt. Dieſes Wäldchen mar in 
früheren Zeiten eine mit dem angrenzenden Klofter verbundene Part: ann VBromenaden-Anlage, 
welche mit Aufhebung de3 Klofterd Staat3eigenthum murbe. 

Schon unter der heififchen Regierung ordnete ein Kabinet3befehl des Großherzogs Ludwig 
dom 16. Auguft 1813 an, daß dieſes Wäldchen mit feinen Anlagen und Promenaden nicht nur 
erhalten, fondern noch verfchönert werden folle, und e8 wurden zu dieſem Behufe von der Heifi- 
ſchen Regierung baare Zuichüffe gewährt. In gleicher Weife jorgte demnädft die Preußiſche 
Regierung für deren Unterhaltung und Verbeſſerung. Auf Anregung des Ober-Bräfidenten 
v. Binte wurde eine fogenannte Promenaden:Deputation aus Beamten der Regierung unter 
Borfig des Regierungs-Präſidenten gebildet, weldhe auch die Sorge für Herftellung und Unter- 
haltung geeigneter Anlagen auf dem Schloßberge übernahm. Die hierzu erforderlichen Geld⸗ 
mittel wurden diefer Deputation theild aus Fonds der Verwaltung für Gewerbe und Baumefen, 
theil3 aus Fonds der Forftverwaltung übermwiefen, während leßtere die aus dem Verlaufe ab- 
fländigen Holzes erfolgenden Einnahmen bezog. 

Dur Allerhöchfte Kabinets-Ordre vom 25. Dftober 1837 wurde demnädft angeordnet, „daß 
der Tromenaden:Deputation zu Arnsberg die Bewirthichaftung und Benugung des Forſtdiſtrikts 
Eichholz, ſowie der Ertrag deffelben zur Erhaltung, Erweiterung und Verſchönerung der Ans 
lagen in den Umgebungen von Arnsberg ausichließlid) zu überlaflen fei, mit der Maßgabe, daß 
die zeither aus dem Forſtkulturfonds jährlich bemwilligten 120 Thaler dagegen wegfallen und 
übrigen3 in den Eigenthumsverhältn iffen nicht geändert, und daß auch die Bewirthichaftung 
und Benugung ber Holzbeitände im Eichholz von Seiten der Promenaden-Deputation nur fo 













Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mari. 


Tit. Ausgabe. 


A. Dauernde Ausgaben. 
Koften der Verwaltung und des Betriebes. 


Befoldungen. 


1. | 30 Oberforftmeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Marl, 
im Durchſchnitt 5,100 Mark; zu Dirigenten-Zulagen 
für diefelben 20,700 Mark (höchitens 900 Mark für 
jeden); 92 Forftmeifter mit 3,600 ME bis 6,000 SME., 
im Durchſchnitt 4,800 Marf. Außerdem fünftig weg: 
fallend 1,500 ME. perfünliche Zulage, welche ein Ober- 
forftmeifter als Erfaß für frühere Dienftbezüge iiber 
das normale Marimalgebalt bezieht .. ....- 
Die Gehälter der Oberforftmeifter und Forftmeifter 
üibertragen fich gegenjeitig. 
| (3 Forftmeifter haben Dienftwohnung). 
2 , 682 Oberförfter, darumter 1 fünftig wegfallend, mit 
1,800 ME. bis 3,300 ME, im Durchſchnitt 2,550 ME, 


Latus . 


616,800 





616,300 


betrieben werde, wie e3 die Bervollfommnung der Anlagen, in2bejondere die Erhaltung des ihnen 
eigenen Charalter3 durch Schonung der auffitehenden Eichen: und Buchenſtämme erfordert und 
geitattet”. 

Nah Maßgabe diefer Anordnung König Friedrich Wilhelm III. ift die Verwaltung des Eich— 
holze3 von der Promenaden-Deputation bisher felbitftändig geführt, und es find derfelben, jo- 
weit die eigenen Einnahmen aus dem Grundftüde zur Unterhaltung ber Anlagen nicht aus— 
reichten, noch Zuſchüſſe aus den Fonds des Handels-Miniſteriums bewilligt, melde vom Jahre 
1854 ab auf jährlich 200 Thaler =: 600 Mark firirt wurden. 

Die fernere Gewährung von Zuſchüſſen aus diefen Fonds Tann jedod als gerechtfertigt nicht 
erachtet werden. Soweit für die Folge überhaupt noch ein Zufhuß zur Erhaltung des Eich: 
holzes nothwendig werden follte, wird ihn die Forſtverwaltung als Eigenthümerin des Eichholzes 
zu leiften haben. Sie hat mit diefer Verpflichtung das Eichholz von der Heſſiſchen Regierung 
übernommen, ihr Tiegt daher auch die Sorge dafür ob, daß einem der jchönften, von nah und 
fern vichfady befuchten Buntte im Herzogthum Weftfalen fein Schmud und feine Reize erhalten 
bleiben. 

Das Verhältniß bedari aber einer korrekten etatSmäßigen Regulirung, und diefe wird dahin 
zu trejien fein, daß die Ordnung in derjelben Weife erfolgt, wie e8 für das ganz gleiche Ver: 
hältniß bezüglich des Thiergartens zu Cleve gejchehen ift. 

Demgemäß ift im Etat die aus dem Eichholze zu erwartende durchſchnittliche Jahres-Ein— 
nahme von 6i6 Mark bei Titel 10 Kapitel 2 in Zugang geftellt und derſelbe Betrag bei Titel 26 
Kapitel 2 der Ausgabe zugejebt worden. Ein für das Eichholz in einzelnen Jahren etwa norb- 
wendiger Zuſchuß muß daher aus Meberfchüffen bei tem Thiergarten zu Cleve gededt werden, 
was unbejchadet des letzteren thunlich ift, da im Durchſchnitt der Testen ſechs Jahre jährlich 
4,596 Mark von den Ueberſchüſſen des Clever Thiergartend zur Staatdfaffe abgeführt find, wäh— 
rend der für das Eichholz erforderliche Zuſchuß, felbft wenn einmal gar keine Einnahme für Holz 
erfolgen follte, den Jahresbetrrg von 900 Markt nicht überfteigen wird. 


Tit. 


Ausgabe. 
Transport. . 
und 750 Marl, künftig wegfallend, perjönliche Zulagen 
als Erjag für frühere Dienfibegüge-. - - -» ... . 


Außerdem freie Dienftwohnung und Feuerungs— 
material oder Geldvergütung dafür. Der Werth 
des freien TFeuerungsmaterial wird zu 150 Mark 
als penfionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. 


3. 3,343 Förfter, davon 3,342 incl. 1 fünftig wegfallen, 


mit 840 Mark bis 1,080 Mark, im Durdhichnitt 
960 Mark, und 1 künftig wegrallend mit 840 Mark; 
11,805 Darf perſönliche Zulagen als Erjag für frühere 
Dienftbezüge, künftig wegfallend; 64,850 Mark, incl. 
150 Dark künftig wegfallend, zu Revierförfter- und 
Hegemeifter - Zulagen in Höhe von 60 Mark bis 
450 Mark; 146,112 Mark für 355 Waldivärter, da- 
von 246 vollbefoldet mit 360 Mark bis 660 Mark, 
und 109 nebenamtlicy bejdhäftigt gegen 36 Mark bis 
324 Markt; 923 Mark perſönliche Zulage als Erjat 
für frühere Dienftbezüge, künftig wegfallend . . 

Die Förfter erhalten außerdem freie Dienftmohnung 
und Feuerungsmaterial oder Geldvergütung dafür. 
Der Werth des freien Feuerungsmaterials wird 
zu 75 Mark als penfionsfähiges Dienfteinfommen 
berechnet. 

Die Waldwärter erhalten freies Feuerungs— 
material oder Geldvergütung dafür, und freie 
Dienftwohnung, wo ſolche vorhanden ift. Von dem 
Emolumente des freien Feuerungsmaterials fteht 
denjelben eine PBenftonsberechtigung nicht zu. 


3 Beamte bei dem Forſtvermeſſungsweſen zu Hannover 


und Kaffel und 3 verwaltende Beamte bei den Neben- 
betriebs-Anftalten von 1,500 Mark bis 3,600 Marl, 
im Durchſchnitt 2,400 Marl; 33 Torf, Wiefen-, 
Flöß- 2c. Meifter mit 780 Mark bis 1,080 Mark, im 
Durchſchnitt 930 Markt; und 34 Torf, Wiejen- 2c. 
MWärter, zufammen mit 10,884 Mark, davon 17 voll 
befoldet mit 360 Mark bis 660 Marl, und 17 neben» 
amtlich bejchäftigt mit 36 bis 324 Marl .... . 
Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feue— 
rungSmaterinl oder Geldvergütung dafür: bie 
drei verwaltenden Beamten, deren baares Gehalt 
Latus. . 





Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mari. 


616,800 


1,739,850 


3,432,850 


55,974 


5,845,474 














Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mari. 





Tit. Ausgabe, 





Transport. . 
3000 Mark nicht itberfteigen darf, mit einem pen- 
fionsfähigen Werthe des freien Yeuerungsmaterials 
von 105 Mark, die Meifter wie die Förſter, die 
Wärter wie die Waldwärter. Ein Beamter bei 
dem Forftvermeffungsmwefen bat Dienftmohnung 
und gegen Zahlung von 100 Mark Feuerung. 
Summa Tit. 1. bis 4... 


48.| Bun Wohnungsgeld-Bufhüfen für die Beamten. - . . . 


Andere perfönlihe Ausgaben. 

5. | Zur NRemunerirung von HitlfSarbeitern bei den Regie: 
rungen nnd bei der Yinanz-Direltion zu Hannover . 

6. | Zur Remunerirung von Forfthülfsanffehern bis 900 Mt. 
für jeden und zur zeitweifen Verftärfung des Forft- 
fhußes überhaupt - - - » 22 2 2 22m 0 nn 

Außer der Remuneration freies Feuerungsmaterial 
oder Geldvergütung daflir, und freie Dienftmoh- 
nung, wo ſolche vorhanden ift. 

7. | Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiemen 
und: Averias = 2.8. ee ia a 

Das Martınum des den Forftrendanten als Bejol- 
dung zu bewilligenden Tantieme-Antheil® beträgt 
3,300 Mar. 

Diejenigen Yorftlaffen- Rendanten, welche ihr 
Amt als voll befhäftigendes Hauptamt und nicht 
blos fommiffarifch verwalten, erhalten Wohnungs- 
geld-⸗Zuſchuß. 

8. Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützun⸗ 
gen für Forſtbeamte, Forſtkaſſen-Beamte, Exek utoren, 
Beamte bei den Nebenbetriebs-Anſtalten und ſonſtige 
Perſonen (nicht Beamte), welche für dieſe Anſtalten 
nützliche Dienſte leiſenn....... . . . F 

Summa Tit. 5. bis 8... 


Dienfaufwands- nnd Mieths-Entfhädignngen. 
9 | Fuhrloften-Averja und Dienft-Aufwands- Entjhädigungen 
für Oberforftmeifter und Forftmeifter bis zu 2,900 ME. 
FL TODE = 5 2.0. ve a re ee ne 
10. Fuhrkoſten, Bureaukoſten und Dienftaufmands: Entfhäbdi- 
gungen fir Oberförfter bis zu 2,100 Mark fir jeden 
| Latus. . 


5,845,474 


69,150 


1,161,530 


295,200 


1,096,300 
1,391,500 











Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mari. 













Transport. . 

Zu GStellen- Zulagen fir Förſter und Waldmwärter 
a 50 Mart bis 300 Mark, fowie zur Haltung eines 
Dienfipferdes oder Annahme von Forſtſchutzhülfe fiir 
Förfter biß zu 180 Mark für jeden, und Kahnunter⸗ 
baltungs-Zulagen von je 20 Marl. ....... 
Tsuhrloften-Averfa und Dienflaufmands-Entfhädigungen 
für Beamte bei den Nebenbetriebs-Anftalten bis zu 
1,200 Mark ftir jeden und Stellen- Zulagen fiir diefe 
Beamten von & 50 Mark bis 300 Marl .... . 
Zu Mieths- Entfhädigungen wegen fehlender Dienft- 
wohnungen für Oberförfter bis zu 900 Marl, für 
Förfter, Torf, Wiefen-, Flöß- 2c. Meifter bis zu 
225 Mark für jeden. nen 
Summa Tit 9. bis 13... 


Materielle Verwaltungs- und Betriebskoften. 


Für Werbung und Transport von Holz im Forftwirth- 
Ihaftsjahre 1. Oktober 1877/78 und von anderen 
Forftprodulten . 2:22 onen 


1,391,500 
11. 


285,262 
12. 


14,298 
18. 


101 ‚910 


14. 


7,095,000 


—r — — — — —— — — — ——— —— — — — — — — — — — 


15 | Zur Unterhaltung und zum Neubau der Forftdienft- 

Gebäude, fowie zur Beichaffung noch fehlender Forft- 
dienft-Gebäude fiir Oberförfter und Forſtſchutzbeamte 2,024,000 

16.| Zur Unterhaltung und zum Neubau der öffentlichen 
Wege in den Forflen - : 2-2 222 en. 1,200,000 
17.| Zu WBafferbauten in den Forften. - - » 2» 222.2. 37,440 
Summa Tit. 16. und 17.. . 1,237 ,440 

18. Zu Forftlulturen und Verbefferung der Forſtgrundſtücke, 

zum Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrmege 

im Forftwirtdichaftsjahre 1. Oftober 1877/78 und zu 
TForfivermeffungen und Betriebsregulirungen . 3,670,200 

(Beftände können zur Verwendung für die folgenden 

Sabre rejervirt werden. Bergleiche außerdem die 

Bemerkung zu Kapitel 4 Titel 4 — Allgemeine 

Ausgaben — diefes Etats). 

19. Jagdverwaltungskoſten. 22000 

20. | Betriebskoiten für Torfgräberein . - -» - 2.2.2... 

21. Betriebskoſten für Flößereien - - - 2: 22200. 

22.1 Betriebgkoften flir Wiefenanlagen.. -. - - .» 2... 

23. | Betriebskoften fiir Brennholz-Niederlagen . . :. . .» 

24. | Betriebskoften für Sägemüblen . - -. ... 2... 









Tit. 


25. 
26. 


27. 


28. 


29. 
30. 


3. 


| 
| 
| 





Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mart. 


Ausgabe. 






———— 
Betriebskoſten für größere Baumſchulen. ... 
Für den Thiergarten bei Cleve und das Eichholz bei 


20,150 


HEnsberg:n. 2: 2 Be ne ce HE 11,370 
Bei dem Thiergarten bei Eleve und dem Eichholz 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen 
zuſammen deren Einnahme nicht überſchreiten. 
Der am Schluſſe eines Jahres verbleibende Ueber⸗ 
ſchuß darf nur in den nächftfolgenden beiden 
Jahren noch verwendet werden. 
Summa Tit. 20. bis 2%6.. . 818,001 
Zur Bezeihnung und Berichtigung der Grenzen, zu 
Sepurationen, Regulirungen und Prozeßkoſten . . . 188,500 
Holzverfaufs- und Verpachtungskoſten, Botenlühne und 
fonftige fleine Ausgaben der Lofal-Berwaltung . . . - 135,000 
Druiden a. 2 a ae, See 56,000 
Stellvertretungs- und Umzugsfoften, Diäten und Reife- 
Tofteit 2 aa & m. ee a ee 190,000 
Inſektentilgungs-, Vorfluth-Koſten, Unterftügungen an 
Waldarbeiter und deren Hinterbliebene, Baufoften für 
Waldarbeiter-Wohnungen und andere vermifchte Aus: 
Gabel a. u red ee 386.835 
Summa Tit. 29. bis 31.. . |___632,835__ 
Sunma Tit. 14. bis 31.. . | 19,876,976 _ 


Summa Kap.2.. . | 25,914,200 


Zu forſtwirthſchaftlichen und Lehrzwecken. 
Befoldungen. 


1. Bei der Forftafademie zu Eberswalde: 


1 Direktor mit 6,900 Mk.; 4 Profefforen u. 1 Forft- 
meifter für das Verſuchsweſen mit 5,300 Mark bis 
6,00 Mark, im Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiler 
für daS Verſuchsweſen mit 2,400 Mark; 1 Sekretär 
mit 1500 ME; 1 Hausmeifter und Pedell mit I00 ME; 
1 forfttechnifcher Lehrer mit 60) Mark neben feinem 
Einfommen als Oberfürfer -. - . - 222 200. 35,550 


2.| Bei der Forftafademie zu Minden: 


1 Direltor mit 9000 ME; 4 Profefforen mit 3 ‚300 ME. 
bis 6,000 Marf, im Durchſchnit 4,650 Mark; 1 aka—⸗ 
demiſcher Gärtner 1,800 Mark; 1 Gausmeifter und 

Latus. . 35 


Betrag 
Tit. Aus ga be. für 1. April 
1878/79. 
Mark. 
| 
| Transport. . 35,550 
Pedell mit 900 Mark; 1 forfttechnifcher Lehrer mit 
' 600 Darf neben feinem Einfommen als Oberförfter 30,900 


Bemertung. Die Gehälter der 9 Beamten mit 
| 3,300 Mark bis 6,000 Mark find für beide Aka— 
| demien übertragungsfähig. Die Hausmeifter und 
Pedelle erhalten freie Wohnung und freies Feue— 
| rungsmaterial. 
| (Die Direktoren, ein Brofeffor und der Gärtner 
in Münden haben Dieuftwohnung). 
Summa Tit. 1. und 2.. 66,450 


2a. | Bn Wohnungsgeld-Bufdüffen für die Beamten. . - - - 4,740 


Andere perſönliche Ausgaben, 

! Zur Remunerirung von Hülfsichrern und Aififtenten; 

| zu Nemunerationen für Leiftungen bei dem forftlichen 
Verſuchsweſen und zur Unterweifung der für den 

|  Förfterdienft fih austildenden Perfouen. . . . . . 29,000 
4. | Zu außerordentlihen Remunerationen u. Unterſtützungen 

ı an Beamte und Dozenten bei den Forftafademten. . 2,400 
Summa Tit. 3. und 4.. . 31,400 


| Sächliche Ausgaben. 

' Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehr- 
| mittel und Sammlungen, zu Amtsunfoften-Bergütungen, 
Unmzugskoſten, Diäten und Weijefoften, zur Heizung 
| und Erleuchtung der Lehrräume, zu den jpeziellen Be— 
| dürfniffen der forftlihen Verſuchsſtationen und fonfti- 
| gen vermifchten Ausgaben...» . 2 22200. 66,510 
| Beftände fünnen zur Verwendung für die folgenden 
| Jahre rejervirt werden. 

| 

! 

| 


Summa Kap. 3... 169,100 


| Allgemeine Ausgaben. 
1. |; Kommunal» und Reallaften . . . 2 2: 530,000 
2. | Ablöfungsrenten und zeitweife Vergütungen an & telle 
von Natural-Abgaben.. ne 510,000 
3. | Zu Unterftügungen für ausgefjiebene Beamte, jowie zu 
Penſionen und Unterftügungen für auktiven und Waijen 
von Beamtenn. . 210,000 
Beſtände können zur Verwendung für das nächſte 
Jahr refervirt werden. 


— — 


Latus. . 1,250,000 


4. 


to 


Ausgabe, 


Transport. . 
Zum Ankauf von Grundftiiden zu den Forften. . - . 

Beftände können zur Verwendung für die folgenden 
Jahre rejervirt werben. 

Die zur Berftärkung des Forftlultur- Fonds (Kap. 2 
Tit. 18) etwa erforderlichen Beträge können aus 
diefem Fonds entnommen werden. 

Summa Rap.-4.. . 
Hierzu: „ Bi 
” ” 2... 
Summa A. Dauernde Ausgaben. . 


B. Einmalige und anferordentliche Ausgaben, 


Zur NAblöfung von Forft-Servituten, Reallaſten und 
Paſſſpeentteeee a 
Prämien zu Chauffeen, deren Anlage von dem mefent- 
lichften Intereſſe für die Forſtverwaltung ift, die aber 
ohne Hinzutritt der letteren durch Bewilligung von 
Prämien nicht zur Ausführung kommen würden, des— 
gleichen Beihülfen zu Wege» und Brüdenbauten, die 
fiir die Abfuhr der Forftprodufte von Wichtigkeit find 
Zur Beſchaffung fehlender Förſter-Dienſtwohnungen 
(Ertraordinärer Zufhuß zu Kap. 2 Tit. 15 des Ordi- 
HOMUMS) ana: 2, 2 ee Are 
Zur Einrihrung des Torfbetriebes auf dem zur OÖber- 
fürfterei Rendsburg, NRegierungsbezirt Schleswig, ge- 
börigen Lütjenweſtedter Moore. - . » . 2.2... 
Zur Erweiterung des zu Stubbenkammer im Kreife Rügen, 
Regierungsbezirf Stralfund, belegenen, dem Forftfisfus 
gehörigen Gaftwirthichafts-Etabliffements . . . . . 
Summa B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben 


Abſchluß. 
Die Einnahmen betragen.. 
Die dauernden Ausgaben betragen - - ». . 2.2... 
Mithin Ueberfhuß . . 
Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben . . . 
Bleibt Ueberſchuß .. 


Betrag 
für 1. April 
1878/79. 


Mart. 


1,250,000 
1,050,000 


2,300,00 
169,100 
25,914,200 
28 383,300 


1,200,000 





27,114,200 


1,850,000 
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Geld- 
lächen-Inhalt na ektaren. den Abnutzungſätzen 
Br R N” un Sefttubifimetern. Einnahme. 
N. Negierungs-Bezirf. Zur Holzzucht ber | control- nicht con-| it. 1. 
beftinmmt nicht > an Wegen, | fähiges Itrolfähiges 
* begiminter Summa. — Für Holz. 
aldboden. 
re Diaterial. Mark: KB. 
19 | Hannover (Brovin) - - - 222220200202 0.]| 233,143 | 20,575 | 253,718 7,903 | 603,066 | 252,301 | 6,605,036. — 
Gemeinſchaftliche Waldungen a a ER, 4,660 — 4660 
20 I Münfterr . .. . —— FE 2,228 234 2,462 21 6,955 2,041 103,000. — 
a A a TR Er ee 34,753 1,492 | 36,245 673 | 72,826 | 39,901 667,310. — 
ke: u me 53,7 ee een > 752 | 20.385 298 | 42/293 | 19438 | 388,580. — 
231 Kalle . . an ee 19L;89A 7,081 I 198,475 1,858 | 377,676 | 263,507 | 3,470,280. — 
= Gemeinſchaftliche Waldungen ae a u 23,266 295 23,561 1il | 
— 2414 Wiesbaden . . — nee ER 2,290 | 51,884 1,196 | 121,043 | 66,218 | 1,622,690. — 
Semeinjchaftliche Baldungen Dura er re 862 2 864 1 
| 2 ur ——— Ma ren A ROTE 736 | 26,808 196 | 45,960 | 49,141 | 853,250. — 
So BA DEBEOrt 7 2. ers ur 15,867 2,1380 | 17,997 748 | 27,547 12,922 | 459,840, — 
27 BEE VS Tee ken 11,703 487 12,190 114 19,181 6,316 358,800. — 
DEWT- Bet Iı warn Are 3 aha 6369 1,607 2,976 615 | 159,911 | 55,227 1,856,920. — 
SER eek a ae — 25,256 737 28,993 417 43,937 32 521 507,812. — 
Summa . .12,359,655 | 273,064 12,632,719 | 110,905 }4,932,520 |1,694,189 |46,197,059. 42 
Gemeinſchaftliche Waldungen . . . 1 :28,788 297 29,085 1:2 
301 Muthmaßlihe Mehr-Einnahme in Folge böl erer 
Verwerthung des Holzes umd der Nebennugumn- 
gen und höheren nachhaltigen Natural-Ertrages 
gegen die Annahme der Spezial-Etat3 . . . . — — — — — — 2,802,940. 58 
31 | Bei der Eentral-Berwaltung . » » x» 2 22... — — — — — = — — 








49,000,000. — 
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7. 


Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten über den Etat der 
Staats-Forfiverwaltung fir das Jahr vom 1. April 1878/79. 


(13. Sigung vom 13. November 1877). 


Brafident: 

Etat der Forſtverwaltung. 

Einnahme: Hauptetat Seite 2 Kapitel 2, Anlage Band 1 Nr. 2 ©. 2. 
Dauernde Ausgaben: Hauptetat S. 18- -20, Kapitel 2-4, Anlage Band 1 Nr. 2 
S. 2-10. 

Ich eröffne die Diskuffion über die Einnahme Kapitel 2 Titel 1—13. 

Der Abgeordnete Ofterrath bat das Wort. 

Abgeordneter Dfterrath: An den Herrn Finanzminifter richte ich die Bitte, 
daß den Beamten der Königlichen Forſtverwaltung, namentlich Oberförftern ge- 
flattet werde, ihre Bekanntmachungen in fisfaliichen Angelegenheiten, alfo iiber 
Holzverfäufe, Bauten, Submifftonen und dergleihen in den gelejenften Blättern 
erlaffen zu dürfen. Wir haben in meiner Baterftadt ein Blatt, das jehr ver- 
breitet ift und in jeder Familie gelefen wird, nicht blos in der Stadt, ſondern 
auch in der Umgegend; das Amtsblatt und das Kreisblatt erfreuen fich Dagegen 
nur eines ſehr geringen Lejerfreijes. 

Das genannte Blatt hat aber die Signatur als ein ultramontanes Blatt 
und deßhalb dürfen ihm feine Belanntmachungen zugewendet werden. Dadurch 
fommen die Oberförfter in die größte Verlegenheit. Es ift vorgefommen, daß 
ein Oberförfter feine Bekanntmachungen auf feine Koften abjchreiben und in den 
Häufern herumtragen ließ, oder er ließ fie durch die Schelle befaunt machen. 
Seit die Buchdruderfunft erfunden ift, und viele Leute lefen können, ift dies doch 
nit mehr die Art und Weife, wie man etwas befannt macht, und es Fünnen 
dabei die fiskaliſchen Intereſſen aufs höchſte gefährdet werden. Die Gemeinde- 
behörden find ermächtigt, ihre Bekanntmachungen durch die gelejenften Blätter 
zu veröffentlichen, allerdings werden dieje Gemeindevorſteher leicht verdächtig und 
befommen einen ſchwarzen Strich, und deßhalb ſcheuen ſich auch einige, Hagen 
aber unter vier Augen ſehr, daß ihre Bekanntmachungen deshalb wenig geleſen 
werden. Die Gerichtsbehörden erlaſſen auch ihre Bekanntmachungen, zum Bei— 
ſpiel über Verpachtungen und Verkäufe in wirklich geleſenen Blättern, und da 
glaube ich, daß es im fiskaliſchen Intereſſe liege, wenn in dieſer Beziehung der 
Forſtverwaltung geſtattet wird, ihre Bekanntmachungen auch in viel geleſenen 
Blättern erlaſſen zu dürfen. 

Präſident: Der Abgeordnete Kropp hat das Wort. 

Abgeordneter Kropp: In der letzen Seſſion war ich veranlaßt, an den Re— 
gierungstiſch ein Anliegen der Einwohner meiner Heimath zu richten und zwar 
dahingehend, daß man in der Art und Weiſe des Holzverkaufs aus den Forſten 
eine Ausnahme geſtatten möge für die Gegenden, wo der Forſtgrund nur ein 
ſehr ſpärlicher iſt. Das iſt der Fall zunächſt in meinem Wahlkreiſe, dann aber 
auch im der ganzen Landroſtei, worin er gelegen iſt, der Landroſtei Stade in 
Hannover, von dem ganzen Areal der dortigen Landroftei umfaßt der Forftgrund 
nur 4 Prozent. Meine Herren, Sie werden zugeben, das ift ein gar geringer 


— or se 


Prozentſatz. Die Yolge davon ift, daß man dort viel haushälterifcher mit dem 
Holz umgeht, als in den Gegenden, die mehr mit Yorften gefegnet find. Nament- 
lich wünſcht man die harten Hölzer mehr zu Nutzholz ausnugen zu können. 
Nah) der jett allgemein gültigen Norm für den Holzverlauf aus den Forſten 
werde ein zu großer Theil zu Breunholz zugerichtet. Außerdem ift ein Haupt- 
gefichtspunft auch der, daß man von dem Eichenholze die Borke benugen will zu 
Gerberlohe. Meine Herren, in dortiger Gegend hat fi ein Nebengewerbe für 
den Heinen Daun auf dem Lande herausgebildet, das in Folgendem befteht: In 
der landwirthſchaftlich relativ muftervollen Zeit, im Maimonat, macden fi) ganze 
Familien kleiner Leute auf, nachdem fie Eicheuholz auf dem Stamm gekauft 
haben, entborfen dafjelbe und richten dann mit der größten Sorgfamleit die 
Gerberlobe her, zum Handelsartifel. Wer damit befannt iſt, weiß, daß viel 
Sorgfalt hierzu erforderlich if. Wo in großem Zuſchnitt die Sache betrieben 
wird, gejchieht es Häufig, daß durch Mangel an Sorgfalt nur ein geringwerthiges 
Material erzielt wird. 

Alle diefe Umftände wirken dahin zuſammen, daß in dortiger Gegend ge— 
wünfcht wird, es möchte die Ausnahme zugelaffen werden, auf dem Stamm zu 
verkaufen, anftatt in der fonft befolgten Weife. 

Ich kann nun mit großer Befriedigung Tonftatiren, daß ich als Mitglied der 
Gruppe für Forftwirthichaft informirt worden bin, wie die Königliche Staat$- 
regierung von meiner Darlegung in letter Seſſion Beranlaffung genommen bat, 
fofort fih in Verbindung zu fegen mit der Oberfinangdireftion in Hannover. 
Zugleich wurde ich informirt in der Gruppe, daß allerdings die in Rede ftehen- 
den, gewünjchten Ausnahmen zuläffig feien. — Uber, meine Herren, es hat den 
Anfchein, als ob die Oberfinangdireftion in Hannover fehr wenig geneigt ift, 
ſolche Ausnahmen zu geftatten. Unter ſolchen obwaltenden Umftänden erlaube 
ih mir daher, au den Regierungstiſch die Bitte vom vergangenen Jahre zu 
wiederholen, und zwar dahin gehend, daß die Königliche Regierung Veranlafjung 
nehmen möge, der Oberfinanzdireftion in Haunover nochmals Direktiven zugehen 
zu laffen in den Fällen, wo von Seiten der betreffenden Bevölkerung eben eine 
derartige Ausnahme gewilnfcht wird, ſolchem Berlangen zu willfihren, und dem 
entiprechend ihrerjeit$ denn auch die Oberförfter dahin zu inftruiren, auf alle 
Weile den Wünfchen der betreffenden waldarmen Gegenden entgegenzulommen. 
Nach der fehr anerkennenswerthen, freundlichen Weife, in der und in der Gruppe 
Auskunft gegebeu worden, zweifle ich nicht im Mindeften an der Erfüllung diefes 
Wunſches. 

Es würde mich aber ſehr freuen, vom Regierungstiſche aus eine kurze Be— 
ſtätigung in dieſem Augenblicke zu vernehmen. 

Präſident: Der Herr Regierungskommiſſar hat das Wort. 

Regierungskommiſſar Landforſtmeiſter Ulriei: Meine Herren! Daß die 
Preußiſche Staatsforſtverwaltung im Allgemeinen nicht wieder zu dem angeregten 
primitiven Modus des Holzverkaufes auf dem Stamme zurückkehren kann, werden 
mir diejenigen Herren, die mit der Forſtverwaltung einigermaßen bekannt find, 
ohne weitere Begründung zugeben. Ausnahmsweife und namentlich beim Schäl- 
waidbetrieb kann dagegen diefe Verkaufsart nachgelafien werden, und wird fich 
die Staatsregierung der Prüfung nicht entziehen, ob fpeziell vorliegende oder 
Iofale Verhältuiffe es wünſchenswerth erſcheinen laſſen, auf einen derartigen Ber- 
faufsmodus einzugehen. 


= 47 


In diefer Richtung der Finanzdirektion in Hannover eine Direftive zu geben, 
ſteht nichts entgegen. 

Präſident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. (Pauſe). 

Derjelbe verzichtet. 

Die Diskuſſion ift gefchloffen. Die Titel find feftgeftelft. 

Ausgabe Kapitel 2, Titel 1 bis 31 find genehmigt. 

Kapitel 3, Titel 1 bis 5 — find ebenfalls bemilligt. 

Kapitel 4, allgemeine Ausgaben ift zu Titel 1 bis 3 Niemand gemeldet — 
diefe Titel find bewilligt. 

Beim Titel 4 liegt ein Antrag vor von dem Abgeordneten v. Meyer (Arnswalde) 
unter Ar. 50 der Druckſachen. Zu demjelben ift ein Unterantrag eingebracht, 
den ich zu verlefen bitte. 

Schriftführer, Abgeordneter Dr. Qutteroth: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
in dem Antrage unter Nr. 50 der Druckſachen zum Etat der Forſt⸗ 
verwaltung Hinter den Worten „abverfauft werden” einzuschalten: 
Diefe Summe darf jedod für die nächfte Zukunft nicht niedriger be> 
meffen werden als 1,050,000 Mark. Graf Matuſchka. 

Präſident: Ich will vorab bemerken, daß ein Beſchluß über den Antrag 
nicht gefaßt werden kann; er muß nad) der Gefhäftzordnung der Budgetlommiijion 
überwiefen werden vor der Beichlußfaffung. 

Der Abgeordnete v. Meyer (Arnsmwalde) hat das Wort. 

Abgeordneter DB. Meyer (Arnswalde): Meine Herren! Ich behundele mein 
Zhema vom vorigen Jahre; ich werde aber diesmal fehr viel kürzer fein. In— 
defien möchte ich die Gejchichte diefes meines Antrages doch mit ein paar Worten 
telapituliren. In Anbetracht der ftaatsmwirthichaftlichen Gründe für Vermehrung 
der Etaatzforften hat das Haus die Fonds zur Vermehrung der Forften feit 
einer Reihe von Jahren zu vermehren geftrebt. Es ftanden im Jahre 1871 zum 
Etat 150,00) Mark, im Jahre 1872 murden fie in Folge des Drängens des 
Hauſes auf 375,000 Markt erhöht, 1873 auf 525,000 Mark und 1874 auf 
1,050,000 Mart, und dabei ift es geblieben feit 4 Jahren. Im vorigen Jahre 
Rellte die Budgetlommiffion, anfnüpfend an den Antrag Bernhardt, 2 Anträge, 
fe lauteten: 

erſtens: 
Mit Rückſicht auf die unbeſtreitbar in vielen Theilen der Monarchie 
hervortretende Nothwendigkeit, mit dem Ankauf und der Aufforſtung 
öder Ländereien und ganz ertenfiv benutzter Weidegründe mit abſolutem 
Waldboden im Intereſſe der Landeskultur raſcher als bisher vorzu— 
gehen, 

und zweitens: 
ſtatiſtiſche Erhebungen über die vorhandenen Forſtländereien, über die 
Veränderungen des Waldareals und insbeſondere über die im Intereſſe 
der Landeskultur aufzuforſtenden Grundſtücke vornehmen zu laſſen und 
das betreffende ſtatiſtiſche Material dem Landtage mitzutheilen. 

Dieſe beiden Anträge wurden mit großer Majorität vom Hauſe angenommen. 
JG Hatte gleichzeitig einen Zuſatz beantragt, dahin gehend: 

die erforderlichen Geldmittel zum Forftanfauf werden nöthigenfalle 
dur Berfauf von Domainen beichafft. 
Jahrb. d. Br. Forſt- u. Jagd ⸗Geſetzg. X. 2 
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Auch diefen Antrag machte die Budgetlommiifion ohne Weiteres zu dem 
ihrigen. Das war aber, wie ich glaube, fein Unglüd. Es wäre dem Antrage 
beffer gewefen, wenn man ihn in der Budgetlommijfion geftriegelt und gefämmt 
und auf ein geringeres Maß zuritdgeführt hätte. Der Antrag kam dann ins 
‚Plenum. Ich motivirte ihn ftatiftifch, volkswirthſchaftlich, meteorologiſch, phyfi- 
kaliſch, konftitutionell, juriftifch. (Heiterkeit). 

Ich habe meine Nede, um mich fiir die heutige Debatte zu orientiren, geftern 
wieder durchgelejen und muß fagen, fie hat mir fehr imponir. Ich muß ge- 
ftehen, fte fommt mir heute viel gelehrter vor, wie ich felber. (Heiterkeit). 

Der Antrag ging allerdings fehr weit, er hatte im Sinne, ſämmtliche Do- 
mainen zu verkaufen und dafür Yorften anzulegen. Der Herr NRegierungs- 
kommiſſar widerlegte mid) in vielen Punkten fehr eingehend und ausführlich — 
ih bin ihm beute noch fehr dankbar dafür. — Auch der Herr Minifter erwies 
mir die Ehre, mir darauf zu antworten; er fette gemwiffermaßen den Puukt auf 
das J und machte einen fehr guten Wig über meine Perjon. Er verglich mid 
mit dem Milchmädchen in Gellerts Yabeln. Wenn das ein Abgeordneter gejagt 
hätte, jo würde ich ihm vielleiht darauf ähnlich geantwortet haben. Sch habe 
aber in diefem Punkte fehr altmodifche Anfichten. Ich Halte es nämlich fiir ganz 
unpaffend, wenn in diefem Haufe iiber die Perfonen der Minifter Seiner Majeftät 
des Königs Witte gemacht werden. Für mich ift eine Gene in diefer Beziehung 
doppelt vorhanden, weil ich gleichzeitig Beamter Seiner Majeftät des Königs bin 
und in dem Herrn Finanzminiſter meinen Vorgeſetzten zu verehren habe. Das 
ift übrigens, wie ich in Parenthefe bemerfe, auch die einzige Gene, die ich in 
diefer Beziehung anerkenne für die Doppelftelung eines Beamten und Abgeord- 
neten. Ich jchwieg alfo und werde auch in Zukunft ſchweigen, wenn der Herr 
Minifter mich in ähnlicher Weife angreifen ſollte. Will der ‚Herr Minifter davon 
profitiren, will er mich in diefem waffenlofen Zuftande angreifen, fo habe ich nichts 
dagegen. 

Meine Herren, mein Antrag wurde abgelehnt und zwar mit einer fehr zweifel- . 
haften Majorität, denn nad dem ſtenographiſchen Bericht hat der Herr Präfident . 
die Gegenprobe machen lafjen. Bon dem Antrage Bernhardt, der von der Budget: . 
tommiffton empfohlen und vom Haufe mit großer Majorität angenommen war, . 
mußte dagegen erwartet werden 1) eine Berftärkung des Forflanfaufsfonds für _ 
1878. — Sie ift aber nicht erfolgt, denn es find wieder nur 1,050,000 Mark in . 
den Etat geſetzt; 2) ließ fich beftimmt erwarten die Aufftellung einer Forfiftatiftit 
im Jahre 1877. Daß fie aber vorgenommen oder eingeleitet worden wäre, da- . 
von babe ich nichts gehört. ES fcheint alfo, daß der Abgeordnete Bernhardt und . 
das Haus mit feinem Antrage genau fo viel erreicht hat, als ich mit meinem 
durchgefallenen Antrage, nämlich nichts. 

Mein vorjähriger Antrag ging ja nun fehr weit, ich hätte ihn aber dennoch 
jehr gern wiederholt. Ich Fonferirte darliber mit verfchiedenen der Herren Juriften 
im Haufe, fand aber, daß fie alle eine unglaublihe Zahl fchwerer Bedenken 
hatten, die fich meiften® auf das Gefe vom 17. Januar 1820 bezogen. Sie ° 
meinten, die Inhaber der alten Staatsſchuldſcheine müſſen konfentiren — und 
was alles. Ich war der Meinung nnd wandte ein, — ich bin eben kein Zurift 


es würde vielleicht auch jo gehen, daß man das nen anzufaufende Forftland als ' 


Piandobjeft treten laſſe an die Stelle der verfauften Domainen; indeffen das zog \ 
alles nit. Sch Fonnte alfo nichts weiter thun, als zum Rückzug blafer mit 
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meinem Antrage, um ihn nun in der mattherzigen Form zu formuliren, wie er 
geteilt ift, namentlich mattherzig durch das Wort „möglich“, welches ſich darin 
findet. Ich ziehe mich jetst lediglich auf den einfahen Sat zurüd, daß es feine 
gute Wirthſchaft ift, wenn der Menſch fein Kapital verwirthichaftet zu laufenden 
Ausgaben. (Sehr richtig !) 

Der das thut, lebt viel fchlimmer auf Koften fpäterer Generationen, als der- 
jenige, der Schulden macht zu produktiven Zwecken; in diefer Lage find wir be« 
lanntlich. Mit einer Forſtſtatiſtik komme ich Ihnen diesmal nicht wieder, ich 
mödte nur die zwei Hauptzahlen refapituliren. Wir haben 470 Duadratmeilen 
Staatsforft und 61 Duadratmeilen Domainenbefig. Nach der Mittheilung, die 
der Herr Regierungslommiffar uns in der Gruppe gegeben hat, find in den letzten 
sehn Jahren gegen 5 Duadratmeilen Domainen verkauft und etwas über eine 
Quadratmeile Forftland, zufammen alfo 6 Duadratmeilen Staatsgrundbefiß ; 
Kr. 44 der Druckſachen giebt ihnen das näher an — flir eine Summe von 
#6,590,870 Marl. Zum Theil find bekanntlich die Verkäufe gar nicht günftig 
— namentlich bei den Ausſchlachtungen, wie wir das ſchon öfter erörtert 
aben. 

Wir hätten in der Gruppe gern noch eine andere Nachweiſung gehabt, wie 
diel nämlich das Land gekoſtet hat, welches angekauft worden iſt. Wir haben 
fe aber nicht bekommen können, das Material war im Miniſterium nicht vor- 
handen. Indeſſen findet ſich doch einiges Material in einer Notiz des Herrn 
Kegierungskommiſſars aus der vorjährigen Sitzung, darnady haben wir in den— 
ſelben zehn Fahren 33,022 Hektaren, oder was daffelbe ift, 6 Duadrat-Meilen 
Forſtland angelauft, alfo dieſelbe Fläche, die man verlauft hat. Die Nachwei— 
fung ergiebt außerdem noch 10 weitere Ouadratmeilen, die durch Tauſch er- 
worben find und auf andere Weife — die gehören aber nicht hierher. Es find 
alſo 6 Duadratmeilen Forft und Domainen verkauft für 46,590,870 Mark und 
b Ouadratmeilen Forſtland wiedergefauft. Den Preis wiffen wir nicht genau, 
aber ih Tann ihm berechnen nad einer Neußerung des Herrn Regierungstom- 
miſſars im vorigen Jahre. Er fagte: der Morgen foftet ungefähr 30 Marl, 
daraus kann ich aljo berechnen, daß die 6 Duadratmeilen neues Forſthaus vier 
Rilionen Mark gefoftet haben; es bliebe alfo eine Summe von 42% Millionen 
Marf übrig, die nicht zur Verwendung durch Landanfauf gelommen if. Für 
etwaige Rehnungsfehler will ich mich noch handeln laſſen und will die Summe 
von 42% Millionen auf 40 Millionen Mark reduziren. Das halte ich für ein 
ſehr böſes Reſultat. Man ſagt nun allerdings, dieſe Summe ſei nicht zu den 

enden Ausgaben verwandt, ſondern zur Schuldentilgung, und dazu ſeien wir 
derpflichtet geweſen nach dem Geſetze vom 17. Januar 1820. Da wir amortifirt 
hätten, hätten wir auch das Kapital thatſächlich nicht angegriffen; wer feine 
Schulden bezahle, verbeſſere ſeine Güter. Ich gebe zu, daß dies alles zum Theil 
richtig iſt, indeſſen muß ich doch beklagen, daß wir uns noch immer auf dem 
Standpunkt vom Sabre 1820 befinden, wo der Staat bekanntlich in der aller- 
größten Geldkalamität war. Ich glaube, wir hätten manches feitdem ändern 
Ünmen; ferner bin ich der Meinung, daß man dur Amortifirung nur dann 
Kine Güter verbefiert, wenn man gleichzeitig feine neuen Schulden madıt; macht 
Man aber neue Schulden, fo kommt es doch eigentlich auf das hinaus, was man 
Studentenwirthſchaft zu nennen pflegt. Eine wirkliche Amortifirung liegt nicht 
vor, und es bleibt dabei, man verwirthfchaftet fein Kapital. Ich Hätte ferner 
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noch zu erwidern, daß das Geſetz vom Jahre 1820 doc nur auf die Domainen 
geht, die damals vorhanden waren, aber nicht auf die, welche feitdem erworben 
find. 

Ein Piandobjelt für die Staatsgläubiger find die Domainen in den neuen 
Landestheilen gewiß nicht. Meine Herren, die jchlechte Wirthſchaft, die in der 
Berausgabung des Kapitals zu laufenden Ausgaben liegt, ift ganz befonters 
gefährlich, wenn dieſes Kapital in Grundbefitz befteht; der Grundbefig fteigt bes 
kanntlich erfahrungsmäßig im Werth, und der Geldwerth finkt in gleichem Maße. 
Seit 30 Jahren hat der Grundwerth fi) gewiß verdoppelt, während andrerjeits 
der Gelowerth in demfelben Maße gefunten if. Beide Erfcheinungen bedingen 
fi ja gegenjeitig. Was man vor 30 Fahren mit 50,000 Thalern machen fonnte, 
kann man heute nicht mehr mit 100,000 Thalern leiften. Es jcheint mir nun 
ein beillofer Unterjchied zu fein zwifchen der Verwirthſchaftuug eines Kapitals, 
welches nothwendig im Werthe fteigen muß, und der Bermirthichaftung desjenigen 
Kapitals, welches nothwendig finfen muß. Ich glaube, daß diefe Wirthichaft 
nothwendig ein Ende gewinnen muß. Das kann nur dadurch gefchehen, daß man 
die Erlöjfe aus den Domainen wieder in Grundbefit anlegt, und zwar vorzugs— 
weife in der Form von Forftanfäufen. 

Die nationalölonomifchen Vorzüge, die das, abgejehen von der Geldfrage, 
bat, will ich nicht wieder auseinanderfegen; Sie werden Gelegenheit haben, das 
an einer andern Stelle zu ſehen. Der Herr Abgeordnete Bernhardt hat einem 
großen Theile der Abgeordneten eine Broſchüre mitgeheilt, die diefe Frage er: 
läutert. Es fragt fih nun, meine Herren, wo kommt das Geld her? Daß es 
zur Zeit fehlt, wifjen wir ſchon. Die Finanzen find nit mehr in fo guter 
Lage, wie früher. Wenn das Geld da wäre, jo habe ich dag Vertrauen zu dem 
Herrn Minifter, daß er diefen Fonds auf Grund des vorjährigen Beichluffes des 
Haujes erhöht hätte. Nun, meine Herren, meine ich, es würde wohl zu fchaffen 
jein einmal in der Weife, wie ich vorhin andeutete, durch fparfame Bauten auf 
den Domainen und dann dadurch, daß die Amortifation aus dem Erlöfe der 
Domainenverfäufe fiftirt wird. Man kann einfach den Berfauf in den alteı 
Provinzen einftelen und ihn in den neuen flotter betreiben. Dort ift er viel 
mehr Bedürfniß, und dort ift es viel eher angezeigt zu verfaufen, weil da bie 
Domainen viel mehr zerfplittert find, als in den alten Provinzen. “ Wenn das 
alles nicht ausreicht, nun, meine Herren, dann ift ja das beliebte Mittel der 
Anleihe übrige. Ich muß geftehen, daß ich zu Forftanfäufen viel eher eine An- 
leihe bewilligen möchte, als zu den vielen Zmweden, die in der Vorlage über die 
126 Millionenanleihe ftehen. Sollte ein folder Poſten von geringer Erheblichkeit 
in die Anleihevorlage fommen, jo werde ich mit ganz befonderer Paifion dafür 
fiimmen. Dann wird noch gejagt, zu der ganzen Prozedur der Domainenankäufe 
und Verkäufe gehöre ein außergewöhnliche Vertrauen zur Regierung. Ich für 
meine Perſon habe diefes Vertrauen im allerausgedehnteften Maaße, und, fo viel 
ich weiß, wird auch die Mehrheit diejes Haujes das Vertrauen theilen, vielleicht 
mit Ausnahme des Centrums und der Fortichrittspartei. Die übrigen Parteien 
hegen ja das entſchiedenſte Vertrauen in vielen anderen finanziellen Dingen, die 
jehr viel weiter gehen, warum nicht in diefem? Mein Antrag ift jedenfalls ganz 
unjhuldig durch das Wort „möglih“. Ich für meine Perſon würde vorläufig 
fehr befriedigt jein, wenn in den nächften Etat eine Summe von 3—4 Millionen 
mehr kämen. Beftimmte weitere Anträge laffen fi überhaupt erft machen, wenn 
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die Statiſtik vorliegt, die der Herr Miniſter im vorigen Jahre, ich weiß nicht, 
verſprochen oder wenigſtens nicht abgelehnt hat. Die Statiſtik iſt ja erſt das 
Fundament für die Beurtheilung der ganzen Frage. Ob mein Antrag ſchon 
hente reif iſt, angenommen zu werden, ſtelle ich dahin, vielleicht verweiſen Sie 
die Sache in die Budgetkommiſſion. Ich habe nichts dagegen, und würde nur 
bitten, daß die Kommiffion mich bei ihrer Berathung zuzieht. 

Was den Antrag des Grafen Matuſchka betrifft, fo kann ich ihm nur zu— 
fimmen. Er enthält etwas, was ich als irrthümlich, als felbftverftändlich voraus- 
gejegt habe, dag nämlich mindeftens jährlich 1,050,000 Mark immer verwendet 
werden ſollen. Indeſſen halte ich es auch jet für beſſer, daß es ausdrücklich 
ausgeiprochen wird. Ich fchließe mich dem Antrage alfo an. (Bravo! recht.) 

Präfident: Nach der Geihäftsordnung ift e8 formell nothmwendig, diefen 
Antrag an eine Kommiffion zu vermweifen, weil er eine Mehrbemwilligung bean 
tragt. 

Der Herr Finanzminiſter hat das Wort. 

Finanzminiſter Camphauſen: Meine Herren! Der geehrte Herr Vorredner 
hat in ſeiner Rede angeführt, daß er mir gegenüber gleichſam wehrlos geweſen 
ſei, und hat doch für gut befunden, auf einen Vorfall in der Sitzung vom 
1. März dieſes Jahres zurückzugehen. Geſtatten Sie mir, — ich habe mir den 
ſtenographiſchen Bericht kommen laſſen — daß ich Ihnen die damalige Aeußerung 
reproduzire; fie lautet, wie folgt: 

Indeß, meine Herren, ich will hier auf dieſes Thema nicht näher ein- 
gehen, 
— nachdem eine ziemliche Zahl von Gründen über die allgemeine Auffaffung 
vorgeführt waren, — 
ih will aud die angeftellte Rechnung, die mich etwas an die Ge- 
ſchichte des Milchmädchens mit allen feinen Phantaften erinnert bat, 
nicht weiter zergliedern. 

Ich glaube nicht, daß ich in diefer Neußerung irgend wie über die bered)- 
tigten Grenzen binausgegangen bin. (Rufe: Nein!) Jedenfalls kann ich fagen, 
dag mir nichtS ferner gelegen hat, als dem geehrten Herrn Vorredner irgend ein 
unverbindliches Wort zu fagen. 

Wenu der geehrte Herr Vorredner fi) darüber beflagt, daß zwar in jener 
Sigung feitens des Heren NRegierungstommiffars in dankenswerther Weije auf 
feine Darlegungen eingegangen ſei, von mir, der ich fpäter ſprach, aber nicht, fo 
denfe ich, liegt der Erflärungsgrund darin, daß, wenn der Herr Regierungs- 
tommiffar das Nöthige ſchon gejagt hat, der Minifter eg nicht nochmals zu wieder- 
holen braucht. (Heiterkeit). 

Soll ich aber für meinen Theil auch etwas auf die Rechnung eingehen, die 
der Herr Vorredner uns damals vorgeführt hat, jo will ih nur anführen, daß 
mid zu jenen Aeußerungen, zu jener angefochtenen Aeußerung, der Umftand be= 
wog, daß der geehrte Herr Vorredner damals die Verkäufe von Domänen in 
einem gewiſſen Kreiſe — es ift, glaube ich, der Kreis Arnswalde — alle als 
feiht ausführbar ſchilderte, daß er erwartete, daß dabei die Zinſen, die bisherige 
vachtrente, jehr hoch Fapitalifirt werden wiirde, und daß er umgelehrt bei den 
Forſten eine Rechnung im entgegengejegten Sinne machte. Werfen wir nun einen 
Augenblick einen Blick auf die Rechnung, die er bei den Forften machte, jo will 
ih nur folgenden Paſſus hervorheben: 
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Es legt eine Berechnung zu Grunde, wie man 300 Quadratmeilen 
mit 400,000,000 
—. fo heißt e8 in dem Bericht, eg wird wohl heißen follen 400,000,000 Mark — 
aufforften und laufen könnte Die Nente davon würde ſich nad 
dem jet vorliegenden Etat ungefähr berechnen laſſen. Es bringen 
nämlich die jet vorhandenen 470 Duadratmeilen Forſten nad Abzug 
der Koften eine reine Rente von 27 Millionen netto, eg würden alfo — 
wird geſchloſſen — 
die 300 Duadratmeilen neuer Forften 17 Millionen bringen; ich will 
aber nur 14 Millionen rechnen, das wären 3% Prozent des Kapitals. 
Meine Herren, bei der damaligen Rechnung wurde davon ausgegangen, daß 
man Oedland anfaufte und der Forftlultur mweihte und es in Forftland umwan⸗ 
delte. Wer jemals eine ſolche Operation vorgenommen hat, kann überſehen, daß, 
wenn man in folcher Weife vorgeht, dieſes Dedland, was alfo in der Unterftellung 
400 Millionen Mark gekoftet haben fol, für eine ganze Reihe von Fahren nichts 
bringt, (ſehr richtig!) oder außerordentlih wenig bringt, daß Sie die Zeit der 
Ertraglofigfeit natürlich nicht völlig in Bezug auf Heine, unbedeutende Erträge, 
aber in der Hauptſache doch auf mindeftens 25 Jahre verjchieben müſſen, daß 
erft nad) 25 Jahren — ich bin mir deffen bewußt, daß es ja Heine Nutzungen 
ſchon vorher giebt — dagegen treten die Hauptnußungen auch nach 25 Fahren 
noch nicht ein, die erfordern einen Zeitraum von 40-50 Jahren. Nun, meine 
Herren, was ift das für ein Raijonnement, daß man aus den vorhandenen Forften, 
bei denen doch der Holzbeftand die Hauptſache ift, bei denen doch der Holz- 
beftand eigentlich dasjenige Kapital ift, was die Neventien gewährt, daß man 
daraus den Schluß zieht, wenn ich morgen Dedland angelauft babe und 
babe meine Förfter beginnen laſſen, mit der Forftkultur vorzugehen, dann 
Tann ic mir davon 3% Prozent Zinjen rehnen? Das ift ja doc wirklich eine 
fo haltlofe Berechnung, die, wie ich hoffe, feiner von unferen angeblich nicht tech« 
nifch gebildeten Departementsräthen jemals machen würde. Nun ift das ja Die 
ganze Frage bei der Angelegenheit von dem finanziellen Standpunkte aus, ob 
der Staat die Opfer, die er nothwendig in finanzieller Beziehung bringen 
müßte, zu einer gegebenen Zeit bringen fann, bringen will, und ob er fie 
zu einer gegebenen Zeit nütlich bringen Tann. Der Herr Borredner hat, wie ich 
meine, durch feine Ausführung fonftatirt, daß es an dem guten Willen, der 
Landesvertretung entgegenzufommen, nicht gefehlt hat, daß wir von 150,000 auf 
350,000, demnädft anf 525,000 und auf 1,050,000 Mark pro anno übergegangen 
find zum Zwede von Anlauf von Forftland und Kultivirung von Forftland. 
Meine Herren, wenn die Verhältniffe in diefem Jahre ebenfo giünftig gelegen 
hätten, wie fie das nicht thun, fo würde vieleicht die Finanzyerwaltung in die 
Lage gekommen fein, Ihnen fchon für den vorliegenden Etat eine Erhöhung 
vorzufchlagen. Daß fie von Ihnen jelbft dazu nicht aufgefordert worden ift, 
daß von derjelben Majorität, die im März jenen Antrag angenommen bat, an⸗ 
erfannt wurde, daß es keineswegs die Meinung jei, damit die Regierung zum 
unmittelbaren Vorgehen jhon für den nädhften Etat drängen zu wollen, das 
kann ich nicht beffer belegen, al8 wenn ich auf die Rede Bezug nehme, die der 
Referent Herr Abgeordneter Nidert gehalten bat. In jener Rede hieß es unter 
Anderem, wie folgt: 
Obwohl die Budgetlommiffion anerfannt hat, daß in diefer Richtung 
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mehr geichehen müfje und den Antrag Beruhardt infofern mit Freude 
begrüßt bat, konnte fie doch nicht fo weit gehen, wie der Antrag Bern- 
hardt vorjchlägt, der ſich nicht nur dahin ausfpricht, daß rafcher vor- 
gegangen werden folle als bisher, fondern den ſchon im nächſtjähri— 
gen Etat im Kapitel 4, Titel 4 „verftärfte Fonds“ ausgejegt wiffen will. 

Es wurde aljo darin ausdrücklich ein Unterjchied gefunden und als folcher 
bervorgehoben, daß im Sinne der Majorität der Antrag, ſchon im nächſtjährigen 
Etat mit einer Erhöhung vorzugehen, nicht geftellt worden ift. 

Im Uebrigen, meine Herren, bin ich weit entfernt, indem ich die Nichtigkeit 
der Rechnung des geehrten Herrn ˖ Vorredners nicht anerkenne, deshalb nunmehr 
den Sat ausjprechen zu wollen, als wäre Alles, was er in der Rede geäußert 
hätte, von meiner Auffaffung diametral abweichend, das ift nicht der Fall. Wenn 
der geehrte Vorredner in feiner Rede praktiſche Vorſchläge anbringt, fo fchente 
ih denen ftetS ein fehr aufmerkjames Gehör und werde mich bemühen, fomeit ich 
Ian, davon Nutzen zu ziehen. Was der Herr Redner ung heute in einer an- 
deren Rede über den Umftand gejagt hat, daß feiner Auffaffung nach auf den 
Königlihen Domänen zu theuere Gebäude aufgeführt würden, meine Herren, fo 
babe ich mir das ad notam genommen und werde meinerjeitS unterjuchen, ob 
das richtig iſt oder nicht. 

Endlich, meine Herren, bat der Herr Vorredner noch eine Aeußerung dar- 
über vermißt, ob wir die flatiftiichen Ermittelungen, die das Hohe Haus im 
borigen Jahre angeftellt wiffen wollte, eingeleitet hätte oder nicht. Ich will aljo 
die Mittheilung machen, daß die Regierung fofort dazu übergegangen ift, die 
nothwendigen Einleitungen zu treffen, daß aber das Refultat der Ermittelungen 
zur Zeit noch nicht vorliegt., 

Brafident: Das Wort hat der Abgeordnete v. Benda. 

Abgeordneter Bd, Benda: Meine Herren! Die Angelegenheit wird in der 
Budgetkommiſſion gewiß mit der äußerften Sorgfalt geprüft werden. Ich glaube, 
nachdem das Haus im vorigen Jahre mit einer faft an Einftimmigfeit grenzenden 
Mehrheit, feine Sympathien für die Vermehrung der Forften ausgeſprochen bat, 
dem doch Hinzufügen zu müſſen in Beziehung auf die Neußerung des Herrn 
Tinanzminifters, daß, wenn wir damals auch nicht geglaubt haben, daß jofort in 
dem nädhften Etat eine Erhöhung diefer Pofition eintreten müffe, wir doch diefe 
Erhöhung nicht in eine übermäßig weite Ferne gerüct haben wollten. Meine 
Herren, nad dem Sympathien, die wir im vorigen Jahre ausgeiprochen haben, 
kann ich nur bedauern, daß Herr v. Meyer nicht auf diejen Beſchluß weiter ge- 
baut bat, fondern daß er’ abermals Fragen, fiber die wir vollftändig einverflanden 
find, mit Fragen vermengt, über welche eine Webereinftimmmung nicht ftattfindet. 
Meine Herren, die Frage der Veräußerung der Domänen und die Trage ber 
Bermehrung des Forftbefiges liegen beide auf ihrem eigenthümlichen Gebiet. 
Was die Frage der Veräußerung von Domänen betrifft, jo bin ich überzeugt, 
daß in Betreff ihres Umfanges und der Art der Ausführung in dem Hohen 
Haufe die allerverjchiedenften Anſchauungen herrſchen. Meine Herren, ih glaube 
in der Form, wie Herr dv. Meyer den Antrag in diefem Jahre vorgelegt hat, ift 
er finanziell in der That nicht annehmbar. Meine Herren, Herr v. Meyer gebt 
in diefem Jahre — und darin täufcht er fi — weiter al$ im vorigen Fahre. 
Im vorigen Fahre fagte er: Die Domänen können zu diefem Zwecke veräußert 
werden, in dieſem Jahre fagte er: Die Domänen follen veräußert werden zu 
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dieſem Zwecke. Er nagelt nicht allein die Finanzverwaltung feſt an, vorläufig 
an ganz unbelannte Größen, ſondern er präjudizirt auch der Freiheit unſerer 
Entſchließung in Beziehung auf diefe Dinge für die kommenden Zeiten. 

Meine Herren, wenn der Antrag des Herrn Abgeordneten v. Meyer in Be- 
ziehung auf die legten fünf Jahre ſchon hätte gelten follen, dann wäre er nad) 
den Ausführungen des Herrn Regierungskommiſſars vom vorigen Jahre völlig 
unausführbar geweſen. Er hat ung aus Gründen, die bier noch nicht widerlegt 
find, ausgeführt, daß der Anlauf von orftländereien im Umfange von 5 bis 
6 Millionen Mark fi ohne die größte finanzielle Einbuße nicht würde haben 
durchführen laſſen. 

Meine Herren, ich bedaure e8 auch, daß, nachdem im vorigen Jahre die 
Berbindung der Domänenverfäufe mit der Frage der Vermehrung der Forſten 
von dem Hohen Haufe ausdrüdlich abgelehnt worden ift, man diefe Verbindung 
nun wiederherzuftellen fih bemüht. Ich glaube, in der Budgetlommilfion wird 
man ja auch diefe Frage mit der größten Sorgjamfeit prüfen, ich vermuthe aber, 
daß man in der Budgetlommiffion ſich zunächſt an die Befchlüffe Halten wird, 
welche daS Haus im vorigen Jahre gefaßt hat. 

Endlich, meine Herren, ift mir Eins allerdings beſonders intereffant geweſen, 
das ift die Andeutung, die Herr v. Meyer gemacht hat mit der Aeußerung das 
Kapital verwirthichaften zu laufenden Ausgaben, ſei nicht richtig. Ja, meine- 
Herren, das ift unzweifelhaft wahr, und ich kann nicht leugnen, daß die Ziffern 
in der Mittheilung über Domänen- und Forftverfäufe einigen Eindrud auf mich 
gemacht haben, namentlich wenn ich erwäge, daß ja zu dieſen VBermögenseinbußen 
noch die Ablöfungen Hinzutreten und fo manche Aftivfapitalaufzehrungen, die vor= 
gefommen find; aber wir dürfen nicht vergeffen, die Bermögensbilanz des Staates 
beruht nicht allein im Verhältniß der Domänen zu den Forften, fondern fie be- 
ruht ja in einer großen Anzahl anderer Staatsverwaltungen, Eifenbahnen, Berg- 
bau, Hüttenverwaltung u. |. w. Sch glaube, e8 wäre für uns in der heutigen 
Lage unferer Verhältniffe außerordentlich intereffant, wenn wir von Seiten der 
Staatsregierung, jo weit die möglid, eine Bilanz des. Staatsvermögens und 
ihrer Veränderungen jeit den letten 10 Jahren erhalten könnten. Ich glaube, 
für einen Mann wie den Finanzminiſter Camphaufen, der in fo bedeutungsvoller 
Beit jeit 10 Jahren die Finanzverwaltung des Staates führt, wäre es eine danf- 
bare und höchſt intereffante Aufgabe, wenn er dem Landtage vorlegen fünnte, ob 
und in welder Weife fi das Stammvermögen des Staates in den letten 
Jahren vermehrt oder vermindert bat. Ich gebe das dem Finanzminifter Camp⸗ 
haufen anheim, glaube aber, daß auch diefe Frage Gegenftand der Budgetlom- 
miffion bilden wird, wie der Antrag des Herrn dv. Meyer. . 

Präſident: Der Abgeordnete Graf v Matufchla hat das Wort. 

Abgeordneter Graf v. Matuſchka: Nach demjenigen, was Herr v. Meyer 
(Arnswalde) bereit$ in der vorigen Seffion und in diefer Seffion über feinen 
damaligen und jeßigen Antrag gejagt hat und über die Zweckmäßigkeit des An- 
faufes von Forfigrundftüden bedarf es nur weniger Worte zur Begründung 
meines Unterantrages. Ich ſtehe im Allgemeinen auf demielben Standpuntlte, 
den Herr v. Meyer vertreten hat, ich wünſche auch lebhaft, daß fo viel, wie 
möglich, Forfigrundftiide angefauft werden und namentlich Dedländereien. Wenu 
Herr dv. Benda jegt Herrn v. Meyer den Vorwurf gemacht hat, er hätte abfolut 
Domänenländereien verkaufen wollen, und es ſollten diefelben verkauft werden, 
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ſo kann ich das aus dem Antrage des Herrn v. Meyer nicht herausleſen. Herr 
v. Meyer will nur, daß ebenſo viel Geld zum Ankauf von Forſtländereien, na- 
mentlich Dedländereien, aufgewendet werde, ald aus dem Erlös von verfauften 
Domänen und Forfigrundftüden in die Staatslaffe fließt. Deſſen ungeachtet kann 
ih doch feinem Antrage in der Form, wie er vorliegt, nicht beijtimmen. Wenn 
Herr dv. Meyer gejagt bat, dasjenige, was ih in meinem Unterantrage haben 
wollte, jei ſchon felbftredend mit in feinem Antrag inbegriffen, jo fann ich das 
doch nicht zugeben. Ich kann mir fehr leicht die Möglichkeit denken, daß in den 
nähften Jahren der Erlös aus den verfauften Domänen und Foritländereien 
nicht die Höhe der Summe erreicht, welche in dem diesjährigen Etat zum Ankauf 
von Forftländereien ausgemorfen if. ES können Jahre eintreten, (die Möglich: 
keit ift ja denkbar), in welchen gar feine Einnahmen aus dem Berlaufe von 
Domänen und Forftländereien erwachſen. Ich nehme Bezug auf die Nachmeifung 
in Nr. 44 der Drudjadhen, da find im Jahre 1867 blos 813,000 Mark und 
etwas darüber aufgefommen für verlfaufte Domainen und Forftgrundftüde. Dies 
wäre eine Summe, die noch niedriger ift, als die diesmal im Etat ausgeworfene. 
Ich möchte aber mindeftens die Summe des diesjährigen Etats auch für die 
nächſten Jahre feftgehalten wiffen, und deshalb bitte ich Sie, meinen Antrag an- 
zunehmen, der dahin abzielt, daß wenigſtens diefe Summe auch ferner zum 
Ankaufe von Forſtgrundſtücken verwendet werden möchte, 

Präfident: Der Abgeordnete Bernhardt hat das Wort. 

‚Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Der Antrag von Meyer er- 
ideint mir von meinem Standpunft aus mehr wie eine Meinungsäußerung, 
welche in diefem Hohen Haufe provozirt werden full, denn als ein Antrag, der 
die Königliche Staatsregierung in irgend einer Richtung augenblidlih und in 
ganz konkreten Berhältniffen nach beftimmten bindrängen fol. Denn wäre 
meine Auffaffung nicht richtig, fo meine ich, hätte der Antrag dv. Meyer ganz 
anders gefaßt werden müffen. Sie mögen mir deshalb geftatten, mid) mit der 
Form diefes Antrages, an welcher vielleicht weientliche Verbefjerungen vorge- 
nommen werden können, nicht zu bejchäftigen, ſondern Tediglih mit dem dem 
Antrage zu Grunde liegenden Gedanken. Diefer Gedanke ift der, daß das Staats- 
grundvermögen des Landes Preußen nicht vermindert, fondern, wenn auch in 
jeiner Form verändert, doch in feinem Gefammtwerth erhalten werden fol. Das 
ift derjelbe Gedanke, meine Herren, den in unferem Nachbarlande Sachſen die 
Berfaffungsurfunde im 8 18 dahin formulirt, daß das Staatsgut ftet$ in feinen 
wejentlichen Beftandtbeilen zu erhalten ift und ohne Bewilligung der Stände 
weder durch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden oder anderen Laſten 
beſchwert werden darf. 

Diefer Gedanke, meine Herren, fließt bei und in Preußen aus dem Bemußt- 
fein, welches die Mehrheit der Landesvertretung und, wie ich glaube, auch die 
Königlihe Staatsregierung erfüllt, hervor, aus dem Bewußtſein, daß ein Land, 
von den wirthſchaftlichen Verhältniffen Preußens eines Staatsgrundvermögeng 
nicht wohl entrathen Tann. Ich weiß es wohl, daß eine von Bielen als richtig 
anerkannte volfswirtbichaftliche Theorie, welche das StaatSgrundvermögen für 
entbehrlich hält, weil die wahre Kraft des Landes, die wahre Referve fiir die 
Tage der Noth und finanziellen Bedrängniſſe lediglich in der Steuerkraft der 
Bürger berube. Ya, meine Herren, das ift richtig für Länder wie Frankreich, 
mit einer außerordentlich blühenden Bodenwirthſchaft, unterftügt durch ein herr- 
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liches Klima und einem vortrefflichen Boden; das iſt ebenſo richtig für Länder 
von der inſularen, bevorzugten, geradezu monopoliſirten Lage wie England, aber 
es gilt nicht für ein Land, das vielfach einen armen Boden hat, welches in ſeiner 
gewerblichen und induſtriellen Entwickelung niemals jene günſtigen Vorbedingungen 
finden kann, die den genannten Ländern zu Theil werden. 

Wollen wir dieſen Gedanken als wahr anerkennen, wollen wir es feſthalten, 
daß unfer Staatsgrundvermögen nicht nach und nach aufgezehrt werden foll durch 
die Bedirfniffe des Tages, jo müſſen wir der unbeftreitbaren Thatjache gegen- 
über, daß unfer StaatSgrundvermögen einer Verringerung unterlegen bat, eine 
beftimmte Stellung nehmen. Ich glaube, etwas anderes hat der Antrag des 
Herrn v. Meyer nicht bezwedt; ſchon die Einfligung des verhängnißvollen Wört- 
leins „möglichft“ deutet ja an, daß es immer noch von der Prüfung der König- 
lien Staatsregierung im Fonfreten Falle abhängt, ob das Gleichgewicht zwijchen 
Einnahmen für verkaufte Staatsgrundftiide und Ausgaben für neu zu erwer—⸗ 
bende Grundftiide in einem beftimmten Jahre hergeftellt werden Tann. 

So dringend nun auch die Landesfulturaufgaben, welche auf dem Gebiet 
der Wiederaufforftung verödeter Ländereien liegen, fein mögen, fo ſehr fie ung 
auch zur Annahme des Antrages drängen, fo haben wir doch noch eine zweite 
Pflicht: wir haben dieſe Frage fiherlich auch finanziell zu prüfen, denn das, was 
bier an Aufwendungen gemacht werden fol, gefchieht ja ſchließlich Doch auf Koften 
der Steuerzahler. | 

Der Herr Finanzminifter bat Ihnen über das finanzielle Bild, welches 
Herr v. Meyer entworfen hat, das Nöthige gejagt, und ich kann mich im Ganzen 
diefen Ausführungen nur vollkommen anjchließen; denn allerdings iſt es ein ganz 
Anderes, ob es ſich handelt um die Rente einer neu aufgeforfteten Blöße, oder 
ob es fih handelt um die Rente eines vollfändig beftodten, mit einem Holz- 
kapital durch alle Altersflaffen hindurch ausgeftatteten Waldes. 

Ich möchte noch eins hinzufügen: hüten wir ung vor dem Gedanken, wie 
wenn wir auf diefem Wege jemals ein finanzielles Geſchäft machen könnten! 
Weiſen wir diefen Gedanken meit von uns, denn meine Herren, das, was wir 
im Tandeskulturintereffe aufforften, find die fehlechteften Böden, auf denen wir zu 
fümpfen haben mit großen Schwierigkeiten, der Waldbegründung, des Kultur- 
betriebes, auf denen wir zu fämpfen haben mit einem trägen, langjamen Zuwachs 
der begründeten Holzbeftände, auf denen wir niemals die werthvollften Sorti- 
mente an Bauhölzern erzielen werden, fondern wir werden uns vielleicht durch 
mehrere Generationen hindurch mit relativ ſchwachen Hölzern, die nie einen hohen 
Marktpreis erlangen werden, begniigen müſſen. 

Aber ganz fo unglnftig, wie es hiernach den Anfchein haben möchte, liegt 
meiner Weberzeugung nach die Frage nad ihrer finanziellen Seite doch nicht. 
So meit es gelingt, meine Herren, den Boden, welcher aufgeforftet werden foll, 
zu einer Summe zu erwerben, welche feiner Ertragsfähigfeit einigermaßen ent- 
ipricht, jo lange wird das Opfer, welches zu bringen ift, welches ich nicht be- 
ftreite, fi als ein nicht übermäßig ſchwerwiegendes herausftellen. Wir fünnen 
annehmen, daß unfere Domänen ſich etwa zu 3 Prozent verzinfen, wenn wir den 
wirklichen Neinertrag — nicht den Nettoertrag, der noch belaftet ift mit gewiſſen 
Aufwendungen — in Rechnung ftellen. 

Run freilich bin ich nicht ın der Lage, meine Herren, Ihnen zu jagen, auf 
welchen Zinsfuß wir e8 bringen werden, wenn wir in ausgedehntem Maße neue 
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Waldungen begründen. Ich bekenne meine Unwiſſenheit; ich bekenne, daß ich 
auch nicht weiß, zu welchem Zinsfuß ſich das in den Preußiſchen Staatsforſten 
ftedende Kapital verzinſt. Ich bin Jedem dankbar, der mir angiebt, wo ich eine 
brauchbare Ziffer in diefer Beziehung finden kann. Vorläufig bin ich der Anficht, 
daß das Niemand weiß. ES unterjcheidet fi nämlich die Reinertragsrechnung 
bei den Forſten jehr wefentlich von der bei landwirthſchaftlich benutzten Grund- 
ſtücken. Es ift feine ganz leichte Aufgabe, denjenigen Zinsfuß zu bezeichnen, zu 
welchem ein waldwirthſchaftlich arbeitendes Kapital num wirklich wirbt; denn, 
meine Herren, bei der Waldmwirthichaft Haben wir es mit einem Faltor zu thun, 
der Schwer ind Gewicht fällt und nach feiner eigenthümlichen finanziellen Natur 
nur mit einer gewiffen Schwierigfeit in die Rechnung eingeführt und ziffermäßig 
dargeftellt werden fann. Das ift nämlich jene Zinsſumme, welche aufläuft von 
dem Tage der Begründung eines Beftandes bis zu dem Tage der Abnutzung 
diefes Beftandes. Diefe Summe muß ihren Ausdrud und zwar als ein Soll 
in der ganzen Berechnung finden, und da, wo fte nicht in NRüdficht genommen 
ift, haben wir es höchftens mit einem Nettoertrag, aber niemals mit einem Rein- 
ertrag zu thun. i 

Bisher, meine Herren, ift, fo viel ich weiß, der Verſuch nie gemacht worden, 
für unjere Waldwirthichaft des Staates die in den einzelnen Gegenden, Wald- 
gebieten erreichbare und wirklich erreichte Verzinſung des Betriebsfapital® zu be- 
rechnen. Als ich im vergangenen Jahre die Ehre hatte, vor Ihnen meine An- 
träge zu vertreten, machte ich darauf aufmerkſam, daß mir diefe Frage eine aller- 
dings ziemlich brennende zu fein fcheine; denn es fei doch flir die Geſammtheit 
des Landes, für die Vertretung des Landes, im erjter Linie flir die Königliche 
Staatsregierung eine Frage von weittragender Bedeutung, wie hoch denn num 
das in einem fo großen Gewerbebetriebe arbeitende Staatskapital fi in Wahr- 
beit verzinft. Ich muß davon Abftand nehmen, meine Herren, Ihnen auch nur 
eine Anficht dariiber zu äußern, welches der finanzielle Effekt des Gejchäftes, das 
der Antrag Meyer will, welches der Erfolg der Durchführung des Gedankens, 
der diefem Antrage zu Grunde liegt, fein würde. Ich verwahre mich aber aus— 
drüdlich dagegen, daß, wenn ich diefen Antrag empfehle, ich ihn in der Form 
empfehlen wollte, wie er Ihnen vorliegt. Ich verkenne feinen Augenblid, daß 
diefe ganze Regelung außerordentlihe Schwierigkeiten hat, Schwierigkeiten, die 
um fo größer werden, jemehr die Königliche Staatsregierung, die ausführende 
Behörde, durch irgend welche Beichlüffe eingeengt if. Sch bin der Ueberzeugung 
und babe dies in der Gruppe ausgefprocden, daß diefe ganze Regelung nur mög- 
lich if, wenn dem ausführenden Herrn Minifter das vollfte Vertrauen der Tandes- 
vertretung und des Landes entgegenfommt. Ich habe meine Anficht in der 
Gruppe nicht verfchwiegen, daß mir nad diefer Richtung der jegige Augenblid 
ein durchaus geeigneter zur fein fcheint; ich habe ferner damals hervorgehoben 
und muß auch diefe Schwierigkeit hier betonen, daß die Ausführung, welche nad) 
der einen Seite, nach der Seite der Neubegründung der Waldungen, in die Hand 
der Königlichen Forftvermaltung gelegt werden muß, nur unter Aufbietung außer- 
gewöhnlicher Kraft ſeitens diejer Verwaltung bewältigt werden kann. Ich jehe 
aber auch hierin feinen Grund, diefem Gedanken, der dem Antrage Meyer zu 
Grunde liegt, nicht beizutreten, denn es ift ja mohl im ganzen Lande die Mei- 
nung eine allgemeine, daß für Die fehwierigfte Aufgabe unfere Forftverwaltung 
zur Zeit volltommen geeignet erjcheint. Aber endlich Liegt noch eine Schwierig- 
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keit vor, und dies iſt vielleicht die größte, das iſt das Bekanntwerden im Lande 
von Abmachungen, welche fih auf ein fo großes, weittragendes Gejchäft beziehen. 
In dem Augenblid allerdings, wo in concreto befannt würde, daß hier oder 
dort ein größerer Landankauf beabfichtigt wird zum Zwede der Neubegründung 
von Staatsforften, wiirden wir die Erfahrung machen, daß dort die Preije rein 
imaginäre würden. Aljo auch nach diefer Richtung bin ich der Anficht, daß eine 
diskretionäre Dispofttion der Königlichen Staatsregierung überlaffen werden muß, 
daß dasjenige ftatiftifche Material, welches eventuell einmal gefammelt wird, nie- 
mals geeignet fein kann, in die Deffentlichleit zu kommen, und dag man es ver- 
meiden muß, die Lage fo darzuftellen, als wenn die Staatsregierung in beftimm- 
ten Gegenden darauf Hingedrängt werden jolle, mit großen Landanfäufen zu dem 
beregten Zwecke vorzugehen. (Sehr ridtig!) Wenn ich alle diefe Schwierig- 
feiten nicht verfenne, meine Herren, wenn ich wiederhole, daß ih mid dem 
Grundgedanken diefes Antrages nur vol anfchließen Tann, daß ich aber gern zu—⸗ 
gebe, daß ar der formellen Ausprägung diejes Gedankens noch das Eine oder 
Andere geändert werden kann, jo werden Sie mir zugeben, daß in diefem An- 
trage jedenfalls fein unzeitgemäßes Drängen der Regierung liegt. Echließen Sie 
fih diefem Gedanken au, meine Herren, haben Sie das Vertrauen zu unjerer 
Regierung, daß fie ihn jo ausführen wird, wie es im wahren Intereſſe unjerer 
Landeskultur liegt, und Sie werden einen Schritt gethban haben — das darf ich 
zum Schluß wohl ausſprechen — der jest und immerdar dem Lande zum wahren 
Segen gereichen wird. 

Was die gejhhäftlicde Behandlung des Antrages v. Meyer anbelangt, fo 
möchte ich mir die Bitte erlauben und ftelle den Antrag, daß der Antrag v. Meyer 
nicht der Budgetlommiffton, fondern der um fieben Mitglieder verftärkten Agrar- 
tommijfion überwiefen werden möge. Die Gründe, die mich hierzu veranlaffen, 
find folgende. As im vorigen Jahre ähnliche auf demjelben Gebiet liegende 
Anträge von mir verhandelt wurden, war zu jener Zeit die Budgetlommiffion 
in einem Znitande der Ueberladung und, wie ich glaube annehmen zu müſſen, 
die Vebermüdung, daß fie nur mit Mühe noch dazu gelangen fonnte, diefen An— 
trägen jene eingehende Würdigung zu Theil werden zu laſſen, welche ihnen wirt: . 
ih zu Theil geworden ift. Jch fage, nur noch mit Mühe und erinnere daran, 
daß die Anzahl der Mitglieder der Budgetlommiffion, welche den betreffenden 
Beichlußfaffungen beigewohnt. haben, eine relativ geringe war. Ich bin auch 
nicht der Anficht, daß diefer Antrag ein fo rein budgetmäßiger if, daß die 
Budgetlommiffion die geeignetfte Fachkommiſſion wäre. Geihäftsordnungsmäßig 
glaube ich, ift e8 nur nothwendig — ich laſſe mich aber in diefer Beziehung gern 
beritigen — daß der Antrag überhaupt einer Kommiſſion überwieſen wird, 
nicht aber enthält die Gefhäftsordnung die -Beftimmung, daß es die Budget- 
fommiffion fein fol. Eine um fieben Mitglieder verftärkte Agrarlommiffion 
würde die Grundlage des Antrags, joweit er eine Landeskulturfrage betrifft, forg- 
fältig prüfen und aud in der Lage fein, den finanziellen Theil defielben gerecht 
zu würdigen. Ich beantrage deshalb, meine Herren, den Antrag der um fieben 
Mitglieder verftärkten Agrarkommiſſion zu tibermeifen. 

Präſident: Der Abgeordnete Reichensperger hat das Wort. 

Abgeordneter Neichensperger: Deine Herren! Sch habe den eben ges 
hörten Verträgen, die ja in Summa fi alle für Antrag des Herrn v. Meyer 
ausgejproden, nur wenig binzuzufegen. Herr dv. Meyer hat feinen Vortrag 
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damit begonnen, daß er an ein Bedenken erinnerte, welches im vorigen Jahre 
jeinem Antrag entgegengeftellt fei, — nämlich das rechtliche Bedenken, melches 
aus der Verordnung von 1820 hergeleitet wurde. Ich muß mich dahin aus- 
Iprehen, daß dies Bedenken nur einen Vorwand darftellt, welcher die mangelnden, 
befiern und reellen Gründe erſetzen fol. Es ift ganz richtig, daß in der Ber- 
ordnung vom Jahre 1820 beftimmt worden ift, daß die Erlöje aus verkauften 
Domänen und Forften zur Staatsjchuldentilgung verwendet werden jollen. Allein, 
meine Herren, diefe Verordnung von 1820 enthält noch einige andere analoge 
Beſtimmungen, aus denen weder die Staatsregierung, noch das Haus der Ab- 
geordneten jemals ein rechtliches Bedenken gefchöpft hat hinfichtlich der entgegen- 
gefegten fonftanten Praxis unferer Verwaltung. In der Verordnung von 1820 
it ja nıcht blos gejagt, daß diefe Kauferlöje follen zur Staatsfchuldentilgung 
verwendet werden, jondern es fteht darin ebenſo direkt gefchrieben, daß alle Reve— 
nien aus den Foriten und Domänen follen zur Staatsihuldentilgung ver- 
wendet werden. Nun, meine Herren, das find 50 Millionen praeter propter! 
Wem ift e8 denn aber jemals eingefallen, dies als eine bindende Borfchrift zu 
behandeln? In der Verordnung fteht weiter, daß auch alle Salzreveniien zur 
Staatsfchuldentilgung verwendet werden — bei uns ftehen fie in den laufenden 
Einnahmen. E83 fteht weiter in der Verordnung, daß ein Tilgungsfonds mit 
1 Prozent dotirt werden fol und daß alle Zinfen aus den getilgten Staat3- 
ihulden eben wohl diefem Zilgungsfonds zugementet werden müfjen. Von alle 
dem ift hauptfächlich bei ung feine Nede, es genirt Niemanden, daß dieje Be- 
ftimmung in der Verordnung von 1820 fteht, und meines Erachtens mit vollften 
Rechte. Denn die Garantie für die Staatsihuld liegt doch nach den heut zu 
Zage allgemein anerkannten Auffaffungen auf einem ganz anderen Boden, als 
diefem Heinlich engberzigen, welches damals bei der bedrängten Tage des Staates 
Preußen wohl gerechtfertigt war. Und weiter, meine Herren, führt ja auch der 
Antrag des Abgeordneten v. Meyer jchlechterdings nicht einmal thatfählih zu 
einer Verminderung der Garantien für die Staatsgläubiger. Es foll ja gerade 
der Erlös aus diefen Domänen zum Ankauf von Forften, die ja ebenfalls den 
Staatsgläubigern vinkulirt find, verwandt werden. Alfo mit den rechtlichen Be— 
denken hat e8 nichts auf fih. Wende ih mih nun mit einigen Worten zur 
Sade felbft, fo jcheint mir Alles, was desfalls in Betracht kommen fann, für 
diefelbe zu jprechen; ich bedaure daher, daß der Abgeordnete v. Meyer geglaubt 
hat, mit Rüdfiht auf den vorjährigen Durchfall, feinen damaligen Antrag jeßt 
nicht zu wiederholen. Sch bin der Meinung, daß der damald von ihm einge- 
nommene Standpunft materialiter vollfoınmen richtig ift, obgleich id dem Herrn 
Finanzminiſter Camphaufen volltommen Recht gebe, wenn er die Rechnung, die 
damals der Abgeordnete dv. Meyer anfgeftellt hat, al3 eine unhaltbare qualifizirt 
hat. Diefe Frage fcheint mir aber auch ganz weit abzuliegen von dem eigent- 
Iihen Punkte, der die Entjcheidung giebt. Ich gehe — und ich bin darin ganz 
anderer Meinung als der Abgeordnete dv. Benda — von dem Gedanken aus, daß 
der Domänenbefit der ungeeignetfte if, der überhaupt fi in den Händen des 
Staates befinden kann, — daß dieſer Grundbefi nirgendwo weniger befruchtend 
wirkt, nirgendwo weniger die Funktionen, die dem Grundbefit durch die Natur 
der Dinge und die menfchliche Gefellihaft auferlegt find, bethätigt als gerade 
in den Händen des Staates. Ich bin zweitens der Meinung, daß es nicht bloß 
der mindeft günftige Staatsbeſitz ift, fondern daß er geradezu ein gemeinjchädlicher 
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Befig if. Nicht, meine Herren, als wäre ich der Meinung, daß an und für fich 
der Befig etwas unermwünjchtes fei, wohl aber nad der Seite bin, daß er meines 
Erachtens mit gemeinjchädlichen Folgen verbunden if, wenn er dauernd in den 
Händen des Staates bleiben fol. Ich, meine Herren, faun bier meine Ueber- 
zeugung, die ich in amtlicher Thätigkeit bei meinen Rundreiſen in Grundfteuer: 
angelegenheiten gewonnen, und auch durch Rückſprache mit den intelligenteften 
Sadverftändigen beftätigt gefunden habe, nur dahin ausſprechen, daß diejenigen 
Provinzen, die vorzugsweiſe mit diefen Staatsdomänen gejegnet find, darunter 
bitter leiden, und daß ihre Entwidelung weſentlich dadurd eine fagnirende ge- 
worden ift, daß diefer mächtige Grundbefig nicht in die Hände der Privaten über- 
geführt wird, und fernerhin nicht in möglichft günftiger und rafcher Weije in 
denfelben übergefüihrt werden jol. In diefer Beziehung bat auch der Abgeord- 
nete v. Benda zeiagt: Ya, aber danı werden Schleuderpreife auf der einen Seite 
geboten und unerhört hohe Preife auf der anderen Seite fiir das zu laufende 
Forfteigenthum gefordert werden. ch erwidere aufs erfte, daß ich auch heute 
nody der Meinung bin, daß mein alter Univerfitätslehrer Karl Salomon Zachariae, 
der befanntlih gut rechnen konnte, die Sache richtiger beurtheilt bat ſchon vor 
50 Jahren, als heute der Abgeordnete v. Benda. Zachariae ſagte ung mit großer 
Lebhaftigteit und legte e8 ung tief ins Herz hinein, wie ſchädlich und verderblich 
diefer Domanialbefitz fei gegeniiber der naturgemäßen Entwidelung des Bolls- 
mwohlftandes, und führte der Einwand der Herren von der Finanz ebenwohl an, 
daß wenn zu viele Domänen verkauft werden follen, dann die Schleuderpreije 
kämen. Zachariae meinte dagegen, „wenn wirklich nur Schleuderpreije oder gar 
feine Preife zu erzielen feien, dann verſchenke der Staat feine Domänen, umd 
er wird das befte Gejchäft dabei machen!” (Heiterkeit) Auch da bin ich ganz 
feiner Meinung, denn wenn man feinen Preis dafür befommt, dann müſſen fie 
innerlich werthlos fein. Sie werden erft wieder werthvoll, wenn fie in die Hände 
von Privaten fommen. — Weiterhin ift dann fehr oft für den Domänenbefit des 
Staates die Behauptung laut geworden, die Domänen gewährten eine vortreff- 
fihe und unentbehrlide Mufterwirthfchaft; — ich, meine Herren, verliere darüber 
fein Wort; ich glaube, daß auch Herr v. Benda dies heute für einen überwun- 
denen Standpunkt hält. Weber die koinzidirende Schädlichleit der thatſächlichen 
Begünftigungen der Domänenpächter und der Behandlung der Bauten, von denen 
der Abgeordnete v. Meyer in feiner erften Rede gefprodyen hat, verliere ich aud) 
fein Wort. Ich glaube, das find allgemein befannte Thatſachen, die ich nicht 
näher berühren will. Die Stellung der betreffenden Regierungsräthe ift eine nicht 
ganz erfreuliche. 

Nun meine ich aber au, daß nicht bloß dieje Seite in Betracht fommt, 
fondern mejentlich noch die andere Seite, daß nicht wünfchenswerther im Staats- 
weſen fein fann, als daß möglichft das Forfteigenthum in den Händen des Fiskus 
fih befinde. Das ift bei mir eine ebenfo feftftehende Ueberzeugung, wie das 
Gegentheil bei den Domänen. Der Forftbefig fol und kann nad) der Natur der 
Sade nicht blos angefehen und behandelt werden als eine Produftionsquelle, 
der TForftbefig hat noch eine ganz andere foziale, hochwichtige Bedeutung für das 
allgemeıne Wohlergehen. Die Forſtwirthſchaft nnd die Forftlultur bedingt nicht 
b108 das einzufchlagende Holz, fondern bedingt die allgemeinen fozialen Intereſſen, 
ja fie bedingt die allgemeinen EHimatifchen Verhältniffe des Landes. Und, meine 
Herren, was das bedeutet, das haben diejenigen Länder, die es überſehen haben, 
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zu ihrem Schaden Tennen gelernt; von Frankreich weiß es ja Jeder; andere 
Beifpiele, die da beizubringen wären, fann ich ja fitglich übergehen. Nun, meine 
Herren, weil dem fo ift, weil man ſich davon iiberzeugt hat, daß der Waldbefit 
nicht blos ald eine Produftionsquelle angejehen werten könne, ohne die allge- 
meinen Intereſſen zu ſchädigen, darum find die meiften Geſetzgebungen dazu liber- 
gegangen, den Privatforftbefizs mit den firengften Beſchränkungen zu umgeben 
die rein wirthſchaftliche Benutzung des Privatforftbefites in die engften Schranken 
einzufchließen, dem Privatbefitter Pflichten und Laften aufzuerlegen, die fehr ſchwer 
für ihre materiellen Intereſſen ins Gewicht fallen. Das follen fie thun und laffen 
im Intereſſe des öffentlichen allgemeinen Wohls. Ya, meine Herren, ich verftehe 
das nicht, ich weiß nicht, wo bier das Prinzip der Gerechtigkeit bleibt. Im Al- 
gemeinen jagen wir doch, wenn ein Privater im Intereſſe des öffentlichen Wohls 
Opfer bringen fol, daß ihm dafür eine Entjhädigung werden muß. Bei dieſer 
Belaftung der Waldbefiter jagt man einfah Nein — und wir haben es noch im 
vorigen Jahre oder vor zwei Fahren in dem neueften Gefege gethan. Dean legt 
ihm ganz einfach Verpflichtungen auf, die fehr ſchwer und drüdend find. Ich 
bin der Meinung, daß das durchaus unridhtig if. Meine Wiünfche gehen dahin, 
dag zunächſt der Staat feinen Grundbefit weſentlich auf den Forſtbeſitz befchränte, 
und zweitens, daß der Staat in den Befit aller Himatifch wichtigen Höhenzüge 
gelange, jowie daß je nad) dem minderen Grade der allgemeinen Wichtigfeit der 
Baldungen die Kreife und Kommunen in den Forſtbeſitz kommen, — daß dann 
aber der Privatwaldbefit als freies Eigenthum anerlannt und behandelt werde, 
wie jedes andere Eigenthum. Und darum, weil hier jo erhebliche allgemeine und 
nit blos finanzielle Interefjen zur Frage fommen, ſchließe ich mich dem Antrage 
des Herrn Abgeordneten Bernhardt volllommen an, daß der Antrag des Herrn 
Abgeordneten v. Meyer nicht in die Budgetlommiffton, fondern in bie verftärfte 
Agrarlommiffion verwiefen werde. (Bravo!) 

Präfident: Der Abgeordnete Miguel hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Miguel: Meine Herren! Ich möchte nur einige wenige 
Worte fagen, um im Allgemeinen den Antrag feiner Tendenz nach zu empfehlen, 
wenn ich auch die Yorm der Behandlung der Kommilfion überlaffe. Thatſache 
it — und wird, glaube ich von Niemanden beftritten — daß troß der bebeu- 
tenden Berwendungen des Staats, der Kommunen — einiger Kommunen wenig- 
fen — auf den Forftbefit dur Anfauf und Aufforftung dennod das Gejammt- 
oreal in Preußen, welches mit Forften beftanden ift, allmählich zurüdgeht. That- 
ſache ift auch, daß durch Gefete, welche die Privaten befchränfen in der Dispo» 
fition über ihr Eigenthum, nicht geholfen werden kann. Man mag fi da drehen 
und wenden, wie man will, es wird nie eine Gejeßgebung erfunden werden, — 
e8 fei denn, man käme zu einer Art Kommunismus — die die Privaten in diefer 
Beziehung in der Weife bejchränfte, daß fie, mo dringende eigene Intereſſen die 
Niederlegung des Waldes erfordern, daran verhindert würden; Thatſache ift ferner, 
— und dies wird kanm Jemand beftreiten — daß mit fortfchreitender Kultur, 
fteigender Bevölferungsziffer, fteigendem Werth des Grundbefiges nad) und nad 
die Tendenz der Privatbefiger wächſt und fchlieglih unüberwindli wird, ihre 
Forften niederzulegen und in Aeder zu verwandeln. Wir im Weften, meine 
Herren, erleben dies noch in viel prägnanterer Weife als Sie im Often, und 
alle Berfuche, in diefer Beziehung einzumirken, find nutlos. Es kommt immer 
ein Moment, wo ein Privater jagt, ich kann es nicht mehr verantworten, jo gerne 
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ich die Forſt behalte, fo ſehr fie mir ſelbſt ans Herz gewachſen iſt, ih muß fie 
niederlegen. Meine Herren, fortgefchrittene Ränder mit höherem Bodenmerth, mit 
ftärferer Bevölferungsziffer find uns ja in diefer Richtung vorangegangen. Wir 
wiffen ja, wohin diefe Tendenz in den Kulturländern geführt hat: fortmwährende 
Verminderung des Waldbeftandes war die Folge. Wenn wir nun aber auf der 
“anderen Seite ebenſo als eine notoriſche Thatſache bezeichnen können, daß ein br- 
ftimmtes Verhältniß Waldareal zu dem nicht beftandenen Areal dringend noth- 
mendig ift, nad) den vpn den verfchiedenen Rednern ausgeführten Richtungen, fe 
bleibt doch fein anderes Mittel übrig, als daß diejenige Körperjchaft, welche die 
Gejammtintereffen vertreten muß, fih ind Mittel zu legen hat. Daher fann ich 
auch gar nicht anerkennen, daß hier eine reine Finanzfrage vorliegt; e8 liegt hier 
eine Kulturaufgabe vor, welche lediglich der Staat oder die Provinzialverbände 
oder die Kreije erfüllen fünnen. Auf eine andere Weife ift es nicht möglich, das 
hat das Abgeordnetenhaus auch, ſtets anerkannt, ebenfo die Staatsregierung. Es 
ift ja dankbar anzuerkennen, daß die Mittel zum Anlauf von Forften in fteigen- 
dem Maße erhöht worden find. Ich möchte bei diefer Gelegenheit in Parentheje 
die Budgettommiffion — oder die Agrarfommiffion, welche Kommiffton num die 
Sache behandeln wird — darauf aufmerkſam machen, daß es fich hier nicht blos 
um ein Drängen an. die Staatsregierung handelt, Grundftüde anzulaufen, fon- 
dern e8 wird zu prüfen fein, ob auch in demfelben Maße die Aufforftung mög» 
ih und bis jeßt gefchehen ift, ob nicht auch der Aufforſtungsfonds verftärkt wer: 
den muß. Meine Herren, mir find Fälle befannt, wo der Staat jchon feit Jahren, 
— in unferer Provinz fhon vor der hannoverjhen Zeit — im Befiß von 
zur Aufforftung geeigneter Flächen, und die Aufforftung bis heute unterblieben 
ift. (Hört!) 

Ich erkenne an, daß die Aufforftung nur allmählich gejchehen fann. Dazu 
gehören die erforderlichen Arbeitskräfte, die nöthigen Pflänzlinge, die erforderlichen 
forftlichen Vorarbeiten — da kann man nidt überftiirzen, man Tann das natitrlich 
wohl bejchleunigen und verringern, aber eine Grenze giebt es auch hier. ES han— 
delt fich hier keineswegs um den Anfauf allein, es muß auch die Kommijfion ihre 
Aufmerkjamfeit darauf richten, daß es alsbald nach dem Ankauf von zur Anfor- 
ſtung geeignetem Areal die Anforftung auch wirklich ftattfindet. Nun hat man 
jettt in diefem Antrag den Verlauf von Domänengrundftiiden in enge Verbindung 
gebracht mit der Vermehrung des Waldareals durh Ankauf und Aufforfiung, 
und gerade diejer Gedanke findet namentlicdy bei den Finanziers dieſes Hauſes 
von Profejfion, bei den EtatSmännern Bedenken. Es läßt fich nicht verfennen, 
daß man ja gegen den Antrag einwenden kann: in einem Jahre werden viel 
Domänen verlauft; fol dann der Verkauf von Waldareal, wenn die Gelegenheit 
fih auch nicht bietet, und die Aufforſtung entiprechend erhöht werden? In dem 
andern Fahre wird zufällig jehr wenig verkauft werden fünnen; foll dem ent— 
ſprechend die Aufforftung vermindert werden? Wo ift iiberhaupt der logijche Zu- 
fanmenbang zmwifchen beiden? (Sehr wahr!) 

Das ift ein Einwand, den man auf den eriten Blid machen fünnte; ich halte 
im aber doch nicht für zutreffend. Meine Herren, e8 hat der Herr Kollege 
Neichensperger, dem ich in diefer Beziehung bezeugen kann, daß dies eine uralte 
Ueberzeugung von ihm ift, den Sat aufgeftellt, daß der Domänenbefig fi in 
feiner Weife für den Staat eigne, fogar nachtheilig wirfe und foziale Schäden 
hervorrufe. Ich will jo weit nicht gehen, aber fo viel ijt doch zweifellos, daß 
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der Domänenbeſitz ſich in keinem Falle ſo ſehr eignet, als der Forſtbeſitz für den 
Staat; man kann aber auch noch einen Schritt weiter gehen: keinerlei innerer 
Grund mit Ausnahme eines rein finanziellen ſpricht dafür, daß der Staat kleinere 
Domänengrundſtücke in ſeiner Hand behalte; im Gegentheil muß man ſagen, daß 
kleinere Domänengrundſtücke weit beffer in der Hand von Privaten find. Der 
Staat it nun auch doch in der Lage, eine große Maffe höchſt werthvoller und 
feiht verfäuflicher Heiner Domainengrundftüde zu befiten, und e8 zeigen uns ja 
die Mittheilungen über die Erträgniffe der verkauften Domänengrundftlide, daß 
der Staat von dem Berlaufsrecht diefer Grundftüde in fehr ausgiebigen Maße 
Gebrauch gemacht hat; ja es wird der Herr Finanzminijter mir kaum wider» 
ſprechen, wenn ich fage, daß die Reſultate diefer Verkäufe felbft in dem Jahre 
1876 — in dem an wirtbichaftlihen Kalamitäten fo reichen Jahre — doch fiber: 
raſchend günftig gemejen find. Mir find wenigftens folche Fälle aus der aller- 
nächſten Nähe befannt, und der Staat befitzt in der Provinz Hannover, in der 
Provinz Heffen und in anderen Landestheilen noch eine ſehr große Anzahl jeder 
Zeit leicht verfäuflicher Domänenobjelte. Wenn nun allerdings die Gefahr ja ſehr 
nahe liegt, daß ein Staat, der durch Verkäufe von Grundbefig ſich bedeutende 
und ziemlich uneingefchräntte Mittel für den laufenden Etat verjchaffen kann, in 
die Berfuchung geräth, eine Zeit lang von der Verzehrung des Grundfapitals zu 
leben: daß das gerade für die Herren, die ſich für den Etat intereffiren, doch 
nicht beſonders wünſchenswerth ift, das hat der Herr Kollege v. Benda auch ſchon 
anerfannt. Wenn nun der Antrag fagt, diejenigen Erträgniffe, die aus den ver- 
äußerten Domänen erwachſen, jollen annähernd zu Ankäufen von Grundbefiß und 
Aufforften derjelben verwendet werden, fo will der Antrag damit ja nicht aus- 
düiden, Daß unbedingt in jedem Jahre ganz diefelbe Summe zu dieſem Zwecke 
verwendet werde, er will nur fagen, die Finanzpolitik folle dahin gehen, das, 
was aus dem veräußerten Kapitalftiod der Domänen auflommt, in eine richtigere 
Form des Staatsbeſitzes zu verwandeln: in Forſten. Wenn man einen folchen 
Grundfag aufftellt, jo bindet man fi) auch damit nicht für jedes einzelne Jahr. 
Sollte einmal in einem einzelnen Jahre die Finanzlage eine fo ſchlechte fein, daß 
die Ausführung nicht möglih if, nun fo läßt man ein Jahr mal die Sade 
gehen. Das würde um fo unbedenflicher fein, als diefe Fonds fi libertragen 
von Jahr zu Fahre und daher die Verwendung in dem einzelnen Jahre kaum 
geringer werden würde. 

Sollte die Budgetlommiffion oder die Agrarkommiſſion Bedenken tragen, den 
Antrag fo, wie er vorliegt, anzunehmen, fo würde es jedenfall$ der Stimmung 
der Mehrzahl des Haufes entjprechen, — und der Herr Finanzminifter hat fi 
auch in diefer Richtung ausgeſprochen, — wenn mindeftens ein Antrag aus der 
Kommiffion bervorginge, der auf der allgemeinen Tendenz des bier vorliegeuden 
Antrages fteht, der ausfpricht: es ift bier noch nicht genug gefchehen, der Staat 
muß diefe große Kulturaufgabe noch energifcher in die Hand nehmen, und die 
Bollsvertretung ift auch geneigt, noch mehr Mittel aus dem Etat oder den Ein- 
tinften aus den Domänen zu beiwilligen, als bisher. (Bravo!) 

Prafident: Der Abgeordnete Nichter (Hagen) hat das Woet. 

Abgeordneter Nichter (Hagen): Meine Herren! Ich will mid in diefem 
Stadium darauf beſchränken, diefen Antrag auf Verweifung an die Budgetlom- 
miffion zu empfehlen. (Ruf: Nicht an die Agrarfommiifion!) 


Jahrb. d. Br. Forft- u. Jagd-Geſetzqg. X. 
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Gerade im Gegenſatz zu dem Antrage an die Agrarkommiſſion: gegen den 
letzten Antrag wollte ich mid) ja gerade wenden, nicht weil ich mich beſonders 
für den Etat intereffire, — ich glaube, daß der Herr Kollege Miguel ſich eben- 
foviel für den Etat intereffirt wie ih, — fondern weil mir gerade das Befondere, 
was in dem Antrage liegt, denfelben flir die Budgetlommiffion zur weiteren Ver— 
handlung geeignet erfcheinen läßt. Meine Herren, fomweit in Frage kommt, daß 
im allgemeinen Kulturintereffe eine Erhaltung und Vermehrung des Waldes Liege, 
daß das Privatinterefje unter Umftänden ein entgegengefettes fein farın gegen das 
allgemeine Intereſſe, und daß dann höhere politifche Verbände, mag es nun der 
Staat oder die Provinz oder die Kommune fein, eintreten müffen, um dem all» 
gemeinen Intereſſe durch Erhaltung und Vermehrung des Walded zu genligen, 
— infoweit herrjcht, ſoviel ih weiß, im Haufe gar feine Meinungsverſchiedenheit; 

Nur dagegen möchte ich Berwahrung einlegen, als ob dasjenige, was in 
diefer Beziehung der Abgeordnete Miquel als Thatfache ausgefprochen hat, als 
ob das durch die Statiftil in diefem Umfang erwiefen wäre. Bedauerlicher Weife 
haben wir nad) diefer Richtung, was die Vermehrung des Waldes anbetrirft, 
durchaus keine genügende Statiftil; hätten wir fie, jo wiirde fich herausftellen, 
daß in dem Maße, wie der Herr Abgeordnete Miquel feine Befürchtungen aus- 
fpricht, fie nicht gerechtfertigt find, daß in der Weife eine Verminderung des 
Waldbeſtandes nicht ftattgefunden hat, um zu fo lebhaften Beforgniffen Veran 
laffung zu geben, wie er es feinerjeits gethan bat, unbeichadet des Umftandeg, 
daß in einzelnen Gegenden, wo allgemeine Kulturintereffen die Erhaltung des 
Waldes bedingen, allerdings eine Verminderung des Waldbeftandes ftattgefunden 
bat, die die allgemeine Kultur ſchädigt. Ich meine alfo, in Bezug auf Ddiefes 
Prinzip ift das ganze Haus einverflanden. Was aber dem Antrag feine bejon: 
dere Natur giebt, worin das Haus nicht einverftanden ift, ift der Umfland, daß 
aus diefem allgemeinen Prinzip Konfequenzen gezogen werden für unſere Burdget- 
geftaltung, die ich für ungerechtfertigt halte, und zu deren Beurtheilung die Bud- 
getfommiffton allerdings die am meiften geeignete ift. Meine Herren, der Antrag 
bat zwei Befonderheiten; einmal, daß er tiberhaupt die jährliche Budgetbewmilli- 
gung dur Grundſätze einſchränken will, die in diefer Weife vereinbart werden 
zwifchen dem Haufe und der Staatöregierung. Wenn der Herr Abgeordnete 
Miquel fagt, ja man kann ja doch in dem einzelnen Falle davon abweichen, jo 
babe ih nicht Har erfannt, ob er meint, daß man nun in Webereinftimmung mit 
der Staatöregierung abweichen Tann von einem in Webereinftiimmung mit der 
Staatsregierung feftgejettten Srundfaße; aber abgefehen davon ift doch das Haus 
in einem hohen Maße moralifch gebunden in Bezug auf die jährliche Budgetfeit- 
jfegung, wenn im Sinne dieſes Antrages ſolche Grundſätze ein für alle Mat feft- 
geftellt werden. Dann, meine Herren, ift das zweite Befondere des Antrages, 
dag hier eine Frage mit der Waldfrage in Verbindung gebracht wird, die in gar 
“ feinem innern Zufammenhang mit derjelben fieht. Deine Herren, man fonnte 
eben fo gut die Veräußerung von anderem Staatseigenthum in Verbindung 
bringen mit der Vermehrung des Waldbodend. Die Sade liegt doch fo, daß 
wir überhaupt nad) den alten preußifchen Grundfäten nicht blos die Heinen Par— 
zellen jondern erft recht die großen Domänen verlaufen wollen, weil wir die Er: 
fahrung gemacht haben, daß nicht blos finanziell wir einen weit höheren Ertrag 
erzielen, wenn wir die Domänen verlaufen, ald wenn wir fie verpacdhten, fondern 
weil auch die Landwirthfchaft fiberhaupt durch Anhäufung des Beſitzes zur tobten 
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Hand in, einzelnen Gegenden, namentlich zum Beiſpiel in Pommern, erheblich ge- 
Ihädigt wird. Wir wollen diefen fortwährenden Anhäufungen zur todten Hand, 
die durch die fortgefegte Bildung von Fideilommiffen noch mehr vermehrt wird, 
den wollen, wir gerade entgegenwirken durch Beräußerung der großen Domänen. 
Die feudale Partei namentlich im Herrenhaufe hat ja entgegengejette Grundſätze; 
aber denen wollen wir doch bier nicht nachgehen. Meine Herren, wenn man nun 
fagt: ja, e$ werden tie Einnahmen in den Etat gejeßt, fie werden für laufende 
Zwede gebraucht, und vielleicht fehlt nachher das Geld, jo mache ich darauf auf: 
merffam, daß ja die Einnahmen aus den Berfäufen von Domänen in den alten 
Provinzen ganz beftimmt angemwiefen find zur Schuldentilgung. 

Mas die anderen Einnahmen betrifit, jo haben in jedem Etat auch Ausgaben 
gegenüber geftanden zur Vermehrung des werbenden Staatsvermögend. Was 
bezweft denn das ganze Ertraordinarium der Forftverwaltung, der Domänen- 
verwaltung anders, als eine Vermehrung des in den Domänen und Forſten 
itedenden Kapitals, und nicht blos diefe Ausgaben müffen in Betracht gezogen 
werden, jondern auch das, was wir aus den laufenden Mitteln im Ertraordis- 
narium zur Vermehrung des Anlagelapitals der Eifenbahnen verwenden. Ich 
fimme ja mit dem Grundfage ganz überein und habe dem auch früher fchon 
Ausdrud gegeben, daß wir darauf zu achten haben, daß aus Nealifationen von 
werbendem Staatsvermögen nicht mehr Einnahmen in den Etat geftellt werden, 
als auf der andern Seite in Ausgabe geftellt werden, fei es zur Schuldentilgung, 
oder jei eS zur Bermehrung des werbenden Staatsvermögend. Nun, meine 
Herren, diejen Grundfag kann man im Allgemeinen feftjegen. Aber ich möchte 
doh wohl warnen, einzelne Bermögendobjelte des Staates herauszugreifen, gerade 
die Domänenverwaltung, die mit der Forftverwaltung in diefer Beziehung in 
feiner engeren Verbindung fteht, dazu zu benugen, um einen ſolchen Grundjaß 
feftzuftellen, der die Budgetrechte dieſes Hauſes ſchädigen müßte, der überhaupt 
finanziell fchädlich ift, weil er dazu führen fann, gerade dasjenige zu thun, was 
nach allgemein finanziellen Rüdfichten in den einzelnen Jahren das allerverfehr- 
tete fein würde. 

Meine Herren, ich folgere aus alledem nur, daß in denjenigen PBoften, worin 
die Agrarlommiffion vielleicht kompetent wäre, wir eigentlich übereinftimmen und 
es gar feiner näheren Unterfuchung bedarf, daß aber gerade in den ‘punkten, wo 
die Budgetlommiffion kompetent if, die Befonderheit des. Antrages Liegt, gerade 
bier if die Anfehauung im Haufe eine fehr weit auseinandergehende. Ich kann 
daher nur bitten, diefen Antrag der Budgetlommijfion zu überweijen. 

Präfident: Der Herr Finanzminifter hat das Wort. 

Finanzminifter Camphauſen: Deine Herren! Ich bin von der Voraus. 
ſetzung ausgegangen, daß der Antrag des Herrn Abgeordneten v. Meyer an die 
Budgetkommiſſion tiberwiefen werden würde, und habe deshalb bis jett Anftand 
genommen, mich wmeinerfeitS bier ſchon über den Antrag jelbft eingehend zu äußern. 
Nachdem aber doch von verjchiedenen Seiten auf die Trage näher eingegangen 
if, möchte ich nicht unterlaffen, fchon heute auszufprechen, daß ich dringend davon 
abrathen würde, die Domänenfrage irgendwie in Verbindung zu bringen mit der 
Trage, ob auf die Waldkultur eine größere Summe Geldes verwendet werden 
möge oder nicht. (Sehr richtig!) 

Die Domänenfrage ift in der That komplizirter Natur. Die Verkäufe und 
Abldfungen an Domänen in den alten Provinzen, die zur Zeit, wo das Staat$- 
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fchuldenmwefen in Preußen geordnet wurde, zum Staate gehörten, habe ja eine 
beftinnmte Verpflichtung, fie bilden eine Garantie für die Staatsgläubiger, eine 
Garantie, die zwar in hohem Grade üiberflüflig ift, (Heiterkeit) die aber formell 
den Gläubigern nicht entzogen werden kann, namentlich dann nicht entzogen wer- 
. den kann, wenn wir uns doch zu jagen haben, daß nichts in der Welt ung ab- 
halten Tann, mögen wir Domänen verlaufen oder nicht, Mittel auf die Aus- 
Dehnung der Staatsforften zu verwenden, wenn das Seitens der Tandeövertretung 
und Seitens der Regierung für wünſchenswerth erachtet werden follte. 

Ich möchte dann den Augenblid dazu benugen, um doch aud) denjenigen 
Anfichten etwas entgegenzutreten, die gleichjam unterftellten, als wäre dag Eigen- 
thum des Staates an den Forften fortwährend vermindert worden und als hätten 
nicht große Verwendungen fiir die Verbeſſerung des Eigenthums ftattgefunden; 
dann möchte es vielleicht nicht unnützlich fein, wenn ich nur eben daran erinnere, 
daß in den Jahren von 1869—1876 einschließlich Lediglich auf die Ablöfung von 
Forſtberechtigungen — nach deren Ablöfung ja doch das Forſteigenthum einen 
größeren Wertb Hat — auf die Ablöfung von Torfibereitigungen verwendet 
worden find 25,330,002 Marl. Sie jehen alfo, wenn auf der einen Seite durch 
Abverkäufe das Forfteigenthum Hier und da verringert worden ift, — es ift ja 
noch vergrößert worden durch Ankäufe, die man auf der anderen Seite gemacht 
bat — daß dem doch auch ein jehr wichtiges Moment gegenüber tritt. Endlich, 
meine Herren, wenn in den Diskuffionen wohl fo die Außerung gefallen ift, als 
verwende man nun Das aus den Berläufen und Ablöfungen berporgehende Geld 
lediglich zur Beftreitung der Laufenden Ausgaben, jo möchte ich Ihre Aufmerk— 
famleit darauf lenken, daß in dem Etat, der Ihnen vorliegt, angenommen wird, 
es würde ein Erlös an Berläufen und Ablöfungen in den alten Provinzen ein- 
gehen von 4,500,000 Mar, daß ferner unterftellt worden ift, e8 würden an Ein- 
nahmen aud dem vormaligen Staatsihaß, der nur theilweife in den neu erwor— 
benen Provinzen fi) auf Domänenobjelte bezieht, eingehen 5,738,800 Mark, daß 
einige NRüdzahlungen ftattfinden von früher ausgegebenen Kapitalien mit 
409,000 Mark, daß alfo aus dem Altivvermögen nach diefer Richtung hin ent- 
nommen werden etwas über 10’, Million und das lediglich auf die Tilgung 
von Staatöfchulden, alfo doch auf eine Vermehrung unfres Eigenthums in dieſem 
Sabre, abzüglich derjenigen Beträge, die durch das Konfolidationsgejeß beichafft 
werden in befannter Weife, doch noch zu verwenden find 111/, Million, alfo nahezu 
eirie Million mehr. Ich habe nicht unterlaffen wollen, diefe wenigen Bemerkungen 
zu machen. Wenn es fih um die Wahl der Kommiffion handelt, würde ich der 
Auffaflung, daß der Gegenftand an die Budgetlommiffion zu vermweifen jein möchte, 
nur beitreten können. 

Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abg. Schellwig. 

Abgeordneter Schellwitz: Meine Herren! Ach werde mich auf die mate- 
rielle Seite nach der ausführlichen Diskuſſion gewiß nicht weiter einlaffen, ſondern 
nur bezüglich der gefchäftlichen Behandlung ein paar Worte beifligen. Ich glaube, 
die Diskuffion hat gelehrt, Daß die vorliegende Frage doch ganz gewiß nicht eine 
reine finanzielle ift, fondern hauptſächlich eine eminent wirthichaftliche. Im vori- 
gen Yahre Hat aber auch die Behandlung der Sache dargethan, daß die Bırdget- 
fommiffion fo überhäuft mit Gejchäften war, daß fie diefem Gegenftand ihre volle 
Aufmerkſamkeit nicht widmen fonnte, was gewiß auch die Mitglieder der Budget: 
tommifftion gar nicht in Abrede ftellen werden. 
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Nun, meine Herren, bin ich alfo prinzipaliter der Meinung und unterſtütze 
den Antrag Bernhardt durchweg, den vorliegenden Antrog nicht an die „Agrar- 
tommiffion”, wie Herr Richter angenommen bat, zu sermweifen, fondern an eine 
um fieben Mitglieder verftärkte Agrarlommiffion. Sollte aber dennoch der Auwag 
Bernhardt nicht durchgehen, fo würde ich eventuell, aber auch nur eventuell, den 
Antrag ftellen, die Budgetlommiffion um fieben Mitglieder zu verftärken, den, 
meine Herren, auch im vergangenen Jahre war eine Verſtärkung der Budget- 
tommiffion um fieben Mitglieder gerade zu diefem Zwecke vom Hohen Haufe be- 
ſchloſſen worden. 

Präfident: Die Diskuffton iſt gefhloffen. 

Bur perfönlichen Bemerkung bat dad Wort der Abgeordnete v. Benda. 

Abgeordneter Hd. Benda: Meine Herren! Ich möchte mich denn doch zu: 
nähft gegen die wiederholt von verschiedenen Seiten gemachten Aeßerungen über 
die Berathungen der YBudgetlommilfion im vorigen Fahre verwahren. Ich weiß 
nicht, woher die Herren die Mittheilungen, wenn nicht vom Hörenfagen haben. 
Ich kann verfichern, ſchwierig find die Arbeiten geweſen, aber gerade diefe Ange- 
fegenheit ift im vorigen Jahre jehr reiflich geprüft worden. Ich bitte doch, nicht 
Beihuldigungen zu erheben, welche man nicht bemeifen Tann. 

Was dann den Kollegen Reichensperger betrifft, fo hat derfelbe unter ſechs— 
maliger Nennung meines Namens gewiffermaßen den Schein erwedt, als ob id) 
für die Vermehrung der Aufforftungen keine Sympathien habe. Meine Herren, 
id muß doch daran erinnern, daß ich mit unter den erſten gewejen bin, die in 
diefem Haufe den Antrag geitellt haben, den Titel in dad Ordinarium einzurüden 
für den Anlauf von Forfigrundftüden. (Sehr richtig!) 

Meine Herren, die lebhafte Phantafie des Herrn Reichensperger hat ihm eine 
Nede vorgefpiegelt, die ich in der That nicht gehalten habe. Sie haben nichts 
von Berechnungen von mir gehört; ich habe mich über die Domänenfrage in 
feinev Weife geäußert, ich habe nur gejagt, daß id) vorausſetze, e8 werden fehr 
verjchiedene Anfichten über diefe Frage hier hervortreten; daß ein Mitglied bier 
if, daß die Domänen verſchenken will, habe ich allerdings nicht geglaubt. 

Präfident: Zu einer perfüntichen Bemerkung hat das Wort der Abgeord- 
nete Bernhardt. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Es Tann nach den Worten des 
Herrn Abgeordneten dv. Benda den Aufchein gewinnen, als ob ich einer von denen 
jei, die Dinge fagen, die fie nicht beweifen künnen. Nun, meine Herren, ich bin 
einfach dabei gewejen in der Budgetkommiſſion, ich babe es mit meinen eingnen 
Augen gefehen, ich werde Ihnen nun den Borgang erzählen. Ich habe es vorhin 
nicht gethan, weil es mir nicht angemefjen ſchien, gegen eine fo hoch angefehene 
Kommijfion ein Wort, welches als ein wenn noch fo leifer Tadel erfcheinen Fönnte, 
and nur anzudenten. Nun bin ich aber provozirt und werde die ganze Wahrheit 
jagen. Die YBudgetlommiffion war um 7 Mitglieder verftärkt; diefe 7 Mitglieder 
— id war ald Antragfteller zugezogen, ohne der Kommiffion anzırgehören — 
waren auf dem Plate; ic) möchte aber den Herrn Abgeordneten dv. Benda fragen, 
wie viele der Herren Mitglieder der Budgetlommiffion denn noch außerdem da 
waren. Ich überlaſſe ihm, fich die Antwort zu geben, ich weis es. (SHeiterfeit.) 

Präſident: Der Abgeordnete Neichensperger hat das Wort zur perfün- 
Iihen Bemerkung. 

Abgeordneter Neichensperger: Ich bedaure, ein nicht verdientes Kom: 
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pliment des Herrn v. Benda zurückweiſen zu müſſen. Ich bin mir leider bewußt, 
daß ich an Phantaſie nicht übermäßig viel beſitze Im Uebrigen aber glaube ich 
wirklich, mit großer Aufmerkſamkeit den Ausführungen des Herrn v. Benda ge— 
folgt zu ſein, und wenn ich, was ich in keinem einzigen Punkte von ihm gehört, 
ihn mißverftanden haben ſollte, dann freue ih mich, konſtatiren zu können, daß 
er mehr meiner Meinung ift, als ich geglaubt habe. 

Präafident: Zur perfünliden Bemerkung dat dad Wort der Abgeordnete 
v. Benda. 

Abgeordneter v. Benda: Meine Herren! Es it eine Allen befannte 
Thatſache, daß unfere Budgetlommiffion im vorigen Jahre fehr liberlaftet geweſen 
ift, aber es ift auch eine befannte Thatfache, daß zu den. Veichlüffen der Kom- 
miſſion nicht alle Mitglieder erforderlich find. Gleichwohl kann der Herr Ab- 
geordnete Bernhardt nicht behaupten, daß die beichlußfähige Anzahl nicht vor- 
handen gewejen wäre. Ich kann daher nur wiederholt diefe Bemerkungen zurlüd- 
weifen. 

Prafident: Die Gejchäftsorbnung —— eine kommiſſariſche Behandlung 
dieſes Antrages. Es iſt die Ueberweiſung deſſelben an die um ſieben Mitglieder 
zu verſtärkende Agrarkommiſſion, an die um ſieben Mitglieder zu verſtärkende 
Budgetkommiſſion und endlich an die Budgetkommiſſion in ihrer regelmäßigen 
Geſtalt beantragt. Ich werde dieſe Anträge in der eben mitgetheilten Folge zur 
Abſtimmung bringen. 

Diejenigen Herren, welche den v. Meyer'ſchen Antrag mit dem Unterantrag 
der verſtärkten Agrarkommiſſion überweiſen wollen, bitte ich aufzuſtehen. 
(Geſchieht). 

Das iſt die Minderheit, der Antrag ift nicht angenommen. 

Ich erfuche diejenigen Herren, welche den Antrag der um fieben Mitglieder 
verftärften Budgetkommiſſion liberweifen wollen, aufzuftehen. (Gejchieht). 

Wir bitten um die Gegenprobe. Diejenigen, weldhe gegen den Antrag 
find, bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht). 

Die jetzt ftehenden bilden die Minderheit, der Antrag ift alfo angenonmen, 
der Antrag des Abgeordneten v. Meyer wird an die verftärkte Budgetfom- 
miſſion übergeben *). 

Der Titel 4 ſelbſt ift in diefem Titel nicht angegriffen, ich Eonftatire, daß 
derfelbe genehmigt ifl. 

Erlös aus Ablöfungen von Domänengefüllen und aus dem 
Berfaufe von Domänen- und Koritgrundftüden. 

Einnahme Kapital 3, Seite 2 des Hauptetats 4,500,000 Mark, Anlagen 
Band I. Nr. 3. — Die Bofition it genehmigt. 

Zuſchuß zur Nente des Kronfideilommikfonds. 

Dauernde Ausgaben Kapital 36 (Hauptetat Seite 34). 4,500,000 Mark. — 
Ebenfalls genehmigt. 


”) Der in Rede ftehende Antrag lautet: 
Die zum Ankauf von Forftländereien beftimmte Summe ift in den künftigen Etats 
möglichit fo zu normiren, daß fie dem Werthe der Grunditüde gleichkommt, melde 
gleichzeitig vom Domainen« und Yorftbefig des Staates abverlauft werben. Die 
Königliche Staatsregierung wird erfucht, diefem Grundfage beizutreten. 
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Vermeſſungsweſen. 
8. 


Die fortlaufende Bexichtigung und Ergänzung dev Generalſtabs— 
karten bezüglid; der Staatsforften. 


Circular⸗ Verfügung des Finanz = Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl, 
der zu Sigmaringen) und an bie Königliche FinanzsDirection zu Hannover. IIb 1764. 


Berlin, den 7. März 1878. 


Um das Central-Direltorium der Bermeflungen des Preußischen Staates 
in den Stand zu feßen, eine fortlaufende Berichtigung und Ergänzung der 
Generalſtabskarten bezüglich der Staatsforften bewirken zu können, beftimme ich 
Nachſtehendes: | 

Die Königlide Regierung bat alljährlid zum 1. November eine Nach— 
weifung fiber diejenigen topographifhen Veränderungen hierher einzureichen, 
welhe während des Zeitraumes vom 1. Dftober des vergangenen bis zum 
3. September des Taufenden Kalenderjahres in den Staatsforften einge- 
treten find. 

Sn diefer Nachweiſung ift insbefondere über folgende Beränderungen Aus- 
funft zu geben: 

1. Ueber die Errichtung von Gebäuden auf bisher noch nicht bebauet ge- 
weienen Stellen, ſowie über den Abbruch von Gebäuden, welche entweder gar nicht 
oder nicht auf derfelben Stelle neu errichtet werden follen. 

Anbauten an bereit vorhandene Gebäude, fowie — im Falle des Neu- 
baues bereii3 vorhanden geweſener Gebäude — Abänderungen in der Stellung, 
oder in der Grundfläche derfelben find dabei unberiidfichtigt zu laſſen. 

2. Ueber die nene Anlage und die Verlegung: 

a. von Eifenbahnen, Kunftftraßen, Landſtraßen und Kommunifationsmwegen, 
ſowie von Briden auf den Wegen der drei leßtgenannten Kategorien, 

b. von fchiffbaren oder flößbaren Kanälen und von Haupt-Entwäfferungs- 
oder Borfluthgräben, ſowie über ausgedehntere Regulirungen von Flüffen 
und bedeutenderen Bächen, 

3. Ueber die Ablaffung von See’n und von größeren Zeichen. 

4. Ueber die Einführung neuer und die Abänderung bisheriger Ortsnamen. 

Diefen Nachweiſungen hat die Königliche Regierung Zeichnungen beizigeben, 
in welchen die einzelnen Objekte nicht nur möglichft richtig zu orientiren, ſondern 
auch in möglichfl genauem dem Maßſtabe der Zeichnung entſprechendem Grund- 
tiffe darzuftellen find. Zu den Zeichnungen können größere Abfchnitte von den, 
im Maßitabe von 1 : 25,000 vorhandenen gedrudten Karten der einzelnen Ober- 
förftereien verwendet werden, welche das hieſige Forft-Einrichtungs-Büreau auf 
desfallfiges Erfordern liefern wird. Damit die in dieſe Karten einzutragenden 
Zeichnungen deutlich Hervortreten, find fie mit farminrother Farbe auszuführen. 

Die eingereichten Nachwetiungen und Zeichnungen, welche auch ein geeig- 
netes Material zur Berihtigung der dortigen und biefigen Wirthichaftskarten dar- 
bieten, werden zunächſt im hieſigen Forſteinrichtungs-Büreau geprüft und erft 
nad) erfolgter Prüfung an das Gentral-Direktorium der Vermeſſungen des Preu- 
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Bifhen Staates weiter gegeben werden. Wegen der, bei der Prüfung der ein- 
gereichten Nachweifungen und Zeichnungen etwa als erforderlich hervortretenden 
Berichtigungen und Ergänzungen wird das Forſt-Einrichtungs-Büreau fich direkt 
mit den betreffenden Oberförftern in Berbindung jeßen. 

Wenn Aenderungen der in VBorftehendem bezeichneten Art in dem bezüglichen 
Jahre nicht eingetreten find, iſt zu dem feftgeftellten Zermine eine VBacat-Anzeige 
zu erftatten. 

Der Zinanz-Mintiter. 
J. A.: v. Hagen. 


Berſuchsweſen. 


9. 


Abänderung des 8 4 der Geſchäftsordnund für das forſtliche 
Verſuchsweſen infolge Verlegung des Etatsjahres. 
Circ.⸗Verfg. des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königliche Regierungen (excl. Sigmaringen) 
und an die Königliche Finanz-Direktion zu Hannover. IIb. 2,109. 

Berlin, den 11. Februar 1878. 

Nah Verlegung des Etatsjahres wird der 8 4 der Gejchäftsorvnung für 
das forftliche Verſuchsweſen vom 14. März 1872*) dahin abgeändert, daß die Vor— 
tände der Neben-Stationen am 1. Zuli, 1. Oktober und 1. Januar über die 
Höhe der geleifteten Ausgaben zu berichten und pünktlich am 28. März der 
Haupt:Station eine Zufanımenftelung der im verfloffenen Rechnungsjahre von 
der Revier-Forſtkaſſe vorgefchoffenen Koften nebft Belägen zur Erftattung durch 
die Forſtakademie-Kaſſe zu überreichen haben. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
J. A.: v. Hagen. 


Perſonalien. 


10. 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Jagd-Verwaltungs-Perſonal 
vom 3. Dezember 1877 bis 1. April 1878. 
(Im Anſchluß an den Art. 84. Seite 531 des IX. Bos.) 


I. Bei der Central-Forft-Berwaltung und den Forſt⸗Akademien. 


Graf von der Schulenburg, Oberf.-Cand., nach Berlin als Hülfsarbeiter 
in das Forft-Einrichtungs-Biireau berufen. 


) Jahrbuch IV. Bd. ©. 139. 
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II. Bei den Provinzial⸗Verwaltungen der Staatsforſten. 


A. Geſtorben. 
Oberförſter Gies in Ellnhauſen, R.B. Caſſel. 


B. Penſionirt. 
Oberforſimeiſter Grunert zu Trier. 
Forſtmeiſter v. Steuben zu Frankfurt a. O. 
Oberförſter Krauſe zu Vorheide, %.-R. Birnbaum, R.⸗B. Poſen. 
Heiſterhagen zu Puppen, R.⸗B. Königsberg. 


C. Ausgeſchieden refp. in andere Verwaltungen übergetreten. 
Siiher, Herm., Oberf.Kand., durch Uebertritt in den Görliger Kommunal- 
Forftdienft. 


D. Berfeßt ohne Aenderung des Amtscharafters (zugleich mit An- 
gabe über neu gebildete Bermwaltungs- und Jnjpeltions> Bezirke). 


dem Forſtmeiſter von Jon quières ift der durch Penfionirung des Forftmeifters 
von Steuben (f. oben II. B.) erledigte Forſtmeiſter-Bezirk Frankfurts 
Cüſtrin übertragen worden. 

gorftmeifter Dittmer ift von der Yorft-Infpeltion Königsberg — Pr.-Eylau auf 
die Forftmeifter- Stelle Frankfurt-Woldenberg verfett. 

die Oberförfterei Zedlig, R.-®. Breslau, wird künftig den Namen Kottwig, 

" " Bobiele, „ 5 » — „Woidnig, 

P er Scheidelwitz „nn Rogelwitz, 

nach dem Wohnfitz der betreffenden Oberförſter führen. 


In der Provinz Hannover wird die Oberförſterei Vahrendorf künftig „Har- 
burg” nach dem Wohnorte des Oberförfter8 genannt werden. 


Ebenfo wird der Schußbezirk 


Melsingen in der Oberförfterei Ebftorf künftig Ebftorf, 
Süfing „ derjelben Oberförfterei m Hanſtedt, 
Heimbuſch ,„ der Oberförfterei Garlſtorf ; EHrhorn, 
Rofengarten „ r Garlftorf m Bahrendorf, 
Siedenburg » m r Neubruhhaufen „ Bult 

beißen. | 


Durch den Staatshaushalts-Etat pro 1. April 1878/79 find die 
Mittel bewilligt worden zu einer neuen: 


Förſterſtelle zu Kerrey, Oberf. Hohenſtein, R.B. Königsberg, 


Zorfmeifterftelle „ Sybba, — Lück, „Gumbinnen, 
Förſterſtelle „Dreetz, Havelberg, „Potsdam, 
„Fangſchleuſe,, Rüdersdorf, „ ii 
Revierförfterftelle „ Gritnaue, ® Köpenit, > e 
Förfterftelle „ Meddefin, „ Borntuhden, „  Cöslin, 
„ „ Allendorf, »„ Gladenbach, „ Wiesbaden, 


(die Waldwärteritellen Allendorf und Friedensdorf in Derjelnen Ober: 
förfterei fallen fort.) 
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einer neuen Förſterſtelle zu Kl. Hau, Oberf. Hürtgen, R.B. Aachen, 

(wogegen die bisherige Förſterſtelle Bergftein Waldwärterſtelle wird). 
einer neuen Nevierförfteritelle zu Mönchs wald, Oberf. Reichenau, R.-B. Liegnitz, 
einer neuen Waldwärterfiele Schutzwald in der Oberf. Schloppe, R.-B. Marien: 

werder, 
einer neuen Nevierförfterftelle Hohencamp in der Oberf. Lindenberg, Reg.-Bez. 
Marienmwerder, 

(die Waldmwärterftelle zu Ziefan in der Oberf. Diesdorf des Reg.Bez. 

Magdeburg ift an Stelle der bisherigen Förſtelle daſelbſt eingerichtet 

worden), 
zwei neue Torimwärterftellen im —E — — Moor, F.⸗R. Rendsburg, 
einer neuen Torfwärterfielle Nahe in der Oberförfterei Tremsbüttel, Reg.Bez. 

Schleswig. 
einer neuen Förfterfielle zu Hagen in der Oberförfterei Sprafenjehl, Provinz 
Hannover, gegen Wegfall der Waldmwärterftelle Thieshope, Oberförfterei 
Habichtshorft und den MWaldwärterftellen Megerden und Wallmoor im Forft- 
Revier Uchte. 
einer neuen Torfwärteritelle beim Ofterholz. Moor, Forftl-Revier Walsrode, 
einer neuen Torfwärteritelle beim Müggelsdorjer-Moor, Forſt-Revier Fuhrberg, 
einer neuen Förfterftele Vilbach in der Oberförfterei Kafjel, Reg.Bez. Kajlel. 
Nach Uebergang eines Theiles der Domäne Wilded an die Forfl-VBerwaltung, 
bat mit der Berlegung des MWohnfiges des Oberförſters von Iba nah Wilded, 
Reg.⸗Bez. Kaffel, die Oberförfterei den Namen „Wilded“ erhalten. 
Die Oberförfterei Pilellen im Neg.-Bez. Danzig, wird hiufort nad) dem 
Wohnort des Oberförfterd „Onewau“ heißen. 
Der Oberförfter Nidel in Altengronau, Neg.:Bez. Kaffel, hat feinen Wohnfitz 
nah Marjoß verlegt. 
Berjegt find: 
Oberförftier Engels von Schulig nah Wtelno, R⸗B. Bromberg, 
F— Richnow von Hiesfeld, Reg.⸗Bez. Düfleldorf, nad) Aurich, Provinz 
Hannover, 
* Hatzfeld von Selters nach Cronberg, Reg.⸗Bez. Wiesbaden. 


E. Befördert refp. verſetzt unter Beilegung eines höheren 
Amtscharakters. 


Wellenberg, bisher Forſtmeiſter zu Hannover, zum Oberforſtmeiſter in Trier, 

Hafjenftein, bisher Oberförfter zu Aurich, zum Forſtmeiſter für die Inſpektion 
Hannover-Lauterberg. 

Hauſchild, bisher Oberförfter zu Aftrawifchlen, zum Soritmeifter für die In⸗ 
ſpektion Königsberg - Pr.-Cylau. 


F. Zu Oberförftern wurden ernannt die bisherigen Ober- 
fürfter- Kandidaten: 
Kettner, Lieut. im Reit. Feldj.-Corps, zu Hachenburg, R.-B. Wiesbaden. 
Staubefand zu Herſchbach, R.-B. Wiesbaden. 
Fiſcher zu Kemel, R.B. Wiesbaden. 
Witzell zu Hiesfeld, R.-B. Düffeldorf. 
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Spanden, Prem.-Lient. im Reit. Feldj.⸗Corps, zu Aftramifchlen, Reg.-Bezirt 
Gumbinnen. 
Aumann zu Selters, R.-B. Wiesbaden. 


G. Zu interimiftifhen Revier-Bermwaltern wurden berufen . 
die Oberförfter- Kandidaten: 


Paul nah Elinhaufen, R.-B. Kaffel. 
von Alt-Stutterhbeim nad Kirſchgrund (Schulig), R.»-B. Bromberg. 


H. Zu Hülfs-Arbeitern bei den Regierungen wurden berufen 
die Oberförfter- Kandidaten: 


Carganico nad Erfurt. 
Ramsthal nach Wiesbaden. 


J. Zum Revierförfter wurde definitiv ernannt: 


Breußing zu Caſelow, Oberf. Gramzow, R.-B. Potsdam. 
Zerrath zu Ittowken, Oberf. Corpellen, R.-B. Königsberg. 
Hochhäuser zu Mönchswald, Dberf. Reichenau, R.-R. Liegnitz. 


K. Als interimiftiihe Revierförfter wurden berufen 
die Oberförfter- Kandidaten: 


Appell zu Niederbeisheim, Oberf. Morfchen, R.-B. Kaflel. 
Pfannftiel zu Marburg, Oberf. Marburg, R.-B. Kafiel. 


die Förfter: 
Knothe zu Carlsbrunn, Oberf. Neuenheerſe, R.-B. Minden. 
Krüger II. zu Eichquaft, Oberf. Hartigsheide, R.-B. Poſen. : 
Richter zu Bechfteinswalde, Oberf. Wocimoda, R.⸗B. Marienwerder. 


L. Den Charakter als Hegemeifter haben erhalten: 


Bommerich, Förfter zu Wormersdorf, F.⸗R. Kottenforft, R.-B. Eöln. 
Lehmann, Förfter zu Büſchdorf, F.R. Saarburg, R.⸗B. Trier. 


11. 


Ordens - Berleihungen 
an Forfl- und Iagdbeamte vom 6. Dezember 1877 
bis 1. April 1878 *). 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Art. 68, ©. 476 bes IX. Bds.) 


Bon Sr. Majefät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft 
derliehen worden: 


* Die Ehargen und Wohnörter der Ordensempfänger find angegeben, wie fie zur Zeit 
der Berleihungen waren. 
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A. Der Rothe Adler-Orden I. Kl. mit Eihenlaub: 
Dem Oberforftmeifter a. D. Grunert, zu Trier. 


B. Der Rothe Adler:-Orden III KL: 


a. die Schleife zur III. Kl. 
Dem Forftmeifter Nettftadt zu Hannover. 


b. mit der Schleife. | 
Dem Oberforftmeifter Dandelmann, Direktor der Forſt-Akademie zu Eberswalde. 


c. mit der Schleife und der Zahl 50. 
Dem Oberförfter Stävie in Grimnig, R.»B. Potsdam. 
Seeling in Borntuden, R.-B. Cöslin. 


C. Der Rothe Adler-OÖrden IV. Kl.: 


Dem Oherförfter Staubefand zu Niederkalbah, R.-B. Kaffel. 


„  Forftmeifter Borchert zu Oppeln. 
Oberförfter v. Bülom zu Wodek, R.-B. Bromberg. 


„  Horftmeifter Ludewig zu Hannover. 

F Schmiedel zu Königsberg i. Pr. 
„Oberförſter Schuſter zu Lautenthal, Prov. Hannover. 
Seng zu Cladow, R.⸗B. Frankfurt. 
Wilhelmi zu Idſtein, R.B. Wiesbaden. 
D. Der Kronen-Orden II. Kl.: 
Dem Forſtmeiſter a. D. v. Steuben zu Frankfurt a. O. 


E. Der Kronen-Orden IV. Kl. mit der Zahl 50: 
Dem Hegemeifter Biela zu Gerode, Oberförfterei Königsthal, R.⸗B. Erfurt. 


„ 


” 


” ” 


F. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 

Dem Förſter Habicht zu Marienhagen, %.:R. Böhl, R.»B. Kaſſel. 

Pr „ Arndt zu Waldlranz, F.⸗R. Edftelle, R.-B. Poſen. 

„ " Beyer zu Pötichlehmen, F.R. Eichwald, R.-B. Gumbinnen. 
„  Hegemeifter Eichel zu Dingmalde, %-R. Pr. Eylau, R.⸗B. Königsberg. 
„Förſter Geisler zu Grüntanne, F.⸗R. Peiſterwitz, R.B. Breslau. 

Körber zu Kaſtaven, F.“R. Himmelpfort-Weſt, R.:3. Potsdam. 

Ramonath;z. Ackmeniſchken, F. R. Ibenhorſft, R.-3. Gumbinnen. 

Schön zu Terten, F.⸗R. Napiwoda, R.-B. Königsberg. 

Stahr zu Mallentin, %.:R. Stangenwalde, R.-B. Danzig. 

Stein zu Sieber, F.⸗R. Sieber, Prov. Hannover. 

Vollmer zu Bodenfelde, FR. Nienover, Prov. Hannover. 
Weinrich zu Clausthal, FR. Korſchin, R.-B. Bromberg. 
Wildt zu Kühndorf, %.:R. Viernau, R.-B. Erfurt. 

" „ Schröder zu Heiligenrode, %.:%. Syke, Prov. Hannover. 

Bergfeldt zu Eichenberg, F.-⸗R. Erfurt, R.⸗B. Erfurt. 

" Baldwärter Klur zu Irmgarteichen, F.R. Hainchen, R.:B. Arnsberg. 

„Forſtſchutzgehülfen Klöppner zu Uslar in der Provinz Hannover. 

Holzhauermeifter Tſchierſch in der Oberf Tichiefer, R.-B. Liegnitz. 
MWaldarbeiter Niehaus zu Holte, Kreis Nienburg, Provinz Hannover. 
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G. Das Allgemeine Ehrenzeihen mit der Zahl 50: 


Dem Förfter Steffens zu Wolfsfuh, Oberf. Lüdersdorf, R.-B. Potsdam. 
„on Döbel zu Forſth. Brunden I, Oberf. Neuhaus, R.-B. Frankfurt. 
nn Breuer zu Neuhug, Oberf. Edftelle, R.-B. Poſen. 


H. Die Allerhöchſte Genehmigung zur Anlegung fremdherrlidher 
Orden erhielten: 


Der Förſter Herrmann zu Dolle, Oberf. Letlingen, R.-®. Magdeburg, 
der Silbernen Verdienſt-Medaille des Herzogl.Anhaltiſchen Haus- 
Ordens Albrecht des Bären, 
der Geh. Reg.Rath, Profeffor und Direktor der Forft-Alademfe in Münden, 
Dr. Heyer 
des NRitterfreuzes des Königl.Norwegiſchen St. Dlaf-Ordeng, 
Oberforftmeifter von Maſſow in Potsdam 
des Comthurkreuzes des Großherzogl. » Medienburgifchen Haus- 
Ordens der Wendifchen Krone. 


J. Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerkennung 
lobenswerther Dienftführung Ehren-Portepées verliehen worden: 

Dem Förfter Holthaner zu Hohenfelde, Oberf. Jägerhof, R.-B. Stralfund. 
n " Löffert zu Altengronau, Oberf. Jägerhof, R.-B. Kaffel. 
" R Perdelmwit zu Neuhatenberg, Oberf. Rehhof, R.-B. Marienwerder. 
; » , Birlehm zu Seebrud, Oberf. Grünfelde, R.B. Marienwerber. 
» „ Weidemann II. zu Theerofen, Oberf. Plietnig, R.B. Marienwerder. 
„ » Bienwald zu Fuchswinkel, Oberf. Schwiedt, R.B. Marienwerder. 
h n Dürrfeld zu Fürth, Oberf. Neunkirchen, R-B. Trier. 


Jahrb. d. Br. Forft- und Jagd: Geiehg. X. 4 


Forſt- und Jagdſchutz und Etrafweien. 
12. | 
Geſetz, betreffend den Forfidiebftahl. Vom 15. April 1878. 
(Gef. Sammlg. ©. 222 fgb.) | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., verordnen 
unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für den 
ganzen Umfang derfelben, was folgt: 

8 1. Forftdiebftahl im Sinne dieſes Gejetes ift der in einem Forſt oder 
auf einem andern hauptſächlich zur Holanugung beftimmten Grundftüde veriibte 
Diebftahl: 

1. an Holz, welches noch nit vom Stämme oder vom Boden ge- 
trennt if; 

2. an Holz, welches durh Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und 
mit defjen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift; 

3. an Spänen, Abraum oder Borke, fofern dieſelben noch nicht in einer 
umſchloſſenen Holzablage fi befinden, oder noch nicht geworben oder 
eingefammelt find; 

4. an anderen Walderzeugniffen, insbejondere Holzpflanzen, Gras, 
Haide, Plaggen, Moos, Laub, Streuwerk, Nadelholzzapfen, Wald- 
jämereien, Baumfaft und Harz, fofern diefelben noch nicht geworben 
oder eingefammelt find. 

Das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen nuferheg! forft- 
polizeilichen Beftimmungen. 

8 2. Der Forftdiebitahl wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem 
fünffachen Werthe des Entwendeten gleihfommt und niemals unter Einer Marl 
betragen darf. 

8 3. Die Strafe foll gleich dem zehnfachen. Werthe des Entwendeten und 
niemals unter Zwei Mark fein: 

1. wenn der Forftdiebflahl an einem Sonn- oder Feſttage oder in der 
Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 

2. wenn der Thäter Mittel angewendet hat, um.fich unkenntlich zu machen; 

3. wenn der Thäter dem Beftohlenen oder der mit dem Forftihuß be- 
trauten Perfon feinen Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert 
hat oder falfche Angaben tiber feinen oder feiner Gehilfen Namen 
oder Wohnort gemacht, oder auf Anrufen des Beftohlenen oder der 
mit dem Torftfchut betrauten Perjon, ftehen zu bleiben, die Flucht 
ergriffen oder fortgefetst bat; 

4. wenn der Thäter in den Fallen Nr. 1-3 $ 1 zur Begehung des 
Forftdiebftahls fich eines jchneidenden Werkzeuges, insbejondere der 
Säge, der Scheere oder des Mefjers bedient hat; | 

5. wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forftdiebftahl beftimmten 
Werkzeuge vermeigert;. 

6. wenn zum Zwecke des Foritdiebitahls .ein befpanntes Fuhrwerk, 
Kahn oder Laftthier mitgebradt ift; 

7. wenn der Gegenftand der Entwendung in Holzpflanzen beftebt; 
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8. wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt- (Mittel-) 
Triebe von ftehbenden Bäumen entwendet find; 

9, wenn der Forftdiebftahl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten 
oder Saatfampe begangen ift. 

$4 Der Verſuch des Forftdiebjtahl8 und die Theilnahme (Mitthäterfchaft, 
Anfiftung, Beihilfe) an einem Forftdiebftahl oder an einem Berjuche deffelben, 
werden mit der vollen Strafe des Forſtdiebſtahls beftraft. 

85. Wer fich in Beziehung auf einen Forſtdiebſtahl der Begünftigung oder 
der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem fünf: 
fahen Werthe des Entwendeten NeSomm und niemals unter Einer Mark be» 
tragen darf. 

Die Beftimmungen des 8 257 Abf. 2 und 3*) des Reichsſtrafgeſetzbuchs finden 


Anwendung. 


* .. .r 5* — 
een — — — — nn ns 


a .. 
—— — — — 


——— —— 


8 6. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Monaten 
erfanıt werden: 

1. wenn der Forftdiebftahl von drei oder mehr Perſonen in gemeinfchaft- 
licher Ausführung begangen ift; 

2. wenn der TForftdiebftahl zum Zwecke der Veräußerung des Entwende- 
ten oder daraus hergeftellter Gegenſtände begangen ift; 

3. wenn die Hehlerei gewerbs- oder gemohnheitsmäßig betrieben worden ift. 

87. Wer, nachdem er wegen ForftdiebftahlS oder Verjuchs eines folchen, 
oder wegen Theilnahme (8 4), Begünftigung oder Hehlerei in Beziehung auf 
einen Forftdiebftahl von einem preußifchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt wor- 
den ift, innerhalb der nächſten 2 Jahre abermals eine diefer Handlungen begeht; 
befindet fih im Rückfalle und wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem 
zehnfachen Werthe des Entwendeten gleichlommt und niemals unter 2 Marf 
betragen darf. 

58. Neben der Geldftrafe ift auf Gefängniß bis zu 2 Jahren zu erkennen, 
wenn der Thäter fi im dritten oder ferneren Rückfall befindet. Beträgt die 
Geldſtrafe weniger als zehn Mark, jo kann ftatt der Gefängnißftrafe auf eine Zu- 
häftrafe bi zu Einhundert Mark erfannt werden, 

89. Im allen Fällen ift neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen 
um Erjfage des Werthes des Entwendeten an den Beftohlenen auszuſprechen. 
Der Erſatz des außer dem Werthe des Entwendeten verurfachten Schadens Tann 
um im Wege des Civilprocefjes geltend gemacht werden. 

Der Werth des Entmwendeten wird forwohl Hinfichtlicy der Geldftrafe al 
Hinfichtlich des Erjaßes, wenn die Entwendung in einem Königlichen Forſte ver- 
übt worden, nach der für das betreffende Forflrevier beftehenden Forfttare, in 
anderen Fällen nad) den örtlichen Preifen abgefchätt. 

$ 10. Die im 8 57 des Strafgeſetzbuchs bei der Verurtheilung von Per- 
Ionen, welche zur Zeit der Begehung der That das zwölfte, aber nicht das adıt- 
sehnte Lebensjahr vollendet hatten, vorgefehene Strafermäßigung findet bei Zu- 
widerhandlungen gegen dieſes Geje feine Anwendung. 





) Die bezügl. Beftimmungen des 8 257 Abf. 2 und 3 des R.-Str.-G.:8. lauten: 
Abi. 2. Die Begünftigung ift ftraflos, wenn diefelbe dem Thäter von einem Angehörigen 
gewährt worden ift, um ihn der Beſtrafung zu entziehen. 
Abſ. 3. Die Begünftigung ift als Beihülfe zu beftrafen, wenn fie vor Begehung der That 
zugelagt worden ift. Diefe Beftimmung findet auch auf Angehörige Anwendung. 
2 4* 
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8 11. Für die Geldſtrafe, den Wertherſatz und die Koſten, zu denen Per- 
ſonen verurtheilt worden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienft 
eines Andern ftehen und zu deffen Hausgenoſſenſchaft gehören, ift letzterer im 
Falle des Unvermögens der Berurtbeilten für haftbar zu erklären, und zwar 
unabhängig von der etwaigen. Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund vdiefes 
Gefeßes oder des $ 361 Nr. 9 des Strafgejegbuches*) verurtbeilt wird. 

Wird feftgeftellt, daß die That nicht mit feinem Wiffen verlibt if, oder daß 
er fie nicht verhindern founte, jo wird die Haftbarfeit nicht ausgefprocdhen. 

8 12. Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, fo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des $ 11 baftet, zur Zahlung der Gelöftrafe, 
des Wertherſatzes und der Koften als unmittelbar haftbar verurtbeilt. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das adht- 
zehnte Lebensjahr vollendet Hatte und wegen Mangels der zur Erfenntniß der 
Strafbarkeit jeiner That erforderliden Einficht freizufpredhen ift, oder wenn der- 
jelbe wegen eines feine freie Willensbeftimmung ausjchließenden Zuftandes ftraf- 
frei bleibt. 

8 13. An die Stelle einer Geldftrafe, welche wegen Unvermögens des Ber> 
urtheilten und des für haftbar Erflärten nicht beigetrieben werden kann, tritt 
Gefängnißftrafe. Diefelbe kann vollſtrektkt werden, ohne daß der Verſuch einer 
Beitreibung der Geldftrafe gegen den für haftbar Erflärten gemacht ift, jofern 
deffen Zahlungsunfähigfeit gerichtsfundig ift. 

Der Betrag von Einer bis zu fünf Mark ift einer eintägigen Gefängniß- 

ftrafe gleich zu achten. 
Der Mindeſtbetrag der an die Stelle der Geldfirafe tretenden Gefängniß- 
firafe ift Ein Tag, ihr Höchſtbetrag find fehE Monate. Kann nur ein Theil der 
Geldftrafe beigetrieben werden, fo tritt für den Reſt derfelben nach dem in dem 
Urtheile feftgefegten Verhältniffe die Gefängnißftrafe ein. 

Gegen die in Gemäßheit der 88 11 und 12 als haftbar Erflärten tritt an 
die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe nicht ein. 

8 14. Statt der in dem $ 13 vorgefehenen Gefängnißftrafe Tann während 
der für diefelbe beftimmten Dauer der Berurtheilte, au) ohne in einer Gefangen- 
Anftalt eingejchloffen zu werden, zu Forſt- oder Gemeindearbeiten, welche feinen 
Fähigkeiten und Berhältniffen angemeffen find, angehalten werden. 

Die näheren Beflimmungen wegen der zu leiftenden Arbeiten werden mit 
Nüdfiht auf die vormaltenden Lohn- und örtlichen Verhältniffe von dem Re- 
gierungs-Präfidenten (Landdroften) in Gemeinfchaft mit dem erften Staatsanwalt 
beim Oberlandes-Gericht erlaffen. Diejelben find ermächtigt, gewiſſe Tagewerke 
dergeftalt zu beftimmen, daß die Verurtheilten, wenn fie durch angeftrengte 
Thätigkeit mit der ihnen zugewiejenen Arbeit früher zu Stande fommen, auch 
friiher entlaffen werden. 

) 8 361 Nr.9 des Strafgefegbucdhd Tautet. 
Mit Haft wird beitraft: 
wer Kinder oter andere unter feiner Gewalt ftehende PBerfonen, welche feiner Auf- 
fiht untergeben find und zu feiner Hausgenofjenichaft gehören, von der Begehung 
von Diebftählen, ſowie von der Begehung ftrafbarer Berlegungen der Boll- oder 
Steuergeſetze, oder der Gefege zum Schuge der Forften, der Feldfrücdhte, der Jagd 
oder der Fiſcherei abzuhalten unterläßt. Die Vorſchriften diefer Geſetze über die 
Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Geldftrafen oder anderen @elbleiftungen 


werden hierdurch nicht berührt In den Fällen der Nr. 9 kann ftatt der Haft auf 
Geldftrafe bis zu einhundertfunfzig Mark erkannt werben. a 
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$ 15. Aerte, Sägen, Meffer und andere zur Begehung des Forſtdiebſtahls 
geeiguiete Werkzeuge, welche der Thäter bei der Zuwiderhandlung bei fich ge: 
führt Hat, find einzuziehen, ohne Unterjchied, ob fie dem Zchuldigen gehören 
oder nicht. 

Die Thiere und andere zur Wegſchaffung des Entmwendeten dienenden Ge- 
genftände, welche der Thäter bei fich führt, unterliegen nicht der Einziehung. 

$ 16. Wird der Thäter bei Ausführung eines Forſtdiebſtahls, oder gleich 
nad derjelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des Forſtdieb— 
Rahl3 geeigneten Werkzeuge, welche er bei fich führt ($ 15), in Befchlag zu nehmen. 

8 17. Wird in der Gewahrfam eines innerhalb der legten 2 Jahre wegen 
einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz rechtskräftig Verurtheilten friſch ge- 
fälltes, nicht forftmäßig zugerichtetes Holz gefunden, fo ift gegen den Inhaber 
auf Einziehung des gefundenen Holzes zu erkennen, jofern er ſich über deu ved- 
lichen Erwerb des Holzes nicht ausmweifen kann. Die Einziehung erfolgt zu 
Gunften der Armenkaffe des Wohnorts des Berurtbeilten. 

$ 18. Die Strafverfolgung von Zumiderhandlungen gegen diefes Gefek 
verjährt, fofern nicht einer der Fälle der SS 6 und 8 vorliegt, in ſechs Monaten. 

8 19. Für die Zumiderbandlungen gegen dieſes Geſetz find die Amts— 
gerihte zuftändig. .Diefelben verhandeln und entjcheiden, fofern nicht einer der 
Fälle der SS 6 und 8 vorliegt, ohne die Zuziehung von Schöffen. 

Das Amt des Amtsanwalts Tann verwaltenden Forftbeamten übertragen 
werden. 

Für die Verhandlung und Entfcheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
find die Straflammern zuftändig; diefelben entfheiden in der Bejegung mit drei 
Mitgliedern einjchlieglich des Vorſitzenden. 

5 20. Für das Verfahren gelten, fomweit nicht in diefem Geſetze abändernde 
Beſtimmungen getroffen find, die Vorfchriften der Strafprozeßordnung über das 
Verfahren vor den Schöffengerichten. 

$ 21. Der Gerichtsftand ift nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in 
deffen Bezirke die Zumiderhandlung begangen ift. \ 

Iſt der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, oder ift 
die Zuwiderhandlung außerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes begangen, fo 
beſtimmt der Gerichtsftand ſich nach den Borfchriften der Strafprozeßordinung. 

Im Falle des 8 17 ift der Gerichtsftand bei demjenigen Amtsgerichte be— 
gründet, in deffen Bezirke das Holz gefunden worden ift. 

$ 22. In dem Berfahren vor dem Amtsgerichte werden fänmtliche Zu- 
fellungen durch den Amtsrichter unmittelbar veranlaßt. Die Formen für den 
Nachweis der Zuftellungen werden durch die Zuftizverwaltung beftinmt. 

$ 23. Perſonen, welde mit dem Forſtſchutze betraut find, können, fofern 
diefelben eine Anzeigebühr nicht empfangen, ein für allemal gerichtlich beeidigt 
werden, wenn ſie 

1. Königliche Beamte find, oder 

2. vom Waldeigenthiimer auf Lebenszeit, oder nad) eister vom Landrath 
(Amtshauptmann, Oberamtmann) beſcheinigten dreijährigen tadelloſen 
Forſtdienſtzeit auf mindeſtens drei Jahre mittelſt ſchriftlichen Vertrages 
angeſtellt ſind, oder 

3. zu den für den Forſtdienſt beſtimmten, oder mit Forſtverſorgungsſchein 
entlaſſenen Militärperſonen gehören. 
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In den Fällen der Nr. 2 und 3 ift die Genehmigung des Bezirksraths er- 
forderlid. In denjenigen Tandestheilen, ‚in welchen das Geſetz vom 26. Zuli 
1876 (Gejeg-Sammlung ©. 297)*) nicht gilt, tritt an die Stelle des Bezirksraths 
die Regierung (Landdroftei). 

8 24. Die Beeidigung erfolgt bei dem Amtsgerichte, in defjen Bezirk der 
zu Beeidigende feinen Wohnfig hat, dahin: 

daß er die Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche den feinem 
Schute gegenwärtig anvertrauten oder fünftig anzuvertrauenden Bezirk 
betreffen, gewiffenhaft anzeigen, bei feinen gerichtlihen Vernehmungen 
über. diefelben nach beftem Wiſſen die reine Währheit fagen, nichts 
verjchweigen und nichts Hinzufegen, auch die ihm obliegenden 
Schäßungen unparteiifsh und nah beften Wiffen und Gemiffen be- 
wirfen werde. 

Eine Ausfertigung des Beeidigungsprotofoll8 wird den Amtsgerichten mit: 
getheilt, in deren Bezirke der dem Schute des Beeidigten anvertraute Be— 
zirk liegt. 

8 25. ft einein Gemäßheit der vorftehenden Beftimmungen, oder nad) 
den bisherigen gejetslichen Vorfchriften zur Ermittelung von Forftdiebftählen 
beeidigte Perjon als Zeuge oder Sachverſtändiger zu vernehmen, jo wird es der 
Eidesleiftung gleichgeachtet, wenn der zu VBernehmende die Richtigkeit jeiner Ausr 
fage unter Berufung auf den ein für allemal geleifteten Eid verfichert. 

Dieſe Wirkung der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentliher Aemter nach fich ziehende Verurthei— 
lung ergeht, oder die in Dane! des 8 23 ertheilte Genehmigung zurüd- 
gezogen wird. 

8 26. Die mit dem Forſtſchutze betrauten Berfonen erftatten ihre Anzeigen 
an den Amtsanwalt fchriftlich und periodiih. Sie haben zu diefem Zwecke Ber- 
zeichniffe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle unter fortlaufenden Nummern 
zufammenzuftellen find. Die Berzeichniffe werden dem Amtsanmwalt in zwei Aus- 
fertigungen eingereicht. 

In diefe Verzeichniffe fünnen von dem Amtsanwalt auch die anderwärts 
eingehenden Anzeigen eingetragen werden. 

Die näheren Vorſchriften über die Aufftellung und die SinzeQung der Ber: 
zeichniffe werden von der Juſtizverwaltung erlaffen. 

$ 27. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, indem ex bei Ueber— 
reihung einer Ausfertigung des VBerzeichniffes ($ 26) den Antrag auf Erlaß 
eines vichterlichen Strafbefehls ftellt und die beantragten Strafen nebit Werth 
erjats neben den einzelnen Nummern des Verzeichniffes vermerkt. 

Der Erlaß eines Strafbefehls ift für jede Geldftrafe und die dafür im Un- 
vermögensfalle feftzufetzende Gefängnißftrafe, jowie für den Wertherfat und die 
verwirkte Einziehung zuläffig. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollftredbar werde, 
wenn der Beichuldigte nicht in einem, fogleih in dem Strafbefehle anzuberau- 
menden, eintretendenfall$ zugleih zur Hauptverhandlung beftimmten Termine 
vor dem Amtsrichter erfcheine und Einfpruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung ift von dem Amtsrichter neben 


*) Geſetz, betr. die Buftändigfeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgericht3- 
behörden im Geltung&bereiche der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875. 
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jeder Nummer des Berzeichniffes einzutragen und dem Angellagten mit einem 
Auszuge aus dem Verzeichniffe zuzuftellen. 

Die mit dem Forftichut betrauten Perfonen, welche nach den Anzeigen als 
Beweiszeugen auftreten jollen, find durch ihre Vorgeſetzten zu veranlaffen, in 
dem anberaumten Termine zu erjcheinen. Die fonft erforderlichen Zeugen find 
zu demjelben zu laden. 

8 28. Auf den Einjprud kann vor dem Termine verzichtet werden. 

Auf die Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung des 
Termins finden die 88 44, 45 Abſatz 1, 46 und 47 der Strafprozeßordnung *) 
entjprehende Anwendung. Wird dem Gefuche. ftattgegeben, fo ift ein neuer 
Strafbefehl unter Aufhebung des früheren zu erlaffen. 

$ 29. Ueber alle Einfpriiche, fowie über alle Anträge, welche der Amt3- 
tihter unter Ablehnung des Strafbefehls zur Hauptverhandlung gebracht hat, 
kann in Einer Hauptverhandlung verhandelt und entjchieden werden. Das 
Brotofoll iiber diefelbe wird nad den Nummern des Berzeichniffes geführt. 

Bon einem auf Berwerfung des Einfpruhs Tautenden Urtheile wird dent 
Berurtheilten nur die Urtheilsformel zugeftellt. 

8 30. In den Fällen der SS 6 und 8 findet der Erlaß eines Strafbefchls 
nicht ftatt. Der Amtsanmwalt erhebt die öffentliche Klage durch Einreihung einer 
Anklagefchrift, welcher ein Auszug aus dem Berzeichniffe ($ 26) beizufügen ift. 
Die Hauptverhandlung kann ohne Anweſenheit des Augeflagten erfolgen. 

$ 31. Wird gegen ein von dem Amtsrichter ohne die Zuziehung von 
Schöffen erlaffenes Urtheil die Berufung eingelegt, fo find zum Zwecke der Bil- 
dung befonderer Akten durch den Gerichtsichreiber beglaubigte Auszüge aus den 
Alten erfter Inſtanz zu fertigen. 

$ 32. Die Revifion gegen die in der Berufungsinftanz erlaffenen Urtheile 
findet nur flatt, wenn eine der in den SS 6 und 8 vorgefehenen ftrafbaren Haud- 
lungen den Gegenftand der Unterfuchung bildet. 

$ 33. Die VBollftredung der Strafbefehle und der Urtheile erfolgt durch den 
Amtsrichter. 

$ 34. Eine auf Grund diefes Geſetzes ausgeſprochene und eingezogene 
Geldſtrafe fließt dem Beichädigten zu. Diefe Beftimmung bezieht ſich nicht auf 
eine im Falle des $ 8 erkannte Zuſatzſtrafe. 


*) Die- bezogenen Beftimmungen ber 88 44.45 Abſ. 1, 46 und 47 ai Strafprozeßordnung 
vom 1. Februar 1877 lauten: 

8 44. Gegen die Verſäumung einer Friſt kann die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand beanſprucht werben, wenn der Antragſteller durch Naturereigniffe oder 
andere unabwendbare Zufälle an der Einhaltung der Frift verhindert worden ift. 
Als unabmwendbarer Zufall ift e8 anzufehen, wenn der Antragiteller von einer Zu— 
ftelung ohne fein Berichulden Teine Kenntniß erlangt hat. 

845. Abſ.1. Das Geſuch um Wiedereinfegung in den vorigen Stand muß binnen einer 
Roche nad) Bejeitigung des Hindernifles bei demjenigen Gerichte, bei welchem die 
Frift wahrzunehmen gewefen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmahung | der Ber: 
faumungsgründe angebracht werden. 

$ 46. Ueber das Geſuch entſcheidet dasjenige Gericht, welches bei rechtzeitig erfolgter 
Handlung zur Entſcheidung in der Sache ſelbſt berufen gewejen mwäre. 

Die dem Gejuche ftattgebende Enticheidung unterliegt feiner Anfechtung. 
Gegen die das Geſuch verwerfende Entſcheidung findet fofortige Beſchwerde ftatt. 

8 47. Durch das Geſuch um Wiedereinfeßung in den vorigen Stand wird die VBollftredung 
einer gerichtlichen Entſcheidung nicht gehemmt. 

Das Gericht kann jedoch einen Auffchub der Vollſtreckung anordnen. 
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Weiſt der Beſchädigte im Falle der Nichteinziehbarkeit der Geldſtrafe Arbeiten, 
welche den Erforderniſſen des 8 14 entſprechen, der Behörde nach, fo ſoll der 
Berurtheilte zu deren Leiftung angehalten werden. Dieje Nachmweifung ift nicht 
mehr zu beriicfichtigen, fobald mit der andermweiten Vollſtreckung der Strafe be- 
gonnen ift, 

8 35. Der Amtsrichter ift befugt, wenn der Verurtheilte zu der Gemeinde 
gehört, welcher die erkannte Entjhädigung und Geldftrafe zufällt, die Beitreibung 
diefer Entſchädigung und Geldftrafe nebft den Koſten der Gemeindebehörde in der 
Art aufzutragen, daß fie die Einziehung auf diefelbe Weife zu bewirken hat, wie 
die Einziehung der Gemeindegefälle. Es dürfen jedoch den Berurtheilten feine 
Mehrkoften erwachjen. 

8 36. Steht mit einer Zumiderhandlung gegen diefes Gejet ein nach $ 361 
Nr. 9 des Strafgefetbuches ftrafbares Nichtabhalten von der Begehung von Forft- 
diebftählen im Zufammenhange, fo findet auch auf dieje Webertretung das in 
diefem Geſetze vorgefchriebene Verfahren Anwendung. - 

8 37. Tür das weitere Berfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes anhängigen Saden finden die Vorſchriften der SS 8 und ff. des Ein- 
führungsgefetzes zur Strafprozeßordnung *) entfprechende Anwendung. 

8 38. Diefes Geſetz tritt mit dem in dem 8 39 bezeichneten Zeitpunfte an 
die Stelle des Gejetes vom 2. Juni 1852, den Diebftahl an Holz und anderen 
MWaldproduften betreffend, (Geje-Sammlung 1852 ©. 305)**). 

Wo in einem Geſetze auf die bisherigen Beftimmungen über den SHolz- 
(Fort) Diebftahl vermwiefen ift, treten die Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
an deren Stelle. | 

839. Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. April 1878. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismard. Leonhardt Fall. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Biilow. Hofmanı. Gr. zu Eulenburg Maybach. Hobregt. 


*) Die bezügl., entjprechende Anwendung findenden Vorjchriften des Einführungsgefees 
zur Strafprozeßordnung lauten: 

8 8. In den am Tage de3 Inkrafttretens dieſes Geſetzes anhängigen Strafiahen find 
für das weitere Verfahren die Vorfchriften dieſes Geſetzes maßgebend. 

War jedoch) vor dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ein Endurtheil erfter 
Snftanz ergangen, fo finden auf die Erledigung der Sache bis zur vechtöfräftigen Entfcheidung 
die bisherigen Prozeßgeſetze Anwendung. 

89 Wird ein vor dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ergangenes Urtheil 
erſter Inſtanz in der höheren Inſtanz aufgehoben und die Sache zur nochmaligen Verhandlung 
in die, erfte Inſtanz zurüdgemwiefen, jo regelt fi) das weitere Verfahren nad den Vorjchriften 
dieſes Geſetzes. 

8 10. Für die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil geſchloſſenen Verfahrens 
ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes auch dann maßgebend, wenn das Urtheil vor dem Tage 
Des Inkrafttretens dieſes Geſetzes erlaffen oder rechtskräftig geworden war. 

8 12. Auf die Strafvollſtreckung finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes Anwendung, 
aud) wenn die Strafe nad) den bisherigen Borfchriften über das Strafverfahren erkannt ift. 

*+) ©, Jahrg. III des Yorft= u. Jagdkalenders ©. 39 Art. 11. 
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13. 


Verhandlungen des Herrenhauſes über das Geſetz betreffend 


81. 


den Forfidiebftahl. 


A. Geſetz⸗Entwurf nebit Begründung. 
Holzdiebftahl im Sinne dieſes Geſetzes ift der in einem Forſt oder auf 


einem anderen hauptſächlich zur Holznugung beftimmten Grundſtücke verübte 
Diebſtahl: 


1: 


2. 


3. 


4. 


82. 


an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden getrennt iſt, 
an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und mit 
deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden iſt, 

an Spähnen, Abraum oder Borke, ſofern dieſelben noch nicht in einer 
umſchloſſenen Holzablage ſich befinden, 

an anderen Walderzeugniſſen, insbeſondere Holzpflänzlingen, Gras, 
Kräutern, Haide, Plaggen, Moos, Laub, Streuwerk, Kiehnäpfeln, Wald— 
ſämereien und Harz, ſofern dieſelben noch nicht geworben oder ein— 
geſammelt ſind. 

Der Holzdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, welche dem fünf— 


fachen Werthe des Entwendeten gleichkommt und niemals unter Einer Mark be— 
tragen darf. 


83. 


Die Strafe ſoll gleich dem zehnfachen Werthe des Entwendeten und 


niemals unter zwei Mark ſein: 


1. 
2. 


3. 


6. 


1. 
8. 


54. 
diebſtahl 


wenn der Holzdiebſtahl an einem Sonn- oder Feſttage oder in der 
Zeit vom Sonnen-Untergang bis Sonnen-Aufgang begaugen iſt; 
wenn der Thäter Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich zu 
machen; 

wenn der Thäter dem Beſtohlenen oder dem Forſtbeamten ſeinen Namen 
oder Wohnort anzugeben ſich geweigert, oder falche Angaben über ſeinen 
Namen oder Wohnort gemacht, oder wenn er der Ergreifung ſich durch 
die Flucht entzogen oder zu entziehen verſucht hat; 


. wenn der Thäter in den Fällen der Nr. 1 bis 3 des 81 zur Be— 


gehung des Holzdiebftahls fich eines fchneidenden Werfzeuges bedient 
hat, 


. wenn der Holzdiebftahl mittelft eines befpannten Fuhrwerks begangen ift; 


wenn der Gegenftand der Entwendung in Holzpflänzlingen oder in 
Harz befteht; 
wenn Kiehn von ftehenden Bäumen entwendet ift; 
wenn der Thäter fi im Rückfalle befindet. 

Der Verſuch des Holzdiebftahls und die Theilnahme an einem Holz- 
oder an einem Berfuche deffelben werden mit der vollen Strafe des 


Holzdiebftahls beftraft. 


85. 


Wer fih in Beziehung auf einen Holzdiebftahl der Beglinftigung oder 


der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem fünf- 
fahen Werthe des Entwendeten gleichfommt und niemals unter Einer Mark be- 
tagen darf. 


$ 6. 


erlernen: 


Neben der Geldftrafe ift anf Gefängnißftrafe bis zu zwei Jahren zu 
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1. wenn der Holzdiebſtahl von drei oder mehr Perſonen gemeinſchaftlich 
begangen iſt; 

2. wenn der Thäter ſich im dritten oder ferneren Rückfalle befindet: 

3. wenn der Holzdiebftahl zum Zwecke der Veräußerung des Entmwendeten 
begangen ift; 

4. wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betrieben wor: 
den ift. 

Ss 7. Im Nüdfalle befindet fi, mer, nachdem er wegen Holzdiebftahls 
oder Verſuchs eines foldhen, oder wegen Theilnahme, Begünftigung oder Hehlerei 
in Beziehung auf einen Holzdiebftahl von einem Preußischen Gerichte rechtskräftig 
verurtheilt worden ift, innerhalb der nächften zwei Jahre abermals eine diefer 
Handlungen begeht. 


8 8. In allen Fällen ift neben der Strafe die Verpflichtung. des Schuldigen 
zum Erjate des Werthes des Entwendeten an den Beftohlenen auszuſprechen. 
Der Erjat des außer dem Werthe des Entwendeten verurfachten Schadens Tann 
nur im Wege.des Civilprozeffes geltend gemacht werden. 

Der Werth des Entwendeten wird ſowohl hinfichtfich der Geldftrafe als hin— 
fihtli) des Erfages, wenn die Entwendung in einem Königlichen Yorfte veriibt 
worden, nach der für das betreffende Forſtrevier beftehenden Forſttaxe, in anderen 
Fällen nach den örtlichen Preiſen abgeſchätzt. 

8 9 Die im 857 des Strafgefegbuchs bei der VBerurtheilung von Perſonen, 
welche zur Zeit der Begehung der That das zwölfte, aber nicht das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet hatten, vorgefehene Strafermäßigung findet bei Zuwider— 
handlungen gegen dieſes Gefet keine Anwendung. 


$ 10. Für die Geldftrafe, den Wertherſatz und die Koften, zu denen Per: 
fonen verurtheilt worden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienfte 
eines Anderen ftehen und zu deſſen Sausgenoffenfejaften gehören, ift letzterer im 
Falle des Unvermögens der Berurtheilten für haftbar zu erklären und zwar un: 
abhängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er felbft auf Grund diefes Ge- 
jetges oder des $ 361 Nr. 9 des Str.G.-B. verurtheilt wird. 

Weift derfelbe nah, daß er die a nicht verhindern konnte, fo wird die 
Haftbarfeit nicht ausgeſprochen. 


8 11. Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, jo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des $ 10 haftet, zur Zahlung der Geldftrafe, 
des Wertherfates und der Koften als unmittelbar haftbar verurtheilt. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das acht— 
zehnte Lebensjahr vollendet hatte und wegen Mangel$ der zur Erkenntniß der 
Strafbarkeit feiner That erforderlichen Einficht freizuiprechen ift oder wenn der: 
jelbe wegen eines feine freie Willensbeſtimmung ausfchliegenden Zuftandes ſtraf⸗ 
frei bleibt. 


8 12. Eine Geldſtrafe, welche wegen Unvermögens des Verurtheilten und 
des für haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden kann, iſt in Gefängnißſtrafe 
umzuwandeln. 

Ber der Umwandlung iſt der Betrag von Einer bis zu fünf Mark einer 
eintägigen Gefängnißftrafe gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an die Stelle der Geldſtrafe tretenden Gefängniß: 
ſtrafe iſt Ein Tag, ihr Höchſtbetrag find ſechs Monate. Kann nur ein Theil 
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der Geldftrafe beigetrieben werden, fo tritt für den Reſt derfelben nach dem in 
dem Urtbeile feftgefegten Berhältniffe Die Gefängnißftrafe ein. 

Gegen die in Gemäßheit der SS 10 und 11 als baftbar Erklärten tritt an 
die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe nicht ein. 


$ 13. Statt der in dem $ 12 vorgejehenen Gefängnißftrafe kann während 
der für diefelbe beftimmten Dauer der Berurtheilte, auch ohne in einer Ge- 
fangenanftalt eingef&hloffen zu werden, zu Forft- oder Gemeinde-Arbeiten, welche 
feinen Fähigkeiten und Berhältniffen angemefjen find, angehalten werden. 

Die näheren Beftimmungen wegen der zu leiftenden Arbeiten werden mit 
Rüdfiht auf die vormwaltenden örtlihen VBerhältniffe von dem Negierungs- 
Prafidenten in Gemeinfchaft mit dem Erften Staatsanwalt beim Oberlandeg” 
Gerichte erlaſſen. Diefelben find ermächtigt, gewiffe Tagewerke dergeftalt zu be- 
fimmen, daß die Verurtheilten, wenn fie durch angeftrengte Thätigfeit mit der 
ihnen zugeiwiejenen Arbeit früher zu Stande kommen, auch früher entlaffen 
werden. | 


$ 14. Aerte, Sägen, Meffer und andere zur Begehung des Holzdiebftahls 
geeignete Werkzeuge, welche der Thäter bei der Zumiderhandlung bei fich ge- 
führt Hat, find einzuziehen, ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen gehören 
oder nicht. 

Die Thiere und andere zur Wegfchaffung des Entwendeten dienenden Gegen- 
fände, welche der Thäter bei fich führt, unterliegen nicht der Einziehung. Die- 
jelben find jedoch in Beichlag zu nehmen und werden zur Aufbewahrung auf 
Gefahr und Koften des Eigenthümers dem nächften Ortsvorftande itberliefert, 
welder fie jo lange zurüdzubehalten bat, bis ein von ihm unter Berückſichtigung 
der in Ausficht ftehenden Strafe und Koften zu beftimmender Geldbetrag, der den 
Bertd der in Beſchlag genommenen Gegenftände nicht iiberfteigen darf, bei dem 
Ortsvorſtande eingezahlt wird. 

Erfolgt die Einzahlung des Geldbetrages nicht innerhalb Einer Woche, fo 
kann der Amtsrichter die öffentliche Verfteigerung der in Beichlag genommenen 
Gegenftände verfügen. 


s 15. Wird in der Gewahrſam eines wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
diefes Geſetz Verurtheilten frifch gefälltes, nicht forftmäßig zugerichtetes Holz ge— 
finden, fo ift gegen den Inhaber auf Einziehung des gefundenen Holzes zu er- 
kennen, fofern er ſich über den redlihen Erwerb des Holzes nicht ausmeijen 
fm. Die Einziehung erfolgt zu Gunften der Armenkaffe des Wohnortes des 
Verurtheilten. 

$ 16. Die Strafverfolgung von Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz ver— 
jährt, fofern nicht der Fall des $ 6 vorliegt, in ſechs Monaten. | 

$ 17. Für die Zumwiderhandlungen gegen dieſes Gefe find Die Amtsge— 
richte zuſtändig. Diefelben verhandeln und entjeheiden ohne die Zuziehung von 
Schöffen. | 

Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forftbeamten übertragen 
werden. 

Für die Berhandlung und Entiheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
nd die Straflammern zuftändig; diefelben entjcheiden in der Beſetzung mit drei 
Mitgliedern einfchließlich des Vorfitsenden. 

$ 18. Für das Verfahren gelten, foweit nicht in dieſem Geſetze abändernde 
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- Beflimmungen getroffen find, die Vorfchriften der Strafprozeßordnung über das 
Berfahren vor den Schöffengerichten. 

8 19. Der Gerihtsftand ift nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in 
defien Bezirke die Zumiderhandlung begangen ift. 

Iſt der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, fo be- 
fimmt der Gerichtsftand ſich nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung. 

Im Falle des 8 15 ift der Gerichtsftand bei demjenigen Amtsgerichte be» 
gründet, in deffen Bezirke das Holz gefunden worden ift. 

8 20. Zu dem Berfahren vor dem Amtsgerichte werden ſämmtliche Zu- 
ftellungen durch den Aıntsrichter unmittelbar veranlaßt. Die Formen für den 
Nachmeis der Zuftelungen werden durch die Juftizverwaltung beftimmt. 

$ 21. Berfonen, welche mit dem Forſtſchutze betraut find, können, jofern 
dieſelde eine Anzeigegebühr nicht empfangen, ein für allemal gerichtlich beeibigt 
werden, wenn fie 

1. Königlide Beamte find, oder 

2. vom Waldeigenthlimer auf Lebenszeit oder nach einer vom Landrath 
(Amtshauptmann, Ober-Amtmann) befcheinigten dreijährigen tadellofen 
Torftdienftzeit auf mindeftens drei Jahre mittelft ſchriftlichen Vertrages 
angeſtellt ſind, oder 

3. zu den für den Forſtdienſt beſtimmten oder mit Forſtverſorgungsſchein 
eutlaſſenen Militärperſonen gehören. 

In den Fällen der Nr. 2 und 3 ift die Genehmigung der Negierungs-Präf. 
denten (Tanddroften) erforderlich. 

$ 22. Die Beeidigung erfolgt bei dem Amtsgerichte, in deffen Bezirk der 
zu Beeidigende feinen Wohnfit hat, dahin: 

daß er alle Zumiderhandlungen gegen dieſes Gefet, welche den feinem 
Schuge gegenwärtig anvertrauten oder künftig anzuvertrauenden Be- 
zirt betreffen, gewiffenhaft anzeigen, bei feinen gerichtlichen Ver— 
nehmungen über diefelben nach beftem Wiffen die reine Wahrheit 
jagen, nichts verfchweigen und nichts Hinzufegen, auch die ihm ob- 
liegenden Schägungen unparteiifch und nach beftem Wiffen und Ge- 
wiffen bewirfen werde. 

Eine Ausfertigung des Beeidigungsprotofoll® wird den Amtsgerichten mit- 
getheilt, in deren Bezirk der dem Schutze des Beeidigten anvertraute Bezirk Tiegt. 

8 23. Steine in Gemäßheit der vorftehenden Beftimmungen oder nach den 
bisherigen gefeglichen Vorfehriften zur Ermittelung von Holzdiebftählen beeidigte 
Perſon als Zeuge oder Sachverftändiger zu vernehmen, fo wird es der Eides- 
leiftung gleichgeachtet, wenn der zu Bernehmende die Nichtigkeit feiner Ausfage 
unter Berufung auf den ein für alle mal geleifteten Eid verfichert. 

Diefe Wirkung der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter nach fich ziehende Verurtheilung 
ergeht oder der Regierungs-Präfident (Landdroft) die ın Gemäßheit des 8 21 er- 
theilte Genehmigung zuriüdzieht. 

$ 24. Die mit dem Forftihuße betrauten Perſonen erftatten ihre Anzeigen 
an den Amtsanwalt ſchriftlich und periodiih. Sie haben zu diefem Zwede Ber- 
zeichniffe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle unter fortlaufenden Nummern 
zufammenzuftellen find. Die Verzeichniffe werden dem Amtsanwalt in zwei Aus- 
fertigungen eingereicht. 
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Die näheren Vorſchriften über die Aufſtellung und die Einreichung der Ver— 
zeichniſſe werden von der Juſtizverwaltung erlaſſen. 

8 25. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, indem er bei Ueber— 
reihung einer Ausfertigung des PVerzeichniffes (5 24) den Antrag auf Erlaß 
eines richterlichen Strafbefehls flelt, und die beantragten Strafen neben den 
einzelnen Nummern des Verzeichniffes vermerft. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollfiredbar werde, 
wenn der Bejchuldigte nicht in einem, fogleieh in dem Strafbefehl anzuberanmen- 
den, eintretendenfall® zugleich zur Hauptverhandlung beftimmten Termine vor 
dem Amtsrichter erjcheine und Einſpruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feftfegung ift von dem Amtgrichter neben 
jeder Nummer des DBerzeichniffes einzutragen und dem Angeflagten mit einem 
Auszuge aus dem Verzeichniffe zuzuftellen. 

Die Forftbeamten, welche die Anzeige erftattet haben, find durch ihre Dienft- 
behörbe zu veranlafien, in dem anberauuiten Termine zu erfcheinen. Die in der 
Anflagefchrift fonft benannten Zeugen find zu demfelben zu laden. 

8 26. Auf den Einfpruch kann vor dem Jermine verzichtet werden. 

Auf die Wiedereinjegung in den vorigen Stand gegen die Berfäumung des 
Zermins finden die 88 44, 45, Abſ. 1, 46 und 47 der Strafprozeßordnung ent: 
Iprehened Anwendung. Wird dem Gejuche ftattgegeben, fo ift ein neuer Straf- 
befehl unter Aufhebung des früheren zu erlaffen. 

S 27. Ueber alle rechtsgültig erhobenenen Einſprüche fann in einer Haupt- 
Verhandlung verhandelt und entjchieden werden. Das Protofoll iiber dieje Haupt- 
Verhandlung wird nad den Nummern des Verzeichniffes geführt. 

Bon einem auf Berwerfung des Einſpruchs lautenden Urtheile wird dem 
Berurtheilten nur der Tenor zugeitellt. 

$ 28. In den Fällen des 8 6 findet der Erlaß eines Strafbefehls nicht 
fatt. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage durch Einreichung einer An- 
Hagefchrift, welcher ein Auszug aus dem Verzeichniffe ($ 24) beizufligen ifl. Die 
Hauptverhandlung kann ohne Anmwefenheit des Angellagten erfolgen. 

8 29. An der Berufungs-Jnftanz find neue Beweismittel nur zuläjfig, wenn 
der Bejchwerdeführer diejelben in der früheren Inſtanz nicht gefannt hat, oder 
ohne Verſchulden nicht geltend machen Tonnte. 

Wird gegen ein Urtheil, welches in Folge des Einſpruchs wider einen richter- 
fihen Strafbefehl erlaffen ift, die Berufung eingelegt, fo find zum Zwecke der 
Bildung bejonderer Akten durch den Gerichtsfchreiber beglaubigte Auszüge aus 
den Alten erfter Inſtanz zu fertigen. 

$ 30. Die Repifion gegen die in der Berufungs-Inftanz erlaffenen Urtheife 
findet nur ftatt, wenn eine durch den $ 6 dieſes Geſetzes vorgejehene ftrafbare 

Handlung den Gegenftand Der Unterfuchung bildet. 
' $ 31. Die Strafvollfiredung erfolgt durch den Amtsrichter. 

s 32. Eine auf Grund diefes Geſetzes ausgefprochene und eingezogene Geld- 
firafe fließt dem Beichädigten zu. 

Weift der Beſchädigte im Falle* der Nichteinziehbarkeit der Geldftrafe, der 
Behörde, welche die Leiftung der Arbeiten zu überwachen hat, geeignete, zu feinem 
Bortheile gereichende Arbeiten an, fo ſoll der Berurtheilte zu deren Leiftung an- 
gehalten werden. Diefe Anmeifung ift nur zuläffig, fo lange noch nicht mit der 
andermweiten Bollfiredung der Strafe begonnen ilt. 
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8 33. Der Amtsrichter ift befugt, wenn der Berurtheilte zu der Gemeinde 
gehört, welcher die erfannte Entjchädigung und Geldftrafe zufällt, die Beitreibung 
diefer Entihädigung und Geldftrafe nebit den Koften der Gemeindebehörde in 
der Art aufzutragen, daß fie die Einziehung auf diefelbe Weife zu bewirken Hat, 
wie die Einziehung der Gemeindegefäle. Es dürfen jedoch dem Berurtheilten 
feine Mehrkoſten erwachſen. 

$ 34. Steht mit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz ein nad) 8 361 
Nr. 9 des St.-©.-B. ftrafbares Nichtabhalten von der Begehung von Holzdieb- 
ftählen im Zufammenbange, jo findet auch auf diefe Uebertretung das hier vor- 
gejchriebene Verfahren Anwendung. 

$ 35. Flr das weitere Verfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes anhängigen Sachen finden die Vorjchriften der 88 8 und ff. des Ein- 
führungsgefetes zur Strafprozegordnung entjprehende Anwendung. 

$ 36. Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Beftimmungen find 
aufgehoben. Im Befonderen tritt außer Kraft das Gefeß vom 2. Juni 1852, 
den Diebftahl an Holz und anderen Waldprodnkten betreffend. 

Wo in einem Gejege auf die bisherigen Beftimmungen über den Holzdieb⸗ 
ſtahl verwieſen iſt, treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes an deren Stelle. 

$ 37. Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze in Kraft. 


Beglaubigt: 


Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Leonhardt. 


Begründung 
des Entwurfs eines Geſetzes, den Holzdiebftahl betreffend. 


Im 8 3 des Einfüihrungsgefeges zur Deutſchen Strafprozeßordnung ift den 
Bundesſtaaten daS Recht vorbehalten worden, für alle. Forſt- und Feld - Riige- 
ſachen, alfo au für die Unterfuchungen wegen Holzdiebftahls, ein bejonderes 
Strafverfahren Iandesgefetzlich einzuführen, oder das landesgeſetzlich beftehende 
Sonderverfahren aufrecht zur erhalten. 

Füur Preußen ift die Beftrafung des Holzdiebftahls ſowohl materiell als auch 
in Betreff des Verfahrens durch das Geſetz vom 2. Juni —* geregelt. Daſſelbe 
hat, nachdem es nachträglich 
in dem Bezirke des ehemaligen Oberamtes Meiſenheim durch die Ver⸗ 
ordnung vom 13. Mai 1867 (Geſ.Samml. S. 700), 
in der ehemals Bairifchen Enflave Kaulsdorf durch die Berordnung vom . 
22. Mai 1867 (Gej.-Samml. ©. 729), 
in den librigen durch die Gejege vom 20. September und: 24. Dezember 1866 
mit der Monardjie vereinigteneLandestheilen durch die Verordnung 
vom 25. Juni 1867 (Gej.-Samml. ©. 921) 
und in dem Herzogthum Lauenburg durch das Gejek vom 4. Dezember 1869 
(Wochenblatt vom 27. Dezember 1869, ©. 77) » 
eingefiihrt worden ift, Geltung im Bereiche der ganzen Monardhie. 


Someit num diefes Geſetz das Strafverfahren ordnet, ftehen feine Beftim- 
mungen mit den allgemeinen Borjchriften der Preußiſchen Strafprozeßgefete 
vom 3 Januar 1849, 3. Mai 1852 und 25. Juni 1867 in fo engem Zufammen- 
dange, daß es auf der Grundlage der an die Stelle der letzteren Fiinftig treten- 
den Dentſchen Strafprozeßordnung ſich nicht aufrecht erhalten läßt. Bei dem 
Herannahen des Zeitpunftes für das Inkrafttreten der Deutſchen Strafprozeß- 
ordnung mußte deshalb eine Revifion des Gejetses vom 2. Juni 1852 in Aus- 
fiht genommen werden, 

Dabei entftand die Frage, ob die Nevifion auf die Beftimmungen über dag 
Verfahren zu beichränfen oder auch au die materiellen Strafvorſchriften auszu- 
dehnen jei. 

Da behauptet werden darf. daß die materiellen Strafbeftimmungen des Ge- 
ſetzes vom 2. Juni 1852 in der Hauptjadhe fi) als zmwedentjprehend bewährt 
haben, fo konnte zunächft die Auffaffung berechtigt erjcheinen, daß eine Aenderuug 


' imdiefer Richtung nicht nothwendig und deshalb zu vermeiden fei. Allein bei 


näherer Erwägung traten alsbald wichtige Gründe hervor, welche eine Nevifion 
des Geſetzes auch im Bereiche der materiellen Strafbeftiimmungen als dringend 


- angezeigt erfcheinen ließen. 
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In erſter Linie kam in Betracht, daß das Geſetz in den materiellen Straf— 
beſtimmungen ſich an die Grundſätze des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs vom 
14. April 1851 anlehnt, und daß überall da, wo dieſe durch neuere Geſetze, im 
Beionderen Durch das Reichsſtrafgeſetzbuch eine durchgreifende Abänderung er- 
fahren haben, der Einklang mit dem beftehenden gemeinen Strafrechte verntißt 
wird. Es gilt dies beifpielsweije von der Borjchrift des $ 46, worin eine, be- 
veit8 durch den $ 143 der Gewerbe- Ordnung befeitigte Strafe, nämlich die 
Unterfagung des gewerblichen Yortbetriebes des Holzhandels angedroht ift; ferner 


bon der Beftimmung im Abfjat 1 des $ 15, welche jede Bedeutung verloren hat, 


ſeitdem der $59 TH. I des Preuß. Mititärftrafgefeßbuchs vom 3. April 1845 


durch den 8 29 des Neichs-Mititärftrafgefeßbuhs vom 20. Juni 1872 erfekt ift; 
desgleichen von den Vorſchriften der SS 5, 6, 45, welche mit der Auffafjung des 


Keichsſtrafgeſetzbuchs über die Vergehen der Begünftigung und der Heblerei 


uicht im Einklange ftehen; und ebenfo von den Beftimmungen im $ 11, welche 


eimnerſeits der Anfchauung des Reichsſtrafgeſetzbuchs über die Strafbarkeit jugend- 


licher Berfonen nicht entjprechen, andererfeit3 in Betreff der Strafbarfeit Dritter 
für die Zumwiderhandlungen von Kindern unter zwölf Jahren ſich als ARBUEIDENN 
und lückenhaft darftellen. 


Ferner war zu beriicfichtigen, daß bei den Straffagungen des Geſetzes vom 
2. Juni 1852 die Normirung- der Geldftrafen auf der Grundlage einer inzwijchen 
defeitigten Miinzwährung erfolgt if. Es mußte wünſchenswerth erjcheinen, für 
ein Geſetz, welches die Geldſtrafen ſcharf in den Vordergrund ftellt, einen Aus- 
gleich mit den veränderten Grundfägen der neuen Münzmwährung zu fuchen; und 
Ihlieglih durfte auch nicht unbeachtet bleiben, daß durch den Erlaß eines nur 
das Verfahren berührenden Zuſatzgeſetzes die Weberficht über die einander er- 
gänzenden alten und neuen Beftimmungen mefentlid) beeinträchtigt werden würde. 
Gerade in dem hier fraglichen Gebiete macht aber das Bedürfniß einer iiberficht- 
lien Zufammenftellung der die gefammte Materie erfhöpfenden Beftimmungen 
um jo dringender fich geltend, als die Nothwendigkeit befteht, die Aufgaben der 





— 60 — 


Staatsanwaltſchaft für die Strafverfolgung auf Beamte zu übertragen, welche 
einer jnriſtiſchen Durchbildung entbehren. 
Auf der Grundlage dieſer Erwägungen hat der Entwurf das Geſetz vom 
2. Juni 1852 auch im Gebiete der materiellen Strafbeſtimmungen einer Reviſion 
unterworfen, hierbei aber in den durch das Bedürfniß angezeigten Grenzen ſich 
gehalten und im Uebrigen die alten Geſetzesbeſtimmungen als Richtſchnur gelten 
laſſen. | 
Die Eintheilung des Entwurfs fchließt fih im Wefentlichen der Eintheilung 
des Geſetzes vom 2. Juni 1852 an. Die 88 1— 16 behandeln das materielle 
Strafrecht; die 88 17 -- 34 ftellen die Zuftändigfeit der Strafbehörden und das 
Berfahren feft, und in den 88 35— 37 find die entfprechenden Uebergangs- und 
Schlußbeftimmungen gegeben. I 
Der 8 1, in welchem die begriffliche Begrenzung des Holzdiebſtahls feflge- 
ſtellt ift, erhält das beftehende Recht in Geltung, faßt aber die 88 1 und 2 des 
Geſetzes vom 2. Juni 1852 zufammen, der Art, daß in den erften drei Nummern 
die Beftimmungen des 8 1, in der letten Nummer diejenigen des $ 2 jenes 
Geſetzes wiedergegeben find. Diefe Vereinigung der früher neben einanderge- 
ftellten Vorſchriften ift nar von redaktioneller Bedeutung. Da eine materielle 
Verſchiedenheit zwifchen dem Holzdiebftahl im engeren Sinne und dem Diebſtahl 
an Waldproduftes anderer Art vom Geſetze nicht anerfannt wird, jo erſchien 8 
korrekt, den letzteren dem Holzdiebftahl nicht nur „gleichzuftellen“, ſondern ihn 
unmittelbar unter den Begrifj des Holzdiebfiahls zu faſſen. Wenn in der Nr.d 
neben dem aus dem Geſetze vom 2. Juni 1852 übernommenen Beifpielen nd 
die „Holzpflänzlinge“ und die „Plaggen” aufgeführt find, fo liegt diejer Er 
wähnung nicht die Anfhauung zum Grunde, als ob eine neue Spezies de 
Holzdiebftahls damit eingeführt werde. Der Entwurf geht vielmehr davon aus, 
daß die Entwendung von Holzpflänzlingen und Plaggen ohnehin unter den Be 
griff des SHolzdiebftahls falle; er mißt aber diefen Waldproduften eine höhere - 
Bedeutung für die Waldkultur bei, als manden anderen von den namentlih 
anfgeführten, und es erjchien deshalb ihre ausdrüdliche Erwähnung folgerichtig. _ 
Die Strafbeftimmung im $ 2 entipricht im Wejentlicden der Vorjchrift in 
$ 3 des Gejeßes vom 2. Juni 1852. Die Steigerung der Strafe von dem vier- _ 
fahen auf den fünffachen Werth des Entwendeten beruht einerfeit3 auf dem Be 
diürfniffe eines Ausgleich mit dem Decimal-Syfteme der Münzwährung, anderer 
ſeits auf der erhöhten vollSwirthichaftlichen Bedeutung, welche Hegung und Schub 
der Forften in neuerer Zeit. gewonnen haben. N 
Diefelben Gefichtspuntte find bei dem $ 3 maßgebend gewejen für eine Stei- 
gerung der Strafe des ausgezeichneten Holzdiebftahl8 von dem fechsfachen und 
achtfachen (8$ A und 7 des Gefekes vom 2. Juni 1852) auf den zehnfachen Werth 
des Entwendeten. Im Uebrigen ichließt der 83 fih den Beflimmungen im $ 4 
des Gefjeßes vom 2. Juni 1852 an. Ueber einzelne Abweichungen ift Folgendes 
zu bemerken: | 
Nr. 1. Das Geſetz vom 2. Zuni 1852 hatte, um die Begrenzung der . 
„Nachtzeit” auf die Zeit vom Sonnen-Untergange bi3 zum Sonnen-Aufgange zu 
firiren, den 8 28 des Preußischen Strafgefegbuchs vom 14. April 1851 in Be 
zug genommen. i | 
Das Reichsſtrafgeſetzbuch bat aber die Vorfjchriften des $ 28 des Preußiichen 
Strafgeſetzbuchs nicht aufgenommen, und verfteht feinerjeit3 unter der „Nachtzeit" 
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bald die Zeit der nächtlichen Ruhe (SS 243,7 und 250,*), bald die Zeit der 
nächtlichen Dunkelheit (88 293, 296, 322). 

Zur unzweideutigen Wiedergabe des die Vorſchrift im $ 4,1 des Geſetzes 
vom 2. uni 1852 beherrichenden Gedankens war deshalb die vom Entwurf ge- 
wählte Faffungs-Aenderung geboten. | 

In der Nr. 3 ift als neuer Straffhärfungsgrund die Flucht (bezw. der 
Fluchtverfuch) des bei der That betroffenen Thäters hinzugefügt. 8 rechtfertigt 
fh diefer Zufag durch feine Gleichartigleit mit den vorhergehenden Beftimmungen 
derfelben Nummer und der Nummer 2. In allen diefen Fällen dient die Straf- 
Härfung demfelben Zwede, nämlich der Sicherung der Strafverfolgung. Es 
werden gewiſſe Nebenhandlungen der Holzdiebe, welche auf eine Erſchwerung 
der Feſtſtellung der Thäterjchaft berechnet find, als Strafihärfungsgründe hin- 
getellt in der Erwartung, daß tie Furcht vor einer Strafihärfung dem Wunfdhe 
des Frevlers, fich der Beftrafung liberhaupt zu entziehen, die Waage halten 
werde. Soll aber diefer gefeßgeberifhe Gedanke in wirkſamer Weife zur 
Ausführung gelangen, jo muß vor allen anderen, die Erjchwerung einer Feft- 
fellung der Thäterſchaft bezwedenden Mitteln dasjenige mit der gejchärften 
Strafe getroffen werden, welches die Holzdiebe erfahrungsmäßig am häufigſten 
anwenden. 

Die Beftimmung in der Nummer 4 dehnt einerjeitS den aus der Anwendung 
gewiffer Werkzeuge bergeleiteten Straffhärfungsgrund auf alle fhneidenden 
Berzeuge aus, weil außer dem Meſſer und der Säge auch andere Schneide- 
werfzeuge eine aus der Ferne nicht vernehmbare Trennung und Berkleinerung 
de3 Holzes ermöglichen, ander erſeits beſchränkt fie diefen Strafihärfungsgrumd 
auf die Fälle des Holzdiebftahls im engeren Einne, weil bei der Entwendung 
von Waldproduften, wie Gras, Haide, Laub u. ſ. w. jener gejeßgeberiiche Grund 
für die Straffhärfung nicht zutrifft. 

Die Nummern 5, 6 und 7 bezeichnen als erhöht firafbar noch den mittels 
eines befpannten Fuhrwerks verübten Holzdiebftahl, ſowie die Entwendung von 
Holzpflänzlingen und von Kiehn, welcher ftehenden Bäumen entnommen wird. 
Ter Grund der Straferhöhung beruht in dem erfteren Falle theils darauf, daß 
durh die Benugung von Spannfuhrwerken den jungen Holzbeftänden großer 
Schaden zugefügt wird, theils darauf, daß der mit einem Fuhrwerk verjehene 
Holzdieb feine Flucht Leichter bewerkſtelligen kann. Bei der Entwendung von 


. Holzpflänzlingen und von Kiehn aus ftehenden Bäumen rechtfertigt ſich die härtere 


Beftrafung durch die großen Nachtheile, welche derartige Frevel der Waldkultur 
bereiten, und für die Entwendung von Holzpflänzlingen fommt außerdem in Be- 
tracht, daß die Abficht des Frevlers in der Negel auf eine Bereicherung Hinaus- 
läuft, Die Pflänzlinge werden nicht ſowohl zur Dedung nothwendigen Brenn- 
holzbedarfs, als vielmehr zum Zwecke der Anlegung von Heden und anderen Ein- 
friedigungen entwendet. 

In der Nummer 6 ift der Entwendung von Pflänzlingen der Harzdiebflahl 
gleihgeftellt. Das Geſetz vom 2. Juni 1852 ftellt den Harzdiebftahl auf gleiche 
Stufe mit dem aus Gewinnfucht verübten Holzdiebftahle und bedroht ihn im 
$ 94 neben der ordentlichen Strafe zufäglich mit einer Gefängnißftrafe bis zu 
vierzehn Tagen. Der Entwurf hat eine firafrechtliche Gleichartigkeit des Harz- 
diebftahl8 mit dem aus Gewinnſucht verübten Holzdiebftahle nicht anerkennen 
können; er geht vielmehr davon aus, daß richtiger der m den im 8 3 
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vorgefehenen Fällen des ausgezeichneten Holzdiebftahls zuzurechnen fei, und bat 
deshalb hier ihm feine Stelle angemiejen. 

Erwähnt mag hier noch werden, daß von einigen Seiten die Anregung ge- 
fommen ift, im Intereſſe der wirthſchaftlich wichtigen Kultur von Weiden- 
pflanzungen die Entwendung junger Weiden ebenfalls mit bärterer Strafe aus: 
zuzeichnen. Der Entwurf will das Bebürfniß für eine härtere Beftrafung dieſer 
Entwendungen nit in Abrede ftellen; er geht aber davon aus, daß daſſelbe durd 
die Beftimmung in der Nummer 4 des S 3 gededt ift, weil erfahrungsmäßig die 
Entwendung folder jungen Weiden ftet8 unter r Anwendung ſchneidender Wert: 
jeuge verübt wird. 

Wegen der Nr. 8 fiehe die Begründung zu den 88 6? und 7. 

Die Vorſchrift des S 4 entjpricht der Beitimmung im $ 5 Abj.1 des Geſetzes 
vom 2. Juni 1852. 

Der 8 5 ordnet die Beftrafung der Begünftigung und der Hehlerei in der 
Weiſe, daß er beide Neate als gleihmäßig ftrafbar hinftellt. 

Das Gejeg vom 2. Juni 1852 geht von anderen Grundfägen aus; es unter- 
jcheidet : 

° einfache Begünftigung, ftrafbar mit dem doppelten Werthe des Entwendeten 

($5 Abf. 2); 

Begüinftigung auf Grund vorhergegangener Abrede, ftrafbar mit der vollen 
Strafe des Holzdiebftahls ($ 5 Abi. 1); 

vorſätzliche Hehlerei (Partirerei), ftrafbar mit dem ala Werthe des 
Entwendeten ($ 6); 

fahrläffige Hehlerei (Bartirerei), ftrafbar mit dem ——— Werthe des 
Gehehlten (8 45). 

Der Entwurf konnte dieſe Unterſcheidungen, welche ſich zum Theil an Grund- 
ſätze des Preußischen Strafgefegbuchs vom 14. April 1851 anlehnen, nit aß _ 
zwedentiprechend anerkennen. 

Was zunächft die Partirerei anlangt, jo fieht das Reichsſtrafgeſetzbuch den 
Thatbeftand derjelben ſchon dann als erfüllt an, wenn der Erwerber einer ge: 
Rohlenen Sache „den Umftänden Ina) annehmen mußte”, daß fie geitohlen jei. 
Diejer Auffaffung gegenüber konnte von einer Unterfcheidung zwiſchen vorfäglicher 
und fahrläffiger PBartirerei füglih Abftand genommen werden. 

Das Neichäftrafgefegbuh faßt aber, abweichend vom Preußiſchen Straf- 
geſetzbuche, die Partirerei au nur als eine Spezies der Heblerei auf (8 259), 
und ftellt ihr zur Seite die Hehlerei im engeren Sinne, d. i die aus Eigennuß 
verüibte Begiinftigung des Diebes ($ 258). Es mußte danad) folgerichtig er- 
Scheinen, auch bier die aus Eigennutz verübte Begünftigung neben der Partirerei 
unter den Gejammtbegriff der Hehlerei zu faflen, und es blieb nur noch die 
Stellung der „nicht des eigenen Vortheils wegen verübten“ Begünßi— 
gung in Frage. Im engeren Rahmen diefer Art der Begünftigung wird nad) 
dem Neichsftrafgejegbuch weiter unterjchieden zwifchen der Begünftigung ohne 
vorherige Abrede und folcher, die auf Grund vorheriger Abrede geleiftet ift. Der 
Entwurf konnte derartige Unterfcheidungen nicht eintreten laffen. In einem Ber: 
fahren, welches auf möglichft ſchnelle Aburtelung und möglichft einfache Beweis 
führung berechnet ift, laſſen fich die feineren Schattirungen des Thatbeſtandes, 
wie fie durch die Frage nach einer der Beglinftigung vorausgegangenen Abrede 
oder nad) den Motiven des Begiinftiger$ dargeboten werden, nicht feftellen. Aus 
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: diefem Grunde mußte der Entwurf ($ 4) im Gebiete der Theilnahme, und zwar 
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dort nach dem Beiſpiele des Geſetzes vom 2. Juni 1852 (8 5), eine Unterſcheidung 
zwiſchen Anftiftung und Beihülfe fich verfagen; aus demfelben Grunde mußte er 
hier von einer Unterfcheidung zwiſchen verabredeter und nicht verabredeter, 
zwiſchen eigennüßiger und nicht eigennüßiger Begünftigung abftehen, und alle 
Arten der Begiinfligung in Anfehung der Strafbarleit mit der Hehlerei auf gleiche 
Linie ftellen. 

Die 883 Nr. 8,6, Nr. 2 und 7 regeln die Beftrafung des Rückfalles. 

Bei der Begriffsbeftimmung des Rückfalles ift der Entwurf ($ 7) von 
der Anihauung des Gejetes vom 2. Juni 1852 ($ 8) theilmeije abgewichen. 

Zunächſt ift die Borjchrift im Abf. 4 des S 8 des Gefeßes vom 2. Juni 1852 
wonah „Diebftähle an Holz, welche nicht Holzdiebftähle im Sinne des Gejetzes 
find“, bei der Frage des Rüdfalles nicht in Anrechnung kommen follen, meg- 
gelaffen worden. Der in diefer VBorfchrift ausgedriüdte Gedanke wird vom Ent- 
wurf als zutreffend anerkannt. Er ift aber nach allgemeinen ftrafrechtlichen 
Grundſätzen ſelbſtverſtändlich und es erſchien deshalb üiberflüffig, ihn hier zum 
fefonderen Ausdrude zu bringen. Andernfalls müßte in gleicher Weife verordnet 
werden, daB aud die Hehlerei an Holz, welches mittel$ eines nicht unter den 
gefeglich feftgeftellten Begriff des Holzdiebftahls fallenden Vergehens erlangt ift, 
beim Rückfall außer Frage bleiben fol. Die Befeitigung der gedachten Beſtim— 
mung begreift hiernach nur eine Faſſungsabweichung des Entwurf3 von dem 
Gejege vom 2. Juni 1852. 

Eine Abmweihung.materieller Art aber liegt in der ferneren Befeitigung des 
Ab). 3 des S 8 jenes Gefees, wonach zmwifchen Holzdiebftahl an Holz und Harz 
und Holzdiebftahl an anderen Waldproduften, als zwei befonderen Gattungen, 
unterſchieden ift, der Art, daß Holzdiebftähle der einen Gattung im Bereiche der 


‚ anderen Gattung für die Frage des Rückfalls nicht in Anrechnung fommen. — 


Der Entwurf hat einen berechtigten Grund für eine ſolche Unterfcheidung nicht 


_ merfennen fönnen. Diefelbe fiihrt tiberdies in der Rechtsübung manderlei Be— 


ſchwerlichkeit mit ſich, weil die begrifflichen Grenzen von „Holz" und „anderen 
Baldproduften“ nicht felten ineinanderfließen. Beiſpielsweiſe kann bei der Ent- 


;. Wendung von jungen Stämmen die Entjcheidiing der Frage, ob die Stämmen 


imn den „PBflänzlingen” oder zum „Holze“ zu rechnen feien, mit großen Schwierig- 
leiten verknüpft fein. 
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Von der vorſtehend erörterten Abweichung abgeſehen, folgt der Entwurf in 
der Begriffsbegrenzung des Rückfalles der Auffaſſung des Geſetzes vom 2. Juni 
1852; im Beſonderen auch darin, daß er die rechtskräftige Verurtheilung 
als Vorausfegung für die Feftftelung des Rückfalls gelten läßt und nicht den 
Rahweis einer erfolgten Straftilgung fordert. Das Geſetz vom 2. Juni 1852 
befand ſich betreffs diefer Beftimmung im Einklange mit den Grundjägen des 
preußiſchen Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851. Das Reichsftrafgefegbuch hat 
inzwifchen eine vorausgegangene Beftrafung als Vorausfegung für den Rück— 
fall gewählt, fo daß gegenwärtig zwijchen dem Gejege vom 2. Juni 1852 und 
den Grundjägen des gemeinen Strafrehts ein Einklang nicht befteht. Der 
Entwurf hat trogdem geglaubt, aus Gründen, melde in der Befonderhett des 


Verfahrens beruhen, den Beftimmungen des Gefeges vom 2. Juni 1852 fi an- 


IHließen zu müffen. Entjcheidend war für ihm einerfeitS der Umftand, daß der 
Nachweis der erfolgten Straftilgung in Holzdiebftahls-Unterfuchungen mit un— 
* 


verhältnigmäßig größeren Schwierigkeiten verknüpft ift, als der Nachweis der 
rechtskräftigen Verurtheilung, andererfeit$ die Erwägung, daß bei der großen 
Zahl von Holzdiebftahls-Unterfuhhungen die Strafvollfiredung — zumeift wegen 
mangelnden Raumes in den Gefängniffen — ſich erfahrungsmäßig nicht jelten 
weit in die Länge zieht, und daß es den Zweden diefes Geſetzes nicht entiprechen 
witrde, die neuen Frevel, welche der Verurtheilte in der oft langen Ywifchenzeit 
zwiſchen der Berurtheilung und der Strafpolifiredung begeht, der Strafe des 
Rückfalles zu entziehen. 

Hinfihtlih der Strafwürdigkeit unterjcheidet der Entwurf im Anjchluffe 
an das Geſetz vom 2. Juni 1852 zwifchen dem erften und zweiten Nüdfalle 
einnerfeit3 und dem dritten und ferneren Rüdfalle andererjeits. 

Für die Beftrafung des erften und zweiten Rückfalles ift die Strafe des 
ausgezeichneten Holzdiebftahls gewählt worden ($ 3 Nr. 8). Dieje VBeftimmung 
entfpricht der Borjchrift im $ 7 Ab. 1 des Gejetes vom 2. Juni 1852. Die in 
dem letzteren Geſetze für den Fall, daß der neue Frevel als ausgezeichneter 
Holzdiebftahl fich darftellt, vorgefehene Steigerung der Rückfallsſtrafe hat der Ent- 
wurf für entbehrlich erachtet, weil er die Strafe des ausgezeichneten Holzdieb- 
ftahls ohnehin höher bemeffen hat. 

Für den Holzdiebftahl im dritten und ferneren Riidfalle verordnet das Ge- 
fe vom 2. Juni 1852 die Strafe des gemeinen Diebftahl$, mit der doppelten 
Einſchränkung jedoch, daß einerſeits die Gefängnißftrafe nicht fiber zwei Jahre 
hinausgehen, amdererfeit3 ein folder Diebftahl nicht die Rückfälligkeit wegen 
Diebftahls im Sinne des 8 244 des Strafgefegbuhs begründen fol. In der 
Rechtswiſſenſchaft befteht nun Streit darüber, ob Angefichts der Vorfchriften des 
Einführungsgeieges zum Strafgeſetzbuche die Landesgefeggebung berechtigt fei, 
in den ihr freigegebenen Gebieten des Strafrechts eine landesgefelich als ftraf- 
bar bezeichnete Handlung direkt einer reichsgeſetzlich feftgeftellten Strafbeftimmung 
zu unterwerfen. Nach der einen Anficht, welche die Frage bejaht, würde es 
der Landesgejeggebung freiftehen, den Holzdiebftahl in allen Fällen oder unter 
gewiffen Vorausfegungen geradehin als Diebftahl zu kennzeichnen und ohne 
Rückſicht auf Die im $ 5 des Einführungsgefeges zum Strafgejegbuche gezogenen 
Strafgrenzen mit der reichsrechtlich fiir den Diebftahl verordneten Strafe zu be— 
drohen. Nah der anderen Anficht würde der Landesgejeßgebung eine Unter⸗ 
ftellung des Holzdiebftahls unter den Thatbeftand des Diebftahls, felbft inner- 
halb der Strafgrenzen des 85 des Einführungsgefeges zum Strafgeſetzbuch, 
nicht zuftehen. Der Entwurf hat diefe Streitfrage einer Erörterung nicht unter 
zogen, weil er ohnehin die der Borjchrift im 8 16 des Gejeges vom 2. Juni 
1852 zum Grunde liegenden Rechtsauffaffung nicht theilt. Er geht vielmehr 
davon aus, daß dur die Wiederholung einer Strafthat der firafrechtliche 
Charakter derjelben nicht geändert werde, und daß ſonach der Rüdfall nur als 
Strafihärfungsgrund, nicht aber als ein beſonderes Thatbeftandsmoment gelten 
dürfe. Er läßt aus diefem Grunde auch für den dritten und ferneren Rüdfall 
die ordentliche Strafe des $ 3 Nr. 8 beftehen und verordnet daneben eine Ge— 
fängnißftrafe bis zu zwei Jahren. Damit vermeidet der Entwurf zugleich die 
Anomalien, welche nach $ 16 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 fi) kundgeben 
einerfeit3 darin, daß für den Holzdiebftahl im dritten Rückfalle weſentlich andere 
Beftimmungen über die gerichtliche Zuftändigkeit und das Verfahren zur Gel- 
tung gelangen, andererjeit$ darin, daß dem DBeftohlenen hier die Geldftrafe 
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entzogen ift, während fie in allen anderen Fällen des Holzdiebftahls ihm zu- 
fließt. 

86. Nr. 1, 3 nnd 4. 

Nr. 1. Das Geſetz vom 2. Juni 1852 droht in 891 für den von drei 
oder mehr Perſonen gemeinfchaftli verübten Holzdiebftahl neben der ordent» 
lihen Strafe eine Gefängnißftrafe bis zu vierzehn Tagen an. Diefe Strafe hat 
der Entwurf nicht für ausreichend erachtet. Die Fälle derartiger Holzdiebftähle 
ereignen fich nicht häufig; wo fie aber auftreten, find fie regelmäßig mit einer 
Gefahr für Leib und Leben der Forfibeamten verbunden. Es erſchien im In⸗ 
teveffe diefer ohnehin jehr gefährdeten Beamten geboten, die erhöhte Strafe des 
86 zur Anwendung zu bringen. 

Nr. 3. In gleiher Weife kounte in Anfehung der zum Zwecke des Ber- 
fauf3 des Entwendeten verübten Holzdiebftähle die Strafe des Geſetzes vom 
2. Juni 1852 ($ 92) nicht für eine angemeffene erachtet werden. Der Thatbeftand 
folder Holzdiebftähle ftreift hart an die Grenze des gemeinen Diebſtahls und es 
erihien deshalb angezeigt, dem Richter fir die Strafzumeffung bier eine weiter 
reihende Freiheit einzuräumen. 

Nr. 4. Die gewohnheitsmäßige und die gewerbsmäßige Hehlerei haben in 
dem Gejege vom 2. Juui 1852 keine befondere Beachtung gefunden. Gleichwohl 
wohnt dieſen Reaten guch im Bereiche des Holzdiebftahls eine erhöhte. Bedeutung 
bei, und es mußte folgerichtig erjcheinen, fie derfelben Strafe zu unterftellen, 
weile in der Nr. 2 auf den — gewiffermaßen als gewohnheitsmäßigen, — und 
in der Nr. 3 auf den — gewiffermaßen als gewerbsmäßigen ſich darftellenden — 
Holzdiebftahl angedroht ift. 

Die Gefängnifftrafe des $ 6 ift übrigens neben der Geldfirafe nicht blos 
fafultativ, ſondern obligatorifch angedroht, weil alle hier ausgezeichneten Yälle 
in ihrer Strafwilrdigkeit von denjenigen der 88 1 und 3 ſich ſoweit entfernen, 
daß es angemeffen erſchien, fie unter allen Umftänden mit einer jchmwerereu 
Strafe zu treffen. Zu befonderen Härten fann die Beitimmung nicht führen, 
weil dem Richter die Freiheit gelaffen ift, auf die Mindeftftrafe von einem Tage 
zurückzugehen. 

Im 88 ſind lediglich die bewährt befundenen Beſtimmungen der 88 18 und 
19 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 wiedergegeben. 

Die SS 9, 10 und 11 entſprechen in dev Hauptſache den Beſtimmungen der 
88 10 und 11 des Gefeßes vom 2. Juni 1852. 

Der 8 10 des gedachten Gefeges ift feinem vollem Inhalte nad) in den 8 10 
des Entwurfd aufgenommen und mit einem Zufatz verjehen worden, mwelder in 
der durch die Novelle zum Reichäftrafgefeßbuche eingeführten Vorſchrift des 8 361 
Rr. 9 feine Erklärung findet. 

Der 8 11 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 ift in feinem erften Sate durch 
den $ 9, in feinem zweiten Sate durch den $ 11 des Entwurfs wiedergegeben, 
und zwar mit denjenigen Aenderungen und Ergänzungen, melde durch die mit 
dem Neichsftrafgefegbuche eingeführte Straflofigleit der Kinder unter zwölf 
Jahren, jowie durch die Verlegung der vollen Strafmindigkeit vom fechszehnten 
auf das achtzehnte Lebensjahr bedingt waren. Neu hinzugetreten ift nur die 
Vorſchrift im $ 11 Abi. 2 des Entwurfs, wonach der Grundfag von der Haft- 
barkeit Dritter im Falle einer Freifprechung des nicht ftrafmündigen Thäters aus— 
gedehnt wird auf den Fall, wo ein ſtrafmündiger Thäter wegen Mangels der 


freien Willensbeftimmung freigefprodhen wird. Diefer Zufag beruht auf der Er- 
fahrung, daß fehr Häufig geiſtesſchwache Perſonen von ihren Hausangehörigen 
zur Verübung von Holzdiebftählen mißbraucht werden. 

Die Beftimmung des 8 12 entjpricht derjenigen im $ 12 des Geſetzes vom 
2. Juni 1852. 

Für die anderweite Bemeflung des der Strafummwandlung zu Grunde zu 
legenden Geldbetrages (1—5 Mark ftatt 1-6 Dart für Einen Tag Gefängniß) 
find die beim $ 2 erörterten Gefihtspunfte maßgebend gewefen. 


Mehrjeitig war die Anfnahme einer Vorſchrift in Anregung gebracht worden, 
wonach der Richter gehalten fein follte, innerhalb der Grenze von Einer bis zu 
Fünf Mark den durchſchnittlichen Tagesverdienft des Verurtheilten als Maßſtab 
für die zu fubftitwirende Gefängnißftrafe gelten zu laffen. Der Entwurf bat, ob» 
jhon er davon ausgeht, daß die Ermwerböverhältnifie des Verurtheilten bei der 
Strafummandlung allerdings in erfter Linie zu berüdfichtigen jeien, von der Auf: 
nahme einer ſolchen, das richterliche Ermefjen bejchränfenden Vorſchrift abgefehen, 
einmal deshalb, weil e8 nicht gerechtfertigt erfchien, andere Gefichtspunfte, melde 
für die Umwandlung der Geldftrafe in Frage kommen fünnen, auszujchließen, 
fodann deshalb, weil die Ermitteling des durchſchnittlichen Tagesverdienftes in 
vielen Fällen zu weitläufigen, den Fortgang des N erheblich beeinträch— 
tigenden Erörterungen führen würde. 


Im 8 13 hat der Entwurf die Vorjchriften der SS 13 und -14 des Geſetzes 
vom 2. Juni 1852 zuſammengefaßt. Dabei ift mit Rüdfiht auf die in der Ber- 
faffung der Gerichte und der VBerwaltungsbehörden theils ſchon eingetretenen, theils 
nod) bevorftehenden Aenderungen es zwedmäßig erichienen, die Mitwirkung bei 
der Regelung der Tagewerfe auf den Regierungspräfidenten und den erſten Staatds 
anmwalt beim Oberlandesgerichte zu übertragen. 


Im 814 find die Beftimmungen der SS 17, 22 und 23 des Geſetzes vom 
2. Juni 1852 ihrem wejentlichen Inhalte nach wiedergegeben, und der 8 15 ent- 
jpricht der Vorjhrift im 8 47 des gedachten Geſetzes. 

8 16. Die Beftimmung des 8 68 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, monac eine 
Verjährung der Strafverfolgung nur durch Handlungen des Richters, nicht aud) 
durch die Thätigfeit der Staatsanwaltſchaft unterbrochen wird, hat im Bereiche 
der furzen VBerjährungsfriften zu großen Uebelftänden geführt. Das Bedürfniß 
einer Abhiülfe trat fo dringend hervor, daß bei Vorlegung der Novelle zum Straf: 
geſetzbuche Seitens der verbündeten Regierungen eine entjprechende Abänderung 
des 8 68 vorgeichlagen wurde. Der Vorſchlag ift nicht zum Geſetze erhoben 
worden, wohl aber find bei Gelegerheit der Berathungen der Novelle zum Straf 
gejegbuche die von den Regierungen betonten Uebelftände mebrjeitig anerkannt 
worden, und man bat darauf Hingewiefen, daß die Abhilfe in einer anderen 
Richtung, nämli in der Verlängerung der kurzen Berjährungsfriften zu fuchen 
ſei. (Bergleihe Druckſachen des Deutſchen Reichstags, 2. Legislatur - Periode, 
II. Sejfion 1875, Nr. 54 ©. 31—33, und Stenogr. Verhandlungen, Situng 
vom 14. Dezember 1875, ©. 634-640.) In erhöhten Grade tritt im Bereiche 
der Holzdiebftahlsunterfuchungen das Bedürfniß einer Abhülfe hervor. Die Fälle, 
in denen die Verjährungsfrift abläuft, bevor es dem Polizeianwalt möglich ge 
weſen ift, die perjönlicden BVerhältniffe des Thäters, im Bejonderen feine Bor- 
beftrafungen, feftzuftellen, ereignen fich jo häufig, daß der Entwurf darauf Be 
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dacht nehmen mußte, diefem Lebelftande durch eine Verlängerung der Berjährungs- 
fmift entgegenzutreten. 

$17. Bei der Beſtimmung der Zuftändigfeit der Strafbehörden und bei 
der Regelung des Verfahrens mußte einerjeitS der großen Menge von Holzdieb- 
ſtahlsunterſuchungen Rechnung getragen, andererfeitS darauf gerüdfichtigt werden, 
daß die Mehrzahl diefer Unterſuchungen betreff3 ihrer ftrafrechtlichen Bedeutung 
mit den Unterfuchungen wegen Uebertretungen auf gleicher. Stufe ftehen. 

Dem entjpreddend find im 8 18 für das Berfahren die Vorjchriften der 
Deutſchen Strafprogeß- Ordnung tiber das Schöffengerichtliche Verfahren zur Grund- 
lage genommen, und im $ 17 die Amtsgerichte als die zuftändigen Gerichte erfter 
Inſtanz, die Straflammern in der Bejegung mit drei Mitgliedern als die zu: 
ſtändigen Gerichte zweiter Inſtanz, die Amtsanmälte als die zujtändigen Beamten 
der Klageerhebung beftimmt. 

Die Amtsgerichte follen ftetS ohne die Zuziehung von Schöffen verhandeln 
und entſcheiden ($ 17 Abi. 1). Diefe Vorfchrift enthält eine Abweihung von dein 
Grundfägen der Strafprozeß- Ordnung, welche (vergl. 8 211) auch bei Ueber: 
tretungen eine Berhandlung und Entfheidung ohne Schöffen nur unter der Vor— 
ausſetzung geftattet, daß der Beſchuldigte verhaftet ift und die That eingefteht; 
fie befindet fich aber andererjeits im Einflange mit dem $ 3 Abf. 3 des Einfüh— 
rungsgeſetzes zur Strafprozeß- Ordnung, wonach die Fandesgejete zu der frag- 
lihen Abweichung ermächtigt find.. Der Entwurf mußte von der Ermächtigung 
Gebrauh machen, denn die Zahl der jährlich anhängigen Holzdiebftahlsunter- 
fuhungen beträgt (ohne Einrehnung der Unterfuchungen in den mit der 
Monardhie im Jahre 1866 verbundenen Landestheilen) nahezu an eine halbe 
Milton, und ed würde die Zuweiſung aller diefer Unterfuchungen an die Schöffen: 
gerichte ſowohl eine unerträgliche Belaftung der zur Uebernahme des Schöffen- 
amtes verpflichteten Staatsbürger herbeiführen, als auch die rechtzeitige Erledigung 
der Unterfuchungen in hohem Grade beeinträchtigen. Fraglich konnte nur fein, 
ob auch bei den Unterfuhungen wegen Bumiderhandlungen gegen den $ 6 von 
der Zuziehung der Schöffen abzufehen je. Der Entwurf hat mit Rückſicht 
darauf, daß in derartigen Fällen außer dem Nechtsmittel der Berufung nod 
dasjenige der Reviſion zugelafjen ift (8 30), für die Bejahung der Frage ſich 
entihieden. 

Die Vorſchrift Hinfichtlich der Befegung der Berufungsfammern fchließt ſich 
an die Beftimmung im $ 77 des Deutjchen Gerichtsverfaſſungs-Geſetzes an, 
während die weitere Verordnung, daß zu den Amtsanwälten die vermaltenden 
Forſtbeamten beftellt - werden dürfen, dem 8 26 des Gejeßes vom 2. Juni 1852 


entnommen ifl. 


8 19. Die ausfchlieglihe Geltung des Gerichtöftandes der begangenen That 
hat fich fiir Holzdiebftahlsunterfuchungen als zwedmäßig bemährt. Der Entwurf 
hat deshalb im Abf. 1 des 8 19 als Regel die dem 8 25 des Gejees vom 
2, Juni 1852 entiprechende Beftimmung wiedergegeben. Diefelbe dedt aber nicht 
die — freilich nur felten eintretenden — Fälle, in denen der Ort der begangenen 
That unbelannt bleibt, und ebenfowenig reicht fie ans im alle des $ 15, wo 
gewiffermaßen die Yiltion einer firafbaren Handlung das Einziehungsverfahren 
begrlindet. Der Entwurf bat deshalb für die Fälle der eriten Art auf die all- 
gemeinen Borfchriften der Strafprozegordnung zurüdgegriffen (Abi. 2), und flr 
die Fälle des S 15, auf welche weder die Sondervorſchrift des $ 477 der Strafr 
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prozeßordnnung, noch die allgemeinen Borjchriften der leteren ſich anwenden laffen, 
den Gerichtsfiand bei demjenigen Amtsgericht feftgeftellt, in deſſen Bezirte Das 
einzuzieheude Holz vorgefunden worden if. 

Die Vorſchrift im $ 20 entſpricht den Beftimmungen der 88 36 (Abf. 2) und 
39 der Strafprozeßordnung. Die einfacheren Formen der Zuftellung, welche 
dort nur für das Vorverfahren und die Strafvollfiredung zugelaffen find, können 
bei Holzdiebftahlsunterfudhungen auch im Hauptverfahren nicht entbehrt werden. 

85 21—23. Der Grundfag der Strafprozeßordnung, daß jeder Zeuge und 
Sadverftändige feine Ausfage durch einen lörperlihen Eid zu befräftigen babe, 
und daß die Berufung auf den Dienfteid oder einen anderen ein für allemal ge: 
leifteten Eid nicht ftattfinden folle, läßt fich für Holzdiebftahlsunterfuchungen nicht 
durchführen. Da bier die Nothwendigkeit befteht, eine große Zahl von Uuter- 
ſuchungen in eine Hauptverhandlung zufammenzufafien, und da in der Pegel 
jeder einzelne Zeuge in vielen folcher verbundenen Unterfuchungen zu vernehmen 
ift, fo wiirde die wiederholte körperliche Eidesleiftung viel Zeit in Anfpruch neb- 
men und überdies zu einer Entwirdigung des Eides führen. Der Entwurf bat 
deshalb in den SS 21 und 22 Beftimmmngen getroffen, wonach gewiffe Berjonen 
zum Zwecke der Ermittelung von Holzdiebftählen ein für allemal beeidigt werden 
fönnen, und demnädft im 8 23 verordnet, daß die Berufung auf den nad 
Maßgabe diejer Beftimmungen ein fiir allemal geleifteten Eid der körperlichen 
Eidesleiftung gleichftehen folle. 

Die VBorausfegungen für die Zuläffigleit des ein für allemal zu leiftenden 
Eides, fowie die Norm diejes Eides find im Wefentlichen den bewährt be- 
fundenen Beftimmungen der 88 32 —35 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 ent: 
lehnt. 

Der 5 24 bezwedt die Fefiitellung der Pflicht der mit dem Forftfchuge be- 
trauten PBerfonen, ihre Anzeigen in der Form von Berzeichniffen zu erftatten, 
welche in beftimmten Zeiträumen aufgefiellt und jedesmal in zwei Ausfertigungen 
dem Amtsanmwalte eingereicht werden follen. Die näheren Borjchriften iiber die 
Aufftellung und die Einreihung der Verzeichniffe bleiben der Juſtizverwaltung 
vorbehalten. (Vergl. $ 28 des Geſetzes vom 2. Juni 1852.) 

88 25—27. Nach dem Gefege vom 2. Juni 1852 (88 28—30 und 36) er- 
hebt der Polizeianwalt auf Grund der don den Forſtbeamten eingereichten Ber- 
zeichniffe wegen aller darin aufgeführten Fälle eine Gefammtanllage, und der 
Richter beraumt einen Gejammttermin zur Hauptverhandlung über die zur An- 
Mage geftellten Fälle an. Zu dem Termine werden die Yorftbeamten durch ihre 
Dienftbehörde vorgefordert, die andern Zeugen und die Angellagten werden durd) 
den Richter geladen. Gegen die im Termine erjcheinenden Angellagten wird 
fontradiftorifch verhandelt, gegen die ausbleibenden greift die geſetzliche Fiktion 
Platz, daß fie die ihnen zur Laft gelegten Thatfachen zugeftehen, und es wird 
demgemäß ohne Beweisaufnahme das Urtel gegen fie erlaffen. 

Mit den Grundfägen der Deutſchen Strafprozeßordnung läßt fich diefes 
Berfahren nicht vereinbaren. Die Strafprozeßordnung ftellt das perfünlice 
Erjcheinen des Angeklagten vor dem erfennenden Richter fchärfer in den Bor- 
dergrund, als die bisherigen Strafprozeßgejege dies thun. Sie läßt eine Haupt 
verhandlung gegen einen ausgebliebenen Angellagten nur ausnahmsweife und 
unter beftimmten Beſchränkungen zu (88 239, 231, 232). Aber au in Die 
jen Ausnahmefällen muß kontradiktoriſch verhandelt werden; die Fiktion eines 
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. Geftändniffes findet nicht flatt; ein Urtheil obne Beweisaufnahme darf nicht 
ergeben. 

Der Entwurf hat, um dieſen Grundſätzen der Strafprogeßorbnung Ned). 
nung zu tragen, die Aushülfe, welche das Gejek vom 2. Juni 1852 in einer 
anf der Fiktion eined Geftänbniffes rubenden Rontumaz in Anfprud nimmt, 
abgelehnt. Andererfeits mußte er im Hinblid auf die Zahl der Holzdiebftahls- 
Unterfuhungen die Unmöglichkeit der Durchführung eines kontradiktoriſchen Ver⸗ 
fahrens anertennen, und deshalb in anderer Richtung eine Aushülfe fuchen. 
Dieſelbe bietet fih dar in dem Bereiche des von der Deutfchen Strafprozeß- 
ordnung in den SS 447 u. ff. feftgeftellten Berfahrens bei amtsrichterlichen 
Strafbefehlen. Fiir ein Geſetz, welches mit abjoluten Strafen rechnet, erjcheint 
dieſes Verfahren ganz beſonders geeignet, weil bier die im & 448 der Straf- 
progeßordnung vorgejehenen Fälle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der 
Staatsanwaltichaft und dem Richter tiber die Angemefjenheit der zu verhängen- 
den Strafe faum eintreten können. 

Es lag um fo näher, dem fogenannten Mandatsverfahren Bier Eingang 
zu ver ſchaffen, als die Frage, ob daffelbe dem Berfahren des Gejeges vom 
2. Juni 1852 vorzuziehen fei, ſchon bei der Berathung jenes Gefeges, und 
ſeitdem mehrfach in den amtlichen Berichten der Juſtizbehörden erörtert wor⸗ 
den ift. 

Manche der Gründe, welche zur Zeit des Erlaſſes des Gejeges vom 
2. Juni 1852 beftimmend waren, das Mandatsverfahren ausdrücklich auszu- 
jhließen,, !treffen heute nicht mehr zu. Denn die Dentiche Strafprozeßorbnung 
müpft nicht — wie der $ 171 der Verordnung vom 3. Januar 1849 dies that 
- den Erlaß eines richterlichen Strafbefehls an die Vorausſetzung, daß ein 
Beamter Augenzeuge der zur Anklage geftellten That geweſen fei, und die 
Schwierigkeiten, welhe aus dem Rheiniſchen Strafprozeffe dem Mandatsver⸗ 
fahren ſich entgegenftellten, fcheiden heute ebenfalls aus. 

Während der mehrjährigen Anwendung des Gefetes vom 2. Juni 1852 ift 
aber die Erfahrung gemacht worden, daß der Vortheil eines befchleunigten Ver⸗ 
fahrens, welcher auf der einen Seite durch die Kontumazialverhandlung gewon- 
zen wird, auf der anderen Seite wieder verloren geht in Folge der vielen zeit- 
raubenden Zuftellungen der Kontumazialurtheile. Bon einhundert geladenen An- 
gellagten erfcheinen erfahrungsmäßig im Durchſchnitte nur zehn; gegen neunzig 
ergeben Kontumazial-Erkenntniffe. Es treten alfo zu den 100 Ladungszuftellun. 
gen demnächft noch 90 Urtelszuftellungen binzu. Gerade diefe Nothwendigfeit 
doppelter Zuftellungen erfordert aber einen unverhältnigmäßigen Aufwand an 
Arbeit, Koften und Zeit, welcher in dem von der Deutichen Strafprogeßordnung 
geregelten Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefehlen vermieden wird.. 

Freilich aber wird er nur vermieden Hinfichtlich derjenigen Angellagten, die 
keinen Einspruch erheben. Denn wo der Einfpruch erhoben ift, macht fich die 
Rothwendigkeit einer doppelten Zuftellung ebenfo geltend, wie in dem -Berfahren 
des Geſetzes vom 2. Juni 1852. Diefer letztere Uebelftand erwedt die Beforg- 
niß, dag von folchen Perfonen, welche fi ſchuldig fühlen, das Einſpruchsrecht 
lediglich zum Berfchleife der Sache gemißbraucht werden könnte, und daß unter 
der Geltung des Verfahrens mit richterlichem Strafbefehle das Zahlenverhält- 
niß der Angeklagten, die Einfpruch erheben, und folher, die den Strafbefehl 
ohne Einfpruch hinnehmen, fich weniger günſtig ftellen dürfte, als das Zahlenver- 
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hältuiß der Angellagten, die gegenwärtig im Verhandlungstermine erjcheinen, 
und folder, die ſich kontumaziren laffen. Eine derartige Beſorgniß liegt um fo 
näher, als die von der Deutfchen Strafprozehordnung anerkannte Zuläffigkeit 
des formlofen chriftlihen Einſpruchs dem fchädlichen Einfluffe der Winkelkonfu— 
Ienten den Weg ebnet. | 

Die vorfiehenden Erwägungen find beſtimmend gemwejen für die in dem 
Entwurfe getroffenen Abänderungen des in den 88 447 u. ff. der Strafprozeß- 
ordnuug feitgeftellten Verfahrens. 


Der Entwurf ($ 25 Abf. 2) läßt den fchriftlichen Einfpruh und den Ein⸗ 


ſpruch zu Protokoll des Gerichtsichreiber8 nicht zu; er verlangt, daß der Ein- 
jpruh vor dem Richter erhoben werde. Er bejeitigt ferner die Einipruch$- 
frift und beftimmt für die Erhebung des Einſpruchs einen Termin, meldher 
zugleich die Stelle des Hauptverhandlungs- Terming einnimmt. Ein außer- 
halb des Termins erhobener Einfprudh bleibt ohne Wirkung. Andererſeits 
würde, wenn der Einjpruchstermin wegen verfpäteter Ladungszuftellung aus» 
geſetzt werden jollte ($ 216 der Straf- Proz.-Ordn.), ohne daß mit dem Aus- 
feßungsantrage zugleich der Einfpruch vor dem Richter erhoben wäre, dag Ein- 
jpruchSrecht fortdauern bis zum nächſten Termin. Doch würde auch in foldem 
Falle der Einfprudh in dem (neuen) Termine vor dem Richter erhoben mwer- 
den müſſen. 

Ein’ Berzicht auf den Einfprud vor dem Termine wird von dem Entwurfe 
(8 26 Abf. 1) in gleicher Weife geftattet, wie in der Strafprogeßordnung ($ 449 
Ab. 2) ein Berzicht vor dem Ablaufe der Friſt. 

Für die MWiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die Berfäumung 
des Termines follen ($ 26 Abi. 2) die Beftimmungen der Strafprozeßordnung 
über die Wiedereinfegung gegen die Verfäumung einer Frift Anmendung finden, 
jedoch mit Ausschluß der Vorichrift im Abſ. 2 des 3 45. Es wird eben der 
Grundſatz, dab der Einſpruch meder fchriftlich uoch zu Protofoll des Gerichtd- 
jchreibers erhoben werden dürfe, aud für den Fall eines Geſuches um Wieder- 
einfegung in den vorigen Stand aufrecht erhalten; deshalb fol mit dieſem Ge- 
fuche der Einfpruch nicht verbunden werden dlirfen, und deshalb ift weiter ver- 
ordnet, daß, wenn das Geſuch genehmigt wird, ein neuer Strafbefehl erlaffen 
werden foll. 

Da der Entwurf die Berpflihtung zum Erſatze des MWerthes des Entwens 
deten als eine firafrehtliche Folge des Holzdiebftahls auffaßt ($ 8), fo ift 
in dem richterlichen Strafbefehle dem Beichuldigten zugleich die Wertherjtattung 
aufzugeben. | 

Bezüglich der Vereinigung mehrerer Yälle unter Einer Klage ($ 25 Abi. 1) 
und in Einer Hauptverhandlung ($ 27 Ab. 1), ſowie bezüglich der Zuftellung 
der gegen die ausgebliebenen Angeklagten erlaffenen Urtheile ($ 27), — welde 
nothwendig werden kann, wenn in dem Einiprucdhstermine eine Beweisaufnahme 
beihloffen und in dem zur Beweisaufnahme anberaumten neuen Hauptverhands 
Iungs-Termine der Angellagte ausgeblieben ift, — find die Grundfäge des Ge⸗ 
fees vom 2. Juni 1852 zur entfprechenden Anwendung gebracht worden. 

8 28. Nach dem Geſetze vom 2. Zuni 1852 werden von dem dort vorge 
fchriebenen Sonderverfahren die Fälle des im dritten und ferneren Rüdfalle ver- 
übten Holzdiebftahl8 gar nicht betroffen. 

Gegenüber der Auffaffung folder Holzdiebftähle als gemeiner Diebfähle 
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mag es zuläſſig erfcheinen, fie dem ordentlichen Strafverfahren zu unterwerfen. 
Der Entwurf theilt aber (vergl. die Begründung des 8 6) jene Auffaffung nicht; 
e3 founte aljo -fiir ihn auch: feine Veranlaſſung vorliegen, die im dritten und 
jerneren Rüdfalle verübten Holzdiebftähle und die diefen im. $ 6 gleichgeftellten 
Trevel dem bier geordneten Strafverfahren zu entziehen. Dagegen erichien es 
zwedentiprechend, für die Fälle des 8 6 den Erlaß eined Strafbefehls auszu- 
Ihließen. Denn neben der abfoluten Geltftrafe kommt hier noch eine Gefäng- 
nißſtrafe mit weiter Begrenzung in Betracht; hinfichtlich der Bemeſſung diefer 
relativen Strafe aber würde die Auffaffung des Nichters nicht felten von der- 
jenigen des Amtsanmalt3 abweichen, und es würde dann nad) Maßgabe der Be- 
fimmung im $ 448 der Strafprozeßordnnung ohnehin die Erlaffung eines Straf- 
befehlö unterbleiben müffen. 

8 29. Die im Abf. 1 enthaltene Abweichung vom gemeinen Strafverfahren 
(Str.-Pr.»D. 8 364 Abf. 3) ift bei der Einfachheit der hier in Rede fiehenden 
Straffälle ſachlich unbedenklich und wird durch praftifche Nüdfichten dringend 
geboten. Die unbeſchränkte Zulaffung neuer Beweismittel in der Berufungs- 
Inſtanz könnte leicht dahin flihren, daß die Angefchuldigten zur Verzögerung der 
Sache mit ihren Vertheidigungsmitteln in erfter Inſtanz zurücdhalten und dann 
nad eingelegter Berufung mit denfelben hervortreten. Die hieraus fich häufig 
ergebende Nothwendigkeit, die Belaftungszeugen nochmals nach dem oft entferns 
ten Taudgerichtsfig vorzuladen, würde zeitraubende Reifen der Forſtſchutzbeamten 
md damit, außer der Beſchwerung der Staatskaſſe, eine empfindliche Schädigung 
des Forſtſchutzes im Gefolge haben. 

Die Beftimmung des Abſ. 2 wird durch die Vorſchriften der SS 361, 362 
der Strafprozeßordnung bedingt. 

$ 30. Die Beſchränkung der Revifion auf die Fälle des $ 6 ift einerfeits 
im Intereffe einer befchleunigten Erledigung der großen Menge von Holzdieb- 
ſtahlsunterſuchungen geboten, andererfeit3 entfpricht fie der Einfachheit der Necht$- 
fragen, welche in den gewöhnlichen, nicht vom 8 6 betroffenen Fällen in Bes 
trat fomnıen. 

Die Vorſchrift im 8 31 ift durch die Beftimmung im Abf. 2 des 8 483 ber 
Strafprozeßordnung bedingt. 

In den 88 32 und 33 find die bewährt befundenen Beflimmungen der 
$8 42 und 43 des Gefetes vom 2. Juni 18523 wiedergegeben. 

Der 8 34 bezwedt die Bermeidung einer Vervielfältigung von Unterſuchun⸗ 
gen in den nicht felten eintretenden Fällen des Zufammentreffeng einer Weber: 
tretung des 8 361 Nr. 9 des Strafgefegbuchs mit einer Zumiderhandlung gegen 
dieſes Geſetz. 

Der 8 35 ordnet das weitere Verfahren in den beim Geltungsbeginne die— 
ſes Geſetzes anhängigen Sachen nad) den allgemeinen Vorſchriften des Einfülh— 
rungsgeſetzes zur Strafprozeßordnung. Dieſelben reichen vollkommen aus und 
ein Anlaß zur Abweichung iſt nicht geboten. 

‘m 8 36, welcher über die Aufhebung der dem Entwurfe entgegenſtehenden 
Geſetze verfügt, ift das Gefeß vom 2. Juni 1852 beſonders hervorgehoben wor: 
den, damit nicht der Zweifel entftehe, al® ob die in dem Entwurfe nicht ermähn- 
ten Borfchriften jenes Gejeges in Kraft bleiben follten. Es könnte beijpielsweife 
ein folcher Zweifel angeregt werden in Betreff des 8 49, wonach dad Gejeg vom 
3. Januar 1845 tiber das Verfahren bei Civileinreden zur Anwendung lom« 
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men fol, wenn der Beichuldigte behauptet, daß er zu der ihm zur Laft gelegten 
Handlung berechtigt geweien fei. Der Entwurf hält dafür, daß angefidhts des 
8 261 der Strafprozeßordnung die Beflimmungen des Geſetzes vom 31. Ja⸗ 
nnar 1845 anch Hier entbehrlich find, und bat feinen un gefunden, dieſelben 
in Geltung zu erhalten. 

Der $ 37 bedarf keiner näheren Begründung. 


B. Erfte Berathung.*) 
3. Sitzung vom 12. December 1877, 


Der Gefe- Entwurf wird der X. Kommiffton (Agrar - Kommiffion vereinigt 
mit der Juſtiz-Kommiſſion) zur Vorberathung überiwiefen. 


C. Beridht 
der X. Kommilfion des Herrenhaufed über den Entwurf eines- Gefees, den 
Holzdiebſtahl betrerfend. 

Ueber den von der Königlichen Staatsregierung dem Herrenhaufe zur ver- 
fafjungömäßigen Bejchlußnahme vorgelegten Entwurf eines Gejees, den Holz 
diebftahl betreffend, fand- in der X. Kommiffion (vereinigte Juſtiz- und Agrar- 
fommiffton) in den Sigungen vom 8., 9., 10., 12., 13., 14., 15., 16. und 17. No 
vember eine erſte und in den Sigungen vom 6. und 7. Dezember. 1877 eine 
zweite Berathung ſtatt. In der Zwiſchenzeit zwijchen beiden Lefungen wurde 
der gleichzeitig derjelben Kommiffion überwieſene Entwurf eines Zeld- und Forſt⸗ 
polizeigejeges in erfter Leſung berathen. 

Bei der Beratbung des Holzdiebſtahlsgeſetzes waren als Bertreter der 
Staatsregierung zugegen: für das Auftizminifterium bei beiden Lefungen: der 
Herr Geheime Juſtizrath Oehlſchläger, und feit der zweiten Situng für das 


Finanzminifterium bei der erften Lefung: Herr Geheimer Oberfinanzrath Löwe, 


bei der zweiten Herr Landforftmeifter Müller, für das landwirthſchaftliche Mi⸗ 
niſterium bei beiden Leſungen: Herr Regierungs⸗Aſſeſſor Sterneberg. 

In der Generaldebatte wurde erwähnt, daß das beabſichtigte Geſetz an die 
Stelle des in der ganzen preußiſchen Monarchie gegenwärtig geltenden Geſetzes 
vom 2. Juni 1852, betreffend den Diebſtahl an Holz und andern Waldproduf- 
ten, treten ſolle, deſſen Strafbeſtimmungen mit Rüdfiht auf das inzwifchen er: 
gangene Strafgefegbuch für das Deutſche Neid und auf Grund neuerer Er- 
fahrungen einiger Abänderungen und Ergänzungen, insbejondere aber in Betreff 
des Verfahrens neuer Beftimmungen bedürfe, um ed mit der Strafprozeord- 
nung und dem Gerichtsverfafjungsgejeg für das Deutfche Reich in Einklang 
zu ſetzen. 


*) Die im Kontegt eingellammerten Ziffern zeigen hin auf die Nummerr der in der Kom- 
miffionsberathung geftellten und in ber Anlage gedrudten Anträge. 
Die Anträge | am Schluß des Berichts. 


eo Fpro —— m — 
.-. - A 


zu 3: 


Aus gleichen Gründen wurde die Erfegung des älteren Holzdiebftahlgejees 
vom 7. Juni 1821 durch das Geſetz von 2. Juni 1852 für notwendig erad)- 
tet, weil inzwifchen das preu ßiſche Strafgeſetzbuch von 1851 und die Berord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849 reſp. das Gele vom 3. Mat 1852 über das Straf- 
verfahren ergangen waren, 


Das Bedürfniß zu der Geſetzesvorlage wurde nicht beftritten und befonders 
hervorgehoben, daß das Gefe nicht nur mit den Grundfägen und Borjchriften 
des gemeinen Strafrechts und Strafverfahrens, jondern auch mit den Beftim- 
mungen des eine verwandte Materie behandelnden Entwurfs eines Forſtpolizei⸗ 
geſetzes möglihft in Einklang zu bringen jet. 

Es wurde noch darauf hingewieſen, daß die außerordentlich große Zahl von 
Holzdiebftählen, es follen jährlich bei den preußifchen Gerichten über 400,000 ab» 
geurtheilt werden, ein möglichft einfaches Verfahren erfordere. 

Das Bedürfniß zu einer neuen gefelichen Regulirung wurde im Allgemei- 
nen auerkannt. 

Die Zuläffigleit einer andermeiten Regulirung in Holz. (Forit-) Dieb- 
ſtahlsſachen durch Landesgeſetze, felbft Abweichungen von Grundjägen und Be— 
fimmungen des allgemeinen deutfchen Strafgefetges und der Strafprozekordnung 
gründet fi) daranf, daß nad 8 2 des Einführungsgefeges zum Weich - Straf: 
geſetzbuche das Landeäftrafrecht nur fo weit außer Kraft geſetzt ift, als daffelbe 
Materien betrifft, welche Gegenftand des Reichs⸗Straſgeſetzbuches find. Daß dies 
hinſichtlich der Holz. (Forſt⸗) Diebſtahlsſachen nicht der Fall if, wird im $ 2 
des Reichs Strafgeſetzbuches dadurch ausdrücklich anerkannt, daß die Vorfchriften 
des RandesftrafrechtS über den Holz» (Horft-) Diebftahl in Kraft bleiben follen. 
Die Aenderung und Erneuerung folcher VBorfchriften durch Landesgeſetze ift dabei 
nicht ausgeſchloſſen. In Betreff des Berfahrens können nad $ 3 des Einfüh— 
tungsgefeges zur deutschen Strafprozeßordnnung die Tandesgefege anordnen, daß 
Forſt- und Feldriigefachen durch die Amtögerichte in einem befonderen Ber» 
fahren, fowie ohne Zuziehung von Schöffen verhandelt und entfchieden mer- 
den. — Damit foll nicht gefagt fein, daß nicht die allgemeinen Grundſätze des 
gemeinen Strafreht3 und Strafverfahrens, wo nicht ein Anderes beftimmt ift, 
feine Anwendung finden, und daß jedenfalls nicht ein möglicher Einklang mit 
diefen Beftimmungen zu erftreben fei. 

Bei der Spezialberathung in erſter Lejung wurde vorgefchlagen, an die 
Spige des Geſetzes und vor $ 1 der Vorlage, in Webereinftimmung mit $ 1 der 
Vorlage des Feld- und Forſtpolizeigeſetzes, folgende Befimmung aufzunehmen 
(Antrag 1): 

„Die in diefem Gefete mit Strafe bedrohten Handlungen unter- 
liegen den einleitenden Beftimmungen und den Beftimmungen des erften 
Theild des Strafgeſetzbuches, fomweit nicht dieſes Geſetz abweichende 
Vorſchriften enthält.“ 

Bon anderer Seite wurde diefe Vorſchrift für unnöthig erachtet, da fie fidh, 
wie auch der Kommiffar des Zuftizminifteriums anerkannte, von felbft verftche. 
dei der erfien Leſung wurde der obige Antrag vorläufig mit 15 gegen 6 Stim 
men angenommen, bei der zweiten Lefung aber als überflüffig und zu beſchränkt 
wieder befeitigt, um fo mehr, als inzwifchen auch bei der Vorlage eines Feld⸗ 
und Forfipolizeigefeges eine ſolche Vorſchrift abgelehnt war. 


—— 


Zu $1 der Vorlage. 

Der 8 1 der Vorlage will mit der Bezeichnung Holzdiebſtahl nicht nur dem 
Diebftahl an Holz, fondern auch den Diebftahl an anderen Walderzeugnifien 
umfaflfen. Nach den Motiven fol damit das beftehende Necht nicht geändert und 
nur eine redaktionelle Zufammenfaffung der 88 1 und 2 des Gejetes vom 
2. Juni 1852 bezmedt werden. Es enthält jedoch die vorgefchlagene Fafſung 
injofern eine materielle Aenderung des Geſetzes vom 2. Juni 1852, als daffelbe 
in 8 1 den Holzdiebftahl als Diebftahl an Holz in Forften oder auf ande- 
ren Grundfüden, auf welchen daſſelbe hauptſächlich der Holznugung 
wegen gezogen wird, bezeichnete und nur im 8 2 den Diebftahl an Waldpro- 
dukten dann dem Holzdiebftahl gleichftellte, wenn er in Forſten oder auf anderen, 
hauptfächlic zur Holznugung beftimmten Grundftiiden begangen ift. Nach der 
Borlage würde auch der Diebftahl an Holz nur dann dem Forſtdiebſtahlsgeſetz 
unterliegen, wenn es in Forſten und auf hauptſächlich zur Holznugung beſtimm⸗ 
ten Grundftüden, nicht aber auch, wie bisher, wenn es auf fonfligen Grund» 
ftüden, 3. B. Weiden an Aedern, der Holznußung wegen gezogen wird. 

Die Kommiffion war damit eınverftanden, daß die Anwendung des Holz- 
diebftahlsgefetzes auf Forften und hauptfächlich zur Holznutung beftimmte Grund» 
ftüüde befchränft und die Beftrafung einer Entwendung des anderwärtd, wenn 
auch der Holznutzung wegen, gezogenen Holzes der Teldpolizeiordnnung überlaffen 
werde. Es empfehle fich das fchon deshalb, weil meift das Aufſichtsperſonal für 
Wald und Feld ein verichiedenes fei. In Betreff der Weidenkulturen verftän- 
digte man fih, auf erhobene Bedenken, dahin, daß Weiden, die unzweifelhaft 
Holz feien, ihren Schuß in diefem Gejete fänden, wenn fie in Forften oder auf 
befonderen, hauptjählich zur Holznugung oder Weidenkultur befiimmten Grund» 
flüden, dagegen unter das Feldpolizeigefeß fielen, wenn fie nur nebenbei auf 
anderen Grumdftiiden gezogen würden. 

Nachdem es für zwedmäßig erachtet war, mit der Vorlage die Entwendun- 
gen von Holz und anderen Walderzeugniffen unter einer. gemeinſchaftlichen Be- 
zeihnung zufammenzufaffen, ſchien der Name Holzdiebftahl für Entwendungen 
von Walderzeugniffen, wie Gras, Laub, Moos, nicht mehr zutreffend und wurde 
daher in zweiter Lefung befchloffen, die. fraglichen Entwendungen überall mit dem 
gemeinfamen Namen Forftdiebftahl zu bezeichnen (Antr. 1 a). Damit waren 
die Anträge, die Entwendungen mit dem 8 3 des Einführungsgefeges zum 
Strafgejegbuch mit Holz: (Forft-) Diebftahl zu bezeichnen, oder die Faſſung ber 
88 1, 2 des Gefekes vom 2. Suni 1852 beizubehalten, erledigt. 

Zu den eınzelnen Nummern des $ 1 der Vorlage wurden verjchiedene Ab- 
änderungsanträge geftellt; fo zu Nr. 1, daß hier Holzpflänzlinge, ald zum Holze 
und nicht zu den anderen Walderzeugniffen gehörig, aufgenommen würden (Ans 
trag 2). Zu Nr. 3 die Anträge 3, 4, 5 und 6, welche bezmedten, bei Entwen- 
dung von Holz, Abraum und Borke die Strafe des einfachen Holzdiebftahls 
nicht bloß dann auszuichließen, wenn jene Gegenftände fih ſchon in einer um- 
ichloffenen Holzablage befinden. Es wurde nur der letzte Antrage mit 15 Stim- 
men gegen 6 angenommen und damit zu der Nr. 3 der Zuſatz bejchloffen: „oder 
noch nicht geworben oder eingefammelt find“. 

Zu Nr. 4 wurden die Anträge: Waldpflanzen und Beerenfrücdhte, Holz 
pflänzlinge und andere Walderzeugniffe jeder Art, Harz, Waldbeeren und pilze 
aufzunehmen (Antr. 7, 8, 9), in 1. Leſung abgelehnt, dagegen in 2. Leſung die 
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Einſchaltung von Beeren und Pilzen, deren Aufnahme in das Forſtpolizeigeſetz 
abgelehnt war, beſchloſſen und ſtatt Kienäpfel die umfaflendere Bezeichnung 
„Nadelholzzapfen” angenommen (9 a). 

In erfter Lefung wurde zur Hebung des von einer Seite über die Beden- 
tung des Wortes „insbejondere” erhobenen Zweifels (10) ftatt „insbefondere” — 
„beiſpielsweiſe“ gefetgt, aber in 2. Lefung, als mit der gewöhnlichen Sprache der 
Geſetze nicht übereinflimmend, wieder abgelehnt. 

Auch wurde der Antrag 11: in Nr. 4 des 8 1 nur die Holzpflänzlinge auf- 
zunehmen und in einem befonderen 8 2 die Walderzeugniffe nur für den Holz« 
diebſtahl gleichgeachtet zu erklären, abgelehnt. 

Ebenjo ein in zweiter Lejung geftellter Antrag (11 a.), welcher bezwedte, 
näber feftzuftellen, inwiefern vom Forſt umichloffene Gewäfler und Grundftüde 
zum Forſt zu rechnen ſeien. &8 wurde angenommen, daß dies der Beurtheilung 
des einzelnen alles überlaſſen bleiben müſſe. 

82. 

Gegen die Erhöhung der Strafe vom vierfachen Werth des Entwendeten, 
wie fie das Geſetz vom 2. Juni 1852 hat, auf den fünffachen, wurde nichts ein⸗ 
gewendet: es entſpricht das der erhöhten volkswirthſchaftlichen Bedeutung der 
Holzlultur und dem Dezimalfyftem der jegigen Münzwährung. Es wurde nur 
der Antrag geftellt, hier, wie in den fpäteren Paragraphen, ftatt des Ausdruds 
entwendet, den Ausdrud „geitohlen“ zu gebrauchen, um der Meinung der Holz: 
diebe entgegen zu treten, daß es fich bei Holzentwendungen moralijh um feinen 
Diebftah! handle. Der Antrag (12) wurde mit 18 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

83. | 

Der $ 3 enthält die Fälle des ausgezeichneten oder unter erjchwerenden 
Umftänden begangenen Forſtdiebſtahls und will denfelben mit dem zehnfachen 
Berth des Entmwendeten und niemal® unter 2 Mark beftraft wiſſen. Das ver- 
Ihärfte Straimaß wurde im Allgemeinen für anugemeffen erachtet. 

In Nr. 1 find als erfchwerende Umftände das Begehen des Diebftahld an 
einem Soun- und Fefttage und zwifchen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang 
angenommen. Das entjpricht der Borjchrift des Geſetzes vom 2. Juni 1852 
$ 4; nur ift flatt Nachtzeit jet die Zeit von Sonnenuntergang bi8 Sonnenauf- 
gang feftgeftellt. Es wurde dies für zweckmäßig erachtet, weil das Reichs-Straf—- 
gefeßburch nicht mehr, wie das im preußifchen Strafgefegbuch der Fall war, be- 
ſfimmte Stunden für Nachtzeit erflärt, und weil der Zeitpunkt ded Nieder: umd 
Aufgangs der Sonne auf dem Lande am leichteften zu ermitteln fei. Die Nr. 1 
wurde angenommen. 

Zu Nr. 2 und in Folge defien auch zu Nr. 3, 4 und 8 wurde beantragt (13)' 
Ratt des Wortes „Thäter“ zu feßen „der Schuldige“. Der Antrag wurde mit 
IT gegen 4 Stimmen abgelehnt. 

Zu Nr. 3 wurde ein erfchwerender Umitand nicht nur darin gefunden, Daß 
der ergriffene Thäter tiber feinen eigenen Namen und Wohnort, ſondern aud) 
darin, daß er.über den Namen und Wohnort feiner Gehülfen falſche Angaben 
gemacht Habe und wurden deshalb (14) die Worte „oder feiner Gehülfen“ einge- 
(hoben (14 gegen 7 Stimmen). Bon mehreren Seiten fand es Wideripruch, 
mit der Vorlage es für einen erfchwerenden Umftand zu erllären, wenn der 
Thäter fi) der Ergreifung durch die Flucht entzogen oder zu entziehen verfucht 
hat. Das Entfliehen, wurde bemerkt, fei eine natürliche und unwillfürliche Folge 
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des Schredens vor dem nahenden Beamten und wiirde durch Furcht vor der 
Straffhärfung im den feltenftien Yällen unterbleiben. Der beabfichtigte med, 
die Feſtſtellung des Thatbeitandes zu erleichtern, würde daher nicht erreicht und 
eber zu Widerfetslichleiten Anlaß gegeben. Das Geſetz vom 2. uni 1852 habe 
diefen erfchwerenden Umftand nicht. — Bon anderer Seite wurde es jedoch für 
nothwendig erachtet, den Thäter wenigftend dann bei Bermeitung einer verjchärf. 
ten Strafe zum Stehenbleiben zu veranlaflen, wenn er von dem Beftohlenen 
oder Forfibeamten angerufen werde (16). In diefem Sinne wurde die Vorlage 
geändert (20 gegen 1 Stimme). 

In Nr. 4 will die Negierungsvorlage den Gebrauch aller jchneidenden Wert: 
zeuge für erjchwerend erachten, mogegen das Geſetz vom 2. Yuni 1852 nur 
Säge und Mefler anführt. Gegen die VBerallgemeinerung der Werkzeuge wurde 
um fo weniger etwas erinnert, als in nenerer Zeit ſich die Holzdiebe mancherlet 
jchneidender Werkzeuge bedienen. Diefen erſchwerenden Umftand beim Diebftahl 
von Walderzeugniffen ($ 1 Nr. 4) wegzulaffen, Tiegt feine Veranlaffung vor (17) 
und die Worte „in den Fällen der Nr. 1 bis 3 des $ 1” wurden weggelaflen. 
Der Bertreter des Zuftizminifteriums erflärte, daß fie nur aus Verſehen in die 
jegige Vorlage gelommen jeien. Dagegen wurde, im Einverſtändniß mit den 
Negierungstommiffaren, der Gebrauch hauender Werkzeuge, Beile, Xerte, wegen 
des damit verbundenen, die Entdedung erleichternden Getöfes nicht fiir erſchwe⸗ 
rend erachtet. 

Bei Nr. 5 wurde das Bedenken erhoben, daß die zufällige und gelegent- 
liche Benutzung eines Fuhrwerks zur Strafverfchärfung nicht genügen könne und 
deshalb eine dies Bedenken ausjchließende Faſſung mit 20 gegen 1 Stimme 
dahin angenommen (18), „wenn zum Zweck des Holzdiebftahls ein bejpanntes 
Fuhrwerk mitgebradt ift“. — Darüber, daß unter einem bejpannten Fuhrwerk 
nur ein mit den üblichen Zugtbieren befpanntes zu verftehen fei, war fein 
Zweifel. 

Die Nrn. 6 und 7 der Vorlage wurden bei der Berathung verbunden, da 
e3 fiir angemefjen erachtet wurde, nicht nur den Diebftahl an Harz, fondern 
auch den Diebfahl an anderen Erzeugniffen des Holzes mit einer fchärferen 
Strafe zu bedrohen, theil® weil dieje Erzeugniffe einen höheren Werth hätten, 
theil8 ihre Entwendung einen größeren Schaden bei der Holzkultur verantafle 
(19, 20). Es murden daher in Nr. 6 nur die Holzpflänzlinge belaffen und in 
Nr. 7 Kien, Harz oder Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt (Mittel-) Triebe 
von ftehenden Bäumen einfliimmig aufgenommen. 

Nr. 3 der Vorlage wurde bier geftrihen, um die Beftimmungen über den 
Rückfall in einen befonderen Paragraphen zufammenzufaffen. Dagegen wurde 
als neue Nr. 8 in den 8 3 als erfchwerender Umftand noch aufgenommen (21) 
„wenn der Holzdiebftahl in einem Gehege (Schonung) oder in einem Pflanz 
garten oder Saatlampe begangen ift“. In zweiter Lefung wurde das Wort 
„Gehege“ auf Anregung des Bertreter® des Yinanzminifteriums weggelaſſen, 
weil es in verjchiedenen Gegenden eine verjchiedene Bedeutung „habe und das 
Wort „Schonung“ alles umfaffe, was man fchligen wolle, 

84 

Der $ 4 der Vorlage will den Verſuch des Holz- (Forſt⸗) Diebftahls mit 
der vollen Etrafe des Holz- (Forft-) Diebſtahls beftraft wiſſen. Ebenfo die Theil 
nahme an einem Forfidiebftahl oder an einem Verſuche defielben. Dieſe Gleich 
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ſtellung der Beftrafung insbefondere auch beim Verſuch mit der vollendeten That 
wird in den Motiven damit begründet, daß fie der Vorſchrift im 8 5 des Ge- 
jeßes vom 2. Inni 1852 entfpredde. Es wurde dagegen eingerwendet, daß hierin 
dad Geſetz vom 2. Inni 1852 der Vorſchrift des damals geltenden Breußifchen 
Strafgeſetzbuchs, welches VBerfuh und vollendete That mit gleicher Strafe be- 
drohe ($ 32 1. c.), gefolgt fei, daß die Härte diefes Grundfates fchon bei der 
Berathung des Geſetzes vom 2. Juni 1852 die Kommilfion des Herrenhanjes 
veranlaßt habe, mit 7 gegen 2 Stimmen zu jenem $ 5 den Zulat vorzuschlagen, 
daß es dem Richter liberlaffen bleibe, unter Umftänden die Strafe bis auf die 
Hälfte der vollen Strafe, jedoch niemals unter 10 Sgr. herabzufegen. Diefer 
Zuſatz jei damals von der Staatsregierung weſentlich aus dem Grunde befämpft, 
weil er mit dem Grundfage des gemeinen Strafgefeßes nicht in Einklang ftehe. 
Seht verlange das Reich3-Strafgefeg im 8 44 fiir den Verſuch eine mildere 
Strafe, als flir die vollendete That. Wenn es auch zuläifig fei, in dem der 
Landesgeſetzgebung freigelaffenen Yorftdiebftahlsgejege andere Beitimmungen zu 
treffen, fo jet doch fein Grund vorhanden, hier nicht mit dem gemeinen Recht in 
Einklang zu bleiben. Befondere Schwierigkeiten feien nicht anzuerkennen. Auch 
. nad der Borlage müffe der Werth deffen, was zu ftehlen verfucht morden, feft- 
: geftellt werden, da hiervon in allen Fällen das Strafmaß abhänge und es keine 
Schwierigkeit machen könne, als Strafe 3. B. den doppelten bis vierfahen Be- 
trag feftzufegen, ftatt des fünffachen. Bon praftifcher Bedeutung fei die Frage 
für die meiften Fälle nicht, da auch beim Verſuche jedenfall® 1 Mark Geldftrafe 
würde erfannt werden müffen. Daß der Richter nicht folle unterfcheiden können, 
ob Verſuch oder vollendete That vorltege, fer nicht anzunehmen und eher zu be- 
fürchten, daß bei einem noch nicht weit vorgefchrittenen Verſuche der Nichter die 
Straflofigkeit einer Verhängung der vollen Strafe vorziehen würde. Wolle man 
aber auch die Strafe des Verſuchs mit dem Grundfage des Neich8-Strafgefet- 
buches in Einklang bringen, fo fei doch erforderlich, hier den Verſuch ausdrücklich 
fir firafbar zu erflären,- weil ex fonft gauz ftraflos fein wirde. Es wurde vor: 
geihlagen (Antr. 22), im 8 4 einfach den Forftdiebftahl für ftrafbar zu erklären 
. md demnächſt im 8 5 die Beftrafung des Verfuhs und der Theilnahme an 
. tnem Forfidiebftahl, fowie der Beihlilfe und Begünftigung möglichſt in Einklang 
mit den entfprechenden Vorſchriften des Reichs-Strafgeſetzbuches zu feten. 

“ Bon anderer Seite und auch von den Vertretern des Auftizminifteriums 
.. wurde die Gleichftellung des Verſuchs mit der vollendeten That, wenn auch ab» 
weichend von den Grundſätzen des Reichs⸗Strafgeſetzbuches, ans praftifchen Grün— 
den befürwortet: die Grenze zwiſchen Verfuh und vollendeter That fei oft und 
namentlich in dem beabfichtigten ſummariſchen Verfahren ſchwer zu beftimmen. 
Dabei fehle bei der angedrohten abfoluten Strafe der Maßitab für die Minde- 
. tung, und praftifche Härten würden nicht entftehen, da in den meiften Fällen auch 
die volle Strafe nicht fiber eine Mark gehen würde. Auch andere Spezialgejete, 
: 358. das Gefeß vom 26. März 1856 tiber die unbefugte Aneignung von Mine- 


ralien, befiraften den Berfuch mit der vollen Strafe der vollendeten That. In 


 Holzdiebftahlsfa chen fei es gegenmärtig beftehendes Recht, das ſich in der Praris 
bewährt habe. 
Der Antrag, den Berfuh nach Maßgabe des Reichs-Strafgeſetzbuches milder 
zu beftrafen, als die vollendete That, wurde mit 16 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 
Mehrere, mehr die Yaflung des 8 4 betreffende Anträge (Nr. 23, 24, 25) 
Yakıb. d. Br. Forft u. Jagd⸗Geſetzg. X. 6 
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wurden ebenfalls abgelehnt; dagegen zur Erläuterung des Begriffs der Theil- 
nahme nad diefem Worte die Worte in Klammern (Mitthäterfchaft, Anftiftung, 
Beihlilfe) eingefchaltet (Nr. 26) und mit diefer Ergänzung der 8 4 der Vorlage 
mit 17 gegen 2 Stimmen angenommen. 


86. 

Zu 8 5 wurde geltend gemacht, daß die Begünſtigung dann nicht beim Forſt⸗ 
diebftahl unter Strafe geftelt werden künne, wenn das Neich3-Strafgefetsbuch fie 
im $ 257 Alinea 2 bei andern Verbrechen und Vergehen für fraflos erkläre, 
nämlich dann, wenn die Begünſtigung dem Thäter oder Theilnehmer von einem 
Angehörigen gewährt worden ift, um ihn der Beftrafung zu entziehen. Auch fei 
die ohne vorausgegangene Zufage erfolgte Begünftigung in allen Fällen milder 
zu beftrafen, alg die That. Die auf diefe beiden Punkte gerichteten Anträge 27 
und 23 wurden mit 13 gegen 6 und 10 gegen 9 Stimmen abgelehnt. Die Ne 
gierungsvorlage, für weldye angeführt wurde, daß fie dem jetzt geltenden Holz- 
diebſtahlsgeſetze entfpreche, welches folche Unterjcheidungen aus praltifchen Grün- 
den vermeide, wurde unverändert mit 15 gegen 4 Stimmen angenommen. 


8 6. 

Der $ 6 der Borlage bedroht den unter erfchwerenden Umftänden verübten 
Forjtdiebftahl mit einer Gefängnißftrafe bis zu 2 Jahren, neben der Geldftrafe. 

Abgejehen von dem dritten und ferneren NRüdfall, der nad) dem Beſchluſſe 
der Kommiſſion in befonderen Paragraphen behandelt wird, enthält hier die Vor» 
lage eine fehr erhebliche Schärfung des Holzdiebftahlsgefetes. Nach 89 deffelben 
fann in ähnlichen Fällen neben der Geldbuße eine Gefängnißftrafe bis zu 
14 Tagen, jettt fol! eine foldhe bid zu 2 Jahren erkannt werden. 


Die zuläffige Höhe der Strafe fiberfteigt die gewöhnliche Kompetenz der. 


Amtsgerihte. Nah 8 27 des Gerichtsverfaffungsgejetes follen Schöffengeridhte 
nır auf Gefängnißftrafe von höchftens 3 Monaten und auf Geldfirafe von höch— 
ftens 600 Marl erlennen können. Der $ 3 des Einführungsgefeges zum Gericht 
verfaffungsgejeße, der direlt hier nicht Anwendung findet, geftattet zwar die Ge- 
"richtsbarleit in Straffachen, für welche befondere Gerichte zugelaffen find, den 
ordentlichen Landesgerichten nad) anderen Zuftändigleitsnormen zu übertragen 
(vergl. auch 8 3 des Einführungsgejetes zur Strafprozeßordunng) und nad) 8 5 
des Einführungsgefeßes zum Reichs-Strafgeſetzbuche kann in Tandesgefeßlichen 
Vorſchriften über Materien, welche nicht Gegenftand des NReich3-Strafgejetzbuches 
find, eine Gefängnißftrafe bis zu zwei Jahren angedroht werden; aber wenn 
hiernach auch die Androhung einer Gefängnißftrafe His zu zwei Jahren geſetzlich 
zuläffig erſcheint, fo fei e8 doch bedenklich, dem Einzelrichter, auch mit Zuziehung 
bon Schöffen, eine fo weit gehende Strafbefugnig einzuräumen. 

Im Prinzip wurde die Zuläffigleit des Strafmaßes bis zu zwei Jahren 
Gefängniß anerkannt, jedoch für die hier vorliegenden Fälle ein fo hohes Straf⸗ 
maß nicht für nöthig erachtet. Von mehreren, eine Milderung der Strafe für 
geringere Fälle und eine Herabſetzung des Maximums bezweckenden Anträgen 
(Nr. 29, 30, 31, 32) wurde nur der Antrag (29), das Marimum der Strafe 
anf 6 Monate herabzufegen, mit 17 gegen 4 Stimmen angenommen. In der 


2. Lefung wurde jedoch von Neuem geltend gemacht, daß die Nothmendigfeit einer | 


Gefängnißftrafe in vielen Fällen der fraglichen Art eine zu große Härte fein 
würde und deshalb vorgeſchlagen (32a.), die Gefängnißftrafe nicht obligatorifch, 
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sondern fafultativ eintreten zu laffen und deshalb das Wort „if“ in „kann“ zu 
verwandeln. Der Borfchlag wurde mit 17 gegen 7 Stimmen angenommen. 


87. 

Nachdem die Kommiffion zu $ 3 Nr. 8 und S 6 Nr. 2 der Vorlage be- 
ichloffen hatte, die Strafe des Nüdfalls im Zuſammenhange zu behandeln, wur- 
den mehrfache Anträge theild abgelehnt (34, 37, 38, 40), theild vorläufig ange- 
nommen (33, 35, 36) und endlich in zweiter Lefung die Faſſung einftimmig fo 
beihloffen, wie die anliegenden gedrudten Beſchlüſſe der Koınmiffion in den SS 7 
md 8 ergeben (Antrag 40a). 

Der Begriff des Rückfalls wurde im Wefentlichen tibereinftimmend mit der 
Regierungsporlage feftgeftelt. Der Antrag 37, den Nüdfall nicht von der Ber- 
urtheilung, fondern, in Uebereinfiimmung mit dem Reichs-⸗Strafgeſetzbuch 88 244, 
245, von der Beftrafung (Vollitredung der Strafe) abhängig zu madyen, wurde 
wegen der enormen Zahl von Holzdiebftahlsjachen als praktisch kaum ausführbar, 
gegen 2 Stimmen abgelehnt. Day der Britte und fernere Rückfall, der bisher 
als gemeiner Diebftahl behandelt wurde, den Charakter eines Holzdiebitahls nicht 
verliere und deshalb befjer in demjelben Berfahren behandelt werde, wurde mit 
den Motiven der Vorlage anerkannt. Eine beantragte (Nr. 38) Herabjegung des 
Strafnarimums auf 6 Monate für alle Rüdfälle wurde nicht für angemeffen 
erachtet, da jetzt fchon der dritte umd fernere Rückfall mit einer Gefängnißftrafe 
bis 2 Jahren bedroht fei. - 

Die Kommiffion einigte fi aber im Gegenfat zu der Negierungsvorlage 
dahin, daß die ſchwerere Strafe des wiederholten Nüdfalld nır dann zur Anwen⸗ 
dung gebracht werden folle, wenn in den früheren Fällen der Verurtheilung die 
in $ 1 Nr. 1, 2 oder 3, und in $ 3 Nr. 6, 7 oder 3 hervorgehobenen Forft- 
diebfähle borgelegen haben und der zur Ahndung vorliegende Fall fi wiederum 
als eine diefer Entwendungen dharalterifire. 

Ausgeichloffen von der Anwendung der ſchweren Rüdfallsfirafe follen da- 
gegen bleiben die Fälle, wo eine Entwendung von Raff- uud Leſeholz vorliegt, 
dergeftalt, daß au, wenn in früheren Straffällen eine Berurtheilung wegen Ent- 
wendung von Raff- und Lefeholz ftattgefunden hat, dieſe Verurtheilungen die An- 
wendung der ſchwereren Rückfallsſtrafe nicht begründen ſolle. Ebenſo follen die 
Entwendungen ım NRitdfalle wegen der in $1 Nr. A und $ 3 Nr. 1, 2, 3, 4, 5 
bezeichneten Fälle nur mit der Nüdfallsfirafe des S 7 geahndet werden. 

Endlid fand der Antrag (35), daß beim dritten Rückfall auf zeitige Unfähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Aemter folle erkannt werden können, von verjchie- 
denen Seiten Widerſpruch, da für eine ſolche Strafe jedenfall8 der Amtsrichter 
und das Schöffengericht nicht für geeignet zu erachten umd ein Bedürfniß zu der- 
jelben gegen Holzdiebe nicht anzuerkennen fei. Bon anderer Seite wurde geltend 
gemacht, daß bisher der Holzdiebftahl im dritten Rüdfalle als gemeiner Diebftahl 
belegt ſei und den Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte habe nach fich ziehen 
können; e8 fei zu verhüten, daß beftrafte Holzdiebe das Amt eines Schöffen be- 
fleideten. Der Antrag wurde mit 12 gegen 10 Stimmen angenommen und in 
zweiter Leſung mit 14 gegen 10 Stimmen beibehalten. 


88, jet $ 9, 
wird nach der Vorlage angenommen. (Bergl. SS 18, 19 des Geſetzes vom 
2. Yuni 1852). ie 
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8 9, jet 8 10, 

Der 8 9, jett 10, läßt die Vorfchriften der SS 55 und 56 des Neichs-Straf- 
gefeßbuchs, daß Kinder unter 12 Fahren nicht ſtrafrechtlich verfolgt und Ange: 
ichuldigte zmifchen dem 12. und 18. Jahre, welche die zur Erfenntniß ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einficht nicht befiten, freigefprochen werden follen, un: 
berührt, will dagegen die im 8 57 ibid. vorgefchriebene Strafminderung bei an— 
deren Perfonen zwifchen 12 und 18 Jahren nicht eintreten laffen. Da eine ähn: 
liche Beitimmung im 8 11 des Gefetes vom 2. Juni 1852, ungeachtet der Bor- 
fchrift des 8 43 des Preußischen Strafgefeßbuchs, bisher kein Bedenken gefunden 
und die Strafminderung beim Holzdiebftahl praftiiche Schwierigleiten haben wiirde, 
wurde 8 9 der Vorlage unverändert angenommen. 

8 10, jegt $ 11. 

Der dem 8 9 des Holzdiebftahlsgefeges von 1852 im Wefentlichen entipre- 
chende $ 10 der Vorlage betrifft die Haftpflicht für die. Geldfirafen 2c. der Unter- 
gebenen und Hausgenoſſen, und fand Aur infofern Bedenken, als die Haftbarkeit 
nur dann ausgefchloffen fein fol, wenn der fonft Haftpflichtige nachweift, daß er 
die That nicht verhindern fonnte. Der 8 9 des Gefeßes von 1852 verlangt nur 
den Beweis, daß die That nicht mit feinem Wiffen verübt fei. Der Bertreter 
des Auftizminifteriums erachtete das Wiffen oder Nichtwiffen für eine innere 
Thatfache, die ſchwer zu erweiſen jei. Die Kommiſſion befchloß jedoch mit 15 
gegen 6 Stimmen, das Nichtwiffen neben dem Nichtverhindernfönnen als Ent 
laftungsgrund für den Haftpflichtigen aufzunehmen (44), Weiter NE Aen⸗ 
derungen der Vorlage (41, 42, 43) wurden abgelehnt. 

 & 11, jeßt 12. 

Die unmittelbare Berfolgbarkeit der fonft nur fubfididr Haftpflichtigen ent- 
jpricht bei Kindern unter 12 Jahren und bei den wegen Mangels der erforder: 
lihen Einficht freizufprechenden Perfonen von 12—18 Jahren einem praktischen 
Bedürfniffe. Die Borlage wurde unverändert angenommen. 

8 12, jet 8 13. 

Die Ummandflung einer wegen Unvermögens nicht beizutreibenden Geldftrafe 
in Gefängniß und nicht etwa bei den den Charakter einer Webertretung an fich 
tragenden Zuwiderhandlungen in Haft wurde mit der NRegierungsvorlage ſchon 
deshalb für geboten erachtet, weil nach) 8 18 des Reichs-Strafgeſetzbuches die 
Haft in einfacher Freiheitsentziehung beftehen fol und Sorftarbeit nicht zulaſſen 
würde. Zum 1. Alinen des 8 12 wurde eine mehr angemefjene Faſſung be- 
ichloffen (45). 

Das 2. Alinea der Borlage, deffen Faſſung ebenfalls geändert wurde (46), 
beftimmt, daß der Betrag von 1 bis 5 Mark einer eintägigen Gefängnißftrafe 
gleich zu achten fei. Die von einer Seite geäußerte Anficht, daß biernady für 
1—5 Mark immer nur ein Tag Gefängniß feftgejetst werden dürfe und nidt 
für jede oder fir mehrere Mark 1 Tag Gefängniß fubftituirt werden könne, 
wurde von anderen Seiten und von den Bertretern der Regierung fiir irrig er 
Härt. Ein in zweiter Lefung dieferhalb geftellter Antrag (46a.) wurde abgelehnt, 
da eine Aenderung der mit dem Neich8-Strafgefeßtuch übereinftimmenden Faſſung 
nur Bedenken erzeugen könne. | 

In Betreff des Mafftabes für die Ummandlung wurde darauf hingewiefen, 
daß das Holzdiebftahlsgefeg von 1852 den Betrag von 10 Silbergrofchen bis 
2 Thalern einer Gefängnißftrafe von einem Tage gleichgeadhtet haben will und 


oo. 
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fich Hierbei dem Ummandiungsmaßftab fiir Uebertretungen im "Prengifchen Straf: 
geſetzbuch (F 335) genau angefihloffen habe. Das Neichs-Strafgefegbuch fchreibe 
im 8 29 als Maßftab für die Ummandlung bei Verbrechen und Vergehen für 3 
bis 15 Mark und bei Uebertretungen für 1—15 Marl einen Zag vor. Um 
hierin mit dem jett geltenden allgemeinen Strafgefege im Einklang zu bleiben, 
müffe auch bei Holzdiebitahläfträfen die Ummwandlung von 1—15 Mark in einen 
Tag Gefängniß geftattet fein. Es wurde dagegen eingemwendet, daß bei Holz- 
dieben ein fo hoher Geldbetrag mit einem Tage Gefängniß oder Forftarbeit in 
feinem Berhältniß ftehe und nur dazu führen würde, fih der Zahlung der Geld- 
ſtrafe möglichft zu entziehen. Der desfallfige Antrag (47) wurde gegen zwei 
Stimmen abgelehnt. Auch ein Antrag (48), die Höhe des üblichen Tagelohns 
als Mapftab für die Umwandlung anzunehmen, wurde abgelehnt und der Um— 
wandlungsSmaßftab der Vorlage genehmigt. 

"Das Alinea 3 der Borlage wurde unverändert angenommen. 

Bei Alinea 4 der Vorlage wurde im Allgemeinen anerkannt, daß gegen die 
nad) 88 10 und 11, jetzt SS 11 und 12, für Geldjtrafe, Wertherfat und Koften 
nur fubfidviär Haftbaren, nad) allgemeiner Annahme in ähnlichen Geſetzen, eine 
Umwandlung der Geldftrafe in Gefängniß nicht ftattfinden könne, wie died auch 
im Holzdiebftahlsgejet von 1852 $ 12 in fine ausgefchloffen fei. Der dadurd 
verminderten Wirkſamkeit dev Haftpflicht werde in den meiſten Fällen durch den 
8361 Nr. I des Reichs-Strafgeſetzbuches abgeholfen, nach welchem die betreffen- 
den Perſonen felbft einer Strafe unterliegen, wenn fie vom Forſtdiebſtahl abzu— 
halten unterlaffen. Es wurde jedoch befonders geltend gemacht, daß die Vor— 
ſchrift des 8 11, jetzt $ 12, Alinea 1, nach welchen bei Kindern bis zu 12 Jahren 
die betreffenden Perfonen für unmittelbar haftbar erflärt find, wirkungslos fein 
würde, wenn die gegen diefe Perſonen unmittelbar erkannten Geldftrafen nicht in 
Gefängniß umgewandelt werden könnten. In der Regel fchicten fie felbft die 
Kinder in den Wald. An diefem Sinne wurde (49) in. erfter Lefung mit 11 
gegen 3 Stimmen der letzte Abjat des 8 12 geändert. Bei der zweiten Lefung 
wurde jedoch, außer den ſchon früher geltend gemachten Gründen, darauf Hin- 
gewiefen, daß nach $ 10, jet 8 11 in fine, die Haftbarkeit überhaupt nicht ein» 
trete, wenn die Zumwiderhandlung ohne Wiffen des Haftpflichtigen gejchehen fei 
und daher eine Aenderung der Regierungsvorlage feine praftifche Bedeutung habe. 
Es wurde Daher mit 10 gegen 8 Stimmen die Regierungsporlage wieder her— 
geftellt (49a). 

Bei der Berathung des 8 12 wurde zur Sprache gebracht, daß das Vor— 
handenſein ſubſidiariſch haftbarer Perfonen die Strafpollftredung in vielen Fällen 
erſchwere und verzögere. Es müſſe die Erefution für die Geldftrafe erft gegen 
den Schuldigen, dann gegen den Haftbaren ftattfinden, und erft, wenn fie gegen 
beide fruchtlos ausgefallen fei, könne die fubfidviäre Gefängnißftrafe vollitredt 
werden. 

Um diefen Weiterungen bei dem gewöhnlich vorhandenen. Unvermögen, fo> 
wohl des Schuldigen als des Haftbaren, vorzubeugen, fei in verfchiedenen Ge- 
ſetzen den mit der Vollftredung beauftragten Behörden geftattet, von der Voll: 
fredung gegen die Haftpflichtigen und unter Verzichtleiftung auf diefe, die fubfi- 
diariſche Gefängnißftrafe fofort zu vollſtreckken. Dies fei 3. B. nad) $ 153 Ali: 
nea 2 des VBereinszollgefeges vom 1. Zuli 1869 der Fall, In Ddiefem Sinne 
wurden die Anträge 50, 5l eingebradt und dem Einwande des Negierung$- 
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kommiſſars, daß über die Geldſtrafe nicht der Staat, ſondern der Beſtohlene zu 
verfügen habe, dadurch möglichft Rechnung getragen, daß dem Amtsrichter die 
Treilaffung des Haftpflichtigen zuftehen jolle, wenn deſſen Unvermögen gerichts- 
fundig fei (bla). 

8 13, jetzt 8 14. 

Die Regierungsvorlage wurde nach Ablehnung zweier Abänderungsanträge 
(52, 53) angenommen, jedoch in 2. Leſung (53a. und b.) durch Einrückung der 
Worte „Kohn und“ eine Direktive für die zu erlaffenden Beftimmungen gegeben 
und neben dem Regierungspräfidenten der Landdroft angeführt. 

814, jest 8 15. 

Gegen die Vorlage wurde eingemwendet, daß das 1. Alinea des 8 14 vom 
Einziehen (der Konfisfation), alfo einer Strafe handle, das zweite Alinea im 
erften Satze die Gegenftände nenne, die nicht der Einziehung unterliegen. Die 
übrigen Säte handelten von der Beichlagnahme, alfo von einem Alt des Straf: 
verfahrens, bei welchem fie auch das Holzdiebftahlsgefets von 1852 in den 
ss 21—23 behandle. Es wurde in 2. Leſung bejchloffen, den erften Sat des 
2. Alinea dem erften Alinea beizufügen, und, die ferneren Sätze des 8 14 der 
Borlage als bejonderen 8 15, jetzt 8 16, aufzuflihren. 

Zum 1. Alinea des 8 14 der Vorlage, jeßt $ 15, murde der Antrag (54): 
die Einziehung auf die zur Fortſchaffung des Entwendeten benutten Geräth: 
Schaften auszudehnen, und der Antrag (55): die einem Dritten gehörenden Wert: 
zeuge nicht einzuziehen, wenn dieſer beweife, daß fie wider feinen Willen zum 
Holzdiebftahl benußt wurden, abgelehnt. Der erftere Antrag wurde für zu weit 
gehend und der zweite fiir nicht praftifch erachtet, da er zu vielen Recherchen : 
Anlaß geben müſſe. 

Jetzt 8 16. 

Was den 2. Abſatz des 8 14 der Vorlage, jetzt 8 15, betrifft, fo find nach 
8 22 des Holzdiebftafflsgejeges von 1852 die Werkzeuge in Beſchlag zu nehmen, 
und die zur Wegſchaffung des Entwendeten gebrauchten Thiere oder andere Ge- 
genftände können gepfändet werden. Die Vorlage erwähnt die Beichlag> 
nahme der Werkzeuge nicht und jchreibt die hier Befhlugnahme genannte . 
Pfändung der Trausportmittel obligatorifh vor. ES wurde für bedenklich er 
achtet, zu diefer Beichlagnahme oder Pfändung unbedingt zu verpflichten und kein 
Grund gefunden, von den betreffenden VBorfchriften des Gefeged von 1852 abzu- 
weichen, wie dad nach den Motiven auch nicht beabfichtigt jei. 

Als Alinea 2 wurde hiernach eine andere Faſſung (541/5) und in 2. Lefung . 
befchloffen, an den entſprechenden Stellen flatt „in Bejchlag genommen“ reſp. „in 
Beichlag genommenen” zu fegen: „gepfändet”, „gepfändeten” (54.) 

Im dritten Alinea wurde eine andere Faſſung des erſten Sates (56) nnd 
der fich felbft erflärende Zufats des Wertberjages neben den Koften (551/5) ange 
nommen. _ 

8 15, jest Ss 17. 

Der $ 15, jeßt $ 17, verhängt die Einziehung des friſch gefällten, nidt . 
forftmäßig zugerichteten Holzes, welches in der Gewahrfam eines wegen Zuwider- 
handlung gegen dies Geſetz Verurtbeilten gefunden wird. Die Motive der Vor- 
lage befagen nur: 8 15 entſpricht der Vorfehrift in S 47 des Gefeßes vom 
2. Juni 1852.” Diefe Vorfchrift Hat aber die erhebliche Beſchränkung, daß die 
Verurtheilung innerhalb der letzten zwei Jahre erfolgt fein muß. Ein Antrag 
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(57), dieſe Beſchränkung wieder aufzunehmen, wurde von dem Vertreter des Fuftiz- 
miniſteriums mit der Bemerkung beftritten, daß die Vorlage eine rein polizeiliche 
Maßregel wolle, die nicht an die Frift von 2 Jahren zu binden fei. Der Antrag 
wurde auch von anderer Seite damit befämpft, daß ein einmal beftrafter folchem 
Holze anfehen könne, daß es geftohlen fein müffe Der Antrag wurde in erfter 
Leſung mit 10 gegen I Stimmen abgelehnt, jedoch in zweiter Lefung von Neuem 
eingebracht (57a) und nunmehr mit 10 gegen 8 Stimmen angenommen. 
8 16. 

Die Verlängerung der Berjährungsfrift in Forſtdiebſtahlsſachen wurde aus 
den in den Motiven der Borlage angeführten Gründen und die Beibehaltung der 
gewöhnlichen Verjährung bei Vergehen für die fchwereren Fälle genehmigt. 

8 17, jetzt 8 19. 

Mit dem 8 17, jetzt 19, beginnen die VBorfchriften über das Berfahren, zu 
denen jedoch auch der jetzige 8 16 gehört. 

Gegen die Beftimmmng der Vorlage, für die Zumiderhandlungen gegen diefes 
Geſetz die Amtsgerichte für zuftändig zu erklären und dabei die Mitwirkung der 
Schöffen auszuschließen, war die Kommiffton im Allgemeinen einverftanden, ſchloß 
jedoh von diefem Verfahren die ſchwereren Fälle aus, wie die Zufammenftellung 
der Kommiffionspefchlüffe ergiebt (Antrag 59). Eine ftatiftifhe Auskunft über 
die Anzahl der hiernach dem Amtsrichter entzogenen Sachen konnte von dem 
Vertreter des Juſtiz-Miniſteriums nicht gegeben werden, jedoch behauptete der- 
jelbe, die Randgerichte würden durch die Zumeifung diefer Sachen zu ſehr be- 
laſtet, höchſtens könnten fie den Schöffengerichten ütberwiefen werden. Ein Antrag 
(58), fie der Zuftändigleit der Straflammern der Landgerichte zu überweiſen, 
wurde abgelehnt. 

Die ferneren Beſtimmungen der Borlage im 8 17, jett 19, wurden ge- 
nehmigt. 

$ 18, jet 8 20, 
wurde angenommen. 
| 8 19, jeßt 8 21. 

Gegen die Beftimmung, nur das forum delicti commissi als Gerichtsftand 
für die Zumiderhandlungen gegen dieſes Gefetz zu beftimmmen, wurde nichts er- 
innert, jedoch daranf aufmerffam gemacht, daß mit vielen Nachbarftaaten (die in 
der Gefeg-Saınml. von Grotefend Bd. 3 ©. 1080 ff. aufgeführt find) Verein— 
barungen und Berträge beftehen, in welchen die Kontrahenten fich gegenfeitig ver- 
pflichten, diejenigen Forft:, Feld, Jagd⸗, Fifchereifrevel und ähnliche Kontraven- 
tionen, welche von ihren Staatsangehörigen im Staatsgebiete der anderen Re- 
gierung verübt find, ebenfo zu unterfuchen und zu beftrafen, ald wenn fie im 
eigenen Staatsgebiete verübt worden wären. Für diefe Fälle wiirde nad) der 
Vorlage kein Gerichtsftand beitehen. ES wurde daher (60) mit Zuflimmung des 
Regierungstommiffars in Ainea 2 des 8 19 ein Zufag angenommen, nach welchem 
auch in diefen Fällen der Gerichtsftand fi) nah den Vorjchriften der Straf: 
prozeßordnung beflimmen fol. 

20, jett 8 22, 
wurde genehmigt. 
88 21—23 (88 23—25). 

In einer Generaldiskuffion fiber die SS 21—23 der Vorlage wurde bervor- 
gehoben, daß nach der Reichs-Strafprozeßordnung jeder .Zeuge und Sacdverftän- 
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dige feine Ausfage durch einen Eid zu befräftigen habe nnd daß die Berufung au 
den Dienfteid oder einen andern ein: fir allemal geleiteten Eid nicht ftattfinden 
jole. Bon dieſem wohlerwogenen Grundfage in Forſtdiebſtahlsſachen abzumeichen, 
jet fein hinreichender Grund vorhanden. 

Die jedesimalige Berficherung auf einen allgemein geleifteten Eid unterfcheide 
fih nur in der äußern Form von einer jedeömaligen Eidesleiftung und gewähre 
weniger Vertrauen und Zuverläffigfeit, wie diefe. Dabei paſſe die Verficherung 
auf den Dienfteid nicht recht zu der in der Strafprozeßordnung jet als Regel 
vorgefchriebenen Vereidung vor und nicht nad) der Vernehmung. Auch fei die 
häufige Eidesleiftung in derfelben Sitzung dadurch zu vermeiden, daß der in 
mehreren Sachen zu vereidende Zeuge für alle diefe Sachen zuſammen vereidet 
werde, wie dies bei rheinischen Gerichten ſchon jett Praris fei. Es wurde daher 
beantragt, die 88 21—23 der Vorlage in Wegfall zu bringen. Der von den be 
treffenden Beamten zu leiftende Amtseid gehöre nicht hierher, der ſei von ihren 
Borgefegten abzunehmen. Bon mehreren Seiten, au) vom Vertreter des Juſtiz⸗ 
minifteriumg, wurde diefer Antrag beftritten: Nach der Reichsgeſetzgebung fei es 
zuläffig, in Forftdiebftahlsfachen das Verfahren auch bei der Eidesleiftung jelbft- 
ftändig zu regeln. Die. häufige Ableiftung des körperlichen Eides ſchade dem 
Ernft der Sache, und die nöthige TSeierlichkeit fei beim Lärm an den Forfitagen 
nit zu erzielen. Die Erfahrung habe eine Leichtjinnige DVerficherung auf 
den Amtseid, namentlich auch bei Forſtbeamten nicht ergeben Der Antrag, die 
88 21-23 in Wegfalt zu bringen, wurde mit 16 gegen 3 Stimmen abgelehnt 
und die Spezialdigkuffion der einzelnen Paragraphen befchloffen. 

8 21, jeßt 8 23. 

Gegen die Perfonen, welche nach der Vorlage ein= für allemal follen gericht: 
lich können beeidet werden, fand ſich nichts zu erinnern, aber der Schlußfatz, der die 
Genehmigung der Anftellung gewiffer Beamter den Wegierungsp räfidenten 
(Landdroften) tiberträgt, erregte Bedenten. Die Motive der Wegierungsporlage 
beziehen fich auf die bewährt befundenen Beftimmungen der 88 32—35 des Ge 
jeße8$ vom 2. Juni 1852, erwähnen aber nicht, daß die Vorlage infomweit ab- 
weicht, als fie die Genehmigung nicht mehr der Bezirköregierung belaffen, fondern 
den Negierungspräfidenten (Landdroften) übertrageg will. Bejonders ift in den 
Motiven nicht erwähnt, daß durch 8 95 des Geſetzes vom 26. Juli 1876 (Gef.: 
Samml. ©. 297), betreffend die Zuftändigfeit der Verwaltungsbehörden zc., die 
betreffende Beſtimmung des Holzdiebftahlsgefeges aufgehoben und fpeziell vorge 
ſchrieben ift, daß der Bezirfsrath über die Ertheilung, fowie über die Zurüd: 
ziehung der ertheilten Genehmigung zur Bereidigung der mit dem Forſtſchutz be- 
auftragten Perſonen befchließen foll. 

Der Bertreter des Yuftizminifteriums erklärte, daß die Abweichung von dem 
Kompetenzgefege abſichtlich vorgejchlagen fei, weil dafjelbe nicht in der ganzen 
Monarchie gelte. In zweiter Leſung hob der Vertreter des Minifteriums für 
die landwirthichaftlichen Angelegenheiten noch beſonders hervor, daß, abgejehen 
davon, daß der Bezirksrath für derartige Geſchäfte nicht die geeignete Behörde 
ſei, auch Kolifionen mit Beftimmungen anderer Geſetze, namentlich des Geſetzes 


vom 14. Auguft 1876, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden u. ſ. w. ' 


gehörigen Waldungen, unvermeidlich feier. Nach 88 6 und 11 diefes Gejehes 
habe der Negierungspräfident die Befugniß, die Waldeigenthümer zur Anftellung 
genügend befähigter Forfibeamten anzuhalten. Sei jolches gefchehen und habe 
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der Regierungspräfident einen ſolchen Schutzbeamten für genügend befähigt 
erachtet, fo fei die Möglichkeit nicht NET daß der Bezirksrath die Ges 
nehmigung zur Beeidigung verfage. 

Die Kommiſſion fand es jedoch nicht — von dem erſt kürzlich er⸗ 
laſſenen Geſetze vom 26. Juli 1876 abzuweichen und für die Provinzen, in denen 
dieſes Geſetz nicht gelte, die Vorſchrift des Holzdiebſtahlsgeſetzes von 1852 zu 
ändern. Ein dem entſprechender Antrag wurde mit 12 gegen 7 Stimmen an- 
genommen (61). 

8 22, jetzt 8 24. 

Das Wort „alle“ in der erften Zeile der Eidesnorm wurde in „Die“ ab- 
geändert, um nicht den Beamten durch feinen Eid zu zwingen, unbedingt jede 
Heine Zumwiderhandlung anzuzeigen (62). Im Uebrigen wurde der $ 22 unver- 
ändert angenommen. ; 

$ 23, jett 8 25. 

Mit den nad) den Aenderungen im $ 21 der Vorlage, jetzt $ 23, auch für 
den $ 23,25 nothwendigen Aenderungen (63) wurde die Vorlage angenommen. 

Ein Antrag (64), nad) $ 23 als 8 23a. eine Beftimmung einzufchalten, daß 
in dem Verfahren vor dem Amtsgerichte die Angaben der vereideten Forſtſchutz⸗ 
beamten in Anfehung derjenigen Thatjachen, welche auf eigener Wahrnehmung 
beruhen, Beweiskraft bis zum Gegenbeweife haben follten, wurde mit 10 gegen 
8 Stimmen abgelehnt. Der Antrag wurde von der einen Seite befürwortet, um 
den Richter mehr an die Ausfage der Forftichugbeamten zu binden, und dieſen 
ihre Autorität den Holzdieben gegenüber zu bewahren; von der anderen Seite, 
auh vom Regierungstommiffar, bekämpft, weil er eine zu große Abweichung von 
den Grundfägen der Reichsprozeßordnung enthalte, Amts- und Schöffengerichte 
verjchieden behandle und der freien Beweiswärdigung gegenüber ohne praktiſchen 
Werth fei. 

$ 24, jett 8 26. Ä 

Daß die Forſtſchutzbeamten ihre Anzeigen, wie bisher, in Berzeichniffen ein» 
reihen, wurde mit der Vorlage für fachgemäß erachtet, jedoch zujäglich vorge: 
ſchrieben, daß in dieſe Verzeichniffe auch die anderwärts eingehenden Anzeigen 
über Zuwiderhandlungen gegen diefed Gejeg vom Amtsanwalt eingetragen werden 
Innen (65). 

Daß in dem Verzeichniſſe auch die gepfändeten oder in Beſchlag genom- 
menen Gegenftände aufzuführen feien, glaubte man der Inſtruktion überlaffen zu 
müfjen. 

8 25, jetzt 8 27. 

Der 8 25 der Vorlage, jetzt 8 27, führt das Mandatsverfahren in Forft- 
diebftahlsfachen ein. Bei der Beratung des Holzdiebftahlsgefegesg von 1852 
wurde ein folches Verfahren im Herrenhaufe von mehreren Seiten dringend be- 
fürwortet, damals aber von der Staatsregierung wegen nicht binreichender Er- 
fahrungen abgelehnt. Seitdem aber die Strafprozeßordnung für das deutſche 
Reih in den SS 447 fi. amtsrichterliche Strafbefehle als Regel in den zur Zu« 
Rändigfeit der Schöffengerichte gehörigen Sachen eingeführt habe, fo jei, wie von 
mehreren Seiten, im Einverftändniffe mit den Regierungskommiſſarien, ausgeführt 
wurde, fein Grund vorhanden, diefes Berfahren in Holzdiebftahlsfachen nicht an⸗ 
zuwenden. Es fei davon eine mefentliche Befchleunigung der vielen Straffälle zu 
erwarten. Bon einer Seite wurde gewünſcht, dieſes Verfahren in dem Geſetz 
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fpezieller zu reguliren, ein desfallfiger Antrag aber zurlicigezogen, da es in der 
Kommiſſion nicht für zweckmäßig erachtet wurde, in das Spezialgefe mehr pro: 
zeſſualiſche VBorfchriften aufzunehmen; als durchaus nöthig fei; es müſſe doch 
immer auf die allgemeine Strafprozeßordnung rekurrirt werden. Von anderer 
Seite wurde die Einführung des Mandatsverfahrens in Holzdiebſtahlsſachen für 


nicht zwedmäßig erachtet; e8 fei jedenfalls ſehr bedenklich, ob man damit beffere _ 


Refultate erreichen würde, als mit dem bisherigen Verfahren. — Die Majorität 
war fir Einführung des Mandatsverfahrens und berieth die einzelnen Abjäke 
des 8 25 der Vorlage, jet 8 27. 

Beim erften Abjat wurde bemerkt, daß der Amtsanwalt, entſprechend dem 
$ 447 der Strafprozeßordnung, nicht verpflichtet ſei, in allen, wenn auch zu: 


läffigen Fällen, einen Strafbefehl zu beantragen. Es wurde für nothwendig er 


achtet, den Antrag nicht allein auf die Strafe, fondern auch auf den Wertherſatz 


zu richten (66). 


Zwiſchen dem erften und zweiten Abſatz des 8 25 wurde befchloffen (67), “ 


eine Beftimmung einzurüden, welche die entfprechende VBorjchrift des S 447 al. 2 
der Strafprogeßordnung dahin ermeiterte, daß in Holzdiebftahlsfachen durch 


Strafbefehle eine höhere Geldfirafe als 150 Mark und die der Geldfirafe ent 


fprechende eventuelle Gefängnißftrafe folle feftgefeßt werden können, da bei der 
nad) dem Werth des Geftohlenen zu bemefjenden Geloftrafe Tein binreichender 
Grund vorliege, den Strafbefehl auszufchließen, wenn der Betrag von 150 Marl 
mitffe überſchritten werden. Hinfichtlich zu erkennender direkter Freiheitsſtrafe ver: 
bleibt e8 bei der Beftimmung des S 447 1. c. 

Zum 2., jetzt 3. Abſatz des 8 25, jet S 27, wurde es für zweckmäßig aner: 
fannt, daß für den Einfpruch keine Frift, fondern ein Termin beftimmt werde, 
weil dadurch das Verfahren vereinfacht und namentlich fchriftliche, meift von 
Winkelkonſulenten zum Verſchleif der Sache angefertigte Eingaben vermieden 
würden. Anträge (25, 26), die verlangten, daß dem Beſchuldigten zugleich er- 
öffnet werden müfje, er könne in dem anberaumten Termine feine etwaigen Be: 
weife mit zur Stelle bringen, wurden von dem Bertreter des Auftizminifteriums 


für überflüſſig, weil felbfiverftändlich, erachtet und von der Kommiſſion abgelehnt. & 


Auch hier müfje nöthigenfalls die Inſtruktion aushelfen. 
Der 5. Abſatz der Vorlage will die Forftbeamten, welche die Anzeige 


erfiattet haben und die in der Ankllagefhriftfonft benannten Zeugen 


zum Termine beftellt oder geladen haben. Die Kommiffion beſchloß (70, 71) dies 
auf die Forftbeamten, welche nah der Anzeige als Beweiszengen auf: 
treten follen und auf die fonft erforderlichen Zeugen zu befchränten und 
die Beftellung der Forftbeamten durch deren Borgejette, ftatt durch die Dienfl- 
behörde zu bewirken, weil bei Forſtſchutzbeamten der Privaten eine Dienſt⸗ 
behörde nicht vorhanden ei. 

8 26, jetzt 8 28, 
wurde unverändert angenommen. 

8 27, jetzt 8 29. 

. 3m Eingange des Paragraphen wurde für zweckmäßig erachtet, ausdrücklich 
zu jagen, daß nicht nur fiber die Einfprüche. fondern auch über die unter Ab- 
lehnung des Strafbefehl8 zur Hauptverhandlung gebrachten Sachen in einer 
Hauptverhandlung verhandelt und entjchieden werden fünne (72). 
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Statt des Wortes Tenor im zweiten Abfat wurde die deutſche Bezeichnung 

Urtheilsformel SEMEDIE 
8 28, jett 8 30. 

Die Eitate früherer Paragraphen wurden nad) Maßgabe der bei — 
gefaßten Beſchlüfſe geändert (73). 

8 29, jetzt 8 31. 

Das erſte Alinea des 8 29 der Vorlage beſchränkt die Zulaſſung neuer Be— 
weismittel in zweiter Inſtanz. Bon einer Seite wurde die unbejchräntte Zu— 
faffung der Nova für die ſchwereren Fälle (74) beantragt, von anderer Seite die 
Streihung des ganzen Alinea 1 verlangt; es fei fein Grund vorhanden, hier von 
den Beflimmungen der Strafprogeßordnung abzumeichen und zwifchen leichten und 
ihweren Fällen zu unterfcheiden. Bon dem Bertreter des Yuftizminifteriums wurde 
‚geltend gemacht, daß nad) dem bisherigen Gefege nur bei Strafen von wenigſtens 
5 Thalern: ein Rechtsmittel und zwar nur ein Rekurs ftattfinde. Die jegige Vor— 
lage fei milder. — Der Abja 1 wurde abgelehnt und dem Abſatz 2 eine mehr 
entiprechende Faſſung gegeben (75). 

8 30, jet 8 32, 
wird mit einer den Ieilheren Beichlüffen entfprechenden Abänderung der Citate 
angenommen (76). 

8 31, jeßt $ 33. 

Statt der Worte „die Strafvollfiredung gefchieht durch den Amtsrichter“ 
wurde befchloffen, zu jagen: „Die Volftredung der Strafbefehle und Urtheile 
erfolgt durch den Amtsrichter”, um damit den Zweifel zu befeitigen, daß der 
Amtsrichter nicht auch die Beitreibung des Wertherfates zu Gunften des Be— 
ſtohlenen zu bewirken habe (77). 

5 32, jegt 8 34. 

Es wurde nicht für angemeſſen erachtet, die nach den Beſchlüſſen der Kom: 
miffton in & 8 Abjag 2 zu verhängende Zufaßftrafe ebenfall$ dem Beichädigten 
zufließen zu laffen (78). Diefelbe ſoll wie jonftige Geldftrafe behandelt werden. 

Dem 2. Abfa des 8 32, jett 34, insbefondere auch dem Schlußfat, wurde 
eine präzifere Saffung gegeben (79, 80, 808). 

& 33, jet 8 35, 
wurde unverändert angenommen, nachdem ein Antrag (81), in Zeile 3 nad) 
„Gemeindebehörde“ einzufchalten „unter deren Einwilligung“, abgelehnt und von 
verfchiedenen Seiten Bedenken gegen eine folche Beläftigung der Gemeinden ver: 
geblich erhoben waren. 

S 34, jett 8 36, 
wird angenommen, indem gegen erhobene Bedenken bemerkt wurde, daß die Ber- 
legung des 8 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs zwedmäßig in diefem Verfahren 
abgeurtbeilt werde, was ohne ausdrüdliche Beſtimmung nicht würde gejchehen 
Innen. Es fei zu erwarten, daß die Foritbeamten diefe geſetzliche Vorfchrift 
mehr, wie bisher, berüdfichtigen wilrden. An die Stelle des Wortes „hier“ in 
der vorlegten Zeile fol gefagt werden: „in diefem Geſetze“ (81a). 

55 8537. 
Gegen die Vorlage wurden keine Bedenlen erhoben. 

& 36. 

Die Faſſung der Vorlage fand Bedenken. Der erſte Satz verſtehe ſich von 
ſelbſt und ſei überflüſſig. Die Erklärung, daß das Geſetz vom 2. Juni 1852 
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. außer Kraft trete, könne Zweifel in Betreff der Beftrafung der in dem Auyen- 
blid, in welchem dies Gefe in Kraft trete, ſchon begangenen, aber noch nicht ab» 
geurtbeilten Zuwiderhand!ungen erregen. Es wurde die Faffung fo befchlofien, 
wie fie die Zufammenftelung der Kommiffionsbejchlüffe ergiebt (82) und dadurd 
andere Anträge (83, 84) erledigt. 

Der zweite Abſatz fand keinen Widerſpruch. 

8 37 
wurde nicht beanftandet. 

In Betreff der Ueberſchrift ergab fi als Folge des zu 8 1 gefaßten Be 
ſchluſſes, die nach diefem Geſetze zu beftrafenden Entwendungen nicht mehr Holz 
diebftähle, fondern Forftdiebftähle zu nennen, daß die Ueberſchrift lauten müffe: 

„Geſetz, betreffend den Forftdiebftahl” (85, S6). 
ALS Eingang des Geſetzes ift die übliche Form der Vorlage zugefügt. 
Hiernady beantragt die X. Kommiſſion einftimmig: 
das Herrenhaus wolle befchließen, dem Geſetzentwurf, betreffend den 
Holzdiebftahl, in der vorgefchlagenen Fafjung die verfaffungsmäßige 
Zuftimmung zu ertheilen. 
Berlin, den 11. Dezember 1877. 
Die X. Kammiſſion. 
Graf zur Lippe (Vorſitzender). Wever (Berichterftatter). Dr. Baumſtark. 
von Behbr-Schmoldomw. von Bernuth. Dr. Befeler. Graf von Brühl. 
Denhard. Dr. Dernburg Dr. Fled. Dr. Henrici. von Ferin. 
von Knebel-Döberig. von Schönine. Schuhmann Graf von der 
Schulenburg » Angerı. Graf von Schwerin: Schwerinshburg. 
von Simpfon-Georgenburg. Dr. Sulzer. Dr. Teßmann. Freiherr 
von Tettau. don Wedell. von Winterfeld. 
Graf von Bieten- Schwerin. 


Anlage. B 
Anträge. 


1. Dem Gefeg:Entwurf als 
81 
denſelben Paragraphen voranzuſchicken, welchen der Feld- und Forſtpolizei-Geſetz⸗ 
Entwurf als $ 1 enthält (mit 15 Stimmen gegen 6 angenommen). 
la. $ 1a 
ftatt „Holzdiebſtahl“: „Forftdiebftahl” (einftimmig angenommen). 
2 81. 


In Nr. 1 hinzuzufügen: „ingbejondere auch an Holzpflänzlingen“ (mit 18 
gegen 3 Stimmen abgelehut), ftatt „insbejondere auch“ fegen: „ſowie“ (mit 14 
gegen 6 Stimmen abgelehnt). 

3. ad 3 nach „fofern“ zu fegen: fofern mit deren Bearbeitung oder Auf 
ſchichtung noch nicht begonnen ift (mit 20 gegen 1 Stimme abgelehnt). 

4. „Den legten Sat in Nr. 3 zu ſtreichen“ (zurüdgezogen). 

5. Nr. 3 zu faffen: an Spänen, Abraum oder Borke, fofern diefelben nod 
nicht geworben oder gejammelt find (mit 18 gegen 4 Stimmen abgelehnt). 
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6. Bei Nr. 3 beizufügen: „oder noch nicht geworben oder angeſammelt find“ 
(mit 15 gegen 6 Stimmen angenommen). 

7. Zu Nr. 4: 1. vor „Walderzeugniffe” einzufligen: „Waldpflanzen und” 
2. hinter „Waldfämereien“ einzufligen: „Beerenfrüchte” (mit 17 gegen 4 Stimmen 
abgelehnt). 

8. An Holzpflänzlingen und anderen Walderzeugniffen jeder Art, fofern 
diefelben noch nicht geworben oder eingefammelt find, (mit 13 gegen 8 Stimmen 
abgelehnt). 

9. flatt: „und Harz“ zu fegen: „Harz, Waldbeeren und Pilze“, (mit 13 
gegen 8 Stimmen abgelehnt). 

9. 8 la. 4. 

Hinter Kräutern einzufchalten: „Beeren, Pilze”, ftatt „Kienäpfel” zu fegen: 
„Nadelholzzapfen”, (mit 23 gegen 3 Stimmen angenommen). 

10. $1 ad4 an Stelle des Wortes „insbejondere” zu fegen: „beijpiels- 
weile" (mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen). 

11. In 8 1 die Nr. 4 dahin abzuändern: 4. an Holzpflänzlingen, und dann 
einen weiteren Paragraphen einzufchalten, entiprechend dem $ 2 des Geſetzes von 
1852 alfo dahin: 

Dem Holzdiebftahl wird gleichgeachtet der Diebftahl an anderen Walderzeng: 
niffen, in$Sbefondere Gras, Kräutern, Heide, Pflanzen, Moog, Laub, Streuwerf, 
Kienäpfel, Waldfämereien und Harz, IE: diefelben noch nicht geworben oder 
eingefammelt find. 

Die iiber Holzdiebftahl gegebenen Vorſchriften finden auf die Diebſtähle an 
ſolchen Walderzeugniſſen Anwendung, ſofern nicht ausnahmsweiſe andere Be— 
ſtimmungen getroffen find (mit 17 gegen 5 Stimmen abgelehnt). 

1la. Am Schluffe des 8 1a hinzuzufügen: 

Zum Forft im Sinne dieſes Gefees werden Gewäſſer und Grundftücde ge- 
rechnet, die zwar nicht zur Holznußung beftimnt, aber ganz oder größtentheils 
vom Forſt umfchloffen find und deſſen Befiter gehören, infofern die Grundftiide 
nicht einen zufammenhängenden Flächeninhalt von mehr als 100 Heltaren haben 

oder nicht dauernd zum Feld» oder Gartenbau benutt werden, (mit 21 gegen 
- 4 Stimmen abgelehnt). 

12. Zu 82. 

An Stelle des Wortes: „Entwendeten” zu feßen: „Geftohlenen”, (mit 18 
gegen 3 Stimmen abgelehnt). 

13. In Nr. 2, 3, 4 und 8 ftatt: „Thäter” zu ſetzen: „Schuldige” (mit 17 
gegen 4 Stimmen abgelehnt). 

14. Zu 83 Nr. 3. 

Hinter; „Faljche Angaben fiber feinen” einzufchalten: „oder feiner Gehülfen“, 
(mit 14 gegen 7 Stimmen angenommen). 

15. Zu $3 Nr. 3. 

Den Schlußfag: „oder wenn er der Ergreifung ſich durch die Flucht ent- 
zogen oder zu entziehen verfucht hat”, zu ftreichen, (mit 16 gegen 5 Stimmen 
angenommen). 

16. Zu 83 Nr. 3. 

Zeile 3 Hinter: „oder” zu fegen: „auf Anrufen des Beftohlenen oder Forft- 
beamten ftehen zu bleiben, die Flucht ergriffen oder fortgeſetzt hat“, (mit 20 gegen 
1 Stimme angenommen). 
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17. Zu 83. 

In den SS 3 und 4 die Worte: „in den Fällen der Kr. 1 bis 3 des 81* 
zu ftreichen, (einftimmig angenommen). 

18. 83. 

Wenn zum Zmede des Holzdiebftahls ein beſpanntes Fuhrwerk mitgebracht 
ift (mit 20 gegen 1 Stimme angenommen). 

19. ad 7 zu fegen: Wenn Kien, Harz oder Saft, Wurzeln, Rinde oder die 
Haupt» (Mittel-) Triebe von ftehenden Bäumen Euhwennet find; (einftimmig an- 
genommen). 

20. Zu 83 Nr. 6. 

Hinter: „in Holz- (nämlich -pflänzlingen)“ einzuſchalten: „oder Weiden- 
(nämlich »pflänzlingen)” (mit 20 gegen 1 Stimme abgelehnt). 

21. ad 9 binzuzufegen: Wenn der Holzdiebftahl in einem Gehege (Scho— 
nung) oder in einem Pflanzgarten oder Saatlampe begangen ift (mit 10 gegen 
9 Stimmen angenommen). 

22. Zu SS 4 und 5 der Borlage. 

An Stelle des $ 4 der Vorlage wie folgt zu fegen: „Der Verſuch des Holz- 
diebſtahls ift ftrafbar”, an Stelle des S 5: 

Bei Beftrafung des Verſuchs des Holzdiebftahls - und der Theilnahme an 
einem Holzdiebitahl oder an einem Verfuch deffelben, fowie wegen Begünftigung 
des Holzdiebes und wegen Hehlerei finden die Vorjchriften des Strafgefeßbucdhes 
mit der Maßgabe entjprechende Anwendung, daß die Beihilfe, die Begünſtigung, 
jofern dieſe nicht firaflos ift ($ 257 Alinea 2) und die Hehlerei (S$ 257, 258, 259 
des Strafgefeßbuches) mit der vollen Strafe des Holzdiebftahls belegt wird. 
(mit 16 gegen 3 Stimmen abgelehnt). 

23. $ 4 wie folgt zu faffen: 

„Der Berfuch des Holzdiebftahl8 und Die Beihülfe zu einem Holzdiebftahl 
oder zu einem Verſuch deffelben werden mit der vollen Strafe des Holzdiebftahle 
beftraft.” (mit 15 gegen 4 Stimmen abgelehnt.) 

24. In 84 
ftatt der. Worte: „werden — beftraft” zu jegen: „wird der That gleich geachtet 
($ 3) und wie dieje beftraft.” (mit 13 gegen 6 Stimmen abgelehnt). 

25. 8.4. 

Die Worte: „und die Theilnahme an einem Holzdiebftahle oder an einem 
Verſuche deſſelben“ zu Rreichen. (mit 13 gegen 6 Stimmen abgelehnt.) 

26. u 84 
hinter dem Worte „Theilnahme“ einzuſchalten: (MNitthäterſchaft, Anſtiftung, Bei— 
hülfe), (mit 11 gegen 8 Stimmen angenommen). 

27. Zu 8 5. 

Denſelben dahin abzuändern: 

Wer ſich in Beziehung auf einen Holzdiebſtahl der Hehlerei oder einer vor 
Begehung der That zugeſagten Begünſtigung ſchuldig macht, wird mit einer Geld- 
ftrafe beftraft, welche dem flinffachen Werthe des Entwendeten gleihlommt und 
niemal3 unter Einer Mark betragen darf. Die ohne vorausgegangene Zufage 
erfolgte Begünftigung wird, infoweit fie nicht nach 8 257 des Strafgejetbuches 
ſtraflos ift, mit einer Geldftrafe beftraft, welche den zmweifachen Werth des Ent- 
wendeten erreichen Tann, jedoch niemals unter Einer Mark betragen darf, (mit 
« 13 gegen 6 Stimmen abgelehnt). 
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28. 85 zu faſſen wie folgt: 

„Wer fi in Beziehung auf einen Holzdiebftahl der ftrafbaren Begünftigung 
oder Der Hehlerei jhuldig macht, wird mit der vollen Strafe des Holz: 
diebftahls beftraft.“ 

In 8 5 Zeile 1 und zu dem Amendement felbft ftatt „der Begünftigung” zu 
ſeten: „einer ftrafbaren Begünftigung” (mit 10 gegen 9 Stimmen abgelehnt). 

29. In 86 ftatt „zwei Fahren“ zu jegen: „ſechs Monate” (mit 17 gegen 
4 Stimmen angenommen). 

30. 86 Eingang vor „zu erkennen“ einzufiigen: „oder auf eine Zuſatzſtrafe 
bis zu Hundert Mark“ (mit 15 gegen 6 Stimmen abgelehnt). 

Zu 86 den Zuja anzunehmen: 

„In den Fällen der Nr. 1—3 tritt die Gefängnißftrafe nicht ein, wenn der 
Werth des entwendeten Gegenftandes die Höhe von fünf Mark nicht erreicht“ 
(mit 13 gegen 9 Stimmen abgelehnt). 


32. 8.6. 
Den Eingang zu faflen: 
„Neben der Geldftrafe ift auf Gefängnißftrafe big - — — zu erkennen, 


doch kann an ihre Stelle auf eine Zufatgeldftrafe bis zu 100 Mark erfannt werden, 
wenn der entwendete Gegenftand den Werth von 5 Mark nicht erreicht“ (mit 13 
gegen 9 Stimmen abgelehnt). 

32a. 8 6. 

Statt „ift” zu jagen: „kann“, ftatt: „zu erkennen” „erkannt werden” (mit 
17 gegen 7 Stimmen angenommen). 

33. 85a, zu 833 Nr.8 86 Nr.2, 87. 

Im Rücdfalle befindet fich, wer, nachdem er wegen Holzdiebftahl8 oder Ver- 
ſuchs eines folcden, oder wegen Begünftigung, Theilnahme ($ 4) oder Heblerei 
in Beziehung auf einen Holzdiebftahl von einem preußischen Gerichte rechtskräftig 
verurtheilt worden ift, innerhalb der nächften zwei Jahre abermals eine diefer 
Handlungen begeht. (einflimmig angenommen.) 

85b. 

Die Strafe beträgt im Rückfalle das Doppelte der für den erſten Fall des 
Holzdiebſtahls angedrohten Strafe und niemals unter 2 Mark, (mit 18 gegen 
3 Stimmen angenommen). 

856. 

Wer ſich nach zweimaliger rückfälliger Verurtheilung wegen eines im 81, 
Rr 1,2, 3 oder eines im 83 Nr. 6, 7, 9 bezeichneten Holzdiebſtahls wegen eines 
gleihen Diebftahls im Rückfalle befindet, wird neben der Geldftrafe mit Gefäng- 
niß bis zu zwei Jahren beftraft. 

Diefe Strafe findet jedoch nicht Anwendung, wenn der Diebftahl an Raff- 
und Leſeholz begangen oder früher nur eine Verurtheilung wegen Diebftahl8 an 
Raff- und Lefeholz ausgeſprochen worden ift, vielmehr tritt in dieſen Fällen die 
in $3b audgeiprochene Strafe ein, (mit allen gegen 2 Stimmen angenommen). 

34. s5c. 

Hinter Gefängniß einzufchalten „von einer Woche” (mit 11 gegen 10 Stim- 
men abgelehnt). 

35. Dem erften Abſatz Hinzuzufligen: „auch Tann auf die Unfähigkeit zur 
Beffeidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem oder zwei Jahren er- 
tannt werden“ (mit 11 gegen 10 Stimmen angenommen). 


— 92 — 


36. 8 5c. Alinea 1. 

Erreicht die Geldftrafe im Fall des Rückfalls die Höhe von zehn Darf nicht, 
jo kann ſtatt Gefängnißftrafe auf eine Zufatftrafe big zu einhundert Mark er- 
fannt werden (mit 14 gegen 7 Stimmen angenommen). 

37. Im 8 5a flatt: „rechtskräftig verurtheilt it” zu fagen: „beftraft worden 
it“ (mit 19 gegen 2 Stimmen abgelehnt). 

38. Im 8 5e ftatt: „Gefängnißitrafe von einer Woche bis 2 Fahren“ zu 
fagen: „Gefängnißftrafe bis zu 6 Monaten“ (mit 15 gegen 6 Stimmen ab- 
gelehnt). 

39. Zufag: „Wenn bei einem Holzdiebftahl der Werth des Entwendeten 
10 Mark überfteigt” (mit 17 gegen 4 Stimmen abgelehnt). 

40. Zuſatz zu 87. 

Diebftähle an Holz und Hehlerei in ſolchen Holzdiebftahlsjachen, welche nach 
dem allgemeinen Reich3- Strafgefegbuch beftraft find, follen bei der Trage des 
Rückfalls in Anrechnung fommen (mit 18 gegen 3 Stimmen abgelehnt). 

408. Die 88 5a, 5b, 5c werden SS 6 und 7 in folgender Faſſung: 

8 6. 

Wer, nachdem er wegen Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines folchen, oder 
wegen Theilnahme ($ 4), Beglinftigung oder Hehlerei in Beziehung auf einen 
Forftdiebftahl von einem Preußifchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt worden ift, 
innerhalb der nächſten zwei Jahre abermals eine diejer Handlungen begeht, be- 
findet fih im Rückfalle und wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem zehn- 
fachen Werthe des Entwendeten gleichfommt und niemals unter zwei Marl be- 
tragen darf. 

87. 

Wer wegen eines im $ 1 Nr. 1, 2 oder 3 oder im $3 Nr. 6, 7 oder 9 be- 
zeichneten Forfidiebftahl8 oder Verſuchs eines foldden, oder wegen Theilnahme 
($ 4), Beglinftigung oder Heblerei in Beziehung auf einen ſolchen Forſtdiebſtahl 
von einem preußifchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt worden ift, darauf aber- 
mals eine diefer Handlungen begangen hat und wegen derfelben rechtskräftig ver- 
urtheilt worden ift, befindet fich, wenn er innerhalb der nächften zwei Jahre eine 
diefer Handlungen begeht, im wiederholten Rückfalle und wird neben der Geld- 
firafe mit Gefängnig von drei Tagen bis zu zwei Jahren beftraf. Auch kaun 
auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem 
bis zu zwei Jahren erfannt werden. 

Beträgt in dem alle des Abfat 1 die Geldftrafe weniger als zehn Mark, 
fo kanu ftatt der Gefängnißftrafe auf eine Zuſatzſtrafe bis zu einhundert Mark 
erfannt werden. 

Die in den Abſätzen 1 und 2 vorgefehenen Strafen finden nicht Anwendung, 
wenn der Gegenftand der Zumiderhandlung in Raff- und Leſeholz befteht, oder 
wenn eine der früheren in Betracht fommenden Verurtheilungen wegen einer 
folchen Zuwiderhandlung ausgeſprochen wurde. In dieſen Fällen bewendet es 
bei der in 87 vorgeſehenen Strafe (mit 19 gegen 2 Stimmen abgelehnt). 

41. 8 10. 

Wenn der Thäter unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienfle eines 
Anderen fteht und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehört, fo ift der letztere unab- 
hängig von dem Thäter zu der Geldfirafe und in die Koften zu vernribeilen 
(mit 17 gegen 4 Stimmen abgelehnt). 
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42. Die Worte: „im Dienfte eines Anderen ſtehen und zu deffen Haus: 
genoffenfchaft gehören“ zu ftreichen. 

Motiv: Abfchneidung zahreicher Zweifel, Dienfiboten und Hausgenofjen 
Reden unter der Gewalt und Aufficht, (mit 20 gegen 1 Stimme abgelehnt). 

43. 810 Abfak 2 
zu faffen wie folgt: „Weift derjelbe nah, daß die That nicht mit feinem 
Biffen veriibt ift, fo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen.“ (mit 17 gegen 
4 Stimmen abgelehnt). 

44, 3u 810 Abſatz 2. 

Hinter „daß“ einzufchalten: „Die That nit mit feinem Wiffen ver- 
übt iſt ..... oder“ (mit 15 gegen 6 Stimmen angenommen). 

4. 812 Abſatz1 
zu faſſen wie folgt: „An die Stelle einer Geldſtrafe, welche, ..... werden fann, 
tritt Gefängnißftrafe” (mit 15 gegen 2 Stimmen angenommen). 

46. Abjag 2 zu faffen, wie folgt: „Der Betrag von einer bis zu fünf Mark 
M einer eintägigen Gefängnigitrafe gleich zu achten“ Ss 15 gegen 4 Stimmen 
angenommen). 

46a. Im $ 12 Alinea 3 ftatt der Worte: „einer eintägigen Gefängnißftrafe” 
zu jegen: „einer ein bis fllnftägigen Gefängnißftrafe” (mit 20 gegen 3 Stimmen 
abgelehnt). 

47. Antrag zu 812 Alinea 2. 

Statt „I—5 Marl” zu jagen: „1-15 Marl“ (mit 20 gegen 2 Stimmen 
abgelehnt). 

48. Zufaß 8 12 Alinea 1 
und die Höhe des üblichen Tagelohnes in der Regel als Maßſtab flir Bemeffung 
der Dauer der Gefängnißftrafe (mit 13 gegen 8 Stimmen abgelehnt). 

49. Zu 812. 

Den lebten Abfat fo zu faffen: „Gegen die in Gemäßheit des 8 10 als haft- 
bar Erflärten tritt an die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe. nur ein, 
wenn die Haftbarkeit auf Grund des S 11 Abſatz 1 ansgefprochen ift“ (mit 11 
gegen 8 Stimmen angenommen). 

498. Im 8 12 das Alinea 5 der Hegierungsvorlage wieder herzuftellen (mit 
13 gegen 8 Stimmen angenommen). 

50. Zuſatz zu 812 Abjaßl. 

„Dies Tann auf Antrag des Staatsanwalts auch dann gefihehen, wenn der 
für haftbar Erflärte zahlungsfähig if“ (mit 17 gegen 4 Stimmen abgelehnt). 

51. Zu $ 12. 

In 8 12 ift als zweites Alinea aufzunehmen: 

„Iſt eine Geldftrafe von den zunächſt Verurtheilten wegen Unvermögens 
nit beizutreiben und daffelbe bei dem fubfidiarifch Verhafteten zu erwarten, fo 
kann der Amtsrichter anordnen, daß die flir den Fall des Unvermögens feſtgeſetzte 
Sefängnißftrafe vollfiredt werde. In diefem Falle bleibt der ‚Tubfibiarije Ber- 
baftete frei” (mit 13 gegen 7 Stimmen angenommen). 

bla. Im $ 12a. 

A. 1. dem Abfat 1 folgenden Zuſatz anzufligen: „diefelbe kann vollſtreckt 
werden, ohne daß der Verſuch einer Beitreibung der Geldftrafe gegen den flir 
haftbar Erflärten gemacht ift, fofern die N des fiir haftbar Er- 
llärten gerichtöfundig ifl, 
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B 2. den Abſatz 2 zu ftreiden, (A und B mit 14 gegen 10 Stimmen an— 
genommen). 

C3. Den Abſatz in der Faffung der Regierungsvorlage wieder berzuftellen, 
(C. mit 13 gegen 5 Stimmen angenommen). 

52. A. das Alinea 2 des 8 13 zu ftreichen, 

B. event. hinter das Wort „Verhältniffe” in der 2. Zeile hinzuzufegen „der 
AmtsgerichtSbezirte", ſowie Hinter dem Worte „Dberlandesgerichte” „nach An- 
börung der betreffenden Kreisausſchüſſe“. 

(In getrennter Abftimmung wird jeder Sag mit 19 gegen 2 Stimmen ab- 
gelehnt). 

: 53. 3m 8 13 dem legten Sate hinzuzufligen: „während fie andererjeits 
fo lange zu arbeiten verpflichtet find, bis fie das ihnen zuerfaunte Tagewerf 
ordnungsmäßig ausgeführt haben (mit 17 gegen 4 Stimmen abgelehnt). 

53a. 


$ 13. 
„vorwaltende Lohn- und örtliche Berhältniffe” (einftiimmig angenommen). 
53b. 8 18. 
Abfat 2 Zeile 3 einzufchalten „(Landdroſtei)“ (einftimmig angenommen). 
54. s 14. 


Alinea 1 binzuzufügen: „jowie die zur Fortſchaffung des Entwendeten be- 
nußten Geräthichaften” (mit 16 gegen 5 Stimmen abgelehnt). 

54%. . Wird der Thäter bei. Ausführung eines Holzdiebftahl$ oder. gleich 
nach deinjelben betroffen oder verfolgt, jo find die zur Begehung des Holzdieb- 
ſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei fich führt, in Beſchlag zu nehmen. 
In den nämlichen Fällen können die zur Wegichaffung des Entmendeten gebrauch- 
ten Thiere oder andere Gegenftände in Beſchlag genommen werden, (mit 12 gegen 
9 Stimmen angenommen). 

54a. Den $ 14 Abjat 2 lebte Zeile, Abſatz 3 erfte und vorletzte Zeile, Ab— 
fat 4 vorlegte Zeile, ftatt der Worte: „in Beichlag genommen“ bzw. „in Be— 
Ihlag genommenen” zu jegen: „gepfändet” bzw. „gepfändeten” (einftimmig an⸗ 
genommen). 

55. 814 nad „einzuziehen“ zu fegen: „Die Einziehung teifft auch Werf- 
zeuge, die einem Dritten gehören, wenn dieſer nicht beweilt, daß fie wider feinen 
Willen zum Holzdiebftahl benußt wurden (mit 18 gegen 3 Stimmen abgelehnt). 

55%. $ 14 Abſatz 2. 

Im 2. Sabe (Zeile 6 von oben) ftatt: „und Koften“ zu feen: „des Werth- 
erfages und der Koften” (mit 20 gegen 1 Stimme angenommen). 

56. $ 14 Alinea 2 in der 3. Zeile zu fegen: „Die in Bejchlag genommenen 
Transportmittel werden“ ftatt der Worte: „Diefelben find jedoch in Befchlag zur 
nehmen” (mit 12 gegen I Stinmen angenommen). 

57. Im 815 Beile1 Hinter: „eines“ einzufchalten: „innerhalb der letzten 
zwei Jahre” (mit 10 gegen 9 Stimmen abgelehnt). j | 

. 57a. In 815 Zeile 1 Hinter: „eines“ einzufchalten: „innerhalb der letzten 
zwei Jahre”, und-in Zeile 2 vor Berurtheilten einzufchalten: „vechtsträftg” (mit 
10 gegen 8 Stimmen angenommen). 

58. 5 17. 

Zuwi derhandlungen gegen diejes Gefetz gehören in den Fällen des $ bc Ab- 
jag 1 zur Zuftändigfeit der Straffammern der Landgerichte (mit 17 gegen 3 
Stimmen abgelehnt). 
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59. 8 17. 

Alinea 1 binzuzufügen: „jofern nicht die Fälle des $5c Abſatz 1 und 2 oder 
des $ 6 vorliegen“, (wegen $ be mit 13 gegen 6 Stimmen, wegen $ 6, 1 und 2 
mit 12 gegen 7 Stimmen angenommen). 


60. 8 19. 

Im 2. Alinea nad dem Worte „Ermitteln“ einzuriiden: „oder ift diefelbe 
außerhalb des Preußifchen Staatsgebiet begangen“ (einftimmig angenommen). 

61. Im 8 21 lettes Alınea flatt der Worte: „der Regierungspräfidenten 
(Lınddroften)” zu feten: „des Bezirksrathes“ und am Schluffe beizufügen: „in 
denjenigen Landestheilen, in welchen das Geſetz vom 26. Juli 1876 (Geſetz— 
Sammlung ©. 297) nicht gilt, tritt an die Stelle des Bezirksrathes die Regierung 
(Landdroftei)” (mit 12 gegen 7 Stimmen angenommen). 

62. ad $ 22. 

Beile 3 ftatt: „aller“ zu fegen: „die“ (einftimmig angenommen). 

63. Im 8 23 letztes Alinea A. die Worte: „der ee (Land⸗ 
droſt)“ zu ſtreichen und an Stelle des Wortes: „zurückzieht“ B. zu ſetzen: „zurück— 
gezogen wird“ (beide mit 14 gegen 5 Stimmen angenommen). 

64. 8 23a. 

In dem Berfahren vor dem Amtsgerichte Haben die Angaben der vereideten 
Forſtſchutzbeamten in Anfehung derjenigen Thatfachen, welche auf deren eigener 
. dienftliher Wahrnehmung beruhen, Beweisfraft bis zum Gegenbeweife. 

Dasfelbe gilt von der durch einen Forftihugbeamten vorgenommenen Ab- 
ſchätzung des MWerthes des Entwendeten, (mit 10 gegen 8 Stimmen abgelehnt). 

64. 3u 824 Zuſatz. 

In diefe Berzeichniffe fünnen von dem Amtsanwalt auch die andermwärts 
eingehenden Anzeigen eingetragen werden (einftimmig angenommen). 

66. Hinter „Strafen“ zu fegen: „mebft Wertherſatz“ (einftimmig ange- 
nommen). 

67. $25 vor Alinea 2. 

Der Erlaß eines Strafbefehls ift für jede Geldftrafe und die dafür im Un— 
vermögengfalle feftzufegende Gefängnißftrafe nebft Wertherfag, ſowie etwa ver- 
wirkte Einziehung zuläffig (einftimmig angenommen). 

68. 8 25. 

Am Scluffe der 2. Altnea der Vorlage: „ES ift ihm zugleich zu eröffnen, 
daß er in dem anberaumten Termine feine etwaigen Beweife mit zur Stelle zu 
bringen habe“ (mit 11 gegen 6 Stimmen abgelehnt). | 

69. Statt „zu bringen haben“, zu feßen: „Daß es ihm freifiehe — — — 
zu bringen” (mit 11 gegen 7 Stimme angenommen). 

70. 825 im legten Saße: 

Die fonft erforderlichen Zeugen find zu demfelben zu laden (mit 16 gegen 
1 Stimme angenommen). 

71. 825 lettes Alinea _ 

Die Forftbeamten, welche nach der Anzeige als Beweiszeugen auftreten follen, 
find durch ihre Vorgeſetzten zu veranlaflen u. ſ. w. (mit 16 gegen 1 Stimme an- 
genommen). 

72. F 827. J 

Ueber alle Einſprüche, ſowie über alle Anträge, ke der Amtrichter unter 
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Ablehnung des Strafbefehls zur Hauptverhandlung gebracht hat, Tann in einer 
Hauptverhandlung verhandelt und entjchieden werden. 

Das Protofoll über diefe Hauptverhandlung wird nad den Nummern des 
Berzeichnifjes geführt. 

Bon einem auf Perwerfung des Einſpruchs lautenden Urtheile wird dem 
Berurtheilten nur die Urtbeilsformel zugeftellt (einfiimmig angenommen). 

73. 828 Sag l. 

Den Eingang 1 zu fallen, wie folgt; „In den des 8 50.“, Abſatz 1 und 
2: „oder des 86 findet u. |. w.“ (einflimmig angenommen). 

74. 8 29. 

Beile 1 Hinter: „find“ zu fegen: „wenn nicht einer der Fälle des $5c, 
Nr. 1 und 2 oder des $ 6 vorliegt“ (einflimmig angenommen). 

75. 8 29. Ä 

Wird gegen ein von dem Amtsrichter ohne die Zuziehung von Schöffen er- 
laffenen Urtheil® die Berufung eingelegt, fo find zum Zmede der Bildung be- 
fonderer Alten durch den Gerichtsfchreiber beglaubigte Auszüge aus den Alten 
erfier Inſtanz zu fertigen (mit 12 gegen 5 Stimmen angenommen). 

76. 8 30. | 
ftatt: „durch den 8 6 diejes Geſetzes vorgefehenen ftrafbaren Handlungen” zu 
feßen: „der durch den S5c, Abjat 1 und 2 oder des S 6 dieſes Geſetzes vor- 
geſehenen ftrafbaren Handlungen“ (ohne Widerfpruch angenommen). 

77. 


8 31. 
Die Vollftredung der Urtheile erfolgt durch den Amtsrichter (einftimmig an- 
genommen. 
78. 8 32 Abſatz 1. 


hinzuzufügen: Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf im Falle des She, Ab- 
fa 2 erfannte Zufaßftrafe (einfliimmig angenommen). 

79. $ 32 Abſatz 2 zu faffen, wie folgt: 

1. principaliter. Weiſt der Beichädigte im Falle der Nichteinziehbarleit der 
Geldftrafe Arbeiten, welche den Erforderniffen des 8 13 entiprechen, der Behörde 
nad n. |. w. 

80. 2. eventualiter. In Zeile 3 Hinter: „Berurtheilte“ einzufchalten: 
„(8 13)” (mit 11 gegen 6 Stimmen angenommen). 

808. 8 32. 

Statt der bisherigen Faſſung letzten Say: „Diefe Nachweiſung ift nicht 
mehr zu berüdficytigen, fobald aus der u. |. m.” (einſtimmig angenommen). 

81. 8 33. 

In Beile 3 hinzuzufügen nach „Gemeindebehörde“: „unter deren Einwilligung” 
(mit 9 gegen I Stimmen abgelehnt). 


8la. 8 34. 
Zeile 3 ftatt: „bier“ zu fegen: „in diefem Gejet“ (einftinmig angenommen). 
82. 8 86. 


Statt des Abſatzes 1: 

„Dieſes Gefeß tritt mit dem in dem 8 37 bezeichneten Zeitpunkte an die 
Stelle des Geſetzes vom 2. Zuni 1852, den Diebftahl an Holz und anderen Wald- 
produften betreffend (Sef. :Samml. ©. 305.)” (mit 12 gegen 6 Stimmen ange 
nommen). 
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83. $ 36. 

Das Gejeg vom 2. Juni 1852 tritt außer Kraft. (Erledigt durch Annahıne 
des Antrages 82.) 

84. | 8 36. 


Abſatz 1 zu faſſen; „Das gegenwärtige Gejet tritt an die Stelle des Ge- 
jeßes vom 2. Juni 1852" (erledigt durch Abſtimmung über Antrag 82). 
85. Die Ueberfchrift des Gejeges zu faffen: „Entwurf eines Forfidiebftahls- 
en (mit 18 gegen 7 Stimmen abgelehnt). 
Ueberſchrift. 
— betreffend den Forſtdiebſtahl“ (einſtimmig angenommen). 


D. Berathbung 
über den Bericht der X. Kommiffion den Geſetzentwurf, den Holzdiebftahl 
betrefjend. 
6. Situng am 17. December 1877. 

Prafident: Der erfie Gegenfland der Tagesordnung if: 

Bericht der X. Kommiſſion über den Geſetzentwurf, Den Holz- 
diebſtahl betreffend, 

Berichterflatter it Herr Wever. Ich erfuche denfelben, den Bortrag zu 
übernehmen. 

Berichterftatter Wever: Meine Herren, das gegenwärtig in der ganzen 
preußifchen Monarchie geltende Geje vom 2. Juni 1852, betreffend den Diebftahl 
an Holz und anderen Waldprodulten, fol ſich im Allgemeinen in der Praxis 
bewährt haben. Wenn demungeachtet die Nothwendigleit hervorgetreten ift, eine 
Umarbeitung dieſes Gefeßes und refp. eine Aenderung einzelner Beftimmungen 
deffelben vorzunehmen, jo hat dies verfchiedene Gründe; ein Grund ift der, daß 
es für angemeffen erachtet worden ift, in manden Punkten die Strafen zu ver» 
Khärfen, und zwar mit Rüdfiht auf die zunehmenden Holzdiebflähle, deren im 
Jahre ungefähr 400,000 in Preußen abgeuriheilt werden follen, und mit Rückſicht 
auf die größere Bedeutung der Ferftlultur. Ein anderer und mwefentlicher Grund 
ft aber folgender. Das Geſetz von 1852 ſchloß fi genau au an das damals 
geltende preußiſche Strafgefegbuh von 1851 und im Wefentlihen an die im 
Jahre 1849 und 1852 erlaffenen Gefege über das Strafverfahren. Inzwiſchen 
iſt nun an die Stelle des preußifchen Strafgefetzbuches dad deutſche Strafgeſetz⸗ 
duch‘ getreten, und an Stelle der verfchiedenen Strafprozeßordnungen, die in der 
preugifchen Monarchie gelten, fol mit dem 1. Oktober 1879 die deutſche Straf- 
progeßordnung treten. Mit demfelben Tage foll auch dieſes Geſetz erſt Geſetzes⸗ 
kkaft befommen. 

Ihre Kommiſſion war fi nun wohl bewußt, daß es bei einem jolchen 
Spezialgeſetz Grundſatz fein muß, fi) möglichit an die allgemeinen Gefege anzus - 
(ließen. Inwiefern dies im Einzelnen gelungen, inwiefern mit Recht von diefen 
allgemeinen Geſetzen mehrfach Abweichungen bejchloffen worden find, das, meine 
Herren, kann erft geprüft werden, wenn wir fiber die einzelnen Parapraphen in 
der Spezialdiöfuffion verhandeln. Die Kommiffion war ſich außerdem bemußt, 
daß die ungeheure Zahl von Forſtdiebſtählen, die jährlich abgeurtheilt ‚werben 
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muß — ich erwähnte fchon, daß 340,000 Fälle vorlommen — ein fchlenniges 
und möglichſt einfaches Verfahren, ſowohl in der Aburtheilung, als in der 
Strafpolftvedung nothwendig madt. Ferner kam in der Kommiſſion zur 
Sprade, ob e8 nach den ergangenen Reichsgeſetzen zuläffig fei, diefe Materie 
durch Landesgeje zu ordnen, und da war die Kommiffton nicht zweifelhaft, daß 
auf Grund des 8 2 tes Einführungsgefeßed zum Reichs⸗-Strafgeſetzbuch und des 
8 3 des, Einführuugsgefeges zur deutfchen Strafprozeßordnung das zuläſſig 
jei, daß es fogar der Landesgefetgebung frei fände, von den Grundſätzen des 
gemeinen Rechtes in diefem Spezialgefege da, wo es erforderlich fei, abzumweichen. 
Das Reichs: Strafgefetsbuch fchließt nämlich ausdrücklich die Forfiftraffachen von 
den Materien aus, die das Strafgefetbudh behandelt, und die Strafprozeßord- 
nung, die mit dem 1. Oftober 1879 in Kraft treten foll, überläßt eg der Lan⸗ 
desgejetsgebung, das Verfahren zu ordnen, welches bei diejen Vergehen ftattfinden 
jol. Ich glaube, auf diefe Bemerfungen meine Ausführnngen in der General- 
debatte befchränfen zu Fünnen und muß mir vorbehalten, dort, wo Grundfäße 
des gemeinen Strafrecht und Strafverfahren in einzelnen Paragraphen zur An— 
wendung kommen, darauf aufmerkfam -zu maden, ob und inwiefern mit Recht 
eine Abmweihung von diefen Grundjäßen ftattgefunden hat. 

Prafident: Ich eröffne die Generaldiskuffiou. Herr Graf zur Lippe hat 
dus Wort. 

Graf zur Lippe: Meine Herren! Sie haben den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf, ſowie den Entwurf einer Feld- und Forſtpolizeiordnung der vereinigten 
Juſtiz- und Agrarkommiſſion zur Vorberathung überwieſen, dieſe Kommiſſion hat 
aus 28 Mitgliedern beſtanden, alſo beinahe der Hälfte derjenigen Mitgliederzahl, 
die erforderlich ift, um dieſes Hohe Hans tiberhaupt befchlußfähig zu machen. 
Meine Herren, es gereicht Ihrer Kommiffion zu einer bejonderen Befriedigung, 
daß es nach Abſchluß der langen Berathungen gelungen ift, Ihnen einen Ent» 
wurf vorzulegen, den fie einftimmig bat zur Annahme empfehlen fünnen. Diefes 
gewiß recht günftige Reſultat bat nur dadurch erzielt werden können, daß die 
ertremften Anfichten in der Kommiffion fich zunächſt haben ausfprechen und dem- 
nächſt abſchleifen können; das was nun zulett als Beſchluß der Kommiſſion 
Ihnen empfohlen iſt, charakterifirt ſich alfo gewiſſermaßen auch als ein Kompro« 
miß zwiſchen recht extremen Anſichten. Meine Herren, meine politiſchen Freunde 
und ich haben bei dieſer Lage der Sache geglaubt, in dem Hohen Hauſe nicht 
noch wieder Verbeſſerungsanträge zu den einzelnen Beſchlüſſen ſtellen zu ſollen; 
ſie haben darauf verzichtet, durch eine Appellation von der Kommiſſionsberathung 
an die Beſchlüſſe des Hohen Hauſes, ihren etwaigen abweichenden individuellen 
Anfihten eine neue Geltung zu verſchaffen. Ich bin überrafcht worden, als ich 
heute mehrere Amendements gefunden habe, die vom entgegejetsten Standpunkt 
aus doch wieder individuelle Anfichten einzelner Mitglieder der Kommiffton in 
dem Hohen Haufe zur Diskuffion refp. zur Annahme gebracht wiſſen wollen. 
Ich würde mir ein folches Berfahren nur dann erklären können, wenn die Her- 
ren der Meinung find, die Beichlüffe der Kommiffion wären für das. andere 
Haug jo wenig annehnbar, daß es ſich empfehlen müßte, Hier noch Beichlüffe 
herbeizuführen, mit denen das andere dans dem ganzen Geſetzentwurf undırändert 
annehmen könnte. 

Ich glaube nicht, meine Herren, daß die Herren Antragfteller diefer Meinung 
gewejen find. Ich glaube, es wird im anderen Haufe doch noch eine große De- 
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batte über einzelne Beſtimmungen des Geſetzes ſtattfinden, und wir werden nicht 
in der Lage fein, ihnen einen Geſetzentwurf vorzulegen, deu fie en bloc anneh— 
men können. Bei diefer Lage der Sache würde ich es für recht empfehlenswerth 
balten, wenn Sie dem einftimmig gefaßten Beichluffe Ihrer Kommilfion, den Ge- 
jegentwurf anzunehmen, Anerkennung und Geltung dadurch verfchaffen, daß 
Sie von der Stellung einzelner Amendements jest Abftand nehmen. Meine 
Herren, thun Sie das nicht, dann führt das dahin, daß meine politifchen Freunde 
und ich auch jettt gezwungen find, unfere individuellen Anfichten bier nochmals 
zur Diskuffton zu ftelen und die Diskuffion, die wir in der Kommilfion mit 
vieler Mühe und in langen Sigungen gehabt haben, in diefem Hohen Haufe 
noh einmal zu wiederholen. Ich wollte bei der Generaldiskuffion diefen Stand» 
punft hervorheben und den Herren anheim geben, ob Sie nicht abwarten wollen, 
welche Stellung das andere Haus gegenüber den Beichlüffen, die von der Kom: 
miffion über dieſen Gefegentrourf gefaßt find, einnehmen wird. Daß diefer Ge- 
ſetzentwurf von dem anderen Haufe an dieſes Hohe Haus noch einmal zurüd. 
gelangen wird, iſt mir nicht zweifelhaft uud ich follte meinen, dus Hohe Hans 
lönnte fi wohl mit den Beichlüffen der Kommiſſion einverftanden erklären und 
abwarten, ob im anderen Haufe abweichende Meinungen zur Geltung gebracht 
werden. ch würde Ihnen empfehlen, doch auch dem Beichluffe Fhrer Kommif- 
fion, den Geſetzeutwurf anzunehmen, wie er einftimmig gefaßt if, auch Ihre Zu- 
fimmung zu geben und würde es gern fehen, wenn das Hohe Haus beliebte, den 
Geſetzentwurf em bloc anzunehmen. 

Graf von Brühl: Meine Herren, ich erlaube mir, Sie zu bitten, begin« 
nen zu dürfen mit der Berkefung einer Beitungsnadhricht; fie ift ganz kurz 
und lautet: 

Die 3. Kommilfion des Herrenhaufes hat über den Entwurf des 
Holzdiebſtahlsgeſetzes fchriftlichen Bericht erftattet. Die Regierungs- 
vorlage bedarf nach den Beichlüffen dieſer Kommiſſion fehr zahlreicher 
materieller und redaktioneller Aenderungen, die im Wefentlichen auf 
eine Berfhärfung der Vorſchriften deffelben Hinauslaufen. Auch die 
Bezeichnung „Holzdiebftahl”" Hat die Kommiffion in „Forſtdiebſtahl“ 
umgeändert. 

Ich glaube Ihnen num ‚zeigen zu können, daß diefe Nachricht eine vollftändig 
falſche iſt. ES mag dahin geftellt bleiben, ob diejes Blatt — es ift die Nationals 
zeitung vom legten Sonnabend — Iediglich falfch informirt war, oder ob es aus 
Liebe zum Herrenhanfe fich bewogen gefunden hat, Nachrichten Über das Haus 
auszubreiten, die wohl jehwerlih ganz zuftimmend gewejen fein mögen. Es ift 
gejagt, die Kommiſſion des Hohen Haujes hätte fich bemüßigt gejehen, überall 
verichärfend einzugreifen. Es ift dies gerade das Gegentheil der Wahrheit. 

Die Kommiffion des Herrenhanfes Hat in allen wejentlichen Bunkten mildernd 
eingegriffen in die Gefetesvorlage, wie fie von der Regierung vorliegt. Ich will 
bier nicht auf die einzelnen Paragraphen fpeziell eingehen. Ich bitte Sie aber 
meine Herren, die Zufammenftellung, wie fie Ihnen Ihre Kommiffion gegeben 
bat, zur Hand zu nehmen und zu vergleichen, und da werden Sie finden, daß 
ganz wejentliche Milderimgen eingetreten find in Beziehung auf die Gefängniß- 
ſtrafen. Die Königliche Staatsregierung wollte ſchon in den leichteren Fällen 
des Rücfalls bis auf eine zweijährige Gefängnißftrafe gehen. Ihre Kommiffion 
hat es bis auf 6 Monate herabgefetst und hat die von der Königlichen Staats» 
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regierung obligatoriſch gewünſchte Strafe als cine Yalultative Hingeftellt und ge- 
jagt: der Richter kann auf Gefängnißftrafe erkennen. — Die Königliche Staats⸗ 
regierung bat in ihrer Vorlage gewollt, daß bei Forſtdiebſtählen die Gejpanne, 
deren man ſich zum Diebftahle bedient Hat, in Bejchlag genommen werden müße 
ten. Ihre Kommiffion hat dies wieder in das bloße Ermeſſen des Forftiſchutz⸗ 
beamten geſtellt. Es iſt dies ein fehr weſentlicher Unterjchied, denn gerade diefe 
Beihlagnahme der Beipannung ift eine überaus Jäftige für den Lebertreter des 
Geſetzes. Sie ift aber auch eine mit fo vielen Koften verbundene, daß die 
Strafe dadurch fehr häufig verdoppelt und verdreifacht wird. 

Ich will der Kürze halber bei diefen wenigen Beifpielen ftehen bleiben, um 
Ihnen zu zeigen, in welchem Sinne Ihre Kommiſſion vorgegangen ift und um 
Sie vor dem Verdachte zu bewahren, ald wenn eben eiue große Strenge in Ihrer 
Kommiſſion obgewalter hätte. Die einzigen Verſchärfungen, die mir befannt find, 
oder die mir wenigfteng jegt ins Gedächtniß kommen, find die, daß cinige neue 
Fälle, die von der Königlichen Staatsregierung nicht vorgefehen oder nicht auf: 
geftellt waren, unter die fchwereren Fälle des Gejees aufgenommen wurden, wo 
fofort ftatt des fünffachen der zehnfahe Werthbetrag als Strafe eintreten follte. 
Das find aber alles Fälle, die durch ihre größere Schädlichkeit in dem Forft, 
duch die Schwierigkeit der Entdedung und derartige Umflände ſich bejonders 
auszeichnen und die jedenfalld diefe härtere Beftrafung ebenjo verdienen, wie die 
andern Fälle, die die Königlihe Staatsregierung aufgenommen hatte. 

Ich bin nun heute im der fehr angenehnıen, aber nicht gerade gewohnten 
Rage, Ihnen dad Gefet dringend zur Annahme empfehlen zu fünnen; nit Daß 
ih es für ein Ideal halte; es unterliegt in Unvollkommenheiten aller menfch- 
-lihen Machwerke; es unterliegt vielleicht der Unvolllommenheit, die der Graf 
zur Rippe fchon eben bezeichnet hat, daß e8 aus Kompromifien und zwar jehr 
ſchweren Kompromiffen hervorgegangen if. Indeß, meine Herren, das ift eben 
ein Kennzeichen der Gefete, die durch Majorität bejchloffen werden. Es muß da 
immer ein gewiſſes Aufgeben der eigenen Anficht ftattfinden und wir werden 
ſchwer ein Gefe finden, das die Zuftimmung aller Theile des Haufes gehabt 
hat, ohne wenigftens die einzelnen Mitglieder zu gewiffen Opfern, zu einem ge= 
wiffen Aufgeben der eigenen Meinung zu zwingen. Ich fehe es num als einen 
befonderen Bortheil dieſes Gejetes an, daß es dem beftehenden Recht ſich wejent- 
lich anfchließt. Es behält die Art der Ermittelung, das Strafmaß für die Stra- 
fen bei. Es ändert zwar darin einigermaßen, und bier, meine Herren, ift aller. 
dings eine Berfehärfung in der Vorlage der Königlichen Staatsregierung. 

Die Regierung ift von dem vierfachen auf den fünffachen Werth des Ge- 
ftohlenen geftiegen und in den ſchwierigeren Fällen von dem ſechsfachen auf den 
zehnfachen. Diefe Verſchärfungen aber find wohl begründet; vielleicht nicht fehr 
wohl begründet in den Motiven der Gejeßedvorlagen. Ju den Motiven ift bloß 
bingewiejen auf den neuen Münzfuß, das ift ein Grund, der mich nicht zur Ver⸗ 
ſchärfung der Strafe bewegen könnte. Ich glaube aber dennoch, daß dieje Ver⸗ 
ſchärfung ganz begrüudet ift und zwar in der ungeheuern Zahl der Vergeben 
wider dies Geſetz. Meine Herren, es beruht auf ftatiftiichen Angaben, daß im 
Jahre zwiichen 4- und 500,000 Holzdiebſtahlsfälle vorkommen. Nun bitte ich 
Sie, in Abzug zu bringen den Theil der Bevölkerung, der durch feine foziale 
Stellung, der dur Entfernung von Forften, den Theil der Bevöllerung, der 
durch fein entweder zu nmiedriges oder zu hohes Alter von der Berjuchung des 
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Holzdiebſtahls ausgeſchloſſen iſt, und, ſich zu berechnen, welcher Theil dieſer Ber: 
ſuchung ansgefegt bleibt, und Sie werden finden, daß diefer Theil in einem 
Shreden erregenden Maße dieſer Verſuchung unterliegt, und ift das der Fall, 
jo halte ich das fchärfere Strafmaß für nothwendig. Es ift in unferer Kom» 
miffion auch gejagt, daß es das Bewußtſein des Volkes mit ſich brädhte, dieſes 
Bergeben als ein leichteres, als ein die Ehre nicht verlegendes hinzuftellen. 
Meine Herren, das iſt leider Gottes wahr, aber weil e8 wahr ift, fo ſchließe ich 
ht, daß man diefem falfchen Bewußtſein Nechnung tragen, fondern ihm mit 
Shärfe entgegen treten muß. Ich muß noch darauf aufmerffam machen, daß 
diefe Berjhärfung der Strafe bei den meiften Heinen Diebftählen, namentlich bei 
den meiften Heinen Diebflählen, die aus Noth gejchehen, nicht eintritt, dag Mi- 
nimum der Strafe war bisher 10 Sgr.; es ift und bleibt auch jet 10 Sar. 
oder 1 Marl. Diefes Minimum tritt bei allen Fällen ein, wo der fünffache 
Bertb des Geftohlenen den Werth von 20 Pfennigen nicht erreicht. Da bleibt 
bei dem Minimum von 1 Marl. Das find aber gerade die Fälle, die am 
hänfigſten eintreten, und ich halte es ganz für recht und paſſend, daß diefe Fleis 
nen Diebftähle, die aus Noth begangen werden, nicht härter befivaft werden. 
Ich glaube, Sie können daher Ihr Gewiffen ganz beruhigen, daß Sie nicht zu 
freng vorgeben. Ich flirchte im Gegentheil, das Refultat diefes Geſetzes wird 
im Ganzen eine zu gelinde Beſtrafung der hier verbotenen Vergehen fein, weil 
es immer bei fchwereren Strafen dem Richter eine fehr große Fakultät läßt. 
der Richter kann in einigen wenigen Fällen auf Gefängniß bis zu 2 Jahren 
eriennen, von einem refp. von drei Tagen an. Sie werden fehen, daß ihm ein 
weiter Spielraum gelaffen ift, und ich glaube,” die bisherige Erfahrung lehrt 
niht, daß die Richter nach der firengen Seite hin von ihrer Fakultät Gebrauch 
nahen, Ein anderer Geſichtspunkt, der bei einem Geſetz, wo es ſich um fo viel 
Säle Handelt, ſehr weientlich ing Auge fallen muß, ift der des kurzen und praf- 
ten Verfahrens. Nun muß ich hier allerdings geftehen, daß «8 fih um un—⸗ 
belannte Größen handelt. Ob dieſes Berfahren ein kurzes und praftifches fein 
bird, wird hauptſächlich von den Zuftrultionen abhängen, die der Juſtizminiſter 
über die Handhabung dieſes Geſetzes geben wird. Ich meinerfeits hätte ge- 
wünſcht, daß diefe Inſtruktionen ſchon dem Gefetgentwurf beigegeben wären. Es 
wäre dann freilich vieleicht eine umnöthige Mühe gewefen, infofern das 
Geſetz Aenderungen unterlegen hätte. Es wäre aber für uns eine große 
Hülfe geweſen, um zu beurtheilen, ob das Verfahren ein praftifches, ſchnel⸗ 
les, kurzes ift; denn darauf kommt es ganz wejentlih an, daß die Strafe der 
That möglichft bald folge. Das können wir jegt nicht beurtheilen, wir wiffen 
nicht, wieviel Amtsgerichte wir haben werden, ob dieſe jo vertheilt fein werden, 
deß die Forſtdiebſtähle rafch zur Berhandlung kommen können, und wir wiffen 
auch nicht, wie die Staatsregierung es einrichten wird, daß auch ferner Forſt—⸗ 
wrichtstage abgehalten werden, wie es bisher der Fall war. Die Vertreter der 
Königlichen Staatsregierung haben uns dazu zwar Hoffnung gemacht, es war 
der eben nur eine Hofinung. 

Die fernere unbefannte Größe, meine Herren, die aber bei diefem Geſetz 
tet mitfprehen Tann, ift der zu erwartende Koftentarif. Durch den Koftentarif 
{innen die Strafen fehr wefentlich erhöht werden. Darüber wiffen wir nod gar 
nichts. Indeſſen wird es nicht unfere Schuld fein, wenn die Koften zu hoch aus: 


; allem ſollten. 


Ans allen diefen Gründen, ganz beſonders aber aus dem vom Herrn Grafen .. 


zur Lippe angeführten, den ich Ihnen auch anführen wollte, daß die aus ben . 
überaus entgegengefeßten Perſonen zuſammengeſetzte Kommiffion einftimmig dem _ 
Gefegentwurf ihre Zuftinnmung gegeben hat, empfehle ich Ihnen dringend die . 
Annahme des Gefetes und auch ich möchte wünfdyen, daß die en bloc und mit _, 
möglichfter Einftimmigteit gefchieht. N 

Dr. Dernburg: Meine Herren, im Allgemeinen ijt auch von unferer Seite . 
Befriedigung mit dem Verlaufe der Kommiffionsverhandlungen zu konſlatiren. 
Es haben ſich während derfelben die Auffaffungen gellärt und wir find vielfah _ 
zu einem Einverftändniß gelangt, fo daß wir wahre und große Verbeſſerungen 
des vielfach anfechtbaren Regierungsentwurfs erzielt haben. j 

Ih muß dem Herin Grafen Brühl beiftimmen, daß im Großen und Ganzen . 
der Kommiffionsentwurf der Negierungsvorlage gegenüber ein weit: milderer umd _ 
auch ein der Sachlage entjprechenderer ift, und ich glaube, daß wenn eine eut- 
gegengefegte furze Notiz in einer angefehenen Zeitung ſich gefunden Hat, wir 
doch auf dergleichen gewöhnlich feine Niüdfichten genommen haben. Wir können 
eben durch die That, durch unfere Vorlage bemeifen, daß wir eine, wie ich denke, 
eutfprechende und gemilderte Borlage dem Haufe zur Annahme empfohlen Haben. 
Die Milderung befteht vorzugsmweife darin, daß wir bemüht waren, die wichtigen 
ſchweren und gemeingefährlichen Holzdiebftähle zu trennen von den leichten Fre— 
velu, daß wir die leichten Vergehen, welche in der Regierungsvorlage zum Theil 
unterſchiedslos mit fehr fchweren Strafen belegt waren, von den betreffenden 
Normen erimirten, wie Dies namentlich bei Strafen des dritten Rückfalls ge- 
ſchehen if. Während nad) der" Regierungsporlage auch leichte Frevel im dritten 
Nüdfall mit einer Gefängnißftrafe bis zu 2 Jahren belegt werden follten, ift - 
dies in unferer Vorlage nicht der Fall. Ebenfo wurde bei andern erſchwerenden 
Umftänden an die Stelle einer Strafe bis zu 2 Jahren Gefängniß, die obliga, 
toriſch eintreten follte, unſererſeits gefett eine fafultative Gefängnißftrafe bis zu 
6 Monaten. 

Demgemäß find wir im Ganzen zu unferer Freude in der Lage geweſen, 
diefer Vorlage auch von unjerer Seite die Zuflimmung in der argumentirten 
Weile zu ertheilen. Sie ift einftimmig angenommen worden. Allein, meine 
Herren, das jchließt nicht aus, daß wir, wenn wir aud die Vorlage im Großen 
und Ganzen für entfprechend halten, dennoch fie nicht noch in einzelnen Punkten 
für verbefferungsbedürflig erachten, und daß wir uns beftreben, in diefer Hinficht 
eine Berbefferung im Haufe herbeizufüihren. Es handelt ſich vorzugsweiſe darum, 
daß, wie der Herr Neferent auch angedeutet hat, wir von dem Grundfake aus- 
gehen, daß die beztiglichen Spezialgefeße, das Holzdiebftahlsgefeg und das Yeld- 
und Yorftpolizeigefeß, in allen den Punkten fi) den allgemeinen Beftimmungen 
des Strafrechts reſp. der fünftigen Strafprozeßordnung anfchließen, in denen 
nicht befondere durchichlagende und entjcheidende Gründe fiir eine folche Abwei— 
hung Sprechen. Dieſer Geſichtspunkt ift von der anderen Seite des Hauſes nicht 
mit der Entjchiedenheit feftgehalten worden, wie wir ihn betonten. Wir geben- 
in3befondere von der Anficht aus, daß es namentlich nicht fliv gerechtfertigt zu 
erachten ift, gegenüber den allgemeinen Grundſätzen des Strafgefegbucdhes, den 
bloßen Verſuch der vollendeten That gleichzuftellen. 

Das Herrenhaus hat gerade bei früheren Berathungen feinerfeitS als einen 
Geſichtspunkt unſeres alten preußiſchen Strafrecht feftzuftellen gefucht, daß der 
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Verſuch nicht ohne Weiteres der vollendeten That möge gleichgeſtellt werden. 
Nunmehr iſt dieſer alte preußiſche Grundſatz im Gegenſatze gegen den aus dem 
franzöfifhen Rechte übernommenen Grundſatz des preußiſchen Strafgeſetzbuches 
in dag Reichs⸗-Strafgeſetzbuch fibergegangen; wir halten es demnach flir geboten, 
daß wir an den Grundſätzen des neuen Reichs -Strafgefegbuches in diefer Hins 
fiht feſthalten. Ferner find wir auch der Anficht, daß in einem anderen Punkte 
in Bezug auf die Eidesleiltung der Beamten, nachdem das Reich3-Strafgefetbuch 
von den Beamten eine Eidesleiftufg fordert und ſich nicht begnügt mit dem Hin- 
weife auf dem geleifteten Dienfteid, daß e8 eine Inkonſequenz ift, und durch die 
defonderen Verhältniſſe dieſes Geſetzes nicht gerechtfertigt wird, daß der Forft- 
ſchutzbeamte feine Ausfage beglaubigt durch die Vermeifung auf den geleifteten 
Dienfleid. Wir find der Meinung, daß der Forfifhugbeamte wie alle Beamten, 
ſelbſt die hochgeftellteften, zmedinäßig und entfprechender Weife, bei dem Beginn 
der Hauptverhandfung, die übrigens alle die im Termin zu behandelnden Fälle 
umfaßt, ein für ale Mal vereidet werden fol, wie dies das Strafgeſetzbuch 
fordert. 

Wir glauben auch in diefer Hinfiht an unferer Auffaffung feſthalten zu 
müſſen. Wir ſtehen in dem Sinne, wie wir das bei unſerer Abſtimmung in der 
Kommiffion auch bemwiefen haben, auf demfelben Standpuntte, wie der Herr Graf 
zur Kippe, daß wir, felbft wenn unfere Abänderungsvorfchläge verworfen würden, 
für das Geſetz, falls es nämlich weientlich in der Fafſung der Kommilfion ange» 
nommen würde, flimmen werden, aber wir fehen in dem Borgehen der Kommiſ⸗ 
fon, fo danfenswerth das Entgegentommen von der anderen Seite ded Haufes 
war, feinerlei zwingende Nothwendigkeit, auch nicht einmal eine moralifche Ber- 
pflihtung in dem Sinne, daß wir nicht verfuchen dürfen, unfere Anficht in den 
wenigen Punkten, in welchen wir differiren, Ausdrnd im Haufe zu geben und die 
Zuftimmung des Haufes zu gewinnen fuchen. Ich glaube, daß dadurd die De- 
batte immerhin nicht den fchwierigen und weitläufigen Gang haben wird, den fie 
in der Kommiffion naturgemäß haben mußte, weil eben eine Reihe von Punkten 
geflärt find, umd fiber eine ganze Anzahl von Fragen ein Einverftändniß zwiſchen 
allen Seiten und Anſichten des Hauſes hergeſtellt iſt. 

Bredt: Ich will mir nur einige wenige Worte als Nicht-Kommiffionsmit- 


glied erlauben. Nachdem die Fraltion, der ich anzugehören die Ehre habe, das 


Geſetz reiflich geprüft und die Kommiffionsbefchlüffe näher erwogen hat, kam fie 
zu demfelben Reſultat, wie Herr Graf zur Lippe es bereit3 ausgerrüdt hat. Das 
Geſetz ift von der Kommiffton fo gründlich bearbeitet worden und hat foldhe Ver- 
befierungen gegen den Regierungsentwurf erfahren, daß wir bei dem dringenden 
Bedürfniß von ganzem Herzen wünſchen müffen, daß der Entwurf zu Stande 
fommen möge, ohne zu viel Abweichungen zu erleiden. Aber von der anderen 
Seite haben wir uns auch gefagt, es find fo manche Abweichungen von den Be- 
fimmungen der Neichsgefeßgebung vorgelommen, es find Beftimmungen aufge: 
nommen worden, die bei Nicht-Rommiffionsmitgliedern fo manche Zweifel hervor 
gerufen haben, daß ed wohl gerechtfertigt erfcheint, im Wege der Amendements 
diefe Zweifel zu befeitigen und beffere Beſtimmungen herbeizuführen. Ich bes 
kräftige e8, daß die Kommiffion bedeutende Milderungen, namentlih im 8 6 des 
Regierungsentwurfs herbeigeführt hat. Die Kommiffionsberathung hat nicht 
allein Berbeilernngen herbeigeführt, fondern auch Härten befeitigt. Bon der an: 
dein Seite aber find auch Härten bineingelommen, wenn auch nur bei kleinen 
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Beſtimmungen, die meines Erachtens entfchieden einer Abänderung bedürfen. Es 
gehört recht eigentlich ın die allgemeine Debatte, darauf hinzuweiſen. 

Es ift ein Amendement geftelt worden von dem Herrn Yürften Carolath- 
Beuthen, unterflügt von mir und meinen Freunden. Das Amendement bezieht 
fih auf $ 1 des Gefeges, wo im Alinea 4 „der Diebftahl an Walderzeugniffen 
dem Diebitahl an Holz gleichgeftellt ift“. Hier ift es nun, mo man offenbar zu 
weit geht, wenn man unbedingt .da8 Sammeln von „Beeren und Pilzen“ 
dem Diebftahl an Holz zc. gleichftellt, und meine Freunde und ich haben es für 
nothwendig erachtet, hier eine Milderung eintreten zu laffen, indem wir dag 
Sammeln von „Beeren und Pilzen“ nur dann als Diebftaht erachten, wenn der 
Waldeigenthiimer ausdrüdlich ein Verbot erlafien hat. Diefer Zufag ift um fo 
nothwendiger, als nach 8 6 des Entwurfs auch nach feiner jegigen gemilderten 
Yafjung Härten hervortreten würden, die ganz außerordentlich wären. Es heißt 
nämlich in dem $ 6: „Wenn der Forftdiebftahl, aljo auch das Sammeln von 
Beeren und Pilzen, von drei oder mehr Perſonen gemeinfchaftlid begangen 
ift, jo kann der Forftdiebftahl bis zu ſechs Monaten Gefängniß beftraft wer- 


den.“ Es heißt ferner in dem Abja 2: „Wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke. 


der Beräußerung des Entwendeten begangen ift, fo foll er mit Gefängniß 
bis zu 6 Monaten beftraft werden können.” 

Jeder giebt aber zu, daß Beeren und Pilze von ärmeren Leuten meifl ge⸗ 
fucht werden zum Zwed der Veräußerung, zum Zwed eines geringen, erlaubten 
Berdienftes. Hier ift alfo eine Härte in das Geſetz gekommen, die wir durch das 
Amendement elediren wollen, und ich hoffe, daß dad Hohe Haus die Billigleit 
walten läßt, dad Amendement, welches wir geftellt haben, anzunehmen. Im 
Großen und Ganzen ftimmen wir ja den Kommiffionsvorfchlägen bei und haben 
uns darauf beſchränkt, nur noch ein anderes Amendement zu ftellen, nämlich das 
von Herrn Profefjor Dernburg bereits erwähnte, wonach der Berjuc des Forft- 
diebftahl8 und die Beihilfe zu demfelben, — nicht wie der Entwurf ed will, wie 
die vollendete That mit voller — fondern mit ermäßigter Strafe befiraft 
werden fol. Bei dieſen AmendementS haben wir uns begnügt, obſchon noch 
mehrere in Vorſchlag waren. Wir Alle wünfchen mit einem Worte, daß der 
Gefeßentwurf mögliſchſt in der Faffung der Kommiffion angenommen werde. 

Negierungstommifjar, Landforftmeifter Müller: Die Staatsregierung wiirde 
dem Gejeßentwurfe, wie er aus den Beſchlüſſen der Kommiffion hervorgegangen 
ift, beiftimmen können, wenn nicht eine Abänderung der NRegierungsvorlage zu 
Bedenken Beranlaffung gäbe, und die Wiederherftellung der Regierungsvorlage 
wünfchenswertb machte. Es betrifft dies die Nr. 4 des 8 1, in die nad) dem 
Beſchluſſe der Kommiffion die Beeren und Pilze eingereiht find unter die nament- 
li dort aufgefüihrten Walderzeugniffe, unter diejenigen Walderzeugniffe, welche 
befonders hervorgehoben werden als Gegenftände des Forſtdiebſtahls. Damit 
kann fi) die Staatsregierung nicht einverflanden erflären und muß daher wün⸗ 
jhen, daß der Abänderungsantrag des Herrn Fürſten Earolath:Beuthen zur Diss 
fuffion in dem Hohen Haufe gelange. 

Präafident: Es hat fih Niemand mehr zum Worte gemeldet. Ich fchließe 
die Generaldistuffion und gebe dem Herrn Berichterftatter das Wort. 

Berichterſtatter Wever: Ich Habe abfichtlich vermieden, bei den einleitenden 
Worten auf die einzelnen Paragraphen einzugeheu. Das wird fich bei der 
"Specialdistuffion finden. Ich will nur bemerken in Bezug auf die Zeitungsnadh- 
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richt, welche Herr Graf Brühl angeführt bat, daß möglicherweiſe mein einleiten- 
der Bortrag wieder zu Mißverftändniffen Anlaß geben könnte. Ich habe nämlich 
daranf aufmerkſam gemacht, daß die jeßige Vorlage eine Verſchärfung der Forft- 
diebftahlsfirafen bezwede. Das beruht nicht anf den Beichlüffen der Kommiffton, 
fondern auf der Vorlage der Staatdregierung, und infofern if die Kommiffion 
der Staatsregierung beigetreten, daß im Allgemeinen eine Berichärfung der Stra- 
fen nothwendig fei, aber nicht im Einzelnen. Im Einzelnen bat die Kommiffion 
gerade die Regierungsvorlage erheblich gemildert. 

Bräfident: Ich habe zunächft Herrn Grafen zur Lippe zu fragen, ob er 
einen Antrag auf en bloc-Annahme geftellt hat. 

Graf zur Lippe: Ich habe den Antrag nicht gefiellt; ich wiirde es auch im 
meiner Stellung als Borfitender der Kommiffiow nicht für angemefjen erachtet 
haben, einen ſolchen Antrag zu ftellen. 

Haſſelbach: Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, den Geſetzentwurf en 
bloe anzunehmen, d. h. vorbehaltlich der Diskuffion derjenigen Paragraphen, zu 
denen Amendements geftellt find. Das ift jelbfiverfändlich, daß wir da auf eine 
nähere Erörterung eingehen. Mit diefem Borbehalt fielle ich den Antrag auf 
en bloc- Annahme. 

von Kleift-Nebom: Deine verehrten Herren, ich habe eine Anzahl von 
Amendementd, die ich gern vorgebradht hätte, die ich aber zuriidbehalten habe, 
weil die Fraktion wünſchte, daß das Geſetz en bloc angenommen werde. Wenn 
nm doch Amendements geftellt werden, werde ich mir erlauben, fie ebenfalls vor- 
zubringen und würde bitten, daß diejenigen Paragraphen von der en bloc-Au- 
nahme ausgenommen werden, wozu ich Amendements fielen werde. 

Präfident: Diefes Berfahren wird nicht ftatthaft fein. Nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung heißt es bloß, daß „der Antrag auf Abftimmung fiber die Vorlage im 
Ganzen oder fiber einzelne Abichnitte derſelben einzelne Abänderungsanträge 
nit ausſchließt. Es müſſen diefe alfo doch bereit8 eingegangen fein, ehe wir 
darüber beſchließen können. 

von Kleiſt⸗Retzow: Ich würde das für nnbillig halten, und werde darum 
gegen die en bloc-Annahme ftimmen, und bitte die verehrten Herren darum, fich 
überhaupt dagegen zu erflären. Es wird nicht lange Zeit vergehen, fie zu faffen. 
Zwei Anträge habe ich fchon aufgefchrieben, die werde ich gleich einreichen. 

Präſident: Ich kann nur fo verfahren, daß ich zunächſt den Antray auf 
en bloc- Annahme zur Unterfügung ſtelle, dann einem Redner für und einem 
Redner gegen das Wort gebe. Wird dann die en bloc-Annahme nicht befchlof- 
fen, jo iR Herrn von Kleift die Möglichkeit gegeben, bei den einzelnen Paragra- 
phen feine Amendements anzubringen. 

Ueber Anträge, die etwa eingereicht werden könnten, tie Berathung vorzu- 
behalten, ift Doch eine Sache der Unmöglichkeit. Ich möchte indeflen bitten, daß 
ih die Frage zur Unterftütung fiellen darf. Wenn die Unterſtützung nicht aus- 
reicht, fo ift fiber die en ‚bloc- Annahme überhanpt nicht mehr zu reden. Ich 
erſuche diefenigen Herren, welche den Antrag auf en bloc- Annahme unterftligen 
wollen, fich zu erheben. (Geſchieht.) Die Unterftiitung ift ausreichend. 

von Bernuth: Wenn ich das Wort gegen die en bloc-Annahme ergreifen 
darf, thne ich es, um Herrn Haffelbach zu bitten, er möge feinen Antrag zuriid- 
ziehen. Seitdem noch Amendementd in Ansficht Stehen, ift e8 doch den Herren 
von jener Seite unmöglich, für die en bloc-Annahme zu ftimmen. Ich meiner. 
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ſeits werde ebenfalls dagegen ſtimmen, weil ich die Herren nicht in die Lage 
bringen will, kein freies Votum abzugeben. Ich bin aber auch der Meinung, 
daß wir wahrſcheinlich ohne die en bloc-Annahme ebenſo raſch durchkommen, 
denn bei den Paragraphen, wo keine Amendements geſtellt ſind oder werden, wird 
ſich auch keine große Diskuſſion ergeben. 

Haſſelbach: Nach den Aeußerungen des Herrn von Kleiſt und nach der 
kundgegebenen Anſicht, zu mehreren Paragraphen Amendements zu ſtellen, ziehe 
ih meinen Antrag aus Rückſicht für die Herren, welche Amendements ſtellen 
wollen, zurüd. 


Fürft zu Carolath-Beuthen: Ich erlaube mir, die en bloc-Annahme zu 
beantragen mit Ausichluß derjenigen Baragraphen, zu denen big jet oder in der 
allerkürzeiten Friſt Amendements geftellt worden find refp. werden. 

Prafident: Ich glaube, daß diefer Antrag infofern unzuläffig ift, al3 man 
in Ansficht geftellte Amendements, die noch nicht eingegangen find, von der Des 
batte nicht ausfchließen kann. Ich denke, der Fürft zu Carolath : Beuthen wird 
feinen Antrag zurüdzieben. 

(Zürft zu Carolath-Beuthen: Ich ziehe meinen Antrag zurück.) 

Es liegt ein Antrag auf en bloc- Annahme im Augenblid nicht mehr vor. 

Wir fommen zur Spezialdiskuffion. 


Berichterftatter Wever: Deine Herren, die Vorlage der Regierung tweicht 
in einigen Punkten von dem Gefete von 1852 ſchon im erften Paragraphen ab, 
und zwar in der Begriffsbeftimmung des Holzviebftahls. Das Geje von 1852 
nannte in feinem erften Paragraphen Holzdiebftahl nur den Diebflahl an wirk— 
lihem Holze, und in feinem !zmweiten Paragraphen bezeichnete es die Diebflähle 
von anderen Walderzeugniffen nicht als Holzdiebftahl, ftellte fie aber in der gan- 


zen Behandlung den Holzdiebfiählen gleih. Die Regierungsvorlage will num, 


diefe Unterfheidung zwifchen Holz und Nichtholz, wenn es nur im Walde ent- 
mendet ift, aufheben. Die Kommiffion war damit einverftanden, daß alle die 
Diebftähle, die innerhalb des Forftes verübt werden, dem Holzdiebftahlsgefete 
unterliegen und mit einem Worte bezeichnet werden. Sie fand es dann aber 
nicht Torreft, das Entwenden von Grad, Kräutern, Moos u. dergl. einen: Holz- 
diebftahl zu nennen, da eine folhe Bezeichnung dem Sprachgebrauche nicht ent- 


iprehe. Es wurde daher in zweiter Lefung einftimmig bejchloffen, das vorliegende _ 


Geje nicht Holzdiebftahldgefeg, fondern Forſtdiebſtahlsgeſetz und die betreffenden 
Entwendungen Forftdiebftähle zu nennen, eine Bezeichnung, die Ip: alle Gegen: 
flände der Entwendung im Walde zutrifft. 


Es wird durch die Vorlage und dur die Annahme des Vorſchlages der 
Kommiſſion inſofern etwas am Holzdiebſtahlsgeſetze von 1852 geändert, als das 
letztere ſich auch auf Entwendungen außerhalb des Forſtes bezieht. Wenn näm⸗ 
lich Holz der Holznutzung wegen auch außerhalb des Forſtes gezogen wird, fo 
unterliegt deſſen Entwendung dem Holzdiebſtahlsgeſetze. Es wurde, im Einver- 
ſtändniß mit der Staatsregierung, für angemeſſen gehalten, dies abzuändern, und 
Forſtgrundſtücke, d. h. Wald: und ſolche Grundſtücke, auf welchen hauptſächlich 
Holz gezogen wird, allein dem Holzdiebſtahlsgeſetz zu unterwerfen, alles übrige 
Land, außerhalb der ſogenannten Forſten, und die hier verübten Diebſtähle unter 
das Feldpolizeigeſetz fallen zu laſſen, in welchem ebenfalls Entwendungen mit 
ſchwereren Strafen bedroht werden. | 
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Ich weiß nicht, ob ich vielleicht auf die einzelnen Nummern jetzt fchon ein- 
gehen darf; es würde dies vielleicht zur Abkürzung dienen. 

Bräafident: Der ganze $ I fteht ſchon zur Diskuffion, aber id) möchte mir 
erlauben, zunächft die Unterflütung Über die Amendements, die mir fchon zuge- 
gangen find, zu erbitten, da die gedrudten Amendementd auch noch nicht hin» 
reihend unterſtützt find. 

Der Fürſt zu Carolath-⸗Beuthen bat in Nr. 57 der Drudjachen sub I. den 
Antrag geftellt: 

Das Herrenhaus wolle bejchließen: 
1. im $ 1 Nr. 4 Zeile 2 die Worte „Beeren und Pilzen“ zu fireichen; 
2. dem $ 1 einen neuen Abſatz Hinzuzufiigen, dahin lautend: 
Werben und Sammeln von Berren und Pilzen ift nur ftrafbar, 
wenn e8 dem Berbot des MWaldeigenthiimers zumider geichieht. 

Ich erſuche die Herren, welche diefen Abänderungsvorſchlag unterſtützen 
wollen, ſich zu erheben. (Gefchieht.) Die Unterftügung if ausreichend. 

Dann möchte ich glei das andere Amendement des Herrn von Bernuth 
zu $ 4 in Nr. 57 der Drudjaden sub II. auch unterftügen laffen, weiches da: 
din gebt: 

Das Herrenhaus wolle befchließen: 
den 8 4 zu fafjen wie folgt: 

Der Berfuh des Foritdiebfiahle und die VBeihülfe zu einem 
Foritdiebftahl oder zu einem Verſuche deffelben werden mit einer 
nad) Maßgabe der 88 44 bezw. 59 des Strafgeſetzbuchs zu er- 
mäßigenden Strafe beftraft, welche jedoch niemals unter Einer 
Mark betragen darf. 

Ich erjuche die Herren, welche diefen Antrag unterſtützen wollen, ſich zu er- 
heben. (Geſchieht.) Derfelbe ift ebenfalls ausreichend unterftütt. 

Nun Hat Herr von Kleif- Retzow zwei Anträge eingereicht; ich erfuche, die— 


: felben zu verlejen. 
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Schriftführer Theune (lieſt): 
Amendement zu $ 3: 
hinter Nr. 4 eine neue Nummer einzuschalten folgenden Inhalts: 
wenn der Thäter die Ausantıwortung der zum Yorftdiebftahl beſtimm⸗ 
ten Werkzeuge verweigert ($ 16). 

Brafident: Ich bitte die Herren, die diefed Amendement unterfiügen wollen, 
fi zu erheben. (Geichieht.) Die Unterfügung ift ausreichend, 

Schriftführer Theune (lief): 

Amendement: 
zwifchen den $ 30, jest 32, und 8 31, jet 33, einen Paragraphen ein: 
zufchieben folgenden Inhalts: 
von der rechtskräftig gewordenen Entjcheidung ift dem Beftohlenen 
Mittheilung zu machen. 

Präafident: Ich bittte die Herren, ſich zu erheben, welche auch dieſen Ab- 
änderungsvorſchlag unterftligen wollen. (Gefchieht.) Die Unterſtützung reicht 
ebenfalls aus. 

von Kleiſt-Retzow: Ich Habe nun noch das dritte Amendement fertig 
geſchrieben, welches ich zu Reue babe; wenn es erlaubt ift, jo werde ich dafjelbe 
gleich verlefen:: 
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Zu $ 25 (jet 27) den Abja 3 folgendermaßen zu faffen: 
der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollfiredbar werde, 
wenn der Befchuldigte nicht in einer fogleich in dem Strafbefehle feft- 
zufegenden Frift Einfpruch erhebt oder in dem gleichfall8 in dem Straf- 
befehle anzuberaumenden, eintretendenfalls fogleich zur Hanptverhand- 
(ung beftimmten Termine vor dem Amtsrichter erjcheint. 

Präafident: Ich bitte die Herren, die diefen Antrag unterftügen wollen, 
fih zu erheben. (Gejchieht.) Der Antrag ift ausreichend unterftütt. 

Berichterftatter Weber: Meine Herren, was die einzelnen Nummern des 
81 betrifft, jo ift gegen die Nr. 1 von feiner Seite Einwendung erhoben worden. 
Es flimmt die Nr. 1 auch mit dem Gefete von 1852; ebenjo die Nr.2. Was 
die Nr. 3 betrifft, fo find einzelne Gegenftände, wenn fie bereit$, wenn ich jo 
fagen darf, geerntet find, von der Anwendung des Holzdiebftahlsgejeges ausge— 
ſchloſſen. Dies follte nach der Regierungsvorlage nur dann der Yal fein, wenn 
fie bereit8 in einer umjchloffenen Holzabfage fi befinden. Ihre Kommiffion 
glaubte, daß auch dann ſchon nicht mehr ein Holzdiebftahl vorliege, wenn Holz, 
Abraum, Borke, ſchon geworben und eingefammelt if. In diejen Fällen, ſowohl 
wenn das Holz ſich in der Holzablage befindet, als auch dann, wenn es nur ein- 
gefammelt oder geworben ift, fol nicht die Strafe des Holzdiebftahls, ſondern 
. die Strafe des gemeinen Diebftahls eintreten. Das ift die einzige Abänderung, 
welche die Kommiffton in der Negiernngsvorlage zu Nr. 3 gemacht bat. 

Was nunmehr Nr. 4 betrifft, fo ift ein Zufaß gemacht worden dahin‘, Daß 
zu den Walderzeugniffen außer Holzpflänzlingen, Gras, Kräuter, in$befondere 
auh Beeren und Pilze gehören. An und für fich verſtand es ſich von ſelbſt, 
daß auch) das, was im Walde wählt und von irgend einem Wertbe ift, als Wald- 
erzeugniß angejehen werden muß und deffen Entmendung der Strafe des Forft- 
diebſtahlsgeſetzes unterliegt; darunter fallen konſequent auch die Früchte Des 
Waldes, aljo Beeren und Pilze. Die Königliche Staatsregierung war aber Der 
Meinung, daß es eine Härte involvire und ſehr übel empfunden werden wiirde, 
namentlich in ärmeren Gegenden, wenn die Leute ohne fpezielle Erlaubniß nicht 
mehr in den Wald gehen Pirften, um Beeren zu jammeln, die der Eigenthiimer 
gar nicht benutze, jondern verfaulen ließe. Er benutt fie nicht, weil das Ein- 
jammeln in der Regel viel mehr often als Bortheil bringen würde. Darum 
wird in allen Gegenden, die ich fenne, das Sammeln von Beeren und Pilzen 
den ärmeren Leuten überlaffen. Auf der anderen Seite aber fanden die Eigen- 
thiimer der Forſten e8 unzuläffig, daß ohne ihre Einwilligung diefe Walderzeugniffe 
von Jedermann im Walde gefammelt werden lünnen, und um dem Rechnung zır tra- 
gen, hatte die Regierung in dem Forftpolizeigejeß und nicht in dem Holzdiebftahls- 
gejeg dad Sammeln von Beeren und Pilzen nur dan mit Strafe bedroht, wenn 
dem Berbote des Waldeigenthiimers zumider gefammelt würde. Bei der Be- 
rathung des Torftpolizeigefeges wurde diefe Beftimmung geftrichen, und nun fiel 
von jelbft die Entwendung von Beeren und Pilzen unter die Strafe des Holz- 
diebftahlsgejees. Denn daß es Walderzeugniffe find, wenn fie im Walde ge- 
holt werden, ift unzweifelhaft. Um dies erkennbar zu machen, wurde in der 
Kommiffton befchloffen, Beeren und Pilze ausdrücklich aufzunehmen. 

Hente werden nun Anträge geftellt, um eine Milderung, welche die Regierung 
jelbft in dem Forftpolizeigefeg anbringen wollte, herbeizuführen, und Sie hören, 
daß die Königliche Staatsregierung heute noch darauf befteht, daß diefer Borjchlag, 
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den fie zum orftpolizeigejcge machte, jedenfall® bier aufgenommen werde, oder 
mit anderen Worten: daß die Beſtrafung des Sammelns von Beeren und Pilzen 
nur fattfinden ſolle, wenn der Forſteigenthümer das Sanımeln verboten Habe, 
nicht aber unbedingt; es joll das Verbot dem Waldeigenthümer anheimgeftellt 
werden. Ihre Kommiffion hat ed jedoch für nothwendig erachtet, die Beeren 
und Pilze hier aufzunehmen und die Entwendung derjelben cbenfo zu beftrafen, 
wie die Holzentwendung. 

Graf zur Lippe: Meine Herren, ich hätte gewünſcht, daß Einer der Herren, 
die den Antrag auf Abänderung der Kommiſſionsbeſchlüſſe hier geftellt haben, 
das Wort ergriffen hätte, um den Antrag noch näher zu motiviren. Dies if 
nicht gejchehen. Ich werde mir erlauben, eine etwas fcharfe Kritit gegen den 
Antrag ſelbſt auszuüben. Meine Herren, fehen Sie fi) gefälligft doch den erften 
Paragraphen und dann das Amendement an. Forftdiebftahl im Siune diefes 
Gejeges ift der im einer Forſt oder auf einem anderen, hauptjächlich zur Holz- 
nugung beftimmten Grundftlide verübte Diebſtahl. 

Meine Herren, was will da8 Amendement unter diefer generellen Aubrit 
weiter einführen? Zweitens: Zum $ 1 einen neuen Zufag dahin lautend: 

Werben und Sammeln von Beeren und Pilzen ift nur firafbar, wenn 
es dem Berbote des Waldeigenthiimers zumider gefchieht. 

Meine Herren, das Heißt alfo nicht Diebftahl. Sie bringen alfo in den 81 
ee den Forſtdiebſtahl und etwas, was Sie nicht als Diebjtahl bezeichnen. So 
hat auch die Königliche Staatsregierung in ihrem Vorſchlage e3 aufgefaßt, und 
deswegen hat fie die desfallfige Beftimmung nicht in das Forftdiebftahlsgejet, 
fondern in die Feldpolizeiordnung aufgenommen, und dort bat fie diefe Beftim- 
mung nicht unter die Fälle ter Eutwendung, jondern als eine fü, fich beftehende 
bon der Entwendung unabhängige Uebertretung Hingeftellt. Gerade aus diejem 
Grunde werden die Worte „Werben und Sammeln“ und nicht „Entwenden“ ge» 
wählt. Es liegt aljo Diebftahl nicht vor, und wenn Sie diefen Fall in den 
$ 1 diefes Gefeßes einbringen, jo fombiniren Sie Diebftahl und Nichtdiebftahl. 
Nun, meine Herren, gehen Sie nun weiter auf die Sade. Yu dem Autrage 
heißt es: Es ſoll Jemand nur dann beftraft werden, wenn der Waldeigenthiimer 
vorher das Verbot Hat ergehen laffen, Beeren und Pilze in feinem Walde zu 
ſammeln. Damit erpropriüren Sie die Beeren und Pilze von dem Eigenthume 
des Maldeigenthiimerd oder fprechen aus, daß er nur dann Eigenthümer der 
Beeren und Pilze wird, wenn er zuvor verbietet, daß ein Anderer fie janımelt. 
Meine Herren, damit hört der Begriff des Eigenthbums auf. Ob fih dies jehr 
empfehlen wird, muß ich anbeimftellen. . 

Nun, meine Herren, liegt der Fall nicht ganz ähnlich, wenn in der Forft 
die Nadeln von den Bäumen herunterfallen; befinden fie ſich noch nicht in dem 
befonderen Gewahrfam des Waldeigenthlimers, danı fünnen Sie in Betreff der 
Nadeln ebenfo verfahren, wie mit den Beeren und Pilzen, und können jagen: Es 
kann Feder die Nadeln fammeln, fo lange der Eigenthiimer nicht ein Verbot er- 
lafien hat. Nun, meine Herren, weiter. Was erreichen Sie damit? Ich muß 
Sie darauf aufmerkſam machen, daß diefe Beftimmungen fonner find mit den 
Beitimmungen über die Feld- und Forftpolizeiordnung; hierin finden fie auch 
eine Beftimmung,. daß der Waldeigenthlimer Jedem das Betreten feiner Forft 
verbieten kann, und wenn der Waldeigenthiimer ihn hinausweiſt, und er gebt 
nit fofort, fo kann der Kontravenient nah 8 25 mit ciner Geldbuße bis zu 
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30 Markt oder mit einer Woche Gejängniß beftraft werden. Der Waldeigen- 
thümer wirde alfo berechtigt fein, auch ohne Verbot Jeden ans dem Walde aus— 
zumweifen, der Beeren jammelt, und wenn er fich nicht fitgt, fo würde er außer⸗ 
dem beftraft mit einer Geldbuße bis zu 30 Mark oder mit einer Woche Haft. 
Dies wird herbeigeführt, wenn Sie diefen Antrag bier aufnehmen. Nun made 
ih noch auf Folgendes aufmerkſam. In der Feld- und Forſt-Polizeiordnung 
werden die Strafen fiir daS Beerenfammeln nur feftgeftellt auf 10 Mark oder 
. 3 Tage. Wenn Sie diefe Entwendung unter das Diebftahlsgejfeg bringen, glau- 
ben Sie, daß Sie dann zu einer höheren Strafe fommen werden, als auf 
10 Mark? Das ift wohl nicht der al. Die Ouantität Beeren, bei der auf 
10 Mark erkannt werden konnte, müßte fchon eine ganz erhebliche fein. Materiell 
befiern fie auch nichts. 

Nun frage ih Sie: Was ift aktuelles Recht? Bisher war aktuelles Hecht, 
daß die Entwendung von Beeren und Pilzen unter das Holzdiebftahlsgejeg fiel, 
denn e8 find Waldprodufte und ihre Entwendung wurde nad diefem Geſetze be- 
ſtraft. Wenn fie daran ändern wollen, fo bitte ich mir beftimmte durchichlagende 
Gründe aus. Bis jetst habe ich chen Gründe noch nicht gehört. Der einzige, 
welchen wir in der Kommilfion gehört haben,. war der, daß von Seiten Der 
Königlichen Yorftverwaltung kein Gewicht auf dies Einfammeln der Beeren ge- 
legt werde. Es mag bei den Königlichen Forften hier noch nicht eine bejondere 
Einnahmequelle erwachlen fein. Die Sache fteht wirthichaftlich Doch etwas ander®. 
Der Waldeigenthiimer ift auf eine Menge von Nebennutungen angewiefen. Dieſe 
Beeren gehören zu diefen Nebennutzungen und der Eigenthlimer ift in der Tage, 
die Erlaubniß zum Sammeln der Beeren umfonft oder gegen Geringes an kleine 
Leute geben zu können. Nun, meine Herren, wenn Sie im Geſetz jagen: das 
Beerenfammeln ift frei, wenn es nicht verboten wird, fo häufen Sie ein Odium 
auf den Waldbefiger, der eine Einnahme aus den Beeren ziehen will, die ihm 
entichieden gehören. Wir haben ganz gemwichtige Stimmen gehört, die uns aug- 
geflihrt haben, von welcher Bedeutung zur Beit diefe Nebennutungen geworden 
find. Mag diefe Forſtnutzung in Oftpreußen noch nicht bedeutend fein, aber 
in den meftlicden Provinzen ift fie von bedeutender Wichtigkeit, und diefe dem 
Waldeigenthiimer zu nehmen oder faft unmöglich zu machen, halte ich für ein 
pofitives Unrecht, dem ich die Zuftimmmung nicht werde geben können. 

3% glaube, wir haben das Richtige gefunden, wenn wir, wie e8 in den be- 
ftehenden Geſetzen vorgefchrieben war, auch den Diebftahl an Beeren unter das 
Forftdiebftahlsgefe bringen, und zwar haben wir die Strafe möglichſt gering 
angenommen; wir haben die fchweren Strafen beim wiederholten Rückfall nicht 
zur Anwendung gebracht und alle Erleichterungen, die hier möglich find, durch: 
zuführen gefucht. 

Deshalb bitte ich dringend: nehmen Sie den PVerbefferungsantrag nicht als 
Berbefferungsantrag an, fondern verwerfen Sie ihn. 

Dr. Dernburg: Deine Herren, unter dem Amendement des Fürſten Ea- 
rolath fteht die Unterfchrift vom Herrn von Bernuth und anch meine Unterfchrift, 
und ich halte mich daher als Unterftliger verpflichtet, der Behauptung des Herrn 
Grafen zur Lippe, die wenigftens dem Sinne nach dahin ging, daß die Faflung 
eine nicht ſcharf jnriftifche fei, meinerjeits einen Widerſpruch entgegenzuftellen. 
Ich will mich daher zunächft nur auf die Faffungsfrage einlaffen und die ma- 
terielle Begründung vorzugsweife dem Fürſten Carölath überlaſſer. Meine 
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Herren, in dem Abſatz 4 heißt es: Diebſtahl au anderen Walderzeugnifſen wird 
als Forſtdiebſtahl beſtraft. Unter die anderen Walderzeugniſſe fallen begreiflich, 
auch wenn es nicht beſonders daſteht, die Beeren und Pilze. Wenn alſo dieſe 
bloß nicht erwähnt wären, ſo würde dies ſelbſtverſtändlich ein Diebſtahl ſein, 
voransgeſetzt, daß ſie von Jemandem, der fein Recht dazu hatte, alſo widerrecht⸗ 
lich, angeeignet würden. 

Nun wollten aber Fürſt Carolath und wir, dies in der bezeichneten Schärfe 
nicht, ſondern wir gingen von der Anſicht aus, daß in der That eine Wider- 
techtlichleit nach der Auffafjung, die nun einmal in einem fehr großen Theile 
der Monarchie befteht, in der Aneignung von ſolchen Waldproduften, alſo von 
Beeren und Pilzen, nur dann befteht, wenn der Eigenthiimer ein Verbot dagegen 
erlaffen bat. 

Wir meinten, daß dies in der allgemeinen Meinung des Volkes begriindet 
je, daß e8 Hart fei, Jemanden, auch einen barmlojen Spaziergänger oder ein 
paar Kinder ohne Weiteres zu beftrafen wegen Holzdiebftahl, wenn fie etiva de- 
nunzirt werden, Beeren gefammelt zu haben. Deswegen halten wir es flir noth- 
wendig und ich muß es auch für juriſtiſch korrekt anjehen, hinzuzufügen, daß ein 
Diebftahl nicht ftattfindet, wenn folche Pilze und Beeren geworben und einge- 
ſammelt werden, ohne daß ein Verbot des Waldeigenthiimers vorliegt. Das 
Verben und Einfammeln ift nichts Anderes als das wideirechtliche Aneignen. 
Bir erllären damit nichts Anderes, als dieſes Aneiguen wird nur danı als 
widerrechtlich erachtet, wenn e8 durch ein Verbot des Waldeigenthümers konftatirt 
it, daß eben der Wille nicht vorhanden war, daß dergleichen gefammelt werden 
fan. z 

Ich kann auch nach der ſcharſen Kritil des Herrn Grafen zur Lippe nur er- 
achten, daß der Standpunkt des Amendements ein Torrefter ift und felbft korrekter 
al3 die Regierungsporlage, welche in $ 1 sub 4 das im Allgemeinen als Dieb- 
ſtahl Hezeichnet und an einem ganz andern Ort und in einem Gefeß, von welchem 
man nicht weiß, wann und wie es in Kraft tritt, eine clausula salvatoria macht 
Dies zur Rechtfertigung der Formulirung. Die materielle Begründung will ich 
dem Herrn Antragfteller jelber überlaſſen. 

Fürſt zu Carolath - Benthen: Durd den vorliegenden Berbefferungs- 
Antrag, den ich mir erlaubk habe, im Namen meiner politifchen Freunde zır ftellen, 
joll der Sinn der NRegierungsporlage aus dem torrefpondirenden Paragraphen 
der Feld. und Forſtpolizeiordnung wieder hergeftellt werden. Meine politifchen 
Freunde und ich waren der Auficht, daß dies am beften durch einen Zuſatzpara⸗ 
sraphen Hinter 4 geſchieht. Aus meiner Erfahrung als Waldbefiter glaube ich 
Ionftatiren zu fünnen, daß durch das Sammeln von Pilzen und Beeren abfolut 
fein Schaden dem Waldeigenthiimer zugefügt wird. Befanntlich befchäftigen fich 
hanptſächlich mit Sammeln von Beeren und Pilzen Kinder und arme alte Wei- 
ber, umd ich wünſche nicht, daß der ſpärliche Verdienft, den fie daraus erzielen, 
ihnen unntit verkümmert werde. Ueberdies fteht es ja jedem Waldbefiter frei, 
wenn er, wie Herr Graf zur Lippe jagt, auf diefe Nebennutzungen, das beißt 
auf Beeren und Pilze, angewiejen ift, und wenn er feine Einkünfte durch Beeren⸗ 
und Pilzeſammeln gefährdet glaubt, durch ein ausdrückliches Verbot der ganzen 
Sache ein Ende zu machen. Auf einen Einwand, den mir Herr Graf zur Lippe in 
feiner — mir gütigft in Ausficht geftellten — ſcharfen Kritit wahrjcheintich noch 
machen wird, nämlich vielleicht dahingehend, daß die Nigorofität dieſes Geſetzes 
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leicht durch eine ausdrückliche Erlaubnig des Waldeigenthlimers gelindert werden 
könne, entgegue ih, daß unter Berüdjichtigung der menſchlichen Bequemlichkeit, 
der auch ein Waldbefiger unterworfen fein kann, es dem Betreffenden in der 
Regel ſchwerer fein wird, eine ausdrüdlihe Erlaubniß zu geben, als ein Ber- 
bot zu erlaffen, wenn er feine Intereſſen geſchädigt glaubt. 

Ich richte an das Hohe Haus die Bitte, diefen Antrag, der fih, wenn ıd) 
recht verftanden habe, auch der vollen Unterftügung der Königlichen Staatsregie- 

rung erfreut, zu unterflüßen. 

| Graf von Brühl: Zuerft erlaube ih mir an den Herrn Antragfteller die 
Frage zu richten, wie er denn wohl diefes Verbot zur Kenntniß des Publikums 
bringen will? Ich weiß nicht, will er eg im Umkreiſe einer Forft an einen jeden 
Baum anſchlagen laffen, oder glaubt er, daß es genügt, wenn es an jeden öffent- 
lichen Weg angefchlagen wird, oder glaubt er, daß es genügt, wenn es einmal 
im Jahre vielleicht im Amtsblatte befannt gemacht wird? Ich möchte das be- 
zweifeln und möchte glauben, daß die Richter dieſe Meinung theilen würden. 
Ich glaube, es wurde ſich jehr häufig dann herausftellen, daß die Beerenſammler 
das Verbot nicht gekannt haben und nicht feinen fonnten und fie würden deshalb 
frei ausgehen. Ich möchte aber doch aud) den Herrn Antragfteller fragen, warum 
er feinem guten Herzen die Freude nehmen will, Wohlthaten mit feinem Eigen- 
thum zu erzeugen, warum er denn dem Staate jein Recht über fein Eigenthum 
freigeben will. Fa, meine Herren, das find im wahren Sinne des Wortes kom⸗ 
muniftifche Gefiunungen. Das Eigentdum des Waldes ift ebenjo gut Eigenthum 
wie das Eigenthum eines Nodes; ebeufogut, wie ich nicht Jedem erlaube, in dem 
Augenblid, wenn ich meinen Rod nicht trage, den Rod anzuziehen, gehört auch 
Erlaubniß dazu, irgend einen Theil meines Eigenthums zu benußen. 

Ich möchte Herrn Prinzen Carolath fragen, warum er es vorzieht, einer 
großen Anzahl von Forftbefigern das Odium zuzuziehen, das, was das Geſetz 
als öffentliches Eigenthum erklären fol, nach feinem Antrage, der Benugung der 
armen Klaffen eutziehen zu müſſen. Wil Prinz Sarolath die Pilz- und Beeren- 
benugung den armen Leuten geben, wie ich es in fehr vielen Fällen thue, fo 
mag er feine vorhin gejchilderte Bequeinlichkeit überwinden und fi) die Mühe 
geben, nicht einmal jelbit, fondern durch feine Forftbeamten Erlaubnißjcheine aus- 
ftellen zu laffen; er wird danı auf Dank zu rechnen hüben, während er jetzt auf 
Fluch zu rechnen haben wird, wenn das Berbot eintritt. Ich möchte Herrn 
Prinzen Carolath fragen, ob er Jäger ift, und wenn er Jäger ift, wird er wiffen, 
daß es Zeiten giebt, wo man nicht den Muth bat, im eigenen Forſt eine Büchſe 
loszufchießen, weil iiberall Leute herumkreifen und Beeren ſammeln. Ich möchte 
ferner Herru Prinzen Carolath fragen, wie er ſich dicjen neuen Paragraphen 
dentt? Es fol hinter $ 1 ein Paragraph fonımen, wo den Sammlern verboten 
wird, dem Verbot des Waldeigenthiimers zumider Beeren und Pilze zu ſammeln. 
Ja, meine Herreu, damit deden fie eine Maſſe Lücken des Geſetzes auf. 
Dann müſſen fie ein Gefet geben: das Trinken von Waffer ift verboten, wenn 
es der Befiger der Duelle verboten bat. Alſo da müſſen fie noch einen ſehr 
langen Paragraphen Hinjfegen, der alles das bezeichnet, was nicht verboten 
werden foll. 

Ich bitte Sie dringend, meine Herren, im Jutereffe der Waldeigenthiimer, 
noch mehr aber um des guten Einvernehmens willen, welches zwifchen den Wald- 
eigeuthümern und der armen Bevölkerung jetst herrſcht und von dem ich wilufche, 
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daß e8 immer fortherrfchen möge, dieſes Amendement, welches ich als eine wefent- 
liche Verſchlechterung bezeichnen muß, nicht anzunehmen, deun Sie werden bloß 
Haß und Erbitterung zwifchen den Befigenden und den Nichtbefienden herbei- 
führen. Der Beſitzende wird häufig gezwungen fein, dieſes Verbot ergehen zu 
laffen und wird daflir gehaßt werden; der Befier, wenn er als Befiger vom 
Geſetz anerlannt wird, wird berechtigt fein, Wohlthaten zu erweijen und 
dann wird es ihm gedankt werden; vermehren Sie nicht noch mehr den Neid 
der befilofen Klaſſen gegen die befigenden. Laffen wir es bei dem beftehenden 
Recht, denn auch nach dem bisher beftehenden Forftdiebftahlsgefege ift das Pflücken 
von Beeren und Pilzen verboten und ift beftraft worden. Wenn die Königliche 
Staatöregierung diefem Amendement beipflichten zu können glaubt, fo muß ich 
geftehen, dag mir das nicht recht Mar und nicht recht erfichtlich ift. 

Ich weiß nicht, woher die Königliche Staatsregierung das Recht nimmt, auf 
recht bedeutende Nutungen zum Nachtheile des Staates zu verzichten. Meine 
Herren, ich babe erft im vorigen Jahre eingeführt, daß Erlaubnißfcheine zum 
Sammeln von Beeren in meinen Forften gelöft werden fünnen. Ich habe Er- 
laubnißjcheine ertheilt, die gegen Geld gelöft worden find. Der Sat dafür war 
15 Sgr., und ih habe dafür im erften Jahre die Einnahme von beiläufig 
300 Mark gemacht. Ich bitte zu bedenken, daß dies für die ganzen Staats— 
forften ein nicht unmefentliches Objekt ift, von dem ich nicht weiß, moher die 
Berwaltung das Recht hat, es aufzugeben. Meine Herren, ich bitte Sie nod)- 
mals, nicht Unfrieden zu erregen. Wollen Sie für diefen Unfrieden nicht etwas 
Popularität fir diefes Hohe Haus erfaufen? Wollen Sie diejen Unfrieden nicht, 
jo verwerfen fie das Amendement des Fürſten von Carolath-Beuthen, 

Bredt: Ich bedauere aufrichtig, daß diefer unfchuldige Paragraph zu ſolchen 
Disfuffiouen, die fich theilweife perfönlich zugefpitt haben, Veranlaffung gegeben 
bat. Das ift in der That nicht beabfichtigt gewefen, fondern nur die Weber- 
zeugung bat die Antragfteller geleitet, daß es fich nicht empfiehlt, die Kategorie 
von „Beeren und Pilzen“ ausdvrüdiih im 8 1 Alinea 4 nambaft zu machen. 
Herr Graf zur Lippe hat bemerkt, unſer Amendement enthalte einen Widerjpruch, 
weil im Anfange des $ 1 ausdrüdlich gejagt fei: Yorftdiebftahl im Sinne des 
Geſetzes ıft der in einem Forſt oder auf einem anderen hauptächlich zur Holz- 
nugung beftimmten Grundſtücke verübte Diebftahl, alfo 1. an Holz u. j. w., 
2. an Pilzen und Beeren u. f. w. Nun, meine Heften, es giebt doch nad 
juriftiichen Begriffen befanntli auch einen bedingten Diebftahl, und diefen 
Begriff haben wir im Amendenent dahin ausgedrüct, daß ein Diebftahl nur 
dann vorhanden ift, weun der Waldeigenthimer das Sammeln verboten hat 
Das Hohe Haus wolle nicht vergeffen, daß auch die Staats-Negierung dem 
Amendement beitritt. Iſt es doch in vielen Gegenden ein allgemeines Herkom— 
men, daß von Arm und Reih im Walde Beeren und Pilze gefucht werden. 
Wo ift denn in diefem Falle der Dolus, der den Diebftahl konftituirt? Wenn 
bier beftraft werben fol nach dem Maßſtabe des Geſetzes, dann fehlt die Grund 
bedingung der Strafe: die mala fides, das Bewußtfein der verübten böfen That, 
der Dolus. Das wird der Herr Graf zur Lippe nicht beftreiten können und 
eine Deduktion ift daher juriftifch Hinfälig. Ich gebe ihm ferner die harten, 
Konfequenzen zu bedenken, welche ſolche Beftimmungen des Geſetzes hervorrufen 
würden, wenn die Strafen des Diebftahls beim Sammeln von Beeren u. |. w. 
unbedingt zur Anwendung fommen jollten, dann haben ja auch in dieſem Falle 
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die geſchärften Beſtimmungen des 86 Anwendung. Der 86 lautet aber folgender- 
maßen: 
Neben der Geldftrafe kann auf. Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Monaten 
erkannt werden: 
1. wenn der Forſtdiebſtahl von drei oder mehr — ge⸗ 
meinſchaftlich begangen iſt, 
2. wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der — ——— des 
Entwendeten begangen iſt. 

Nun, meine Herren, es iſt ja ein bekannter Brauch, daß drei, vier, ja ganze 
Haufen von Kindern und auch Erwachſene zum Sammeln von Erdbeeren, Wald- 
beeren, Pilzen 2c. ausgehen, follen diefe alle mit einer Gefängnißftrafe, die bis 
zu ſechs Monaten gehen kann, beftraft werden? Soll mit anderen Worten ein 
qualifizirter Diebftahl angenommen werden, wenn mehrere Perſonen derartige 
Forftprodufte jammeln, ohne Dolus, ohne böfe Abfiht? Es Heißt ferner im S 6: 
„neben der Geldftrafe kann auf Gefängnißitrafe bis zu 6 Monaten erkannt werden, 
wenn der Forftdiebftahl zum Zwede der Beräußerung des Entwendeten 
begaugen wird“. Num, meine Herren, arme Leute, welche Erdbeeren, Waldbeeren, 
Pilze Sammeln, verkaufen diejelben gewöhnlich und nun follen diefe Aermſten von 
der Strafe des qualifizirten DiebftahlS getroffen werden fünnen. Das find That- 
jachen, die juriftiich in Betracht fommen müffen. Here Graf zur Kippe bat ferner 
gejagt, wir hätten behauptet, das Beerenfuchen foll frei fein, nein, meine Herren, 
feineswegs, im unferem Amendement ſteht ausdrücklich, daß der Waldbefiter, 
wenn er Intereſſe dazu bat, daffelbe verbieten kann, und es verfieht ſich von 
jelbit, daß er das nicht ſelbſt thut, jondern daß das durch ein Polizeiverbot ge- 
ſchehen muß. Bei fo durchſchlagenden Gründen, möchte ich der entgegengefeßten 
Seite des Haufes anheimgeben, gerade dies zu erwägen, was Herr Graf Brühl 
hervorgehoben hat: es jei nämlich feitens der Kommiffton erftrebt worden, Milde- 
rungen des Geſetzes herbeizuführen, hier aber wiirde eine ganz ungerechtfertigte 
Berfhärfung in das Gele hineinkommen. Sicherlich würde das andere 
Haus eine ſolche harte Beflimmung des Gejees wieder ftreihen. Um das zu 
vermeiden ſchon, meine Herren, nehmen Sie unfer Amendement an. 

Gobbin: Ich kann die Gründe, weldhe Herr Graf zur Lippe angeführt 
hat, im Wefentlichen unterfchreiben. Diejenigen, welche das Amendement des 
Fürſten Carolath gezeichnet haben, gehen von der VBorausfegung aus, daß es 
fih bei Beeren und Pilzen nur um werthloſe Objekte handle und um die Er- 
haltung einer beftehenden Obſervanz. Dem gegenüber muß ich anführen, Daß 
in dem Bezich, in dem ich lebe — und für die Stadt Görlig, die ich vertrete — 
dies nicht zutrifft. 

Die Stadt Görlig Hat einen Wald von etwa 5 Ouadratmeilen und bezieht 
aus dem Sammeln von Beeren und Pilzen eine jährliche Rente von vielen Tau- 
jend Mark; foweit ih weiß und wenn mein Gedächtnig mich nicht trügt, aus 
einer Oberförfterei allein gegen 2400 Mark jährlih. Nun jagen die Antragfteller, 
der Waldeigenthlimer jolle dag Sammeln von Beeren und Pilzen verbieten, und 
erſt dann folle Die Strafe des Diebftahls eintreten. Meine Herren, wie denken 
fi) das die Herren Antragfteller? In dem Wald der Stadt Görlik liegen viele 
Dörfer; der Wald ift ferner umgeben von vielen Dörfern, — es kommen 10 big 
12 in Betracht — und alle diefe Dörfer liegen nicht gefchloffen, ſondern fie liegen 
in einzelnen Hufen zerfireut auf einer Strede bis zu 5 Meilen. Wie joll da 
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der Eigenthümer das Berbot des Sammelus befannt mahen? Die Amtsvor- 
fteher werden eine joldye Belanntmadhung nit an der Amtsfielle aushängen 
wollen, fie können dazu auch nicht gezwungen werden, e8 würde auch nicht aus⸗ 
reihen, die Belanntmahung auf den Oberförftereien auszuhängen; es wiirde 
alfo nichts übrig bleiben, als der Erlaß einer polizeilichen Verordnung; mer foll 
die aber geben? Es konkurriven 5 bis 10 Amtsvorfteher und ein anderer Kreis. 
Es it unmöglich, ein ſolches Verbot fo belannt zu machen, daß die dagegen 
Handelnden auch beftraft werden können. Es fann ihnen nicht bewieſen werden, 
daf fie das Verbot gelannt haben mitfjen. 

Meine Herren, es ift auch eine Anomalie, von dem Waldeigenthlimer zu 
‚verlangen, daß er publiziren fol, daß er fein Eigenthum gefchont wifjen wolle 
Es wäre umgelehrt richtiger, dab derjenige, der dad Sammeln von Beeren und 
Bilzen frei geben will, eine ſolche Belanntmahung erließe und Erlaubnißfcheine 
ausftelle. Denn ein generelles Berbot, wie die Herren Antragfteller wollen, ift 
wirfam nicht zu ermöglichen, wenigftend wenn es fi) um einen großen Wald- 
fompler handelt. Das Geſetz muß aber auf ſolche Fülle zutreffen. Ich will 
nen noch ein Argument betonen, was ſchon Herr Graf von Brühl betont hat. 
Eutziehen fie dem Waldeigenthümer nicht die Möglichkeit, innerhalb feines Wald» 
befitzes Anderen Wohithaten zu erweifen und mit den Einwohnern der Dörfer 
auf gutem Fuße zu leben, entziehen Sie ihm diefe Möglichkeit nicht. Ich könnte 
bedenkliche Beifpiele anführen, wie die Dinge fi) geftalten, wenn der Waldeigen- 
thümer es nicht in der Hand hat, die Freiheit feines Eigenthums zu wahren. 
Der Rechtszuſtand liegt fo: der Eigenthümer hat das Recht, zu verlangen, daß 
ihm das Eigenthum nicht ungeftraft angegriffen werden darf; derjenige, welcher 
fein Eigenthum freigeben will, hat jeden Augenblid die Möglichkeit, es zu thun. 
Aber den Waldeigenthümer in Gegenden, wo eine Objervanz nicht befteht, 
zwingen- zu wollen, etwas praktiſch Unausführbares thun zu follen, um fein 
Eigenthum zu ſchützen und dadurch die Sicherheit feines Eigenthums jeden 
Augenblid in Frage geftellt zu fehen, halte ich für einen gefährlichen Standpunkt 
der Geſetzgebung, und deshalb werde ich gegen dad Amendement flimmen. 

Graf von Itzenplitz: Ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß es bei 
dem Amendement jedenfalls ein Fehler ift, daß der Modus der Publikation nicht 
durch Das Geſetz feftgefett wird. Geſchieht das nicht, dann werden unzählige 
Streitigkeiten darliber ausbrechen, wie der Modus der Publikation erfolgen fol. 

Regierungskommiffar, Landforftmeifter Müller: Meine Herren, die Staats» 
vegierung ift der Anficht, daß es der allgemeinen voltsthümlichen Anficht nicht 
entipricht, da8 Sammeln von Beeren und Pilzen als eine Handlung zu erachten, 
die gleichfteht der Entwendung von Streu, Moos und anderen derartigen Wald- 
produlten. Es iſt dies wenigftens in einem überwiegenden Theile des Landes 
der Fall, trogdem das jeige Holzdiebftahlsgejeß, nach welchem das Fortuehmen 
von Beeren und Pilzen als Diebftahl an Waldproduften zu beftrafen if, ſchon 
jeit 25 Jahren befteht. Es denkt jet fein Wuldbefiger, kein Forftfchugbeamter 
daran, einen Spaziergänger, einen Wanderer, der durch den Wald geht und 
Beeren pflüct und verzehrt, daran zu verhindern, oder ald Diebftahl anzuzeigen, 
wenn, wie dies vielfadh in Waldungen gefchieht, die in der Nähe von Badeorten 
oder großen Städten liegen, von den Kindern der Badegäfte oder Städter auch 
Beeren, die fie nicht fofort verzehren, und Pilze, die ja zu Laufenden im Walde 
verfaulen, gefammelt uud mit nach Haufe genommen werden. Daß man dies fo 
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hingehen läßt, ift aber eine Laxheit von Seiten der Forftihutbeamten, denn nach 
dem von ihnen auf das Holzdiebitahlsgefeß geleifteten Eide find fie verpflichtet, 
alle Zumiderhandlungen gegen dad Geſetz anzuzeigen. Das vorliegende Geſetz, 
wenn es angenommen wiirde in der Form, wie es aus den Beſchlüſſen der Kom- 
miffion hervorgegangen ift, wenn alfo bier die Beeren und Pilze als Gegenftände 
des Forſtdiebſtahls beſonders hervorgehoben würden, würde, wie das jett gel- 
tende Gejeß, im Widerfpruch ftehen mit dem gegenwärtig allgemein anerkannten 
und als felbftverftändlich erachteten, man könnte beinahe fagen, zur Sitte gewor- 
denen Zuflande Es muß als wäünſchenswerth erachtet werden, diefen Wıder- 
fpruch aufzuheben oder zu verhüten. Es giebt nun allerdings Gegenden, in denen 
das Beerenfammeln nicht fo beiläuftg und gelegentlich ausgeführt, foudern ge— 
wiffermaßen gewerbsmäßig zun Verkauf der gefammelten Beeren betrieben wird. 
Aber auch hier wirde es der allgemeinen Anſchauung wohl nicht entfprechen, 
dies Sammeln von Beeren und Pilzen ohne Weiteres und fo ganz bedingungs- 
[08 fofort unter Strafe zu fielen und als Forftdiebftahl zu behandeln. 

Adgejehen davon aber Hat dies Sammeln auch feine volfewirthfchaftliche 
Seite. Es find gerade die Ärmiten Gegenden, die Waldgegenden, und in biefen 
Gegenden die ärmften Schichten der Bevölkerung, welche dur dag Beeren- 
fammeln einen Arbeitsverdienft fich jchaffen, und zwar gerade zu einer Zeit, wo 
e8 ar Arbeitsverdienft in den Waldgegenden fehlt. Daher ift es auch hier er- 
wünscht, das Beerenfammeln ihnen nicht zu erfchweren, fondern möglichft‘ offen 
zu halten. Die Staatsregierung hat aber keineswegs die Abficht, die Forſtbeſitzer 
in ihrem eigenen Intereſſe zu beſchränken; keineswegs will fie das Aneignungs- 
recht der Beeren und Pilze bedingungslos und abfolut freigeben; fie will den 
Waldeigenthümer nicht verhindern, frei über fein Eigenthum zu disponiren, fei es, 
daß er die Beeren und Pilze ſelbſt nutzen will, fei ed, daß er, um Unfug im Walde zu 
verhitten, oder aus anderen Gründen, nur beftimmten Perfonen die Erlaubniß zum 
Sammeln zu ertbeilen beabfichtigt. Die Staatsregierung wünſcht fogar, daß der 
Waldbefiter in diefem feinem Nechte ganz beſonders gefchlitst werde, und fie hat des— 
halb in dem Entwurf des Feld» und Forftpolizeigefeges eine Beftimmung aufgenom⸗ 
men, nach der derjenige mit Geldftrafe bis zu zehn Mark oder Haft beftraft werden 
fol, welcher Beeren und Pilze wider das Verbot des Waldbeſitzers ſammelt. Die 
Staatdregierung glaubt, daß diefe Ordnung des betreffenden Nechtsverhältniffes 
allen Anforderungen gerecht wird, indem fie einerſeits Rechnung trägt dem allge-- 
meinen Bollsbewußtjein, dem allgemeinen gegenwärtigen Gebrauch, und anderer: 
jeits auch die Nechte des Waldeigenthlimers in ausreichender Weife jchüßt. 

Es ift gerade gegen das Verbot eingewendet worden, daß den Waldbefiter 
ein Odium treffen werde, wenn er das Beerenfammeln verbietet. Dagegen ift 
geltend zu machen, daß da, wo ſchon jett feitend des Waldbeſitzers felbft die 
Beeren zenutzt werden, wo derfelbe ſchon jett eine Einnahme daraus erzielt, von 
einem Odinm keine Rede fein kann, wenn ein ſolches Verbot ergeht. In den 
Gegenden aber, wo das bisher nicht gefchehen ift, nun, da iſt es fraglich, ob es 
von vornherein wünſchenswerth ift, daß dies geſchieht; es wird aber, wenn wirt- 
lich eine finanzielle Einnahme aus der Beerennugung zu ziehen ift, der Wald: 
befier die8 geringe Odium auch auf fich nehmen können. Ich bemerke, daß faft 
in den meiften größeren Privat- und Gemeindewaldungen, gerade fo wie in den 
Königlichen Staatsforften, da8 gemerbsmäßige Sammeln an und fiir fi) feines. 
wegs geftattet ijt und nur auf Grund von Erlaubnißfcheinen jtattfindet, mithin 
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| dur den Erlaß eines Verbotes Teine Aenderung des jetigen Zuftandes eintreten 
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wirde. Was ferner die Anführung betrifft, das man ja in derſelben Weiſe, mit 
chen dem Rechte, wie die Beeren und Pilze auch die Streu behandeln könne, fo 
it nicht zuzugeftehen, daß die Streu den Beeren und Pilzen gleichitehe. Einmal 
trennt fhon die allgemeine Anſchauung beide Walderzeugniffe in ihrer Bedeutung 
sehr wohl. Während die Beeren und Pilze in den meiften Gegenden, wenigftens 
in einem großen Theile des Landes angefehen werden gleich dem Quellwaſſer oder 
wie die Blume am Wege oder wie die bunten Käfer, die im Walde ımberfliegen, 
eriennt wohl jeder an, daß die Streu ein Waldprobuft fei, was wefentlich für 
das Gedeihen des Waldes beiträgt, das nicht fo ohne Weiteres und ohne Schaden 
aus dem Walde entfernt werden kann, wie die Beeren und Pilze. 

Bas die Verbreitung des Verbots anbetrifft, jo wird ſich doch für das 
Lerbot ebenſowohl eine Berbreitungsart finden laſſen, wie für die Ankündigung 
ver Holzverlaufstermine und dergleihen. Da wird von Ort zu Ort eine Lifte 
gefickt, und zur Verbreitung an die Ortsgehörigen dem Ortsvorftande ausge 
händigt. Solche Ankündigung verbreitet ſich fehr fchnell und wird durch Das 
Anshängen bei den Ortsvorſtänden auch amtlich verbreitet. 

bon Simpfon-Georgenburg: Ich wollte eigentlich auf das Wort ver- 
jihten, nachdem Herr Gobbin fo Mar umd deutlich die Berhältniffe vorgetragen 
hat gegen das Amendement des Fürften Carolath. Nachdem aber der Herr 
Staatslommiffar So eben vorgeführt bat, daß es eine Volksanſchauung if, ja er 
hat e8 eine Sitte genannt, fremdes Eigenthum zu nehmen, ohne daß eine Strafe 
daranf fteht, da fühle ich mich doch gedrungen, zu erwidern, daß wir nicht Ber: 
anlaſſung haben, die Loderen Begriffe über Eigenthumsrecht noch in irgend einer 
Beile gewiffermaßen zu verwirren. Ich bitte, den Ausdrud zu entjchuldigen; ich 
habe feinen anderen. Ich glaube, daß es die Aufgabe des Hohen Haufes ift, bei 
der Geſetzgebung über Holzdiebftähle die Anſchauung klar zu Iegen, die etwa 
gegen das abfolute Recht fi im Volle verbreitet hat und demfelben zu einer 
richtigen Anſchauung zu verhelfen, damit e8 das Eigenthum achte. Ich bitte, 
meine Herren, verwerfen Sie das Amendement des Fürften Carolath. 

von Dechend: Meine Herren, Herr von Simpſon hat e8 als eine 
‚lodere Sitte” bezeichnet, wenn Jemand in einem fremden Walde Beeren 
pflüdt. Ich glaube, daß weder er noch ırgend ein anderes Mitglied dieſes 
Haufes nicht Schon in der Lage gewefen ift, in Gefellfchaft einmal im Walde eine 
Ölume oder eine Waldbeere zu pflüden, und ich glaube nicht, daß irgend einer 
von den Herren es als ein Kapitalverbredhen angeſeben hat oder anſehen wird. 
Bir betrachten fammt und fonders das nicht als ein Verbrechen, und daß ift der 
Grund, warum die Herren von meiner Fraktion der Beflimmung eine andere 
Stellung geben wollen. Ich gehe noch meiter als fie, ich bin der Meinung, dat 
es jehr wohlgethan wäre, wenn wir im Holzdiebftahlsgefetge Die Worte „Beeren 
und Pilze” ganz fortließen, wie es urjprünglich die Regierung in Abficht hatte, 
md nur in dem Feld- und Forftpolizeigefege, $ 39, die Beftimmung aufnehmen: 
„mit Geldftrafe bis zu 10 Mark oder mit Haft bie zu 3 Tagen wird beftraft, 
wer auf Forftgrundfiliden, sub 2, ohne Zuffimmung des Waldeigenthlimers 
Baldbeeren oder Pilze zum Verlauf fammelt oder falls er einen Erlaubnißfchein 
erhalten hat, denfelben während des Sammelns nicht bei ſich führt“. 

Ich glaube, meine Herren, dadurd wird Alles, was Sie wollen, erreicht, 
md es wird vermieden, was ich und meine Fraltionsgenoffen in jeder Weije 
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vermeiden ‚wollen, daß nämlich diefes nicht blos nach allgemeiner Meinung, fou- 
dern nach dem Bollsbewußtfein einem Diebſtahl durchaus nicht gleichzuſtellende 
Bergeben als ſolches behandelt werde. 

Ich würde nun ein Amendement geftelt haben, wenn ich meinen Zwed nicht 
ebenfogut erreichen könnte, wenn ich um eime getrennte Abflimmung über Nr. 4 
im $ 1 bitte, in der Art, daß zunächſt darüber abgefiimmt wird, ob die Worte 
„Beeren und Pilze‘ fiehen bleiben follen, und erſt dann Über den ganzen Para- 
graphen. Ex 

Negierungstommiffar, Geheimer Ober⸗Juſtizrath Oehlſchläger: Deine 
Herren, der Herr Kommiffarius des Yinauzminifteriums bat Ihnen die Gefichts— 
punkte vorgeführt, welche die Negierung bewogen haben, das unbefugte Sammeln 
von Beeren und Pilzen nicht in dieſem Gefege, fondern in dem Forftpolizeigefete 
zu behandeln und dort aus einem andern Geſichtspunkte, als demjenigen des 
Diebftahls, unter Strafe zu ſtellen. Ich will auf die hierbei maßgebenden &e- 
fihtöpunfte nicht meiter eingeben, fie liegen dem Neffort, welches ich zu vertreten 
die Ehre babe, ferner, fie gehören in der Hauptfacdhe dem Gebiete der Volks⸗ 
wirthihaft an. Dagegen möchte ich mir erlauben, eine Frage von mehr juri« 
ftifcher Bedeutung zu berühren, um einem Mißveritändniffe zu begeguen, von 
dem ich glaube, daß es noch obwaltet. Es ift nämlich mehrfach davon gefprochen 
worden, daß, wenn das unbefugte Sammeln von Beeren und Pilzen unter deu 
Gefihtspuntt des Forftdiebftayls gebracht werde, Jeder, der etwa bei einem ge- 
legentlihden Gange dur den Wald ein paar Beeren pflüdt, als Forftdieb beftraft 
werden müßte. Meine Herren, das ift nach meiner Auffaffung nicht zutreffend. 
Wie überall, fo wird auch bier der dolus maßgebend fein für die Strafbarkeit, 
und man wird das Pflüden einzelner Beeren, welche feinen Werth repräfentiren, 
ebenjowentg als Diebftat! auffaffen dilrfen, wie man denjenigen, der etwa eine 
Stridnadel oder eine andere werthloſe Sade fi aneiguet, nit als Dieb 
beftraft. 

Ich kann dann ferner, meine Herren, nur beftätigen, was, wenn ich nicht 
irre, der Herr Neferent hervorgehoben hat, daß nad) dem beftehenden Rechte die 
Entwendung von Beeren nnd Pilzen allerdings unter den Begriff des Yoritdieb- 
ſtahls zu bringen fein möchte. Seitens der Königlichen Staatsregierung iſt aber 
aus den von dem Herrn KRommiffarius des Finanzminifteriums bervorgehobenen 
Gründen der andere in der Feldpolizeiordnung vertretene friminelle Geſichts⸗ 
punft als derjenige erachtet worden, mit dem man befjere Refultate erzielt, mit 
dem man dem Uufuge des unbefugten Beerenſammelns, wie er zur Zeit in eins 
zelnen Gegenden überhand nimmt, befjer ftenert, als mit dev im dieſem Gefege 
vorgejehenen Forftdiebftahlsftrafe. Dieſe Strafe ift nach dem bisherigen Geſetze 
zuläffig und doch find wir mit dem bisherigen Gefege nicht weit gelommen. 

Indem ich nun, meine Herren, mich zu dem Wutrage von Garolath wende, 
glaube ich hervorheben zu follen, daß diefer Antrag doch nicht den Gedanken der 
Regierungsvorlage trifft. Der Herr Graf zur Lippe hat, wie ich glaube, richtig 
hervorgehoben, daß, wenn im $ 1 gejagt wird: „der Diebftahl an Beeren ift 
Forſtdiebſtahl“, man nicht Hinzufligen dürfe: „aber er ſoll nur flrafbar fein, wenn 
ein Widerfpruch des Eigenthlimers gegen die Entwendung fonftatirt if”; damit 
bringe man Verwirrung in die Begriffsbefimmung des Forſtdiebſtahls; der 
Sorfidiebflahl folle ebenſo als Diebitahl angeſehen werden, wie jeder andere Dieb- 
ſtahl. Ich kaun diefer Ausführung des Herrn Grafen zur Lippe nicht entgegen- 
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treten. Durch jenen Zuſatz, welcher die Strafbarkeit des Beerendiebſtahls an 
den Widerſpruch des Eigenthümers knüpft, könnte allerdings nicht bloß in Bezug 
auf Beeren und Pilze, ſondern auch in Bezug auf die anderen Gegenſtände des 
Forſidiebſtahls die Begriffsbeſtimmung dieſes Delikts einer Mißdeutung preis⸗ 
gegeben werden. Ich möchte meinen, daß wenn der Herr Antragſteller dem Ge- 
danken der Regierungsvorlage Rechnung tragen will — und ich glaube, daß dies 
die Abficht des Herrn Antragfiellers ift —, er darauf auszugehen haben wird, 
bier die Beeren und Pilze zu ſtreichen und in dem Forſtpolizeigeſetze das unbe- 
fügte Sammeln derjelben unter Strafe zu fielen. Wird dann dort Anftoß ge: 
nommen an den Worten: „dem Verbote des Waldeigenthümers zuwider‘, jo wird 
es leicht fein, zu einer anderen Faſſnng zu greifen, 3. B. zu der von dem Herrn 
Lorredner vorgelefenen Faſſung: „ohne Zuftimmung des Waldeigenthümers“. 

Noch eine Bemerkung möchte ich bezüglich des Amendements von Carolath 
wir erlauben. Es wird gejagt: „Das Werben und Sammeln yon Beeren und 
Pilzen it nur ftrafbar, wenn es dem Berbote des Waldeigenthümers zumider ge» 
ſchieht“. Ich möchte glauben, daß das Wort „Werben hier nicht paßt; bei 
Filzen und Beeren Sprit man wohl nicht von Werben; es ift dies Wort wahr- 
(deinfid gebraucht im Anfchluß an den vorhergehenden Abſatz; dort hat «8 aller- 
dings feine Bedeutung. Es bezieht fi dort auf Grad, Moos uud dergleichen. 
Hier aber würde man wohl nur von „Sammeln“ fprechen können. Sollte übri- 
gend der Herr Antragfieller die Bejorgniß hegen, daß man durch die Wiederher- 
Relluug der Negierungsporlage bei $ 39 des Forſtpolizeigeſetzes eine zweifache 
Beftrafung beritelle, weil nach den allgemeinen Beftimmungen ded $ 1 Nr. 4 
diefed Gefeßes das Sammeln von Beeren und Pilzen unter den Begriff des Forft- 
diebſtahls und nach der Sonderbeftimmung des 8 39 des Forſtpolizeigeſetzes unter 
den Begriff des Forſtfrevels falle, — ich fage, wenn der Herr Antragfieller dieſes 
edenten begt, fo könnte man ja bier dem 8 1 einen Zufa dahin aufügen: „Das 
ubefugte Sammeln von Beeren und Pilzen wird nicht nad den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes, fondern nad) Maßgabe des Feld: und Forſtpolizeigeſetzes beftraft.‘ 
— Bürde dann die Regieruugsvorlage im 8 39 des Feld» und Forſtpolizeigeſetzes 
wieberhergeftellt, fo wide damit dem Gedanken der Regierung vollftändig Ned» 
zung getragen und auch, wie ich glaube, der Gedanke des Herrn Antragfiellers 
getroffen fein. 

Graf zur Lippe: Meine Herren, Herr Bredt hat mi auf die Konſe— 
qenzen meiner Ausführungen geglaubt aufmerkſam machen zu müffen, die habe 
ih mir allein gezogen, die Konfequenzen find und vollftändig Har geworden, als 
wir bei dem Paragraphen die erjhwerenden Umftände zu berathen hatten. Ur— 
ſprünglich war befchloffen, daß die Strafe bis 6 Monate obligatorifh in den er- 
\äwerenden Fällen dieſes Paragraphen eintreten müßte. Wir haben in ber 
zweiten Leſung beſchloſſen, die Strafe nicht obligatorifch, fondern falultativ zu 
machen, damit Fälle der vorliegenden Art, wie die Entwendung von Beeren 
und Pilzen, nicht nothwendig mit einer harten Strafe belegt werden müſſe, ſon⸗ 
dern dem verfländigen Richter freigegeben werde, folche geringen Fälle mit der 
geringften zuläffigen Strafe zu ahnden. Das war die Vorausfegung, von der 
wir ausgegangen ſind. Herr Bredt wird mir alſo nicht nachweiſen können, daß 
die Konſequenz meiner Ausführungen dazu führt, ſolche unbedeutende Diebſtähle 
mit einer ſchweren Strafe belegen zu müſſen. Herr Bredt hat die Eutwendung 
Mer das Sammeln von Beeren nnd Pilzen eigentlich feinen Diebftahl genannt, 


— 170 — 


weil der Dolus nicht vorhanden fei, und demnächſt führt er aus: das Entwenden 
von Beeren und Pilzen fei ein bedingter Diebftahl, fowie der Waldeigenthiimer 
das Einfammeln verbietet. Es ift alfo von der Willkür eines Menſchen ab- 
hängig, ob eine beftimmte Handlung beftraft werden foll oder nicht. Das mwider- 
ftreitet allen Feftfegungen im Strafgefebuche, das muß von feſten Grundfägen 
ausgehen und nicht abhängig fein von dem Belieben dritter Perjonen. 

Nun, meine Herren, es ſoll ferner eine volksthümliche Sitte geworden fein, 
fi frendes Eigenthum anzueignen. Meine Herren, dag bisherige Geſetz ift von 
einer anderen Anficht ausgegangen und ih glaube doch, daß das bisherige Ge- 
feß fo ungefähr das Rechtsbewußtſein, was in der Nation eriftirt, ausdrücke, 
und wenn Jemand behauptet, das Geſetz hätte das Rechtsbewußtſein der Nation 
nicht ausgedrüdt, fo verlange ich etwas Anderes wie ein paar leere Worte. 
Wenn Sie aber hier die Worte „Beeren und Pilze“ fireichen wollen und, meine 
Herren, Sie bringen in das andere Gejeg, was uns heute vorliegt, eine des⸗ 
fallige Beitimmung nicht hinein, was ift die Folge? Die Folge ift die, daß die 
Entwendung von Beeren und Pilzen nah dem Forftdiebftahlsgefeß beftraft werden 
wird. Dies liegt in der Kombination diejer beiden Gejege. Wir würden in der 
Kommiffion auch gar nicht Veranlaffung gehabt haben, fpeziell die Pilze und 
Beeren bier in diefer Nummer einzuführen, wenn in Betreff derjelben nicht in 
der Negierungsporlage zu dem anderen Gefee eine andere Beflimmung getroffen 
wäre, die eben d18 Sammeln von Beeren und Pilzen gar nicht als Entwendung, 
fondern als eine einfache für ſich beftehende Kontravention charakterifirt wiſſen 
wollte. Das wollten wir nit. Wir waren alfo genöthigt, um ımferen Gedanken 
einen Haren Ausdrud zu geben, hier ausdrücklich Beeren und Pilze aufzunehmen. 
Wir haben damit den gegenwärtigen Rechtzuſtand firirt und ich glaube, mir be⸗ 
finden uns nod) vollftändig in dem Rechtsbewußtſein der Nation, wenn wir dabei 
ftehen bleiben. 

Bredt: Meine Herren, ich würde mich herzlich freuen, wenn es mir ge- 
länge, mit dem Herrn Grafen zur Lippe einmal auf denfelben Standpunkt zu 
tommen. Vielleicht ift dies diesmal möglich. Ich verfenne gar nicht, daß Die 
Beſtimmung über den eventuellen Diebftahl an Beeren und Pilzen bier in dies 
Gejeß gehört und nit in das Gefek fiir Forft- und Feldpolizei; denn Die 
Beeren 2c. gehören zu den Walderzeugniffen, und die Beftimmung darüber muß 
daher bier Platz finden. 

Ich verfenne auch nicht, daß in dem Amendement des Herrn Flrften von Ca- 
rolath eine Unbeftimmtheit eingefchlichen ift, die ich gern befeitigen möchte. Wenn 
darin nämlich gejagt ift, daß das Sammeln von Beeren und Pilzen nur ftraf- 
bar ſei, wenn es dem Verbot des Waldeigenthiimers zumider gejchieht, fe Tann 
man allerdings fragen: wer bat das Berbot zu erlaifen, der Waldeigenthiümer 
jelbft oder welche Behörde, die Polizeibehörde u. ſ. w.? 

Um nun diefe Unbeftimmtheit zu bejeitigen, ftelle ich für den Fall, daß das 
Amendement des Herrn Fürften Carolath verworfen wird, ein Unteramende- 
ment, welches lautet: 

„Bei Entwendung von Beeren und Pilzen findet die Verfolgung nur 
auf Antrag ſtatt.“ 

Dabei verweiſe ih Sie, meine Herren, auf den Forft- und Poltzeigeſetz- 
Entwurf, wo fie im $ 25 einen faft ganz gleichen Baffus finden. Der Paragraph 
lautet nämlich: 
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„Mit Geldftrafe bis zu dreißig Marf oder mit Haft bis zu Einer 
Woche wird beftraft, wer, wenn er außer den Fällen des 8 123 des 
Strafgeſetzbuchs ohne Befugniß auf einem Grundftüde fi aufhält, 
auf die Aufforderung des Berechtigten fich nicht entfernt. Die Ber- 
folgung tritt nur auf Antrag ein.“ 

Gerade fo können Sie e8 bei dem Sammeln der Beeren und Pilze machen. 


Es if das ganz zwedentiprehend und aud mit den Anführungen des Herrn 
- Regierungsfommiffars vereinbar. Sie erledigen damit auch die juriftifchen Be— 
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denken des Herrn Grafen zur Lippe und können alſo ganz getroſt daſſelbe annehmen. 

Ich möchte noch darauf aufmerkſam machen, daß es ſehr ſchwierig ſein wird, 
den Gegenſtand in das andere Geſetz hineinzubringen. Herr von Dechend hat 
bemerkt, man könne ihn in den $ 39 bringen. Ich mache aber darauf aufmerf- 
lem, daß es ſich in diefem Paragraphen lediglich um die berechtigte Ausübung 
von Waldnutzungen handelt, wo Legitimationsſcheine vorgewiejen werden 
müffen. Dieſer Paragraph wiirde es nicht dulden, daß hier eine Einſchiebung 
der Beftimmung über Sammeln der Beeren und Bilze ftattfindet. 

Dagegen wird dieſes Amendement — ich will nicht weiter auf den Gegen- 
fand felbft eingehen, da er uns ausführlich genug vorgetragen ift — hoffentlich 
auh Herrn don Gobbin befriedigen, da auch feiner Anfiht damit entiprochen 
wird. Es lautet aljo das Amendement: „Bei Entwendung von Beeren und 
Filzen findet die Verfolgung nur auf Antrag ſtatt“. Ich Kitte Sie, nehmen Sie 
dafielbe an. 

Präfident: Ich habe zunächſt das Haus zu fragen, ob diefer Antrag unter: 
Rügt wird. Ich erfuche die Herren, welche den eben verlefenen Antrag des Herrn 
Bredt unterftügen wollen, fi zu erheben. (Geſchieht.) Die Unterftigung ift 
ausreichend. 

Gobbin: Meine Herren, ich habe aus den Ausflihrungen des Vertreters 
des Finanzminifterii nur das herausnehmen können, daß die Königliche Staats- 
Regierung Bedenken trägt, energifch einer Unfitte entgegenzutreten, die allerdings 
mit der Beit Sitte geworden ifl, weil man der Unfitte nicht rechtzeitig entgegen- 
trat. Es iſt unanfechtbar, daß die Beeren und Pilze nicht res nullius find. 
Sind fie Das aber nicht, jo hat der Befier das Recht, zu verlangen, daß man 
fein EigentHum achte. Man kann ihn nicht zumuthen, daß er erft deu Beweis 
führen fol, daß er das Nehmen von Pilzen und Beeren verboten habe, fondern 
der Nehmer hat nachzumweifen, daß er die Erlaubniß befommen hat. Es ift eine 
einfahe Konjequenz, daß man liberall da, wo die Waldbefiger da8 Sammeln 
von Beeren und Pilzen geftatten, fie das durch Ertheilen von Erlaubnißjcheinen 
dofumentiren. An und für fi) kann e8 nicht ſchwerwiegend fein, ob dieſe Straf- 
befimmung bier in diefem Geſetz oder in dem andern für Forft- und Feldpolizei 
ſteht. Ich glaube, daß die Höhe der Strafe nicht das Entſcheidende iſt; aber 
ih halte e3 für unannehmbar, dem Eigenthümer zumuthen zu wollen, daß er 
jeinerfeits erft das Verbot ausfpridt, dahin, daß ihm fein Eigenthum nicht ge= 
nommen werden dürfe. Das ift praltifh und jurifiifceh unmöglid. Deswegen 
ft auch die Vorlage der Königlichen Staatsregierung in 8 39 der Yeld- uud 
Horftpolizei- Ordnung nicht möglich, denn dort finden fie unter Nr. 2 dieſelbe Re- 
daktion, wie fie im Amendement des Fürften Carolath vorlieg. Das Amende- 
ment Bredt mildert die Sache; dem könnte man beitreten, aber das Amendement 
des Fürſten Carolath ift für mich) unannehmbar. 


Präſident: Es ift ein Antrag auf Schluß der Disfuffion von Herrn Grafen 
zur Lippe eingereicht. Ich frage zunächſt, ob der Antrag die nöthige Unterftiikung 
findet? (Geſchieht.) Die Unterftübung reiht aus. Die Diskuffion ift ge: 
ſchloſſen. 

Fürſt zu Carolath-Beuthen: Durch den Schluß der Diskuſſion iſt es 
mir leider nicht möglich, dem Grafen Brühl auf ſeine Fragen zu antworten. Er 
hat am Schluß feiner Auseinanderjeßung, fomweit ich den Ausdrud verftanden 
babe, meinen politischen Freunden, Die das Amendement unterzeichnet haben, und 
mir den Vorwurf des Hafchens nach Popularität gemacht. Diefe Verdächtigung 
weije ich hiermit entjchieden zurück, fie trifft weder mich, noch einen meiner po- 
litiſchen Freunde. 

Graf von Brühl: Der ftenographifche Bericht wird, fo viel ich mich er- 
innere, ergeben, daß ich Niemandem fpeziell den Vorwurf des Hafchens gemacht, 
fondern nur das Hohe Haus gewarnt habe, nicht nach Popularität zu haſchen. 

Berichterftatter Wever: Sie haben von allen Seiten den Kampf vernom- 
men fir und gegen die Freilaffung der Beeren und Pilze, für und gegen die 
firenge Berfolgung der Sammler. Es muß der Eindrud dadurch entftehen, daß 
nach der Verfchiedenheit der Sitten und Gebräuche in den verjchiedenen Gegenden 
das Gefühl für oder gegen das Sammeln ein verjehiedenes iſt. Es fcheint die 
Anficht obzumalten, daß da, wo der Forſtbeſitz die Beeren und Pilze meift ſelbſt 
benutt, oder meift felbft jammeln läßt, und fie fiir den Forft unnüt find, fein 
hinreichender Grund vorliege, fie nicht den armen Leuten zu überlaffen. Auf der 
anderen Seite läßt fich nicht verfennen, daß der Forfteigenthiimer das Recht hat, 
die Beeren und Pilze ebenjo wie die übrigen Walderzeugniffe für fi zu benutzen 
und fie nur gegen Erlaubnißjcheine von Andern fammeln zu laffen. Ich will 
nur bemerken, daß das Weglaffen der Worte Beeren und Pilze an und fiir fid) 
zu gar nicht3 nligen würde; denn wenn wir hier die Worte ftreichen, fo folgt daraus 
nod nicht, daß das Entwenden von Beeren und Pilzen nicht zum Forftdiebftahl 
gehört. Auch möchte ich bezweifeln, ob die Anftcht des Herrn Bertreters des 
Juſtizminiſteriums fi vollſtändig Geltung verfchaffen, und daß man nicht jedes 
Sammeln beftrafen würde. Ein vernünftiger Nichter wird es vielleicht für ftraf- 
loje NRäfcherei erachten, wenn einzelne Beeren weggenommen werden; aber Die 
Wegnahme von Beeren und Pilzen, auch um fie zu effen, bleibt immer eine Ent- 
wendung. | 

Ich möchte nur noch ein paar Worte zu dem Antrage des Herrn v. Dechend 
fagen. Wenn wir ficher wären, daß diejer Antrag, den er bier geftellt Hat und 
den auch die Regierungsvorlage im Yorftpolizeigefeg vorjchlug und den Ihre 
Kommiffion dort verworfen bat, wieder aufgenommen werden wiirde, dann würde 
der Antrag des Herrn von Dechend ausreichen, um denen Gentige zu leiften, bie 
die Entwendumg von Beeren und Pilzen nicht wie Diebftahl von Walderzeug- 
niffen verfolgt haben "wollen. So lange dies aber nicht ficher ift, kann das 
Streichen hier nicht dagegen jchligen, daß künftig dieje Art von Walderzeugniffen 
als Holzentwendung betradht werden. Ich muß bier noch anheimftellen, da ich 
ja nur Beichlüffe der Kommiffion zu vertreten habe, ob Sie die Kommiffions- 
bejchlüiffe annehmen wollen oder die Anträge. Am meiften würde ed zu dem 
ganzen Geſetze pafjen und auch Feine Form verlegen, werm dem letten Antrage 
des Herrn Bredt Folge gegeben witrde, denn wir haben im Forftpolizeigefege 
ähnliche Beſtimmungen, daß derartige ‚Heine Vergehen, die in der Regel der Sitte 


—— 
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gemäß geduldet werden, nicht unbedingt der Anzeige eines untergeordnete Beamten 
anheimgeſtellt werden ſollen, ſondern daß da der Beſtohlene ſelbſt mitwirken ſoll, 
wenn überhaupt eine ſtrafrechtliche Verfolgung eintreten ſoll. Hiernach kann ich 
den Herren nur die Entſcheidung anheimſtellen. 

von Simpſon⸗Georgenburg: Ich halte die Bemerkung, daß dieſe Sache 
ſchon in dem Feld- und Forſtpolizeigeſetz zur Erledigung gebracht ſei, für nicht 
zutreffend, fie ſchwebt nach meiner Anficht vollſtändig in der Luft, da das allegirte 
Geſetz nur als Entwurf vorhanden und, wie ich fehr flirchte, jetzt vielleicht nicht 
zum Abſchluß gelangt. 

Brafident: Wir fommen nun zur Abftimmung. - Zu dem $ 1 ift von dem 


Fürſten Carolath das Amendement geftellt worden, in 81 Nr. 4 Zeile 2 die 


Borte „Beeren und Pilze“ zu flreihen uud dem $ 1 einen neuen Abjag hinzu⸗ 


zuſetzen: 


— — — — — — — — — — — —— — — — 4 4 


Werben und Sammeln von Beeren und Pilzen iſt nur ſtrafbar, wenn 
es dem Verbot des Waldeigeuthümers zuwider geſchieht. 

Herr von Dechend hat den Antrag geſtellt auf getheilte Abſtimmung und 
dann die Worte „Beeren und Pilze“ zu ſtreichen, aber nicht den Zuſatz zu machen, 
wenn ich recht verſtanden habe. Außerdem iſt ein Autrag von Herru Bredt ge— 
ftellt: an Stelle des zweiten Abſatzes des Amendements des Fürſten Carolath 
einen andern Abſatz hinzuzufügen, welcher lautet: 

„Bei Entwendung von Beeren und Pilzen findet die Verfolgung nur 
auf Antrag ſtatt.“ 

Wir werden alſo zunächſt darüber abzuſtimmen haben, ob die Worte „Beeren 
und Pilze“ im 8 1 Nr. 4 Zeile 2 geſtrichen werden ſollen. Ich werde alſo in 
dieſer Weiſe abſtimmen laſſen, und erſuche diejenigen Herren, welche die Worte 
„Beeren und Pilze“ in $ 1 Abſatz 4 Zeile 2 aufrecht erhalten wollen, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Das ift die Majorität. 

Damit darf ih wohl das Amendement des Fürften Carolath und den Zuſatz 
des Herrn Bredt als gefallen betrachten. (Widerſpruch.) 

von Bernuth: Ich will die Bemerkung nicht zurüdhalten, daß ich ge- 
wünſcht Haben würde, daß fiber die Streihung der Worte „Beeren und Pilze“ 
und über den Zuſatz Bredt gemeinfam abgeftimmt worden wäre. Dies indeffen 
nur als gelegentliche Bemerkung. Jedenfalls muß ich aber wünſchen, daß iiber 
das Amendement Bredt jet noch abgeftimmt wird. 

Graf von Itzenplitz: Wenn ich recht verftanden habe, will Herr Bredt 
die Worte, die nun fchon ftehen geblieben find, auch ftehen bleiben laffen und 
nur hinzufügen: „Die Beſtrafung gejchieht nur auf Antrag”. (Zuſtimmung.) 
Ih glaube alfo, daß folgerecht ift, iiber den Antrag Bredt abzuftimmen. 

Präftdent: Ich ehe meinen Irrthum ein, und werde liber den Antrag 
des Herrn Bredt abfiimmen Laffen, welcher fo lautet: 

„Bei Entmendung von Beeren und Pilzen findet die Verfolgung nur 
anf Antrag ftatt.“ 

Ich erſuche diejenigen Herren, welche den Antrag des Herrn Bredt annehmen 
wollen, fich zu erheben. (Geſchieht.) Meine Herren, die Abſtimmung iſt zweifel- 


hatt, ih bitte nm die Gegenprobe, d. h. daß diejenigen Herren ſich erheben, die 


den Antrag nicht annehmen wollen. Ich bitte die Herren Schriftführer, die 
Zahlung vorzunehmen. 
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Meine Herren, wir müſſen zur namentlihen Abftimmung ſchreiten; die 
Majorität ift durch Zählung nicht zu ermitteln, denn fie variirt zwiſchen 35 und 
37 Stimmen. 

Ich bitte alfo, daß die Herren, welche den Antrag des Herrn Bredt, welcher 
dahin gebt, den Zufat zu machen: 

„Bei der Entwendung von Beeren und Pilzen findet die Verfolgung 
nur auf Antrag ftatt“, 
annehmen, wollen mit „Ja“, die ihn nicht annehmen, mit „Nein“ antworten. 

Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchftaben „E“. 

Bicepräfident von Bernuth: Das Refultat der Abftimmung ift: daß mit 
Nein 34, mit Ja 33 geftimmt haben. 

Das Amendement ift mit der Majorität von einer Stimme abgelehnt. Es 
bleibt jegt noch übrig, iiber den unveränderten $ 1 der Kommiffionsporlage Die 
Abftimmung des Haufes eintreten zu laffen, und ich bitte diejenigen Herren, 
welche diefem $ 1 ihre Zuſtimmung geben wollen, fi zu erheben. (Gejchiebt.) 

Der $1 ift in der Kommifftonsfaffung von der Majorität angenommen. 

Wir gehen über zu $ 2 der Kommiffionsvorichläge, event. der Negierungs- 
borlage, zu welchen der Herr Berichterftatter das Wort wünſcht. 

Berichterftatter Wever: Nur die kurze Bemerkung, daß Ihr Kommifftons- 
vorſchlag mit der Regierungsvorlage übereinftimmt, und daß eine Abweichung 
von dem Geſetz von 1852 darin befteht, daß die bisherige Strafe den vierfachen 
Werth des Holzes betrug, die jet auf den-fünffachen Werth erhöht werden joll. 
Die Kommiffion hat dagegen kein Bedenken gefunden, weil das den jeßigen 
Holzwerthe und reſp. Kulturzuftande der Forſten beffer entfpricht, ebenjo dem 
jegigen Miünzfuße. 

Bizepräfident von Bernuth: Es meldet fi Niemand zum Wort, und 
ich darf wohl bei diefem und bei den folgenden Paragraphen, wo feine Meldung 
zum Wort erfolgt, auch kein Widerfpruch eintritt, ohne förmliche Abftimmung die 
Paragraphen für genehmigt erachten. — = Haus ift damit einverſtanden. 

8 2 ift angenommen. 

Zu 83 hat der Referent das Wort. 

Berichterflatter Wever: Ich bemerfe nur, daß der 8 3 die Holzdiebſtähle, 
die unter erfchwerenden Umftänden begangen werden, betrifft, und für dieſelben 
eine Verdoppelung der Strafe vorſchreibt. Es war in der Regierungsporlage 
als neuer, erjchwerender Umſtand auch angeführt, wenn der Beichuldigte ſich 
duch die Flucht der Ergreifung zu entziehen verjucht. In der Kommilfion fand 
es erheblidhe8 Bedenken, das Ergreifen der Flucht für ſich allein, da es eine fo 
natürliche Folge des Schredens vor den Beamten fei, mit höherer Strafe zu be- 
drohen; es wurde dagegen bejchloffen, daß e8 dann, wenn der Dieb von dem 
Förfter angerufen wurde und nicht ftehen bleibt, als erfchwerender Umftand an- 
zufehen fei. Inſofern ift die Negierungsvorlage in etwas abgeſchwächt. 

Es wurde ferner genehmigt, daß alle fchneidenden Werkzeuge, die von 
Holzdieben gebraucht werden, in Bejchlag gensmmen und konfiszirt werden follen. 
Das Holzdiebftahlsgefeg von 1852 nannte nur die Säge und das Mefler. Die 
Ausdehnung diefer Vorſchrift auf alle fchneidenden Werkzeuge wurde für zwed: 
mäßig erachtet, weil in neuerer Zeit die Holzdiebe fid) aller möglichen fchneideu- 
den Inſtrumente bedienen. Es wurde aber anerlannt, ſowohl vom Regierungs- 
fommiffar als von der Kommilfion, daß fogenannte bauende Werkzeuge nicht 


— 15 — 


eingezogen werden follen, da der Gebrauch foiher Hauender Werkzeuge fein er- 
ſchwerender Umftand fei, während der Gebrauch folder Werkzeuge, mit denen 
fi der Diebftahl heimlich ausführen läßt, ſchwerere Strafe nach fich ziehen muß. 

Ferner ift noch eine Abänderung der Negierungsvorlage beichloffen; es iſt 
nämlich als erſchwerender Umftand angeführt, wenn das Holz durch Fuhrwerke 
abgefahren wird. Dagegen wurde das Bedenken angeregt, daß jemand zufällig 
ein Fuhrwerk bei fih haben und ein Stüd Holz auf dafjelbe werfen fünne, das 
dürfe nicht alS erfchwerender Umftand augefehen werden. Wohl aber, wen das 
Fuhrwerk zum Zwecke des Diebſtahls mitgebracht fei. 

Endlih wurde auch eine höhere Strafe für diejenigen Tyorftdiebftähle feft- 
gejetst, deren Objelte einen höheren Werth für die Forftfultur haben, 3. B. die 
Entwendung von Kien, Harz, Saft und derartigen Sachen. Namentlich wurde 
in der Kommiffion hervorgehoben und von Sachkennern befundet, daß das Ent- 
jieben des Birkenfaftes, welches in vielen Gegenden außerordentlich häufig ge= 
ihebe, für die Kultur diefer auf ärmlihem Boden wachſenden Bäume hödhft ge- 
führlich fe. Die Kommiffion Hatte fein Bedenken, in der Weife, wie es gejchehen 
ift, die Regierungsvorlage anzunehmen und refp. die erwähnten Punfte aufzu: 
nehmen. Ich kann daher nur empfehlen, die Kommijfionsvorlage annehmen zu 
wollen. 

Bizepräfident von Bernuth: Ich möchte mir erlauben, darauf aufmerf- 
jam zu maden, daß zu dem Paragraphen Herr von Kleift-Retor das Amendes 
ment geftellt bat, Hinter der Nummer 4 des Paragraphen eine neue Nummer 
einzufchalten, folgenden Inhalts: 

Wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forftdiebftahle beftimm- 
ten Werkzeuge verweigert ($ 16). 

von Kleiſt⸗Retzow: Der Paragraph enthält Beftimmungen für folche 
Fälle, wo der Forſtdiebſtahl als ein etwas erjchwerter angefehen und darum 
härter beftraft werden fol. Es wird das gefchehen müffen, wenn der Holzdieb 
die Entdedung verhindert und damit die Anwendung der Strafe erfehwert oder 
jeinerjeit8 eine befondere Renitenz zeigt, darauf geht mein Antrag. Nach den 
58 15 und 16 werten diejenigen Werkzeuge, welche der Forſtdieb bei fich hat, 
um den Diebftahl damit zu begehen, konfiszirt. Sie find verfallen und werden 
den Holzdieben von den Beamten abgenommen. Wenn der Holzdich fih nun 
weigert, fie auszuantworten, fo wird dadurch den Beamten ein wejentliches 
Mittel der Entdedung entzogen, weil durch das Werkzeug am ficherften die Ber- 
jönlichfeit, wenn fonft Zweifel an feiner Angabe entftehen follten, entdeckt wird. 
Zweitens wird durch die Weigerung die Erlangung der Geldftrafe erfchwert, denn 
das eingezogene Werkzeug fol vor allen Dingen dazu dienen, diefe Strafe zu 
bezahlen. Läßt man es dem Diebe und zieht e8 nachher ein, fo verwechſelt er 
es, gibt ein altes ſchlechtes, welches zu dem Zwecke ſchon im Haufe verwahrt 
wird. Es ſpricht aber vor allen Dingen für eine derartige Beftimmung der 
Grund, daß durch fie Thätlichkeiten und Gewaltthätigfeiten verhindert werden. 

Mir find derartige Fälle befannt, wo die Holzdiebe mit Aerten bewaffnet 
waren; der Förfter forderte fie auf, die Aexte abzulegen, diefe aber erwiderten: 
er jolle kommen und fie fi holen, fie dächten nicht daran. Sie drohten nicht 
mit den Aerten, fondern fie brauchten nur die Worte, er folle es verjuchen, fie 
ihnen zu nehmen. Es wird die Widerfeßlichkeit beftraft erfl dann, wenn der 
Förſter verfucht hat, das Werkzeug ihnen abzunehmen, es ihm verweigert wird 

Jahrb. d. Pr. Forft: u. Jagd-Geſetzg. X. 9 


— 136 — 


und ein fürmliches Ringen um dafjelbe eingetreten if. Dazwiſchen liegt: wenn 
der Dieb die Hergabe verweigert; und um jene Gewaltſamkeit zu verbüten, 
habe ich e8 für zwedmäßig gehalten, zu beitimmen, daß, wenn auf die 
Aufforderung des betreffenden Beamten das Werkzeug nicht abgelegt wird, eine 
härtere Strafe einzutreten hat. Das ift der Grund, weshalb ich bitte, die vor- 
geſchlagene Nummer einzufügen. 

Negierungstommiffar, Geheimer Ober-Juſtizrath Oehlſchläger: Meine 
Herren, ich glaube, daß der Antrag des Herrn von Kleiſt-Retzow entbehrlich iſt 
gegenüber den Beſtimmungen des 8 117 des deutſchen Strafgeſetzbuchs, derſelbe 
lautet: | 

„Wer einem Forſt- oder Jagdbeamten, einem Waldeigenthlimer, Forft- 
oder Sagdberichtigten, oder einem von diefen beftellten Aufſeher in der 
rechtmäßigen Ansübung feines Amtes oder Nechtes durch Gewalt 
oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerftand Ieiftet, oder wer eine 
diefer Perfonen während der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes 
thätlich angreift, wird mit Gefängnig von 14 Tagen bis zu 3 Jahren 
beftraft. 

Iſt der Widerftand oder der Angriff unter Drohung mit Schieß- 
gewehr, Aerten oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt, oder mit 
Gewalt an der Perjon begangen worden, fo tritt Gefängniß nicht 
unter 3 Monaten ein.“ 

Hierdurch wird der in dem Antrage von Kleift verfolgte Zwed, wenn nicht 
vollftändig, fo jedenfall in den Grenzen des vorhandenen Bedürfniſſes gededt. 
Denn nicht bloß der Widerftand durch Gewalt, fondern auch der Widerftand durch 
Drobusg fällt unter das verlefene Strafgejeß, und gerade der Fall, der vorher 
zur Eremplififation von Seiten des Herrn Antragftellers angeflihrt wurde, wiirde 
darunter zu fubjumiren fein. Jene unter Erhebung einer Art dem Förfter fei- 
tens des Defraudanten zugerufenen Worte würden jogar nah Maßgabe der Be- 
flimmung im Alinea 2 des 8 117 eine Strafe von mindefteng 3 Monaten Ge. 
fängnig nach fi ziehen. Der eine Gedanke des Herrn Antragftellers freilich, 
daß ſchon dann, wenn der Defraudant der Aufforderung des Förſters: „die Werkf- 
zeuge aus der Hand zu legen”, nicht nachlomme, eine Straffhärfung erfolgen 
jolle, der würde durch den 8 117 des Strafgeſetzbuchs nicht gededt fein, und in 
jofern hat der Antrag allerdings jeine materielle Bedeutung. Taß aber ein Be- 
dürfniß vorhanden fei, Hier fchon den bloßen paffiven Widerftand unter Strafe 
zu ftellen, vermag ich einftweilen nicht anzuerlennen; der Staatsregierung ift bis⸗ 
ber darüber nichts befannt geworden. 

Gobbin: Meine Herren, in Nr. 4 des S3 fol härter geftraft werden 
der Thäter, der fih zur Begehung des Diebftahls eines fchneidenden Werlzeuges 
bedient hat. Mit der fünffachen, alfo der milderen Strafe wird im $ 7 der 
Diebftahl beftraft an Holz, welches noch nit vom Stamme getrennt if. Nun 
fann man wohl fragen: welches Werkzeug es ift, deffen Anwendung nur die 
fünffadde Strafe nach fih zieht. Das kann nur die Art fein. Man muß alfo 
unter den fehneidenden Werkzeugen der Nr. 483 Mefjer und Säge verftehen. 
Die Säge ift auch eigentlich fein ſchneidendes Inſtrument. ch Halte dieſe 
auch von der Königlichen Staatsregierung vorgeschlagene Unterjcheidung für nicht 
ganz zutreffend. Ich glaube, daß die Anwendung von Mefjer uud Säge deshalb 
härter gefiraft werden muß, weil beide Inſtrumente fein oder wenig Geräufch 
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machen und die Entdedung des Diebjtahls erjchweren. Die Worte: „jchreidendes 
Werkzeug“ geben zu Mißverftändniffen Veranlaffung und id möchte mir den 
Vorſchlag erlauben, ftatt der Worte: „jchneidende Werkzeuge” zu fegen: „der Säge 
oder des Meſſers“. 

Pizepräfivent von Bernuth: Ich bitte den Herrn Redner, den Antrag zu 
formuliren. 

von Kleiſt⸗-Retzow: Was die Iettere Bemerkung betrifft, fo wird der ge- 
ehrte Herr Vorredner aus dem Berichte erjehen, daß derartige Werkzeuge in den 
verfchtedenften Formen hergeftellt werden, die doch diefelbe Wirkung haben. Die 
Art ſoll nicht gemeint fein und das Beil auch nicht als hauende Werkzeuge. 
Aber es läßt fich jehr wohl denken, daß ein ähnliches Inſtrument, das aber nicht 
gerade eine Säge ift, zum Beifpiel ein fogenannter Hafen, welcher diejelbe Wir- 
fung bat, gebraudt wird. Darum glaube ih in der That, daß es richtiger ift, 
den allgemeinen Ausdrud zu behalten „jchneidendes Werkzeug“ im Gegenja zu 
dem hauenden, welde durch den verurfachten Lärm leichter die Entdedung des 
Diebftahl3 bemerkbar machen. 

In dem Paragraphen des Strafrecht, den der verehrte Herr Regierungs⸗ 
kommiſſar vorgelefen Hat, fteht Gewalt oder Drohung. Mir ſind foldhe Yälle 
bekaunt, wo das Gericht gefagt hat: Gewalt iſt nur da, wenn der Forftbeamte 
berfucht, dem Dieb das Werkzeug zu entreißen, und diefer es ihm nicht geben 
wil. Es muß aljo immer ein Kampf ftattgefunden haben. Darauf fiehen denn 
auch fo harte Strafen, daß das Gericht ſchwer darauf entjcheidet. Gerade darum 
glaube ich, mit Recht gefucht zu haben, für die Praxis einen Mittelweg zu finden. 
Das nächfte ift doch, daß der Forftbeamte den Dieb auffordert, jein Werkzeug 
abzulegen. Wenn der das nicht thut, fo fol es die Yolge haben, daß er eine 
höhere Strafe zahlen muß. Der verehrte Herr Aegierungstommiffar hat mit 
Recht gejagt, daß ein Punkt von meinem Amendement getroffen werde, der neben 
dem bisherigen Strafgefege liege, und möglicher Weife von Bedeutung fein könne. 
Er hat nur die praftifche Nothwendigkeit bezweifelt. Mir find aber, wie gejagt, 
ſolche Fälle bekannt. 

Was die Drohung betrifft, fo hüten ſich Diebe wohl, die Art aufzuheben; 
fie antworten nur: komm einmal her und nimm fie mir weg, und das Gericht 
fieht das nicht für eine Drohung an. Der Richter fagte: ja, wenn er die Art 
erhoben und gethan hätte, als wenn er damit fchlagen würdel Um diefe 
Zweifel zu befeitigen, und um den Dieb geneigt zu machen, fein Werkzeug frei- 
willig abzuliefern, dazu ift diefer Zula gewählt. 

Schuhmann: Ich trete den Ausführungen des Herrn von Kleift voll- 
Rändig bei, daß der $ 17 des Strafgejegbuches feinen Anforderungen nicht voll- 
ſtändig entſpricht; auch halte ich den Sinn feines Antrages für vollftändig be- 
rechtigt. Ich bitte aber troßdem, dies Amendement an diefer Stelle abzulehnen, 
und zwar weil fih in dem Entwurfe des Feld- und Forftpolizeigejeges dasjenige 
aufgenommen findet, was Herr von Kleift wünſcht. 

Der 8 17 des gedachten Geſetzentwurfes lautet: 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfunfzig Mark oder mit Haft wird be- 
firaft: 
I. wer eine rechtmäßige Pfändung vereitelt oder zu vereiteln verjucht hat. 

Wir haben in der Kommiffion ausdrücklich feftgeftellt, daß diefe Beſtimmung 
fih nicht auf Viehpfändungen bei Weidefreveln bejchräntt, fondern auf alle Pfän- 
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dungen zutrifft, und dazu gehört natürlich auch eine Pfändung von Werkzeugen, 
beim Forftdiebftahl. Cine folche Vereitelung oder wenigftens der Verfuch einer 
Bereitelung liegt aber unter allen Umftänden vor, wenn der, welchem das Wert- 
zeng abgenommen werden foll, der Ablieferung Schwierigkeiten entgegenfeßt. 

von Kleiſt⸗Retzow: Ich möchte zunächſt doch bezweifeln, daß das Ber- 
eiteln fchon darin gefunden werden kann, wenn der Dieb ein ſolches Werkzeug 
anf die Aufforderung nicht ableg. Man könnte cbenjo gut jagen: der Beamte 
muß kommen und es wegnehmen und dann wird es beim Yorftdiebftahl ſchon 
viel härter beftraft. Und dann wird man fchwer darauf fommen, zu jagen, daß 
jener Paragraph des Feldpolizeigeſetzes auch auf das Forftdiebftahlsgeje an- 
zuwenden fei. Dieje Beftimmung wird daher doch hier ausdrüdlih aufgenommen 
werden müſſen. 


Graf von Zieten-Schwerin: Ich möchte, meine Herren, Sie bitten, dem 
Antrage des Herrn von Kleift beizuftimmen. Ich gehe zwar auch von der An- 
fit des Herrn Schuhinann aus, daß das, was der Antrag des Herrn v. Kleift 
will, uugefähr erreicht wird durch das Feldpolizeigeſetz, aber ich bitte zu bedenken, 
daß wenn wir auch mit ziemlicher Sicherheit darauf rechnen fünnen, daß wir 
diefes Gefeß in diefer Landtagsſeſſion durchbelommen, mit der Forftpolizeiordnnung 
aber das nicht fo gewiß ift. Dieje Beftimmung, fomwie vielleicht noch einige andere 
für die Forften nothwendige werden wir alfo, der Sicherheit halber, bier au$- 
ſprechen müſſen. 

Vizepräſident von Bernuth: Ich erkläre die Diskuſſion für geſchloſſen. 
Der Antrag des Herrn von Kleiſt geht dahin, Hinter Nr. 4 eine neue Nummer 
einzufchalten folgenden Inhalts: 

„Wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forftdiebftahle be- 
ftimmten Werkzeuge verweigert (8 16).” 


Berichterftatter Wever: Meine Herren, ich glaube nicht, daß der Antrag 
des Herrn von Kleift mit dem Strafgefege in Widerſpruch ftehen würde. Die 
Grenzen werden nahe an einander treten. Hier handelt es fih nur um die Auf- 
forderung zur Uebergabe der in Beichlag zu nehmenden Werkzeuge. Wer diefer 
Aufforderung nicht Folge Teiftet, fol beftraft werden. Die Sache liegt ungefähr 
ebenfo, wie in dem von der Kommiſſion bejchloffenen Falle, daß Jemand der 
Aufforderung ftehen zu bleiben, nicht Folge leiftet. ch halte darım diefen An- 
trag für zuläſſig. Was fodann das Bedenken des Herrn Schuhmann betrifft, 
daß diefer Antrag erledigt werden würde durch die Beflimmung der Forftpolizei- 
Ordnung, fo kann ich dem nicht ganz beiftimmen. Die Beftimmung des Forft- 
polizeigefeges fpridht von den Fällen, wo eine Pfändung vereitelt werden fol. 
Hier handelt es fih nicht von einer Pfändung fondern von einer Beſchlagnahme. 
Pfändung findet nur ſtatt zur Dedung eines Schadend. Die Beihlagnahme 
dagegen findet ftatt im Intereſſe der Deffentlichkeit, um die Sache unſchädlich zu 
machen. Die in Beſchlag genommenen Saden werden fonfizirt, die gepfändeten 
werden nur vorläufig feftgehalten, um fie fpäter zu veräußern und den Schaden 
daraus zu deden. So glaube ich, daß, wenn man überhaupt will, was der 
Antrag des Herrn von Kleift beabfichtigt,, daß der Holzdieb beftraft werden joll, 
wenn er ſich weigert. die Geräthichaften, die der Beichlagnahme unterliegen, auf 
Aufforderung zu libergeben, der Antrag an feiner Stelle if. Inwiefern Sie das 
für nothwendig eraddten, muß ih, da ein folder Antrag der Kommiffion nicht 
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vorgelegen hat, Ihrer Eutſcheidung anheimftellen. Für zuläffig an diefer Stelle 
würde ich ihn erachten. 

PBrafident: Wir fommen zur Abſtimmung, zunädit über den Antrag 
von Kleift. Wird die Verlefung nochmals verlangt? (Rufe: Nein!) 

Ich erſuche aljo die Herren, welche den Zufagantrag des Herrn von Kleift 
annehmen wollen, fih zu erheben. (Gejchiehbt) Das ift die Majorität; der 
Antrag iſt angenommen. 

Ich erjuche nun die Herren, melde den 83 mit dem Zuſatz des Herrn 
von Kleift annehmen wollen, ſich zu erheben. (Gejchiebt.) 

5 3 ift angenommen. 

Wir fommen zu $ 4. 

Berichterftatter Wever: Deine Herren, der 8 4 bat in der Kommiffton zu 
weitläufigen Erörterungen Anlaß gegeben. Es handelt ſich hier von der Beftrafung 
des Verſuchs. Ich darf wohl Hiftoriih erwähnen, daß die Beſtimmung, daß 
der Berjuch eines Bergehens oder eines Verbrechens reſp. eine Uebertretung gleich 
der vollendeten That beftraft werden foll, etwas ift, was den früheren deutjchen 
Strafgefegbüichern fremd war. Es wurde in unferm preußifchen Strafgejegbud 
aus dem rheinischen Strafgeſetzbuch oder dem frauzöfiihen code penal iüber- 
nommen. Das deutſche Strafgefegbud ift hiervon grundfäglich wieder abgegangen 
und erflärt ausdrücklich: daß der Verſuch milder beftraft werden foll, als die 
vollendete That. Zur Zeit als das preußifhe Strafgefegbuh in Wirkſamkeit 
war, wurde das Holzdiebftahlsgefeg von 1852 entworfen, und nun in diejes 
Holzdiebftahlsgefeg derjelbe Grundfag, den auch das preußiſche Strafgeſetzbuch 
enthielt, aufgenommen. Als damals das Geje von 1852 im Herrenhaufe zur 
Beratdung fam, wurde von allen Seiten dagegen proteftirt, daß man den BVer- 
ſuch des Holzdiebftahls gleich der vollendeten That befirafen wollte, und es wurde 
in der Kommiffton mit 7 gegen 2 Stimmen angenommen, daß der Verſuch milder 
beftraft werden jollte, wie die vollendete That, weil daß dem deutjchen Rechts- 
gefühl, wie man es nannte, mehr entjpräcdhe. Damals proteftirte die Staats- 
Regierung gegen ſolche Abweichung von gemeinen Strafrecht; weil das preußifche 
Strafgeſetzbuch den Verſuch gleich beftrafe mit der vollendeten That, fo müffe 
auch in dem Spezialgejetse eine gleiche Beftrafung des Verſuchs mit der vollendeten 
That eintreten. Der damals von der Kommiffion des Hauſes geftellte Antrag, 
den Verſuch milder zu beftrafen, wurde aus dem von der Regierung angeführten 
und als maßgebend vom Haufe anerfannten Grunde nicht angenommen. So 
ging die Beftimmung in das Holzdiebftahlsgefeg von 1852 über, daß der Verſuch 
gleich der vollendeten That beftraft werden ſolle. Jetzt hat fich die Sache umgedreht. 
Das Neichsftrafgefeg hat den Grundſatz aufgeftellt: der Verſuch iſt unter allen 
Umftänden milder zu beftrafen, und jet behauptet die Staatsregierung, vielleicht 
mit Recht, daß diefer Grundjag für das Holzdiebftahlsgefeg nicht zu brauchen 
und praftifch zu bedenklih, um ihn annehmen zu können; es müſſe vielmehr bei 
dem bleiben, was das Holzdiebftahlsgefe von 1852 angenommen babe, es müffe 
auch jetzt noch der Verſuch gleich beftraft werden mit der vollendeten That. Und 
es läßt fich nicht verlennen, daß das bei dem Holzdiebftahlsgejeg, bei der unend- 
lihen Menge von Bergehen und Kontraventionen feine Berechtigung hat. Es 
kann in einzelnen Fällen ſchwer fein, zu unterjcheiden, ob beim Holzdiebftahl 
nur ein Verſuch oder vollendete That vorliegt. Man kann ſich fehr wohl einen 
Richter denken, der vollendete That erft al$ vorhanden annimmt, wenn der Dieb 
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das Holz aus dem Walde geſchafft Hat. Meine Anficht ift das nit. Sobald 
das Holz vom Stamme getrennt ift und der Dieb gewilfermaßen über das einzelne 
Stück verfügen kann, wiirde ich einen vollendeten Diebftahl annehmen. Die An- 
fihten find aber verſchieden. Das ift wefentlich der Grund, aus welchem die 
Regierung auf dem Standpunkt des Holzdiebftahlsgefees von 1852 ftehen ge- 
blieben ift, ungeachtet das Reichs-Strafgeſetzbuch geradezu jagt, der Verſuch fol 
milder beftraft werden, als die vollendete That. Diejer Gegenftand des $ 4 wird 
wahrſcheinlich zu Anträgen Anlaß geben; ich habe daher vorläufig den Stand- 
punkt, den die Regierung eingenommen bat und, ich möchte jagen, die Hiftorifche 
Entwidelung der Frage geben wollen. 

von Bernuth: Ich mwiderfiehe dev Verſuchung, mich etwa zunädft mit 
dem Herrn Grafen zur Lippe auscinanderzufegen Über die von mehreren meiner 
politiſchen Freunde und mir geftellten zwei Amendements, — ich betone „zwei“. 
Ich unterlaffe das einmal, weil in der Generaldisfuffion Herr Dr. Dernburg 
bereits das Wort genommen hat zur Vertretung der Intereſſen der gemeinfamen 
politifhen Freunde; dann aber, meine ich, zur Rechtfertigung unferes Verfahrens 
möchte auch die ausführliche Debatte gereichen, die wir vorhin gehört haben über 
Beeren und Pilze. Herr Fürft Carolath Hat fich, wie ich glaube, ein Verdienft 
dadurch erworbei, daß er durch dag geftellte Amendement eine fo wichtige Frage 
bier zur Diskuſſion gebracht Hat, und ich würde nicht gewünfcht haben, daß man, 
fol ih jagen, um des lieben Friedens willen, um eine en bloc-Annuhme berbei- 
zuführen, einen fo erheblichen Punkt unberührt gelaffen hätte. Um einen jolchen 
wichtigen Punkt Handelt es fih auch hier bei dem Verſuch und der Beihilfe. 
Ich Habe Sie zunähft zu bitten, meine Herren, einen Druckfehler in dem 
Amendement Nr. 57 der Druckſachen zu verbeffern; es beißt in der dritten Zeile 
„8 59” und e8 muß heißen „S 49”. 

Das Amendement bezwedt, gegenüber der Regierungsvorlage, die den Ver: 
ſuch ganz wie die vollendete That beftrafen will, die Grundfäte des Strafgeſetz⸗— 
buches zur Anerlennung zu bringen. Der Herr VBerichterftatter hat in einer 
überaus lichtvollen Weife Ihnen den Gang, den die Strafgefeggebung in diefer 
Materie genommen hat, vorgeführt. Um ganz gründlich zu fein, will ich nur 
nod) erwähnen, daß das alte preußifche Kriminalrecht, der zwanzigſte Titel im 
Allgemeinen Landrecht, ſchon diefelben guten deutſchen Grundjäge hatte, die jetzt 
wieder in dem Reich8-Strafgefegbuche ihre Stelle gefunden haben; der franzöfifche 
Gedanke, daß der Verſuch der vollendeten That gleichftehe, ift früher niemals 
preußifches Necht geweſen und war auch dem deutfchen Recht ſtets fremd. 

Der Herr Berichterftatter hat Ihnen ferner mitgetheilt, welchen Gang die 
Sache genommen hat bei dem jeßt geltenden Holzdiebftahlsgeje von 1852. Als 
daffelbe entſtand, galt das preußifche Strafgefeßbuch von 1851 mit dem Grund- 
fatz: der Verſuch wird beftraft wie die vollendete That; deshalb fagte der Ent- 
wurf des jetzt geltenden Forftfirafgefees, das fol auch hier gelten; und es war 
ja die Konjequenz gar nicht zu leugnen, die darin lag. 

Meine Herren, die damalige Kommiffton des Herrenhaufes fühlte jedoch, 
wel’ ein Schlag ins Geſicht der Gerechtigkeit darin enthalten war, und ftellte 
deshalb mit großer Majorität den Antrag, eine mildere Strafe für den Verſuch 
feftzufegen. Wie Sie von dem Herrn Berichterftatter gehört haben, legte jedoch 
die Regierung fo großen Werth auf die Annahme ihres Vorſchlags, daß im Ple- 
num des Haufe die Zuftimmung erfolgte; aber, meine Herren, vergeffen Sie 
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nicht, daß damals das preußische Strafgeſetzbuch die formal berechtigte Bafis für 
den Beſchluß bildete. Einen Punkt hat übrigens der Herr Berichterftatter noch 
nicht hervorgehoben: das Reichs Strafgeſetzbuch erklärt bei Uebertretungen 
den Verſuch überhaupt nicht für firafbar; aljo wenn Sie bei den unter der 
großen Maſſe der 450,000 Holzdiebſtähle vorkommenden Verfuhhsfällen von Ueber: 
tretungen die Beftrafung eintreten laffen, dann ift das überhaupt gegen die Grund- 
fäe des Strafgefeßbuches, das nur bei Verbrechen und Vergeben den Verſuch 
fraft und dabei beftimmt, daß derfelbe milder beftraft werden fol, als die voll» 
endete That. Hiernah meine ich, meine Herren, ich fomme Ihnen ſehr weit 
entgegen, es if ein Kompromiß, daß Sie fehr wohl acceptiren können, wein ich 
auch bei Liebertretungen den Verſuch ftrafen laſſen will, obwohl er nach dem 
Reichs⸗Strafgeſetze nicht ftrafbar ift. Aber verlangen Sie auf der andern Seite 
nicht eine Verlegung des Grundfaßes, daß der Berfuh milder zu beftrafen 
fei, al3 die vollendete That! Aus Achtung vor dem Reichs - Strafgefegbuche 
kann ich eine fo weitgehende Abweichung nicht zulaffen, weitgehend jchon in Be- 
zug auf die Uebertretungen, in Bezug auf die Vergehen aber noch viel weiter gehend; 
denn Sie wilfen, daß eine Reihe von Vergeben in diefer Vorlage vorkommen, 
die bi8 zu 2 Jahren Gefängniß beftraft werden. Was wird nun wefentlich gegen 
mein Berlangen eingewendet? Es wäre, um feinen jchärferen Ausdrud zu ge- 
brauchen, einfacher, e8 würde in der Praris die Handhabung weniger ſchwierig 
fein, wenn die Forſtbeamten in die Prüfung nicht einzutreten brauchten: ft der 
Yoritdiebftahl zur Vollendung gekommen oder ift er in einem früheren Stadium 
geblieben ? Ich behaupte, auf Koften der Gerechtigkeit darf man eine ſolche Pri- 
fung nicht unterlaffen, und wo die Thatfachen wirklich diefe Unterfcheidung zu- 
faffen, muß ihnen auch Rechnung getragen werden. Nun wird von den Ber- 
theidigern der Regierungsporlage noch gejagt, in dem Geſetze vom Jahre 1856 
über die unbefugte Aneiguung von Mineralien fei derjelbe Grundſatz ausge: 
ſprochen, der Verſuch ift fo gut wie die vollendeie That. Aber als dies Gefek 
erging, beftand das preußifche Strafgeſetzbuch vom Fahre 1851 mit dem Grund- 
fage: der Verſuch wird wie die vollendete That beftraftl. Wie können Sie fi 
da wundern, daß das Geſetz von 1856 dem Grundſatz des Strafgeſetzbuchs ge- 
folgt ift, und wie fünnen Sie gegen mein beutiges Verlangen einen Einwand 
aus dem Borgange von 1856 herleiten? Heute follen wir, was man 1856 ge- 
than hat, nicht abermals thun, weil die Emanation der Reichs-Strafgeſetzgebung 
dazwifchen getreten ift, vor deren Grundjägen ich viel zu viel Achtung Habe, als 
daß ich aus untergeordneten Rüdfichten, ohne den Nachweis eines dringenden 
Bedürfniffes, eine folche prinzipielle Konzeffion machen könnte. Uebrigens ift in 
dem Amendement dem Verſuche die Beihilfe Hinzugefügt, aus dem Grunde, 
weil die 88 44 und 49 des Strafgefetsbuchs bei dem Verſuch und der Beihilfe 
ganz gleiche Grundſätze befolgen, jo daß hier par ratio iſt. Ich ſchließe mit der 
Litte, gefährden Sie das Zuſtandekommen des Gejegentwurfs — und ich glaube, 
Sie gefährden es — nicht dadurch, dag Sie von dem Strafgefeßbucdhe und deffen 
gefunden Prinzipien fo weit fich entfernen, und flimmen Sie deshalb dem 
Amendement bei. 

Graf zur Lippe: Meine Herren, ich möchte Sie um des lieben Friedens 
willen bitten, e3 bei dem Kommiffionsautrage zu belaffen. Wenn ich aber auf 
die Sache ſelbſt eingehe, fo will id) Herrn von Bernuth zugeben, daß er theore- 
tih, von dem Standpunkte des Reichs⸗Strafgeſetzbuches aus deduzirend, voll- 
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fommen im Rechte if. Das ift gewiß eine recht weitgehende Konzeffion. Aber 
ich meine, wenn man fich die realen Verhältniſſe anfieht, jo lommt man in dem 
fpeziellen alle doch zu einem anderen Reſultate. Zunächſt will ich bemerken, 
daß die Beflimmungen des Reich8-Strafgefebuches hier einer abweichenden An—⸗ 
ordnung der Landesgejeßgebung nicht entgegenftehen, wonach bei Forſtdiebſtählen 
der Verſuch ebenfo beftraft wird wie die vollendete That. Denn die Reichögejeß- 
gebung Hat der Landesgefegebung in diefer Beziehung freie Hand gelaffen. Es 
ift alfo Fein Widerfpruch mit den Worten des Geſetzes, vielleicht aber mit dem 
Geifte. Wenn Sie fih aber mit dem Geiſte identifiziven, dann bitte ich, feien 
Sie konſequent und verwerfen Sie jede Strafe bei dem Verſuche der Webertre= 
tung, dann machen Sie aber feine Konzeffionen, denen die Baſis fehlt. | 

Meine Herren, feien Sie doch auch in anderer Hinſicht konſequent; Sie 
wollen für den. Berfuch nicht die volle Strafe des Forftdiebftahls, weiter wird 
aber die Strafe des verjuchten Forftdiebitahls bei dem Rückfall ebenjo berechnet, 
wie die des vollendeten Diebſtahls. Dann müſſen Sie weitergeben und auch 
diefe Gleichſtellung des Verſuchs mit der vollendeten That ausfchliegen. Meine 
Herren, wenn Sie das Reichs-Strafgeſetzbuch für ſich als maßgebend erachten, 
jo müffen Sie gegen weitere Beftimmungen diefer Vorlage ankämpfen, 3. 8., 
nad) dem Neichg-Strafgejeßbuche. werden Perfonen im Alter von 12—18 Jahren 
wegen aller Vergehen auch milder beftraft. In diefer Richtung haben Sie ab- 
ändernde Anträge der Kommiffionsvorlage gegenüber nicht geflellt. Nun ſeien 
Sie wenigftens Tonfequent und ändern Sie in der Gefeßgebung das ganze Geſetz 
von A bi 3. Der Herr Referent hat ſchon mit Recht darauf aufmerlfam ge» 
madt, wie die Sache thatfählih in diefem alle liegt. Sehen Site filh die 
Fälle des Forftdiebftahls in $ 1 Nr. 1—4 an. Wird da thatlächlic der Ver⸗ 
ſuch anders vorkommen als bei der Entwendung von ftehenden Bäumen? Da 
fann man von einem Verſuche reden. Der Berfuch findet flatt, wenn der Ent- 
wender den Befit zu ergreifen fucht, aber damit noch nicht fertig geworden ift. 
Es ift thatfählich aber kaum zu unterfcheiden: wann ift die Befigergreifung volle 
endet oder noch nicht vollendet? Iſt fie vollendet, wenn der Baum vom Boden 
getrennt ift!, oder werin er umgeworfen ift und nur die Wurzel noch herauszu— 
reiben wäre, oder ift fie vollendet, wenn der Baum zerlegt und aus der Forft 
herausgebracht worden ift? - 

Meine Herren, das find alles Sachen, die laffen fich bei diefen Heinen Ber: 
gehen und einem fchleunigen Verfahren nicht bis auf das Aeußerfte trennen. Ich 
habe in der Kommiffion mir Mühe gegeben, darauf hinzumirkfen, daß ung die 
Theorie nicht dahin bringt, unausführbare Befimmungen zu treffen. Ich würde 
e3 für unausführbar erachten, wenn man hier den Verſuch von der vollendeten 
That Scharf trennen wollte, und, meine Herren, für die Dualififation an fich ift 
es von feiner Erheblichkeit, ob Sie den Verſuch gleich der vollendeten That be: 
firafen wollen. Für den Waldeigenthlimer ift e8 gleichgiltig, ob der Baum Halb 
oder ganz umgehauen worden ift, denn der Schaden ift derfelbe und die Straf: 
barfeit der That ift aud) dieſelbe 

Nun, meine Herren, noch etwas. Wir haben hier eine ganz abweichende 
Strafe von der des Strafgeſetzbuchs. Ich habe in der Kommiffion mich des 
Ausdrudes bedient: wir haben ed bier mit feften Preifen zu thun. Die Unter 
lage ift der Werth des entwendeten Gutes und die Strafe wird mit dem Flnf- 
oder Zehnfachen berechnet. Der Richter Hat kein freies Arbitrium, es find feite 
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Preiſe, und nun denken Sie ſich bei einem Vergehen, einer Uebertretung mit 
dergeſtalt firirten Strafen, daß noch eine Diſtinktion gemacht werden ſoll zwiſchen 
Berfuh und vollendeter That, und zwar mit der ferneren Maßgabe, daß das 
Minimum der Strafe auch wieder nicht weniger betragen darf, als das Mini« 
mum der Strafe fiir die vollendete Uebertretung. Denn Herr von Bernuth will 
and nicht unter eine Mark beruntergeben. Sie können es alfo auch nach Ihrer 
Theorie nicht durchführen, daß in den allermeiften Fällen der Verſuch milder 
beftraft wird als das vollendete Bergehen. Wozu diefe unendlich feinen Unter« 
ihiede, die fich bei Verbrechen wie Mord und Raub durchflihren laffen, bier eins 
führen in Nechtsverhältniffe, die den Polizeivergehen fi nähern? Da ift e8 
ganz unmöglich, zu verhindern, daß nach irgend einer Seite hin Heine Ungerech⸗ 
tigteiten begangen werden. Das erfenne ich vollfländig an und nehme es auch 
mit in den Kauf hinein, weil ich annehme, daß, wenn wir alle Ungeredtigleiten 
vermeiden wollten, wir ein Gefe in diefer Materie überhaupt nicht zu Stande 
bringen würden. 

Ich bitte Sie, meine Herren, ermägen Sie diefe Gründe und belaffen Sie 
es bei den Borjchlägen Ihrer Kommuffion, die auch diefen Paragraphen mit vie—⸗ 
ler Ueberlegung und Fleiß berathen hat, zumal fie hier in der glücklichen Tage 
gewejen ift, in einer Webereinftimmung mit der Regierung diefe VBorjchläge ma: 
den zu können. 

Regierungstommiffar, Geheimer Ober⸗Juſtizrath Oehlſchläger: Ich ſchließe 
mid dem Antrage des Herrn Grafen zur Lippe an und bitte ebenfalls um Ab- 
(hnung des Amendements. Ich babe nad) den eingehenden Ausführungen des 
Heren Grafen zur Lippe nur wenig anzuflihren. 

Die Hauptgefichtspuntte, weshalb die Negierung bier den Verſuch der voll- 
endeten That gleichgeftellt wiffen will, find außer vom Herrn Vorredner auch 
von dem Herrn Referenten vorgeführt worden. Es gehört dahin zunächft die 
Säwierigleit, die Grenze zwifchen Verſuch und vollendeter That bei der bier 
fraglichen Bergehensart aufzufinden, fowie die weitere Schwierigkeit, dieſe Ab- 
grenzung zu gewinnen- in einem überall auf Kürze und Schnelligkeit berechneten 
erfahren. Wollte man die Straffagungen dieſes Geſetzes auf fo ſchwer be 
finmbare Unterfcheidungen ftellen, dann müßte man auch, um im konkreten Falle 
volle Gerechtigkeit zu erreichen, ein Verfahren herſtellen, nach welchem der Richter 
im Stande ift, diefe Diftinktionen feftzubalten. Bei einem Verfahren, wie es 
bier geregelt ift, wiirde er dazu in vielen Fällen nicht im Stande fein. 

Man hat mehrfach darauf hingewiefen, daß das frühere Holzdiebftahlsgefek 
fh in Uebereinftimmung befunden habe mit den Grundfägen des gemeinen preu- 
Bilden Strafrechts. Das ift aber nur in begrenztem Maße richtig. ES hat 
beifpielöweife die Hebereinftimmung infofern nicht beftanden, als das preußifche 
Strafrecht ebenfo wie das Reichs-Strafgeſetz den Verſuch einer Uebertretung für 
ſtraflos erfärte, während das Holzdiebftahlsgefek von 1852 den Verfuch beftraft 
ohne Unterfcheidung zwifchen Vergehen und Uebertretung. 

Berner, meine Herren, wenn Sie bier fagen wollten, es folle nad) $ 44 des 
Strafgeſetzbuchs die Beſtrafung des Verſuchs geregelt werden, dann würde mei- 
nes Erachtend dag nicht erreicht fein, was der Herr Antragfteler vorhin als jeine 
Abficht Hinftellte, indem er fagte, er gäbe das ganze Feld der Uebertretungen der 
Berfuchsftrafe preis. Nun, meine Herren, im $ 44 des Strafgefegbuches wird 
nur die Beftrafung des Verſuchs bei Vergehen geregelt. Die Webertretungen 
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würden, fofern man nur auf $ 44 des Strafgeſetzbuchs vermiefe, meines Er- 
achtens ftraflo8 ausgehen. Und wie fteht es denn, genau betrachtet, mit dem 
Grundſatze des Reichs - Strafgefeßbuchs, daß der Verſuch ſtets milder beftraft 
werden folle, als das vollendete Verbrechen oder Vergehen? Diefer Grundfak 
wird allerdings im $ 4 des Reichs-Strafgeſetzbuchs gemiffermaßen als Tategori- 
ſcher Imperativ aufgeftellt. Es Heißt da: „das verjuchte Verbrechen oder Ber- 
gehen ift milder zu beftrafen al8 das vollendete”. Allein in den dann folgenden 
Beflimmungen des Neichs- Strafgefeßbuchs wird der Richter nur in gewiffen 
vereinzelten Fällen gezwungen, den Berfuch milder zu beftrafen, in der Mehrzahl 
der Fälle wird die Wahl der milderen Strafe dem Ermeſſen des Richters über 
laffen. Es Heißt dort: 
Iſt das vollendete Verbrechen mit dem ode oder mit Tebensläng- 
lihem Zuchthaus bedroht, fo tritt Zuchthausftrafe nicht unter drei 
Jahren ein, neben welcher auf Zuläffigkeit von Polizeiaufſicht erkannt 
werden kann. 

In allen übrigen Fällen kann die Strafe bis auf ein Viertel des Mindef: 
betrags der für das vollendete Verbrechen oder Vergehen angedrohten Strafe 
berabgefegt werden. In der That kann auch das Gef überall da, mo eine 
Strafgrenze mach unten nicht gezogen ift, dem Richter faum eine zwingende 
Vorſchrift dahin geben, wie die Strafe des Verſuchs im Verhältniß zur Strafe 
der vollendeten That bemefjen werden fol. Denn wie foll der Richter die Strafe 
der vollendeten That abwägen, wenn eine vollendete That nicht vorliegt, fondern 
nur eine verſuchte? Der Richter kann nicht wiffen, wie er die vollendete That 
beftrafen würde, weil er nicht wiffen fann, welche Momente zu dem Verſuche 
hinzugetreten fein wilrden, bis die That zur vollendeten wurde. So weit alfo 
die Vorſchriften des Strafgeſetzbuches den Richter zu einer Ermäßigung nicht 
zwingen, handelt es fih um eine Beſtimmung inftrultiver Natur, die nur eine 
Bedeutung da hat, wo der Richter ſich innerhalb gewiſſer Strafgrenzen bewegt, 
wo ihm feitens des Geſetzes ein Arbitrium gelaffen ift. Hier haben wir es aber 
mit abfoluten Strafen zu thun, dem Richter ift in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle Fein Arbitrium gelaffen, und man würde fih mit dem GStrafprinzip 
diefes Geſetzes in Widerfpruch fegen, wollte man nun beim verſuchten Hol. 
diebftahl dem Richter ein folches Arbitrium einräumen. Weberdies ift das Gros 
der Korftdiebftähle fo beſchaffen, daß der Richter bei der vollendeten That zu den 
Minimalftrafen von einer oder zwei Mark greifen muß. An allen diefen Fällen 
aber würde, wie ſchon der Herr Graf zur Rippe hervorgehoben hat, die Konfe- 
quenz des dem Antrage zu Grunde liegenden Gedankens wieder verlaffen fein, 
denn der Richter müßte in diefen Fällen au im Sinne des Antrages den ver- 
fuchten Forſtdiebſtahl ebenfo beftrafen wie den vollendeten. Meine Herren, id 
meinerfeit$ halte dafür, daß das Gefe vom 2. Juni 1852 nicht fowohl im An- 
fhlufje an den in dem damals geltenden preußifchen Strafyefegbudy vertretenen 
Grundſatz der gleichen Strafbarkeit von Verſuch und vollendeter That feine hier 
fraglihe Strafbefiimmung aufgeftellt hat, als vielmehr in Berlidfichtigung der 
befonderen Natur der hier behandelten Delikte; es habe der Eigenthümlichkeit des 
Thatbeftandes Rechnung tragen wollen, wenn es den Verſuch wie die vollendete 
That unter gleiche Strafe flellte. 

Ich bitte Sie deshalb, meine Herren, es bei dem Kommiffionsbefchluffe zu 
belaffen. 
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Dr. Dernburg: Meine Herren, es iſt offenbar, daß in den Minimalfällen 
das Amendement des Herrn von Bernuth und dic Regierungsvorlage keine Diffe- 
renz zegen. Sowie die Strafe überhaupt nicht unter einer Mark beträgt, bat 
ter Richter gar keine Beranlaffung, zu unterfuchen, ob Verſuch oder vollendete 
hat vorliegt; er erfüllt feine Pflicht ſchon genligend, wenn er das Eine oder 
das Andere als ficher feſtſtellt. In den wichtigeren Fällen hingegen, in denen 
auf Gefängniß zu erkennen ift, mindeftens auf drei Tage und bis zu zwei Jah— 
ven oder bis zu fech8 Monaten, da bat das Amendement des Herrn von Ber- 
nuth feine jehr große Bedeutung, und da ift e8 auch materiell durchaus entfpre- 
chend. Die Argumente, die Herr Graf zur Lippe und der Herr Regierung» 
tommiffar gegeben haben, gehen zum Theil gegen das ganze Syſtem des Straf: 
gefegbuches, indem die Unterfcheidung zmwifchen Verſuch und That beim Diebftahl 
überhaupt als eine problematische erflärt wird. Es kaun ja in einzelnen Fällen 
in concreto ein Zweifel entfiehen, aber ich glaube deswegen nicht, daß wir einen 
jo wohlbegründeten Unterfchied, einen in der moralifhen Würdigung der ganzen 
Sache begründeten Unterfchied, wie Verſuch und vollendete That, ignoriren dir- 
fen. €&8 wird und Inkonſequenz vorgeworfen; wir weichen doch vom Straf: 
gefegbuch ab, indem wir Uebertretungen, die fonft nicht dem Verfuche nad) be- 
Mraft werben, Hier unter die Verfuchsftrafen ftellen. Meine Herren, der Stand» 
punft, von dem wir ausgingen, war ſtets der, daß wir, foweit es beftimmte 
praftiiche Bediirfniffe fordern, von den allgemeinen Grundjägen abgewichen find 
in Gemäßheit der Vollmacht, die uns die Reichsgeſetzgebung gegeben hat; daß 
bir abır da, wo wir uns hiervon nicht überzeugen Tonnten, und da, wo nnd 
höhere Prinzipien in Frage zu ftehen fcheinen, von dem Strafgefegbuch nicht ab- 
gewihen find. Nun fagt der Herr Graf zur Lippe: praktiſch ift ja die Sache 
überhaupt nicht fo erheblich, warum wollen wir diefe Unterfchiede machen. a, 


‘| Meine Herren, principiis obsta! Sie finden in dem Feldpolizeigeſetz denfelben 


Grundſatz, den die Regierung hier rechtfertigt durch die abfoluten Strafen, wäh- 
tend dort nur relative Strafen find. Der Herr Regierunskommiſſar fagt hier: 
8 find abfolute Strafen, hier müffen wir den Verfuc einfach behandeln wie die 


; vollendete That, aber in dem Forftpolizeigefeß, wo eine ganze Menge der ver- 
hiedenſten Delikte fi befinden, da finden Sie relative Strafen. Da heißt es 


wieder: die Analogie des Holzdiebſtahls fei zu Grunde zu legen, und danad) ifl 
der Verſuch auch wie die vollendete That zu beftrafen. 

Aber durch dergleichen Dinge, meine ich, erzeugen wir einen Zwieſpalt in 
der Geſetzgebung, welcher nur dem allgemeinen Rechtsbewußtſein ſchädlich fein 


: hm. Wollte man in ber Reichsgeſetzgebung das preußifche Syftem feit dem 
- Menfifhen Strafgefebuch feithalten, und den Verſuch firafen, wie die vollendete 


at, fo müßte man dies dort fefthalten. Aber bei einer großen Anzahl von 
Bergehungen, welche eine erhebliche Bedentung für das ganze Volksleben haben, 
den einen Grundfab, und bei anderen Bergeben einen ganz entgegengejeßten 
Grundſatz ausſprechen, das halte ich ſowohl theoretiſch für nicht zu rechtfertigen, 
als auch praktiſch für nicht erwünſcht; wie ich wiederhole, glaube ich, daß der— 


Nleichen Dinge nur dazu angethan find, das Rechtsbewußtſein des Volles und 
: ud felh die Sicherheit des Richterſtandes in Bezug auf die Anwendung folder . 


don verfchiedenen Grundfägen ausgehender Geſetze zu flören. Wie ich ſchon be- 


‚ merkt, bei den mindern Sachen hat die Sache feine große Bedeutung, aber es 


bleibt dag Prinzip gewahrt; dies ift von fehr erheblicher Bedeutung, und wir 
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bitten Sie im Intereſſe der Gleihmäßigkeit der Rechtspflege, unſer Amendement 
anzunehmen. . 


Graf von Brühl: Nur zwei Worte vom Standpunkte des Nubens und 
der Praris. Nehmen Sie das Amendement Bernuth an, fo werden Sie erzie 
Ien, daß bei dem Naff- und Lefeholzdiebftahl die Beihilfe gleichheftraft wird mit 
dem Diebftahl felbft; Sie werden ferner erzielen, daß der Raff⸗ und Leſeholzdieb⸗ 
ſtahl immer der vollen Strafe unterliegt, weil es da eigentlich einen Verſuch 
nicht giebt, fondern der Diebftahl ſchon ausgeführt ift, fowie die erfte Art auf . 
gehoben wurde. Sie werden aber erzielen, daß der Diebftahl an höchſt werth- 
vollen Bäumen nur felten voll beftraft wird, denn ein fo ftarfer werthvoller 
Baum ift nit in einem Augenblid gefällt, und wenn mährend der Zeit der 
Forfiihugbeamte dazu kommt und das Weguehmen des Baumes Hintertreibt, 
dann liegt blos ein Verſuch vor uud es kann die volle Strafe nicht eintreten. 


Andere Fälle des Forſtdiebſtahls werden unter fchwere Strafe geftellt. 
Nehmen Sie den Harzdiebftahl. Der Baum wird angeriffen, der Saft läuft ' 
aus und erft, wenn dad Harz troden ift, kann der Diebftahl vollendet werden; ' 
Cie werden alfo das wefentliche Beſchädigen des Baumes nicht mit der vollen " 
Strafe belegen fünnen. Wählen Sie zwifchen einer billigen Praris und einer - 
Tonfequenten Doktrin. Ich glaube, die Wahl wird Ihnen nicht ſchwer fallen; " 
wo ed fi um die Beftrafung der leichteften Vergehen handelt, werden Sie nicht " 
nngeredht gegen die Diebe an Raff- und Leſeholz, um die Diebe an werthoollem 
Holz lanfen zu laſſen. > 


von Kleiſt-⸗Retzow: Nicht das Volksbewußtſein wurde gefräntt, fondern 
das Volksbewußtſein wurde verwirrt durch eine folche Beftimmung. Es handelt 
fih nit um ein richtiges, fondern um ein falſches Prinzip, was die Herren an— 
wenden wollen. Ich kann mit dem Herrn Grafen zur Lippe zugeben, daß der . 
Antrag des Herrn don Bernuth der Theorie entfpricht, aber einer abftralten . 
Theorie, die ganz rückſichtslos ift rüdfichtlich der konkreten Verhältuiffe, auf die . 
fie angewendet werden fol. Es ift ganz richtig und hat einen tiefen Sinn, daß 
bloß vorbereitende Handlungen, die noch Fein Reſultat erzeugt haben, nicht 
gleichgeftellt werden dem vollendeten Verbrechen. Wenn aber der Gegenftand des _ 
Deliktes ein folcher ift, daß es fich wejentlic” um die Befchädigung des Vermö- 
gens handelt und eine Beſchädigung ſchon mit dem Beginne des Delikts eintritt, 
jo führt die richtige Theorie dahin, daß die Konjumtion des Delift3 angenom: 
men wird, ſowie die Beſchädigung eingetreten ift. Graf zur Lippe hat mit Recht 
darauf hingewiefen, daß das, warum es ſich handelt, nicht ſowohl das Wegneh⸗ 
men eine Gegenſtandes ift, welcher einem Andern gehört, foudern voraufgehend 
damit verbunden ilt, eine tiefe Beihädigung ſeines Eigenthums. Bei dem 
Holzdiebftahl ftirbt der Baum ab, auch wenn er nur ſtark angehauen, der Kien _ 
berausgehauen wird; daß die demnächftige Fortnahme des Baumes eintritt, ift 
untergeordnet. Ebenſo iſt es bei Diebftahl von Streu nnd dem Hauen von 
Palten. Daß die Wurzel der Bäume bloßgelegt wird, ift das Entjcheidende, es 
kommt weniger darauf an, ob die Streu demnächſt auch weggefahren wird. Wo 
ein folder Schaden noch nicht entftanden ift, Fünnen Sie den Werth nicht ab 
ihägen, die Strafe beträgt dann alfo nur 1 Mark, den geringfien Straffa. 
Der wird infofern für das noch nicht kouſnmirte Delitt, für den Verſuch auf- 
gelegt. 


= 31 = 
Präfident: Es hat ſich Niemand mehr zum Wort gemeldet, ich fchließe die 


Diskuſſion und gebe dem Herrn Berichterftatter das Wort. 


Berichterſtatter Wever: In Zhrer Kommilfion war der Antrag geftellt, der 
heute von Herrn von Bernuth aufgenommen wird. In der Kommniffion ift diefer 
mein Antrag mit Majorität abgelehnt; ich kann ihn Heute nicht vertheidigen, 


. weil ich bente nur die Kommiffionsvorfchläge au rechtfertigen babe. Ich möchte 
me bemerfen, wenn Herr von Kleift ausoeführt hat, daß in diefen Falle von 


einem verfuchten Diebftahle keine Rede zu fein brauche, denn bei einem Berfuche 


‚ jet gemiffermaßen die Beſchädigung fchon vollendet, fo beruht das auf einem an- 
‚ deren Gefichtspunkte. Wenn die That vollendet ift, fo Spricht man überhaupt von 
feinem Berfuche mehr. Ich bin der Meinung, daß praltifch die Sache von gar 


leiner Bedeutung iſt, daß praktiſch daſſelbe Reſultat herauskommen wird, Sie 


mögen den Antrag von Bernuth annehmen oder nicht. Es fragt fih im Weſent—⸗ 
iihen nur, ob e8 angemeffen ift, in den Fällen von den Vorſchriften des aflge- 
meinen Strafgejeßbuches abzumweichen, mo dies in dem fpeziellen Strafgefetz nicht 


durch ein bejonderes Bedürfniß geboten wird. Ein folches ift, glaube ich, bier 
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nicht vorhanden, weil doch auf 1 Mark Strafe erkannt werden muß. Sch kann 
andeimftiellen, in der Sache zu entſcheiden nad dem Kommiffionsvorfchlage oder 
dem des Herren von Bernuth. 

Bräafident: Wir kommen zur Abflimmung. Ich werde znnädft fiber den 
Antrag von Bernuth abflimmeu laffen. 

Herr von Bernuth hat beantragt, den $ 4 wie folgt zu faflen: 

Der Verſuch des Forftdiebftahls und die Beihilfe zu einem Forſt⸗ 
diebftahl oder zu einem Verſuche deffelben werden mit einer nad Maß» 
gabe der 88 44 bezw. 59 ded Strafgeſetzbuchs zu ermäßigenden Strafe 
beitraft, welche jedoch niemals unter Einer Mark betragen darf. 

Ich erjuche die Herren, die fo befchließen wollen, ſich zu erheben. Geſchieht.) 
Das if die Minorität. 

Ich darf nun wohl, wenn nicht befondere Abftimmung verlangt wird, den 
$4 in der von der Kommiffion beantragten Faſſung als genehmigt erachten. 

Da kein Widerfprudh erfolgt, iſt 4 angenommen. — Wir fommen zu $ 5. 

Berichterfiatter Wever: Ich mache nun darauf aufmerffam, daß 8 5 eine 
allerdings etwas erhebliche Abweichung vom Strafgefegbuch enthält. Das Straf- 
gefegbuch beftraft nämlich die Begünſtigung eines Verbrechens oder Bergehend 


, Mmohl, wenn die Begünftigung der That vorausgegangen, als wenn fie der 


That nachgefolgt if. Nur für den Fall, daß die Begünftigung nad) vollendeter 
That darin befteht, daß Angehörige den Thäter der Beftrafung zu entziehen fuchen, 
jollen die Eltern und nahen Anverwandten firaflos fein. Diefen Grundſatz des 
Etrafgefegbuches hat das Yorfiviebftahlsgefeg nicht aufgenommen. Es will un- 
bedingt auch die Eltern firafen, wenn fie nach vollendeter That die Kinder der 
Strafe zu entziehen ſuchen. Es wird alfo ein Unterfchied eintreten: wenn der 
Knabe heute einen Holzdiebftahl begangen hat und die Mutter fucht ihn nach— 


täglich der Strafe zu entziehen — ich betone nohmals, daß das vorherige Be- 


‚ günfiigen auch für die Eltern nicht ftraflos fein foll — aber wenn fie ihn nad)» 


ber von der Strafe befreien will, etwa durch Verfteden, wird fie wie beim Holz. 
diebſtahl beſtraft Hat der Junge aber etwa im Dorfe die Fenſter eingeworfen 
oder fonftigen Unfug gemacht und die Mutter fucht nun, nachdem dies gefchehen, 
den Eohn von der Strafe zu befreien, fo foll fie feine Strafe treffen. 
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Das will mir nicht recht einleuchten, aber die Mehrheit Ihrer Kommilfion 
hat es angenommen und den Antrag auf Straflofizkeit für diefen Fall verwor: 
fen. Ich habe nur darauf aufmerffjam machen wollen, daß in diefer Beziehung 
der Kommiffionsantrag weſentlich von der Beftimmung des Strafgefegbuches 
abweicht. 

Präſident: Es verlangt Niemand das Wort. Ich ſchließe die Diskuffion 
und darf wohl ohne Abſtimmung annehmen, daß der Kommiflionsantrag ange⸗ 
nommen wird. — Der $ 5 ift angenommen. — Wir fommen zu $ 6. 

Berichterftatter Weber: $ 6 handelt von dem Holzdiebftahl unter erjchme- 
renden Umftänden. Die Negierungsvorlage hatte bier auch den wiederholten 
NRüdfall aufgenommen und eine Gefängnißftrafe bis zu 2 Jahren angedroht. 
Nachdem die Kommiſſion den wiederholten Rüdfall herausgenommen bat, blieben 
in dem Paragraphen nur folde Fälle, die im Wefentlichen auch das Holzdieb- 
ftahl8yejeg von 1852 vorgejehen bat. 

Diejes Geſetz von 1852 drohte flir diefe Fälle eine Gefängnißftrafe big zu 
14 Tagen an, aber nur falultativ. Das bat Ihre Kommiffion erhöht auf eine 
Gefängnißitrafe von 6 Monaten. Die Negierungsvorlage bat dieſe Strafe obli« 
gatorifch angedroht; es jollte auf Gefängnißitrafe erfanut werden. Dad war in 
erftier Leſung auch von der Kommiſſion angenommen, in zweiter Lefung aber mit 
NRüdficht darauf, daß unter diefen Fällen fo milde vorkommen können, daß es 
unmöglich ſchien, Gefängnißftrafe zu verhängeu, die Gefängnißftrafe für fafulta- 
tiv erflärt. Ich kann nur den Borfhlag der Kommiffion zur Annahme em: 
pfehlen. 

Präſident: Es verlangt Niemand das Wort zu $ 6. Ich darf wohl auch 
ohne Berlefung und Abftimmung annehmen, daß 8 6, wie die Kommilfion ihn 
beſchloſſen hat, feitens des Haufes angenommen ift. Ich konftatire, daß das der 
Hall ift. 

Wir fommen zu 8 7. — Es verlangt Niemand das Wort zu $ 7; ih 
darf alfo wohl auch 8 7 ohne Berlefung und Abſtimmung flr genehmigt er- 
achten. ; 

5 8. Es verlangt Niemand das Wort zu $ 8. Ach darf wohl aud ohne 
Berlefung und Abftimmung den Paragraphen flir genehmigt erachten. 

S 8, jet $ 9. — Ich erkläre auch diefen Paragraphen für angenommen. 

Zu $ 9, jeßt 8 10 hat der Herr Berichterftatter das Wort. 

Berichterftatter Wever: Ich mache bier darauf aufmerffam, daß es fi um 
Fälle handelt, in denen Kinder vom 12. bis zum 18. Jahr beftraft werden fol: 
len. Bon Kindern unter 12 Jahren kann nicht die Rede fein, denn das Straf- 
gejeßbuch erflärt die Kinder bis zum 12. Lebensjahre nicht fähig, ein Vergehen 
zu verüben; fie dürfen gar nicht verfolgt werden. Dagegen die Kinder vom 12. 
bis 18. Jahr dürfen verfolgt werden, follen aber, wenn fie für unterfcheidungs- 
jähig erachtet werden, eine mildere Strafe erleiden. Auch in diefer Beziehung 
hat man es nicht für angemefjen erachtet, bei dem Strafgeſetzbuch zu bleiben, 
jondern bat, die Unterfcheidungsfähigleit vorausgefegt, die volle Strafe ange- 
droht. 

Dr. Dernburg: Meine Herren, e8 wird bier beftimmt, daß die im Straf- 
gefeßbuch vorgejehene Strafermäßigung auf Kinder von 12 bis 18 Jahren Feine 
Anwendung finden ſolle. Ich habe mich zunächſt gegen diefen 89 auch in der 
Kommiffion entjchieden erflärt, habe aber ſchließlich wich gefligt, weil die Holz- 


[ae 
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diebftähfe allerdings den Kindern zwifchen 12 und 18 Jahren in der Pegel in 
ihrer vollen Strafbarkeit prätent fein merden. Da aber auch ein entiprechender 
Paragraph in das Feld- und Foritpolizeigefeg aufgenommen ift, jo möchte ich 
mich doch dagegen verwahren, als könnte aus diefer fpeziellen Beftimmung, die 
bier in diefen $ 9, jett 10, aufgenommen wird, gefolgert werden, als würde 
überhaupt ein allgemein richtiges Prinzip adoptirt und als follte diefes Prinzip 
in der Feld- und Forftpolizeiordnung mit Recht zur Anwendung gebracht wer- 
den. Das hielte ich fiir durchaus unangebracht, dort liegen die Berhältniffe zum 
Theil ganz anders und deswegen würde ich dort gegen den entjprechenden Para» 
graph fimmen. 

Prafident: E3 verlangt Niemand weiter das Wort, ich ſchließe die Dis. 
fuffion und darf wohl ohne befondere Berlefung annehmen, daß 8 10 feitens des 
Hanſes angenommen ift. 

8 11. — Bu 8 11 verlangt Niemand das Wort, ich darf alfo auch wohl 
ohne Abftimmung die Webereinfiimmung des Haufes mit den $ 11, wie er aus 
den Berathungen der Kommiſſion hervorgegangen ilt, annehmen. 

$ 12. — Der Herr Berichterftatter verzichtet; es verlangt fonft Niemand 
das Wort; ich darf alfo $ 12 gleichfalls ohne Abftimmung als genehmigt be- 
trachten. 

Zu $ 13 hat der Herr Berichterſtatter das Wort. 

Berichterftatter Weber: Ich erlaube mir auch hier noch darauf aufmerkſam 
zu madyen, daß ſich auch bier ziemlich erhebliche Abweichungen vom Strafgefet: 
buch vorfinden. Die Umwandlung der Geldfirafe in Gefängnifftrafe muß 
deshalb ftattfinden, weil man die Holzdiebe auch mit Forflarbeiten befchäftigen 
will; verurtheilt man fie num zur Haft, fo könnte ſolche Beſchäftigung nicht ftatt- 
finden. Das Holzdiebftahlsgefeg vom Jahre 1852 fchloß fi) bei dem Maßſtab 
fr die Ummandlung der Geldftrafe in Gefängnißftrafe an das preußiihe Straf- 
geſetzbuch an. Nach dem preußifchen Strafgeſetzbuch follte bei Uebertretungen für 
Strafen von 10 Sgr. bis 2 Thlr. eine Haft von Einem Tag eintreten. Das 
jegige Strafgeſetzbuch läßt 1 Markt bis 15 Mark in einen Tag Gefängniß um- 
wandeln. Wenn man alfo in Uebereinftimmung mit dem Strafgefegbudh bleiben 
wollte, fo müßte auch hier nicht gejagt werden: J bis 5 Mark, foudern 1 bis 
15 Mark find in einen Tag Gefängniß umzumandeln. Das fand in der Kom- 
mifion um deswillen Widerfpruch, weil bei Yorfidieben ein Tag Gefängniß zu 
einer Geldftrafe bis 15 Mark in keinem Verhältniß ſtehe, und er fi dann ſtets 
der Geldzahlung entzichen werde; man wiirde ihn fogar felten zu einer Zahlung 
von 5 Mark bringen, menn er fie mit einem Tage abfiten künne. Das ift der 
praltiihe Grund, aus welchem die Vorlage hier vom Reichs - Strafgejebudy 
abweicht. | 

Präſfident: Es hat Niemand mehr das Wort zu 8 13 verlangt; ich darf 
alio auch ohne Abſtimmung annehmen, daß der $ 13 feitens des Hohen Hauſes 
genehmigt if. 

Wir fommen nun zu $ 14. 

Herr von Kleift hat das Wort zur Geihäftsordnung. 

bon Kleiſt-Retzow: Verehrter Herr PBräfident! Es handelte fih um eine 
en bloc-Annahme beim Eingange der Diskuffion, diefe wurde befeitigt aus Rück⸗ 
fihten gegen mich, weil ich meine Amendements noch nicht aufgefchrieben hatte. 
Die Herren haben ihre Amendements durdhberathen, von mir find aber noch zwei 
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vorhanden; ich würde den Vorfchlag machen, die en bloc-Annahme bis auf dieſe 
beiden von mir vorgefchlagenen Amendements anzunehmen. Es würde die Be 
rathung dadurch jehr abgekürzt werden. 

Präfident: Zunächſt wollte ich bitten, diejenigen Herren, welde deu 
Antrag unterfiigen wollen, fih zu erheben. Geſchieht.) Die Unterfiügung 
reicht aus. 

von Bernuth: Ich möchte dem Antrage des Herru von Kleift an fid 
nicht widersprechen, fondern ihn nur dahin modifiziren, daß ich Über den 8 21 
eine Abftimmung wünſche, den erften der die Vereidiguug betreffenden Paragra- 
phen, damit durch die Abftimmung zum Austrud gebracht werden Tann die Mei- 
nung derjenigen, welche, wie ich, jene Paragraphen prinzipiell nicht wollen. 

Präſident: Ich bitte doch, daß wir zunächſt Über den Antrag von Kleiſt 
abflimmen, weil er ausreichend Unterftüßung erhalten bat. 

Dr. Bernburg: Wir find der Anficht, daß die S$ 21 bis 23 nicht ent- 
fprechend feien und wir möchten doch nicht, daß dur en bloc-Annahme eine 
Dishrifion über einen immerhin wichtigen Punkt präjudizirt wird, und wie wir 
einerfeit3 gemünfcht haben, daß die Amendements des Herrn von Kleift, für die 
wir zum Theil ſtimmten, zugelaffen werden, fo erſcheint es als billig, daß wir 
andererfeit$ in der Diskuffion Über die SS 21, 22 und 23 nicht PEN 
werden. 

von Kleiſt⸗Retzow: Mit Rüdficht auf dieſe Bemerkung ziehe ich meinen 
Antrag zurüd. 

Präfident: Dann können wir fortfahren. 

Zu $ 14 iſt nichts zu bemerken, derfelbe ift alfo von Seiten des Haufes als 
angenommen zu betrachten, wenn fein Widerjpruch dagegen erhoben wird. 

8 15 — immer nad den Nummern der Kommilfionsporfchläge. — Ebenfalls 
angenommen. 

$ 16. — 

Berlangt der Herr Berichterftatter das Wort? 

Berichterftatter Wever: Sch beziehe mich auf den Bericht der Kommiſſion. 

Präfident: Da alſo nichts dagegen zu erinnern iſt, das Wort nicht ver- 
langt wird, ebenſowenig eine Abftimmung, fo erkläre ih den $ 16 für ge 
nehmigt. 

8 17. — Hier ift auch nichts zu erinnern, es verlangt au Niemand das 
Wort; ich erkläre denjelben fiir genehmigt. 

8 18. — Hier gilt daffelbe. 

8 19. — Hier gilt ebenfalls daffelbe. 

820, — 821, — $ 22, — $ 23. — 

Berichterſtatte Wever: Die 88 23—25 enthalten die Vorfchriften über die 
Bereidung der Yorftbeamten und deren Vernehmung und refp. Verweifung auf 
einen allgemein geleifteten Eid. Die Reichs - Strafprozeßordnung, die gleichzeitig 
mit diefem Gefege in Wirffamteit tritt, fennt eine folche Verweiſung auf einen 
ein= für allemal geleifteten Eid bei Zeugen nicht, fondern verlangt, daß jeder 
Beuge bei feiner Vernehmung jpeziell vereidet werde, und zwar vereidet werde 
vor der Bernehmung, nicht, wie bisher in Preußen vorgejchrieben war, nad) der 
Bernehmung. Wenn nun bier im Holzdiebftahlsgefege geftattet wird, daß die 
Forfibeamten ein- für allemal vereidet und bei ihrer jedesmaligen Vernehmung 
auf den einmal geleifteten Eid verwieſen werden, fo ift das eine wefentliche und 
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jehr große Abmweihung von den Grundjäten der Reichs-Prozeßordnung. Es ifl 
angeführt worden, daß es nicht paſſend ſei, die Leute jedesmal in jeder Forſt⸗ 
fiäung fo oft zu vereiden, als fie dort vernommen würden; es ift dagegen er: 
widert worden, daß das auch nicht nothwendig fei, denn alle die Sachen, die in 
einer Sigung an einem Tage vorfämen, würden nad) der ausdrüdlichen Beſtim⸗ 
mung eines anderen Paragraphen diejes Gejeßes in einer Hauptverhandlung 
abgemacht. ES genüge daher, wenn der in diefer Sache gegen verſchiedene Be- 
[Quldigte zu vernehmende Zeuge bei Begiun der Situng für alle vorfommenden 
Sachen vereidet würde. Ich kann dazu noch bemerken, daß died am Rhein an 
vielen Gerichten ſchon jetzt Praxis if, wo es Häufig vorfonmt, und fchon jeßt 
alle Zeugen und Beamten nicht ein: für allemal, fondern in jeder Situng bes 
jonder8 vereidet werden. Es ift ferner gegen den VBorfchlag der Regierung an 
geführt worden, daß es ganz merkwürdig ausjähe, wenn ein Polizeidiener, der 
zugleich Feldhüter ift, in einer Sache, wo er als Feldhliter vernommen wird, 
fh auf feinen allgemeinen Eid berufen kann, an demfelben Morgen aber, wenn 
er wegen einer Polizeilontravention vernommen wird, die auf Grund des all 
gemeinen Strafgejegbuches beftraft werden muß, einen befonderen Eid leiſten 
müffe. 

Aber andererfeit3 wurde geltend gemacht, daß es bisher üblich geweien ſei, 
die Zeugen ein- für allemal zu vereiden und fie darauf hin zu verweilen, daß ed 
auffallen würde, wenn man von diefem Verfahren abginge, daß das Anfehen der 
Beamten dadurch vermindert werde, wenn man ihnen nicht mehr auf ihren Amts⸗ 
ed glaube. Kurz, in Ihrer Kommiffion war die Maforität dafür, mit der 
Regierungdvorlage das Verfahren, wie es bis jett ftattfindet, aufrecht zu erhalten 
und nicht abzuändern. Ich ftelle dem Haufe anheim, der Kommiffion beizutreten. 

Bredt: Ich möchte dem Herrn Neferenten vollfiändig beitreten. Es ift 
heute mehrfacdy erwähnt worden, daß bis zu 400,000 Diebftähle jährlich in Preu- 
Ben abgenrtheilt werden und da empfiehlt es fich gewiß, eines recht einfachen 
Verfahrens bei der gerichtlichen Verhandlung ſich zu beftreben; und auch die Er- 
fahrung hat bisher gezeigt, daß keinerlei Gefahr dabei if, wenn die Schutbeam- 
ten auf ihren Amtseid Hingewiejen und ein» für allemal vereidigt werden, wo⸗ 
gegen bei der großen Maffe von Fällen aller Art die Vereidigung, felbft wenn 
fie an jedem Forfigerichtstage für mehrere Fälle zugleich flattfindet, nur die 
Heiligkeit und Bedeutung des Eides zu ſchwächen im Stande iſt. (Sehr wahr!) 
Schon aus diefem Grunde foll man dem Entwurfe zuftimmen und den Beamten 
nit unnöthigerweife zu einer neuen Eidegleiftung veranlaffen. Ich bitte daher 
die hochverehrten Herren, die Beflimmung des Entwurfs anzunehmen. 

Dr. Bernburg: Ein Theil meiner Freunde und ich find der Meinung ge- 
weien, daß auch bier eine Abweichung von den allgemeinen Grundfäßen der 
Strafprozeßordnung nicht gerechtfertigt fi. Wir glauben, daß die Heiligkeit des 
Eides dabei durchaus nicht in Frage fomme, ob Jemand auf den Amtseid ver- 
wiefen wird, oder ob er den Eid leiftet; wir nehmen an, daß in beiden Fällen 
ein gleich Heiliger und gleich wichtiger Eid geleiftet wird, und diefelbe Gewiffen- 
haftigkeit nothwendig ift, in gleicher Art die Gegenwart Gottes anzurufen; das 
macht keinen fachlichen Unterjchied, ob der betreffende Beamte auf feinen Dienft- 
&id die bezügliche Verficherung abgibt, oder ob der Eid formell geleiftet wird. 
Bir glauben aber, daß auch hier eine Abweichung von den allgemeinen und re- 
gelmäßigen Grundfägen der neuen Gefetgebung etwas durchaus Auffallendes 
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und durchaus Unmotivirtes fei. In derſelben Situng kommen Forftdiebftähle 
und Vergehen anderer Art vor: bier foll der Beamte den förmlichen Eid Teiften, 
dort wird er auf den Dienfteid verwiefen; dergleichen Dinge find weder Fonfe- 
quent, noch auch entiprechend. Ich glaube, daß es vielleicht hätte zweifelhaft 
fein tönnen, ob man von dem bisherigen Syſtem des preußifchen Rechts abwei⸗ 
chen wollte in der Reichs⸗Strafprozeßordnung; daß man vielleicht in der Lage 
geweſen wäre, den Ufus, wie er bei uns bereits beftaud, auch zu erhalten. Aber 
hat man das Prinzip aufgegeben, fo liegt auch wiederum fein Grund vor, in 
einem einzelnen Falle von diefem Prinzipe eine Ausnahme zu machen. &8 liegt 
fein Grund vor, den Forftfchugbeamten anders zu behandeln, wie felbft ben 
höhergeftellten Beamten, den Kreisphyſikus u. ſ. w. Ich meine daher, daß mir 
fliglih von den Beftimmungen, die hier getroffen werden, abfehen dürfen, und daß 
dies im Intereſſe der Verwaltung der Juſtiz nur nüßlich ifl. 

Regiernngslommiffar, Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren, 
es ift mehrfach heute betont worden, daß man bei der Teftftellung des in diefem 
Geſetze konſtruirten Verfahrens ſich fireng zu halten habe an das, was das 
Neichsgefetz vorjchreibe. Ya, meine Herren, das ift durchaus im Geiſte der pren- 
Bifhen Staatsregierung gefproden. Die Staatsregierung will durchaus fid 
halten an das, was Reichsgeſetz ift. Aber ich frage Sie, Hat denn nicht die 
Neichsgefegebung ausdrücklich uns die Befugniß gegeben, bier abzuweichen von 
den allgemeinen Grundfägen? Ich felbft habe theilgenommen an der Beratbung 
der Reichsjuftizgefege, und ich möchte deshalb am wenigften dazır neigen, Beitim- 
mungen bier zu empfehlen, die mit den Borfchriften oder auch nur mit dem 
Geifte der Reichsgeſetze nicht Überall im Einklange ftehen follten. Meine Herren, 
es ift ein Mitglied diefes Hohen Haujes in der Reiche » Zuftizlommiffion thätig 
gewejen. Der geehrte Herr wird mir bezeugen können, daß gerade in Betreff 
des bier fraglichen Punktes in der Reichs-Juſtizkommiſſion Einverftändnig fiber 
die Nothwendigkeit geherricht hat, der Landesgefeßgebung freien Raum zu geben. 
Als man die Beftimmnng der Strafprogeßordnung befhloß, daß jeder Beamte 
fortan nicht unter Berufung auf den Amtseid folle vernommen werden, fondern 
daß der Beamte mie jeder andere Zeuge vor dem Richter jedesmal den körper: 
lichen Eid leilten müffe, da wurden ſeitens der verbiindeten Negierungen Beden⸗ 
fen gegen dieje Beſtimmung geltend gemacht, hHauptjächlich aus dem Geſichtspunkte 
der Unterfuchungen wegen Holzdiebſtahls, und damals ift man diefen Bedenken 
entgegengetreten mit der ansdrüdlichen Hinmeifung darauf, dab der $ 2 des Ein- 
führungsgefeges zur Strafprozeßordnung der Landesgefeggebung flir die Kon- 
ftruftion des Verfahrens in Forft- und Feldriigefachen freien Spielraum gewähre. 
Man bat ziemlich allfeitig damals anerkannt, daß es zu einer Entwürdigung des 
Eides führen wiirde, wenn man bei Holzdiebftahlsuuterfuchungen die als Zeugen 
auftretenden Forftbeamten jedesmal unter Einhaltung der allgemeinen Beftim- 
mungen vereidigen wollte; und man hat außerdem anerfannt, Daß gerade biefe 
Kategorie von Beamten in Betreff ihrer Zuverläſſigkeit einer Beſorgniß nicht 
Raum gebe. 

bon Kleiſt⸗Retzow: Herr Profeffer Dernburg wolle mir verzeihen, die 
Herren bewegen fih immer in Abftractioneni Weil das Neichs- Strafgefet im 
Allgemeinen eine andere Einrichtung des Eides vorfchreibt, fo foll es auch hier 
nach diefer Schablone genracht werden. Das Reich! -Strafgefeg beſtimmt aber 
ausdrüdlih, daß das Forfifirafverfahren davon ausgenommen werden fann. 
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Meine Herren, die Dinge find aber verſchieden; beachten Sie doch die Realität 
und fordern Sie nicht, daß gegen dieſe Alles gleich behandelt wird, wenn es noch 
ſo verſchieden iſt. Wenn andere Beamte auch fiber Handlungen ihres Amtes 
jedesmal die Ausſage neu beſchwören follen, fo find das doh im Allgemeinen 
verihiedene vereinzelte Thatſachen, hier find e8 diefelben Jahr für Fahr und Tag für 
Tag wiederkehrenden gleichen Thatfachen. Herr Dernburg meint, der Hinweis auf 
den geleifteten Eid fei von demſelben Werth, wie der Eid felbft, da werde auch 
auf die Gegenwart Gottes bingewiefen. Berehrter Herr, haben Sie den Ber- 
edigungen in den Gerichtsfitungen beigemohnt, mie ich es als Referendar ge- 
tban babe? ES ift entjetlich, mit welcher Yorm- und Würdelofigkeit die Eide 
geleiftet werden. Die Hinmweifung auf den früheren Eid ift doch nicht die erneute 
Anrufung Gottes. Gerade diefe erfordert eine ihr entfprechende Form. Die 
Herren haben zu viel zu thun, ihnen entſchwindet durch die häufigen Eide das 
Bewußtſein, wie werth jolche ernfte Form dem ift, welcher den Eib ſchwören foll. 
Und wenn wir nun im Stande find, das zu verhüten, was die Zeugen mit 
Rivdermillen leiften, follen wir dazu nicht die Hand bieten? Der Herr Regie» 
ngstommifjar hat mit Recht gefagt, es find ganz beſonders zuverläfftge Be— 
amte;s man ftellt fie fonft nicht an. Sie find vor anderen der ©efahr des uner: 
warteten Todes ausgefett, fo daß fie gewiß das Bewußtſein des Ernſtes haben, 
im Hinblid auf die Verantwortung vor Gott, ihre Ausfagen zu machen. Wenn 
man den wirklichen Frevel mit den maflenhaften Eiden bier befeitigen kann, foll- 
ten wir die Hand dazu bieten und verhindern, daß nicht unnütz in viermalhun- 
derttaufent Fällen derartige Eide in jedem Jahre neu geleiftet werben. 

von Schöning: Meine Herren, ich bin das Mitglied der Neichs - Zuftiz- 
fommiffion , welches in direftefter Weife von dem Herrn Regierungskommiffer 
probozirt worden if. Wenn es überhaupt noch nothwendig wäre, eine derartige 
Aeußerung des Herrn Regierungskommifſars zu beftätigen, fo würde dieſe Beftä- 
tigung in vollem Umfange durch mich erfolgen können. 

Ich bitte ebenfalls, den Antrag des Herrn Dr. Dernburg abzulehnen, und 
jwar deshalb, weil es nicht für angemefjen zu erachten ift, eine fo große Zahl 
von Eiden zufammenzuhäufen, wie dies auf den Forftgerichtstagen nöthig wird. 
83 wird in eine einzige Kifte eine Anzahl von Vergehen zufammengeftellt, und 
wenn in jedem einzelnen alle ein Eid geleiftet werden fol, fo kann dadurd die 
Heiligkeit des Eides nicht vermehrt werden. Ich bitte Sie, darauf Rückſicht zu 
nehmen, wie dann die Lokale, in denen diefe Eidegleiftung erfolgen muß, häufig 
beihaffen find. Es milffen ja auch in ungeeigneten Lokalen die Forftgerichtstage 
gehalten werden. Dort ift dann ein großes Publilum verfammelt, und die 
Heiligkeit und Wichtigleit des Eides tritt alsdann nicht fo hervor, mie es auch 
änßerlich erwünſcht wäre. Endlich, was wird denn mit dem Antrage des 
Dr. Dernburg erreiht? Hat denn der Richter nicht die volle Bemweismwilrdigung ? 
Wird die Ausfage des Beamten dadurch glaubhafter, daß er diejelbe auf den 
von ihm geleifteten Eid nimmt*oder in den einzelnen Fällen einen befonderen 
Eid leiſtet? Ich empfehle Ihnen die Ablehnung des Antrags. 

Dr. Bernburg: Thatſächlich will ich nur berichtigen, daß nad) $ 27 tiber 
alle Einipritche in einer Hauptverhandlung verhandelt wird, daß aljo überall nur 
einmal der Eid in den Forftterminen zu Teiften wäre. 

Präfident: Ich ſchließe die Diskuſſion. Da der Herr Berihterftatter das 
Wort nicht verlangt, kommen wir zur Abfiimmung über $ 21 (jeßt 23). Eine 
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Berlefung wird nicht verlangt? — Ich erſuche die Herren, welche den Para- 
graphen in der von der Kommilfion veränderten Faſſung annehmen wollen, fid 
zu erheben. (Gejchieht.) Er ift angenommen. Wir kommen zu $ 24. — Da 
Niemand das Wort verlangt, fo darf ich ihn als genehmigt betrachten. 

$ 25 werde ich, wenn kein Widerfpruch fich erhebt, ebenfalls als genehmigt 
anjeben. ' 

8 26. Wenn dad Wort nicht verlangt und ein Widerſpruch nicht erhoben 
wird, erfläre ich ihn für genehmigt- 

Wir kommen zu $ 27 und dem dazu von Herrn von Kleift geftellten Amen⸗ 
dement. 

von Kleiſt⸗Retzow: Es if jehr dankenswerth, wie der Gefeentwurf da3 
Berfahren abkürzt gegen fonit. Er bat bier aber in Bezug anf die Borladung 
der Forftbeamten eine Erſchwerniß, die ich nicht für nothwendig erachte. Es 
fol nämlich auf die Anzeige des Beamten ein Mandat erlaffen werden. Gleich 


in dem Mandat wird ein Termin angefetzt, zu welchem der Beichuldigte und der . | 


Förfter vorgeladen werden. Nun braucht der Beichuldigte nicht zu Fommen, 
wenn er feinerjeit8 dem Mandat Folge leiften will und den Diebftahl anerkennt. 
Der Förfter muß aber unter allen Umftänden fommen, weil er nicht weiß, ob 
der Andere darauf verzichtet. Das bat num die Zolge, daß unjere Förfter, die 
wirklich in den Waldungen nothwendiger find, ganz unnöthigerweije zu den Ter- 
minen gerufen werden, ohne daß der Beichuldigte da if. Ach meine, ohne das 
Berfahren als ſolches zu jhädigen, läßt fi) das badurd) ändern, daß in dem 
Mandate zweierlei vorgefchrieben wird: einmal wird dem Beichuldigten gejagt, 
daß er innerhalb einer beftimmten Frift Einſpruch erheben müſſe, wenn nicht an- 
genommen werden jolle, daß er den Strafbefehl anerfenne; zweitens aber, wenn 
er Einſpruch erhebe, werde er gleichzeitig zu einem etwas jpäter anberaumten 
Termine vorgeladen. Dann braucht der Förfter erſt vorgeladen zu werden, wenn 
der Beichuldigte den Einfpruch erhoben hat, er kommt aljo nicht, wenn dies der 
Beſchuldigte uuterlaffen hat. Ich gebe zu, das erzeugt für die Gerichte noch die 
Nothwendigkeit, eine derartige kurze Einladung an den Förſter ergehen zu laſſen, 
während fonft mit dem Mandate die Vorladung abgemacht war; allein es 
braucht dann aud das erfte Mandat dem Förſter nicht mitgetheilt zu werden. 
Die Borladung felbft erfolgt von dem Gerichte, das ja doch feine Unterbeamten, 
Sefretäre und NRegiftratoren hat, durch ein kurzes Formular. Biel wichtiger if, 
daß vermieden wird, daß die Förfter unnöthigerweife vorgeladen werden. Ich 
möchte Sie bitten, daß Sie die Güte haben, das anzuerlennen und dem Antrage 
zuzuffimmen. 
Prafident: Ich werde das Amendement nochmals verlefen lafſſen. 
Schriftführer Theune (lieit): 
den Abſatz 3 zu faffen: 
Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollfiredbar 
werde, wenn der Beichuldigte nicht in einer zugleich durch den Strafs 
befehl feftzufegenden Friſt Einfpruch erhebt, und in dem gleichfalls in 
dem Strafbefehl anzuberaumenden, eimtretendenfalls zugleich zur Haupt- 
verhandlung beftimmten Termin vor dem Amtsrichter erjcheint. 
Negierungstommiffar, Geheimer Ober-Zuftizratd Oehlſchläger: Meine 
Herren, ih muß bitten, den Antrag des Herren von Kleiſt abzulehnen. Ich 
glaube, daß auch Ihre Kommiffion fich überzeugt hat, wie das Berfahren genau 
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ſo, wie es in der Regierungsvorlage geordnet iſt, den Vorzug vor jedem anderen 
verdient. Durch, den Antrag des Herrn von Kleiſt würden wir die Vortheile, 
die damit intendirt werden, nicht erreichen, wohl aber würden wir Gefahr lau- 
fen, Nachrichten uns audzufegen, denen wir ficher entgehen, wenn wir an den 
Kommiffionsbefchlüffen und der Negierungsvorlage fefthalten. Die Regierung 
ihrerfeit8 bat den in dem Antrage von Kleift ausgefprocdhenen Gedanken nicht 
unerwogen gelaffen. Sie bat fehr wohl geprüft, ob man durch Strafmandats- 
verfahren mit Einſpruchs frift flatt Einfprudstermin der Nothwendigkeit einer 
Vorladung ſämmtlicher Forftbeamten tiberhoben fein würde. Denn das ift ja 
rihtig, was Herr von Kleift hervorgehoben hat, dab bei dem bier geordneten 
Berfahren es nothwendig ift, alle Zeugen ohne Unterſchied, ob es zur Verhand⸗ 
Img kommt oder nicht, zum Termin zu laden, weil der Richter nicht wiffen 
lann, wer von den Bejchuldigten gegen den erlaflenen Strafbefehl Einſpruch in 
dem Termin erheben wird, und weil er flir den Kal des Einfpruch$ fofort ver 
handeln ſoll, alfo die Zeugen bereit haben muß. Allein, meine Herren, auch bei 
dem von Herrn von Kleift vorgefchlagenen Verfahren würden wir über diefen 
Uebelftand nicht hinwegfommen, auch da würden fämmtlicye Forftbeamte vor- 
geladen werden müffen, und zmar deshalb, weil jeder Forfibeamte auf feiner 
Kftle nicht etwa 1, 2 oder 3, fondern eine ganze Reihe von Beichuldigten führt, 
und weil unter diefen vielen Befchuldigten mindeſtens Einer fich findet, der Ein- 
jprud gegen den Strafbefehl erhebt, und defjenwegen fonad die Ladung des 
Forſtbeamten erfolgen muß.- 

Meine Herren, dem Juſtizreſſort fünnte der Antrag des Herrn von Kleift 
vieleicht ermünfcht fein, weil er auf eine, wenn auch nur geringe Erleichterung 
des Nichterd beziiglich der Ausnützung der Terminszeit Hinausläuft. Aber der 
Gewinn ift nur ein fcheinbarer, und wie die Forftverwaltung ihrerſeits feinen 
Bortheil davon hat, wenn der Forſtbeamte flatt wegen dreißig Beichuldigter nur 
wegen eines Bejchuldigten geladen wird, da er immerhin den Termin wahrneh- 
men muß, fo legt auch das Juſtizreſſort nicht ein wefentliche8 Gewicht darauf, 
daß der Richter genau wiffe, wie viele VBefchuldigte in dem anberaumten Termin 
erjheinen und eine Hauptverhandlung nothwendig machen werden. Dagegen 
liegt der Staatsregierung fehr viel daran, mit dem neuen Verfahren nicht auf 
en Feld zu gerathen, deſſen Grenzen fie einftweilen nicht überſehen kann. Durch 
den Antrag von Kleift entfernen wir uns zu weit von umferem gegenmwärtigen 
Berfahren. Diefes beruht nämlich auf dem Gedanken, daß zwifchen dem Beſchul⸗ 
digten und dem Forſtrichter ein perfünlicher Verkehr aufrecht erhalten werde, und 
denfelben Gedanken verfolgt die Negierungsporlage. Der Befchuldigte fol dem 
Richter gegeniiberfiehen, wenn er Einfpruch erhebt; es fell eine gewiſſe 
Sicherheit dafür gegeben fein, daß der Einſpruch nicht erfolge auf Grund von 
Einflüferungen von Winkellonfulenten. Wollten wir nah dem Muſter der 
Strafprozeßordnung einen Strafbefehl mit einer Frift zu fchriftlihem Einſpruch 
geftatten, fo wäre zu beforgen, daß unberufene und ſchlechte Rathgeber fich der 
Beſchuldigten bemächtigten, und fie verleiten würden, unnüterweife Einfpruch zu 
erheben. Der Richter müßte ſolche Beichuldigte dann wieder zu dem Termin 
Inden. Auf die VBorladung würden die Beſchuldigten dann vegelmäßig fommen 
und es müßte demnächft verhandelt werden. Wenn aber der Beſchuldigte vor 
dem Richter erfcheinen muß, um feinen Einfpruch zu erheben, wenn ihm nicht 
geflattet if, Tchriftlichen Einfpruch zu erheben, dann, meine Herren, ift eine 
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gewiffe Garantie dahin gegeben, daß nicht unnüterweife Einſpruch erhoben wird. 
Gegenwärtig ift das Berhältniß fo, daß von 100 vorgeladenen Beihuldigten nur 
10 erfcheinen und 90 fich fontumaziren laſſen. Diefes Verhäffnig aufrecht zu 
halten, muß erwünſcht fein; wir find aber nicht fiher, ob mit der Einführung 
eines formlofen fchriftlihen Einſpruchs das Verhältniß ſich nicht vielleicht um- 
fehre, ob nicht die Einſprüche fich maflenhaft häufen und die Gerichte in bie 
Lage bringen würden, zahllofe Audienztermine anberaumen zu müffen. Dies ift 
der Grund, weshalb die Staatdregierung bemüht geweien ift, von dem bisherigen 
Berfahren fo wenig als möglich abzumeichen. Im Großen und Ganzen Torre 
ſpondirt nämlich das Verfahren, wie es nach der Regierungsvorlage fi) geftal- 
ten foll, mit dem jetzt beftehenden Verfahren. Aber einen Bortheil hat es vor 
diefem voraus: es führt eine ſchnellere Strafvollftredung herbei. Gegenwärtig 
erläßt der Richter aus großen, über viele Hundert Beſchuldigte ſich eritredenden 
Liften an jeden einzelnen Beichuldigten eine Vorladung, in der gejagt ift: du bift 
angefchuldigt, einen Holzdiebftahl begangen zu haben; in dem Termin haft du 
dich zu verantworten, erjcheinft du nicht, jo werden alle Behauptungen der Aus- 
Mage für zugeftanden angejehen und du wirft nach dem Geſetze verurtheilt. Künf⸗ 
tig joll der Richter dem Befchuldigten in dem Strafbefehle ebenfalls jagen, weſſen 
er beſchuldigt fei; er fol aber zugleich ihm genaue Kenntniß geben von der ihn 
erwartenden Strafe. In dem Strafbefehl wird dem Befchuldigten gejagt: du 
Tannft gegen diefen Befehl Einfpruch erheben, der Einſpruch darf aber nur in 
dem Termin erhoben werden; erjcheinft du nicht, fo bift du zu einer Geldftrafe 
von fo und fo viel Mark verurtheilt, an deren Stelle im Unvermögensfalle fo 
und fo viel Tage Gefängniß treten. Der Befchuldigte weiß danach genau, welche 
Strafe feiner wartet. Während Heutzutage viele Beichuldigte vor dem Forſt⸗ 
richter nur deshalb erfcheinen, meil fie beforgen, daß ihnen eine befonders ſchwere 
Strafe drobe, fo wird fünftig aus diefem Grunde allein ſich fein Beſchuldigter 
bewogen finden, den Termin aufzufuchhen, denn er Tennt die ihm drohende Strafe. 
— Bergleihen wir nun den Prozeßgang weiter. Gegenwärtig muß der Richter, 
wenn der Angeklagte nicht erjcheint, ein Kontumazialerfenntniß abfegen; damit 
hat es freilich nicht viel auf fih, denn e8 genügt eine kurze Eintragung der er- 
kannten Strafe in die entiprechende Rubrik. Künftig wird ftatt deffen der Kurze 
Vermerk einzutragen fein, daß Einfpruch nicht erhoben fei. Nun folgt aber eine 
wefentliche Berjchiedenheit im Verfahren. Wenn jest von 100 Beſchuldigten nur 
10 erfcheinen, und die Erfchienenen verurtheilt werden, fo kann zwar gegen diefe 
10 die Strafe alsbald vollftredt werden, nämlich nach dem Ablauf der Rekurs- 
frift, den übrigen 90 aber, welche fich ſchuldig fühlten und deshalb nicht erfchie- 
nen, muß erft das Kontumazialuriheil behändigt werden. Der Richter muß dad 
Behändigungsdotument abwarten, dann erfi kann er die Nekuröfrift berechnen, 
und erſt wenn dieſe verftrichen iſt, kann er die Strafe vollfiteden. Diefe Ber- 
zögerung fällt künftig weg; fobald der Termin voriiber iſt, überſieht der Richter 
glei, warn und gegen wen er die Strafe vollfireden Tann. 

Diejenigen Beihuldigten, gegen welche im Termin verhandelt und erkannt 
it, haben eine kurze Berufungsfrift, die anderen, welche nicht erjchienen find‘ 
haben die Reftitutionsfrift. Einer Behändigung von Erfenntniffen bedarf es 
nicht; fofort nah Ablauf der Frift Tann die Strafvollitredung verfügt werden. 
Das ift der Vorzug des in der Regierungsvporlage in Ausfiht genommenen Ver⸗ 
fahrens gegenüber dem gegenwärtigen. Diefen Vorzug brauchen wir aber nicht 
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zu erfaufen durch Aufgabe von Vortheilen des gegenwärtigen Verfahrens. Letztere 
Frage fünnte eintreten, wenn wir den formlofen jchriftlichen Einfpruch geftatten 
und von der Vorſchrift, daß der Beichuldigte vor dem au zu erjcheinen babe, 
um den Einſpruch zu erheben, abjehen wollten, 


von Kleiſt-Retzow: Ich will anerkennen, daß fir ae Fälle, mo 
gleichzeitig eine große Anzahl von Beftraften vorgeladen find, durch meinen Vor- 
ſchlag nichts erreicht würde, aber für Heinere Forſten würde der große Vortheil 
beftehen bleiben. Ich will weiter anerkennen, daß möglicherweife das Bedenken 
der Einmifchung von Winfellonfulenten entjtehen kann, was der Herr Regierungs- 
Kommiffar angegeben hat, und will darum troß der unnöthigen Beſchwerde der 
Förfter von kleineren Befigern meinen Antrag zurüdziehen. 


Berichterftatter Wever: Nach der Zurüdnahme des Amendements babe ich 
nichts zu bemerken. 


Präfident: Die Verleſung des 827 wird nicht verlangt, dann Tann ich 
ohne Abftimmung den $ 27 für genehinigt erflären. 

$ 28. — Berlangt der Herr Berichterftatter das Wort? (Wird verneint.) — 
Da Niemand das Wort verlangt, Tann ich den 8 28 als genehmigt betrachten. 

8 29. — (Der Berichterftatter Hat nicht zu bemerken) Da das Wort nicht 
verlangt wird, kann ich den 8 29 al3 angenommen erfären. 

$ 30. (Der Berichterftatter hat nichts zu bemerfen.) Da Niemand das 
Wort verlangt, fo-ift $ 30 ebenfalls angenommen. 

$ 31 — ift ebenfalls angenommen. | 

8 332 — Hier bat Herr von Kleift die Einjhaltung eines Paragraphen be» 
antragt. 

von Kleiſt⸗Retzow: Wollte der Herr Präfident nicht die Güte haben, 


das Amendement zu verlefen? 
Prafident: Der Antrag des Herrn von Kleift lautet: 


Zwiſchen dem 8 30 (jet 32) und 31 (jet 33) einen Paragraphen einzu- 
ſchalten, folgenden Inhalts: 
„Don der rechtskräftig gewordenen Entſcheidung ift dem Beftohlenen 
Mittheilung zu machen.“ 
von Kleiſt⸗Retzow: ES kommt gegenwärtig fehr oft vor, daß der Be- 
Rohlene von dem Erkenutniß gar nichts erfährt, und doch hat er das allergrößte 
Sutereffe dabei. Er hat zunächſt dag Intereſſe, die Strafvollfirefung zu ver- 
folgen, er hat das Intereſſe, nöthigenfalls Anerbietungen zu machen, wegen der 
Sorfarbeiten,er hat daS wefentliche Intereſſe dabei, daß er bei weiteren etwaigen 
Anzeigen gleich genau weiß, ob es fi) um einen wiederholten Diebftahl handelt, 
und deswegen ift mir bon verſchiedenen Seiten der Wunfch entgegengetreten, es 
möchte doch bei dem Verfahren diefe Heine Mühe übernommen werden, daß 
jowie die Strafe rechtskräftig feftfteht, den Betheiligten eine Notiz darliber mit- 
getheilt wird. 
Man machte dagegen geltend, daß das eine zu große Menge von Anzeigen 
kin würden. Wenn Sie aber die 400,000 Fälle auf die Maffe von Amtsgerichten 
und auf die verjchiedenen Gerichtstage vertbeilen, fo ift die Mithe in der That 
nit fo groß, wie das Intereſſe fir den Beſtohlenen. Man jagt wohl: der 
Förſter ift ja au dem Tage im Gerichte anmefend, der kann es wiffen. Immer 
weiß er 23 nicht; es wird ihm nicht immer gejagt, und es ift ja nachher noch 
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die Relursfrift zu beachten. Es kommt dieſes Amendement einem wirklichen Be- 
dürfniſſe entgegen. 


Graf zur Rippe: Ja, meine Herren, ih möchte Sie hier bitten, dem 
Amendement nicht zuzuftimmen. Meine Herren, der jetige $ 33 enthält eine Ab- 
weichung von der Strafprozeßordnung, indem er die Vollſtreckung der Strafbefeble 
und Urtheile durch den Amtsrichter erfolgen läßt. Nun fol diefe Abweichung 
noch ertendirt werden und, wie Herr von Kleift interpretirt hat, foll der Amts⸗ 
richter derjenige fein, der die Mittheilung an den Beftohlenen madt. Nun, das 
ift noch eine weitere Abweichung von dem bisher beftehenden Verfahren, Denn 
Mittheilungen diefer Art wurden bisher nicht vom Richter gemacht, fondern Durch 
die Staats- oder Polizei-Anwaltſchaft. Nun, wozu fol die Mitteilung gemacht 
werden? Damit der Beftohlene die Strafen Tontroliren könne. Ja, der Amts⸗ 
rihter hat die Strafe von Amtswegen zu vollftreden und würde ſich die Juſtiz 
eine Einwirkung von Privaten einigermaßen verbitten. 


Ich würde fie auch nicht für nöthig erachten. Dann foll dies nothwendig 
werden, um beim Rückfall die Vorftrafen aufführen zu können. Nun, wo die 
meiften Holzdiebftähle vorfommen, in den Königlichen und großen Privatforften 
führen die Beamten genau ihre Liſten tiber die einzelnen Berurtheilungen und 
wiffen genau, wann und wie die Xeute verurtheilt worden find, und danach 
machen fie die Auzeigen in einem neuen Fall. Deshalb ift die Benachrichtigung 
hier nicht erforderlih. Es handelt fi alfo wieder nur um die Befiter Heiner 
Privatforften, wo dies nicht fo gut organifirt if. Nun, Sie haben befdhlofien, 
daß der Forftbeamte zu dem Termin vorgeladen wird. Nun, ift er erfchienen 
und hat er Intereſſe für den Forſtſchutz, fo wird er die Mühe fich nicht ver- 
drießen laffen, ſich zu notiren, wie jeder Fall zu Ende gebradt ifl. Der Privat: 
Eigenthümer hat alfo ſchon jet das Mittel, zur Kenntniß zu gelangen, was aus 
der Sache geworden ift, und ich möchte bitten, den Staat nicht noch mit einer 
Unſumme von Schreibereien zu beſchweren. Es handelt fich nebenbei um Koften 
don mindeftens 50,000 Marf. E 


Regierungstommiffar, Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Ich bitte eben- 
falls um Ablehnnng des Antrages von Kleift, und zwar hauptſächlich deshalb, 
weil nach dieſem Antrage, ſoweit ich ihn aufgefaßt habe, der Amtsrichter ver- 
pflichtet werden fol, die entſprechende Mittheilung an den Befchädigten gelangen 
zu laffen, und weil dadurd in der That dem Gericht eine große Mebrarbeit er- 
wachjen würde, die zu Inkonvenienzen führen müßte, auch) ganz abgefehen vom 
Koftenpunkte. Zudem jcheint mir auch ein Bedürfniß zu einer ſolchen Mittheilung 
durch den Amtsrichter nicht vorhanden zu fein. Soweit das Bedürfniß reicht, 
ift e8 meines Erachtens ſchon jett gededt. Was nämlich die Rückfälle anlangt, 
fo hat ja der Amtsanwalt zu prüfen, welchen Antrag er feinerjeitS beim Amts— 
richter zu ftellen habe. Er muß fich alfo ſchon zu dieſem Zwede in Kommunilation 
jegen mit dem Beihädigten. Mit großen Forftbefigern wird ſchon aus dieſem 
Grunde eine beftändige Kommunilation zwifchen dem Forftbefizer und dem Amts- 
anmwalte unterhalten werden müffen. Für die Königlichen Forften, mo das Amt 
des Forſtanwalts und die Rechte des Eigenthiimers in der Aegel durch diefelbe 
Perjon gewahrt werden, verliert der Antrag von Kleiſt überhaupt feine Bedentung- 
Im Uebrigen wird, wie gejagt, der Amtsanwalt ſchon durch fein amtlihes In⸗ 
tereffe darauf hingewieſen, fi mit den Forftbefizern in Kommunilation zu ſetzen⸗ 
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und eines Weiteren bedarf es nicht, e8 würde wohl ſchon damit dem Bedürfniß 
Rechnung getragen fein. 

Allein, wie Sie aus dem $ 32 der Negierungsvorlage erfehen wollen, muß 
außerdem in allen Fällen, in denen eine Geldftrafe nicht beigetrieben werden 


kann, auch der Richter ſich mit dem Befchädigten in Verbindung fegen, denn der 


Beihädigte hat ja das Recht, zu verlangen, daß der Berurtheilte, wenn er nicht 
zahlen kann, Forftarbeiten bei ihm leiftet; es muß alſo angefragt werden, ob er 
dergleichen Arbeiten nachweifen wolle. Auch ift ja, (in einem anderen Bara- 
graphen) beftimmt, daß über die Ausführung von Yorftarbeiten allgemeine Re- 
gulative jeitens des Negierungspräfidenten und des erften Staatdanmwalts beim 
Oberlandesgericht erlaffen werden follen. Diefelben werden in ähnlicher Weife 
erlaffen werden, wie fie auf Grund des Geſetzes vom 2. Juni 1852 von den 
Appelatiousgerichten und den Bezirksregierungen erlaffen und in den Amtsblättern 
publizirt find. Auch diefe Regulative feyen einen Verkehr zwiſchen den größeren 
yorfibefigern und dem Richter voraus. Ich glaube alfo nicht, daß es nöthig fei, 
eine Beftimmung hierüber noch in das Geje aufzunehmen. Sollte fih noch 
ein weiteres Bedürfniß heransftellen, jo kann demfelben im Wege des Neglements 
abgeholfen werden. Die Aufnahme des Antrages in das Geje würde aber zu 
der Auslegung führen, daß der Amtsrichter verpflichtet fei, in jedem einzelnen 
jalle den Beſchädigten von dem ergangenen Urtheile zu benachrichtigen. 

von Kleiſt⸗Retzow: In dem Vorjchlage, wie ich ihn gemacht habe, fteht 


icht, daß der Amtsrichter die Mittheilung machen muß, ſondern, daß es über⸗ 


haupt gefchehen muß. Daß das ganze Verhältniß ein anderes iſt, als bei anderen 


Strafen, ergiebt fi daraus, daß es fi um Privatftrafen handelt, die dem Be- 


theiligten ausgeantwortet werden, daß er alfo ein größeres Intereſſe hat, zu er- 
jahren, wie die Sache abgelaufen if. In dem $ 32 ift nicht gejagt, daß der 


Betheiligte gefragt wird, was er fiir Arbeiten anmeifen wolle, fondern umgekehrt: 
der Beichädigte folle Arbeiten nachweiſen, und gerade das ift das Bedentliche. 
Wenn er Arbeiten nachmeifen fol, muß er vorher erfahren, wie die Sache fteht. 
Wenn aber der Herr Regierungstommiffarius verheißen hat, daß ein lebendiger 
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Verlehr zwiſchen den Amtsanwalten und Beſchädigten hergeſtellt werden ſoll, 


auch gerade nach der von mir gewünſchten Richtung durch die zu erlaſſenden 


Reglements, ſo ſoll mir das genügen, und deshalb verzichte ich an eine Ab⸗ 


- Nimmung über das Amendement. 


Berichterftatter Wever: Es ift vom Herrn Grafen zur Lippe fo ausführ- 


- Äh ansgeführt worden, daß fein Bedärfniß vorliegt zum Antrage des Herrn 


von Kleift, und auch der Herr Regierungstommiffarius hat dargethan, daß derfelbe 
morme Koften und Umftände machen würde. Ich kann daher meinerjeitS nur 
beantragen, das Amendement des Herrn von Mleift zu vermwerfen. 

Präfident: Herr von Kleift hat feinen Antrag bereits zurückgezogen. 

Dir kommen jest alfo zur Abſtimmung. 

834 -2 835 -? 836 —-?7 837 -2 838 —? 839 —? 

Es verlangt Niemand das Wort zu dieſen Paragraphen, ich erkläre ſie alſo 


| limmtlich fiir angenommen. 


Ueber den Titel des Geſetzes bedarf es wohl feiner befonderen Abftimmung, 
nad den Aenderungen, welche die Kommilfton angenommen bat, betreffend das 
Forſidiebſtahlsgeſetz ſtatt Holzdiebſtahlsgeſetz. 

Ich frage, ob Jemand zu dem Titel noch das Wort verlangt? — Das iſt 
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nicht der Fall. Ich nehme alſo ohne Abſtimmung an, daß die von der Kom— 
miſſion beantragte Aenderung des Titels ſeitens des Hauſes angenommen iſt. 

Wir kommen nur zur Abſtimmung über das Geſetz im Ganzen. 

⸗Graf zur Rippe: Darf ich bitten, daß das Haus darüber hinweggehe, daß 
dag einzige angenommene Amendement des Herrn von Kleift nicht gedrudt vor- 
gelegen hat? 

Präfident: Es war meine Abficht, hinterher den Herren diefen Vorſchlag 
zu machen. 

Graf zur Lippe: Das müßte aber vor der Abflimmung im Ganzen 
tonftatirt werden. 

Präſident: Ich fielle das dahin. Ach füge mich dem Wunjche des Herrn 
Grafen zur Rippe und nehme an, daß das Haus von einer nochmaligen Ab- 
fiimmung über das einzige angenommene Amendement, welches dem Haufe nicht 
gedruct vorgelegen hat, Abftand nimmt. 

Es Hat Niemand einen Wiederfprucd dagegen erhoben; das Haus ift damit 
einverjtanden. 

Ich laſſe jett liber das ganze Gefe in der angenommenen Yaflung ab- 
fiimmen und erfuche diejenigen Herren, welche das Gejet im Ganzen annehmen 
wollen, fih zu erheben. (Gejchieht.) 

Das ift die Majorität. Das Geſetz ift angenommen. 


E. Entwurf eines Gefetes, 

betreffend den Forfidiebftagl, in der vom Herrenhaufe befchloffenen Fafjung. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen 
mit Zuftimmmung der beiden Häufer des Landtages Unjerer Monarchie, für den 
ganzen Umfang derfelben, was folgt: 

8 1. Forftdiebftahl im Sinne dieſes Gefetes ift der in einem Forſt oder 
auf einem andern bauptfächlich zur Holznutzung beftimmten Grundſtücke verübte 
Diebftahl: i 

1. an Holz, weldes noch nit vom Stamme oder vom Boden ge 
trennt ift; | 

2. an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgemworfen, und 

. mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfaug gemacht worden ift; 

3. an Spänen, Abraum oder Borke, fofern diejelben noch nicht in einer 
umfchloffenen Holzablage ſich befinden, oder noch nicht geworben oder 
eingefammelt find; j 

4. an anderen Walderzeugniffen , in$bejondere Holzpflänzlingen, Gras, 
Kräutern, Beeren und Pilzen, Haide, Plaggen, Moos, Laub, Streu- 
werf, Nadelholzszapfen, Waldjämereien und Harz, fofern diefelben noch 
nicht geworben oder eingefammelt find. 

$ 2. Der Forfidiebitahl wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem 
fünffahen Werthe des Entwendeten gleihlommt und niemals unter Einer Marl 
betragen darf. 

8 3. Die Strafe fol gleich dem zehnfachen Werthe des Entwendeten und 
niemals unter Zwei Mark jein: 


en N nn 
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1. wenn der Forſtdiebſtahl an einem Sonn» oder Feſttage oder in der 
Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 
. wenn der Thäter Mittel angewendet bat, um fich unfenntlich zu machen; 
3. wenn der Thäter dem Beftohlenen oder dem Forftbeamten feinen Na- 
men oder Wohnort anzugeben fich gemweigert hat oder faljche Angaben 
über feinen oder feiner Gehilfen Namen oder Wohnort gemadt, oder 
auf Anrufen des Beftohlenen oder Forftbeamten, ftehen zu bleiben, die 
Flucht ergriffen oder fortgejett hat; | 
4. wenn der Thäter zur Begehung des Forftdiebftahls fich eines fchreis 
denden Werkzeuges bedient hat; 
5. wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forſtdiebſtahl beftimmten 
Werkzeuge verweigert ($ 16); 
6. wenn zum Zwede des Foritdiebitahls ein befpanntes Fuhrwerk mit- 
gebradt ift; 
7. wenn der Gegenftand der Entwendung in Holzpflänzlingen befteht; . 
8. wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt: (Mittel-) 
Triebe von ſtehenden Bäumen entwendet find; 
9. wenn der Forftdiebftahl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten 
oder Saatlampe begangen ift. 

$ 4. Der Berjuch des Forfidiebftahls und die Theilnahme (Mitthäterfchaft, 
Anfiftung, Beihilfe) an einem Forſtdiebſtahl oder an einem Berfuche deffelben, 
werden mit der vollen Strafe des Forſtdiebſtahls beftraft. 

55 Wer fi in Beziehung auf einen Forftdiebftahl der Beglinftigung oder 
der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldfirafe beftraft, welche dem fünf— 
fahen Werthe des Entwendeten gleichfommt und niemals unter Einer Mark be- 
tragen darf. - 

8 6. Neben der Geldftrafe kann auf Gefängnißftrafe bis zu ſechs Monaten 


— 


erktannt werden: 


1. wenn der Forſtdiebſtahl von drei oder mehr Perſonen gemeinſchaſtlich 
begangen iſt; 

2. wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der Veräußerung des Entwende⸗ 

ten begangen iſt; 
3. wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betrieben worden iſt. 
87. Wer, nachdem er wegen Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines ſolchen, 
oder wegen Theilnahme ($ 4), Beglinftigung oder Hehlerei in Beziehung auf 
einen Forftdiebftahl von einem preußifchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt wor- 


den ift, innerhalb der nächften 2 Fahre abermals eine diefer Handlungen begeht, 
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befindet ſich im Rückfalle und wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, welche dem 
zehnfachen Werthe des Entwendeten gleihlommt und niemals unter 2 Mark 
betragen darf. | | 

5 8. Wer wegen eines im 8 1 Nr. 1, 2 oder 3 oder im 8 3 Nr. 7, 8 oder 
I bezeichneten Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines foldhen, oder wegen Theil- 
nahme ($ 4), Begünftigung oder Heblerei in Beziehung auf einen folchen Forft- 
diebftahl von einem Preußifchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt worden ift, dar: 
anf abermals eine diefer Handlungen begangen hat und wegen bderjelben rechts— 
kräftig verurtheilt worden ift, befindet fi), wenn er innerhalb der nächſten zwei 
Sabre eine dieſer Handlungen begeht, im wiederholten Rückfalle und wird neben 


der Geldfirafe mit Gefängniß von drei Tagen bid zu zwei Jahren beftraft. Auch 
kann auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von 
einem bis zu zwei Jahren erfannt werden. | 

Beträgt in dem Yalle des Abſatz 1 die Geldftrafe weniger als zehn Mark, 
fo kann ftatt der Gefängnißftrafe auf eine Zufatftrafe bis zu Einhundert Mark 
erfannt werden. 5 

Die in den Abfäten 1 und 2 vorgefehenen Strafen finden nicht Anwendung, 
wenn der Gegenftand der Zumwiderhandlung in Raff- und Lefeholz befteht, oder 
wenn eine der früheren in Betracht Tommenden Verurtheilungen megen einer 
jolden Zumiderhandlung ausgefprodeu wurde In diefen Fällen bewendet es 
bei der im 8 7 vorgefehenen Strafe. 

89. Hrn allen Fällen ift neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen 
zum Erjage des Werthes des Entwendeten an den Beitohlenen auszusprechen. 
Der Erjatz des außer dem Werthe des Entmwendeten verurfachten Schadens kann 
nur im Wege des Civilprocefjes geltend gemacht werden. 

Der Werth des Entwendeten wird fomwohl Hinfichtlich der Geldftrafe als 
binfichtlich des Erjates, wenn die Entwendung in einem Königlichen Forfte ver- 
übt worden, nach der für das betreffende Yorftrevier beftehenden Forfttare, in 
anderen Fällen nach den örtlichen Preifen abgeſchätzt. 

$ 10. Die im $ 57 des Strafgeſetzbuchs bei der Verurtheilung von Per- 
jonen, welche zur Zeit der Begehung der That das zwölfte, aber nicht das acht⸗ 
zehnte Lebensjahr vollendet hatten, vorgejehene Strafermäßigung findet bei Zu- 
widerhandlungen gegen dieſes Gejeg Teine Anwendung. 

8 11. Für die Geldftrafe, den Wertherfat und die Koften, zu denen Per- 
fonen verurtheilt worden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienft 
eines Andern ftehen und zu deffen Hausgenofjenjchaft gehören, ift letzterer im 
Falle des Unvermögens der Berurtheilten für haftbar zu erklären, und zwar 
unabhängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er felbft auf Grund dieſes 
Geſetzes oder des 8 361 Nr. 9 des Strafgejebuches verurtheilt wird. 

Weift derfelbe nah, daß die That nicht mit feinem Wiffen veriibt ift, oder 
daß” er fie nicht verhindern fonnte, fo wird die Haftbarkeit nicht ausgefprochen. 

$ 12. Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, jo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des 8 11 haftet, zur Zahlung der Geldſtrafe, 
des Wertherfates und der Koften als unmittelbar haftbar verurtheilt. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das acht⸗ 
zehnte Lebensjahr vollendet hatte und wegen Mangels der zur Erfenntniß der 
Strafbarkeit feiner That erforderlichen Einſicht freizufprechen ift, oder wenn der- 
felbe wegen eines feine freie Willensbeftimmung ausfchliegenden Zuftandes flraf- 
frei Bleibt. 

8 13. An die Stelle einer Geldftrafe, welche wegen Unvermögens des Ber- 
urtheilten und des für haftbar Erllärten nicht beigetrieben werden kaun, tritt 
Gefängnißftrafe. Diefelbe Tann vollfiredt werden, ohne daß der Verſuch einer 
Beitreibung der Geldftrafe gegen den für haftbar Erklärten gemacht ift, fofern 
die Zahlungsunfähigkeit des für haftbar Erflärten gerichtstundig ift. 

Der Betrag von Einer bis zu fünf Mark ift einer eintägigen Gefängniß- 
ſtrafe gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an die Stelle der Geldftrafe tretenden Gefängniß- 
firafe ift Ein Tag, ihr Höchftbetrag find ſechs Monate. Kann nur ein Theil der 
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Geldfirafe beigetrieben werden, fo tritt fiir den Neft derjelben nach dem in dem 
Urtheile feftgefegten Berhältniffe die Gefäugnißftrafe ein. 

Gegen die in Gemäßheit der SS 11 und 12 als haftbar Erklärten tritt an 
die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe nicht ein. 

$ 14. Statt der in dem $ 13 vorgejehenen Gefängnißftrafe fann während 
der für diefelbe beftimmten Dauer der Verurtheilte, auch ohne in einer Gefangen- 
Anftalt eingefchloffen zu werden, zu Forſt- oder Gemeindearbeiten, welche feinen 
Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeffen find, angehalten werden. 

Die näheren Beftimmungen wegen der zu leiftenden Arbeiten werden mit 
Rüdfiht auf die vormwaltenden Lohn: und örtlichen Verhältniffe von dem Ne- 
gierungs-Präfidenten (Randdroften) in Gemeinfchaft mit dem erften Staatsanwalt 
beim Oberlandes-Gericht erlaffen. Diefelben find ermächtigt, gewiffe Tagewerke 


dergeſtalt zu beftimmen, daß die Verurtheilten, wenn fie durch angeftrengte 


Thätigkeit mit der ihnen zugewiefenen Arbeit früher zu Stande kommen, auch 
früher entlaffen werden. 

$ 15. Aerte, Sägen, Meffer und andere zur Begehung des Forſtdiebſtahls 
geeignete Werkzenge, welche der Thäter bei der Zuwiderhandlung bei ſich ge- 
führt hat, find einzuziehen, ohne Unterfchied, ob fie dem Echuldigen gehören 
oder nicht, 

Die Thiere und andere zur Wegichaffung des Entmwendeten dienenden Ge- 
genftände, welche der Thäter bei ſich führt, unterliegen nicht der Einziehung. 

$ 16. Wird der Thäter bei Ausfüihrung eines Forſtdiebſtahls, oder gleich 
nad) derfelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des Torftdieb- 
ſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei ſich führt ($ 15), in Beſchlag zu nehmen. 
In den nämlichen Fällen können die zur Wegichaffung des Entwendeten ge- 
brauchten Thiere und andere Gegenftände gepfändet werden. 

Die gepfändeten Transportmittel werden zur Aufbewahrung auf Gefahr und 
Koften des Eigenthlimers dem nächſten Ortsvorftande überliefert, welcher fie fo 
lange zurückzubehalten bat, bis ein von ihm unter Berüdfihtigung der in Aus- 
fd) Rehenden Strafe, des Wertherfages und der Koften zu beflimmender Geld- 
betrag, der den Werth der gepfändeten Gegenftände nicht überfteigen darf, bei 
dem Ortövorftande eingezahlt wird. 

Erfolgt die Einzahlung des Geldbetrages nicht innerhalb Einer Woche, fo 
lann der Amtsrichter die öffentliche Verfteigerung der gepfändeten — 


verfügen. 
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$ 17. Wird in der Gewahrjam eines innerhalb der letzten 2 Jahre — 
einer Juwiderhandlung gegen dieſes Geſetz rechtskräftig Verurtheilten friſch ge⸗ 
fälltes, nicht forſtmäßig zugerichtetes Holz gefunden, fo iſt gegen den Inhaber 
auf Einziehung des gefundenen Holzes zu erkennen, fofern er fi) über den red- 
len Erwerb des Holzes nicht ausweifen kann. Die Einziehung erfolgt zu 
Öunften der Armenkaffe des Wohnorts des Berurtheilten. 

$ 18. Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Gejek 
verjährt, fofern nicht einer der Fälle der 85 6 und 8 Abſatz 1 und 2 vorliegt, in 


ſechs Monaten. 


819. Für die Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz find die Amts- 
gerichte zuſtändig. Diefelben verhandeln und entſcheiden, fofern nicht einer der 
Välle der 88 6 und 8 Abfa 1 und 2 vorliegt, ohne die Zuziehung von 
Schöffen. 
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Das Amt des Amtsanwalts Tanıı verwaltenden Forftbeamten übertragen 
werden. 

Für die Verhandlung und Entjheidung fiber das Rechtsmittel der Berufung 
find die Straffammern zuftändig; diefelben entjcheiden in der Beſetzung mit drei 
Mitgliedern einfchließlich des Vorſitzenden. 


8 20. Für das Verfahren gelten, foweit nicht in diefem Geſetze abändernde 
Beſtimmungen getroffen find, die Vorfjhriften der Strafprozeßordnung liber das 
Berfahren vor den Schöffengerichten. 


$ 21. Der Gerichtsftand ift nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in 
deffen Bezirke die Zumiderhandlung begangen ift. 

Sf der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, oder ift 
die Zumwiderhandlung außerhalb des Preußiſchen Staatsgebieteg begangen, jo 
beftimmt der Gerichtsftand ſich nach den Vorfchriften der Strafprogeßordnnung. 

Im Falle des 8 17 ift der Gerichtsftand bei demjenigen Amtsgerichte be- 
gründet, in deffen Bezirke das Holz gefunden worden ift. 


$ 22. In dem Berfahren vor dem Amtsgerichte werden ſämmtliche Zu: 
ftellungen durch den Amtsrichter unmittelbar veranlaßt. Die Formen für den 
Nachweis der Zuftellungen werden durch die Juſtizverwaltung beftimmt. 


8 23. Berfonen, welche mit dem Forſtſchutze betraut find, können, fofern 
diefelben eine Anzeigebühr nicht empfangen, ein fiir allemal gerichtlich beeidigt 
werden, wenn fie 

1. Königliche Beamte find, oder 

2. vom Waldeigenthitmer auf Lebenszeit, oder nad) einer vom Lanbrath 
(Amtshauptmann, Oberamtmann) bejcheinigten dreijährigen tadellojen 
Forftdienfizeit auf mindeftens drei Jahre mittelft fchriftlichen Vertrages 
angeftellt find, oder 

3. zu den fir den Forftdienft beſtimmten, oder mit Forſtverſorgungsſchein 
entlaffenen Militärperjonen gehören. 

In den Fällen der Nr. 2 und 3 ift die Genehmigung des Bezirksraths er- 
forderlid. In denjenigen Tandestheilen, in melchen das Geſetz vom 26. Juli 
1876 (Geſetz-Sammlung S. 297) nicht gilt, tritt an die Stelle des Bezirksraths 
die Regierung (Landdroftei). 

$ 24. Die Beeidigung erfolgt ‚bei dem Amtsgerichte, in deffen Bezirk der 
zu Beeidigende feinen Wohnfitz hat, dahin: 

daß er die Zumwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche den feinem 
Schute gegenwärtig anvertrauten oder künftig anzuvertrauenden Bezirk 
betreffen, gewiffenhaft anzeigen, bei feinen gerichtlihen Bernehmungen 
itber diefelben nach beſtem Wiffen die reine Wahrheit fagen, nichts 
verichweigen und nichts Hinzufeßen, auch die ihm obliegenden 
Schätungen unparteiifh und nad beftem Wiffen und Gewiffen be 
wirken werde. 

Eine Ausfertigung des Beeidigungsprotokolls wird den Amtsgerichten mit- 
getheilt, in deren Bezirke der dem Schutze des Beeidigten anvertraute Be 
zirk liegt. 

8 25. Iſt eine in Gemäßheit der vorftehenden Beftinmungen, ober nad 
den bisherigen geſetzlichen Vorfchriften zur Ermittelung von Forſtdiebſtählen 
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beeidigte Perſon als Zeuge oder Sachverſtändiger zu vernehmen, ſo wird es der 
Eidesleiſtung gleichgeachtet, wenn der zu Vernehmende die Richtigkeit feiner Aus— 
ſage unter Berufung auf den ein fiir allemal geleiſteten Eid verſichert. 

Diefe Wirkung der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter nach fich ziehende Verurthei- 
Img ergeht, oder die in Gemäßheit des S 23 ertheilte Genehmigung zuriid- 
gezogen wird. 

8 26. Die mit dem Forftfehuge betranten Perſonen erftatten ihre Anzeigen 
an den Amtsanwalt fchriftlih und periodifh. Sie haben zu diefem Zwecke Ber: 
zachniffe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle unter fortlaufenden Nummern 
zufommenzuftelen find. Die Verzeichuiffe werden dem Amtsanmwalt in zwei Aus—⸗ 
fertigungen eingereicht. 

In diefe Verzeichniffe fönnen von dem Amtsanwalt auch die anderwärts 
eingehenden Anzeigen eingetragen werden. 

Die näheren Borjchriften fiber die Aufftelung und die Einreichung der Ver— 
zeihniffe werden von der Juſtizverwaltung erlaffen. 


8 27. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, inden er bei Ueber- 
reichung einer Ausfertigung des Verzeichuiffes ($ 26) den Antrag auf Erlaß 
eines richterlichen Strafbefehls ftellt und die beantragten Strafen nebjt Werth- 
era neben den einzelnen Nummern des Verzeichniffes vermerft. 

Der Erlaß eines Strafbefehls ift für jede Geldftrafe und die dafür im Un- 
vermögensfalle feftzufegende Gefängnißftrafe, ſowie für den Wertherſatz und die 
verwirfte Einziehung zuläffig. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollfiredbar werde, 
wenn der Beſchuldigte nicht in einem, fogleich in dem Strafbefehle anzuberan- 
menden, eintretendenfalls zugleih zur Hauptverhandlung beftimmten Termine 
vor dem Amtsrichter erjcheine und Einspruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung ift von dem Amtsrichter neben 
ider Nummer des BVerzeichniffes einzutragen und dem Angeklagten mit einem 
Anszuge aus dem Verzeichniſſe zuzuftellen. 

Die Forftbeamten, welche nah den Anzeigen als Beweiszeugen auftreten 
jollen, find durch ihre Vorgejegten zu veranlaffen, in dem anberaumten Ter- 


| mine zu erfcheinen. Die fonft erforderlichen Zeugen find zu demfelben zu laden. 


$ 28. Auf den Einſpruch kaun vor dem Termine verzichtet werden. 
Auf die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung des 


Termius finden die 88 44, 45 Abſatz 1, 46 und 47 der Strafprozeßordnung 


eutiprechende Anwendung. Wird dem Gefuche flattgegeben, fo ift ein neuer 
Strafbefehl unter Aufhebung des früheren zu erlaffen. 


8 29. Weber alle Einſprüche, ſowie fiber alle Anträge, welche der Amts» 
tihter unter Ablehnung des Strafbefehls zur Hauptverhandlung gebracht hat, 
Inn in Einer Hauptverhandlung verhandelt und entjchieden werden. Das 
Protokoll fiber diefelbe wird nach den Nummern des Verzeichniffes geführt. 

Bon einem auf Verwerfung des Einſpruchs lautenden Urtheile wird dem 
Berurtheilten nur die Urtheilsformel zugeftellt. 

5 30. In den Fällen der SS 6 und 8 Abfats 1 und 2 findet der Erlaß 
eines Strafbefehls nicht ftatt. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage 
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durch Einreichung einer Anflagefchrift, welcher ein Auszug aus dem Verzeichnifſe 
($ 26) beizufügen if. Die Hauptverhandlung kann ohne Anweſenheit des Ange⸗ 
klagten erfolgen. 

s 31. Wird gegen ein bon dem Amtsrichter ohne die Zuziehung von 
Schöffen erlaffenes Urtheil die Berufung eingelegt, fo find zum Zwede der Bil- 
dung bejonderer Alten durch den Gerichtäjchreiber beglaubigte Auszüge aus den 
Alten erfter Inftanz zu fertigen. 

$ 32. Die Revifion gegen die in der Berufungsinftanz erlaffenen Urtheile 
findet nur ftatt, wenn eine der in den 88 6 und 8 Abjag 1 und 2 vorgejehenen 
ftrafbaren Handlungen den Gegenftand der Unterjuchung bildet. 

8 33. Die VBolifiredung der Strafbefehle und der Urtbeile erfolgt durch Den 
Amtsrichter. 

s 34. Eine auf Grund diefes Geſetzes ausgeſprochene und eingezogene 
Geldftrafe fließt dem Beſchädigten zu. Dieſe Beftimmung bezieht fich nicht auf 
eine im alle des 8 8 Abfat 2 erkannte Zufakftrafe. 

Weiſt der Beſchädigte im Falle der Nichteinziehbarkeit der Geldftrafe Arbeiten, 
welche den Erforderniffen des 8 14 entſprechen, der Behörde nad, fo ſoll der 
Berurtheilte zu deren Leiftung angehalten werden. Dieſe Nachweifung ift nicht 
mehr zu beriidfichtigen, fobald mit der anderweiten Volftredung der Strafe be- 
gonnen if, 

8 35. Der Amisrichter iſt befugt, wenn der Verurtheilte zu der Gemeinde 
gehört, welcher die erkannte Entſchädigung und Geldſtrafe zufällt, die Beitreibung 
dieſer Entſchädigung und Geldſtrafe nebſt den Koſten der Gemeindebehörde in der 
Art aufzutragen, daß fie die Einziehung auf dieſelbe Weiſe zu bewirken hat, wie 
die Einziehung, der Gemeindegefälle. Es dürfen jedoch dein Berurtheilten fein 
Mehrkoſten erwachſen. 

8 36. Steht mit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz ein nach 8 361 
Nr. 9 des Strafgefegbuches ftrafbares Nichtabhalten von der Begehung von Forf- 
diebftählen im Zuſammenhange, jo findet auch auf diefe Webertretung das in 
diejem Geſetze vorgejchriebene Verfahren Anwendung. 

$ 37. Für das weitere Verfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes anhängigen Sachen finden die Vorſchriften der 88 8 und ff. des Ein- 
führungsgefeges zur Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

$ 38. Dieſes Geje tritt mit dem in dem 8 39 bezeichneten BZeitpunfte an 
die Stelle des Gefetes vom 2. Juni 1852, den Diebftahl ah Halz und anderen 
Waldprodntten betreffend, (Geſetz Sammlung 1852 ©. 305). 

Wo in einem Gejege auf die bisherigen Beftimmungen über den Holz- 
(Forſt⸗) Diebſtahl verwieſen ift, treten die Vorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
an deren Stelle. 

$ 39. Diefes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze in 
Kraft. 


14. 


Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes über dag Geſetz, betr. 
den Forfidiebftahl. 


A. Erſte Berathung. 
43. Sikung am 10. Januar 1878, 


Brafident: Meine Herren, der folgende Gegenftand der Tagesordnung 
ift die 
Erfte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, den Holz- 

diebſtahl betreffend. 

Diefelbe könnte wohl zwedmäßig verbunden werden mit der 

Erften Berathung des Entwurfs eines Feld⸗ und Forſt⸗ 
polizeigeſetzes. 

Die Beſtimmungen dieſer beiden Geſetze greifen vielfach in einander; es 
wird zur Vereinfachung dienen, wenn wir die Diskuſſion verbinden. Das Haus 
iſt damit einverſtanden. 

Es muß eine Verloſung vorgenommen werden. (Die Berlofung erfolgt). 

Abgeordneter Dr. Bahr (Kaffe): Meine Herren! Wenn ich „gegen“ die 
Borlage zum Wort eingetragen bin, fo hat das nicht die Bedeutung, daß ich das 
Bedürfniß dieſer Geſetze an fich verneinen möchte; wohl aber bin ich der Anficht, 
daß diefe Geſetze von einem gewiffen Geift üibertriebener Strenge beberrjcht mer- 
den und diefer Geift ift e3, gegen den ich meine Worte richte. 

Ich wende mich zunächſt zu dem Gejet über den TForftdiebftahl. In den 
Motiven der Vorlage an das Herrenhaus wird daffelbe motiviert zunächft da⸗ 
dur, daß es eine Nothiwendigfeit fei, das Verfahren in Forftftraffachen in Ueber- 
anfimmung zu jeßen mit den Grundſätzen der deutſchen Strafprozegordnung. 
Daneben wird die Trage erörtert, ob zugleich eine Revifion der materiellen Be- 
fimmungen nothiwendig fei. Es wird anerfannt, daß das beftehende Gefeg vom 
Jahre 1852 „in der Hauptfache ſich als zweckentſprechend bewährt” habe. Gleich» 
wohl wird eine Anzahl Gründe aufgeführt, welche es rechtfertigen ſollen, auch 
die materiellen Beftimmungen einer Revifion zu unterziehen. Diefe Gründe find 
durhaus technischer Natur, und man follte hiernach glauben, nur gewifjermaßen 
einer verbeflerten Auflage des Gejetes vom Jahre 1852 zu finden. Wir be- 
gegnen aber in der That in dieſem neuen Gefete einer fonfequent durch— 
geführten, erheblihen Steigerung des gefammten Strafſyſtems. 
Man ift dabei in folgender Weife zu Werke gegangen. Wo die Beftimmungen 
des deutſchen Strafgefegbuchs in ihrer Konfequenz zu Milderungen Beranlaffung 
gaben, hat man diefe Beftimmungen bei Seite gejchoben und gefagt, fie paffen 
auf Forfiftraffachen nicht; wo fie dagegen eine Handhabe abzugeben jchienen für . 
Strafihärfung, hat man diejelbe bereitwillig ergriffen. Vorzugsweiſe aber ifl 
man ftrafichärfend eingetreten auf demjenigen Gebiet, welches die deutfche Straf- 
gejeggebung der Landesgeſetzgebung freigelaffen bat. Das Herrenhaus aber ift 
nicht allein in faft allen diefen Beziehungen der Strenge der Vorlage beigetreten, 
jondern es hat auch feinerjeitS noch mehrfach diefe Strenge gefteigert. 

Laffen Sie ung zunächſt einen Blick zuriidwerfen auf das Geſetz von 1852, 
welches der gegenwärtigen Vorlage zu Yrumde liegt. Schon die Zeit, in welcher 
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dies Geſetz entftanden ift, fpricht wohl nicht daflir, daß man dabei von einer 
iibertriebenen Milde ausgegangen fei; auch ftand diefes Gejek im nächſten Zu- 
fammenhang mit dem preußifchen Strafgeſetzbuch, welches im Jahre vorher er- 
laffen war, und welches auch nicht im Auf übertriebener Milde ftebt. Sch babe 
auch nicht gehört, daß in der Praris fich diefes Gefe als zu milde bewährt 
habe. Dabei will ich gern zugeben, daß Veranlaffung vorhanden fein könnte, 
diefe oder jene Beſtimmung des Gejees auch im Sinne der Strafihärfung zu 
verbeffern oder zu ergänzen. Desgleichen mag es fein, daß vielleicht die neuere 
Forſt- und Landwirthſchaft Geſichtspunkte eröffnet hat für neue Verbote, und 
iwer wiirde von ung nicht diefe neuen GefichtSpunfte gern berüdfichtigen wollen? 
Die Frage ift nur die: liegt eine Beranlafjung vor, ein fo überaus firenges 
ganzes Syftem der Straffhärfung durchweg in das Gefet einzuführen, wie dies 
der Entwurf gethan hat? 

Laſſen Sie uns nun einmal das neue Geje mit jenem älteren vergleichen. 
Der 8 1 des Geſetzes beipricht den Begriff des Forſtdiebſtahls. Ich will in 
diefen Paragraphen vorläufig nur die Worte marliren: „Beeren und Pilze“, 
behalte mir aber diefen Gegenftand zu einer fpäteren Erörterung vor. — Im 
$ 2 wird die Strafe für den einfachen Forftdiebftahl beftimmt, fie wird erhöht 
von dem Bierfadhen auf das Fünffache. Das ift in der That die geringfte Er- 
höhung des ganzen Geſetzes. — In 8 3 wird der qualifizirte Forftdiebftahl be 
ſprochen. Hier tritt eine dreifahe Strafverfhärfung ein. Diejenigen Fälle, welche 
aus dem alten Geſetz herübergenommen werden, werden fchärfer beftimmt; es 
werden neue Fälle der Qualifikation gefchaffen, jo daß die Zahl der qualifizirten 
Torftdiebftähle fi) von vier auf neun erhöht, und endlic hat man die Strafe 
des älteren Gejetes, welche das Sechsfache des Werthes betrug, erhöht auf das 
Zehnfache. Unter den neu hinzugekommenen Fällen diefes qualifizirten Forft- 
diebſtahls will ich nur einen hervorheben; es ift der fo beftimmte Sal: „wer auf 
Anrufen des Forftauffehers nicht ftehen bleibt, fondern die Flucht ergreift.“ 
Meine Herren, daß der Thäter, der bei einem Vergehen ertappt wird, die Flucht 
ergreift, ift meines Erachtens ein fo natürliches Recht des Menfchen, daß ich es 
für graufam halte, ihn deshalb doppelt zu beftrafen. Wenn man in diefer Weife 
verfahren wollte, müßte man auch Denjenigen doppelt beftrafen, der die That 
vor Gericht leugnet. Auch das kann die Entdedung des Vergehens erjchweren. 
Bon ſolchen Straffhärfungen find aber doch die neueren Geſetze überall zurück— 
gelommen. — In den SS A und 5 werden Verſuch, Beihilfe und Beglinftigung 
befprochen. 

Das ältere Geſetz beftimmte tibereinftiimmend mit dem preußifchen Straf- 
gejegbuch für den Verſuch und Beihilfe gleihe Strafe, wie fir das Hauptver- 
gehen. Das deutjche Strafgeſetzbuch hat diefe rigoriſtiſchen Grundſätze verlaffen 
und bat beflimmt, daß mildere Strafen für Verſuch und Begünſtigung eintrefen 
Was thut der Entwurf? Er fagt: wir können die Grundſätze des Deutſchen 
Strafgejebuches nicht anmwenden. Bei Forftvergehen kann man die feineren 
Schattirungen des Thatbeftandes nicht berüdfichtigen. Er fett daher für Verſuch 
und Beihilfe die volle Strafe. Bei Beglinftigung hatte nicht allein das preußiiche 
Strafgeſetzbuch, fondern auch das ältere Gejet eine verſchiedene Strafe, fo daß 
für gewiffe Fälle mildere Beftrafung eintrat. Das deutſche Strafgeſetzbuch ſtellt 
noch mildere Grundfäße auf. Ich will nur daran erinnern, daß Begünſtigungen, 
die von nahen Angehörigen des Thäters begangen werden, gar nicht beftraft 
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werden ſollen. Alle dieſe Milderungen verwirft der Entwurf und belegt 
die Begünſtigung durchweg mit der Strafe des fünffachen, alſo mit der vollen 
Strafe des einfachen Forſtdiebſtahls. — Dann kommt der 8 6, welcher 
den Forſtdiebſtahl unter ganz beſonders erſchwerenden Verhältniſſen betrifft. 
Hier beſtimmte das alte Geſetz, es kann neben der Geldſtrafe noch eine 
Gefängnißſtrafe erkannt werden bis zu vierzehn Tagen. Was ſagte 
der neue Entwurf? Er ſagte: Der Richter muß in dieſen Fällen eine Ge— 
fängnißſtrafe erkennen bis zu zwei Jahren. Dieſe Beſtimmung iſt aber 
jelbit dem Herreuhauſe zu ſtreng geweſen. Daſſelbe hat dieſes „muß“ in 
„lann“ verwandelt und hat die zweijährige Strafe heruntergeiett auf 6 Monate. 
Aber nun frage ih Sie, meine Herren, ift nicht die Erhöhung einer Strafe, die 
rein ad libitum des Richters geftellt ift, von 14 Tagen auf 6 Monate ſchon 
etwas Erorbitantes? — Dann kommt der Rüdfall an die Reihe. Das ältere 
Geſetz Mnüpft in Mebereinftimmung mit dem Preußifchen Strafgeſetzbuch den That- 
beftand des Rückfalls an die vorausgegangene Berurtheilung. Es beftimmte 
old Strafe für den Rüdfall bei dem einfachen Forftdiebftahl das Sechsfache, bei 
dem qualifizirten das Achtfache des Wertes. Zugleich aber enthielt e8 eine er- 
beblihe Milderung dadurch, daß es beftimmte: der Diebftahl von Holz und Harz 
einerjeitg und von Raff- und Leſeholz oder anderen Waldproduften andererjeits 
begründen nit im Berhältniß zu einander den Rüdfal. Was thut der neue 
Entwurf? Zunädft läßt er diefe lettte Milderung weg, was meiner Anficht eine 
jehr wejentlide Schärfung if. Sodann beläßt er als Grundlage des Rückfalls 
die vorausgegangene „Verurtheilung“, obgleich inzwiſchen dag deutſche Strafgefeg- 
bu‘ mildere Grundfäge ausgejprohen bat, jo daß nur die vorausgegangene 
Beftrafung den Rüdfall begründen kann. Und endlich erhöht es die Strafe 
des Rücfall8 vom Sechs- und Achtfachen wieder auf das Zehnfache. Bei⸗ 
läufig bemerkt, tritt nun die Sonderbarfeit ein, daß der, welcher als Rückfälliger 
einen Frevel begeht, alle Erſchwerungen, die der $ 3 enthält, gleichfam freige- 
geben erhält; er Tann am Sonntag den Frevel begeben, er kann ſich das Geficht 
ſchwärzen, kurz alles das thun, was in $ 3 als Erſchwerung bezeichnet ift; er 
tisfirt dabei nichts, denn er befommt die Strafe des Zehnfachen ſchon für den 


NRüdfal. Ob das legislatorifch weife ift, laſſe ich dahingeftellt. Nun fommt der 


erihwerte Nüdfall, der feine Geſchichte im Herrenhaufe hat. Das ältere Geſetz 
beſtimmte, daß der dritte Rückfall (aljo wenn ſchon drei Beftrafungen voraus- 
gegangen find) beftraft werden foll wie der gewöhnliche Diebftahl, aber mit der 
Modififation, daß nicht über 2 Fahre Getängnig erfannt werden dürfe, und daß 
die Beftrafung wegen eines folchen Holzdiebftahls nicht als Rückfall bei anderen 
Diebftählen wirkſam fein jol. Der neue Entwurf wollte diefen dritten Rückfall 
in folgender Weiſe beftrafen: er fagte in den Motiven, es fei doch bedenklich, 
bier die Strafe des Diebſtahls anzuwenden, er wollte den Rüdfall nicht mehr 
als ein „Zhatbeftandinoment”, fondern als Strafjhärfungsgrund gelten laſſen. 
Das Hingt fehr wohlwollend, und man erwartete danach eine mildere Beftrafung. 
Was findet man aber? Der Entwurf fagte: der dritte Rückfall ſoll beftraft wer- 
den einmal mit der Strafe des gewöhnlichen Rückfalls und daneben nod 
mit einer Gefängnißftrafe bis zu zwei Jahren. Alfo der Unterfchied ift der, daß 
im Bergleich mit früher noch eine Geldftrafe, die Strafe des Zehnfachen, Hinzu 
gefommen. Das ift aber dem Herrenhaufe doch noch nicht genug gemejen. Es 
jagt: warum follen wir erſt im dritten Rüdfall fo firafen, wir wollen ſchon 
den zweiten in diefer Weiſe beftrafen, in der That beftimmt der Entwurf, wie 
| 11” 
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er jebt vorliegt, diefe erhöhte Strafe ſchon für den zweiten Rüdfall. — Dabei 
fommen noch verfhärfende Einzelheiten vor, auf die ich hier nicht eingehen will. 
— Der $ 11 fpricht die Haftbarkeit des Gewalthabers, ih will kurz jagen, des 
Baters flir fein Kind aus. Das ältere preußifche Gefe beftimmte, daß der 
Bater für die Geldſtrafe feines Kindes haften folle, infofern er nicht den Beweis 
erbringen könne, daß er das Kind an der Begehung der That nicht habe hindern 
können. Es beftimmte aljo eine Strafe für den Vater dafür, daß er es nicht 
gehindert habe, in Verbindung mit einer prozeffualifhen Präſumtion, der- 
geftalt, daß, fo lange er nicht den Beweis führe, daß er nicht Habe hindern 
fönnen, angenommen wird, er habe es hindern fünnen. Da fam die Növelle 
zum Reichsſtrafgeſetzbuch; dieſe beftimmte, der Vater folle mit einer Gefängniß- 
firafe belegt werden, wenn er das Kind von der Begehung des Forftdiebftahls 
nicht abgehalten habe. Eine ſolche Präfumtion, wie fie das preußiſche Geſetz 
enthält, ftellte das Neichsftrafgejegbuch nicht auf. Nach allgemeinen Grundfägen 
muß man bier alſo annehmen, daß dem Vater bewiefen werden muß, er babe 
das Kind abhalten können, dafiir war aber auch hier die Strafe firenger; es war 
eine Gefängnißftrafe. Offenbar ift aber hier wie dort die Strafe beitimmt für 
ein und diefelbe Handlung; denn ob fich diefe Handlung konſtruirt mittelft einer 
prozeffualiichen Präfumtion oder ob man fie durch einen geflihrten Beweis feft- 
ftellt, fie bleibt immer diejelbe: der Vater wird beftraft dafür, daß er das Kind 
nicht abgehalten hat. Was fagt nun unfer Entwurf? Nach dem Wortlaut muß 
ich annehmen, der Vater folle beftraft werden einmal nach dem NReichsftrafgejeß- 
buch und dann noch einmal nach dem preußifchen Geſetz, einmal wenn ihm be- 
wiefen wird, daß er hätte abhalten können, und zweitens, was damit zujammen- 
fällt, wenn er nicht beweift, daß er nicht hätte abhalten können. Meine Herren, 
das halte ich flir die Beftrafung ein und derjelben Handlung doppelt, und 
das ift feine Gerechtigkeit. Ich will zugeben, daß die nicht glückliche Faſſung 
des Paragraphen in der Novelle zum Reichsſtrafgeſetzbuch möglichermweife formell 
dies als zuläfftg bezeichnen ließe, aber materiell ift es gewiß nicht im Sinne des 
Reichsſtrafgeſetzes, und jedenfalls halte ich eg materiell mit dem Grundſatze der 
Gerechtigkeit nicht vereinbar, daß, wo Beftrafung nad) dem Reichsgeſetz eintritt, 
daneben noch eine Beſtrafung nach dem preußifchen Strafgejeg hinzukommt. 

Meine Herren, ich komme zum $ 13; der bietet nur eine Heine intereffante 
Seite. Es handelt fih da um die Umwandlung der Geldftrafe in Gefängniß. 
Während man in allen anderen Paragraphen, wie Sie gefehen haben, mit dem 
Betrage der Geldfirafe beträchtlich in die Höhe gegangen ift, geht man hier, wo 
es fih darum Handelt, die Grundlage für die Umwandlung zu’ gewinnen, mit 
dem maßgebenden Geldbetrage herunter. Das ältere Geſetz beftimmt, daß eine 
Geldftrafe von 10 Silbergrofchen bis zu 2 Thalern, alfo bis zu 6 Mark einem 
Tag Gefängniß gleichftehen fol. Hier fagt man: ein Betrag von 1 bis 5 Mar. 
Daß das auch nicht zu den Beftimmungen des deutſchen Strafgefeßes paßt, wo 
die Strafe von 1 bis 5 Thaler einem Tage Gefängniß gleichfteht, Brauche id) 
nicht zu erwähnen. Ich gebe gerne zu, daß bei Forſtdiebſtahl nur eine verhältuiß- 
mäßig geringe Geldftrafe einem Tage Gefängniß gleichgeftellt werden muß und 
würde auch nichts dagegen haben, wenn man diefe Geldftrafe ganz firirte. 

Aber harakteriftifch ift e8 doch, daß man bei der unzweifelhaft fehr bedeu- 
tenden Verminderung des Geldwerthes hier noch unter den Geldbetrag des Geſetzes 
von 1852 berabgeht. 
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Meine Herren, der $ 14 handelt von der Ummandlung der Gefängnißftrafe 
in Arbeit. Auch bier finde ich Leinen Vortheil darin, daß man die beftimmenden 
Behörden des älteren Gefetzes geändert bat. Die „näheren Beftimmungen“ über 
die Umwandlung follten nach dem älteren Geſetz getroffen werden von der Bezirks— 
regierung in Verbindung mit dem Appellationsgericht. Hier hat man den Re— 
gierungspräfidenten und den Oberftaatsanwalt an die Stelle geſetzt. Ich muß 
geftehen, daß mir diefe Beamten, jo achtungswürdig diefelben in concreto fein 
mögen, doch nicht folche Vertrauensperjonen find, daß ich fie an die Stelle der 
früheren Kollegien fegen möchte, und ich wiirde vorziehen, daß der Entwurf dem 
früheren Geſetze fi wieder anlehnte. Damit nun aud die ganze Reihe der 
Berfhärfungen big zum legten Paragraphen, welcher von materiellen Beftimmungen 
handelt, fich fortfege, ift noch zu erwähnen, daß auch in 8 18 die Verjährung 
der Forftdiebftähle, welche im älteren Gejeg auf drei Monate beftimmt war, big 
auf ſechs Donate erweitert wird. 

Meine Herren, das ift denn doch ein durchgeführtes Syftem der Straf- 
verſchärfung. Auf die prozeſſualiſchen Beftimmungen, die au zu manchen 
Beiprehungen Beranlaffung geben könnten, will ich bier nicht näher eingehen, 
wohl aber ftelle ich die Frage, was hat denn eigentlich dieſes Syftem der Straf: 
verihärfung herbeigeführt? Die allgemeinen Motive geben darüber feine Ant: 
wort; auch in den Motiden zu den einzelnen Paragraphen habe ich in der That 
nur wenige Zeilen gefunden, welche dieſes Syftem zu motiviren beftimmt find. 
Es Heißt nämlih bei $ 2 — und darauf wird auch bei anderen Paragraphen 
Bezug genommen: 

„Die Steigerung der Strafe vom Bierfahen auf das Yiinffache vom 
Werthe des Entwendeten beruht einmal auf dem Bedürfniß eines Aus» 
gleih8 mit dem Dezimalſyſtem der Münzwährung, andererfeit3 auf der 
erhöhten vollSwirtbichaftlichen Bedeutung, welche Hegung und Schutz 
der Forſten in neuerer Zeit gewonnen habe.“ 

Meine Herren, was die Ausgleihung mit dem Dezimalſyſtem der Münz- 
währung eigentlich hier bedeuten folle, verfiehe ich nicht. Es ift ja doch feit Ein- 
führung des Dezimalfgftems wicht fchwieriger geworden, mit 4 und 6 zu multi: 
pliziren, flatt mit 5 und 10. Wie man einen ſolchen Grund flr eine fo tief 
eingreifende Maßregel nur anführen mag, ift mir nicht begreiflih. Was den 


zweiten Grund betrifft, jo denkt man doch gewöhnlich, wenn man von der volfs: 


wirthihaftlichen Bedeutung der Wälder und dem nöthigen Schuß derfelben redet, 
an etwas ganz Anderes, nämlich an die Nothwendigkeit, die Wälder gegen die 
eigenen Eigenthümer zu ſchützen gegen die Gefahr, daß die Eigenthlimer aus 
Eigennuß das Holz abtreiben, dadurch entwaldete Flächen bilden und dadurd 
den ganzen Kulturzuftand des Landes ſchädigen. Daß aber, ſeitdem wir eine 
geordnete Forftgefeßgebung haben, irgendwie Forftfrevel dazu geführt haben, 
Flächen zu veröden, ift mir nicht befannt geworden. Gerne gebe ich zu, daß die 
Kulturfortichritte der Wälder in neuerer Zeit ganz bedeutende find und wenn 
man gemeint hat, die Sache damit zu motiviren, daß das Holz wirthſchaftlich 
einen erhöhten Werth bekommen hat, fo kann ich auch das zugeben: Aber da- 
durh erhöht fi die Strafe ſchon von felbft, die Strafe des Forftviebftahls 
befteht in einem Multiplifationsproduft des entwendeten Holzes, und wenn . 
= Werth des entwenbeten Holzes höher wird, fo erhöht fi) damit auch Die 
trafe. 
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Meiner Anfiht nach Tönnte ein folches Syſtem der Strafverfhärfung nur 
motivirt werden, wenn etwa fich nachweiſen ließe, daß eine fehr erhebliche Stet- 
gerung des Forſtfrevels eingetreten märe, fo daß man diefem Vergehen mit 
größerer Energie entgegentreten müſſe. Ich babe nun mich vielfach erkundigt, 
babe aber davon nirgends etwas erfahren. Sch kann auch auf ein Zeugniß Be- 
zug nehmen, welches gewiß Autorität bei ung hat und melches ohne Zweifel weit 
größere Kreife beherrjcht, als ich e8 vermag. In dem Werke von Bernhardt tiber 
die Gefchichte des Waldeigenthums, welches erft 1875 erichien, heißt es im dritten 
Bande Seite 141: 

Der leichte Erwerb, die rafche Entwidelung der Kommunitationen und 
die Hebung der Landwirthſchaft nach 1830 verminderte die Holzdieb- 
ftähle raſch, das Fahr 1848 brachte einen Rückſchlag und ganz all- 
gemein in Deutjchland Heftige Angriffe gegen die Waldungen. Seit 
1850 läßt ſich aber eine ftetige Abnahme der Holzdiebftähle 
fonftatiren und dies namentlich in den induftriereichften Gegenden: in 
Sadjen, der Rheinpfalz, der Rheinprovinz und dem ſüdlichen Weft- 
falen. 

Daffelbe wird wenige Seiten jpäter von Hannover bezeugt, und ich kann 
nur jagen, es ftimmt tiberein mit den Erfundigungen, die ich in den verſchiedenſten 
Theilen meines Heimathlandes Heffen eingezogen habe. ' Um nichts zu verſchwei— 
gen, will ich noch erwähnen, daß im Ietten Fahre die Waldfrevel etwas zu- 
genommen haben. Ein neuerdings erfchienenes Minifterialblatt giebt die Summe 
der Waldfrevel aus den leßten drei Jahren an, und da verhalten ſich Die Zahlen 
wie 35, 36 und 40; fie find alfo im letten Jahre in dem Verhältniß von un- 
gefähr 9 zu 10 geftiegen. Diefe vereinzelte Erſcheinung, die einen fehr erflärlichen 
Grund in der Verdienftlofigfeit des letzten Jahres findet, giebt aber doch mahr- 
ih feinen Grund dafür, mit folhen verfchärften Strafbeftimmungen vorzugehen. 
Freilich, wenn man ganz einfeitig das Intereſſe des Waldbeſitzers betrachtet, fo 
kann man ja zu jeder beliebigen Straferhöhung gelangen. Aber wir haben doch 
meiner Meinung nah einige Rüdfichten zu nehmen auf die Verhältniffe der 
Volksklaſſen, in deren Schickſal es Tiegt, daß fie zum Yorftfrevel fich getrieben 
flihlen. Oder glauben Sie, diefe Forftfrevel feien nur Frucht der Bosheit und 
des Uebermuthes? Nein, fie find fehr häufig auch Frucht der bitteren Noth. 
Auch noch ein anderes Moment kann uns beſtimmen, "nicht zu ſcharf zu Werke 
zu gehen. Sie wiffen, daß Forftfrevel fehr ſummariſch unterfucht werden. Der 
Beweis liegt meiftens ın nicht3 weiterem als im Zeugniß der unterften Forft- 
beamten, und ob diefes Zeugniß immer das Richtige trifft und nicht leicht viel 
Unſchuldige verurtheilt werden, ift eine Frage, die jehr nahe liegt; und ich dente, 
wir follten auch diefen Punkt nicht außer Acht Iaffen, wenn wir die Strafe bei 
Forftfrevel beftimmen. 

Meine Herren, ich wende mich zum zweiten Geſetz tiber die Feldpolizet. 

Ich kann nur fagen, daß auch diefes Geſetz im Ganzen von dem nämlichen 
Geiſte diktirt if. ES Tiegt ihm ein älteres preußifches Gefek vom Jahre 1847 
zu Grunde, welches in feinen mefentlichen Beftimmungen ja auch im Jahre 1867 
in die neuen Provinzen eingeflihrt if. Aber auch hier hat man liberall ver- 
Ihärfend verfahren. Wo diefes ältere Gefet eine Strafe beftimmt von 5 Silber- 
grofhen his 3 Thaler, droht man jett eine Strafe an bis 50 Mark, erhöft 
diefelbe alfo von 9 auf 50; wo das alte Gefet eine Strafe von 15 Silbergrofchen 
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bis 20 Thaler beftimmte, droht man jett eine Strafe an bis zu 150 Mark, alfo 
von 60 auf 150 Marl. Daneben wird liberal alternativ Haftftrafe angedroht, 
von welcher in dem alten Geſetz nicht die Rede ift, fo daß auch in diefer Be- 
ziehung die Strafe verfhärft if. Was die einzelnen Vorfchriften betrifft, fo 
find fchon in dem älteren Gefeg eine Menge Vorſchriften enthalten, die meinem 
Gefühl nach recht ftreng find, aber fie find noch durch andere vermehrt. Da muß 
ih zunächft verweifen auf eine Erſcheinung, die ſchon juriftifch bedenklich if. Eine 
Anzahl von Vorſchriften tritt in Konkurrenz mit Beftimmungen des Reichäftraf- 
geſetzbuchs. Nun hat ja allerdings das Reichsgeſetz die Geſetzgebung über Wald- 
und Forftpolizei der Landesgeſetzgebung freigelaffen; wo aber Beftimmungen er- 
laffen werden, die doch vecht eigentlich eine Negation des Reichsgeſetzes enthalten, 
da ift es immer fehr bedenklich, ob wir zu ihrem Erlaß zuftändig find, und wir 
jollten namentlich in Preußen in diefer Beziehung vorfichtig fein, um nicht anderen 
deutſchen Staaten ein böſes Beifpiel zu geben. Ich will beiſpielsweiſe nur er- 
wähnen: das deutfche Strafgeſetzbuch beftimmt in $ 123, daß derjenige, welcher 
auf eine Aufforderung des Eigenthlimers ein befriedetes Grundſtück nicht ver- 
läßt, mit einer Strafe belegt werden fol. Das neue Geſetz beftimmt aber: auch der- 
jenige, der ein unbefriedetes Grundſtück nicht verläßt, ſoll mit Strafe belegt 
werden. Wenn das das Neichsgeje gemollt hätte, fo hätte es nur das 
Wort „befriedetes” mwegzulaffen gebraudt. Ich kann nicht anerkennen, daß man 
eine folhe Beſtimmung, welche geradezu das Reichsſtrafgeſetzbuch Torrigirt, jeßt 
vom Standpunft der Forft- und Yeldpolizei erlaffen Tann. Aehnliche Be- 
ſtimmungen find noch in anderer Art vorhanden; ich will fie hier nicht weiter 
erörtern. Ob alle die Beftunmungen, die in dem Entwurf vorgefchlagen werden 
wirklich nothwendig find, das möchte ich zunächft fachverftändigem Ermeffen tiber- 
laffen; e8 bat mir aber den Eindrud gemacht, als wenn eine Menge Beftim- 
mungen fo recht eigentlich gegen die Armuth gerichtet feien, und da habe ich das 
Gefühl gehabt, daß man doch dem Armen auch fein bischen Keben Taffen follte. 

Das bringt mich zu derjenigen Beftimmung, die nach meinem Gefühl und 
ih glaube nach dem Gefühl ſehr Vieler, die fchmerzlichfte von allen ift, nämlich 
das Verbot, im Walde Beeren und Pilze zu holen. Meine Herren, wer 
von ihnen hat noch nicht einmal, wenn er im Walde einen Spaziergang machte, 
fh ein Sträußchen Erdbeeren oder Heidelbeeren gepflüdt und ſich damit den 
Mund erfriiht? Wenn Sie das aber in Zukunft thun, werden Sie nach diefem 
Gefeg vor das Forſtbußgericht geladen und wegen Forftdiebftahls in eine Mark 
Strafe genommen, zum zweiten Mal in 2 Mark, beim dritten Mal wiederum 
in 2 Mark und noch dazu mit Gefängniß belegt, welches der Nichter bis auf 
2 Jahre fteigern kann. 

Wenn der Herr Bertreter des Yuftizminifterinms im Herrenhauſe die An- 
ht ausgeführt hat „es fei das Fein Forftdiebftahl, da fehle der Dolus“, jo mag 
er mir erlauben, daß ich die Richtigkeit dieſer Anficht juriftifch bezmeifele. Zu 
einer Entwendung gehört fein anderer Dolus, als daß man ſich eine fremde Sache 
aneignet. Ich kann mir aber eine Sache nicht beffer aneignen, als daß ich fie 
in den Mund ftede. 

Aber um den Spaziergänger im Walde möchte e8 immerhin fein. Ihre 
eigentliche Spitze richtet diefe Beftimmung eigentlih gegen die Armuth. Denn 
8 find die Armften Leute auf dem Lande, arme Frauen und Kinder, melde in 
den Wald gehen, Beeren uud Pilze fuchen, fie zur Stadt tragen und damit einen 
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geringen Berdienft fi) erwerben. Diefen fol nun jett diefe Thätigleit gelegt 
werden, oder fie follen wenigftens einen Erlaubnißjchein gegen Geld vom Wald- 
befiger einlöfen, damit diefer doch auch feinen Theil au diefem Verdienft für Die 
gefammelten Beeren und Pilze erlange.. Ich muß zunächſt gegen die Königliche 
Staatsregierung au in diefer Beziehung den Vorwurf erheben, daß fie die 
mitiative hierzu ergriffen hat. Ste hat allerdings die Sache in einer milderen 
Form in das Geſetz gebracht, fie hat gejagt: mer gegen das Verbot des Wald— 
eigenthümers Beeren und Pilze gepflüdt, fol beftraft werden. Sie hat damit 
aber ein Recht des Waldeigenthümers, ein ſolches Verbot zu erlaffen, anerkannt. 
Das Herrenhaus aber hat e8 noch nicht ftreng genug gefunden. Man bat dort 
gefagt: warum ſoll der Waldeigenthlimer das Odium fi nehmen, ein jolches 
- Berbot zu erlaffen. Diejes Odium mag der Gefeßgeber auf feinen breiten Rücken 
nehmen und deswegen ftreichen wir dieje Beltimmung in dem Geſetze über Die 
Forftpolizei und bezeichnen ftatt deffen in dem Geje iiber den Forftdiebftahl das 
Sammeln der Beeren und Pilze ohne Weiteres ald Forftdiebftahl. 

Meine Herren, foweit mir die Verhältniffe in Deutjchland befannt find — 
ich will gleich bemerken, daß ich gehört habe, daß es in einzelnen Gegenden Aus- 
nahmen giebt — hat unfer Volk von jeher das Recht geübt, diefe geringften 
Waldprodufte, die, wenn fie nicht von den armen Leuten gefammelt werden, im 
Walde verfaulen, zu beziehen, im vollften Bewußtfein feines Rechts, ohne daran 
zu denfen, daß der Waldeigenthümer berechtigt fei, dies zu verbieten. (Sehr gut!) 

Wenn man nun jet jagt, e8 liege Doch in der Konjequenz des Eigenthums: 
begriffs, daß der Waldeigenthiimer auch dieſes Stüd feines Eigenthums nüßen 
dürfe, und daß er deshalb das Recht haben müſſe ein jolches Verbot zu erlaffen, 
jo behaupte ich in diefem Sinne hat ein Eigenthumsrecht am Walde in Deutjc- 
land niemals beftanden. Meine Herren, wie ift denn das Eigenthum am Walde, 
den mir jegt größtentheils in den Händen adliger Befiger und des Staates 
jehen, entftanden? Die VBerhältniffe find ja Hiftorifch nachweisbar. Der Wald 
war urjprünglich "fat überall in Deutfchland Gemeingut des Volkes. Die Ans 
lieger benugten ihn nach ihrem Bedürfnig durch Beholzigung und in jeder 
ardern Weife. Zur Regelung diefer Benutzung vereinigten fie fich vielfach zu 
Genoſſenſchaften, ſogenannten Markgenoſſenſchaften. So entflanden die Mark- 
mwaldungen. Nun kam aber der Mächtigere, der Ritter oder der Tandesherr, und 
Zandesherren gab es ja im deutjchen Reich unzählige, und fagte: Ich nehme 
den Wald in meinen Schuß. Er belegte ihn mit feinem Bann, zunädft im 
Intereſſe der Wildbahn, welche er als adliges Vorrecht in Anſpruch nahm. Bon 
da aus aber ſchritt er weiter und weiter und fo wurde der gemeine Mann mehr 
“und mehr aus dem Walde gedrängt. Dies Alles läßt fich Hiftorifch vollkommen 
nachweifen und auch in dem Buche des Herrn Bernhardt habe ich ein reiches 
Material gefunden, welches diefe Nachweifung enthält. Da fam nun das römiſche 
Recht nad) Deutſchland mit feinem fireng ausgebildeten Eigenthumsbegriffe. Und 
wenn man nun fragte: wer ift denn eigentlich” Eigenthümer des Waldes? fo 
jagte man: der Schugherr, der bisher die meiften Rechte daran ausgeübt hat, 
ift Eigenthlimer. So wurden diejenigen, welche thatfächlich früher ausfchlieglich 
die Rechte im Walde ausgeübt, auf den Standpunkt von Berechtigten an fremder 
Sade zurüdgedrängt. Man bezeichnet ihre Rechte als Serpituten oder Real: 
rechte. Das ift der Standpunkt des vergangenen Jahrhunderts geweſen. In 
diefem Jahrhundert hat man nun auch diefe letzten Rechte der Anlieger vom 
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Walde, dadurch befeitigt, daß man fie abgelöft hat. Daß dadurd der Wald enorm 
gewonnen hat und infofern ein fulturwirtbichaftlicher Fortſchritt erzielt worden 
if, das ift ja unbeftreitbar. — Wie die Dinge aber auf den Wohlitand der Ge- 
meinden gewirtt haben, das ift eine Trage, die fih meiner Anficht nach erft 
nad längerem Zeitablauf vollftändig wird beantworten laffen. Daß aber der 
Bald bis auf den heutigen Tag, im Rechtsbewußtſein unferes Volkes nicht ein 
Eigenthum ift, wie der Geldfaften in meiner Stube oder der Rod auf meinem 
Leibe, dafür haben Sie den Beweis alle in Händen. 

Ich frage Sie, warum wird denn in dem Geſetz, das Ihnen vorliegt, der 
Forſtdiebſtahl, die Entwendung von Holz im Wald, nicht wie ein gewöhnlicher 
Diebftahl befiraft? Warum ift derjenige, der Holz aus dem Walde Holt, während 
der gewöhnliche Dieb in der Auffaffung unferes Volkes anrüdig ift, nicht mit 
gleicher Anrlichigfeit behaftet? Das ift eben die Anſchauung des Volkes, daß 
der Wald in diefem Sinne nit als ein ausfchliegliches Eigenthum betrachtet 


. wird. Und darauf beruht auch die uralte Sitte unſeres Volles, daß “Jeder be» 


vehtigt ift, im Walde die geringen Waldprodukte, Beeren md Pilze zu Holen, 


deren Werth nur in der Arbeit des Sammlers liegt, und die der Waldeigen— 


thünmer felbft doch nicht benutzen kann. Und diefes Recht wünſche ih auch unſerem 


Volke zu erhalten. Ich wünſche nicht, daß daffelbe durch eine leidige Konjequenz- 
jiehung aus einem Rechtsbegriffe befeitigt werde. Denn die Rechtsbegriffe find 
nicht dazu da, Dinge zu fchaffen, die ſich mit dem Rechtsbewußtſein unferes Volkes 
in grelen Widerfpruch ftellen. | 
Nun bat nıan mir gejagt, daß allerdings in einzelnen Gegenden Deutjch- 
lands der Waldbeſitzer bereits in den Beſitzſtand eines ſolchen Rechtes gelangt 
fi. Sch habe gehört, daß die Stadt Görlik aus dem Verkanf der Beeren und 
Pilze in ihren Wäldern große Summen erlöfe. Meine Herren, wo ein folcher 
Rehtszuftand fi ausgebildet hat, da will ich ihm meinerſeits nicht entgegen- 


' teten. Wo etwas derartiges in das Bemwußtjein des Volkes bereits übergegangen 
: #, da mag e8 darum fein. Ich kämpfe nur dagegen, daß diefe Grundfäte nicht 
. angeführt werden, wo fie bisher nicht beftanden haben. So namentlich in meiner 


Heimath, der Provinz Heffen. Meine Herren, Heffen iſt vorzugsweiſe ein Wald: 


land; faft 40 Prozent des Bodens find Wald und davon gehört, beiläufig be- 


merft, zwei Drittel dem Staate, fo daß der Staat Preußen, ald er Heffen okku— 


| pirte, ungefähr ein Viertel des Grund und Bodens des ganzen Landes als 


Eigenthum erhalten hat. Sie können ſich denken, was es für unſer Land be- 
deutete, wenn ein foldher mächtiger Eigenthlimer daran dächte, diefes Eigenthum 
rückſichtslos auszubeuten. Deswegen glaube ich, find wir heſſiſche Abgeordnete 
vorzugsweife berufen, in Waldfragen ein Wort mitzufprechen. Niemals aber, 
jo lange Heffen felbfiftändig war, hat man dort daran gedacht, den armen Mann 
jenes Recht zu verleiden. Erſt vor etwa 9 Fahren hat der Finanzminifter 
bon der Heydt den Verſuch gemacht, Erlaubnißfcheine zu verkaufen fiir den Be— 
zug diefer Beeren aus dem Walde, das hat aber im ganzen Lande eine folche 
Gegenwirkung hervorgerufen, daß man jehr bald die Mafregel zuriidgenommen 
Und wenn beute ein ſolches Geſetz erlaffen würde, fo würde fich bei uns 
nur ein Schrei der Entrüftung fundgeben. 
Meine Herren, diefe ganze Sache hat meiner Anficht nach auch noch eine 
ſehr ernfte Bedeutung. Man Tann ſolche Beftimmungen, wie diefe, bezeichnen 
als ein Geje des Reichthums gegen die Armuth. (OB!) 
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Meine Herren, Sie wiſſen alle, in mie gefährlicher Weiſe diefer Gegenſatz 
in neuerer Zeit ausgebeutet if.” Bisher hat das Gift der fozialdemofratifchen 
Lehren auf dem Lande nur wenig Anklang gefunden. Wenn aber irgend etwas 
geeignet ift, diefen Tehren auch auf dem Lande Boden zu verfchaffen, fo find es 
jolde Beftimmungen. Meine Herren, ich bin der entfchiedenfte Gegner dieſer 
Lehren und Tann e8 auch nicht billigen, wenn man in neuerer Zeit von gemifjen 
Seiten angefangen hat, mit diefen Lehren gewiffermaßen zu liebäugeln, indem 
man gejagt hat, die Kehren wären doch nicht fo übel, man müßte nur die Mittel 
juden, um fie ins Leben zu führen. Gerade darin liegt ed, da nach menjd- 
lichen Berhältniffen feine Mittel gegeben find, um diefe Lehren ins Leben ein- 
zuführen anders als auf Koften unſeres gefammten Wohlftandes und unſerer 
Bildung, und das follte unfere deutſche Wiffenfchaft vor allen darthun. Aber id 
fühle mich nothgedrungen, auszufprehen: ein Körnchen Wahrheit haben Diele 
Lehren doch, und dies Liegt darin, daß der Reihe feinen Reihthum nidt 
rückſichtslos aysbeuten foll zum Schaden des Armen. Ich kann dem 
Entwurf den Bormurf nicht erjparen, daß es diefer Tendenz bis zu einem ge- 
wiffen Maße Vorſchub leiftet. Ach wünſche, dem entgegenzutreten. Laſſen Sie 
und die Waldeigenthümer ſchützen in denjenigen Rechten, die fie haben, Taffen 
Sie aber unfer Volk nicht noch mehr aus dem Walde verdrängen, als dies bereits 
in vergangenen Jahrhunderten geſchehen ift. 

Ich wünſche, daß die Kommiffion, der diefe Gefee unzweifelhaft zugemieien 
werden, prüfen möge, was ich gejagt habe, und ich bin der Anficht, dag nur 
dann, wenn die Entwürfe von darin enthaltenen Uebertreibungen gereinigt werden, 
fie brauchbare und nütliche Gefege werden. (Bravo!) 

Abgeordneter Sombart: Peine Herren! ch habe nicht die Abficht, die 
uns bejchäftigenden Vorlagen von der juriftifhen Seite zu beleuchten, auch nicht 
über dag Forftdiebftahlsgefe zu reden; ich mill das fompetenteren Kollegen nad 
mir tiberlaffen. Ich möchte nur einige Bemerkungen zu dem Feld- und Forft- 
polizeigefege machen und meine Befriedigung aussprechen, daß dieſes Geſetz jetzt 
einheitlich für den ganzen Preußischen Staat erlaffen und daß nach vielen Rich— 
tungen hin einem Beblirfniffe abgeholfen wird, welches namentlich in der LTand- 
. wirtbfchaft gefühlt ift. 

Wenn ich auf die einzelnen Beftimmungen diefer Feldpolizeiordnung eingebe, 
jo möchte ich im Allgemeinen eine Reduktion der Paragraphen gewünſcht haben. 
Ich hätte gewünſcht, daß nach dem VBorgange des Herrenhauſes, beiſpielsweiſe in 
dem 8 4 diejenigen Punkte, die dort unter 7 verjchiedenen Ziffern aufgeflihrt 
worden find und der Verſchärfung bediirfen, noch erweitert wären, und daß beifpield 
weife sub Nr. 8, wenn das Vergehen von Arbeitern oder Dienftboten der betreffen- 
den Herrfchaft aufgeführt wird, ingleichen unter Nr. 9, wenn der Diebftahl unter 
Anwendung von Werkzeugen ausgeführt wird n. f. w. daß dann aber in den 
verfchiedenen Baragraphen, wo von 1—30, 1—50, 1—100 und von 1—150 Marl 
beftraft wird, ja nad der Vorlage der Regierung fogar von 1—300 Marf, — 
daß man da doch rein in das Dezimalfyftem einlenten möchte und fagen: von 
1—100 Mark werden die und die Fälle, welche dann hintereinander aufzuführen 
find, beftraft. Denn wir haben zwei Verfahren, einmal das Polizeiverfahren 
und zweitens das gerichtliche Verfahren, mo ich namentlich das Schöffengericht 
als ein ſehr heilfames für das vorliegende Geſetz bezeichne, um den verjchiedenen 
Grad der Strafe fachverftändig zu bemeſſen Denn, meine Herren, wenn wir 
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noch fo ſehr ſpezialiſiren, wir werden doch nicht alle Fälle treffen, und da meine 
ih, man follte e8 dem Ermeffen der Strafenden, dem Polizei» oder dem Amts- 
rihter überlaffen, welches Strafmaß er verhängen will. 


Dem entjprehend würde ja natürlich dann auch die Haftftrafe zu bemefjen 
fin. So zum Beifpiel finde ich, daß ein Vergehen mit 1. bis 50 Mark beftraft 
wird, das an und für ſich ganz harmlofer Natur if. Es heißt: Wer unbefugt 
Knohen gräbt oder ſammelt, wird mit diefem Strafmaß belegt. Ja, meine 
Herren, wenn es bei den bloßen Kuochen bliebe, dann wäre es gewiß eine fehr 
harmloſe Beihäftigung und man könnte dies den armen Leuten, wie Herr Kollege 
Baehr gemeint hat, unter allen Umftänden gönnen und fie garnicht ftrafen. — 
Bir haben aber beifpielsweife — wenn ich diejen Gegenftand noch weiter ver- 
folgen fol — in der Seudhenordnung von 1875 eine Beftimmung getroffen, wo—⸗ 
nah das an Milzbrand gefallene Vieh unſchädlich befeitigt werden fol. Nun 
babe ich allerdings in meiner Praris eine andere Methode ausgeübt, als e8 über— 
Haupt in ganz Deutfchland der Fall ift, denn meines Wiffens wird diefe un- 
ſchädliche Beſeitigung dadurd bewirkt, daß man das Vieh in den Ader gräbt, 
und es ift dann in der Seuchenordnung noch die Beitimmung Hinzugefügt, daß 
ein an Milzbrand gefallenes Thier mit Haut und Haaren, alfo nicht abgeledert 
veriharrt werden fol. Nun, meine Herren, weiß Jeder, der mit Milzbrand zu 
thun gehabt hat, daß nichts gefährlicher ift für die Anftedung als das Kontagium, 
das Miasma — und was zeigt ung nun die Praris? Wenn ein fetter Maft- 
ochſe verjcharrt ift, dann kommt das Volk, gräbt ihn auf, — es ift ja jhade um 
die Haut, — ledert ihn ab, nimmt auch fein Fett und läßt die Kochen, wenn 
fie bereit3 vom Fleiſche abgefallen find, nicht liegen, nimmt auch diefe mit, das Uebrig— 
bleibende aber üibergiebt e8 der Mutter Natur. Das ift nach meiner Auffaffung das 
gefäbrlichfte Verfahren, welches irgend denfbar ift, dern wenn anderes Vieh in die 
Gegend kommt, wo ein derartiges Erperiment ausgefüihrt ift, beiſpielsweiſe eine 
Schafheerde, dann wird unter allen Umftänden diejer Heerde ein ftarfer Verluft 
durch Milzbrand-Tod treffen. Ferner wird jeder Schäfer jagen, daß jein Vieh, 
welches im Felde Frepirt, nicht an Milzbrand gefallen ift, es hat einen Herzichlag 
befommen; er ledert ed ab, nimmt das Fell mit nad) Haufe und vergräbt das 
Thier ſehr oberflächlich, die Stelle ift aber leicht zu entdeden und die Todten- 
gräber finden fie auch, wie die Erfahrung zeigt, und find auf diefe Weife un: 
bewußt die Träger des Milzbrandes. 


Ich meine alfo an diefem einen Fall dargethan zu haben, daß die Vorlage 
nicht alle Fälle getroffen hat und daß man, wenn es nothmwendig wäre, auch das 
Aufgraben von Kadavern in die Feldpolizeiordnung aufnehmen müßte. 


Ein anderer Fall, der mir auch in meiner Praris öfter entgegengetreten ift, 
fud die harmloſen Kartoffelfener , die zu Michaelis auf dem Felde angezündet 
werden. Der Landwirth benutt aber das Kartoffelfraut in ftroharmen Jahren, 
indem er es zunächſt trodnet und dann in große Haufen zufammenbringt; die 
fröhliche oder vielleicht auch bösmillige Jugend geht dann am Sonntag oder an 
einem anderen Abend hinaus und ziindet diefe Haufen an, fo daß man fon mit 
Spriten hat ins Feld rücken müſſen. Alſo Damit Sie diefem Schaden vorbeugen, 
möchte ich diefe Art der Feueranlegungen, die nicht unter den Begriff der 
Brandftiftung fallen, in die Feldpolizeiordnung mit aufgenommen wiffen. 


Ich könnte Ihnen noch eine ganze Anzahl folder Fälle nennen, aber ich 
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will Ihre Zeit nicht mehr in Anfpruch nehmen und mi num zu einem Gegen- - 


ftande wenden, der nach meiner Auffaffung fogar ftaatlicd wichtiger Natur if. 
Das ift das Inſtitut der Feld- und Forſthüter. Meine Herren, in der Feld— 
polizeiordnung vom 1. November 1847 war es ſchon den Gemeinden und Ritter: 
gütern geftattet, Feldhüter anzuftellen; diefelben wurden vorher vom Landrath 
eraminirt, vom Gericht vereidigt, und fie fungirten in der Eigenfchaft als per- 
manente Zeugen. Wenn man aber jett die Beftimmung in diefem Gejetz findet, 
daß dieſe Feldhüter in die Kategorie der niederen Polizeibeamten einrangirt 
werden follen, fo will ich dies nach einer Richtung hin gern begrüßen, nach der 
anderen aber auf einige Gefahren aufmerffam machen, die diefes mit fich führen 
würde. 
Ich konnte nicht ermitteln, ob den niederen Polizeibeamten unter allen Um— 
ftänden geftattet jei, Waffen zu tragen. Ein verehrter Freund hat mir dann aus 
Nönne’3 Staatsrecht nachgewieſen, daß allerdings nad) einer nicht publizirten 
KabinetSordre vom Februar 1854 allgemein genehmigt fei, daß auch die niederen 
Polizeibeamten Waffen führen dürfen. 

Meine Herren, ich erachte dieſes, wenn man ſich die Feldhüter, wie wir fie 
heute haben, anfteht, für fehr bedenklih, denn wollte man Feldhüter auftellen, 
wie fie zum Beifpiel jegt gedacht werden, alfo Polizeibeamte, vom Landrath ge 
nehmigt, beftätigt fiir das Laud vom Kreisausfehuß, für die Städte ſogar vom 
Bezirksrath, dann muß ich mir natürlich darunter eine Perfönlichkeit ganz anderer 
Art denken, als wie jett ein Feldhüter beifpielsweife in meiner Provinz be 
ihaffen ift, was fo ein Mädchen für Alles fein muß: der Feldhüter ift der 
Gemeindediener, er ift der Nachtwächter, er ift der Todtengräber, in der Regel 
eine etwas zurlidgefommene Perjönlichkeit, und wird mäßig gelohnt. Wollen Sie 
aber einen Feldhüter anftelen — und das Bedürfniß danach ift allerdings vor- 
handen —, der beftätigt werden fol, der Waffen tragen darf, dann muß der 
Mann gar feine andere Nebenbefhäftigung haben und ganz anders befoldet 
werden als bisher. Ich habe ausgerechnet, daß die halbe Grundfteuer, melde 
ih den Gemeinden zur kommunalen Selbftverwaltung gern überweiſen möchte, 
nicht ausreichen wiirde, wenn wir die 54,000 Kommunalbezirke, die wir in Preußen 
haben, mit derartigen Feldhütern befegen wollten. 


In diefer Weife ift die Einrichtung nicht durchzuführen, daneben bin ich fehr 
für das Inftitut der Feldhüter und möchte dringend wünſchen, daß es mehr ver- 
allgemeinert wilrde, damit der immer mehr überhand nehmende Yelddiebftadl, 
den ih dem arnıen Manne nicht als ein ihm zuftehendes Recht einräumen kann, 
fondern als einen Unfug, der zur Entfittlidung des Volkes beiträgt, bezeichne, 
energiich befämpft und beftraft werde. u 


Meine Herren, es Handelt ſich bier nicht um die verfchiedenen Mark au 
Schaden, die diefem oder jenem Beſitzer zugefligt werben, fondern um den 
großen, fittlichen Gefihtspuntt, den wir dadurch erreichen, daß wir das Volk vor 
Diebitahl bewahren. Der Felddiebſtahl — das faun ich Sie verſichern, — if 
in meiner Provinz fo verbreitet, daß er vollftändig gemwerbsmäßig betrieben 
wird, daß verjchiedene Wachen von dem Befizer und der Gemeinde ausgeftellt 
werden müffen, weil die Felddiebe en masse ankommen und erft im vorigen 
Herbft ift in einem Dorfe meines Wahlkreiſes ein Feldhüter zuerſt todtgefchofien 
und dann lebendig gebraten. (Große Heiterkeit.) 
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Meine Herren, geftatten Sie, daß ich mich dahin verbeffere, daß er zuerft 
angeihoffen und dann gebraten if. Sie werden diefen Fall in allen Zeitungen 


geleſen haben, die Unterfuchung ſchwebt in diefem Augenblid noch. Meine Her- 
ten, um die Feldhüter befjer als bisher lohnen zu können, und der Gemeinde 
weniger Opfer zuzumuthen, würde ih den Wunfch haben, daß überall da, wo 
die jeigen fogenannten ſelbſtſtändigen Gutsbezirfen neben den Gemeindebezirken 


beſtehen, diefe einheitlich mit ihnen zufammen diefen Feldhüter, oder wenn 
Ih ihn noch beſſer bezeichnen dürfte, den Flurſchützen anftellen, damit 


dann nit nur Koften gefpart, fondern auch die gungen Feldmarken einheitlich 


bewacht werden, denn die Grundſtücke der verschiedenen Intereſſenten liegen im 


Gemenge durcheinander, und wenn das Eine beauffichtigt und das Andere nicht 


 beauffichtigt wird, dann weiß der Dieb fehr wohl, mohin er fich zu menden hat, 


md die Feldwache wird bei meitem nicht fo vollftändig ausgeiibt, als wenn 


eine einheitliche Wache für die ganze Feldmark vorhanden ift. Und nun komme 
ih wieder auf den Begriff „Feldmark“; wir müffen dahin ftreben, das ver- 


lange ich von der Landgemeindeordnung, und ich wünſche, daß die fo bald 


als möglich erlaffen würde, daß überall, wo die fogenannten jelbfiftändigen 


Öntsbezirke nicht eine eigene nah ihrem Beſitzthum benannte Feldmark haben, 


ſondern wo die Güter im Gemenge mit den Gemeinden liegen, eine einheitliche 


Polizei, eine einheitliche Kommmnalvermwaltung eingeführt wird, denn hier haben 


| wir den Haren Beweis, welcher Schaden verurſacht wird und melche Koften ver- 
ſchwendet werden, wenn dag nicht geſchieht. Wir haben 16,000 derartige Guts— 


bezirke; in der Provinz Sadjjen war bis zum Jahre 1833, alfo volle 25 Zahre, 


eiue Inlommunalifirung der Nittergüter, die jenſeits der Elbe belegen ſind, vor— 


handen, jest find fie durch ein Fünftliches Manöver während der Reaktionszeit 


der fünfziger Jahre als fogenannte Gutsbeſitze etablirt, fie find aber nicht lebens— 


fähig und nieht inı Stande eine Bolizei zu halten, menn fie aber verfchmolzen 
werden mit den Gemeinden, dann würden fie nicht nur befruchtend auf das 


lommunale Leben wirken, fondern fie würden auch die Verwaltungstoften erheb- 
fi vermindern. 


Meine Herren, etwas Weiteres hatte ich nicht die Abficht Ihnen vorzuführen 


und ich bitte, daß die Kommiſfion, für welche ich beantrage, daß fie aus 21 Mit- 


gliedern beftehe, die wenigen Punkte, die ich anzudeuten mir geftattet habe, mit 


in den Rahmen ihrer Erwägung ziehe. (Bravo) 
Abgeordneter Freiherr dv. Schorlemer-Alft: Meine Herren! Ich werde 


die juriſtiſche Seite der Gefege nicht berühren, über die der Herr Abgeordnete 
. Dr. Baehr (Caſſel) Schon ausführlich gefprochen hat, obgleich ich jagen muß, daß 
B id mit einem allgemeinen Grundfat, den er hier ausſprach, durchaus nicht ein- 


verftanden fein kann: nämlich mit dem, es wäre ein ſolches Geſetz ein Geſetz des 
Reichthums gegen die Armen. Da muß ich doch ſagen, das hätte ich eher in 


einer jozialdemofratifchen Verſammlung zu hören erwartet, als in dieſem Haufe. 
(Sehr richtig!) 


Aber ich wende mich gegen die beiden Gefeße, weil ich einmal nicht glaube, - 


’ daß fie abfolut ein Bedürfniß find, dann aber vorzugsiweife deswegen, weil nach 
. Meiner Meinung die Beſtimmungen zu drafonifce find. Es if Ihnen das ja 
. Mm ſchon zum Theil vorgeführt worden. Ich anerkenne, daß das Herrenhaus 
einige Beſtimmungen gemildert hat, fo bei dem Holzdiebſtahlgeſetz in den 88 6 und 


1 Alinea 2, wo betreffs der Haftbarkeit der Eltern und Herrſchaft geſagt iſt: 
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weift Haftpflichtiger nah, daß die That nicht mit feinem Willen verübt ift und 
fo weiter, fo wird die Haftbarkeit nicht gegen ihn ausgeſprochen. Aber anbrer- 
ſeits hat dag Herrenhand auch bedeutende Verſchärfungen in das Gefet hinein 
getragen, und da muß ich) noch einmal auf die Beeren und Pilze zurückkommen. 
Das Geſetz hatte ja urfprünglich den Namen „Holzdiebftahlgejeg” und man kann 
allerdings fügen, obgleih fhon im $ 1 von Kräutern, Moos und Gräfern die 
Rede it, daß die doch immer noch unter den Bäumen wachſen, den Boden be: 
deden, aber die Pilze haben die Eigenſchaft nicht, pflegen auch nicht an den 
Bäumen zu wachſen. Es ift daher wohl vom Herrenhaus die Aenderung vor 
genommen, dem Gejet den Namen „Yorftdiebftahlgefeß" zu geben. Nun fteht 
die Sache doch ganz eigenthümlich, um gleich von den Pilzen zu ſprechen. Alfo 
wenn die Pilze aus dem Walde genonimen werden, fo wird da8 beftraft; aber 
die Pilze wachjen auch noch jonft wo, zum Beifpiel auf den Weiden; da wadlen 
‚gerade die Pilze, die vielen Lenten jo wohl ſchmecken, die Champignons. (Her 
terfeit.) 

Es ift nun nicht angenehm, wenn man durch eine Weide gehend fich .eineu 
guten Champignon nimmt, dann gleich wegen Diebſtahl beftraft zu werden. 
Allerdings nad dieſem Geſetz würde das nicht geſchehen, man wäre ja nidt 
im Walde, jondern auf der. Weide geweſen. Es wird fonad ein Unterſchied be 
ftehen, ob ih den Pilz aus dem Walde nehme, was ftrafbar, oder von der 
Weide, was nicht firafbar. Mit den Kräutern hat es auch fein Bedenken, und 
zwar mit den Kräutern, die im Walde genommen werden. Es iſt doch hatt, 
wenn zum Beifpiel ein Botaniker beftraft wird, der durch den Wald geht und 
einige Kräuter fucht, vielleicht auch viele (diefe Leute haben ja große, grüne 
Biichjen), er Hat vieleicht auch ein Inſtrument zum Schneiden bei fi, was nad 
83 die Strafe fehr verjchärft, und ift vielleicht auch gewohnt, im Sommer gegeu 
die Sonnenftrahlen eine blaue Brille zu tragen, da könnte man jagen, er habe 
fih entftellt. (Heiterkiit. Rufe: Aul) 

Meine Herren, es fteht hier in $ 3 Nr. 2: wenn der Zhäter Mittel ange- 
mendet bat, um fich unfenntlich zu machen“, dann wird die Strafe auf den zehu- 
fachen Werth des Entmwendeten erhöht. (Heiterkeit) 

Nun aber, meine Herren, was das Beereufuchen anbetrifft, gegen deſſen 
Beitrafung der Abgeorduete Baehr (Caſſel) geltend gemacht hat, fie wäre miht 
zuläffig, weil der Wald in älterer Zeit VBollgeigeuthum gemwejen und das Beerem 
fammeln immer noch 'ein Recht des ärmeren Volkes fei, jo glaube ich, daß diele 
Anſchauung zu weit geht. Dann ließe fi) noch fo vieles als Eigenthum des 
Volkes deduziren, was jelbft dem Abgeordneten Baehr (Caſſel) nicht angenehm 
wäre. (Sehr wahr!) 

Die Eigenthumdvertheilung ift doch eine rechtliche und nicht eine natürliche, 
und das Eigenthum ift jetzt Har fefigeftellt, und fomit gehöreh die Beeren dem 
Waldeigenthiimer. (Sebr richtig!) 

Aber darum ift noch nicht nöthig, eine fo firenge Strafbeflimmung gegen 
dad Beerenſammeln zu treffen; denn wenn der Waldeigenthümer nichts dagegen 
hat, dann laffe man doc die armen Leute die Beeren fammeln. Aber in welde 
ſchweren Strafen verfallen fie num nach diefem Gefetze, namentlich wenn der $ 6 
gegen fie zur Anwendung kommt, wo es heißt: wenn der Forftdiebftahl von drei 
oder mehr Perfonen gemeinfchaftli begangen wird und zum Zwed der Ber: 
äußerung des Entwandten 2. Das kommt gerade fehr häufig vor, daß die Kin 
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der und die Erwachfenen zu mebreren in den Wald gehen und fammeln; dann 
werden fie um fo ftrenger beſtraft. Das ift viel zu hart, (Sehr richtig!) 

Ich finde nun aud nicht, daß die Beftimmungen in dem Geſetz, wie fie fi 
in $ 14 finden, wonad eventuell die Beftraften, wenn fie nicht die Geldbuße 
erlegen können, zur Strafarbeit herangezogen werden können, praktiſch jind. 
Das wird fih gewiß nicht bewähren, man muß ſich in die Rage des Grundbe- 
fiters denfen, der einen folchen Holzfrevler, der beftraft worden ift und das 
Geld nicht bezahlen fann, nun die Strafe abarbeiten laffen fol. Das ift eine 
praktische Beftimmung. Die meiften Grundbefiger werden dafür danfen, ſolche 
beſtrafte Holzfrevler als Arbeiter, befonders in den Yorften, zu haben. 

Meine Herren, auch beim Feld- und Forftpolizeigefeg kann ich nicht fagen, 
daß ich die Zufäße, die das Herrenhaus gemacht hat, befonders gut finde. Es 
it glei bei $ 8 ein folder Zuſatz gemacht, wo es heißt: 

Mit Geldftrafe bis zu zehn Mark oder mit Haft bis zu drei Ta- 
gen wird beftraft, wer außerhalb eingefriedigter Grundftüde fein Vieh 
ohne gehörige Aufficht 

und nun kommt der Zufat des Herrenhanfes: 
„oder ohne genügente Sicherung läßt“. 
Ich frage, was damit zu verftehen ift? (Burufe: Hüter! Einfriedigung !) 

Meine Herren, Hüter, Einfriedigung kann man nicht darunter verftehen. 
„Außerhalb eingefriedigter Grundftüde“ beißt es ja. Der Begriff der Einfriedi« 
gung ift ein viel klarerer. 

Ferner ift ein Zuſatz gemacht vom Herrenhaufe, der allerdings ſich in einem 
älteren Geſetz findet, nämlich bei $ 26. Da ift unter Nr. 1 ein neues Alinea 
dahin eingeſetzt, daß derjenige, welcher über fremde Grundſtücke reitet, farrt, fährt, 
Vieh treibt, Holz fehleift oder den Pflug wendet, ftraflos bleibt, 

wenn er durch die Schlechte Beichaffenheit eines an dem Grundſtücke 
vorüberführenden und zum gemeinen Gebrauch bejtimmten Weges zu 
der Uebertretung genöthigt worden ift. 

Ich weiß, daß das eine ältere Beftimmung ift; aber fie iſt fehr bedenklich 
und es war gut, daß die Regierung diefe Beftimmung nicht in den Entwurf auf: 
nahm, denn fie führt zu den größten Mißbräuchen und fiellt den Eigenthums- 
begriff vollftändig in Frage. Der Vorwaud iſt leicht gefunden, wenn ich einen 
ſchlechten Weg finde, daß ich fage, ich kann ihn nicht paffireu; ich fahre dann 
einfach über dad anliegende fremde Grundftüd. (Sehr richtig!) Andererfeits ift 
der Eigenthümer nicht in der Lage, die Gemeinde oder Mitintereffenten zwingen 
zu können, daß fie den Weg in einen fo fahrbaren Zuftand ſetzen, daß dieſer ge⸗ 
jeglihe Borwand nidyt gebraucht werden kann. 

Ganz befonders aber bat mich ein Zuſatz erftaunt, den das Herrenhaus bei 
5 29 gemacht hat. Dort wird unter Nr. 3 beftimmt: 

..... abgefehen von den Fällen der SS 321, 322 und 326 des 
Strafgejetbuhd, das zur Bewäſſerung von Grundſtücken dienende 
Waſſer ableitet oder Gräben, Wälle, Ninnen oder andere zur Ab» und 
Zuleitung des Waffers dienende Anlagen fortnimmt, verändert, be- 
ſchädigt oder zerftört. 

Meine Herren, ich wohne in einem fehr waſſerreichen Lande und weiß, wie 
man mit Gräben umgeht, aber fo weit haben wir es noch nicht gebradht, daß 
man Gräben fortnehbmen Tann. (Heiterleit) Wir haben Gräben verlegt, zu> 


gefchlittet, die Sohle tiefer gelegt, aber Gräben fortnehmen zu können, ift bis— 
ber nur dem Herrenhaufe vorbehalten gemejen. Ich denke, in der Kommijfton 
wird das noch richtig vedigirt werden. 

Nun finden Sie in dem Feld» und Forftpolizeigejeg in den SS 61 und 63 
Beflimmungen betrefj3 der Feldhüter, und ift namentlich auch beftimmt, daß von 
Seiten des Landraths gegen den Willen der Gemeinden zwangsweiſe ein Feld—⸗ 
hüter angeftellt werden fann. Wo die Kreisordnnung eingeführt ift, bedarf dies 
ja der Zuſtimmung des Kreisausfchuffes, wo diejelbe aber noch nicht eingeführt 
iſt, kann der Landrath das ganz willfürlich beftimmen, und ich möchte mich vom 


Standpunkt meiner Provinz, wo wir die neue Kreisorduung noch nicht haben, 


dagegen verwahren, daß folhe Beſtimmungen auf ums könnten angemendet 
werden. 

Endlich ift in 864 das Inſtitut der Ehrenfeldhüter eingeführt. Ich glaube 
nit, daß ſich das fehr weit verbreiten wird (Heiterkeit); und namentlich feit 
dem wir von dem Abgeordneten Sombart gehört haben, daß in der Provinz 
Sadjen die Feldhüter erft todtgeichoffen und dann lebendig gebraten wer: 
den, da wird fich jeder zwei Mal bedeuten, Ehrenfeldhüter zu werden. (Hei⸗ 
terfeit.) 


Meine Herren, geftatten Sie mir zum Schluß zwei ganz Turze Bemerkungen. 
Ich bin der Anficht, es ift nicht gut, wenn bei Gefeßen zu ſcharfe Strafbeftim- 
mungen gemacht werden; einmal verwirren fie nach meiner Weberzeugung 
mehr das Nechtäbewußtfein im Volke, als daß fie es ftärken, und zweitens haben 
fie eine andere üble Folge: find die Strafbeftimmungen zu feharf, fo ift der 
Richter fehr gern geneigt, fie gar nicht in Anwendung zu bringen und lieber 
freizufprecyen, und das ift eine fehr bedenkliche Seite, die ich geltend machen 
muß gerade gegen dieſe außerordentlich drafonifchen Beftimmungen. (Sehr 
richtig.) | | 

Allerdings bin auch ich der Anficht, das Eigenthum muß gejhligt werden — 
aber ich glaube, wir follen ung unter dem Eindrud, unter dem wir uns augen- 
blidtiih befinden, nicht zu jo fcharfen Beflimmungen binreißen laſſen. Es ift 
allerdings richtig, dad Gefühl, daß das Eigenthum in der gegenwärtigen Zeit 
thatfächli mehr bedroht ift als früher, ich möchte jagen theoretifch mehr be- 
droht ift, wie früher, beherrjcht mehr oder weniger die ganze Gefellichaft. Aber 
man foll fih dadurd nicht beftimmen Laffen, in der Praxis allzufcharfe Straf: 
beftimmungen gegen Berlegung des Eigentums zu treffen. Meine Herren, die 
Gefahr, die von jener Seite fommt, wird nicht durch ſolche Strafbeftimmungen 

befeitigt, die muß auf anderem Wege befämpft werden. (Sehr richtig!) 
i Im Mebrigen bitte ih, daß Sie die Vorlagen in eine Kommiffion von 
21 Mitgliedern, mie ja bereit$ von der Majorität- des Hanfes befchloffen ift, 
iibermeifen. 

Regierungslommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Die Regierung theilt mit Ihnen den Wunſch, daß die Vorlagen einer Kommiffion 
iiberwiefen werden; beim es werden bei der Berathung manche intrifate, jurifti- 
Ihe Fragen hervortreten, vie ‚beffer in der Kommiffion zur Erörterung gebradt 
werden als im Plenum. Wenn ich in gegenwärtiger Stunde das Wort nehme, 
ſo beabfichtige ich nicht, auf alle die Bedenken einzugehen, welche hente ſchon bei 
der erfien Berathung hervorgehoben worden find, ich beſchränke mich vielmehr 
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auf eine Erörterung des einen Vormurfs, der dahin gebt, dab die Vorlagen von 
der Tendenz einer ungeredhtfertigten Straffchärfung getragen feien. 

Meine Herren, die nächſte Veranlafſung zu der Vorlage eines Holzdiebftahls- 
gefeges iſt durch die Emanation der deutſchen Strafproze ordnung und des 
deutfchen Gerichtsverfaffungsgejetes gegeben. Nachdem dieje Geſetze erlaſſen find, 
kann ohne eine Aenderung in Beziehung auf das Berfabren das jetzt geltende 
Geſetz vom 2. Juni 1852 nicht fortbefteben. Es würde mich zu weit führen, 
die Nothwendigkeit einer Aenderung bier bis ind Detail hinein zn begründen; 
es genügt vielleicht, Sie darauf anfmertjam zu machen, daß das Geſetz dom 
2. Juni 1852 mit einem Rechtsmittel operirt, welches der deutichen Strafprozeh« 
ordnung völlig unbekannt ift und daß es jedenfalls kein wünichenswerther Zu: 
fand fein würde, wenn neben der deutjchen Strafprogeßordnung noch die alte 
preußifche Strafprozeßordnung aufrecht erhalten bliebe, lediglich wegen der Holz- 
diebſtahls unterſuchung. Mindeftens alfo mußte man an eine Novelle zum Ge— 
jege vom 2. Juni 1852 berantreten. Nun fchien aber die Form einer Novelle 
wenig empfehlenswerth auf einem Gebiete, wo die Strafverfolgung in die Hände 
von nicht juriftifch geichulten Beamten gelegt ilt; es war vielmehr binreichender 
Anlaß gegeben, das Gele vom 2. Fun 1852 einer Totalrevifion zu unterziehen. 
Märe diefer äußere Anlaß nicht gefommen, fo hätte vielleicht noch die Staats- 
regierung von einer Reform der materiellen Strafbeitimmungen des Geſetzes 
vom 2, Juni 1852 zur Zeit nody abgejehen. Anders verhält fi die Sache mit 
der zweiten Borlage. Hıer trat die Nothwendigkeit einer Reform hervor, gerade 
im Gebiete der materiellen Strafbeftimmungen, welche in zahlreichen Provinzial- 
gejegen und Ver ordnungen jo zerftreut find, daß felbft der Juriſt fih kaum darin 
zurechtfindet. Es machte hier aljo das Bedürfniß einer Kodifilation und zugleid) 
einer Herftellung der Rechtseinheit auf dem ©ekiete des materiellen Yeld- und 
Forſtpolizeirechts fich geltend. 

Um nun auf das Holzdiebitahlsgefeg zurüdzulommen, fo ift gejagt worden, 
daß das Geſetz vom 2. Juni 1852 in manden Beftimmungen milder fei, als die 
gegenwärtige Borlage der Staatsregierung. Das kann zugegeben werden. Sft 
denn aber die Aenderung nicht ausreichend motivirt durch die Thatſache, daß 
beute der Waldkultur und Waldeserhaltung eine viel höhere Bedeutung beige- 
mefien werden muß als früher? Meine Herren, einer der Herren Vorredner 
bat mit Bezug auf diefen Gefichtspunft eingemendet, daß die erhöhte Bedeutung 
der Waldkultur allenfalls dazu führen künne, dem Waldeigenthiimer einerjeits 
gewiffe Beſchränkungen in ver Benutung feines Waldes, andererfeits gemifie 
Zwangsbeſtimmungen binfichtlich der Anpflanzung neuer Waldungen aufzuerlegen, 
nicht aber dazu, die Strafen des Holzdiebitahls zu fleigern. Allein, meine 
Herren, woher fol wohl der Grundeigenthümer die Kraft oder au nur den 
Muth nehmen, feinen Waldbeftand zu ichonen und zu hegen oder gar neue Wal: 
dungen zu fchaffen, ohne einen energiihen Schuß des Staates gegen den ärgiten 
Feind der MWaldesfultur, den Holzdieb? Wie fünnen wir, indem wir Borjchrif- 
ten geben, wonad unter Umftänden Korporationen und Kommunen zur Anlegung 
md Konfervirung von Wäldern zwangsweiſe angehalten werden follen, auf einen 
Erfolg hoffen, wenn wir nicht zugleich den Wäldern einen erhöhten Schuß fihern 
durch eine ftrenge Ahndung aller Forfifrevel? Sonach dürfte es aljo doch wohl 
nicht ganz unrichtig fein, wenn die Motive darauf hinmweifen, daß die erhöhte 
Bedeutung der Waldfultur auch einen erhöhten Schut des Waldes gegen Wald« 
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frevel notbwendig mache. — Ich wende mich nun zu den einzelnen Punkten, 
welche feitens des erften Herrn Redners herausgegriffen find, um die Härte der 
in der Borlage enthaltenen Strafbeftimmungen gegenüber den jett geltenden klar 
zu legen. Es fol da zunächſt in Betradht fommen die Beftrafung des Verſuchs 
und der Beihülfe. Es wird eingemendet, daß dad Geſetz vom 2. Juni 1852 
zwar in Uebereinitimmung mit der Vorlage den Verſuch gleich der vollendeten 
That beftraft, aber das Gefe vom 2. Juni 1852 ſtehe auf der Grundlage des 
früheren preußiichen Strafgeſetzbuchs, welches grundjätlich die verfuchte und die 
vollendete That als gleihmäßig frafbar anſah. Die Vorlage aber ftehe auf der 
Grundlage des deutfchen Strafgejegbuchs und diefes nehme den milderen Stand: 
punft ein, wonad der Verſuch ſtets weniger firafmiirdig ſei, als die vollendete 
That. Allein, meine Herren, e8 ift nicht richtig, wenn vorausgeſetzt wird, daß 
das Geſetz vom 2. Juni 1852 fi bei der Beftrafung des Verſuchs an die 
Grundfäße des preußiichen Strafgefegbuchs ftreng anlehne. Nach dem preußis 
ſchen Strafgeiegbuch war der Verſuch bei Uebertretungen ftraflos, die Mehr- 
zahl der Zumwiderhandlungen gegen das Geſetz vom 2. Yuni 1852 ftellen aber 
als Mebertretungen fi dar; trogdem wird auch bei folchen Uebertretungen nad 
dem Geſetz vom 2. Juni 1852 der Verſuch ebenjo hart beftraft, wie die voll- 
endete That. Ganz ähnlich verhält es ſich mit der Beftrafung der Beihilfe. 
Das preußifhe Strafgejeßbuch unterfchied zmwifchen wefentlicher und unweſentlicher 
Beihülfe, und firafte die unmefentliche Beihülfe in manchen Fällen geringer, als 
die That; dagegen das Geſetz vom 2. Juni 1852 ftraft jede Beihülfe gleich der 
That. Das Geſetz vom 2. Juni 1852 weit alfo von den Grundfäßen des 
preußifchen Strafgeſetzbuches ebenſowohl ab, wie die Regierungsporlage von den 
Grundfägen des Reichsſtrafrechts. Für diefe Abweichung befteht ſowohl ein 
innerer ald auch ein äußerer Grund. Der innere Grund liegt darin, daß die 
Grenze zwifchen der verfuchten und der vollendeten That bei der hier fraglichen 
befonderen Gattung von Delikten außerordentlich ſchwer zu finden if. Schon 
bei dem gewöhnlichen Diebftahl ift dieſe Grenze nicht leicht zu beftimmen. Die 
Herren Juriften in diefem Haufe werden mir Necht geben, wenn ich behaupte, 
daß die Frage, wo beim Diebftahl die verfuchte That in die vollendete libergebe, 
außerordentlich kontrovers ift. Die Apprehenfionstheorie ift wohl diejenige, welche 
die allgemeinfte Anerkennung gefunden hat, fie ift aber keineswegs unbeftritten 
und gerade im Gebiete des Holzdiebftahls läßt auch diefe Theorie den Richter 
oft im Stich. a 

Wenn es fih um einen Baum handelt, der vom Forſtfrevler halb abgejchla- 
gen ift, jo wird man wenig zweifelhaft fein, nur einen Verſuch als vorliegend 
anzunehmen, ob aber in der Trennung des Baumed vom Erdboden oder erft in 
der Entfernung des gefällten Baumes von dem Standorte, oder gar erft in dem 
Transport des Baumes auf eine andere Stelle die Bollendung des Diebftahls 
liege, das find außerordentlich zweifelhafte Fragen, die nur unter genauer Prü⸗ 
fung der konkreten Umftände entfchieden werden fünnen. Wenn Sie nun, meine 
Herren, ſich vergegenmwärtigen, mit welchem Berjahren wir bier zu prozediren 
haben, fo werden Sie fofort fi) fagen, daß Inkonvenienzen eintreten miüffen, 
wenn der Richter gezwungen wird, von vornherein Mar zu fiellen, ob er ein 
Strafmandat erlaffen folle wegen einer verjuchten oder wegen einer vollendeten 
That. Der Richter wird, wenn ihm diefe Pflicht auferlegt wird, von dem Forſt⸗ 
beamten fo genaue Bejchreibungen des Falles verlangen, daß diefe Beamten gar 
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mat im Stande find, den an fie geftellten Anforderungen zu genügen. Erwägen 
Sie nun, daß wir es mit etwa einer halben Million Unterfuhungen zu thun 
haben. Sämmtliche Unterſuchungen im prenßifchen Staate — mit Ausnahme der 
neuen Provinzen, aus denen wir kein ftatiftifches Material haben — belaufen fi) 
anf 6— 700,000 und unter dieſen befinden ſich Holzdiebſtahlunterſuchungen 4 bis 
500,000. (Hört, hört!) 

Wohin würde es führen, wenn wir von den Forfibeamten verlangten, dat 
fie ganz genaue Bejchreibungen der zur Anzeige gebrachten Fälle in ihren Liften 
aufnehmen jollen, um den Richter in die Lage zu bringen, daß er unterfcheide, 


ob vollendeter oder verjuchter Diebftahl, ob Beihilfe oder Thäterfchaft, ob ein- 


fache Begüinftigung oder verabredete Begünftigung u. f. mw. vorliege.. Meine 
gerren, von derartigen Unterjcheidungen müſſen wir mit Rüdficht auf die enorme 
Zahl der Holzdiebftahlsunterfuhungen abftrahiren. Wir können, was fpeziell 
die Unterfcheidung zwischen Verſuch und vollendeter That angeht, auch aus einem 
andern Grumde eine VBerjchiedenheit in den Strafen nicht eintreten laffen, weil 
- wir es bier mit abjoluten Strafen zu thun haben, während diejenigen Beftim- 
mnungen, wonach das Reichsſtrafgeſetzbuch die Beftrafung von Verſuch und Bei« 
-, hilfe regelt, einem relativen Strafenſyſtem angepaßt find. 

Es ift ferner heute der Negierungsvorlage der Vorwurf gemacht worden, 
. daß diefelbe die Haftbarfeit der Eltern für die Geldftrafen der ihrer Aufficht 
; mterftehenden Kinder ausipreche, obſchon durch die Novelle zum Strafgejegbud) 
bereit3 diefelbe That aus anderem Gefichtspunfte zur Strafe geitellt ſei. Die 
‚ Sorlage ift deshalb bezeichnet worden als eine foldhe, die nicht im Geifte des 
' Steafgefeßbuches verfaßt fei. Allein, meine Herren, das Neichsftrafgefegbuch hat 
. Ja gerade bei Erlaß -der herangezogenen Beftimmung die hier fraglichen Fälle 
vorgeſehen und es hat ausdrüdlich die von dem erften Herren Redner als bedent: 
lich bezeichnete Vorſchrift aufrecht erhalten. Während nämlih im erften Theile 
des 8 361 Nr. 9 feftgeftellt ift, mit welcher Strafe die Eltern, welche ihre Kin- 
. ber von der Begehung von Forſtfreveln nicht abhalten, belegt werden follen, iſt 
ſodann Hinzugefügt: „die Vorſchriften der Forfifrevelgefetze über die Haftbarkeit 
- Mir die die Kinder betreffenden Geldftrafen und anderen Geldleiftungen werden 
hierdurch nicht berührt.“ Seitens des Herrn Vorredners, welcher den Vorwurf 
einer befonderen Härte gegen die Vorlage richtete, ift über die darin enthaltenen 
- Progeffualifchen Beftimmungen vollftändig hinmweggegangen. Nun, meine Herren. 
wenn ich zugegeben habe, "daß die Vorlage in manden Beftimmungen härter iſt 
: al das Gefe vom 2. Juni 1852, fo bitte ich Sie, andererfeit8 nicht außer Acht 
zu laſſen, daß diefe Härte nur in abstracto ſich geltend macht, in concreto ift 
- die Vorlage infofern milder, als fie ein vorfichtigered Prozeßverfahren einführt. 
Erwägen Sie, daß das Gefeß vom 2. Juni 1852 ein Kontumazialverfahren 
ſanktionirt, wie es unfere neue Strafgefeßgebung gar nicht fennt. 

Bon dem nicht erjchienenen Angeklagten wird angenommen, daß er alle 
gegen ihn behaupteten Thatfachen zugefteht, und auf Grund diefer Fiktion wird 
: die Berurtheilung ausgefprochen, amd, meine Herren, gegen ein folches Urtheil 
. dat er in der Negel fein Rechtsmittel, ein Rechtsmittel ift nur gegeben, wenn die 
Strafe über 5 Thaler hinausgeht. Meine Herren, in der Vorlage find andere 
: fhere Sormen des Berfahrens gegeben, und überall fteht dem Angeklagten 2 
Recht der Berufung zu. 


Ich gelange ſchließlich zu m Punkte, in welchem gemiffermaßen die 
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heutigen Angriffe gegen die Vorlage gipfeln, nämlich zu den Beftimmungen über 
die Beftrafung der Entwendung von Beeren und Pilzen. Nun, meine Herren, 
die Negierungsvorlage hat eine Entwendung folder Waldfrüchte nicht unter den. 
Begriff des Forftdiebftahls bringen wollen, fie hat einen andern Gefichtspuntt 
der Strafbarkeit gewählt und dje unbefugte Entnahme von Beeren und Pilzen 
als Frevel gegen das Forſtpolizeigeſetz unter eine relative Strafe geftellt. Durch 
Beichlüffe des anderen Haufes ift im Widerfpruch mit der Regierungsvorlage die 
Entwendung von Beeren und Pilzen unter den Begriff des Holzdiebftahl gebradıt 
worden. Das ift von einigen der Herren Vorredner als etwas Unerhörtes be- 
zeichnet worden, und es ift darauf bingewiejfen, daß in ganz Deutfchland der: 
gleichen nicht eriftive, und daß namentlich in der Provinz Heffen dieſe Beftim- 
mung bejondere Aufregung hervorrufen werde. Ja, meine Herren‘, die Staats» 
regierung wird durchaus damit einverftanden fein, wenn ihre Vorlage in dieſem 
Punkte wieder hergeftellt wird. Immerhin vermag ich einen Grund, den frag- 
lichen Beichluß ded anderen Haufes als bejonders rigoros zu bezeichnen, um des⸗ 
willen nicht anzuerlennen, weil jener Beihluß fich an beftehendes Recht anlehnt 
und nur das beftehende Recht reproduzirt. An der That, meine Herren, es if 
beftehendes Recht in ganz Preußen und alfo auch ſchon feit 10 Jahren im der 
Provinz Heffen-Naffau, daß die Entwendung von Beeren und Pilzen in Gemäß 
beit des $ 2 des Gefetes vom 2. Juli 1852 als Holzdiepftahl firafbar ift. Auch 
in anderen deutſchen Staaten ift feit einer Reihe von Jahren die Entwendung 
von Beeren uud Pilzen unter Strafe geftellt. Ich babe auf diefe Frage Hin 
andere deutſche Strafgeſetzbücher eingefehen und Beftimmungen darin gefunden, 
nach welchen die Entwendung von Beeren und Pilzen ausdrüdlich unter Strafe 
geftellt if. In einem Lande zum Beiſpiel, welches der Provinz Heffen-Naffau 
nicht fo gar fern liegt, in Braunfchweig, wird die Entwendung von MWaldbeeren 
ſchon feit 1837 als Frevel beſtraft. Speziell bei uns wird feit dem Jahre 1838 
diefer Waldfrevel dem Holzdiebftahl in der Strafbarkeit gleichgeftellt. Das Ge- 
feg vom 7. Juni 1821 kannte nur die Entwendung von Holz, aber fchon im 
Jahre 1838 erjchien für den auf dem linken Nheinufer belegenen Theil der 
Nheinprovinz eine KabinetSordre, weldhe im “Jahre 1839 auf die ganze Mon: 
archie ausgedehnt wurde. Dieje Kabinetsordre führte diejenige Beftimmung et, 
die fpäter als $ 2 in das Gejeß vom 2. Juni 1852 übergegangen ift, und wo- 
nah die Entwendung von Waldproduften jeglicher Art als Holzdiebftahl ange- 
fehen werden fol. Nun ift es nicht etwa auf eine freie nterpretation des Ge— 

ſetzes zurückzuführen, wenn ich fage, daß unter diefen Wuldproduften auch die 
Beeren und Pilze gemeint ſeien; vielmehr bat man die Faffung gewählt, indem 

man fi bewußt war, e8 wiirde danach die Entwendung von Beeren und Yilzen 
fortan als Holgzdiebftahl betrachtet werden müfjfen. Sowohl in der erften als in 

der zmweiten Kammer ift diefe Frage zur Sprache gebradit; fie ift auch in dem 

Berichte der Kommiſſion ausdrüdlich hervorgehoben; es murde fogar in der 

zweiten Kammer ein Antrag geftellt, der ganz ähnlich der Beftimmung in der 

jegigen Negierungsvorlage gefaßt war, und daranf abzielte, die Entwendung von 

Beeren und Pilzen als bloße Forftfrevel und nicht als Holzdiebftahl zu beftrafen. 

Diefer Antrag wurde aber, weil er feine Ausfiht auf Annahme hatte, zurlid- 

gezogen. Alfo man ift ſich durchaus bewußt geweien, daß unter den Waldpro— 

duften die Beeren und Pilze mit begriffen feien. Angeficht3 diefer Umftände 

wird man doch faum berechtigt fein, eine erorbitante Nigorofität in dem Be— 
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Ihluffe des Herrenhaufes zu ſuchen. Man hat bei diefem Punkte auch noch die 
foziale Frage in die Debatte gezogen. Nun, meine Herren, ich finde mich in 
feiner Weife veranlaßt, auf die darauf bezüglichen Aeußerungen einzugehen. 
Allein eins möchte ich doch hervorheben, daß es vielleicht eine wenig glückliche, 
vielleicht fogar ſehr gefährliche Politik fein würde, wollte man den fozialiftiichen 
Agitationen mit Gejegen begegnen, die auf einen mangelhaften Schuß des Eigen- 
thums hinauskommen. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Es iſt keine ganz leichte Auf⸗ 
gabe, au dieſem Punlt der Diskuſſion über die beiden Geſetze zum Schutze des 
Bald» und Feldeigenthbums noch das Wort zu ergreifen; denn diejenigen, die es 
recht gut gemeint haben mit den unteren Klafjen der Bevölkerung, diejenigen, 
welche ihnen eine Reihe von Nutzungen gern nod immer zumenden wollten, ba» 
ben meiner Anfiht nach dur Ausdrüde, wie der war: es ift ein Geſetz der 
Reihen gegen die Armen und ähnliche, weit über das Ziel hinausgefchoflen, und 
der Herr Regierungskommiſſar, der foeben geſprochen hat, von dem ich erwartet 
hätte, daß er fih auf den Boden der Negierungsvorlage ftellen würde, hat vor 
wenigen Augenbliden die Auffaffung des Herrenhaujes in einem Punkte als rich- 
tig zu erweifen und zu vertheidigen gefucht, in welchem, wie ich glaube, die über- 
wiegente Mehrheit dieſes Hohen Haufes fchon jet gegen die Auffaffung der 
Mehrheit des Herrenhaufes zu fiimmen entichloffen ift. 

Bei diejer eigenthümlichen Vermwidelung der Debatte geftatten Sie mir, meine 
Herren, ohne mich irgend zunächſt in Einzelheiten einzulaffen, zurlidzufehren zu 
der allgemeinen Tendenz diejer Geſetze und namentlich des Holzdiebftahlsgefetzes, 
zu den allgemeinen Auffaffungen , von denen, wie ich glaube, der Gejegentwurf 
getragen werden muß und zu meiner Freude faft in allen Punkten, wie ich es 
gern ausfpreche, auch getragen ift, und die dann doch den wichtigften und haupt- 
ſächlichſten Gegenftand unjerer heutigen Berathung tiber diefe Geſetze, wie ih 
meine, bilden müſſen. 

Meine Herren, wir ftehen, indem wir an die Berathung diefer Gejete heran 
treten, und ich habe immer in erfter Linie das Holzdiebftahlsgejeg im Auge, vor 
einer Materie, die allerding3 ganz eigenthümlicher Art ift, wir ftehen Rechts— 
anfhauungen und Gewohnheiten unſeres Volkes gegenüber, die wir nicht ohne 
Weiteres umftoßen oder von uns weifen fünnen. Unbeftreitbar ift, daß von allen 
Hormen des Privateigenthbums an Grund und Boden das Privateigenthbum am 
Walde zulett entftanden if. Zu einer Beit, wo Ader und Wieſe ſchon längft in 
das reine unbeftrittene Privateigenthum des Einzelnen übergegangen waren, herrſchte 
im Walde immer noch eine Gemeinſamkeit der Nutzungen und Intereffen, welche 
die Vorftellung in unjerem Volke wach erhalten mußte, auch nach der Zeit, als 
jene Berhältniffe untergegangen waren, daß es gemiffe unveräußerlihe und un— 
vergänglihe Rechte Aller am Walde geben miüffe und jeder Zeit geben werde, 
die kein Gejeg und feine Gewalt diefer Erde dem Volke je entziehen fünne. In 
den gebildeten Kreifen der bürgerlichen Gejellichaft hat dieje Vorftellung ihrem 
Bildungsgrade entjprehend nur jomeit Plat gegriffen, daß man ſich noch heute 
— und ih glaube wir alle thun es — für berechtigt hält und immer gehalten 
bat, zum mindeften in dem Walde des Andern, fit) an Gottes herrlicher Natur 
zu erfreuen; Niemand von uns hat fich gefchent, den grünen Bruch der Buche 
im Frühjahr zu pflüden und an den Hut zu fteden, Niemand ift davor zurüds 
geichredt, jewwen Kindern zu geftatten, die Früchte des Waldes, wo fie jih an 
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den Wegen und weiter im Beftande oder auf der fonnenhellen Walvblöße vor- 
fanden, fich anzueignen, und feiner ift fich jemals bewußt gewejen, damit ein 
Unrecht gethan zu haben. (Sehr richtig!) 

In den Köpfen der unteren Schichten der bürgerlichen Geſellſchaft hat frei- 
lich dieje uralte Vorftellung eine etwas andere Form genommen, dort hat man 
nicht begreifen wollen und fünnen, daß die Entnahme des trodenen Holzes, 
welches nach der Meinung der Leute aus dem Bolfe ja unnüg im Walde ver- 
fault, — es ift dies ja befanntlich eine durchaus irrige Meinung, aber fie befteht 
— daß e8 ein Unrecht fein follte, fich diefe Holzftüde, die ja doch Niemanden 
nüßen und deren VBerbleiben im Walde ohne Werth fei, anzueignen. Ja noch 
mehr, man hat e8 als ein Unred,t empfunden, als zuerft das Entnehmen von 
Mai-Bäumen aus den Wäldern Anderer verboten und mit Strafe bedroht wurde 
und man hält noch an vielen Orten auch den ſchweren Holzdiebftahl durchaus 
nicht für etwas Böſes oder gar Entehrendeds. Soweit, meine Herren, allerdings 
wird die Geſetzgebung niemals den Vorftellungen des Bolfes folgen dürfen, da 
da, two es ſich um wirklich erhebliche Schärigung des Waldeigenthums handelt, 
eine Milde walten follte, die nur dazu führen würde, die Zahl der ftrafbaren 
Handlungen zu vermehren. Allein fehwierig iſt es immerhin für den Geſetzgeber, die 
Grenze genau zu beftiimmen, bis zu welcher das Waldeigenthum und feine Nutzungen 
unter dem Schuße des Geſetzes geftellt und alle Handlungen, die fich gegen dieſes 
Eigenthum richten, mit Strafe bedroht werden jollen. Meiner Meberzeugung nad 
meine Herren, hat die Regierungsvorlage diefe Grenze weit richtiger und ficherer 
getroffen, al3 die Beichlußfaffung der Mehrheit des Herrenhaufes. Ich kann & 
nicht verhehlen, auf mich haben die Berathungen im Herrenhauje den Eindrud 
gemadt, daß man einen feharf präzifirten Standpunkt des Privateigenthums 
geltend gemacht hat, einen vollfommen beredtigten Standpunft, abfolut und au 
fih betrachtet, einen Standpunft aber, der jeine Bedenken hat in einer Gefeh- 
gebung, welche vom Walde haudelt und namentlich von denjenigen gänzlich unter- 
geordneten Nugungen, die in dem Bemwußtjein unferes Volkes bis zu dieſem Tage 
eine ganz beftimmte Rolle gejpielt haben. Daß man in diefer Richtung im 
Herrenhaufe dahin gelangen konnte, die Beftimmungen der Negierungsvorlage in 
dem Polizeigefeg, daß das Sammeln von Beeren und Pilzen geftattet fein ſolle 
auf Grund von Erlaubnißfcheinen, daß die unbefugte Entnahme ohne Erlaubniß- 
ſchein jtrafbar fein folle, wenn fie erfolge gegen das Verbot des Waldeigenthimers, 
day man ftatt deffen dieſe Höchft untergeordneten Waldnutzungen, von denen der 
Waldbefiter in feinem einzigen Yal durch eigene Aneignung Gebraudy madt, 
— ic bitte das wohl zu beachten — daß man fie Einfach in die Kathegorie von 
Holzdiebftählen hineinbrachte, daß ift allerdings für mich ein Vorgang, der die 
allerernfteften Bedenken erregt. Das, was im Herrenhauje darüber verhandelt 
ift, die Gründe, die dort entwidelt worden find, für diefe Yormulirung, haben 
mich nicht überzeugen können, daß meine Auffaffung die irrige, und die Anfidt 
der Majorität des Herrenhaufes die richtige if. Ja felbft der Ausfpruch des 
Herrn Grafen v. Brühl, daß Anfichten, wie fie Fürft Karolath-Beuthen, Dr. Dern- 
burg und andere im Herrenhaufe geäußert haben, Anfichten, denen ich durchaus 
nahe ſtehe, fommuniftifher Natur feien, — auch dieſe Aeußerung des Herm 
Grafen v. Brühl hat auf mich einen Eindrud in feiner Weife hervorzubringen 
verniodht. Aber, meine Herren, wenn ich jo mich voll und ganz auf den Stand- 
punkt ftelen fann und muß, daß man bei den untergeordneten Waldnutzungen, 
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deren Einerndtung in der Hegel nicht durch den MWaldbefiger gefchieht, welche 
aber eine Summe von Nahrungs- und Genußmitteln enthalten, die ohne die 
Mitthätigkeit aller aus dem Volke nicht nutzbar gemacht werden könnten, daß 
man alfo bei diefen vollsmwirthichaftlic wichtigen, privatwirthichaftlich unbedeu- 
tenden Nußungen nicht mit der Schärfe vorgehen fol, wie fie der jeßt vor ung 
fiegende Entwurf enthält, — fo bin ich doch auf der anderen Seite der feften 
Veberzeugung, daß wir allerdings alle Beranlaffung haben, recht beftimmt und 
ſcharf Front zu machen gegen die zahlreichen erheblichen Schädigungen des Wald 
eigenthums, die, wenn fie auch der Zahl nach in den legten Jahren nur uns 
erheblih zugenommen haben, doch dem Werthe der entwendeten Objekte nad), 
alfo na ihrer Schwere, ſich in einer beängftigenden Zunahme, namentlich in 
den öftlichen Provinzen der Monarchie, ganz befonders in der Nähe der Haupt- 
Radt befinden. Meine Herren, indem ſich die Forfiwirthichaft auf der einen 
Seite aus einer fehr extenfiven Geftaltung, iiber welche fie in dem erften Viertel 
dieſcß Jahrhunderts nicht Hinauszufommen vermochte, langſam aber ſtetig zu 
einer ſehr ıntenfiven Wirthichaft entwidelt hat und dielen Entwidelungsgang 
durchmachte, namentlich unter der Führung und Obhut des Staates, geſchah auf 
der andern Seite das Entgegengejegte; viele Heine bäuerlihe Waldungen ver- 
ſchwanden. Längft ift e8 von Allen im Lande als ein tiefer Mißſtand anerkannt, 
daß das kleinere PrivatwaldeigenthHum durdhaus nicht mehr in fi die Kraft 
fühlt, fich zu erhalten. Und noch mehr: auch da, mo größere Güterkomplere, die 
mit Wald ausgeftattet waren, durch Vermögensverfall der Befiger in die Hand 
der Spekulanten geriethen, verichwand der Wald; man jah nirgends, daß neuer 
Wald angebaut wurde, und da, wo der Eine oder Andere den guten Vorſatz 
hatte, feine ausgetragenen Felder oder verödeten Waldftiide wiederum anzubauen, 
— was geſchah da in vielen und vielen Fällen? Die fo eben entftandenen Kul- 
turen wurden ihm nicht allein in gemwinnfiichtiger, fondern auch geradezu in muth— 
williger, böswilliger Weife ruinirt, und der Mann machte nie wieder den erneuten 
Verfuh, einen Wald zu gründen. (Sehr richtig!) 

Meine Herren, dieſen Erfcheinungen gegenüber begrüße ich diejenigen Be— 
fimmungen des Geſetzes, melde ſich fpeziel mit Schonungen und Kulturen be- 
Ihäftigen, auf das Allerfreudigfte. Ich glaube überhaupt, daß diefer Gefegentwurf 
gegen die jetzt beftehenden Gefete fo weſentliche Vorzüge hat, daß man in feiner 
Veife fi) abmwehrend gegen denfelben zu verhalten das Necht hat. Sch weile 
hin auf das bedeutend wirkſamer und einfacher geftaltete Verfahren und auf zahl- 
reihe materielle Beftimmungen des Entwurfes. Daß der $ 11 in feiner Formu— 
lirung zu dem einen oder anderen juriftiichen Bedenken Anlaß giebt, ift leicht 
möglih; man wird die richtige Form finden, wenn wirklich eine fehlerhafte 
Faſſung in dem Paragraphen vorliegen follte; aber daß diefer Paragraph und 
die in demfelben enthaltene Feſtſetzung von der allerwohlthätigften Wirkung auf 
die Waldfultur und für das Waldeigenthum fein wird, das ermeift Ihnen die 
Erfahrung draußen im Lande tagtäglih. Denken Sie do, melde Zuftände 
eingetreten waren nach dem Erlaß des Reichsſtrafgeſetzbuches, als die Unverfolg- 
barkeit aller PBerfonen unter 12 Zahren ein für alle Mal ausgeiprochen war. 
Meine Herren, es kam fo weit, daß die Knaben, welche den Holzdiebftahl verüibten, 
im vollen Bewußſein der gefeglichen Beſtimmung, welde fie ſtraflos und außer 
Verfolgung jeßte, dem Förſter, der fie antraf, fagten: ja, Herr Förſter, ich bin 
aber erft 11 Jahre. Diefen Mißftänden, diefer Verhöhnung des Rechts und der 
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öffentlichen Ordnung mußte die Spitze abgebrochen werden. Und dann, meine 


Herren, nach den früheren Geſetzen wurde der dritte Rückfall, der vierte Berübungs- 
fall, al3 gemeiner Diebftahl aufgefaßt, nad den Beftimmungen des Strafgeiep: 
buch mit einer Woche Gefängniß, im alle mildernder Umftände mit einem 
Tage Gefängniß beftrafi. Die Richter erfannten bei dem meift geringfügigen 
Segenftand der Entwendung in ſehr vielen Fällen nur auf einen Tag Gefäng- 
ni. Was war die Folge, meine Herren? Wären diejelben Perfonen wegen 
derfelben Entwendung mit dem achtfachen Werth beitraft worden, jo würden fie 
in vielen Fällen mehr als einen Tag Gefängnig befommen haben. 


Um nun nicht das Gegentheil von dem zu erreichen, was das Geſetz wollte, 
mußte man den Weg einjchlagen, daß man jeitend der Berwaltungsbehörden die 
Frevelregiſter, die Holzdiebftahlliften nicht in der Weiſe führte, daß der dritte 
Rückfall konſtatirt wurde, jondern man ließ die Leute einfach wegen des zweiten 
Rückfalls beftrafen und fie befamen dann eine DIEE Strafe, als wenn fie wegen 
des dritten Nüdfall3 beftraft wären. 


Meine Herren, Sie werden mir zugeben, daß find Abnormitäten und Un- 
zuträglichkeiten, die ‚in einem geordneten Staatsweſen nicht auf die Dauer be 
ſtehen können. 

Meine Herren, ich beſtreite keinen Augenblick, daß es in dieſen beiden Geſetzen 
Beſtimmungen geben kann, welche vielleicht eine allzugroße Schärfe enthalten: 
es wird das Gegenſtand der Spezialdiskuſſion namentlich der Kommiſſions⸗ 
berathung ſein. Aber im Ganzen, meine ich, müſſen wir anerkennen, daß dieſe 
beiden Geſetzentwürfe und namentlich das Holzdiebſtahlsgeſetz jene Mittellinie 
ziemlich getroffen haben, welche wir ziehen müſſen zwiſchen der Verpflichtung, dem 
Waldeigenthum einen energiſchen Geſetzesſchutz zu verſchaffen, und zwiſchen der 
humanen Rückſicht auf eine viele Jahrhunderte umfaſſende Entwickelung unſeres 
Volkes, auf Rechtsanſchauungen und Gewohnheiten, die tief in daſſelbe einge— 
drungen find und die wir niemals herausreißen würden und herausreißen könnten, 
ohne entſittlichend auf das Volk zu wirken. Bon dieſen Geſichtspunkten aus⸗ 
gehend, meine Herren, meine ich denn doch, daß wir alle Veranlafſung haben, 
diefe beiden Geſetzentwürfe mit Freuden zu begrüßen, und daß es unfere ernfte 
Aufgabe jein muß, fie fo herzuftellen, daß fie diejen beiden Zwecken vollfommen 
genügen, daß fie, ohne inhuman zu werden, ohne die ganze Vergangenheit und 
gefhichtliche Entwidelung unſeres Volkes zu verneinen, dennoch ung das ge 
währen, was die aufblühende Waldwirthichaft, wie ich glaube, zu fordern das 
Recht hat und im höchſten Maße bedarf: einen fchneidigen rafch erfolgenden und 
wirkſamen Schuß durch das Geſetz. (Lebhaftes Bravo.) 


Prafident: Es ift der Schluß der Diskuffton beantragt durch die Ab- 
geordneten Wagener (Straljund) und Graf Schad. Diejenigen, welche den Antrag 
unterftügen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Die Unterftütung reicht aus. 

Es find noch eingetragen gegen die Vorlage der Abgeordnete Wachler (Schmeid- 
ig) und für diefelbe der Abgeordnete Schmidt (Stettin). 

Diejenigen, welche jet die Diskuſſion jchließen mollen, bitte ich aufzuitehen 
oder ftehen zu bleiben. (Gejchieht.) 

Das ift die Mehrheit; die Disfuffion ift gejchloffen. 
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Es ift eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern zur Borprüfung diefer beiden 
Borlagen beantragt. Ich bringe den Antrag zur Abftimmung und bitte die⸗ 
jenigen, welche ſich dafiir entjcheiden wollen, beide Vorlagen einer Kommilfion 
von 21 Mitgliedern zu überweiſen, aufzuftehen oder ftehen zu bleiben. (Geſchieht.) 

Das ift die Mehrheit. 


B. Beridt 
der XVII. Kommiſſion über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend den Forft- 
diebftahl, nebft Beſchlüſſen. 


Berichterftatter: Abgeordneter Bernhardt. 


Die mit der Borberathung des Geſetzentwurfes, betreffend den Forftdiebftahl 
(Rr. 145 der Drudjadhen) und des Entwurfs eines Yeld- und Yorftpolizeigejeges 
Nr. 151 der Druckſachen) betraute XVII. Kommiffion hat den erftgenaunten 
Gefegentwurf, unter Zugrundelegung der vom Herrenhaufe befchloffenen Faſſung 
deffelben, in 6 Situngen am 14., 15., 16., 17., 18. und 21. Januar, welden 
als Vertreter der Königlihen Staatsregierung Herr Geheimer Ober-Zuftizrath 
Oehlſchläger beimohnte, in erfter Kefung durchberathen und am leeren Tage be- 
IHlofien, unverzüglich in die zweite Leſung diefes Gejegentwurfs einzutreten, ohne, 
wie dies von einer Seite beantragt worden war, zunächſt den Entwurf eines 
Feld- und Forfipolizeigefeges (Nr. 151) in erfter Lefung zu berathen. Der An- 
tag wurde mit dem dringenden Bedürfniffe begründet, welches im Lande, nament- 
I in der Nheinprovinz, den Erlaß eines neuen Feld- und Forftpolizeigejetzes fordere, 
mit dem organischen Zuſammenhang beider Geſetze und der hieraus folgenden 
Nothwendigkeit, beide aus einem Guffe herzuftellen und gleichzeitig zur Vorlage 
im Plenum des Abgeordnetenhaufes zu bringen. 

Die liberwiegende Mehrheit der Kommilfion vermochte jedoch diejer Auffaffung 
nit beizutreten, war vielmehr derAnficht, daß es fich bei der gegenwärtigenGeichäfts- 
lage des Haufes dringend empfehle, die Vorberathung des Geſetzentwurfs, be- 
treffend den Forftdiebftahl jet unverzüglich zu Ende zu führen, weil fonft die 
Gefahr vorliege, daß beide Gefegentwilrfe nicht zum Abſchluß gelangten. Dies 
würde aber gegenüber den großen legislatorifchen Aufgaben, welche der Landes- 
gejeggebung in Ausführung und Ergänzung der Reichsjuftizgebung in nächfter 
Zeit zufallen, eine Belaftung der nächften Landtagsſeſſion herbeiführen, melde 
ſchwere Bedenken errege und, wenn irgend thunlich, vermieden werden müſſe. 

Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung ftimmte diefer Auffaffung bei. 

Demgemäß trat die Kommilfion am 22. Januar in die zweite Leſung des 
Gefegentwurfs ein und beendete diefelbe in einer Sitzung, weldyer ebenfalls Herr 
Geheimer Oberjuftizrath Dehlichläger beimohnte. 

In der Ueberſchrift und dem Texte des Gejeßes hat das Herrenhaus an die 
Stelle des in der Regierungsvorlage gebrauchten Wortes „Holzdiebftahl“ überall 
„Forſtdiebſtahl“ gefegt. In der Kommiſſion wurde zwar anerkannt, daß bei der 
jegigen Faffung des $ 1 der in dem Geſetze vom 2. Juni 1852 vollkommen zu« 
tteffende Ausdruck Holzdiebftahl nicht mehr angemeſſen erfcheine, jedoch wurde 
von einer Seite beantragt, ftatt „Forftdiebftahl” überall zu jagen „Walddiebſtahl“, 
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weil das Gefeß gelten folle nicht allein für Forften (d. h. eingerichtete und plan- 
mäßig bewirthichaftete Waldungen), fondern auch für andere Grundftücde, fofern 
ffe nur hauptſächlich zur Holanugung beftimmt find. Beide Kategorien von 
Holzungen würden durch den Ausdruck „Wald“ getroffen, nicht aber durch die 
Bezeihnung „Forft“. 
| Dem wurde entgegengehalten, daß auch „Wald“ nicht alle Grundſtücke, melche 
das Gefeg unter Schuß ftellen wolle, bezeichne. Kleine Holzungen im Weften 
3. B. würden „Buſch“ genannt; im Oſten begegne man dem Ausdrud „Haide*. 
Es werde allerdings, indem man das Wort „Forftdiebftahl” gebraucdhe, ein neuer 
terminus eingeführt. Derjelbe werde fich aber bald einbürgern und zu feinerlei 
Unzuträglichkeiten führen. Im Uebrigen fei der Gegenitand von geringer Bedeutung; 
doch werde durch den Ausdrud „Forftdiebftahl” der Anfchluß an das Reichs— 
ftrafgefegbuch erreicht. (Einführungsgefeg $ 2). Der Antrag wurde nicht weiter 
verfolgt. 

Bei der nun folgenden Berathung des $ 1 wurde die Bedürfnißfrage ein- 
gehend erörtert. ne 

Allfeitig wurde zunächft zugegeben, daß nach dem Erlaffe des NReichsfiraf- 
geſetzbuchs und der Strafprozekordnung die Forfiftrafgefeggebung in Preußen 
einer Abänderung in einzelnen Punkten und das Verfahren in Forftdiebftahls 
fahen im Ganzen der Umformung bedürfe.. Auch murde von feiner Seite be 
firitten, daß die Landesgeſetzgebung zum Erlaß von Forftdiebftablsgejegen kom— 
petent ſei ($ 2 des Einführungsgejees zum Reichsſtrafgeſetzbuch; 8 3 des Ein— 
führungsgefeßes der deutihen Strafprozeßordnung); über das Bedürfniß jedoch 
nad Erlaß eines neuen Geſetzes und namentlich eines Geſetzes mit etwas bet 
Ihärften Strafen gingen die Anfichten in der Kommiffion weit auseinander. 

Von mehreren Seiten wurde dies Bedürfniß beftritten. Es wurde darauf 
bingewiefen, daß die Rechtſprechung etwa vorhandene Lücken in der Geſetzgebung 
Thon bisher ausgefüllt Habe und fernerhin ausfüllen werde; Manches könne man 
durch Reglements ordnen, Anderes, zun Beifpiel die Zuftändigfeit der Gerichte 
in Forftdiebftahlsfachen, könne der Reichsgeſetzgebung liberlaffen bleiben. Es jet 
überhaupt in Erwägung zu nehmen, ob es ſich nicht empfehle, das Forfſtſtraf⸗ 
recht provinziell zu geftalten. Hierfür feten ſchwerwiegende Motive vorhanden. 

Im ganzen Weften und Nordweſten der Monarchie fei das Waldeigenthum, 
foweit es ſich heute als Staatsgemeinde: und Privateigentbum charakterifire, in 
der weit liberwiegenden Zahl der Fälle hervorgewachſen aus einer einzigen ur 
fprünglichen Form des Eigenthums: aus dem Gefammteigenthum nad) deutjchem 
Rechte. Noch heute wirke im Volk die unverwifchte Tradition aus jener Zeit, 
da alle grundgefeffenen Männer in der gemeinen Mark am Waldbeſitze theil- 
nahmen. Auch nad) den Niedergang der gemeinen Marken, nach ihrer Zerreißung 
nah der Ausfcheidung der Herren- und Gemeindewälder (im modernen Sinne) 
ſei ein Theil jener alten Märferrechte in der Form von Servitutnutzungen den Gau 
genoffen verblieben, freilich nunmehr in einer durch die Rezeption des römiſchen 
Rechts weſentlich veränderten rechtlichen Geftaltung, immer aber als eine fattije 
Antheilnahme an den Waldnugungen. Ein jus absolutum dominii habe fid 
bier im Waldeigenthbum überhaupt nicht entwidelt und es fei deshalb bedenklich, 
ein Strafgefeg dort einführen zu wollen, welches zur Vorausſetzung ein ganz 
abfolutes Eigenthbumsreht am Walde habe. Anders fei die Entwidelung de 
MWaldeigenthums im Often erfolgt. Oeſtlich der Elbe habe die Landvertheilung 
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flattgefunden nach dem Rechte des Eroberers. Schon feit Sahrhunderten beftehe 
bier dag volle Eigenthum (nach römiſch-rechtlicher Definition) auch in Bezug auf 
ven Wald. Es werde zugegeben, daß man bier in den Marken, in Pommern, 
im Sclefien, in Preußen und Poſen jehärferer Strafbeitimmungen bedürfe. Im 
Weſten ſei dies nicht Fall. Es fei ja bereit bei der erften Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfes nachgewiejen worden, daß gerade in den induftriereichen Theilen der 
Monardie die Zahl der Forftdiebftähle feit 1850 erheblich abgenommen habe. 
Hierdurch entfalle, wenigftens im Weften der Monarchie jede Nothwendigfeit einer 
Strafzufhärfung und man könne durch eine furze Novelle zum Gefete vom 
2. uni 1852 Alles das in Bezug auf das Verfahren in Forftdiebftahlsfachen 2c. 
erreichen, wa8 gegenüber der neuerlichen Entwidelung der Reichsgeſetzgebung 
geboten erjcheine. 

Diefen Ausführungen gegenüber wurde von anderer Seite hervorgehoben, 
daß e8 auf einem Irrthum beruhe, wenn man für die Preußiiche Monardie eine 
quantitative Abnahme der Forftdiebftähle annehmen wolle. Gerade das Gegen- 
teil fei der Fall, wenigftens in Bezug auf den Umfang der Monarchie bis zum 
Jahre 1866. Es betrug nämlich die Zahl der zur Anzeige gelangten %oritdieb- 
fühle in den 8 Älteren Provinzen 

1854 325,848 
1855 366,810 
1856 415,781 
1857 377,020 
1858 419,930 
1859 430,588 
1860 418,924 
1861 393,396 
1862 399,353 
1863 354,276 
1864 366,667 
1865 426,336 
1871 492,117 
1872 442,048 
1875 401,822 

Neben diejer ftarken quantitativen Vermehrung derjenigen Delikte, welche dies 
Gefeg treffen molle, ftehe eine unbeftreitbare Zunahme der Forftdiebftähle an 
werthoolleren Objekten. Hierin liege allerdings ein ftarfes Motiv, mit einem 
firengeren Strafgejege die Zunahme der Forftdiebftähle zu bekämpfen. 

Wenn auf die verfchiedenartige hHiftorifche Entwidelung des Waldeigenthums 
im Weften und Often der Monarchie hingewiefen werde, fo ſei diefelbe ja un— 
beftreitbar vorhanden. Aus derjelben aber fei fein Grund abzuleiten, gegen die 
Regelung der Materie durch ein Landesgefet. In allen Theilen des Landes 
jet das Waldeigentbum heute, wie von Niemand beftritten werde, auf gleiche 
Stufe zu ftellen mit dem übrigen Grundeigenthum. Der fortichreitenden inten- 
fiveren Geftaltung der Waldmwirthichaft müffe intenfiverer Gejegesihut zur Seite 
Reben. Nur die volle Sicherheit des Grundeigenthbums gegen unbefugte Eigen- 
thumsverlegung ermögliche den wirtbichaftlichen Fortſchrit. Möge man das 
Boltsbewußtfein fchonen und pflegen in allen den Fällen, wo e8 fich entweder um ge- 
wife jehr untergeordnete Waldnugungen oder um den Mitgenuß jener mehr 


idealen liter handle, welche der Wald biete durch die Schönheit der Waldnatur, 
durch den erfrifchenden Einfluß der reineren Waldluft — aber daneben möge 
man dem Waldeigenthum in allen Fällen erheblicher Verlegung raſch und fiher 
denjenigen Schuß zu Theil werden laffen, den es zu fordern ein volles und un - 
beftreitbares Recht habe. | 

Noch wurde von einem Mitgliede der Kommiffion die Trage aufgeworfen, 
was geichehe, wenn in zwingenden Notbftänden Holz von Fremden entnommen 
werde, 3. B. von Fubrleuten, denen die Deichfel bricht oder dergleichen. 

Man war unter Zuftimmung des Vertreterd der Königlichen Staatsregierung 
in der Kommiffion der Anficht, daß diefe Fälle die Merkmale einer ftrafbaren 
Handlung nit an ſich tragen. 

Speziell zu 81 
wurden verſchiedene Abänderungsanträge geſtellt, welche ſich überwiegend auf 
Nr. 4 der Vorlage bezogen. Es erſchien deshalb zweckmäßig, die einzelnen Num— 
mern des $ 1 getrennt zu berathen. 

Nr. 1. wurde unverändert und ohne Debatte angenommen. : 

Zu Nr. 2 wurde von einer Seite beantragt, hinter „Zurichtung“ die Worte 
„duch den Eigenthlimer” einzufügen. Bon anderer Seite wurde vorgefchlagen, 
ftatt „Zurichtung” den im Geje vom 2. Juni 1852 gewählten Ausdrud „forft 
mäßiger Zurichtung“ auch hier zu gebrauchen. 

Zur Begründung diefer Abänderungsvorihläge wurde auf den Fall hin- 
gewiejen, daß ein von einem Forſtdiebe abgehauener, aber aus irgend einem 
Grunde liegen gelaffener Stamm, von einem Anderen entwendet werde. Es ſei 
dann der Zweite doch als Forftdieb zu beftrafen, obwohl feine der Borausfetsungen 
des S 1 Nr. 1 und 2 vorliege. = 

Der Herr Vertreter der Königlichen Staatsregierung erflärte: Wenn die An- 
träge bewirten wollten, daß derjenige als Forſtdieb beftraft werde, welcher einen 
von einem Anderen abgehauenen, aber liegen gelaffenen Baum oder Baumtheil 
entwende, jo müßten fie ganz anders gefaßt werden. Die bezeichnete Strafthat - 
des Zweiten ſei nicht Forfidiebftahl, jondern gemeiner Diebftahl, im Sinne des 
5 242 des Neichsftrafgejeßbuches. | 

Die Mehrheit der Kommiffion trat diefer Auffaffung bei und lehnte die oben 
bezeichneten Anträge ab. 

Zu 81 Nr. 3 
wurde fein Abänderungs-Antrag geftellt. Es fam jedoch zur Sprache, ob die in 
den Schlägen liegen gebliebenen Spähne 2c., wenn der Waldeigenthümer nit 
innerhalb einer gejetzlich zu beftimmenden Frift über diejelben verfüge, nicht der 
freien Offupation unterliegen follen. 

Diefem Gedanken wurde jedoch aus der Kommiſſion jehr lebhaft widerſprochen 
und darauf aufmerkſam gemacht, daß dies einer partiellen Aufhebung des Eigen- 
thumorechts gleichfommen würde. Da diefe unmöglich fei, jo würde die Streihung 
des Wortes „Spähnen, Abraum und Borke“ an diefer Stelle nur die eine 
Folge Haben, daß die unbefugte Entnahme diefer Gegenftände als gemeiner Dieb- 
ftahl beftraft würde. 

Der Gedanke wurde nicht weiter verfolgt. 

Zu Nr.4 des 81 
wurde eine größere Zahl von Abänderungs-Anträgen eingebracht, von denen einer 
dahin lautend 
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Nr. 4 folgende Faſſung zu geben: 
„4. an anderen Walderzeugniffen, fofern diefelben noch nicht geworben 
oder eingefammelt find.” (Antrag I.) 
jede Spezifizirung vermieden wiflen wollte, während die übrigen bezwedten, in 
der fpeziellen Bezeihnung der einzelnen Walderzeugniffe Aenderungen berbei- 
zuführen. 
Es waren dies die folgenden Anträge: 
Antrag II: 
die Worte „Beeren und Pilze“ zu ftreichen und dem $ 1 einen neuen 
Abſatz Hinzuzufligen, dahin lautend: 
„Das unbefugte Sammeln von Beeren und Pilzen unterliegt den 
Beitimmungen des Forftpolizeigefeges”. 
Antrag Ila. (Unterantrag zu II.), in zweiter Leſung eingebradt: 
ftatt „den Beflimmungen des Forftpolizeigefeges“ zu ſetzen „forftpolizei- 
lihen Beftimmungen“. 
Antrag II: 
I) die Worte „anderen Walderzeugnifien, insbeſondere“ zu ftreichen; 
2) ftatt „Kräuter“ zu jeßen „Futterlräuter“; 
3) die Worte „Beeren und Pilzen“ zu ftreichen; 
4) ftatt „Moos“ zu jagen „Laubmoofen“ ; 
.5) ftatt „Nadelholzzapfen“ zu jagen „no an den Bäunten hängenden 
Nadelbolzzapfen“. 
Antrag IV.: " 
die Worte „Kräutern, Beeren und Pilzen“ in Nr. 4 zu ftreichen. 
Antrag IVa., in zweiter Lefung eingebradt: 
die Worte „Kräutern, Beeren und Pilzen“ zu flreichen, dagegen in dem 
beizufligenden neuen Abjat vor den Worten (Antrag II) „Beeren und 
Pilzen“ das Wort „Kräutern“ einzufligen. 

Der Antrag II (mit dem redaktionellen Antrag IIa) bezweckte wejentlich die 
Viderherftellung der urjprünglichen Regierungsvorlage und wurde in erfter Tinie 
durh die allgemeinen, oben ſchon vorgetragenen Erwägungen begründet. Es 
wurde ausgeführt, daß es fih um untergeordnete, privatwirthichaftlich unbedeu⸗ 
tende, volkswirthſchaftlich bedeutungsvolle Waldnugungen handle, melde der 
Waldbefitzer jelbft nicht zu ernten vermöge und welche nur dann nutzbar gemadht 
werden können, wenn die Arbeit vieler Perjonen aus dem Volke, namentlich aber 
der zu fonftiger Arbeitsleiftung nicht vermendbaren Frauen und Kinder hinzu- 
trete. Eine große Maſſe vorzüglicher Nährftoffe ſei in den Beeren und Pilzen 
im Walde vorhanden. Sie durch die Mitarbeit Vieler nugbar zu machen, jet 
bon vollswirthichaftlicher Bedeutung. In vielen Gegenden der Monardie fei 
außerdem das unvertilgbare Bewußtjein im Volke lebendig, daß der Eigenthiimer 
des Waldes die Anderen nicht unbedingt von diefen Heinen Waldnugungen aus- 
ſchließen könne, ohne ein moralifches Unrecht zu begehen, wenn ihm auch formell 
das Recht zur Seite ſtehe. Dem Eigenthümer jolle aud in Bezug auf dieſe 
Nutungen der gejeglihe Schuß nicht fehlen, das Recht, ein Verbot zu erlaflen, 
verbleibe ihm; die Uebertretung dieſes Verbotes fei polizeilich zu ahnden. Aber 
die Merkmale des Forfidiebftahls fehlten bei der rechtswidrigen Aneignung 
von Beeren und Pilzen. Man müſſe deshalb die Regierungsporlage wieder ber- 
fellen. 
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Diefen Ausführungen wurde von anderen Seiten in der Kommiſſion Tebhaft 
wibderjproden. Dan gehe doch viel zu weit, wenn man fo argumentire und be 
gebe fi damit auf eine abſchüſſige Bahn. Das Waldeigenthum beftehe unbe- 
ftritten in Bezug auf alle Waldnugungen. Made man bier Unterjcheidungen, 
jo jei eine Grenze nicht mehr zu finden. Der heutige Werth der Beerennutzung 
fei in manchen Gegenden ein fehr beträchtlicher und beziffere fild zum Beifpiel 
in den Forften der Stadt Görlig fchon Heute auf mehr als 12,00 Mark jähr- 
lich; für Verpachtung derfelben beziehe die Stadt eine Jahreseinnahme von 
2400 Darf. Man müfje den Schuß des Geſetzes auch hier verlangen. 

Der Unterantrag IIa wurde noch bejonders damit begründet, daß man nicht 
wifjen fünne, ob dag neue Feld- und Yorftpolizeigefeg in diefer Seffton zu Stande 
tomme. Würde nur auf dies Geſetz verwiejen, fo fünnte im Falle des Nicht: 
zuftandelommend deffelben der Uebelftand eintreten, daß eine Zeit lang die rechts» 
widrige Aneignung von Beeren und Pilzen ganz außer Strafe geftellt fei. Dem 
wurde von feiner Seite widerſprochen. 

Zur Begründung des Antrages III, foweit er nicht mit Antrag II zufammen- 
fällt, wurde auf die Härten hingewieſen, welche entftehen würden, wenn man die 
Worte „Kräutern“, „Moos“, „Nadelholzzapfen” ohne allg Einſchränkung ftehen 
ließe. Zu den „Kräutern“ gehörten doc auch die Pflanzen, welche ein botani« 
firender Gelehrter oder Schüler einmal im Walde abpflüde. Wolle man denn, 
daß diefe als Forftdiebe verfolgt würden? Gemiß nit. Dann müſſe man in 
dem Gejege e8 erkennbar machen, daß man diefe Fälle nicht treffen wolle. Moo$ 
jei fein feftftehender Begriff. Das Bolf nenne Moos auch die Flechten, melde 
an den Bäumen wachjen und deren Wegnahme man doch nicht unter Strafe 
ftellen wolle. Die bereit3 abgefallenen Zapfen möge man doch ruhig den Leuten 
preisgeben. i 

Was den Antrag III I anbelangt, fo fei die Abficht, einzelne Produkte im 
Geſetze jpeziell zu benennen, Hinfichtlicd anderer aber es der Lokalpolizei zu über: 
laffen, Strafbeftimmung zu treffen. - 

Dem wurde entgegnet, daß es fih in allen Fällen, welche dies Gejetz treffen 
wolle, um Diebftahl handle, begangen an Walderzeugniffen. Die oben bezeich 
neten Fälle, wo ein Botaniker einige Kränter abpfliidte, ſeien eben nicht Dieb» 
ftahl, weil jede gemwinnfüchtige Abficht fehle. Moos fei ein vollftändig zutrefien- 
der Ausdrud. Was die abgefallenen Nadelholzzapfen anlange, fo jet zu bedenten, 
daß die Zapfen einzelner Nadelholzarten mit dem Samen abfallen. Die Ent» 
wendung derjelben müſſe firafbar fein. Man dürfe in der Unterjcheidung der 
einzelnen Walderzengniffe deshalb feinesfalls fo weit gehen, wie der Antrag 
wolle. 

Der Antrag IV mit dem Unterantrage IVa wurden befonder8 durch die 
Geringwertbigfeit der im Walde vorkommenden Kräuter motivirt. Es wurde er- 
Härt, daß es fich im Gegenfat zu „Gras“ hier um Futterfräuter (wilden Klee u.d.m.) 
handle, welche Hier und da auf Blößen wachſen und um offizinelle Kräuter, 
welche beite nicht felten gefammelt würden. 

Da, wo fie mit Gräfern vermischt ftehen, werde die Nechtiprechung deren 
unbefugte Entnahme felbft im Falle der Streichung des Wortes „Kräutern“ als 
Forftdiebftahl betrachten müffen, wenn ein erheblicher Theil des entwendeten Ob- 
jefie8 aus Gräfern (Gramineen oder Cyperaceen), ein anderer aus Kräutern 
beftebe. . 
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Bon dem Antragfteller wurde ferner hervorgehoben, daß auch die „Kräuter“ 


im Allgemeinen nicht durch den Waldeigenthümer geerntet würden, daß ſie auch 


in dieſer Beziehung den Beeren und Pilzen gleichſtehen und der Schutz des 


Volizeigefeged genüge. Dem wurde jedoch mit Hinweis darauf widerfprochen, 


daß man generell über den Werth der „Kräuter“ flir den Waldbefiter nicht ent- 
ſcheiden dürfe. Es gebe Gegenden, in denen die Kräuternugung bedeutend fei 
 (Auenwaldungen in den Flußthälern ꝛc.). Dan bringe durch Annahme des An» 
. tages dort die Waldbefiger in eine ſchlimme Lage. 


Der Bertreter der Königlichen Staatsregierung gab den zu $1 Nr. 4 ge- 


felten Abänderungsanträgen gegenüber folgende Erklärung ab: Die König- 
Iihe Staatsregierung müffe den fänmtlichen Anträgen gegenüber, mit einziger 


Ausnahme des Antrages II (einjchlieglich IIa), ſich ablehnend verhalten. 

Es jei Doch zur bedenken, daß alle ftrafbaren Handlungen, welche man nicht 
in diefe8 oder das Forftpolizeigefeg aufnehme unter den Begriff des gemeinen 
Diebftahl8 fallen. Die jett geltende Gejetgebung gehe weiter, ald die Vorlage 
und ftelle die unbefugte Entnahme aller Walderzeugniffe ohne jede Ausnahme 


| unter die Strafen des Holzdiebftahlsgefeßes. Der zunehmenden Zahl von Forft« 
diebſtählen, der fteigenden Intenfivität der Waldwirthichaft gegenüber dürfe man 
denn doch in mwohlgemeinter Milde nicht zu meit gehen. 


Der Werth jei der Maßſtab der Strafbarkeit. In Verfolgung diejes Grund» 


| jage$ habe die Staatsregierung die Entwendung von Beeren und Pilzen nicht 
unter die Strafen dieſes Geſetzes geftellt, weil nach unferen heutigen wirth— 
ſchaftlichen Zuftänden in der Mehrzahl der Fälle die Beeren und Pilze allerdings 


einen ehr geringen Werth im privatwirthicaftlichen Sinne befiten. Derfelbe 
Grundfat aber werde verlett, wenn man in Nr. 4 des 8 1 zu enge Bezeichnungen 
für die zu fchligenden Walderzeugniffen wähle und dadurch der Zukunft und den 
Werthsveränderungen derfelben präjudizire. Auf die allgemeine Formel: „An 
anderen Walderzeugniffen” müſſe die Regierung” erheblichen Werth legen. 

Die Kommiſſion nahm mit 15 gegen 5 Stimmen in eriter Lefung den An- 


. trag II, in zweiter Leſung mit großer Mehrheit den Unterantrag Ila an und 
lehnte in erſter Lefung 


den Antrag III. 1 gegen 4 Stimmen, 

ee m I 

” ” II. 3 ” 

„ . 14 „ 

=» 3 dl: 

” ” IV. ” 

ab, nahm jedoch in zweiter Lefung den 

Antrag IVa mit 12 Stimmen an. 

Ein ebenfalls in zweiter Lejung eingebradhter Antrag, auch das Gras auf 
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| eine Stufe zu ftellen mit Kräutern, Beeren und Pilzen, welche dadurch begrün- 
‚ det wurde, daß Gras und Kräuter praktiſch nicht zu unterfcheiden feien, wurde 


gegen 3 Stimmen abgelehnt (Antrag V). 
Der Antrag I. endlich wurde gegen 4 Stimmen abgelehnt, ein eventueller 


Antrag Ia, in zweiter Lefung eingebradit, die Worte „Beeren und Pilze“ wieder 


herguftellen, gegen 2 Stimmen. Die Nummer 4 und der ganze $ 1 murden- mit 


. großer Majorität hieranf angenommen. 


In zweiter Leſung wurde der ſchon im erfter Leſung angekündigte Antrag 
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eingebracht, zwiſchen $ 1 und $ 2 einen neuen Paragraphen folgenden Inhalts 
einzufligen: 
$ 1a. 
„Der Forſtdiebſtahl ift nur auf Antrag des Beftohlenen ftrafbar. 
Die Einreihung des Verzeichniſſes ($ 26) durch den verwaltenden 
Forftbeamten erjett bei Forfidiebftablsfällen, welche in Königlichen 
Forften begangen find, den Strafantrag.“ 

Der Antrag wurde damit begründet, daß man bei der befonderen Natur der 
bier in Nede Itehenden Delikte die fonft unvermeidlichen Härten des Gejepes mır 
dadurch mildern oder ganz vermeiden könne, daß man die Verfolgung nur anf -: 
Antrag zulaffe Nah den Beihlüffen erfter Leſung fei der Forſtſchutzbeamte 
durch feinen Eid verpflichtet, jeden Yal zur Anzeige zu bringen, der unter dies -: 
Geſetz falle und der Amtsanmalt fei verpflichtet, die Verfolgung des Falls zu - 
beantragen. Hierans müßten in allen den Fällen Härten entftehen, in welden 
es fih um die Entnahme ſehr geringwerthiger Objekte handle, formell zwar eine -' 
Strafbarkeit vorliege, nach billigen Grundjägen aber ein Motiv zur Verfolgung 
nicht vorhanden fei. Dies molle der Abänderungsantrag vermeiden. Man könne : 
vielleicht einwenden, daß durch denfelben fiir die ausführenden Beamten oder die -. 
Waldbeſitzer Schwierigkeiten entftehen; doch fei nicht abzufehen, worin diefelben : 
beruhen follen. Zu den Königlichen Oberförftern könne man doch fiherli dad 
Butrauen haben, daß fie nach gerechten Grundfägen verfahren wilrden. Die 
Kontrole durch höhere Beamte werde zudem für ein gleichmäßiges Verfahren . 
bürgen. Den Privatwaldbefigern aber gebe man die Möglichkeit, welche fie jonft : 
nicht befäßen, alle Härten zu vermeiden und nnr da den Strafantrag zu ftellen, 
wo es fih um erhebliche Schädigungen des Waldeigenthbums handelt. 


Das vorgeichlagene Verfahren erſcheine einfah und praltiih. Der Privat: 
forfibefiger flreiche aus dem ihm-von Forſtſchutzbeamten übergebenen Berzeichnife 


diejenigen Fälle heraus, die zur Berfolgung feiner Anficht nad) ungeeignet ſeien. 


Dafjelbe thue in der Königlichen Yorftverwaltung der Oberförfter. 


Der Vertreter der Staatsregierung erklärte auf das Beſtimmteſte, daß die 
Regierung diefem Antrage zuzuftimmen außer Stande fei. i 

Bei Annahme defelben würden fich große Schwierigkeiten ergeben. An und 
für fich fei es den wenig günftigeren Erfahrungen gegenüber, welche man mt 
den Antragsvergehen gemacht habe, durchaus nicht empfehlenswerth, die Zahl 
derjelben zu vermehren. Dean dürfe nicht vergefien, daß dies Gejeg Handlungen . 
mit Strafen bedrohe, die ſich als Diebftahl charakterifiven. Was Diebftahl fe, . 
definive das Neichsgefeg. Man müffe denn doch jedem Richter zutrauen, daß er . 
zu unterfcheiden wiffen werde, ob eine Handlung die Merkmale des Diebftahl! 
an ſich trage oder nicht. Wenn wiederholt auf Fälle Hingemwiefen worden fe, . 
wie derjenige, daß ein Spaziergänger fi einen Stod im Walde fchneide oder 
einen grünen Buſch abbreche, um ihn auf den Hut zu fieden, oder daß ein Bo: . 
taniker einige Pflanzen ſammle, fo feien eben alle diefe Handlungen nicht Forfe 
diebftahl, weil das Haupterforderniß einer gewinnflichtigen Abficht fehle, umd . 
fein Richter werde deshalb eine Strafe ausfprechen. Aber auch der Amtsanwalt 
jet jo berechtigt wie verpflichtet, in allen Fällen, wo nach feiner pflichtmäßigen 
Meberzeugung ein Forftdiebftahl nicht vorliege, den Strafantrag nicht zu flellen 
und diefe ungeeigneten Fälle in der Lifte zu löſchen. 
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Der Beftoblene folle den Strafantrag ftellen, in den Staatsforfien der 
Berwalter des Beftohlenen. Wer der Beſtohlene fei, werde in vielen Fällen uns 
Har bleiben. Nicht immer fei e8 der Eigenthimer; denn wenn zum Beifpiel ein 
Objekt entwendet werde, welches dem ausfchließlichen Aneignungsrechte von Be- 
rechtigten unterliege, feien die jämmtlichen Serpitutberechtigten die Beftohlenen. 
In anderen Fällen (bei dem Berfaufe des Holzes auf dem Stamme) könne der 
Holzläufer der Beftohlene fein. An und für fich fei es fehr zweifelhaft, ob der 
Berwalter eines fiskalifhen, namentlich aber der Verwalter eines Gemeinde- 
waldes mit der Stellung der Strafanträge durch Vollmacht betraut werden 
Iime. Wenn der Oberförfter zugleih Amtsanwalt für Forſtdiebſtahlsſachen fei, 
jo würde er als Revierverwalter bei fich felbft als Amtsanwalt den Strafantrag 
zu fiellen haben. 

Auch das fei in dem Antrage micht fcharf definirt, wer der „vermwaltende 
dorſtbeamte“ fein folle. Ueberall fchaffe das Erforderniß des Strafantrags 
Schwierigkeiten. | 

Bei den Befitern größerer mit Wald ausgeflatteter Güter fei es Praris, 
daß nur diejenigen Fälle zur Anzeige kommen, welche der Eigenthlimer anzeigen 
wolle. . Der Privatforfiichugbeamte jei allerdings durch feinen Eid verpflichtet, 
jede unter dies Geſetz fallende, feiner Anficht nach firafbare Handlung dem Eigen- 
thümer anzuzeigen; diefer aber werde feinen Beamten rechtzeitig darüber mit 
Juſtruktion verfehen, welche Erzeugniffe feines Waldes er preisgeben wolle Die 
Entnahme folder preisgegebenen Erzeugniffe würde dann niemals als Diebftahl 
fh charakteriſiren. Uebrigens ftehe über dem Forſtſchutzbeamten der Amts- 
anwalt, der entjcheiden werde, welche Fälle zur Berfolgung geeignet feien, 
welche nicht. 

Werde das Hecht, den Strafantrag zu ftellen oder zu unterlaffen, von dem 
Eigenthümer ein- für allemal einem Generalbevollmädtigten übertragen, was 
in Bezug auf die rechtliche Zuläffigkeit durchaus nicht unzweifelhaft fei, fo werde 
der Zwe des Antrages gar nicht erreicht, denn der Generalbevollmädhtigte 
werde fich feinem Machtgeber gegenüber verpflichtet erachten, alle Fälle zu 
verfolgen. 

Der Antrag wurde von einigen Mitgliedern der Kommiſſion lebhaft unter- 
Rüst, fand aber eben fo lebhaften Widerfprud. Es wurde hervorgehoben, daß 
die Annahme deffelben ſowohl die Staatd- und Gemeindeforfiverwaltungen, als 
auch die Privatwaldbefiter in eine ſehr fchwierige Lage verjegen und geradezu 
entfittlichend auf die Beamten wirken müffe. Für die Königlichen und Gemeinde- 
Oberförfter entftehe die verantwortungsvolle Alternative, dem Volke gegenüber 
hart zu erfcheinen oder ihre Pflicht zu verlegen. Der praftiihe Erfolg werde 
der fein, daß fie in allen Fällen den Strafantrag ſtellten. Thäten fie dies 
nicht, ſo werde der Förſter, den der Oberföriter fiber die Einzelheiten der That, 
die Perfon der Thäter u. f. m. nothwendig befragen müſſe, fehr bald eine Art 
von Einfluß bei Beftimmung derjenigen Falle, welche verfolgt werden follen, ge- 
winnen. Bei aller Ehrenhaftigfeit des Förfterftandes werde Hierdurch der Will- 
für Thür und Thor geöffnet. Für die Privatwaldbefiger ſeien die Conſequenzen 
des Antrags kaum weniger ſchlimm. Der Eine werde fchlaffer oder gutmüthiger 
fin und felten Strafanträge ftellen; der Nachbar ſchütze vielleicht fein Eigenthum 
energifcher. Die Folge werde fein, daß der Erftere feinen Wald von häufigen 
Diebflählen heimgefucht, der Zweite fi und feinen Wald dem Haß und der 
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Nache der Bevölkerung preisgegeben ſehe. Das Lebtere fei auch der Fall, wenn 3 


ein Befitsnachfolger firenger fei als der Befibvorgänger. Die beantragte Yaffung 
des Geſetzes werde nah allen Richtungen Verwirrung und Gefahren beranf- 
beſchwören und dem Geſetze felbfi einen großen Theil feiner Wirkung rauben. — 
Die Kommiffion lehnte den Antrag gegen 3 Stimmen ab. 

Zu 82 
wurde von einer Seite beantragt: 

ftatt „fünffachen Werth” zu ſetzen „vierfachen Werth“ (Antrag D 

von anderer Seite, den $ 2 dahin zu faflen: 


„Der Forftdiebftahl wird in den Fällen des 8 1 Nr. 1 mit Geläftrafe . 


bis zu 200 Mark, 
in den Fällen des 8 1 Nr. 2, 3 und 4 mit einer Geldftrafe be- 
ftraft, welche dem fünffachen Werthe“ 2c. (unverändert bis zum Schluß) 
(Antrag II) 
von einer dritten Seite: 
ftatt „Einer Mark” zu fegen „fünfzig Pfennige“. 

Der Antrag I wurde mwejentlich durch die im Eingange des Berichts nieder- 
gelegten Erwägungen motivirt und es wurde nochmals das Bedürfniß der 
Strafihärfung beftritten, namentlich aber hervorgehoben, daß feine Beranlaffıng 
vorliege, über die Strafen des Gejeges von 1852 Hinauszugehen. Daß der 
„fünffache“ Werth fich befier einfiige in das neue Münzſyſtem, wie in den Mo- 


tiven ausgeführt fei, könne als ein Grund der Straferhöhung nicht anerkamt 


werden. 

Zur Begründung des Antrags II wurde darauf hingewieſen, daß man den 
Nichter in den Stand fegen wolle, gegen befonder8 boshaft ausgeführte Forf- 
diebftähle, bei denen ein beſonders ausgeprägter verbrecherifcher Wille oder eine 
befondere Rohheit der Gefinnung zu Tage getreten oder ein befonderd großer 
Schaden bei geringem Werthe des Entwendeten zugefügt fei, mit jchärferen Stra- 
fen vorzugehen. 

Erſcheine der Marimalitrafbetrag von 200 Mark zu niedrig bemeffen, fo ſei 
Antragfteller bereit, bis zu 500 Mark zu geben. 

Der Antrag IIE wurde: nicht weiter verfolgt. Der Bertreter der Königlichen 
Staatsregierung nahm bier Beranlaffung, das Syſtem des BEENDET betrefi3 
der angedrobten Strafen generell zu begriinden. 

Die Regierung babe das Syſtem der abjoluten Strafen aus gewichtigen 
Gründen beibehalten, einmal mit Rückſicht auf die große Zahl der Fälle, in wel⸗ 
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hen zu entfcheiden ift, fodann im Zufammenhang mit der Organifation des Ber- 


fahrens. Hätte man ein anderes Syſtem gewollt, fo wäre eine ſehr genaue | 


Tefftellung des konkreten Thatbeftandes mit allen Nebenumftänden, ein weit kom- 


plizirtered Anzeigeverfahren nothwendig geworden. Rein arbiträr oder gar wil- 


fürlich könne der Richter nicht verfahren; bewege fih das Strafmaß innerhalb 
weit von einander entfernter Grenzen, fo geniige das andernfalls mögliche, bei 
der großen Zahl der Fälle aber dringend wünſchenswerthe einfache Anzeigever⸗ 
fahren nicht. Es fei dann vielmehr in jedem Falle eine fehr zeitraubende umd 
bei der innern Gleichartigleit der hier in Betracht kommenden ftrafbaren Hand- 
[ungen meift im weiteren Verlauf der Unterfuhung als unweſentlich erkannte Er- 


hebung des genauen Thatbeftandes, eine Beurtheilung des relativ großen oder 


geringen verbredheriihen Willen! unerläßlich. 
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Man dürfe deshalb dies ans guten Gründen angenommene Syſtem nicht 
durchlöchern. 

Auch der Zuſammenhang des neuen Maßſtabes für die Strafen mit dem 
Münzſyſteme dürfe nicht obenhin beurtheilt werden. Die früheren Straffätze 
(4, 6, 8fache Werth) ſeien dem älteren Münzſyſtem angeſchloſſen geweſen. Jetzt 
babe man weder für den 4, noch 6, 8 oder 12fachen Werth Münzen, wenn das 
pPfennigſtück als die Einheit zu Grunde gelegt werde. 

Das Reichsrecht babe fi zum Theil fon vom älteren Münzſyſtem los⸗ 
gelöft; die Strafgefegnovelle fei in die neue Münzwährung eingegangen. In 
8 228 (Körperverlegung beim Borhandenjein mildernder Umftände) jei eine neue 
Strafe bis zu 1000 Marf eingeführt, und die SS 303 und 323 (Sachbefhädigung 
und einfache Körperlegung) haben die frühere Strafe von 300 Thaler (900 Marf) 
auf 1000 Mark erhöht, ohne daß aus den Verhandlungen ein mejentlid anderer 
Grund, als das Beftreben des Anfchluffes an das deladifche Syſtem fich ergäbe. 

Wenn man den fünffachen Werthbetrag als Strafe des einfachen Forftdieb- 
ſtahls zu Hoch finde, fo fei einmal an die fteigende Bedeutung der Waldkultur, 
jodann an die viel höheren Strafen der in anderen deutſchen Staaten erlaffenen 
Torftfirafgefege zu erinnern. Man babe eg mit Recht fiir nothwendig gehalten, 
im Waldfchußgefeg dem Waldeigenthlimer jelbft in gewiſſen Fällen weitgehende 
Beihränkungen aufzuerlegen; $ 53 des Gefees vom 6. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
©. 416) bedrohe diejelben mit einer Strafe, welche dem doppelten Werthe des 
gegen das Regulativ gefällten Holzes gleichtlomme; andere Zuwiderhandlungen 
gegen das Regulativ feien mit 100 Mark Strafe bedroht; dem gegenüber er: . 
ſcheine es doch nicht begründet, wenn man Anftand nehme, den gänzlich unbe- 
rechtigten Eingriff in fremdes Waldeigentbum mit einer fo mäßigen Strafe zu 
bedrohen. Das neueſte jächfifche Forfiftrafgefeß, diejenigen von Sachſen-Koburg, 
Neuß und Schwarzburg fegen viel höhere Strafen gegen den Forſtdiebſtahl feft. 

Im Königreihd Sachen 3. B. werde der einfache Forftdiebftahl bei einem 
Werthe des entwendeten Gegenftandes 

bis 5 Grofchen mit 2 Tagen Gefängniß, 

von 5—10 " M) 4 M ” 

.” 10—20 ” ” 6 m. ” 

„20 Gr. bi8 1 Ihr. „ 8 

„ 2—3 Thlr. mit 4 Wochen Gefängniß 
u. ſ. w. befiraft. Beträgt der Werth mehr als 3 Thaler, fo werde die That 
als gemeiner Diebitahl behandelt. In milderen Fällen könne auch in Sachſen 
eine Gelditrafe eintreten, aber die Prinzipalftrafe ſei Gefängnißftrafe. 

Die Zuftizverwaltung ihrerſeits fei, indem fie die Gejeßgebungen in den 
übrigen deutihen Staaten ins Auge faßte und fi mehr an die allgemeinen 
Strafrechtsregeln anfchloß, wenig geneigt gewejen, in einem neuen Gejege mit 
jo milden Strafen vorzugehen. Sie habe ſich jedoch der milderen Anjchauung 
der Forfiverwaltung gefügt. Gegen jede weitere Strafherabminderung aber müfſe 
fh die Staatsregierung entjchieden erklären. 

Bon Mitgliedern der Kommiffion wurde gegen den Antrag I eingemwendet, 
daß die geringe Straferhöhung in der großen Mehrzahl der Fälle nicht etwa die 
Entwender jehr geringmerthiger Objekte, aljo die armen Leute treffe, jondern die 
Ihwereren Fälle. Für die Fälle der erfteren Art werde der Mindeftbetrag der 
Strafe (I Markt) meift zur Anwendung kommen und e8 fei dabei unerheblich, 
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ob der vierfache oder fünffade Werth zu Grunde gelegt würde, da beide Pro- : 


dufte meift weniger beträgen, als 1 Marl. In den fjchwereren Fällen aber fü -- 


es Schon deshalb nothwendig, die Strafen etwas zu verfchärfen, weil die auf - 
Breußiichem Gebiete in der Nähe der Landesgrenzen gelegenen Waldungen, den 
durch jchärfere Yorftfirafgefege beſſer geichligten Waldungen der meiften Nachbar. 
ftaaten gegenüber, in großen Nachtheil geraihen müßten. Man dürfe do in - 
Preußen in diefer Richtung nicht ganz hinter den berechtigten Forderungen ber 
Waldeigenthiimer zuriidbleiben. 

Gegen den Antrag II erflärte man fi) von mehreren Seiten deshalb, weil 
anerfannt wurde, daß das Spflem der abfoluten Strafen zweckmäßig ſei umd 
man von demfelben nicht abweichen dürfe, ohne in das Geſetz Inkongruenzen 
bineinzutragen, 

Bei der Abflimmung wurde Antrag I mit allen gegen 2 Stimmen, der Ans 
trag II Abſatz 1 gegen 1 Stimme, Autrag III einftimmig abgelehnt, $ 2 under. 
ändert und mit großer Majorität angenommen. 

Zu $ 3 
Eingang und Nr. 1 

wurde beantragt, dem Eingang folgende Yafjung zu geben: (Antrag I) 

„Die Strafe fol gleich dem Gfachen Werthe des Entwendeten umd nie- 

mals unter ein und einer halben Mark fein,“ 
und wurde diefer Antrag unter jpeziellem Hinweis auf die jet geltenden milde 
ren Strafbeflimmungen des Gejees von 1852 eben fo begrlndet, wie Antrag I 
bei $ 2. 

Einer aud der Kommiffion geftellten Anfrage, betrefi$ der Zahl derjenigen 
Forftdiebftahlsfälle, in welchen jchwerere Strafen in praxi verhängt wurden, er- 
Härte der Bertreter der Staatsregierung, daß eine umfaſſende Statiftit in dieſer 
Beziehung zur Zeit fehle; aus den Angaben mehrerer Kreidgerichte jedoch gehe 
hervor, daß von taufend zur Entfcheidung gelangten Forfidiebflählen 6 (im Kreis⸗ 
gerichtsbezirt Suhl) bis 159 (im KreisgerichtSbezirt Bromberg) mit einer Strafe 
von fiber 15 Mark (5 Thaler) belegt worden jeien, meift aber 50 (1/a p&t.), fo 
daß im praftifchen Gejegesvollzug die höheren Strafen verhältnißmäßig nur felten 
zur Anwendung fommen. 

Der Antrag I wurde gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

Der Eingang und Nr. 1 des 8 3 murden hierauf mit großer Mehrheit ans 
genommen, ebenjo Nr. 2. 

Zu Nr. 3 des 8 3 wurden folgende Abänderungsanträge geftellt: 

Antrag II die Worte 

„auf Anrufen des VBeftohlenen oder Yorftbeamten ftehen zu bleiben, 
die Flucht ergriffen oder fortgeſetzt hat, e 
zu fireichen. 
Antrag III wie Antrag II jedoch mit der Erweiterung, daß auch die Worte 
„ſeinen Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert“ 
geftrichen werden follten. 
Antrag III wie Antrag I mit der Erweiterung, daß auch die Worte 
„oder feiner Gehülfen“ 
zu flreichen feien. 
Zur Motivirung diefer Anträge wurde Folgendes angeführt: 
Die Angabe eines faljhen Namens fei unzweifelhaft ein Straffhärfung‘ 
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grund. 8 360, Nr. 8 des Reichsſtrafgeſetzbuchs bedrohe denjenigen, welcher fich 
dem zufländigen Beamten gegeniiber eines ihm nicht zulommenden Namens be- 
diene, mit Geldftrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft, ganz anders aber verhalte 
fih die Sache, wenn der bei PBerlibung einer ftrafbaren Handlung Betroffene 
deshalb beftraft werden folle, weil er ſich der Ergreifung durch die Flucht zu 
entziehen fuche oder fich meigere, feinen oder feiner Gehülfen Namen anzugeben. 
Es jei ein unveräußerliches Recht jedes Menfchen, ſich der Beſtrafung durch Die 
Flucht zu entziehen. Man ftrafe deshalb auch Denjenigen nicht, der aus dem 
Gefängniß ausbreche. Man dürfe auch Niemanden zwingen, feinen Namen an- 
zugeben, noch weniger den feiner entfprungenen Gebülfen, an denen er dann 
zum Verräther werde. Man müſſe es deshalb bei den oben angeführten Be- 
ftimmungen des Strafgeſetzbuchs auch bei den Forftdiebftählen bewenden Laffen 
md dürfe nicht ohne genügende Motive Spezialgefege fchaffen, welche tiber das 
Reichsſtrafrecht weit binausgingen. 

Der Bertreter der Regierung bob dem gegenüber hervor, daß die Beftim- 
mung im 8 360 Nr. 8 des Gtrafgefetsbuches zwar diejenigen Fälle dede, in 
welchen ein Forſtfrevler dem zuftändigen Forftbeamten gegeniiber fich eines ihm 
nit zufommenden Namens bediene, nicht aber diejenigen, in welchen er das 
Gleihe dem Privatförfter oder dem Waldeigenthiimer gegenüber thue. Cbenjo- 
wenig fei die Verweigerung der Angabe de8 Namens und Wohnort$ oder die 
Angabe eines falfhen Wohnort3 durch jene Beftimmung des Strafgefegbuchs 
gededt. Die Berlegenheit, in welcher das Forftichugperfonal fich befinde gegen- 
über der Frage, wie die Fdentität eines im Walde betroffenen Frevlers feftzu- 
ftellen ſei, erheifche durchaus Ausnahmebeftimmungen, wie fie bier vorgejehen 
find; man finde deshalb auch in allen andern deutfchen Forftdiebftahlsgejegen 
ganz gleiche Beitimmungen und der Unterfchied fei nur der, daß dort die Straf- 
erböhung eine viel größere fei, al8 die der Vorlage. Im Königreihd Sachen 
z. B. führen die hier fraglichen Erfchwerungsgründe eine Strafiteigerung bis 
anf dag vierfache herbei. 

Auch von Mitgliedern ter Kommiffion wurde den Anträgen I— III wider: 
ſprochen. Man dürfe nicht unter die Beftimmungen des Geſetzes von 1352 hin- 
untergehen. Man möge fi nur in die Lage der Forftichugbeamten verjegen, 
denen die ſchwere und verantwortungsvolle Pflicht auferlegt fei, ein ſchwer über- 
ſehbares, weit auögedehntes, werthvolles Grundvermögen zu fehlen. Der ein- 
zelne Förſter fehe fich zahlreichen, oft jungen und kräftigen Frevlern gegenüber: 
deren Ergreifung feine Lörperliche Kraft aufs Aeußerſte anipanne und in ben 
meiften Fällen mißlingen müſſe, wenn nicht das Geſetz ftarte Hülfe leiſte. Die 
Beflimmungen, welche man anfechte, feien nothwendig gerade den fchwereren 
Delitten gegeniiber. Hier fei Milde übel angebracht und die Annahme der ge- 
ſtellten Anträge werde nur dazu dienen, den geplagten Forftichugbeamten ihre 
Thätigkeit noch mehr zum erfchweren, ihre Autorität zu lähmen und fie in vielen 
Fällen geradezu dem Spotte der Frevler auszuſetzen. 

Bei der Abflimmung wurde 

der Antrag I mit 12 gegen 8 Stimmen, 
Pr „ I gegen 3 Stimmen, 


” 
abgelehnt und Nr. 3 unverändert angenommen. 


— 14 — 


Zu Nr. 4 de8 83 

wurde hervorgehoben, daß nach der Fafſung der Vorlage die Strafzufchärfung 
auch in den Fällen der Nr. 4'des $ 1 eintreten folle, wenn der Frevler fich eines 
ſchneidenden Werkzeuges, alfo 3. B. einer Sichel beim Grasdiebitahl bediene. 
Dies erfcheine doch etwas zu weitgehend. Die jettt geltende Geſetzgebung wolle 
nur die Fälle treffen, in welchen bei Begehung des eigentlichen Holzdiebftahls 
(im engeren Sinne) ein Werkzeug gebraudht werde, welches keinen weithin ver- 
nehbmbaren Schall verurjacdhe, deſſen Gebrauch mithin die Entdedung erjchwere. 
Dem uralten Deutfchen Rechtsfate: „Wer baut, der baut (ruft)“ entiprechend, 
wolle das Geſetz von 1852 nur die Fälle treffen, in melden nicht die laut« 
fallende Art, fondern die leife arbeitende Säge, das Meſſer, die Scheere als 
Werkzeuge dienen, deren Anwendung eine Strafihärfung begriünde. 

Es wurde im Anfchluß an diefe Ausführungen beantragt, die in der Regie— 
rungsvorlage vorhanden gemwejenen Worte: 

„in den Fällen der Nummern 1, 2 und 3 des $ 1" 
wiederberzuftellen (Antrag I). 

Bon anderer Seite wurde darauf bingewiefen, daß der Begriff „Ichneidendes 
Werkzeug” einer Deklaration im Gejege bedürfe und es wurde vorgejchlagen, dem 
Abſatz 4 folgende Faſſung zu geben: 

4) weun der Thäter in den Fällen Nr. 1—3 $ 1 zur Begehung des 
Forſtdiebſtahls ſich eines fchneidenden (nicht hauenden) Werkzeuges, 
insbefondere der Säge, der Scheere oder des Meſſers bedient hat 
(Antrag II). 

Negierungsfeitig wurde dieſen Anträgen nicht direft widerfprocdhen. Die- 
felben wurden in erfter Lejung mit großer Mehrheit angenommen. In zweiter 
Lefung wurde jedoch die Klammer „(nicht hauenden)“ als überflüſſig wieder ge 
ſtrichen. 

Gegen Nr. 5 wurden Einwendungen nicht erhoben. 

Bei Nr. 6 wurde auf die häufigen, gefährlichen und ſchwer zu verfolgenden 
Forſtdiebſtähle hingewieſen, welche mittelft Kähnen in den von Flüfſſen oder 
Seen durchzogenen oder begrenzten Waldungen vorkommen. Auch Laftthiere 
werden in einzelnen Gebirgsgegenden zur Fortſchaffung großer Maſſen geftohle- 
nen Holzes benutzt. Ein Antrag, 

hinter „Fuhrwerk“ einzufchalten „ein Kahn oder ein Laftthier“ 
fand allgemeine Billigung. | 

Nr. 7—9 und der ganze $ 3 wurden hierauf mit großer Mehrheit ange 
nommen. 

Bei Berathung des 

84 
wurde die im Herrenhauſe eingehend erörterte Frage wiederum zur Debatte ge⸗ 
ſtellt, ob es ſich empfehle, abweichend von dem Geſetz des Reichsſtrafgeſetzbuches 
den Verſuch und die Theilnahme in Bezug auf das Strafmaß der vollendeten 
That gleichzuſtellen. | 

Ein Abänderungsantrag, dahin fautend, ftatt der Worte „mit der vollen 

Strafe des Forſtdiebſtahls“ zu ſetzen: | 
„mit einer milderen Strafe, als der des Forſtdiebſtahls beftraft und 
fann die Strafe bis auf ein Biertel ermäßigt werden,” 

wurde durch den Hinweis auf die Strafrechtsnormen der Reichsgeſetzgebung 
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motivirt. Man dürfe in einem Spezialgefeß nicht ein Sonderredht Tonftruiren, 
welches in wichtigen umd fundamentalen Brundjägen dem gemeinen Rechte wider- 
rede. Daß die Forſtdiebſtähle in fo durchſchlagenden Merkmalen fi von 
allen anderen ähnlichen Delikten unterfcheiden follen, daß man die Berechtigung 
gewänne, für fie ganz andere Grundfäge zu konſtituiren, daß ſei doch kaum an- 
zunehmen umd durchaus nicht nachweisbar. Man fei deshalb geradezu gezwun. 
gen, Berfuh und Xheilnahme auch in dieſem Gefege mit geringerer Strafe zu 
bedrohen, ald die vollendete That. 

Dem gegenüber wurde ausgeflihrt, daß allerdings den Forftdiebftählen eine 
beiondere ftrafrechtlihe Natur zuzuerfennen ſei. In den allermeiften Fällen ent⸗ 
halten fie die Merkmale der Sahbeijhädigung neben den Merkmalen der Ans 
ägnuny fremden Eigentums. Deshalb gerade erjcheine es bedenklich, den fchwer 
zu begrenzenden Verſuch und die eben fo ſchwer zu definirende Theilnahme mit 
milderer Strafe zu bedrohen. Wenn der Tsrevler, nachdem er den Baumſtamm 
halb abgefägt und damit ruinirt habe, durch den binzulommenden Förſter ver» 
hindert werde, die That zu vollenden, fo fei es doch kaum zu rechtfertigen, es 
bei einer niederen Strafe bewenden zu laffen. Bei dem durch dies Gejet bei- 
behaltenen einfachen Anzeigeverfahren fei die Unterfcheidung des Verſuchs und 
der vollendeten That oft nicht mözlih. In der Praris habe fi auch die Sache 
jo geftaltet, daß darnach nicht gefragt würde und ohne zeitraubende Erhebung 
der Rebenumftände der That nicht gefragt werden könnte. 

Regierungsfeitig wurde eingemendet, daß der Hauptgrund, weshalb die Vor- 
lage den veriuchten Forftdiebftahl mit der Strafe der vollendeten That bedrobe, 
in der Schwierigkeit der Begrenzung zwiſchen verjuchter und vollendeter 
That liege. 

Wenn diefe Schwierigkeit im Gebiete des Diebſtahls überhaupt anerkannt 
jei, fo trete fie im Gebiete des Forftdiebftahls noch in erhöhten Maße bervor. 

Angefichts der Präjudilate der höchften Deutichen Gerichtshöfe würde es 
beifpiel3weife fehr kontrovers fein, ob der Diebftahl eines Holzftammes mit der 
Abtrennung vom Boden oder erft mit der Fortihaffung vom Standorte oder gar 
af mit der Fortſchaffung aus dem Walde vollendet ſei. Andere Deutjche Ge- 
lege hätten diefe Schwierigkeit dadurch umgangen, daß fie, abmeichend von den 
allgemeinen Strafrehtsgrundfäten befondere Begriffäbefimmungen für die voll- 
endete That geben. Das ſächſiſche Geſetz z. B. erkläre den Holzdiebftahl ſchon 
dann für vollendet, wenn irgend eine Beſchädigung eingetreten fei. Andere fügen 
hinzu, daß in dem Abkratzen des Moofes, in dem Zufammenrechen der Laubftrem, 
in dem Abfchälen der Rinde, in dem Pflüden der Pflanze die Vollendung des 
Holzdiebſtahls Liege. 

Die NRegierungsvorlage habe diesen Weg, der zu einer nicht erfchöpfenden 
Kaſniſtik führe, nicht eingefchlagen, weil fie gleichzeitig den anderen Zwed im’s 
Ange faßte, den Richter von einer eingehenden Bemweisaufnahme über alle diefe 
Rebenumftände zu entbinden. Nur unter diefer Vorausſetzung könne man an 
die Einführung eines Mandatsverfahrens denken; denn wenn das Gefeg den 
Nichter zwinge, die verfuchte That anders zu beftrafen, als die vollendete, fo 
müſſe der Nichter ſchon bei Erlaß des Strafbefehls den Fall in allen feinen 
Rebenumftänden überfehen können. Es würde alfo geboten fein, die Forfibeam- 


te zu einer minutiöfen Bejchreibung jedes einzelnen Falles zu verpflichten, was 


fh praktiſch nicht durchführen lafſe. 
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Abgeſehen von diefen Erwägungen, führe der in Rede ftehende Antrag Teines- 
wegs zu einem engeren Anfchluß an das Neichsrecht; denn auch dieſes erfenne 
an, daß der allgemeine Grundfag, mit der Strafe des Verſuchs bis auf 1/, der 
Strafe der vollendeten That herabzugehen, nur mit dem relativen Strafiyften 
fi) vereinigen laffe. Fir die abfoluten Strafen enthalte aus dieſem Grunde 
der 8 44 des Strafgefeßbuchs noch ganz befondere Feſtſetzungen. Außerdem 
komme in Betracht, daß die überwiegende Mehrzahl der Fälle des Forftdiebfiahls 
fih als Webertretungen charakterifiren; wollte man dem NeichSrecht folgen, jo 
‚müßte in allen diefen Fällen der Verſuch ftraflos bleiben, weil das Strafgejeh- 
buch den Berfuch bei Uebertretungen nicht mit Strafe bedroßt. 


Der Antrag enthalte auch infofern eine Inkonſequenz, als die Wohlthat der 
Strafermäßigung beim Verſuch nur den fchweren Frevlern zu Gute kommen 
wiirde, nicht aber denjenigen, welche, weil fie mit ganz geringen Objekten fid 
begnügten, mit der Mindeftfirafe von 1 Mark ($ 2) und 2 Mark (S 3) belegt 
werden. | 

Soweit der Antrag fih auf die Beftrafung der Theilnehmer beziehe, ſtehe 
er mit den Grundfäten des Reichsrechts noch viel weniger im Einklange, als 
die Regierungsvorlage. Denn nah Reichsrecht fol die Anftiftung und Mitthäter- 
ihaft gleich der That beftraft werden und nur die dritte Unterart, die Beihülfe, 
ift mit der milderen Strafe des Verſuchs bedroht. 


Hier wiirde dann aber ebenfalld eine Tonjequente Befolgung des reichgredt- 
lihen Grundſatzes dazu führen, die Beihülfe an ſolchen Forftdiebftählen, welche 
ſich als Uebertretungen charalterifiren, ſtraflos zu laffen. 

Der Antrag wurde von der Kommiffion gegen 5 Stimmen abgelehnt, $ 4 
mit großer Mehrheit angenommen. | 

Zu 8 5 
wurde die kontroverſe Frage angeregt, ob die Beſtimmungen des 8 257, Ab⸗ 
fat 2 und 3 des Strafgefebuches diefem Gejete gegenüber als in Kraft ftehend 
zu erachten feiern. CS wurde beantragt, der Vorlage einen Zuſatz zu geben, da- 
bin lautend: 
„die Beftimmungen des 8 257 Abfa 2 und 3 des Neichsftrafgeich- 
buches finden Anwendung.“ 


Aus der Kommiffton wurde diefem Antrage von feiner Seite widerſprochen. 
Der Kommiffarius des Herrn Yuftizminifterd hob dem geftellten Antrage 
gegenüber hervor, daß die Vorlage von dem beftehenden echte fich nicht habe 
entfernen wollen. Das Herrenhaus fei num davon ausgegangen, daß nad) dem 
Geſetz vom 2. Juni 1852 die von Angehörigen zum Zwede der Strafpermeidung 
gewährte Beglnftigung, abweichend von den Grundfägen des Strafgeſetzbuchs, 
unter Strafe geftellt fei. Diefe Auffaffung fei allerdings nicht unftrittig. An⸗ 
geficht3 des Berichts der Kommiſſion der I Kammer für die Berathung des Ge 
fees vom 2. Juni 1852 (Nr. 8L der Drudjadhen) Seite 5 Iaffe wohl auch die 
entgegengejegte Auffaffung fich begründen. 
Der Antrag I wurde hierauf einftimmig, der ganze $5 mit großer Mehr- 
heit angenommen. | 
Zu S6 
lagen folgende Abänderungsanträge vor: 
I. ftatt „6 Monaten” zu fegen „6 Wochen“ ; 
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II. ftatt „Gefängnißftrafe bis zu 6 Monaten“ zu ſetzen „Haftftrafe bis zu 
6 Wochen” ; 

. ftatt „kann erkannt werden“ zu ſetzen „ift ... zu ertennen“. 

. Den Eingang folgendermaßen zu faffen: Neben der Geldftrafe kann 

in den Fällen des 83 auf Haft bis zu 6 Wochen erfannt werden ꝛc.“ 

. Den Eingang folgendermaßen zu faffen: „Neben der Geldftrafe ift auf 

Gefängnißftrafe bi8 zu 6 Monaten oder auf Haft zu erkennen ꝛc.“; 

ftatt Der Worte „der Veräußerung” die Worte „des Handels“ zu ſetzen; 

dem $ 6 unter Nr. 2a und 2b folgende Sätze anzufügen: 

2a) „wenn durh Ausführung des Forſtdiebſtahls dem Beftohlenen ein 
im Berhältnig zum Werthe des Entwendeten erheblider Shaden 
zugefügt worden ift, 

2b) wenn der Dieb bei Ausiibung des Forſtdiebſtahls Waffen bei fich 
führt; 

VIII. in Abjag 1 ftatt des Wortes „gemeinjchaftlich” zu fagen „in gemein 

ſchaftlicher Ausführung”. 

Zur Begründung diefer Anträge wurde Folgendes angeführt: 

Zu Antrag I. Das Gejeg vom 2. Juni 1852 Habe nur eine Zufaßftrafe 
bis zu 14 Tagen Gefängniß angedroht. Eine Marimalftrafe bis zu 6 Monaten er- 
ſcheine der Natur der hier in Rede ftehenden Delikte gegenüber zu hoch. Eine 
höchſtens ſechswöchentliche Gefängnißftrafe werde genügen. 

Zu Antrag I. Man dürfe gegen Forftdichftähle, welche größtentheils die 
ſtrafrechtliche Natur der Uebertretungen haben, nicht entehrende Gefängnißftrafen 
jefffegen. Ein fonft unbejholtener Mann, der fich eines der in $ 6 bezeichneten 
Forſtdiebſtähle ſchuldig gemacht, könne auf diefe Weife in feinem ganzen Fort: 
lommen in der Zufunft empfindlich gefehädigt werden, was unmöglich in der Ab- 
fht des Gefeßgebers liegen könne. 


Zu Antrag III. Dem Richter werde mit der fafultativen Form eine fchwere 
Berantwortlichleit auferlegt, die man ihm eriparen ſolle. Man folle iiberhaupt 
nicht zu vieles in das Ermeſſen des Richters fielen. Die hier in Rede flehenden 
Fälle feien innerlich gleichartig; die abjolute Form in Bezug auf die Frage, ob 
überhaupt auf eine Zufagftrafe zu erkennen, fei vorzuziehen. Dem Nichter ver: 
bleibe dann immer noch die Entſcheidung tiber die Höhe der Strafe. 

Zu Antrag IV. Es ſei billig, nur die wirklich fchweren Fälle, in welchen 
ein befonder3 ausgeprägter verbrecherifcher Wille zu Tage trete, mit der höheren 
Strafe zu bedrohen. Dies jet unverkennbar dann der Fall, wenn die Merkmale 
der 8$ 3 und 6 zufammenfielen. Auch das Geſetz vom 2. Juni 1852 drohe nur 
dann eine — viel geringere — Zuſatzſtrafe an, wenn einer der in $ 3 bezeich- 
neten Fälle vorliege. 

Bu Antrag V. Man miffe dem Richter die Möglichkeit geben, die Fälle zu 
individualiſtren. In den ſchwereren, befonders raffinirt oder boshaft ausgeführten 
Hüllen erjcheine es durchaus gerechtfertigt, mit Gefängnißftrafe vorzugehen. In 
den Fällen, wo mildernde Umftände vorliegen, erſcheine Haftftrafe angemeffen und 
ausreichend. 

Zu Antrag VI. Ein gefährliches Motiv zum Yoritdiebftahl fei der Bedarf 
an Holz zu gemwiffen Heinen Gemerbebetrieben, zum Beifpiel zur Zündholz⸗, 
Spielwaaren⸗Fabrikation 2c. Hier fei der nachmeisbare Zmed des Forfidiebftahls 
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nicht die Veräußerung des geftohlenen Rohprodufts, wohl aber der Handel mit 
den daraus gefertigten Kunſtprodukten. Dieſe Fälle wolle der Antrag treffen. 


Zu Antrag VII Das Gefeg vom 2. Juni 185% enthalte die Beftimmung, 
daß auf die Zufaggefängnißftrafe erfannt werden könne, wenn der verurjachte 
Schaden mehr als 5 Thaler betrage. Es empfehle fich, eine ähnliche, wenn and) 
allgemeiner gehaltene Beftimmung gud in dies Geſetz aufzunehmen, um die 
jenigen Yorftdiebftähle, welche nach der Schwere des angerichteten Schadens ganz 
beſonders bervorträten aus der Zahl aller übrigen, auch mit fehwererer Strafe 
zu treffen. 


Abſatz 2b des Antrages fei dadurch motivirt, daß in dem Tragen von Waffen 
bei dem Forftdiebftahl ein Moment liege, welches die Ausführung des Geſetzes 
wejentlich behindere und das Leben oder die Gefundheit der Forſtſchutzbeamten 
bedrohe. 

Zu Antrag VIII. Die jegige Faſſung des Entwurfs Laffe es zweifelhaft, 
was unter „gemeinschaftlich begangen“ zu verftehen ſei. Nicht felten gingen 
Frauen und Kinder in größerer Anzahl gemeinschaftlich in den Wald, um Hol 
zu ftehlen. Sie jammelten auch wohl das umberliegende Reifig in Gemeinſchaft 
und jchafften das entwendete Holz unter Vertheilung der Laſt auf die einzelnen 
Perfonen je nach deren Körperfraft auch' gemeinschaftlich) nach Haufe, wo es dann 
getheilt werde. Wenn das Geſetz dieje Fälle mit der harten Zuſatzſtrafe belegen 
wolle, jo müſſe dem doch als einer weitgehenden Härte widerfprochen werden. 
Das Amendement ftelle die Abficht des Geſetzgebers Mar, welche nur dahin gehen 
tönne, diejenigen Yale mit der jchweren Zufagftrafe zu bedrohen, mo der ver- 
brecheriſche Wille mehrerer Perjonen fih auf dafjelbe Objekt richte. Die Ent- 
wendung ſchwerer Baumſtämme ſei oft nur dadurd) möglih, daß mehrere Per 
fonen zur Fällung und Fortfhaffung des Stammes ſich vereinigen. Diele 
bejonders gefährlichen Forftdiebftähle follten mit der Zufatftrafe belegt werben. 

Aus der Kommiffion wurde gegen diefe Anträge befonders Folgendes hervor- 
gehoben: 

Antrag I bezwede eine wefentliche Herabjegung des Höchftbetrages der Zu- 
ſatzſtrafe Diefer Auffaffung gegenüber aber fei zu bedenken, daß 8 6 äußerſt 
gemeingefährliche Fälle im Auge habe, den der Verübung von Forftviebftählen 
durch die Mitthätigkeit Mehrerer, in welcher Ietteren ſchon für den Forſtſchutz⸗ 
beamten ein gefahrbringendes und feine Thätigkeit erſchwerendes Moment liege; 
ferner den Fall des Forftdiebftahld zum Zwecke des Verlaufs, welcher nach feiner 
firafrechtliden Natur dem gewerbsmäßigen Diebftahl im Sinne des Strafgejeß- 
buch8 naheſtehe; endlich der Fall der gewerbsmäßigen Hehlerei, welcher leßtere 
namentlich jeines entfittlichenden Einfluffes wegen ftrenge Beftrafung verdiene. 

Diejelben Gründe fprächen auch gegen die Anträge II, VL, V, melde Haft- 
- ftrafe allein oder Haft und Gefängniß fakultativ nach richterlidem Ermeffen an 
die Stelle der Gefängnißftrafe geſetzt wiſſen wollen. Weiter aber fei doch zu 
beachten, daß die Umwandlung der Geldftrafen im Unvermögensfalle in Gefäng- 
niß durch den Entwurf beftimmt fei. Man könne dem gegenüber doch nicht Haft 
als Zujakftrafe in das Geſetz eınfiihren. 

Der Antrag VI treffe das nicht genau, was er treffen wolle, „Handel“ ſei 
ein viel engerer Begriff als Beräußerung. Bleibe die Vorlage ftehen, jo ſei es 
unzweifelhaft, daß derjenige Forſtdieb, welcher erwiefenermaßen Holz ftehle, um 
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einer Zufabftrafe belegt werden könne. 


Gegen die abfolute Form der Beſtimmung im Eingange des $ 6 (Antr. IH) 
ſei einzumenden, daß man den Richter nicht in die Lage verfegen dürfe, eine Zu⸗ 
ſatzſrafe ausfprechen zu miüfjfen. Bet der inneren Ungleichartigleit der bier in 
Rede ftehenden Fälle würde dies eine ungerechtfertigte Härte des Geſetzes fein. 
Unzweifelhaft werde der Richter diejenigen Fälle mit Sicherheit herausfinden, in 
welchen die Zuſatzſtrafe berechtigt ſei. 

Der Antrag VII greife in feinem erſten Abſatz auf die jetzt beſtehende Ge—⸗ 
jeßgebung zuriid und fordere die Zufatftrafe bei Zufügung größeren Schadens 
dur den Forftdiebftahl. Der Entwurf fcheine aber aus guten Gründen diefen 
Fall der Strafihärfung außer Berückſichtigung gelaffen zu haben. In der That 
babe die jetzt beftehende "diesbezügliche Beftimmung nur in fehr feltenen Fällen 
zu einer Strafverfchärfung geführt, weil es technifch außerordentlich ſchwer fei, 
. ten Schaden ziffermäßig feftzuftellen. Man dürfe hierbei nicht an die Fälle 
jabjeftiver Schädigung, an die Entwendung von feltenen exotiſchen Baum- 
gewächſen und dergleichen mehr denten, welchen ein hoher Affeltionswereh inne- 
wohnt; es könne fich vielmehr nur um den objektiven Schaden handeln, welchem 
. der gemeine Werth der entmwendeten oder bejhädigten Objelte zur Grundlage 
dient. Diefen aber zu bemeffen, fei jelbft der Techniker nicht wohl in der Lage. 
Es handle ſich meift um die heutigen Werthe von Nußungen, die durch den Dieb- 
ſtahl verringert feien, aber erft in Zukunft eingeben. Welche Wirkung auf die 
Beftandsentwidelung die unberechtigte Wegnahme eines dominirenden Stammes 
. Üben werde, laſſe fich oft nicht mit Sicherheit beftimmen. Die jet geltende dies- 
bezügliche Beftimmung habe deshalb nur eine fehr geringe praftifche Bedeutung 
gehabt. 

Im zweiten Abſatze wolle Antrag VII das Tragen von Waffen feitens der 
Berüber von Forftdiebftählen unter die Wirkungen des 8 6 ftellen. An und für 
NA fei Hiergegen nicht8 zu erinnern. Doch komme der Fall faft nie in Preußen 
vor. Wenn ein Forftdieb im Widerftand gegen die Forftfchugbeamten zur Be 
drodung derjelben oder zum thätlichen Angriff ſich einer Waffe bediene, jo be- 
. fee er ja in der Art die wirkſamſte und gefährlichfte Angriffswaffe, die man 
. fh denken könne. Der Abſatz 2 des Antrages ſei deshalb überflüſſig. 

Im Laufe der Debatte wurde der Antrag IV in folgender neuen Faffung 
eingebracht: 

„Neben der Geloſtrafe kann auf Gefängniß bis zu 6 Wochen anne 
werden: 

1) wenn ein und derſelbe Diebſtahl im Sinne des 83 von drei — 
mehreren Perſonen in gemeinſchaftlicher Ausführung begangen 
wird“ u. |, w. (Antrag IVa.) 

Der Antrag VII, bei 5 wurde zurüdgezogen. 

Der Antrag VI wurde zu Gunften des folgenden Antrages zurückge— 

zogen: 

Antrag VIa. 

Nr. 2 dahin zu faffen: 

2) wenn der Yorftdiebftahl zum Zwecke der Veräußerung des Ent- 
wendeten oder daraus hergeftellter Gegenftände begangen ift.“ (VIa.) 
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Zum Antrag VII bei 4 endlich wurde ein Unterantrag eingebracht, dahin 
lautend: 
4) wenn der Betrag des zugefügten Schadens den 10fachen Werth des 
geftohlenen Objektes überfteigt. 

Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung flimmte zunächſt der gegen 
den Antrag VII gerichteten Aeußerungen aus der Kommiſſion bei und erflärte 
fodann: 

Sp viel er die Verbältniffe überſehe, werde die Staatsregierung den Ber: 
änderungen, welche das Herrenhaus an dem $ 6 vorgenommen habe, kaum ent: 
gegentreten. Einer weitergehenden Strafherabminderung aber würde fie fi 
ſchwer fügen fünnen. 

Es ſei namentlich hierbei zu beachten, daß die Strafe der gemwerb3- und 
gewohnheitsmäßigen Hehlerei außerordentlich milde bemeffen fei. Im Juſtizreſſort 
babe man jehr ernft erwogen, ob man nicht ganz davon abftehen folle, eine 
Spezialhehlerei für Holzdiebftahl zu Eonitruiren. Man fei geneigt gemwejen, fo- 
wohl die Fälle der einfachen, als die der qualifizirten Hehlerei Hier in Wegfall 
zu bringen und dadurch der Strafe des Strafgejegbuchs zu unterftellen. Schließ- 
ih habe aber der Gedanke, der milderen Auffaffung des beftebenden Nedts 
auch fernerhin Rechnung zu tragen, die Oberhand behalten. 

Dem Antrage IV liege wohl ein Irrthum zu Grunde; denn der S 3 des 
Gefetes vom 2. Juni 1852 habe nicht die Strafe des qualifizirten Holz 
diebftahl8 im Auge, fondern ftelle die Strafe des einfachen Holzdiebſtahls feft. 

Gegen die Einführung der Haftftrafe, möge dieſe für fi) allein oder elektiv 
neben Gefängnißftrafe angedroht werden, müſſe Widerfpruch erhoben werden, weil 
die Haftftrafe mit dem Syfteme der Strafarbeit ſich nicht in Einklang bringen 
laſſe. 
Wähle die Landesgeſetzgebung die Strafe der Haft, ſo ſei ſie an diejeuige 
Begriffsbeſtimmung gebunden, welche das Reichsſsrecht für die Strafe der Haft 
gebe und könne den zur Haft Verurtheilten zur Arbeit nicht anhalten. Man 
würde daher zu der Eigenthümlichkeit gelangen, daß der freiwillig zur Forftarbeit 
fih ftellende Verurtheilte ungünftiger fortläme, als derjenige Verurtheilte, welcher 
die orftarbeit verweigert, in dem Bewußtſein, daß, wenn er zur Haft eingezogen 
werde, ein Zwang zur Arbeit ihm nicht bevorftehe. 

Anträge IL und V wurden nicht weiter verfolgt. 

Bei der Abftimmung wurde Antrag III abgelehnt, Antrag VIII einftimmig 
angenommen. Eingang und Nr. 1 des $ 6 wird hierauf mit 13 gegen 4 Stim- 
men angenommen. Hiermit find die Anträge I und IV abgelehnt. 

Bei Nr. 2 des $ 6 wird Antrag VIa mit 9 gegen 7 Stimmen angenommen, 
die Nr. 2 jelbft mit großer Mehrheit. 

Der in Antrag VIIa bei 4 beantragte Sat, melcher redaktionell zwiſchen 
Nr. 2 und 3 geht, wird hierauf abgelehnt, ebenfo der Antrag VII bei 4 (gegen 
6 Stimmen). Nr. 3 hierauf angenommen, ebenfo der ganze $ 6 mit großer 
Mehrheit. 

Die Berathung der 88 7 und 8 (Rüdfall) wurde verbunden. 

Zu diefen Paragraphen gingen folgende Abänderungsanträge ein: 

I. 1) Den erſten Sat des erften Abfates des $ 8 folgendermaßen zu faflen: 

„Neben der Strafe für die im dritten oder ferneren Rückfalle ver- 
tibte That ift auf Gefängniß bis zu einem Jahre zu erfennen ıc.“ 
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2) und den letten Abjat des $ 8: 
„Eine Straftbat, welche Raff- und Lejeholz, Gras, Kräuter, Heide, 
Plaggen, Moos, Streuwerk, Nadelholzzapfen oder nicht von ftehen- 
den Bäumen entwendetes Harz betrifft, unterliegt nicht den Zufag- 
ſtrafen dieſes Paragraphen.” 
D. 1) Den $7 zu ſtreichen. 
2) Den 8 8 dahin zu faflen: 

28. Wer wegen eines Forftdiebftahls oder eines Verſuchs eines folchen 
oder wegen Theilnahme ($ A), Begünftigung oder Hehlerei in Be- 
ziehbung auf einen Forftdiebftahl ſich im dritten Rückfalle befindet, 
wird neben der Gelöftrafe mit Gefängniß bis zu 2 Jahren beftraft. 

2b. Beträgt die Geldftrafe nicht mehr als fünf Mark, jo kann flatt der 
Gefängnißftrafe auf eine Zufagftrafe bis zu einhundert Mark er- 
fannt werden. 

2c. Im Rüdfall befindet fi), wer, nachdem er wegen eines Forftdieb- 

ſtahls oder des Verfuch® eines ſolchen oder wegen Theilnahme (8 4), 
Begünftigung oder Hehlerei in Bezug auf einen Forftdiebftahl von 
einem Prenßiſchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt worden ift, inner- 
halb der nächſten zwei fahre abermals eine dieſer Handlungen begeht. 

II. 1) Dem erften Abjat des $ 8 folgende Faſſung zu geben: 
„Neben der Geldftrafe ift auf Gefängnißftrafe bis zu zwei Jahren zu 
erfennen, wenn der Thäter fich im dritten oder ferneren Rückfall befindet.“ 
2) 87 unverändert anzunehmen. 
Alinea 1 des Antrages II wurde zunächſt zu Gunften des Antrages IH 
bei 1 zurüdgezogen. 
IV. 1) 87 dahin zu faffen: 
„Der zweite und fernere Rüdfall des Forſtdiebſtahls wird neben der 
Geldſtrafe mit Gefängniß bis zu 2 Jahren beftraft.” 
2) Beträgt die Geldftrafe 2c. (wie Antrag II. 2b und 2c). 
3) 8 8 zu ftreichen. 
V. 1) 887 und 8 der Vorlage zu ftreichen. 
2) Einen neuen 87 mit folgender Faſſung zu bejchließen: 
. 24. wie Antrag II. 2a. 

2b. wie Antrag II. 2c. 

2c. „Die Strafe de Rüdfalls findet nicht Anwendung, wenn der 
Gegenftand der Entwendung in Raffe und Leſeholz beiteht und 
wenn eine der früheren in Betracht kommenden Berurtheilungen 
wegen einer folchen Entwendung ausgeſprochen wurde.“ 

Die Debatie bewegte ſich weſentlich um folgende Fragen: 

a. Soll ſchon der erfte und zweite oder erft der dritte und fernere Rüd- 
fall mit höherer Strafe bedroht werden? 

b. Soll eine zuſätzliche Gefängnißftrafe überhaupt und wenn ja, im zweiten 
oder erft im dritten Rückfalle Plat greifen? 

c. Soll das Geſetz die fatultative VBerhängung von Ehrenftrafen aus- 
ſprechen? 

d. Iſt das Marimalſtrafmaaß von 2 Jahren Gefängniß feſtzuhalten und 
ſoll bejahenden Falles das Minimalſtrafmaaß von 3 Tagen nad) der 

Borlage feftgehalten werden? 
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‘e. Soll beim Rückfalle eine Unterfheidung nach dem Objekte der Art ge 
troffen werden, daß die wiederholte Verurtheilung wegen des Forf- 
diebftahls an den bei Nr. 4 des S 1 genannten Walderzeugniflen oder 
einzelner derjelben den Rückfall nicht begründet? Ä 

f. Soll in den Fällen geringeren verbredheriichen Willens oder geringerer 
Schädlichkeit eine Geldftrafe tan der zujäßlichen Gefängnißftrafe zu: 
lälfig fein? ö 

Allſeitig wurde anerkannt, daß die Faflung des Entwurfs in Bezug auf den 
dritten Rückfall korrekter fei, als die Definition des Gefetes von 1852, weldes : 
den dritten Rüdfall als gemeinen Diebftahl qualifizirt. Ebenſo wenig trat eme 
Meinungsverichiedenheit dariiber hervor, daß nach der ganzen Natur der bier in .. 
Trage ftehbenden Delikte es fich empfehle, für die Fälle geringerer Schädlichkeit 
ftatt der Gefängnißftrafe eine Geldfirafe zu fubftituiren und daß die Ehrenftrafen - 
in Fortfall kommen follen. 2 

Zu a. wurde von mehreren Seiten ausgeführt, daß man fi) wohl ent : 
Schließen könne, von der höheren Strafe beim erften und zweiten NRüdfalle Ab- : 
ftand zu nehmen, wenn nur im dritten und ferneren Riidfalle mit fcharfer Strafe 4 
und ohne auf die entwendeten Objelte einen Unterjchied zu gründen, vorgegangen .: 
würde. Sp wie fo werde ja in den Fällen des 8 3 die Strafe des erften der : 
übungsfalles gleichftehen der Strafe des zweiten und dritten Verübungsfalles. 
Ganz korrekt erfcheine dies nicht. 2 

Bon anderer Seite wurde dem miderfproden. Auch wurde der Gedanle - 
nicht weiter verfolgt. 3 

Zu b. wurde für die Faſſung der Vorlage angeführt, daß Alles darauf an 
fomme, dem Gefege eine ſchnelle und fichere Wirkung zu verſchaffen. Es feige :: 
rechtfertigt, im erften Rüdfalle keine Straferhöhung eintreten zu laffen, weildam .. 
noch nicht feftftehe, dag wirklich ein Hang zum Forfidiebftahl vorliege. In 
zweiten Rückfalle aber, wo ein bejonders ausgebildeter verbrecheriicher Wille be ;. 
reit3 zu Tage trete, dürfe man feine Milde walten laffen, fondern müffe mit 
ſcharfen Strafen vorgehen. Dem Richter verbleibe ja noch ein weiter Spielraum, .. 
um die Fälle zu individualifiren. In Fällen niederer Strafbarkeit möge eine |: 
Zufaßgelditrafe Plab greifen. N 

Dem wurde entgegengebalten, daß man feine Beranlaffung finden könne, !: 
über das Strafmaß der urjprünglichen Regierungsvorlage hinanszugehen oder F 
mehr Fälle des Rückfalls unter die Strafen des 8 8 zu ftellen, als diefe gethan. 

Würde die in den Anträgen II und III vorgefchlagene Faſſung angenom - 
men, fo werde das Gefe eine fcharfe Wirkung gegen die wiederholt rückfälligen j 
Forftdiebe üben und e8 werde alles Wünſchenswerthe erreicht werden. J 

Bei d ſprach man ſich allgemein dahin aus, daß ein Minimalſtrafmaß 
nicht feftgefegt werden folle. Der Richter folle nach freiem Ermeffen handeln. | 

Ueber das Marimalftrafmaß gingen die Anſichten auseinander. Wenn aud) | 
allfeitig anerfannt wurde, daß demjelben eine relativ geringe Bedeutung beizu- |. 
meffen fei, da der Richter nur felten die höchſten Strafen ausfprechen werde, ſo 
fiirchtete man doch auf einer Seite, daß das höhere Marimalftrafmag im Ganzen ı 
höhere Strafe herbeiführen werde, weil durch daffelbe Strafen unwillkürlich | 
hinaufgefchraubt wilrden. Bon mehreren Seiten wurde die Motiv, die Marimal- 
firafe auf ein Jahr zu ermäßigen (Antrag I) beftritten. Dan miſſſe dem Richter 
die Möglichkeit Laffen, wirklich ſchwere Strafthaten im Rückfall auch ſchwer zu firafen. 
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Die bei e bezeichnete Frage wurde eingehend beiprochen und es wurde von 
mehreren Seiten darauf hingewieſen, daß es bedenklich erjcheine, einmal, fo barte 
Strafen für Heine Forftdiebftähle an untergeordneten Waldnugungen, fodann, 
diefe hohe Zuſatzſtrafe durch das Schöffengeriht ausfprehen zu laſſen. Die 
Schwierigleit der Geſetzdurchführung jedoch, welche ſich ergeben müſſe, wenn eine 
Unterfheidung nad den Objekten herbeigeführt würde, der Umftand, daß der 
Begriff „Raff- und Leſeholz“ gar nicht genau zu definiren ift, daß ferner wieder- 
holte Streudiebftähle in die Kategorie der jhädlichften Forftdiebftähle gehören, 
die Erwägung endlih, daß das Geſetz mit den Strafen des 88 den bartnädig 
bervortretenden verbrecheriſchen Willen in erfter Linie treffen wolle, ließen die 
Mehrheit der Kommiffion zu der Anficht gelangen, daß es dem Syſtem des Ge- 
jeßeg entipreche, auch durch das praftiiche Bedürfniß gefordert werde, jene Unter- 
ſcheidungen fallen zu laffen, obwohl von mehreren Mitgliedern der Kommiſſion 
wiederholt betont wurde, daß e8 doch bedenklich und hart erfcheine, bei verhältniß- 
mäßig geringfügigen Strafthaten, felbft wenn fie wiederholt veriibt würden, mit 
jo ſchweren Strafen vorzugehen. 

Einer Anfrage gegenüber, ob es der Regierung befannt fei, in wie vielen 
Füllen des dritten Rückfalls (nach der Definition des Gejetes von 1852) wohl 
in den legten Jahren eine Gefängnißftrafe von mehr als einem Jahre verhängt 
worden und ob dies überhaupt vorgefommen fei? beantwortete der Vertreter der 
Königlihen Staatsregierung dahin, daß hierüber ausreihendes ftatiftiiches 
Material fehle. 

Gegenüber den Abänderungsanträgen hob derjelbe fodann die Unterjchiede 
zwifchen der Regierungsvorlage und den Beichlüffen des Herrenhaufes hervor und 
wies nach, daß beide auf verjchiedener prinzipieller Auffaffung beruhen. Während 
die Regierungsvorlage im Anjchluffe an das beftehende Recht, welches nach der 
landrechtlichen Theorie vom vierten Diebftahle folge, erft den dritten Rückfall mit 
der zufäglichen Gefängnißftrafe bedrohe, fei nach den Befchlüffen des Herren- 
haufes nach Analogie der im 8 244 des Reichsftrafgefegbuches für den Diebftahl 
gegebenen Grundjäge jchon der zweite Rüdfall mit der Gefängnißftrafe bedroht. 

Andererjeit$ habe die Negierungsvorlage bei der Begriffsbeftimmung des 
Rückfalls jede Unterfcheidung des Objelt8 der Entwendung aufgegeben, während 
da8 Herrenhaus an diejer Unterfcheidung feftgehalten habe. 

Wenn fodann in den Beichlüffen des Herrenhaujes ald niedrigfte Gefängniß- 
frafe 3 Tage eingeführt feien und andererjeitS unter gewiffen Vorausiegungen 
dem Richter die Befugniß gegeben fei, als Zuſatzſtrafe ftatt der Gefängnißftrafe 
eine Geldftrafe zu wählen, fo werde dielen beiden Abänderungen ein bejonderes 
Gewicht Seitens der Staatsregierung nicht beigelegt; auch würde die Regierung 
dem Syſtem eines zweiten ftatt dritten Nücdfalles ihre Zuftiimmung wohl geben 
innen; dagegen glaube fie daran fefthalten zu ſollen, daß eine Unterjcheidung 
hinſichtlich des Objekts der Entwerdung bei der Begriffsbeftimmung des Rück— 
falls nicht eintrete. Diefe Unterfcheidung habe feine innere Berechtigung gegen- 
über der Rückfallsſtrafe, welche lediglich auf den aus der Wiederholung der Straf- 
that fich ergebenden Hang des Thäters zur Verübung des fpeziellen Delikts ge- 
gründet werden miüfje. 

Außerdem erſchwere jene Unterjcheidung die Handhabung des Gefetes, weil 
fie genauere Feſtſtellungen in Betreff der Vorbeftrafungen vorausfege, als dag 
fonft durchaus jachgemäße und wünſchenswerthe abgekürzte Verfahren geftatte, 
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Was jpeziell die an die Entwendung von Raff- und Lejeholz gefnüpfte 
Unterjcheidung angehe, fo verdiene bemerkt zu werden, daß es an einer geſetz⸗ 


lien Befimmung des Begriffes „Raff- und Lejeholz” fehle. In privatrechtlider - 


Beziehung zwar fei in dem Allgemeinen Landrecht eine Definition gegeben. Die 
jelbe fünne indeß für das Strafreht als maßgebend um jo weniger angejehen 
werden, al$ fie mit der technifchen Beyriffsbeftimmung in feiner Weife fongruire, 
als ferner das Allgemeine Landrecht nur in einem Theil der Monarchie Geltung 
babe, und endlih auch die techniiche Begriffsbeftimmung in den verjchiedenen 
Provinzen fich verjchiedenartig herausgebildet habe. 

Bei der Abftimmung wurde zunächſt in $ 8 unter Ablehnung aller übrigen 
Anträge III 1, II 2b und der ganze $ 8, ebenjo alsdann $ 7 mit großer Mehr 
beit angenommen. 

889 und 10 
wurden debattelos unverändert nach der Vorlage angenommen. 
Zu 8 11 
wurden mehrere Abänderunganträge geſtellt. 

I. dem 8 11 folgende Faſſung zu geben: 

1) „wenn derjenige, welcher wegen eines Forftdiebftahls im zweiten Rüd- 
falle verurtheili wird, unter der Gewalt, Auffiht oder im Dienfte 
eines Anderen fteht und zu deffen Hausgenoſſenſchaft gehört, fo ift 
letterer folidarijh mit dem Thäter für Geldftrafe, Wertherjag und 
Koften verantwortlich zu erklären; 

2) Eine Ausnahme findet dann ftatt, wenn vom Gerichte feftgeftellt wird, 
daß der Vater oder Dienftherr des Thäters fich körperlich oder geiftig 
in einem Zuftande befindet, der ihm jedes Einjchreiten gegen den Thäter 
unmöglich macht;“ 

II. 1) hinter den Worten „zu erklären“, einzuſchalten 
„wenn er dieſelben ſchuldbarer Weiſe von der Begehung der That ab- 
zubalten unterlafjen hat; “ 

2) die Worte „oder des $ 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuches“ zu ftreichen; 

3) das 3. Alinea zu ftreichen; 

4) Ein neues Alinea Hinzuzufligen, des Inhalts: 

„diefe Haftbarkeit tritt nicht ein, wenn auf Grund des 8 361 Nr. 9 
des Strafgeſetzbuchs Anklage erhoben wird; “ 
II. ftatt „Weift derfelbe nach” zu ſetzen „Wird feftgeftellt”. 

In der Debatte traten namentlich ernfte Bedenken dagegen hervor, daß man 
die Beweiglaft dem Haftbaren auferlegen wolle Dies widerjpreche den Grund- 
fügen des Neichsftrafrehtes. Das Strafgefeßbuch erkläre nur denjenigen für 
haftbar, welchem nachgewieſen wird, daß er ſchuldhafter Weife unterlaffen habe, 


den Thäter von der That zurüdzubalten. $ 11 des Entwurfs verfolge den ent. 


gegengejegten Weg. Es erjcheine doch im hohen Maaße bedenlich, in der Par- 


titulargefeßgebung die fundamentalen Grundſätze des gemeinen Strafrechts ga 


jo Zus 
- Eu 


außer Acht zu laffen. Der $ 11 des Entwurfs jchieße auch weit über das Biel 


hinaus, fowie eine ähnliche Beftimmung des rheinifchen (franzöftichen) bürger- 
lichen Gefegbuches dies auch thue. Am Rheine feien die ſchlimmen Folgen diejer 
Beftimmung wiederholt hervorgetreten. 

Endlich fei dann doch zu bedenken, daß, wenn 8 11 des Entwurfs ſtehen 


bleibe, derſelbe Mann wegen derſelben Unterlaffung zweimal beſtraft werde, ein- 
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mal nach 8 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs, fodann nach 8 11 des Forſtdiebſtahls⸗ 
geſetzes. Dean dürfe dem gegeniiber nicht einwenden, daß Haftbarkeit und Strafe 
verſchiedene Begriffe feien. Im ihren vermögensrechtlichen Folgen für den Haft- 
baren feien fie gleich. 

Diefen Ausführungen wurde aus der Kommijfion entgegengehalten, daß $ 361 
Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs ausdrücklich beftimme, daß „die Vorfchriften diejer (der 
Forſt 2c. Straf-) Geſetze über die Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Geld⸗ 
ſtrafen 2c. werden hierdurch nicht berührt“ ; in der überwiegenden Mehrzahl aller Fälle 
an Forftdiebftahl durch Kinder oder Dienftboten und fo weiter jeien die Eltern, Vor⸗ 
münder und Dienftherren geradezu die intellektuellen Thäter, indem fie ihre Haus- 
genoffen zur Begehung des Deliktes veranlaßten. Nicht ohne Grund und ohne 
jehr praftiihe Erfahrungen habe die neuefte Gejegebung die Nr. 9 des $ 361 
dem Strafgekbuch eingefügt. Die Präfumtion des 8 11 fei durchaus begriindet. 
Durh Annahme der Abänderungsanträge I und II würde der ganze Paragraph 
wirkungslos. 

Gegen den Antrag III wurden Bedenken nicht laut. Derjelbe bezwecdt, voll» 
kommen klar zu ftellen, daß e8 nicht auf irgend einen formellen Beweis, fondern 
fediglih auf die freie und auf den Inbegriff der vorliegenden Thatſachen ge- 
gründete Ueberzeugung des Richters anfoınme. 

Der Negierungstommiffar wies darauf hin, daß hier nur beftehendes Recht 
reproduzirt jei. Seit 50 Jahren beftände in Preußen diejelbe Vorſchrift, ohne 
dag Klagen darliber hervorgetreten feien. Andrerfeits dürfe nicht vergeſſen werden, 
dag man, wie bereit$ bemerkt fei, noch in neuefter Zeit zu der Strafbeftimmung 
de8 3 361 Nr. 9 Habe greifen miüffen, um den Webelftänden zu begegnen, welche 
fih aus der Verübung von Forftfreveln folgten. Wenn auf Grund diefer Vor- 
Ihrift des Strafgeſetzbuchs behauptet werde, daß die Kandesgefeggebung nunmehr 
nit befugt ſei, neben der dort angedrohten Freiheitsftrafe Hier eine fubfidiäre 
Verpflichtung fiir Geldftrafe und Werth, Erſatz zu Tonftituiren, fo werde iiber- 
jeden, daß in $ 361 Nr. 9 des Strafgejegbuches dieſe von der Landesgeſetzgebung 
feftgeftellte Haftbarkeit ausdrüdlich aufrechterhalten worden fei. 

Bei der Abftimmung wurde der Antrag I und Antrag II 1 (gegen 7 Stim- 
men) abgelehnt, Antrag IL 2 abgelehnt (12 gegen 8 Stimmen). Hiermit ift An- 
trag II 3. und 4 erledigt. Antrag III und 8 11 werden hierauf angenommen. 

Bu 8 12. 

Bon einer Seite wurde die Streihung des Paragraphen beantragt. (An« 
trag IL) Ein anderer Antrag wollte in Alinea 2 die Worte „oder wenn derſelbe 
bie“ zum Schluß geftrichen wiffen. (Antrag IL.) Es wurde geltend gemadıt, 
daß man unmittelbar gegen einen Dritten unmöglich eine Strafe feftjetzen könne. 
Es fehle jeder kauſale Nerus zwifchen diefem Dritten und der ftrafbaren Hand» 
fung. Der ganze Paragraph fei fiberflüfftg und ftehe in Widerfpruch gegen alle 
ſtrafrechtlichen Grundjäge. 

Dem entgegen wurde ausgeführt, daß die Beftimmung des 8 12 einem 
praktiſchen Bedürfniß genüge. Der kauſale Zufammenhang zwiſchen der Straf- 
that und dem hier zu Beſtrafenden liege in dem Verhältniſſe der Perſonen des 
Thäters und feines Aufſehers. Hier gelte dieſelbe Präſumtion, wie bei $ 11. 
Uebrigens ſei doch nicht außer Acht zu laffen, daß nach $ 13 die Umwandlung 
der Geldftrafe in Gefängnißftrafe in den Fällen des 8 11 und 8 12 ausge— 
Ihlofien ſei. 

Jahrb. d. Br. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. X. 14 
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Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung erklärte, daß dieſelbe auf die 
Annahme des 8 12 erheblichen Werth legen müſſe. ; 
Bei der Abflimmung wurde 
der erfte Abfag mit. . - - » . . 13 gegen 6 Stimmen 
der erfte Theil des Abſatzes ? mt . 3 „ 6 ö 
der zweite Theil des Abjages2 mit. 1 „ 7 — 
angenommen. Hiermit waren die Anträge I und II abgelehnt. 

Zu $ 13 

wurde vorgefchlagen, im legten Satze des erſten Alinea zu jagen: 
„jofern deſſen Zahlungsunfähigkeit gerichtsfundig ift.“ 

Der Antrag fand allgemeine Zuftinmung. 

813 wurde im Uebrigen unverändert angenommen. 

Zu $ 14 Ä 
wurde erläuternd ausgeführt, daß die Forſtarbeit anftatt der Gefängnißftrafe | 
ebenjo human wie nütlich ſei. Sie fei auch in ausgedebhntefter Uebung im den 
Staats- und Gemeindeforften und ihre Beibehaltung dringend wünſchenswerth. 

$ 14 wurde unverändert angenommen. 

3u 815 
wurde beantragt, die Worte: 

„einzuziehen, ohne Unterſchied 2c. bis zum Schluffe des Alinea 1* 
zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

„einzuziehen; jedoch Tann der dritte Eigenthümer, welchem nicht nad 

gewiejen wird, daß das Werkzeug mit feinem Wiffen und Willen zu 

dem Vergehen gebraucht worden, Herausgabe verlangen.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß die Einziehung von 
Werkzeugen, welche einem Dritten gehören, gegen eine allgemeine Rechtsregel des 
Strafgefegbuchs verftoße, von der nur $ 360 aus zwingenden Gründen der Sicher 
heit des Staates eine Ausnahme zulaffe. Ein ſolches Motiv fehle hier. Dem 
gegenüber wurde unter Zuftimmung des Herrn Regierungstommiffars bervor- 
jehoben, daß $ 40 des Reichsſtrafsgeſetzbuchs allerdings jene allgemeine Regel 
aufftelle, daß aber mehrere Paragraphen deffelben weitergehende Beftimmungen 
enthalten, welche von jener Regel abweichen. Hieraus ergebe ſich, daß dieje ab- 
weichenden Beftimmungen nicht als eigentlihe Ausnahmen, fondern als Erwei— 
terungen der allgemeinen Regel aufzufaffen feier. Das praftifche Bedürfniß er- 
heifche die Beibehaltung des 8 15 der Vorlage. 

Unter Ablehnung des Abänderungsantrages entſchied ſich die Mehrheit det 
Kommilfion für unveränderte Annahme des 8 15. 


88 16 und 17 
wurden unverändert angenommen. 

Zu $ 16 wurde zwar in II. Leſung beantragt, daß nur diejenigen Trausport⸗ 
mittel der Pfändung unterliegen follen, welche dem Forſtdiebe gehören, der An- 
trag wurde jedoch, nachdem ihm von Mitgliedern der Kommiffion als auch Sei— 
tens des Herrn Regierungslommifjarius widerſprochen worden war, nicht weiter 
verfolgt. Letzterer führte aus, das Geſetz wolle allerdings nicht, daß bei ber 
Pfändung ein ſolcher Unterfchied gemacht werde, wenn ein einem Dritten ge 
höriges Transportmittel zu dem Forſtdiebſtahl benutst werde, fo fei Dies ein um 
zweifelhafter Nachtheil für den Eigentblimer, aber dem ſtehe das Recht des Be 
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ſchädigten gegenüber. Die civilrechtliche Auseinanderjegung zwiſchen dem Eigen- 
thümer und dem Forftdiebe bleibe ja beftehen. 
Zu 8 18 
in welchem redaktionell die Worte „Abfa 1 und 2” zu ftreichen find, wurde an- 
gefragt, welche Gründe für die Verlängerung der Berjährungsfrift vorliegen. 
Der Bertreter der Königliden Staatsregierung erflärte, mit Rüdfiht darauf, 
daß die Berjährungsfrift nicht mehr duch Handlungen des Amtsanwalts, fondern 
nur des Richters unterbrochen, aus praftiihen Gründen die Verlängerung der 
Berjährungsfrift empfehle. 
$ 18 wurde mit der obigen redaktionellen Aenderung angenommen. 
Zu 8 19 
in welhem ebenfalls die Worte „Abjat 1 und 2" zu ftreichen find, wurde der 
Antrag eingebradt, den zweiten Abjat dahin zu faflen: 
„Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Beamten nit über- 
tragen werden.“ 

Sn mehreren Richtungen erjcheine es als unftattbaft, die amtsanmaltlichen 
Zunktionen dem Oberförfter zu übertragen. Einmal fei er in gewiſſem Sinne 
Partei; jodann werde der Forſtſchutzbeamte in feinen Ausfagen im Termine durch 
die Gegenwart feiner Borgefetten beengt und beeinflußt; endlich dürfe man die 
Amtsanwälte nicht in Forftdiebftahlsfachen bei Seite fehieben, während fie in 
allen anderen Strafjadhen ihrer Kompetenz die Sache zu verfolgen hätten. Dem 
wurde entgegengehalten, daß die Annahme des Antrags die Gegenwart der Ober» 
förfter in den Terminen nicht bejeitigen werde. Einem Theile der Oberförfter 
werde man vielleicht einen Gefallen erweifen, wenn man ihnen die Amtsanmalt- 
IHaft in Forftdiebftahlsfachen nicht üibertrage.e Der Sache aber werde man oft 
ſchaden. Es ſei Pflicht des Oberförfters, feine Förfter in Bezug auf ihr Auf- 
treten vor dem Forfigericht zu fontroliren. Man werde ihn daran nicht hindern 
kbönnen. Auch als Amtsanwalt entjcheide ja der Oberförfter nicht, fondern ftelle 
lediglich die Strafanträge. 

Der Bertreter der Königlichen Staatäregierung wies darauf hin, daß die 
Regierung von Fall zu Gall entjcheiden werde. In vielen Gegenden würde man 
der befonderen Berhältniffe wegen überhaupt nur ſchwer zur Amtsanmwaltichaft 
geeignete Perjonen finden. Hier ſei man geradezu gezwungen, die Oberförfter 
zu Amtsanmwälten in Forſtdiebſtahlsſachen zu beftellen. Die gegen $ 19 vorge- 
tragenen Bedenken könne die Regierung nicht als begründet anfehen. Die finanzielle 
Seite der Frage fei nicht gering zu achten und könnte bei Annahme des Antrages 
das Scheitern des ganzen Geſetzes zur Folge haben. Der von dem Gejete ge- 
wollte einfache Gejchäftsgang bei Verfolgung der Forftdiebftähle werde weſentlich 
tomplizivt. Kein Oberförfter, dem die Ordnung in feinem Reviere und die rafche 
Verfolgung der Forftdiebftähle am Herzen liege, werde den Wunfch haben Fünnen, 
nicht Amtsanwalt in Forftdiebftahlsfachen zu fein. Unter Ablehnung des Ab- 
Änderungsantrages wurde 8 19 ‚mit der obigen redaktionellen Wenderung, im 
Uebrigen unverändert angenommen. ; 

Ebenſo 88 20, 21 und 22. 

Die Diskuffton über die SS 23, 24 und 25 wurde verbunden, 

Bon einer Seite wurde beantragt, diefe Paragraphen zu ftreichen. 

Die deutſche Strafprozeßordnung, fo wurde zur Begründung ausgeführt, 
lenne nur den bürgerlichen Eid des Zeugen in Gegenwart des Angeklagten. Es 
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fei kein Grund erfichtlich, Hiervon in Bezug auf die Forfiihugbeamten abzu- 
weichen. Dagegen feien ſchwerwiegende Gründe vorhanden, den ein für allemal 
zu leiftenden Eid auf dies Geſetz und feine Gleihwirkung mit dem Beugeneib 
auszuſchließen. Bei vielen Privatforftihugbeamten, denen die erafte Qualifilation 
der militairifch gefchulten Staatsförfter vielfach abgehe, würden, wie zu fürchten 
ftehe, in einzelnen Fällen in leichtfertiger Weiſe ihre Ausfagen auf den ein- für 
allemal geleifteten Eid nehmen, während die Ablegung des körperlichen Eides in 
Gegenwart des Augeflagten und die derjelben vorhergehende ernſte Berwarnumg 
wohl geeignet fein wirden, fie zu gewiffenhafter Ablegung des Zeugnifjes zu 
veranlaffen. 

Die Forftdiebftahlstermine kehrten nicht fo häufig wieder, daß eine Ab- 
ſchwächung des Bewußtſeins von der fittlichen Bedeutung des Zeugeneides, melde 
bei jehr häufiger Eidesleiftung wohl denkbar ei, eintreten fünne; befonders dann 
werde dies nicht der Yal fein, wenn der Zeuge bei Beginn eines jeden Termines 
in Bezug auf alle zu verhandelnden Anklagefälle in feierlicher Form vereidet 
werde, wie dies ja bei Polizeibeamten u. f. mw. ftatthaft jet. 

Gegen den Antrag und deffen Begründung wurde angeführt, daß die Reichs— 
gejeßgebung es für zuläffig erfläre, das bisher beftehende und durchaus bewährt 
befundene Verfahren in Bezug auf die Eidesleiftung der Forſtſchutzbeamten bei— 
zubehalten. Fiir die Autorität derjelben aber und für ihre ganze Stellung dem 
Publikum gegenüber fei e8 von größter Bedeutung, daß das Geſetz ihnen einer- 
ſeits durch den Eid ($ 24) die Pflicht auferlege, im Intereſſe der öffentlichen 
Ordnung und des Eigenthumsſchutzes alle Strafthaten diefer Art zur Anzeige zu 
bringen, andererfeit$ ihnen ein höheres Maaß von Glaubwiürdigfeit beilege. 
Möge dies bei den Staatsförftern weniger ins Gewicht fallen, jo fei e8 doch von 
höchſter Bedeutung gerade für die Privatförfter. Man befite hier eine bewährt 
befundene Einrichtung, welche man nicht opfern folle zu Gunften einer neueren 
aus theoretiihen Erwägungen hervorgegangenen Rechtsregel, welche ſich noch 
nicht bewährt habe. 

Der Vertreter der Königlichen Staatsregierung äußerte ſich folgendermaßen: 

Der Antrag werde einmal durch den Hinweis darauf, daß hier nicht bloß 
Königlihde Beamte, fondern auch Perfonen, die im Privatdienft ftehen, in Trage 
fommen, zweitens duch die entgegenftehenden Beftimmungen der Strafprozeß- 
ordnung motivirt. | 

Was den erfteren Geſichtspunkt anlange, jo könnte die Rüdficht darauf nur 
dazu führen, jene Brivatbedienfteten von der generellen Beridigung auszujchließen. 
- Allein auch das würde, wie ſchon von anderer Seite hervorgehoben fei, in hohem 
Grade bedenklich ericheinen. 

Was das Berhältnig zur Strafprozeßordnung anlange, jo babe man bei 
Berathung derjelben ausdridlich anerkannt, daß auf Grund des $3 des Ein 
führungsgefeges die Landesg efeggebung befugt ei, in Feld- und Forftfrevelfachen 
bei generell vereideten Zeugen die Förperliche Eidesleiftung durch die Berufung 
auf den ein« fiir allemal geleifteten Eid zu erjegen. Die Protofolle über die 40. 
und 144. Situng der NReichsjuftizlommiffion ergeben ſogar, wie man allgemein 
von der Auffaffung ausgegangen fei, daß in Trorftdiebftahlsunterfuchungen die 
jedesmalige körperliche Eidesleiftung zu großen Unzuträglichkeiten führen müßte, 
und daß nach diefer Richtung Hin der 83 des Einführungsgefeges der Landes— 
geſetzgebung völlig freie Hand zu laffen habe. Uebrigens gehe der Antrag fiber 
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den vom Antragfteller Tundgegebenen Zwed infofern hinaus, als die Streichung 
der 85 23, 24 und 25 verlangt werde. Tiele nämlich die hier vorgefehene Be- 
edigung fort, jo würden damit Lücken auch noch bei anderen Geſetzen entfteben. 
Beifpielsweife jei die VBeeidigung von hoher Bedeutung für das Geſetz vom 
31. März 1837 tiber den Wafjengebraud der Forft- und Jagdbeamten. 

Gegen den Einwand, daß zur Vermeidung wiederholter Eidesleiftung an 
demjelben Tage die Forfibeamten beim Beginn des Termins für alle zu ver- 
bandeinden Sachen im Voraus beeidet werden könnten, fei geltend zu machen, 
daß ein folches Berfahren den Grundgedanten der Strafprozeßordnung nicht mehr 
Rechnung tragen würde, als die Vorfchrift der Vorlage. Denn die Strafprozeß- 
ordnung verlange die Beeidigung des Zeugen im Verhandlungstermine baupt- 
jächlich deshalb, damit der Angeklagte den Alt der Eidesleiftung fontroliren fünne. 
Diefer Zmwed wiirde nicht erreicht werden, wenn die Beeidigung ſämmtlicher ge- 
Iidenen Forftbeamten beim Beginn des Termins erfolgen würde, zumal mit 
Rückſicht auf die den Forftrichtern zur Verfügung ftehenden dürftigen Lokale die 
Anwejenheit ſämmtlicher Angeklagten bei der Beeidigung auch dann nicht aus— 
führbar fein würde, wenn man fie alle auf die erfte Stunde des Termins vor⸗ 
laden wollte. 

Hierauf wurde der obige Antrag abgelehnt und man trat in die Speztal- 
berathbung der 88 23-25 ein. 

Zunächſt wurde 8 23 der Vorlage unverändert angenommen. 

Bu 8 24 
wurde beantragt, die Worte „bei feiner gerichtlichen VBernehmung” ..... bis 
„Dinzufegen” zu ftreichen. 
Diefer Antrag wurde abgelehnt und 8 24 unverändert angenommen. 
«Zu 8 25 
wurde vorgejählagen, ftatt der Worte 
„jo wird es der Eidesleiftung gleichgeachtet“ 
zu jeßen | 
„jo kann es der Eidegleiftung gleichgeachtet werden“ 

Nachdem die, Kommiffton ſich jedoch dahin geeinigt hatte, es jei ihre Mei— 
anng, daß auch bei der dem 8 25 der Vorlage gegebenen Fafjung der Richter 
befugt fei, einem Forfibeamten im fpeziellen Falle den körperlichen Eid abzu- 
nehmen, wurde der Antrag nicht weiter verfolgt und der 8 25 unverändert an 
genommen. Ä 

Bu 826 
wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion gewünſcht, e8 möge im Berichte 
feiner Meinung Ausdrud gegeben werden, welche dahin geht, daß die Angaben des 
Gorftihugbeamten in Bezug auf den Werth des Entwendeten in Königlichen 
Gorftrevieren durch den Oberförfter oder Nevierförfter zu prüfen und event. zu 
berichtigen feien. 

8 26 wird fibrigens unverändert angenommen. 

Zu $ 27 

wurde gewünſcht, die Strafbefehle möchten die Anordnnng enthalten, daß der 
Angeklagte feinen Widerſpruch fchon eine Zeit lang vor dem Termine anzu- 
bringen habe, damit eine unniige und foftfpielige Ladung von Zeugen vermieden 
werde. r | 

Der Regierungstommiffar erklärte dem gegenliber, der dem 8 27 des Ent- 
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wurfes zu Grunde liegende Gedanke fei der, daß der Widerſpruch mündlich im 
Termine angebracht werde. Wolle man die vorherige fehriftlide Einbringung 
deffelben zur Regel machen, jo “treibe man die Leute in die Hände der Winfel- 
tonjulenten und vermehre dadurch die Zahl derjenigen Fälle, in welchen Tontra- 
diktorifche Verhandlung begehrt werde. 

Einer anderen Anfrage gegenüber, welche dahin ging, was zu gejchehen habe, 
wenn der Amtsanwalt die VBerzeichniffe unbrauchbar oder unklar und einzelne 
der aufgeführten als ungeeignet für das Mandatöverfahren erachte? erklärte der 
Bertreter der Königlihen Staatsregierung: Wenn dem Amtsanmwalte unbraud- 
bare Berzeichniffe eingereicht wilrden, fo babe ‚er diefe dem Forfibeamten zur 
Bervollftändigung zurüdzugeben. Seien einzelne Fälle für das Strafbefehlver: 
fahren ungeeignet, fo fchreibe er in die Verzeichniffe an betreffender Stelle ein: 
„Für diefen Fall wird befondere Anklage erhoben gemäß $ 30.“ 

Wenn der Amtsrichter Hinfichtlich des Strafmaßes nicht mit dem Antrage 
des Amtsanwalts iibereinftimme, jo würde er dem Leßteren die Sache zur nod- 
maligen Weußerung zuriidgeben. Komme es zu feiner Einigung, jo werde ein 
Strafbefehl nicht zu erlaffen, fondern Termin zur Verhandlung anzuberaumen fein. 


Wenn im weiteren Berlauf der Berathungen gegen das Verfahren in Forft- 
diebſtahlsſachen erhebliche Bedenken auch nicht erhoben wurden, fo wurde dod 
bei $ 27 Alinea 3 die Frage erhoben, ob es fich nicht empfehle, die Verhandlungs- 
termine je nad) Maßgabe der eingegangenen Einfpriiche anzuberaumen und da- 
dur) zu vermeiden, daß zu jedem Termine fänmtliche Förfter vorzuladen feien. 


In diefer Beziehung führte der Herr Vertreter der Königlichen Staat$- 
Regierung aus, daß die Regierung ihrerjeits diefen Gedanken nicht unermwogen 
gelafien habe, daß fie aber nicht zu der Anficht Habe gelangen fünnen, man werde 
auf diefem Wege Abhülfe für den allerdings beftehenden Uebelftand der Vorladung 
fämmtlicher Forftfhutbeamten erreichen. 


In faft allen Fällen müßten dennocd alle Förfter vorgeladen werden, weil 
in den von ihnen eingereichten Berzeichniffen zahlreihe Forftdiebftähle verzeichnet 
feien, von denen einer oder einige immer im Termine zur Verhandlung kommen 
würden. Dan entferne fi aber, indem man dem ausgeiprodhenen Gedanlten 
Folge gebe, zu weit von dem gegenwärtigen Verfahren. Wie bereits bemerft, 
jolle der Beſchuldigte dem Richter gegenüberftehen, wenn er Einfpruch erhebe; 
man wolle Vorkehrungen treffen, daß der Einſpruch nicht auf Grund von Rath 
Ihlägen der Winfeltonfulenten erfolge. Das feien im Wefentlichen die Gründe, 
welche die Königliche Staatöregierung veranlagt haben, diejenigen Formen des 
Verfahrens zu wählen, welche die Vorlage enthalte und welche nach ihrer Auf- 
faſſung vollfommen geeignet feien, eine rajche Strafvolfftredtung zu fihern und 
die Zahl derjenigen Fälle zu vermindern, im welchen der Einſpruch erhoben 
würde. 

Hierauf wurde der $ 27 unverändert angenommen, ebenſo 8 28 und 20. 

Zu $ 30 wurde bemerkt, daß die Worte Abfag 1 und 2 wegzufallen Haben; 
dies wurde befchloffen und damit 8 30 angenommen. 

Gegen $ 31 lagen Bedenken nicht vor und murde diefer Paragraph ebenfo 
wie $ 32, in welchem letzteren lediglich redaktionell die Worte Abſatz 1 und 2 zu 
freien find, angenommen. 

Zu 8 33 wurde beantragt ftatt „Amtsrichter” zu fegen: „Amtsanwalt” und 
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wurde diefer Antrag damit begründet, daß die Uebertragung der Strafvollfiredung 


an die Amtsrichter dieſe zu ſehr belaften werde. 


Dem wurde regierungsjeitig entgegengehalten, daß nach der Deutichen Straf- 


- progeßordnung die Mebertragung der Strafvollfiredung an die Amtsanmälte nicht 


angängig erſcheine, bei der Abſtimmung wurde der Antrag abgelehnt und $ 33 
unverändert angenommen. 
’ Die 88 34—39 wurden jodann ohne erhebliche Debatte ebenfalls unverändert 
- angenommen. Hiermit hatte die Kommiffion dem ihr gewordenen Auftrage ge- 
nügt und beantragt: 
Das Haus der Abgeordneten wolle befhließen:! 
dem Entwurfe eines Gejeges, betreffend den Forftdieb- 
ſtahl in der von der Kommiſſion befchloffenen Yaffung 
(vergleihe die anliegende Zufammenftellung) feine Zu— 
ffimmung zu ertbeilen. 
Berlin, den 27. Januar 1878. 


Die XV. Kommiſſion. 
Beleites, Vorfigender. Bernhardt, Berichterftatter. Baumgardt. Bohtz. 
Bromm. Douglas. Dulheuer Fromm. Freiherr v. Fürth. Günther. 
- Minden). Freiherr v. Hammerftein. Hoffmann. Freiherr v. Huene. 
Hüffer. Freiherr v,d. Knefebed. Lankins-Beninga. Grafv. Matuſchka. 
Moßner. Plath. Rauthe. Dr. Szuldrzynsti. 


Beſchlüſſe der Kommiſſion. 


Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl. 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen 
mit Zufiimmung der beiden Häufer des Landtages Unferer Monarchie, für den 
ganzen Umfang derfelben, was folgt: 

81. Forſtdiebſtahl im Sinne diefes Gejeßes ift der in einem Forſt oder 
ei einem andern hauptſächlich zur Holznugung beftimmten Grundftüde verlibte 

iebſtahl: 

1. an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden ge— 
trennt iſt; 

2. an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und 
mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden iſt; 

3. an Spänen, Abraum oder Borke, ſofern dieſelben noch nicht in einer 
umſchloſſenen Holzablage ſich befinden, oder noch nicht geworben oder 
eingefammelt find; 

4. an anderen Walderzeugniflen, insbejondere Holzpflänzlingen, Gras, 
Haide, Plaggen, Moos, Laub, Streuwerk, Nabdelholzzapfen, Wald- 
fämereien und Harz, jofern bieefben noch nicht geworben oder eitt- 
gejammelt find. 

Das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und 
Pilzen unterliegt forftpolizeilichen '"Beftimmungen. 
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8 2. Unverändert. 

$ 3. Die Strafe foll gleich dem zehnfachen Werthe des Entwendeten und. 
niemals unter 2 Mark fein: 

1) wenn der Forſtdiebſtahl an einem Sonn» oder Fefttage oder in der 
Zeit vom Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen iſt; 
2) wenn der Thäter Mittel angewendet bat, um fi unkenntlich zu 
machen; 
wenn der Thäter dem VBeftohlenen oder dem Forfibeamten feinen Na- 
men oder Wohnort anzugeben ſich geweigert hat, oder faljche Angaben 
über feinen oder feiner Gehillfen Namen oder Wohnort gemacht, oder 
auf Anrufen des Beftohlenen oder Yorftbeamten, ftehen zu bleiben, die 
Flucht ergriffen oder fortgefegt hat; 
4) wenn der Thäter in den Fällen Nr. 1—3 8 1 zur Begehung des 
Forftdiebftahls fich eines ſchneidenden Werkzeuges, insbeſondere der 
Eüge, der Scheere oder des Meſſers bedient hat; 
5) wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forſtdiebſtahl beftimm- 
ten Werkzeuge verweigert ; 
6) wenn zum Zwede des Yoritdiebftahles ein befpanntes Fuhrwerk, ein 
Kahn oder Laftthier mitgebracht ift; 
7) wenn der Gegenftand der Entwendung in Holzpflänzlingen befteht; 
8) wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt- (Mittel-) 
Zriebe von ftehenden Bäumen entwendet find; 
9) wenn der Forfidiebftabl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten 
oder Saatlampe begangen if. 

$ 4. Unverändert. 

85. Wer fih in Beziehung auf einen Sorfidiebitahl der Begünftigung 
oder der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem 
fünffachen Werthe des Entmwendeten gleichlommt und niemals unter einer Marl 
betragen darf. 

Die Beflimmungen des 8 257 Abf. 2 und 3 des Neichäfiraf- 
geſetzbuchs finden Anwendung. 

$ 6. Neben der Geldfirafe kann auf Gefängnißftrafe bis zu ſechs Monaten 
erlannt werden: P 

1) wenn der Zorftdiebftahl von drei oder mehr Perfonen in gemein- 
ſchaftlicher Ausführung begangen if; 

2) wenn der orftdiebfiahl zum Bwede der Veräußerung des (Entwen- 
beten oder Daraus hergeftellter Gegenftände begangen ift; 

3) wenn die Hehlerei gewerbS- oder gewohnheitsgemäft betrieben mwor- 
den ifl. 

$ 7. Unverändert. 

5 8. Neben der Geldftrafe iſt auf Gefängniß bis zu 2 Jahren zu er- 
Iennen, wenn der Thäter ſich im dritten oder ferneren Rückfall be- 
findet. Beträgt die Geldftrafe weniger als fünf Mark, fo kann ftatt der Ge 
fängnißftrafe auf eine Zuſatzſtrafe bis zu einhundert Mark erlannt werden. 

88 9 u. 10. Unverändert. i 

$ 11. Für die Geldfirafe, den Wertherfag und die Koften, zu denen Per: 
ſonen verurtheilt worden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienſt 
eined Anderen ftehen und zu deffen Hausgenoſſenſchaft gehören, if letzterer im 


3 
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Fälle des Unvermögens der Verurtheilten für haftbar zu eillären, und zwar 
nnabhängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er felbft auf Grund diefes Ge⸗ 
fees oder des $ 361 Nr. 9 des Strafgefeßbuche verurtheilt wird. 

Wird feſtgeſtellt, daß die That nicht mit feinem Wiffen verübt iſt, oder 
daß er fie nicht verhindern Tonnte, fo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 

8 12. Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, fo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des 8 11 haftet, zur Zahlung der Geldfirafe, 
des Wertherfates und der Koften als unmittelbar haftbar verurtheilt. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber nod) nit das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte und wegen Mangel der zur Erkenntniß 
der Strafbarkeit feiner That erforderlichen Einfiht freizufprechen ift, oder wenn 
derfelbe wegen eines feine freie Willensbeftimmung ausſchließenden Zuftandes 
ftraffrei bleibt. 

8 13. An die Stelle einer Gelditrafe, welche wegen Unvermögens des Ver⸗ 
urtheilten und des für haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden kann, tritt 
Sefängnißftrafe. Dieſelbe kann vollſtreckt werden, ohne daß der Verſuch einer 
Beitreibung der Gelditrafe gegen den für haftbar Erklärten gemacht iſt, fofern 
befien Zahlungsunfähigkeit gerichtskundig ift. 

Der Betrag von Einer bis zu fünf Mark ift einer eintägigen Gefängniß- 
firafe gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an die Stelle der Geldftrafe tretenden Gefängniß- 
firafe ift ein Tag, ihr Höchſtbetrag find fechd Monate. 

Kann nur ein Theil der Geldftrafe beigetrieben werden, fo tritt fiir den 
Reit derfelben nach dem in dem Urtbeile feſtgeſetzten Berhältniffe die Gefängniß- 
ſtrafe ein. 

Gegen die in Gemäßheit der SS 11 und 12 als haftbar Erflärten tritt an 
die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe nicht ein. 

ss 14—17. Unverändert. 

$ 18. Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
verjährt, jofern nicht einer der Fälle der SS 6 und 8 vorliegt, in 6 Monaten. 

8 19. Für die Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz find die Amtsgerichte 
zuſtändig. Diefelben verhandeln und entjcheiden, fofern nicht einer der Fälle der 
86 6 und 8 vorliegt, ohne die Zuziehung von Schöffen. 

Das Amt des Anwalts Tann verwaltenden Yorfibeamten übertragen werden. 

Für die Berhandlung und Entjcheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
fd die Straflammern zuftändig; diejelben entjcheiden in der Beſetzung mit drei 
Mitgliedern einfchließlich des Vorfigenden. 

88 20—29. Unverändert. 

8 30. Zu den Fällen der SS 6 und 8 findet der Erlaß eines Strafbefehls 
nicht ftatt. Der Ämtsanwalt erhebt die öffentliche Klage durch Einreichung einer 
Anktagefchrift, welcher ein Auszug aus dem Berzeichniffe ($ 26) beizufligen ift. 
Die Hauptverhandlung kann ohne Anweſenheit des Angeklagten erfolgen. 

$ 31. Unverändert. 

$ 32. Die NRevifion gegen die in der Berufungsinftanz erlaffenen Urtbeile 
findet nur flatt, wenn eine der in den 88 6 und 8 vorgefehenen ftrafbaren Hand- 
lungen den Gegenftand der —— bildet. 

88 33—39. Unverändert. 
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C. Zweite Berathung. 
65. Sikung am 14. März 1878. 


Präftdent: Wir treten in die Tagesordnung ein. 
Erfier Gegenftand der heutigen Tagesordnung ift die 
Zweite Berathung des Entwurfs eines Gefehes, deu Forſt⸗ 
diebſtahl betreffend. 
Berichterftatter ift der Abgeordnete Bernhardt, 
Ich eröffne die Disfuffion über $ 1 und die zu demfelben geftellten ver- 
ſchiedenen Anträge, jomeit fie mir bislang vorliegen*): Nr. 270, Antrag des 


*) Die Anträge lauten: 
Nr. 270. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Den legten Abfag des 8 1 zu ftreihen und Nr. 4 dieſes Paragraphen an Stelle de} 
Kommiffionsbeichluffes dahin zu faflen: 
„4) an anderen Waldeszeugniffen, fofern diefelben noch nicht geworben oder ein: 
gefammelt find.“ 
Rautbe. 
Nr. 279A. Das Haus der Ubgeordneten wolle befchliepen: 
Dem 8 1 am Schlufie beizufügen: 
„in welchen jedoch eine höhere Strafe, als die im $ 2 diefes Seeet beſtimmte 
nicht angedroht werden darf.“ 
Reichensperger. 
Nr. 279B. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
I. Den 8 1 folgendermaßen zu faſſen: 
Sorjtdiebftapl im Sinne dieſes Geſetzes ift der in einem Borft oder auf einem 
andern hbauptfählich zu Holznugung beftimmten Grundftüd verübte Diebftahl: 

1) an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden getrennt ift; 

2) an Holz, welches durch Zufall abgebrochen, oder umgemworfen und mit beflen 
Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift; 

3) an Spänen, Abraum oder Borke, fofern diefelben noch nicht in einer umſchloſſe⸗ 
nen Holzablage ſich befinden, oder noch nicht geworben oder eingefammelt find; 

4) an Holzpflänzlingen, Laub, Streuwerk, Nabelholzzapfen, Waldſämereien, Saft 
und Harz, jofern diefelben noch nicht geworben oder eingefammelt find; 

5) an anderen noch nicht geworbenen oder eingefammelten Walberzeugnifien, fe 
weit diefelben, abgefehen von der auf die Werbung oder Einfammlung verwen 
beten Urbeit, einen allgemeinen Werth haben. 

I. Bwifhen 8 1 und 2 bes Entwurf einen Paragraphen folgenden Inhalts einzu 
ſchieben: 

„Eine ſtrafbare Handlung iſt, abgeſehen von einer etwaigen Uebertretung polizei: 

licher Borfchriften, nicht vorhanden, wenn der meggenommene Gegenftand feiner 

Duantität, wie feinem Werthe nad) ganz unerheblich und die Wegnahme nicht in 

gewinnſüchtiger Abficht erfolgt iſt.“ 

III In Rr. 3 des 8 3 ftatt der Worte: 
„dem Beitohlenen oder dem Forſtbeamten“ zu jeßen: 
„dem Beitohlenen reip. befien Vertreter oder dem zuftändigen Beamten“ 
und eventuell auch — vergl. Antrag V Rr. 236 der Druckſachen — ftatt der Worte: 
„auf Anrufen des Beftohlenen oder KHorftbeamten” 

zu ſetzen: 

„auf Anrufen bes Beſtohlenen refpektive deſſen Vertreters oder bes zuftändigen 
Beamten”. 
IV. Die Nr. 6 des 8 3 folgendermaßen zu faflen: 

6) wenn der FForftdiebftahl mittelft eines befpannten Fuhrwerks, eines Kahns ober 
Laſtthiers begangen tft; 

eventuell wenigitens, fofern dieſe Faſſung nicht beſchloſſen werden follte, hinter dad 

Wort: 

„mitgebradt“ 
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| Abgeordneten Rauthe; Nr. 279, ad A, Antrag des Abgeordneten Neichensperger; 
Nr. 279, ad B, Antrag des Abgeordneten Schröter (Barnim); Nr. 280, Antrag 
des Abgeordneten Freiherrn von Fürth und Genofien; Nr. 282, Antrag des 
Abgeordneten Seydel. In diefem Augenblicke wird mir noch ein bandjchriftlicher 
Antrag Üiberreicht zu S 1 vom Abgeordneten Niederichabbehard dahin gehend, in 
Mr. 4 des 8 1 ſtatt „Holzpflänzlingen“ zu fegen „Holzpflanzen“. 
| Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie 
mir in diefem Augenblid nur eine furze Vorbemerkung, melde mein Geſammt⸗ 
verhalten bei der bevorftehenden Berathung vor Ahnen rechtfertigen fol. Ein 
großer Theil der Anträge, welche zur Verhandlung ftehen, ift in der Kommiſſion 
bereit8 berathen; ich glaube auf Ihre Zuftimmung rechnen zu dürfen, wenn ich 
eingangs der Diskuſſion bei den einzelnen Paragraphen über diefe Anträge nicht 
Ipredde, fondern mir vorbehalte, auf diefelben nach Schluß der Diskuffion zurüd- 
zulommen, wenn neue Argumente, welche aus dem Bericht nicht erfichtlich find, 
vorgetragen werden follten. 

Zu 8 1 liegen nun allerdings einige Anträge vor, die der Kommiffion nicht 
borgelegen haben. Sie werden jedoch, da Ähnliche Anträge in der Kommiffion 
berathen find, geftatten, daß ich auch auf diefe Anträge erfi am Schluß, went 
die Diskuffion über $ 1 geichloffen fein wird, zurückkomme. 

Präafident: Nach der Verlofung haben wir folgende Rednerliſte. Es find 


zu jeßen: 
„und benugt”. 
V. 3m $ 5 anitatt der Worte: 
„welche dem fünffachen Werthe des Entwendeten gleichtommt" 
zu ſetzen: 
„welche im Halle der Begünftigung dem fünf — 
(im Falle der Annahme des Antrags VIII — Nr. 286 der Druckſachen — vier — 
fachen Wertbe des Entwendeten, im Falle der Hehlerei dem fünf — 
(im Salle der Annahme des Antrags VIII — Nr. 236 der Druckſachen — vier —) 
fachen Werthe des Gehehlten gleichtommt. 
VI In 8 7 anftatt der Worte: 
„welche dem zehnfachen Werthe des Entmwendeten gleichlommt und niemals unter 
zwei Mark betragen darf“ 
zu ſetzen: 
„welche dem acht — 
(im alle der Annahme der Anträge II, IH, IV — Nr. 236 der Druckſachen — 
ſechs —) 
fahen Werthe bes Entwendeten oder Gehehlten gleichtommt und niemals nnter 
1 ME. 50 Pfg. betragen darf; im alle des 8 3 fol die Strafe dem zehn — 
(im alle der Annahme der Anträge II, III, IV — Nr. 236 der Druckſachen — 
acht —) 
fachen Werthe des Entwendeten oder Gehehlten gleihfommen und niemals unter 
zwei Marf betragen. 
u Schroeter (Barnim), 
Nr. 289. Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
In 8 1 Nr. 4 Alinea 1 das Wort „Gras“ zu ftreichen, dagegen in Wlinen 2 be 81 
Mr. 4 nach dem Worte „Pilzen“ einzufchalten die Worte: „ſowie bad unbefugte Gras⸗ 
Ihneiden” 
Sreiherr v. Fürth. 
Nr. 282. Das Haus ber Ubgeorbneten wolle beichließen: 
Im 8 1 die Nr. 1: „an Holz, welches noch nicht dom Stamme oder vom Boden ge- 
trennt iſt“ zu ftreichen. 
Sendel. 
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eingetragen gegen den Paragraphen die Abgeordneten Seydel, Nauthe, Schror 
ter (Barnim) und Reichensperger; für der Abgeordnete Seleites. 

Der Abgeordnete Seydel hat das Wort. 

Abgeordneter Seydel: Meine Herren! Die Klage über zunehmende Ent⸗ 
waldung im Lande hat hier ſo oft Ausdruck gefunden, und wir haben beinahe 
in jeder Seſſion eine beſondere Berhandlung über dieſen Gegenſtand gehabt. Es 
find Anträge geſtellt, wie auch wieder in dieſer Seſſion, die im Weſentlichen dar⸗ 
anf hinaustamen, den Yorftbefig des Staates zu vermehren. 

Denn man den Einfluß, den der Wald auf die MHimatifchen Berhättnifie 
hat, in’8 Auge faßt, fo meine ich, ift eine Bertheilung des Waldes über dad 
ganze Land, alfo eine Stärkung des privaten Waldbefiges, weit wichtiger, als 
eine Stärkung des Staatsforitbefiges. Ob fie für Humderttaufende oder Millio- 
nen von Mark einzelne große Flächen mit Wald befegen, ift fir das ganze Land 
nicht fo weſentlich, als daß auch der Heine Grundbefiger in der Lage iſt, wem 
er Wald bat, denfelben zu erhalten, wenn er keinen bat, folchen neu anzulegen, 


Meine Herren, die Provinz Oftpreußen bat durch die Vertreter der Land . 


wirtbichaft, durch die landwirthſchaftlichen Zentralvereine, vor Fahren ſchon umd 


wiederholt Petitionen an diefed Haus gerichtet, mit der Bitte, man möge den °: 


feinen privaten Waldbefit färten, man möge ihn überhaupt erhalten durch eine 
Berihärfung des Holzdiebftahlsgefeges. Meine Herren, das Holzdiebftahlägeiek 
vom Jahre 1852 hat in meiner Heimath wenigſtens direft den Erfolg gehabt, 
daß die Entwaldung immer größere Dimenfionen angenommen bat, daß fie bei 
nahe unaufhaltfam weiter geht. Der Antrag, den ich zu 8 1 geftellt habe, ent- 
fpricht im Wefentlichen den Petitionen, den Wünfchen, die aus meiner Provinz 
von dem Zentralverein ſchon feit einer Reihe von Jahren geftellt find. Meine 
Herren, wir haben in Oftpreußen neben bedeutenden Privatwaldungen, neben 
bedeutenden Staatsforften eine große Menge von Gemeinde» und Privatforften 
bejefien, die urfprünglich eben al Gemeindewaldungen zufammenbingen und 
fo einen Schuß zuließen. Wenn nun aber in einem folden ein paar taufend 
Morgen oder taufend Morgen betragenden Gemeindwaldbefit dadurch, daß eine 
Rodung erfolgte, dadurch, daß ein Befiger feinen Wald in Aderlaud verwandelte, 
eine Lücke entitand, fo ging diefer Wald in einer Reihe von 10—20 Fahren ſei⸗ 
nem fichern Untergang entgegen. Nachdem die Entwaldung einen hoben Grad 
angenommen bat, ift das Beftreben der. Privaten, Wald wieder anzulegen, in 
hohem Grade wieder hervorgetreten. Alle Verſuche in diefer Richtung aber ſchei⸗ 
tern an dem Holzdiebftahlgefeg. Meine Herren, dieſes Geſetz, wie Sie ed jekt 
bier von der Kommiſſion vorgelegt befommen, enthält ja dem Gefe von 1852 
gegenüber eine Strafverjhärfung, aber jehen Sie eg an nad allen feinen Be 
flimmungen. Es trifft umd ſchützt nur den großen Waldbeſitz, wo ſchon eine 
Kontrole da ift, durch befoldete Beamte, wo es möglich ift, die einzelnen Fälle 
zu ermitteln, Wiederholungsfälle zu konftatiren und dadurch eine höhere Strafe 
zu veranlaffen. Es ift mir ſehr intereffant geweſen, aus dem Bericht der Kom- 
miffton die Yeußerungen des Regierungskommiſſars in Bezug auf diefe Borlage 
zufammengefiellt zu finden, wie fie auf ©. 10 des Berichts abgedrudt find. 
Hier ift mitgetheilt, daß im Königreih Sachſen man den einfachen Forſtdiebſtahl 
jetzt bereits beftraft mit Gefängniß, und fchon bei Objekten bis zu 5 Groſchen 
2 Zage Gefängniß und bei 10 Grofhen 4 Tage Gefängniß feftfteht u. f. m. 
Der folgende Sag im $ 10 fpricht aus, die Juftizverwaltung ihrerſeits fei. in- 
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dem fie die Gefeggebung in den übrigen dentjchen Staaten ins Auge fahte und 

Ach mehr den allgemeinen Strafrechtsregeln anſchloß, wenig geneigt gewejen, im 
einem neuen Geſetz mit fo milden Strafen vorzugehen, fie habe fich jedoch der 
milderen Anſchauung der FForftverwaltung angejchloffen. Nun, die mildere 
Anſchauung der Forfiverwaltung ift eben die Anſchauung der Herren, die fo 
große Reviere zu verwalten haben, daß fie überall befoldete Schukbeamte zur 
Hand haben ; das ift die Forſtverwaltung, der bei einer ſolchen Unzahl von Holz: 
diebftahlfällen, wie fie hier vorgeführt find (in einem Jahre 400,000), aus einer 
Behrafung mit Gefängniß eine große finanzielle Laft aufgelegt werden würde, der 
gegenüber fteht die Geldeinnahme aus 400,000 einzelnen Fällen. 

Nun, meine Herren, geht ja die Abficht meines Antrags nicht dahin, Ges 
fingnißftrafe einzuflihren für allen und jeden FForftdiebftahl, wie es in den Num— 
mern 2—4 aufgeflihrt ift; ich meine aber, das Intereſſe des Waldſchutzes erfor» 
dert, daß der Diebftahl an Holz auf dem Stamme aufs Schärffte geriigt 
wird. Meine Herren, fehen Sie fi doch die Wirkung der Sade an. Wenn 
Sie den Wald ſchützen wollen durch das Holzdiebftahlgefeß, fo könnten Sie viel 
eher mit Geldftrafe belegen den Diebitahl an gefällten Holze, an Kloben, Klaf⸗ 
tem und dergleichen, das fchadet dem Walde nicht übermäßig viel. Wenn Sie 
aber den Diebftahl an Holz vom Stamm mit einer Geldftrafe belegen, die der- 
artig gering ift, daß fie einer Prämie auf den Holzdiebftahl gleichtommt, jo wird 
dadurch namentlich der Heine Privatwaldbefis unfehlbar auf die Dauer unbalt- 
bar gemacht und ruinirt. Meine Herren, aus diefer Rüdficht und dem, mad ich 
angeführt habe, bitte ic Sie, in $ 1 meinen Antrag anzunehmen. Es würde 
danach der Diebftahl an Holz vom Stamme einfach aus dem Geſetz ausscheiden 
und den allgemeinen Strafrechtsregeln unterliegen. 

Abgeordneter Beleites: Ja, meine Herren, es ift richtig, daß die Kommif- 
fon Ihres Haufes in Uebereinftiimmung mit den Anträgen der Regierung und 
mit den Beichlüffen des Herrenhaufes gemeint hat, an dem beftehenden Forſt⸗ 
diebftahlsgefeg im Großen und Ganzen nichts ändern zu follen, daß fie insbes 
jondere gemeint hat, daß der Forfidiebftahl auch an ſtehendem Holz wie bisher 
and künftig zu beftrafen if. Wenn der Herr Kollege Seydel aus feiner Praris 
in Oftpreußen anführt, daß diefer Schuß für den dortigen Waldbeftand zu ges 
ting fei, fo ſetzt er fich damit, glaube ich, in Widerfprud mit den Anſchauungen 
aller übrigen Provinzen. Wir würden, wenn wir ſeinem Gedanken folgten, 
überhaupt gar kein Forſtdiebſtahlsgeſetz mehr brauchen; denn wenn Sie das ſte— 
bende Holz mit allem, was als ftehendes Holz anzufehen ift, aus diefem Geſetz 
ausicheiden laſſen wollen, dann würden Sie freilich für die übrig bleibenden 
Neinen Kontraventionen kaum nod) eines Geſetzes mehr bedürfen, als etiwa eines 
Polizeigefeges; ein Volizeigefeß würde dann ganz ausreichend fein, um alle übri— 
gen Fälle zu treffen. Wir haben aber geglaubt, daß da, wo nad dem Zeugniß 
der Regierung felbft ein Bedürfnig für den Waldeigenthümer nicht vorhanden 
f, daß ein größerer Schub gewährt werde, als bisher, es nicht unfere Sache 
ei, die Strafen für ſolche Kontraventionen zu erhöhen, fondern daß es dabei 
belaffen werden Tann. 

Meine Herren, die Kommiffion hat fi alfo im Großen nud Ganzen in 
lebereinftimmung mit der Regierung befunden, hat fi} aber in einem Punkte 
in Gegenfat geſetzt mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. Das Herrenhaus hat 
unter dem Forfidiebftahl auch mit einbegriffen wiffen wollen die Fälle, in denen 
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es fidh um Beeren, Pilze und Kräuter handelt. Allerdings ift ja der bis jekt 


beftehende gefetliche Zuftand der, daß die Wegnahme folder Produfte auch unter 


das Forſtdiebſtahlsgeſetz fällt. Im Großen und Ganzen muß ich im Gegenſatz 
zum Herrn Kollegen Seydel behaupten, daß diejer jeßige gefetliche Zuftand ſich 
bewährt und im Großen und Ganzen keine Anfechtung erfahren hat. Es wiirde 
deshalb nahe liegen, auch für das jetzt neu zu wmachende Geſetz dieſe Kontra 
ventionen als unter das Forftdiebftahlgefet fallend zu erachten. Aber, meine 
Herren, woher ift diefe Zufriedenheit mit dem bisherigen Zuftande gefommen? 
Dod nur dadurd), daß der thatfächliche Zuftand ein mit dem gefetlichen Zuftande 
nicht übereinſtimmender war. Es mag ja fein, daß in einzelnen Yällen wegen 
der Beeren und Pilze Verfolgungen eingetreten find, im Großen und Ganzen 


aber hat eine ſolche Verfolgung nicht flattgefunden, fei eg, weil die damit ver- 


bundene Mühe, die Auffichtsloften u. f. w. in feinem Berhältniß flanden zu 


dem geringen Werth der betreffenden Gegenftände, fei eg — und das glaube " 


ich in erſter Linie betonen zu follen —, daß das Nechtsbewußtfein des Volles 
die gejegliche Auffaffung perhorreszirt und fich ftärfer gezeigt bat als das 
Geſetz. 


einen Zuſtand fixiren zu ſollen, den die Praris nicht aufrecht erhält, daß es der 


Würde des Geſetzes nicht entſpreche, nur anf dem Papier zu ftehen und im der - 


Praris keine Geltung zu finden. Die Kommiffton hat aber ferner geglanbt, nad 
forſchen zu follen, welcher Grund denn diefer Anuſchauung beimohnt, morauf es 
denn beruht, daß das Rechtsbewußtſein des Volkes ſolche Wegnahme nicht: als 
‚Diebftahl anfieht. Die Kommiffion hat fich jagen müſſen, daß es in der That 
mit diefen geringen Waldproduften doch ganz anders liegt als mit denjenigen, 
die fonit im Walde vorfommen, fie bat fich fagen müſſen, daß fie weder Selbft- 
zwed der Waldkultur find, noch daß fie die fonftigen Zwede der Waldkultur 
wefentlich fürdern. Meine Herren, der Waldeigenthlimer fäet und baut umd 


Nun hat Ihre Kommiffion gemeint, daß es fich nicht empfehle, durch Gefet - 


pflegt nicht folcye Beeren und Pilze (Oho!), menigftend doch nur in einem gang ' 


geringen Maßftabe; im Großen und Ganzen wachſen die Beeren und Pilze ohne 


den Willen des Beſitzers, häufig fogar gegen feinen Willen, ja ich möchte be 
baupten, daß die Waldkultur da nicht hoch ift, wo fich große Mengen diejer Pro: 
dukte finden. Ebenfo wenig kann von diefen Produkten gejagt werden, daß fie, 
wie 3. B. Laub und Streu, zur Förderung ded Gedeiheng ber Baumznucht bei- 
tragen. Die Kommiffion ift der Meinung gewejen, daß der Eigenthümer eines 
- Waldes nicht verlangen Tann, daß ihm diefe ohne feine, Mühe und ohne fein 

Zuthun erwachſenen Gegenftände ebenfo geſchützt werden, wie andere, die er mit 
großer Mühe gezogen hat, oder die zum Theil höchſt werthvoll find, deshalb hat 
die Kommiſſion vorjchlagen zu follen geglaubt, dag die Wegnahme diefer gering: 
fügigen Objekte nicht als Diebftahl aufzufaffen fei. Sie befindet ſich dabei im 
Gegenjat zu den Beſchlüſſen des Herrenhaufes und im Gegenfag zu dem Ihnen 
heute vorliegenden Antrage des Kollegen Rauthe, welcher, indem er unter Nr. 4 
ſämmtliche Walderzeugnifje generell nennt, auch diefe Beeren und Pilze mit unter 
die Objekte des Felddiebſtahls gebracht wiffen will. 

Andererfeit3 hat aber die Kommiffion geglaubt, daß ohne Rechtsſchutz aud 
diefes Eigenthun nicht fein Tann. Schon im Antereffe des Schuges der übrigen 
Waldprodukte Tann, nach der Anficht der Kommiffion, der Wald nicht ganz frei 
gegeben werden, es kann nicht ausdrüdlich erlaubt werden, daß Jeder im den 
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Bald geht und diefe Produkte Holt. Auch muß zugegeben werden, daß in be- 
ſtimmten Gegenden der Monarchie diefe Beeren und Pilze doch einen anerkannten 
Werth haben und daß immerhin Schuß gewährt werden muß. 

Wir haben geglaubt, daß es fich deshalb empfiehlt, forftpofizeiliche Beftim- 
mungen hierbei maßgebend fein zu lafien. Der Antrag des Herrn Reichens- 
perger geht nuun dahin, diefen forſtpolizeilichen Beftimmungen eine gewiſſe Grenze 
zu geben dahin, daß eine höhere Strafe, als die im 8 2 beftimmte, nicht ange— 
droht werden darf, alfo nicht über 1 Marl. Bei dem Werth, dei diefe Beeren 
md Pilze haben, wird diefe Beftimmung dazu führen, daß immer die Strafe 
1 Mark ift. Ich glaube aber nicht, daß es ſich empfiehlt, dem Richter ein für 
alle Mal ein beftimmtes Strafmaß vorzufchreiben. Ich glaube auch, daß der 
Richter wohl felten, wenigftens nicht fehr oft, in die Lage kommen wird, daß ihm 
ein Fremder in feinen Wald kommt, als er felbft in einen fremden Wald geht! 
Herr Reichensperger Tann fi in diefer Beziehung im Großen und Ganzen be- 
tubigen, allzu harte Strafen werden nicht feftgefetst werden. 

Es Bleibt dann noch übrig der Antrag des Kollegen Schroeter, daß die 
Berfolgung nicht eintreten fol, wenn die Sachen an dem Ort feinen allgemeinen 
Werth Haben. Nun, meine Herren, ich glaube, daß fich folder Orte nicht viele 
finden werden, wo Beeren und Pilze gar keinen Werth haben. Ich habe im 
Ihlefijchen Gebirge im vorigen Fahre gefehen, daß ſelbſt fiir die oben auf dem 
Gebirgswalde wachjenden Beeren Zettel ausgegeben und bezahlt werden, alſo an 
Orten, wo derjenige, der die Beeren wegnehmen wollte, erft einen fehr anftren: 
genden Weg zu machen hatte: felbit da fand fi alfo noch immer ein anerfann- 
ter Werth. Aber wenn ein folder Werth einmal überall vorhanden ift, dann 
it die Folge des Antrags Schroeter die, daß alle Fälle wiederum als Holzdieb- 
Rahi beftiaft werden, und dies, meine Herren, wollen wir nicht! 

Ich bemerfe dabei, daß die Wirkung des Ausfcheidens diefer Beeren und 
Pilze aus dem Paragraphen die ift, daß einmal alle NRüdfallsftrafen, beſonders 
die im 8 7 nicht fattfinden, und daß zweitens fiir diejenigen Perfonen, welche 
eine feſtgeſetzte Geldftrafe nicht erlegen können, die Freiheitsſtrafe nicht Gefängniß, 
jondern die mildere, die Haft ift, alſo weſentlich zu Gunften der betreffenden 
Perfonen milder if. Ich kann Ahnen hiernach nur empfehlen, unter Ablehnung 
aller Amendements die Kommiffionsbefchlüffe anzunehmen. 

Abgeordneter Rauthe: Meine Herren! Das Gefeß, welches wir heute be- 
tathen, ift von feiner politifchen Bedeutung, aber von einer eminent praftifchen. 
Es beweift Ihnen das ſchon der Umftand, daß, wie Sie in der erften Leſung des 
Geſetzes gehört haben, beinahe 1, Million Straffälle jährlich zur gerichtlichen 
Entjheidung gelommen find. „Deshalb glaube ich, meine Herren, müfjen wir 
und bei Botirung dieſes Geſetzes hauptſächlich auf einen praltifchen Standpuntt 
Rellen. (Sehr richtig!) 

Wir können bei diefer Berathung nicht idealiſtiſchen Anſchauungen, nicht 
poetiichen Gefühlsſtrömungen folgen, fondern follten einen rein praftifchen Stand- 
pmit einnehmen, wenn wir für das Land wirklich einen Nuten fchaffen wollen. 
Die Feinde des Waldes find ja, wie Ihnen befannt, fehr zahlreich; ich will nur 
erinnern an Feuer- und Waſſerſchäden, an Schnee und Sturm, an Froft und 
Dürre, an Hagelichaden und Inſekten aller Art, welche am Walde nagen umd 
ihn ſchädigen. Ein erfahrener Forſtmann hat mir einmal gefagt, der ſchlimmſte 
von allen Feinden des Waldes ift jedoch der Menfch, und das fehen Sie vielfach 
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in der Praxis; denn alle Schäden, welche die Natur anrichtet, werden im Laufe 
der Zeit meiſt wieder von der Natur ausgeglichen, dagegen diejenigen Schäden, 
die durch täglichen und alljährlichen Forſtfrevel angerichtet werden, namentlid 
in der Nähe fehr bewohnter Ortfchaften, werden nicht. durch die Natur wieder 
audgeglichen; Sie finden in der Nähe foldher Ortichaften oft die tranrigften Holz: 
beflände und es koſtet außerordentlich viel Geld, Mühe und Arbeit, auf unjerem 
vielfach armen, fandigen und fumpfigen Boden der norddentfchen Ebene gute 
Holzbeftände zu erzielen. Wenn wir aber Freunde ded Waldes find, wie gewiß 
Sie Alle, fo müflen wir die jungen und halbwüchſigen Beftände, melche dem 
Forftfrevel am meiften ausgeſetzt find, fchligen, denn nur dann werden auch die 
ipäteren Gefchlechter fih an den Schönheiten des Hochwaldes erfreuen können. 
Wenn das vorliegende Gejet im Allgemeinen die Tendenz eines kräftigen Wald- 
ſchutzes verfolgt, einmal durdy Vereinfachung des Verfahrens, zum anderen durd 
Herbeiführung einer ftrafferen Beftrafung, fo können wir diefes Geſetz gewiß Alle 
nur freudig als einen Fortfchritt in der Gefeßgebung begrüßen, und ich will 
deshalb keineswegs gegen das Geſetz im allgemeinen fprechen, fondern bin im Großen 
und Ganzen mit demfelben einverftanden, und ich hoffe, es wird mit der Aus, 
nahme, die ich Ihnen vorführen will, wohl nach dem BVorfchlage der Kommiflion 
angenommen werden. Ich habe unter Nr. 270 einen Antrag eingebracht, welcher 
dahin geht, in $ 1 Nr. 4 die Spezififation wegzulaſſen. Während im 8 1 die 
Nummern 1—3 fih mit Diebftahl an Holz befaffen, handelt die Nr. 4 von dem 
Diebftahl an anderen Walderzeugniffen. Es bat nun in diefer Nummer 4 die 
Kommiffion einige Produkte geftrichen, die Beeren, Pilze und Kräuter. In diefer 
Streihung finde ich aber eine Berfchlechterung des Gefeges, wie es aus dem 


Herrenhaufe berübergefommen ift, und namentlich eine Verjchlechterung des jet 
geltenden Rechtszuftandes, ich jehe darin geradezu eine Schädigung wohlerwor- ⸗ 
bener Rechte, und ich fann dem Beſchlufſe, diefe Walderzeuguifie aus dem Bara- 


graphen zu ftreichen, nicht beiftimmen; denn ich glaube nicht, daß diefe Streichung 
dem Recht und der Billigkeit entfpricht. 

Treten wir nun den Gründen näher, welde für die Streichung diefer drei 
MWalderzeugniffe angeführt worden find, fo find es namentlich folgende: erftens 
ift in der Kommiffion gefagt worden, das Sammeln von Pilzen und Beeren fei 
auch jet nicht Arafbar; der Herr Vorredner hat angeführt, daß zwar nach dem 
Holzdiebftahlsgefeg vom 2. Juni 1852 das Sammeln der Beeren und Pilze 
auch unter den Begriff der Entwendung von Walderzeugnifien falle, daß aber 
die Praris ſich anders geftaltet habe, wie das Geſetz. Dem muß ich wider 
jpreden. Schon der Herr Negierungslommiffar hat in der Kommiffion ansge 
führt, daß auf Grund des Holzdiebftahlsgefeges, vom 2. Juni 1852 auch das 
unbefugte Sammeln von Beeren firafbar fei, und ich bin in der Lage, die Be 
weije daflir vorzulegen, daß nad) einer konſtanten Gerichtspraris alljährlich zahl- 
reihe Fälle des unbefugten Sammelns von Pilzen und Beeren beftraft werben. 
Ih lege auf den Tiih des Haufes einen Auszug aus den Alten des Kreik 
gericht3 in Görlig nieder, aus dem Sie erfehen können, daß alljährlich vielfache 
derartige Kontraventionen zur Beftrafung gelangen; diefer erfte Grund trifft alfo 
nicht zu. Als fernerer Grund ift angetührt worden, diefe Produkte feien wertf- 
[08 und e8 widerfpreche dem Rechtsbewußtſein des Volles, die Einſammlung die 
fer Produkte zu unterfagen. Beide Behauptungen treffen nicht zu. 

Ih bin in der Tage, dad Gegentheil beweifen zu kömen. Denn erftens ift 
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es durchaus unrichtig, daß dieſe Produkte werthlos ſind, ſie haben im Gegentheil 
einen weit höheren Werth als viele andere Walderzeugnifſe. Gewiſſe Holzforti- 
mente haben gar feinen marktgängigen Werth: Sie können dad Raff- und Lefe- 
holz nit auf den Markt bringen, Sie werden es nicht los; heut zu Tage iſt 
oft dad Holz in den Schlägen ſchwer verkäuflih. Sie müffen zuweilen noch gute 
Worte geben, daß die Leute das Neifig fortholen, damit nicht zur Sommerzeit 
große Feuersgefahr entfteht. Stöde künnen Sie auf Hunderten von Morgen 
zur Selbftwerbung freigeben, die Leute begehren fie gar nicht. Das find alles 
Balderzeugniffe, die zu manchen Zeiten feinen Werth haben. Dagegen find 
Beeren und Pilze ein gefuchter Artikel, fie werden in den Städten fehr theuer 
bezahlt, und ich bin in der Lage, Ihnen darüber ganz intereffante Aufichlüffe zu 
machen. 

Bei der Forfiverwaltung der Stadtgemeinde Görlig, die ausgedehnte Forſt 
von circa 120,000 Morgen befitt, bringen die Beeren und Pilze jett jährlich 
ungefähr einen durchichnittlichen Ertrag von 2400 Mark und zwar in der Weije, 
dag die Forftverwaltung Scheine ausgiebt. Dieſe Scheine werden nach dem Er- 
trag der jährlichen Ernte, je nachdem die Beeren und Pilze beffer oder weniger 
gut gerathen, mit 1, 2 bis 3 Mark bezahlt; den Ortsarmen und arbeitsunfähi« 
gen Leuten werden reifcheine gegeben. In diefer Weife wird ein fchätbarer 
Nebengewinn erzielt. Aber das Produkt, welches gewonnen wird, hat einen ko— 
Ioffat höheren Werth. Es etabliren fi dort zur Zeit der Beerenernte in der 
Nähe der Eifenbahnftation Kohlfurt und Raufcha eine Menge Handelsleute, die 
von den Bewohnern der Dörfer die Beeren auflaufen und fie in Tonnen weiter 
verienden. Man Hat berechnet, daß blos die Beeren, die per Bahn verfrachtet 
werden, jährlich einen Werth von 20— 30,000 Mark haben. Das ift doch fein 
werthloſes Produkt! 

Außerdem muß ich auch beſtreiten, daß es dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
widerſpreche, das unbefugte Sammeln von Beeren und Pilzen zu verbieten. 
Gerade das Gegentheil iſt der Fall. Die Stadt Görlitz hat die Befugniſſe der 
Bewohner von etwa 14—15 Dörfern, welche inmitten der Kommunalheide und 
an deren Grenzen liegen, abgelöſt. Jene Bewohner hatten früher dag Recht, in 
den ſtädtiſchen Forſten Beeren und Pilze zu fammeln — diefes Servitut hat die 
Stadtgemeinde mit einem Kapitalaufwand von 15,000 Mark abgelöft, (hört! 
hört!) und wenigftens in unferer Gegend muß ich) auf das entfchiedenfte beftrei: 
ten, daß es dem Nechtsbemußtjein des Volks entipräche, nad) Belieben Beeren 
zu ſammeln; im Gegentheil, ed weiß Jeder, der das thut, daß er etwas Unred- 
tes begeht, und gerade das Rechtsbewußtſein des Volks geht dahin, daß dem- 
jenigen, dem der Wald gehört, auch alles gehört, was in dem Walde mächft. 
Alſo alle die Gründe, die in der Kommiffion und heute für die Streichung der 
Beeren und Pilze angeführt worden find, treffen nicht zu. 

Daſſelbe ift auch hinfichtlih der Kräuter der Fall. Don einem verehrten 
Mitgliede des Haufes ift mir die Mittheilung gemacht worden, daß er in feinem 
Walde, der einige hundert Morgen groß ift, die fogenannte Springaufpflanze 
gepflanzt Hat, Maienglödchen, wie Sie es vielfah an den Schaufenftern fehen, 
eine ſehr beliebte Blume. Er hat diefe Pflanze dort fultivirt, fie hat einen paf- 
ſenden Standort gefunden und fid) weiter verbreitet. Was gefhieht nun? Die 
Parfümeriehändeler der nahen Großftadt haben das in Erfahrung gebracht und 
fie ſchiceen Leute dahin, die nicht nur die Blüthen fammeln, fondern auch die 
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Pflanzen mit Wurzeln ausgraben, weil e8 beliebte Zimmerpflanzen find. Alfo 
gegen ſolche Beraubungen, meine Herren, follen die Waldbefiter keinen Schutz 
finden? | 

Außerdem will ıch noch darauf hinweiſen, daß man in neuerer Zeit anfängt, 
fogar verjchiedene Kräuter und Beeren fünftlich zu Lultiviren. Man bat bereits 
den Anfang gemacht, eine beffere Sorte der großen amerikanischen Preißelbeere 
zu pflanzen, und es ift nicht ausgefchloffen, daß das auch in Betreff vieler an- 
derer Pflanzen ftattfindet, 3. B. binfichtli der Arnika u. ſ. w.; dab man aljo 
folde Kräuter im Walde pflanzt und anbaut. Ich habe auch gehört, daß man 
in anderen Gegenden die Neffel, Die auch zu folchen Kräutern zu rechnen wäre, 
nugbar madt, indem man daraus ein Gefpinft erzielt. 

Ferner ift in der Kommiffion als Grund für die Streichung der Beeren 
und Pilze Hervorgehoben worden, die Pilze wären ein werthvolles Nahrungs» 
mittel für das Volk, denn fie enthielten jehr viel Eimeißftoff. Meine Herren, 
der Grund kann wirklich nicht durchichlagend fein; denn ebenfo gut könnte man 
fagen, das Holz ift ein ſehr werthvolles Heizungsmittel für das Boll, man 
muß alfo das Holz freigeben und darf den Holzdiebftahl nicht betrafen. Meine 
Herren, wenn Sie auch die Beeren, Pilze und Kräuter im Geſetze flehen lafſen, 
fo bleibt doch jedem Waldeigenthiimer überlaffen, das Einfammeln derfelben frei 
zu geben, es wird ja Niemand gehindert, von dem Gele feinen Gebrauch zu 
machen, wo fein Kläger ift, da ift auch fein Richter. Auch unzählige Holzdieb- 
ftähle laffen die Waldeigenthümer durchgehen, ohne fie zur Anzeige zu bringen. 
Wie ih Schon gejagt habe, geben jehr viele Waldbefiger Neifig, Stückholz und 
andere weniger werthvolle Sortimente den Anwohnern ihrer Forften gern frei. 
Es ift Niemand gezwungen, von dem zu feinem Schuge erlaffenen Gejete Ge 
brauch) zu machen und eine Denunziation wegen Beeren- und Pilzviebftahls an- 
zubringen. . 

Ferner ift angeführt worden, e8 wäre graujam, denjenigen wegen Forſtdieb⸗ 
ſtahls zu ftrafen, welcher auf einem Spaziergang am Wege fi) ein paar Erd- 
beeren abpflüdt, oder den, welcher mit feinen Kindern in den Wald geht, umd 
dieje fich vielleicht dort einige Beeren pflücden, oder den, der ſich eine Hand voll 
Waldmeifter fammelt, um ſich davon eine Bowle zu machen; das wiirde den 
Menſchen alle Poeſie und allen Genuß am Walde rauben, tft gejagt worden. 
Nun, meine Herren, huldigen wir doch nicht folchen idealiftifchen Anſchauungen; 
der Herr Regierungsfommiffar hat ſchon in der Kommiſſion ausgeführt, daß eine 
ſolche Handlungsweife gar nicht einen Diebftahl involvire, kein Juriſt und fein 
Menſch wird darin einen Diebftahl finden, ebenjo wenig wie man es als Holy 
diebftahl anfehen wird, wenn Jemand in der Maienzeit hinausgeht in einen 
Eichen- oder Buchenwald, fi ein Kleines Reiß abbricht und an den Hut ftedt. 
Es wird Niemand einen Forftdiebftahl darin jehen, wenn Jemand fidh eine Hand- 
voll Beeren oder einige Pilze auf einem Spaziergang ſammelt, oder wenn ein 
Botaniker diejes oder jenes Kraut im Walde auffudht. Meine Herren, das find 
idealiſtiſche Anſchauungen, denen der Praftifer nicht huldigen kann. 

Ferner bat man als Grund angeführt, daß die Rückfallsſtrafen zu ſchwer 
feien. Es wäre wirklich barbariſch und graufam, wenn man denjenigen, der im 
dritten oder vierten Rüdfall ein paar Beeren aus dem Walde ftiehlt, zu 2 Jahren 
Gefängniß verurtheilen wollte Nun, meine Herren, haben wir denn zu unjern 
Richtern fo jchlechtes Zutrauen, daß fte fo graufam fein werden, eine arme rau 
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die zum vierten oder fünften Male fih ein paar Beeren geholt bat, mit dem 
härteſten Strafmaß zu belegen? 

Das Härtefte Strafmaß kann man fi nur angewendet denken in ganz 
(hweren Fällen, wo Leute zur Nachtzeit rottenmweife in den Wald gehen, mit 
Arten und Sägen bewaffnet, wo fie den Forftbeamten thatjächlich ſchweren Wider- 
Rand leiften und große werthvolle Bäume abfägen. Dort wird der Richter die 
ſchwerſte Strafe anwenden, fonft aber fteht es doch im richterlichen Ermeffen, 
berunterzugeben bis auf einen Tag Gefängnißftrafe, oder, mie e8 der Kommilfiong- 
antrag ermöglicht hat, in $8 bei Nüdfallsftrafen anftatt der Gefängnißftrafe 
Geldftrafe anzuwenden, wenn die Höhe der zu erfennenden Geldftrafe weniger 
als 5 Mark beträgt. Es gehört jchon ein großes Duantum Beeren dazu, wenn 
der Werth höher fein fol, und der Richter wird in den meiften Fällen in der 
Lage fein, auch felbft im wiederholten Rückfalle auf Geldftrafe zu erkennen; und 
meine Herren, ich frage Sie, ift es moralisch nicht faft verwerflicher, aus gewinn⸗ 
ſüchtiger Abficht Beeren und Pilze zu fteblen, denn fie werden gerade meifteng 
in gewinnfüihtiger Abfiht, zum Zwecke des Verkaufs gejammelt, als wenn 
Jemand aus Noth einen Holzdiebftahl begeht? Iſt es moraliſch nicht eher zu 
entihuldigen, wenn Jemand, um nicht zu frieren, in den Wald geht und fidh 
bon dort Raff- und Leſeholz Holt, oder eine dürre Stange abbricht? Moraliſch 
it gewiß der Lebtere eher entfhuldbar, als derjenige, welcher Beeren und Pilze 
ans gemwinnjlichtiger Abficht fich aneignet. 

Nun ift von dem Herrn Vorredner gejagt worden, wir. wollen ja das un- 
befngte Sammeln von Pilzen und Beeren auch nicht ungeftraft hingehen laſſen, 
jondern wir wollen e8 den forftpolizeilichen Beftimmungen liberweijen. Meine 
Herren, ich behaupte, das ift eine Inkonſequenz; sedes materiae ift bier in dem 
Forftdiebftahlsgefeg, Hierher gehört die unbefugte Entwendung von Waldproduften 
und nicht in das Forftpolizeigefeg. Das Forftpolizeigefet hat es mit ganz 
anderen Handlungen zu thun; es hat fi zu befafien mit der Beftrafung des 
yeueranzüindens im Walde, des Reitens und Fahrens durch Schonungen, des 
Zerftörens von Ameifenhaufen, von Unregelmäßigkeiten bei Holzabfuhr, Ber- 
wechjelung von Nummern an Holzftößen und jo weiter; — das alles find Be- 
fimmungen, die in das Forftpolizeigefeß gehören, aber die Beftrafung der Ent- 
wendung von Beeren und Pilzen, da wir dafür ein fpezielles Gefe haben, gehört 
bierher, und es ift deshalb vollfommen infonfequent gerade hier einzelne Wald- 
produfte herausreißen. zu wollen. 

Es fünnte fi) nun noch fragen, meine Herren, ift es zweckmäßiger meinen 
Antrag anzunehmen oder die Fafjung des Herrenhaufes wieder herzuftellen? — 
Ich behaupte Erfteres, obwohl ich mich ja auch mit der leßtern einverftanden er- 
Hären könnte, weil fie die Beeren, Pilze und Kräuter in den Paragraphen auf- 
genommen hat; ich würde doch meinem Antrage den Vorzug geben, weil er all- 
gemeiner gefaßt if. Ich halte e8 überhaupt immer fiir einen Vorzug eines 
Geſetzes, wenn es ſich nicht zu fehr in Kaſuiſtik eimläßt. Der Begriff „Wald- 
erzengniffe” ift vollkommen klar, und fann nicht zweifelhaft fein. Er paßt aud 
auf alle Berhältniffe; wenn aber im Geſetz fteht: „insbejondere die und die Wald- 
erzengnife”, jo gewinnt es den Anfchein, als ob man auf diejenigen Walderzeug- 
niffe, die bier erwähnt find, ein befonderes Gewicht legen und deren Entwendung 
befonders ſcharf ahnden wollte, auf die Entwendung anderer Produfte, die in 
dem Paragraphen nicht erwähnt find, aber weniger Werth legte. Ich will da 
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nur an verfchiedene Walderzeugniffe erinnern, die nicht erwähnt find, die aber 
doch von hervorragender Bedeutung find, wie Torf, Rohr und Schilf. Ich glaube, 
daher, es ijt zwedmäßig, ganz allgemein zu jagen: „andere Walderzeugniffe“ 
Es mögen fi) dann die Kulturmethoden, die Benugungsarten in der Folge ändern, 
wie fie wollen, der Begriff ift immer firirt. Alfo bitte ih Sie, meine Herren, 
nehmen Sie meinen Antrag an, Sie werden dann mohlerworbene Rechte 
hüten und werden fich verdient machen um die Pflege unſerer Waldkultur. 

Abgeordneter Dr. Baehr (Kaffe): Meine Herren! Die bisherigen Ber- 
handlungen haben mich tiberzeugt, daß über den bier fraglichen Gegenftand in 
den verjchiedenen Provinzen durchaus verjchiedene Rechtsanfchauungen beftehen, 
— mohl nad uralter Gewohnheit. In einzelnen Provinzen fcheint es durchaus 
nicht dem Nechtsbemußtjein des Volkes zu widerfireben, daß der Eigenthümer 
feinen Wald ſchließt und fagt, es darf auch nicht das geringfte Walderzeugniß 
ohne meinen Willen genommen werden, Alles gehört mir, und Jeder, der fi 
Etwas nimmt, entwendet e8 mir. In anderen Provinzen, und zwar gerade in 
denjenigen, glaube ich fagen zu fünnen, in denen von Urzeiten an deutſche Ve 
völferung ift, ift die Rechtsanſchauung eine gang andere, dort befteht eine tief- 
gehende Gewohnheit, und ich glaube als Juriſt fagen zu können, in der 
That ein Gewohnheitsrecht, daß die hier fraglichen geringften Waldprodufte 
jeder beziehen kann, der fie beziehen will. In diefem Sinne ift nad dem 
Rechtsbewußtſein unſeres Volkes der Wald noch heute Gemeingut des Volkes. 
(Zuruf: Leider!) 


Das kommt auf Anfchauungen an, ob man fagt: leider, oder: Gott ja 


Dank; ich fage nicht leider. 

Für das eben von mir Angeführte haben Sie in Folgendem einen Beweis. 
Man hat hier deduzirt, es ſei der Bezug jener Waldprodufte fchon jet verboten, 
denn der $ 2 des Geſetzes von 1852 bedrobe die Entwendung aller Waldprodukte 
anderer Art mit Strafe. Nun frage ich aber die Herren und die Herren Regie 


rungsvertreter: Sind denn jemals in den Provinzen, in welchen jene Anjhauung 


befteht, Fälle diefer Art zur Strafe gelommen? Ich glaube niemals! Warum 
haben die Polizeibehörden feine Anzeige gemacht, warum hat der Staatsanwalt 


nicht verfolgt, und warum hat nie ein Gericht eine Strafe erlannt? Läßt fd 


annehmen, alle diefe Behörden hätten pflichtwidrig gehandelt? Das ift ja nid E 


zu denken, vielmehr ift es nur gejchehen, weil es im vollften Bewußtjein des 
Volkes lag, daß man diefe geringen Erzeugniffe, die für den Wald, als folcen, 
feinen Werth haben, gar nicht als „Waldprodufte” im Sinne des Gefeges an⸗ 


ſehe. Dieje Differenz in der Anſchauung zwiſchen den verjchiedenen Provinzen | 
flingt auch entſchieden durch in einer der Neden, welche ein Regierungsvertreter . 


in dem Herrenhaufe, der Landforftmeiiter Miller als Bertreter des Finanz— 

minifter8 gehalten hat. Ich will nur eine furze Stelle daraus vorlejen, e 
jagt: 

„Es ift gegen das (dem Eigenthlimer zugemwiejene) Verbot einge 

wendet worden, daß dem Waldbefiter ein Odium treffen foll, went 

er das Beerenfammeln verbiete. Dagegen ift geltend zu machen, daß 


da, wo ſchon jett jeitens des Waldbeſitzers jelbft die Beeren benutzt 


werden, mo derjelbe ſchon jett eine Einnahme daraus erzielt, von einem 
Odium gar feine Rede fein Tann, wenn ein ſolches Verbot ergeht. — 
Inden Gegenden, wo das bisher nicht gefchehen ift, mun 
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da — fragt es fi, ob es von vornherein wünſchenswerth 
ift, das dies geſchieht? 

An anderer Stelle hebt er noch hervor, daß gerade für die ärmften Schichten 
der Bevölkerung, welche durch das Beerenfammeln einen Arbeitsverdienft ficdh 
ihaffen, die Befugniß hierzu zu erhalten fei. Bei diefer durchaus verjchiedenen 
Sadlage in den verfchiedenen Tandestheilen halte ich e8 fiir ein glüdliches Aus- 
funftSmittel, das die Kommiffton getroffen hat, daß nämlich diefe Beftimmung 
aus dem Yorftdiebftablsgefeg ausgejchieden werde und man ftatt deſſen gefagt 
bat: Das unbefugte Sammeln unterliegt den Forftpolizeibeftimmungen. 

Ich bin freilich zweifelhaft, ob dies heißen ſoll: es bleibt dem Forftpolizei- 
gejeg vorbehalten, hierüber Beftimmungen zu treffen, oder ob es heißen ſoll: es 
fol auf adminiftrativem Wege Durch Polizeiverortnung die Sache angeordnet 
werden. Würde fi der Sat auf eine gefetliche Regelung diejer Vorſchrift bes 
ziehen, jo wird uns die Trage noch vorbehalten bleiben, wie wir dieje regeln 
jollen. Soll aber durch Polizeiverordnung die Sache geordnet werden, jo kann 
ih die Regierung nur dringend bitten, auf diefem Wege nicht in denjenigen 
Landestheilen Vorſchriften zu machen, in welchen bisher diejes Beerenjuchen völlig 
freigegeben if. Es würde das, meiner Auficht nad, ein Unrecht und ein Fehler 
fein; ein Unrecht, weil dadurch ein Recht genommen wird für die ärmften Theile 
der Bevölkerung; ein Fehler, weil dadurch eine Aufregung in unfere ländliche 
Bevölkerung hineingeworfen werden würde, welche zu dem Intereſſe, welches fich 
an diefe Sache knüpft, gar nicht im Verhältniß ſteht. Ich bitte Sie deswegen 
den Kommiffionsantrag anzunehmen, empfehle Ihnen aber zugleich den Antrag 
des Kollegen Neichensperger, den ich für durchaus zwedmäßig halte. 

Ich möchte bier noch auf eine juriftifche Frage zurüdtommen, die jo eben 
auch in den Worten des Herrn Vorredners eine Berührung gefunden hat. Es 
findet fich in dem Bericht als Anficht eines Regierungsvertreters ausgeſprochen: 
„Was Diebftahl fei, definire das Reichsgeſetz, man müſſe jedem Richter zutrauen, 
daß er zu unterfcheiden wiffen werde, ob eine Handlung die Merkmale des Dieb- 
ſtahls an fich trage oder nicht. Wenn wiederholt auf Fälle hingewieſen worden 
fei, wie die, daß ein Spaziergänger fich einen Stod abjchneidet oder einen Zweig 
abbricht, um ihn auf den Hut zu fegen oder ein Botaniker Pflanzen jammelt, jo 
jeien diefe Handlungen nicht Forftdiebftahl, weil das Erforderniß einer gewinn⸗ 
ſüchtigen Abficht fehle und fein Richter werde deshalb eine Strafe ausſprechen.“ 
Da eine ſolche Aeußerung ſich in einem offiziellen Bericht findet, muß ich meiner- 
ſeits erklären, daß diefe Anfiht — ich weiß nicht, welcher NRegierungspertreter 
diefe Anficht ausgejprochen hat — juriſtiſch völlig unbaltbar iſt. Ich begreife 
nit, wie man dazu kommt, die „gewinnfücdhtige Abficht“ als ein Erforderniß 
des Forſtdiebſtahls hinzuftellen. Mit diefer gewinnfüchtigen Abficht verhält es 
Ah Hiftorifch folgendermaßen. Es ift in früheren Definitionen des Diebftahls 
öfter$ gefagt worden, es jei dazu eine gewinnfüchtige Abficht nöthig, man über- 
jeßte fo einige Worte des römischen Rechts, die Worte „lucri faciendi causa“, 
welde in einer Definition des Diebſtahls vorkamen. Die Wiſſenſchaft ift aber 
niemals zweifelhaft gewefen, daß unter der „gewinnſüchtigen Abficht” nichtS anderes 
zu verftehen- fei, als die mit dem Bemwußtfein der Nechtswidrigfeit verbundene 
Abſicht, ſich die Sache anzueignen, und deswegen ift nicht allein daS preu⸗ 
Bilde Strafgeſetzbuch ſondern aud das Reichsftrafgefegbud davon ausgegangen, 
die gewinnfüchtige Abſicht nicht als Erfordernig des Diebftahls in dem Geſetze 
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anfzunehmen fe. Nun verſteht man unter gewinnflichtiger Abficht entweder die 
rechtswidrige Aneignung, dann ift die Behauptung, daß in den in dem Berichte 
aufgeführten Fällen dieſe Abficht fehle, unrichtig; oder man verfteht etwas 
anderes darunter, dann tft eine folche Abficht nicht erforderlih. Ich kann es mir 
als möglich denken, daß jener Ausführung vielleicht ein ganz anderer Gedanke zu 
Grunde liegt, der aber feinen korrekten Ausdrud gefunden hat. Es kann vor- 
fommen, daß der Gegenftand des Diebftahl® fo abfolut geringfügig ift, daß man 
deshalb feine Strafe erkennen mag, nah dem allgemeinen Grundfag: minima 
non curat praetor. Wenn alfo Jemand im Walde gebt und ein Blatt vom 
Baume bricht, fo wird ihn in diefer Beziehung feine Strafe treffen. Iſt das 
gemeint, fo faun ich mid dem nur anfchließen. Aber ich möchte doch davor 
warnen, daß nicht etwa eine Anſchauung fich geltend macht, als ob der Spazier- 
gänger, wenn er Waldprodufte fi) aneigne, frei fei, aber derjenige, der aus Noth 
die Waldprodufte jammelt, beftraft werde. Das wäre doch in der That eine 
jeher bedenkliche Jurisprudenz. Meine Herren, ih empfehle Ihnen aljo den 
Antrag der Kommilfion in Berbindung mit dem Antrage des Abgeordneten 
Reichensperger. 

Abgeordneter Schröter (Barnim): Meine Herren! Trogdem ich mir nicht 
verhehle, daß e3 unter den obmwaltenden Berhältuiffen gegenüber der Gefchäftslage 
des Hauſes der Rüdficht, welche auf die Kommiffionsbeichiüffe hier genommen zu 
werden pflegt, — und auch der Rüdficht, welche im Intereſſe der Durchbringung 
des Gejeges, auf die Beftimmungen des anderen Haufes in diefem Haufe ob- 
walten wird, — obgleih ih mir alfo fage, daß es unter diefen Umftänden 
ſchwierig fein wird, irgend einen Abänderungsantrag durchzubringen, habe id 
doch geglaubt, bei den von mir geftellten Anträgen ftehen bleiben zu müfjen, 
weil ich fie nach meiner feften Ueberzeugung für gerechtfertigt halte. Geftatten 
Sie mir eine ganz kurze Begründnug des erften Antrages, aber vorher noch 
wenige allgemeine Bemerfungen. 
| Man hat gejagt, daß viele der ragen, die heute in der Debatte hervor 
treten werden und die Gegenftand der auch von anderen Mitgliedern. des Haufe 
geftellten Anträge ja bisher ſchon geltendes Recht geweſen find, und daß in ber 
Praris ihre Anwendung eine äußerſt geringfligige, faft niemals vorgekommene 
ſei. Ja, das ift richtig. ES ift namentlich zum Beifpiel bezüglich Der Beeren, 
Pilze und Kräuter nah dem Holzdiebftahlsgejeg von 1852 geltendes Recht ger 
weien, daß die Wegnahme derjelben zu beftrafen fei; aber in der Praris ift diejed 
Strafgejeg faft niemals angewendet worden, weil es von einem großen Xheile 
jelbft der Forftbeamten, gar nicht gefannt wurde. Man hat nicht gewußt, daß 
die Strafbarkeit vorhanden if, man hat nicht davon geſprochen. Sekt find aber 
diefe Fragen angeregt worden und es ift dringend nothwendig, diefelben zum Aus 
trag zu bringen, weil dag Nechtsbemußtfein des Volkes auf das Allerempfind- 
fihfte dadurch berührt wird. Ich Hin im Allgemeinen durhaus fein Anhänger 
einer Verflahung und Verwäſſerung der Strafgejege. Ich Halte auch nament- 
ih vom liberalen Standpunkt es durchaus nicht für geboten, liberal dafür ein 
zutreten, daß die Lage unferer Verbrecherwelt gegenüber der VBerurtheilung und 
in dem Gefängniß immer angenehmer ſich geftaltet. Aber das verhindert mid 
nicht, allen Härten entgegenzutreten, wo ich fie finde, und namentlich kann ih 
nicht in den allgemeinen Ruf mit einflimmen, daß eine bedeutende Verfchärfung 
der Forftdiebftahlsftrafe geboten fei. Man rechtfertigt diefe Verſchärfung — und 
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die Sommiffionsvorlage thut das — aus einer bedeutenden Zunahme der Forſt⸗ 
diebſtähle. Das ift unrichtig; die Diebftähle Haben abgenommen. — (Sehr 
richtig!) 

Wenn ich annehme, daß im Jahre 1852, wie unſer Kommiſſionsbericht es 
jagt, 325,000 Diebſtähle vorhanden find, und im Fahre 1875 400,000, fo ent- 
ſpricht dieſe anſcheinende Zunahme durchaus nicht der Zunahme der richterlichen 
Geihäfte im Allgemeinen, die beinahe 100 Prozent beträgt, und auch nicht der 
Zunahme der Bevölkerung. Ich behaupte, es ift auch eine Zuuahme der Werth- 
objekte durchaus nicht vorhanden. Sie wollen nur berüdfichtigen, daß der Holz- 
werth im Allgemeinen um beinahe 100 Prozent geftiegen ifl. Dieje Gründe der 
Berihärfung der Yorftdiebftahlsftrafe treffen meines Erachtens nicht zu; ich fehe 
vielmehr eine Hilfe gegen eine etwaige Vermehrung des orftdiebftahls in der 
Zukunft in einer energifhen und geeigneten Handhabung des Gejeges. Mit den 
bisherigen gefeglichen Beftimmungen war in diefer Beziehung ſehr gut auszulommen. 
Das weiß ich aus eigener Praxis. Ich bin feit langen Jahren Forftrichter und habe 
viele taufend Fälle jährlich abgeurtheilt und gejehen, dag man mit einer geeigneten 
Handhabung auch der bisherigen Beftimmungen fehr leicht im Stande ift, die 
Holzdiebftahlsfälle um mehr als die Hälfte herunter zu bringen, wie es mir 
Watfächlich gelungen ift, namentlich durch eine ftrenge Kontrole der Rüdfälle, 
Ihnelle Berurtheilung und Beftrafung. Diefer legteren fteht nun ganz entjchieden 
entgegen der Umftand, daß die Gefängnißftrafen vollftredt werden können in 
Arbeit. Es ift das nach diefer Richtung Hin eine fehr bedenkliche Sache; denn 
die Bollftredung des Erkenntniffes wird dadurch auf Fahre verzögert, jo daß die 
Wirkſamkeit der Strafe vollftändig abgeſchwächt wird. Andererſeits aber ift die 
Einrihtung eine fehr humane, und wenn die Königliche Staatsregierung nur 
daranf Bedacht nimmt, daß die Forfiverwaltungen angewiefen werden, in allen 
Fällen, in denen fie feine Arbeit für die Forftfträflinge haben, die Kiften fofort 
wrädzugeben, dann wird fich diefer Uebelſtand vermeiden laffen. 

Außer allen dieſen Umftänden ift nun aber auch bei Beurtheilung der vor» 
hegenden Fragen zu berüdfichtigen, daß durch die ganze Natur des Eigenthums 
am Walde fich eine Rechtsanſchauung im Volke gebildet hat, die nach manchen 
Seiten hin den Wald als etwas betrachtet, an dem die Allgemeinheit einige 
Rechte hat. In gemiffen Sinne ift diefe Auffaffung ja auch berechtigt. Sie 
werden es zum Beifpiel niemals vermehren dürfen, daß Jemand fih im Walde 
erfriicht und dort fpazieren geht, während Sie ihn aus ihrem Eigenthum fonft 
äberall herauswerfen können. Dann beftehen noch fonftige intenfive Beziehungen 
der Allgemeinheit zum Walde in fanitären, klimatiſchen und anderen Hinfichten, 
die dag Waldeigenthum in höchſter Weiſe beeinfluffen und bejchränten. 

Dieſer Rechtsanſchauung im Volke, die thatſächlich eine Rechtsanſchauung 
iſt und nicht etwa blos eine Mißbildung, muß eine Geſetzgebung Rechnung tragen. 
Es beſteht die Geſetzgebung auf dem rechtlichen Gebiet ja nur in der Firirung 
des im Volfe lebendigen Rechtes. Wo man e$ verfucht hat, dem entgegenftehende 
Befimmungen zu treffen, da hat dies ſich in der Negel gerächt, weil es unklug 
and unrecht ift. 

Nun, meine Herren, die Regierungsvorlage, aud die Kommiffionsporlage, 
dat ja diefem, nach verfchiedenen Richtungen hin zielenden Geſichtspunkten Redh- 
nung zu tragen gefucht. Die Frage ift aber eine fo äußerſt jchmwierige, daß es 
gar nicht Wunder nehmen kann, wenn man nicht überall das Richtige getroffen 
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haben follte. Am jchwierigften war die VBegriffsbeftimmung des Forftdiebftahls, 
und dieje beichäftigt uns beim $ 1. Wenn es richtig wäre, was im Herren- 
hauſe gefagt ift, daß das Eigenthum am Walde ganz gleich wäre mit dem Eigen: 
tbum an einem Rod oder an einem Haufe, dann wäre diefe Frage gar nicht 
aufgeftellt worden, dann wäre e8 gar nicht zu begreifen daß in einer parlamen- 
tarifhen Verfammlung eine folhe Frage zur Beachtung gelangt, und daß Be 
flimmungen, wie fie in den Kommilfionsvorlagen fi finden, angenommen find. 
Die Beftimmungen wegen der Beeren, Pilze und Kräuter wären einfach nichts 
weiter, als ein ganz widerrechtlicher, unbegreiflicher Eingriff in die Eigenthums- 
ſphäre. Das ift nun eben nicht der Fall, ſondern es finden dieje Beftimmungen 
eine vielfeitige und im Volke faft allgemeine Zuftimmung. Soweit es fi um 
das Haupterzeugniß des Waldes handelt, das heißt, um das Holz und um Alles, 
was mit der Holzerzielung in unmittelbarem Zufammenhange fteht, aljo mas in 
Nummer 4 des Paragraphen im Einzelnen aufgeführt iſt: Sämereien, Streu 
wert, Nadelholz, Saft, — ich bemerke, dab ich diejes letztere Wort Hinzugejegt 
babe, indem es in der Kommiffionsporlage fehlt, — darüber ift man nirgends 
zweifelhaft, daß in der Wegnahme diefer Gegenftände ein Holzdiebftahl zu finden 
if. Die Schwierigkeit liegt in den anderen Erzeugniffen, die der Wald nebenbei 
hervorbringt und zwar auch nicht einmal überall gleihmäßig und in gleicher 
Weile. Da hat nun die Kommiffion ſchon die Beeren, Pilze und Kräuter aus 
genommen, indem fie jehr richtig fagt: dadurch, daß derartige Gegenftände im 
Walde ungenugt verfommen, werde jein bedeutender vollswirthichaftlicden Schaden 
verurjacht, indem eine Menge von Nährftoffen verloren gehen, andererjeitS werde 
an verfchiedenen Stellen der Monardie die Entnahme dieſer Gegenftände für 
etwas Wohlberechtigtes und Erlaubtes gehalten. Diefelben Gründe aber, welde 
bezüglich der genannten drei Erzeugniffe angeführt wurden, treffen auch Hinficht- 
li der anderen Nebenerzeugniffe des Waldes, namentlich auch hinfichtlich des 
Grafes zu. Auch das Gras ift oft fo ſporadiſch vorhanden, daß es vom Eigen 
thümer nicht geworben wird, obwohl es ein wichtiges Flitterungsmittel ift. Auch 
diefe Erzeugniffe werden von den Waldeigenthümern in jehr vielen Fällen nidt 
geworben, weil fie in zu geringfügigen Maffen vorkommen, und die Waldeigen- 
thümer, zum Beifpiel Rittergutsbefiger, nicht felbft die Einfammlung vornehmen, 
während die Werbung durch bezahlte Arbeiter nicht lohnt. Nun meine ich, man 
muß einen allgemeinen Gefihtspunft finden, von dem aus dieje Fragen bezüg- 
lich diefer Nebenerzeugniffe des Waldes beurtheilt werden, und diefen allgemeinen 
Geſichtspunkt, dieſen Rechtsgrundſatz finde ich darin, daß ich ſage: der Wald- 
eigenthiimer fol überall da, wo diefe Nebenerzeugniffe an fih im Walde einen 
allgemeinen Werth, fei eg einen Verkaufs-, fei e8 einen Verpachtungswerth Haben, 
jo zu jagen einen Werth auf den Halm, auf den Stiel, in feinem Eigenthums- 
recht gejchütt werden, denn in diefem Falle ft die Wegnahme, meiner Ueber- 
zeugung nad, in der That Diebftahl, wo aber diefe Gegenftände erſt dadurd 
überhaupt einen Werth erhalten, daß arme Weiber und Kinder oder andere Per 
jonen fie fammeln, und wo diefer Werth fich lediglich erſt dadurch berechnet, daß 
diefe Arbeit des Werben! darauf verwandt ift, da foll man dieje Erzeugniffe dem 
Bolfe freigeben. Meines Erachtens läßt fih nur in diefer Weije ein allgemein 
durchſchlagender Grundfag aufftellen und man erlaugt dadurch zugleich, daß man 
dieſe Beftimmungen der Polizeiwillfür entzieht. 
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Es ift meinem Vorſchlage an anderer Stelle entgegengejet worden, daß, 
weil die Anfchauungen und die thatfächlichen Verbältniffe in diefen Beziehungen 
in den einzelnen Provinzen verjchieden feien, durch eine allgemeine Strafbe- 
: fimmung an der einen Stelle des Landes flraffrei wird, was an einer anderen 
Stelle beftraft wird. Ich halte es gerade für einen Vorzug der Faſſung, die 
ich ihnen vorgejchlagen habe, daß fie auf alle Verhältniffe paßt nnd daß fie fih 
. den thatjächlichen örtlichen Berhältniffen anpaßt. Außerdem hat fie den Vorzug 
dag fie mit der fortichreitenden Entwidelung der Intenfivität des Waldeigenthums 
in den einzelnen Gegenden fih dennoch anwenden läßt. Wenn heute die Beeren 
irgendwo einen allgemeinen Werth erhalten, den fie bisher nicht Hatten, dann ift 
die Beftimmung fofort anwendbar. Ich bin der Meinung, daß die Sache prak— 
tiſch durchaus nicht fehwierig anzumenden if. Es weiß in den bezüglichen 
Gegenden jedes Kind, ob foldde Gegenftände einen Werth an Ort und Stelle 
haben oder nicht, das weiß auch der, welcher fie einfammelt, das weiß auch der 
Richter ebenſowohl; follte diefer eg nicht wiffen, jo kann die Thatfache durch Ver- 
nehmen von Auskunftsperjonen fofort feftgeftelli werden. In der Gegend, in 
welcher ich FSorftrichter bin, find die Königlichen Oberförfter und auch die Privat- 
befiger alle der Ueberzeugung, daß ſolche Produkte werthlos find; da tritt zum 
Beifpiel fein Menſch der Beerenfammlung entgegen. Daß diefe Beurtheilung 
der Frage dem polizeilihen Ermeffen entzogen wird, ift von meinem Standpunft 
aus gleichfalls ein Vorzug, den mein Antrag hat. Derjelbe läßt im Uebrigen 
die drei erfien Nummern der Kommiffionsvorlage nnberührt; in Numme 4 führt 
er alle diejenigen Erzeugniffe auf, die mit der Holzerzeugung unmittelbar zu— 
ſammenhängen und Eonftituirt an denſelben einen Diebftahl; in $ 5 werden alle 
die Erzeugniffe aufgeflihrt, die nebenher im Walde vorfommen und an diejen 
Ionfitwirt er den Diebftahl nur, wenn fie den von mir bezeichneten aUgeMEIEEn 
Werth haben. Ich bitte den Antrag anzunehmen. 

Abgeordneter Loewenſtein: Meine Herren! Es will mir fo fcheinen, als 
wenn die Diskuffton fich etwas in Theorien bewegte. Ich glaube nämlich, der 
Diebſtahl an allen diefen Produften. von welchen bier die Rede ift, wird in 
feiner Weife deshalb abnehmen oder zunehmen, weil wir ihn unter befondere 
polizeiliche Borfchriiten oder unter das Forfidiebftahlsgejeg ftellen. Meine Herren, 
; die Entwendung der Beeren und Pilze fteht bis jetzt ımter den Strafen des 
‚ Holzdiebftahlsgejeges. Es ift aber von vielen Seiten glaubhaft berichtet worden, 
daß die Forftpolizeibeamten zum großen Theft ſelbſt feine Kenntniß von dieſer 
Anwendbarkeit haben. Was beweift da8? Meine Herren, das bemeift, daß Ge- 
ſetze unwirkſam bleiben, ſofern fie nicht auf dem Nechtsbemußtjein des Volkes 
beruhen. Wir erzeugen nicht das Recht durch unfere Gejee, ſondern wir ſuchen 
das Recht auf und beftrafen das, und nur mas nad) einem richtigen Volksbewußt- 
fein für firafbar gilt. Als Holzdiebftahl wird die Entwendung der Beeren und 
Pilze in dem größten Theile von Preußen zur Zeit nicht angefehen und ich be- 
jweifle, daß wir durch das vorliegende Geſetz in diefer Beziehung eine Aenderung 
bewirken würden. Wie it man denn überhaupt dazu gelommen, bei dem vor- 
liegenden Geſetze ſich dieſe Frage nochmals vorzulegen? Einfach deshalb, weil 
die Strafe im Allgemeinen verfchärft werden foll, weil wir flatt des Afachen den 
ö, flatt des 8 den 10fachen Werth einführen, und weil wir in den Riücdfallftrafen 
entihieden tiber das beftehende Necht hinausgehen. Da war e8 in der That an 
der Zeit, fich die Frage vorzulegen, ob die Entwendung von Beeren und Pilzen 
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Künftig als Forftdiebftahl anzujehen fein foll, und, ich glaube, die Kommilfion hat 
gut gethan, dies zu verneinen. 

Meine Herren, es fragt ſich dann blos, ob wir ung begnügen können bei 
der allgemeinen Beftimmung, daß die Sache mit den Polizeivorfchriften allgemein 
abgemacht werden foll, oder ob wir, dem Antrage des Kollegen Reichensperger 
folgend, jchon jetst beftimmen wollen, daß die künftigen Polizeivorfchriften die 
Strafe, welche wir bier feſtgeſetzt haben, nicht überjchreiten Dürfen. Ich meiner- 
feit3 möchte mich gegen den Antrag des Kollegen Reichensperger erllären. Meine 
Herren, wenn das Forftdiebftahlsgefeg in diefem Fahre zu Stande käme, fo würde 
es iiberhaupt einer ſolchen Vorſchrift nicht bedurft haben, denn das Forſtpolizei⸗ 
gejeg würde dann die Entwendung von Beeren und Pilzen unter eine befondere 
Strafe geftellt Haben. Leider ift die Gejchäftälage eine derartige, daß wir das 
Teldpolizeigefeg in diefem Jahre nicht mehr zu Stande bringen fünnen, und es 
würde num eine Lüde entftehen, wenn das Feldpolizeigefeg künftig nicht fo zeitig 
zu Stande füme, daß es mit diefem Gejeg zufammen in Kraft treten könnte. — 
Ich halte es deshalb für nothwendig, daß zur Zeit nur auf polizeiliche Beftim- 
mungen allgemein verwiejen und dahin geftellt gelaffen wird, ob diefelben im Feld⸗ 
polizeigefe ftehen oder auf dem gewöhnlichen Wege der Polizeiverordnnung er- 
gehen follen. Nun, meine Herren, gebe idy ja zu, es liegt die Gefahr vor, daß 
diefe Polizeiverordnungen über das uns billig fjcheinende Maaß Hinausgehen 
fönnten, und ich halte es deshalb an fih für einen richtigen Gedanken, daß der 
Kollege Reichensperger dem vorbeugen will. Indeſſen, ich möchte doch auf 
Zweierlei aufmerkſam machen. Einerſeits ift ja die Strafe, welche durch Bolizei- 


verordnung feftgejet werden kann, im Allgemeinen feine unbejchränfte, jondern - 


e3 find gejetliche Normen, welche vorjchreiben, wie weit das Verordnungsrecht 
einer jeden Polizeibebörde in diejer Beziehung geht. Wollten wir bei Geftattung 
von Polizeiverordnungen in jedem Falle auch noch innerhalb des Strafmaßes 
vorprüfen, ob eine Strafe von 1 oder 3 oder 5 Mark die richtige ift, fo glaube id, 
würden wir in der That von dem richtigen Standpunkte des Geſetzgebers gegen 
über den Bolizeiverordnungen uns entfernen. Ich bin aber außerdem der Mei 


nung, daß wir durch den Antrag Reichensperger ein ganz neues Element in die 


Polizeiverordnungen hineinbringen würden. Das Holzdiebftahlsgefeg hat nämlich 
feine Strafen, wie fie fonft in allen unferen Polizeiverordnungen beftehen, Strafen 
mit einem Minimum und einem Marimum von Geldbuße oder Freiheitsftraie, 
fondern es fett die Strafe ohne»Spielraum feft mit einer Berüdfichtigung de 
Werthes des Entwendeten. Meine Herren, ich würde es in der That für um 
zwedmäßig halten, wenn Sie für die PVolizeiverordnungen eine gleiche Art ber 
Strafberehnung anführen wollten. Sie witrden dann daffelbe Werthermittlungd 
verfahren nöthig machen, Sie würden dann erft durch den Oberförfter bei jeder 
einzelnen polizeilichen Verfolgung den Werth feſtſtellen laſſen müffen, Sie würden 
im Falle des Widerfpruchs gegen das polizeiliche Strafmandat auch vor dem 
Richter immer erft den Werth abſchätzen laſſen müffen. Ich glaube danach, daf 
es vorzuziehen iſt, Die polizeilihen Verordnungen in diefer Beziehung nicht zu 
beſchränken. Meine Herren, ich made auch darauf aufmerfjam, daß, wenn die 
Polizeibehörde eine wirkſame Verordnung erlaffen will, fie ftet3 gut thun wird, 
die Strafe nit zu hoch anzudrohen, denn je höher in der Polizeiverordnung 
die Strafe beftimmt wird, defto feltener werden die Anzeigen erfolgen, und defte 
geringer werden nachher“, wenn es zur richterlichen Entfcheidung fommt, nad 
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einem allgemeinen Erfahrungsfate, die Berurtheilungen erfolgen. Meine Herre n 
es ift nun einmal pigchologifch jo, auch der Richter läßt fich bei der Beurthei- 
- fung der Sache ſehr leicht verführen, etwas fchwieriger in der Gewinnung der 
- Meberzeugung zu fein, wenn er der Anficht ift, daß die angedrohte Strafe ent⸗ 
ſchieden der Straftat nach ihrer Wichtigfeit und Bedeutung nicht entipricht. 

Ich möchte mid nun noch zum Schluß mit einigen Worten gegen die Amende- 
ments des Kollegen Schröter (Barnim) wenden. Meine Herren, es fteht der An- 
trag unter I, 5 in genauem Zujammenhang mit dem Antrag unter I. Der 
Kollege Schröter (Barnim) ift wohl, glaube ich, im Irrthum feinem eigenen An⸗ 
trag gegeniiber, wenn er meint, daß durch die Annahme feines Antrages die 
Entwendung derartiger Produkte den polizeilihen Vorjchriften entzogen würde. 
Der Kollege Schröter fcheint dabei tiberfehen zu haben, daß es in Nr. 2 feines 
Antrages heißt: „eine ftrafbare Handlung ift, abgefehen von einer etwaigen 
lebertretung polizeiliher Borjchriften, nicht vorhanden, wenn der weg⸗ 
genommene Gegegenftand feiner Duantität u. ſ. w. nad erfolgt if.“ Daraus 
- jelgt alfo, daß neben dem Antrage Schröter noch immer, auch für die unerheb- 
lihften Gegenftände, polizeiliche Verordnungen erlaffen werden können. Alfo diefe 
polizeilichen Berordnungen fchließt der Kollege Schröter in feiner Weife aus, fo 
daß ich glaube, daß diefer Theil feiner Ausführung wohl blos auf einen augen- 
blidlihen Irrthum berubte. 

Was nun aber den Antrag im Einzelnen betrifft, fo meine ich in der That, 
es giebt faum eine unglüclichere Definition, al8 wenn man davon ſprechen will, 
daß die Walderzeugniffe einen allgemeinen Werth haben. Herr Kollege Schröter 
hat zwar mit großer Sicherheit gejagt, es wiſſe das jeder, ob die Sache einen 
allgemeinen Werth habe; indeffen Sie haben eben fchon hier fehr verjchiedene 
Anfihten dariiber gehört; der eine Herr hält eg für unerheblich, ob die Sache 
im Walde einen allgemeinen Werth bat, der andere, ob fie in der Stadt einen 
allgemeinen Werth hat. Ya, meine Herren, wo fängt der allgemeine Werth an 
und wo hört er auf? Lägen die Gegenjäge ſtets fo fchroff, wie es vielleicht 
zwiichen den Forſten der Stadt Görlig und zwiſchen einem Walde befteht, ın dem 
vereinzelt ein paar Beeren wachſen, dann wäre die Entſcheidung ja leicht. Aber 
die meiften Fälle liegen in der Mitte Und nun verlangen Sie nicht blos vom 
Richter und nicht blos von Forftbeamten, daß er die Frage beantwortet, jondern Sie 
fordern auch noch weiter den thatfächlichen Nachweis, daß der Thäter fich bei 
der firafbaren Handlung bewußt geweſen ift, daß diefe Probufte einen all» 
gemeinen Werth haben. Das ift eine ſolche Schwierigkeit, daß jchon daran das 
Geſetz fcheitern muß, indem der Richter in jedem alle freifprehen fann und 
in den meiften Fällen freifpredhen muß, weil er bei dem Thäter das Bewußt⸗ 
jein vermifjen wird, daß die Sachen einen allgemeinen Werth haben, 

Nun würde es fich weiter um den folgenden Sat handeln: 

Eine firafbare Handlung ift abgejehen von einer etwaigen Leber- 
tretung polizeiliher Borjchriften, nicht vorhanden, wenn der weg⸗ 
genommene Gegenſtand feiner Duantität, wie feinem Werthe nad ganz 
unerheblih und die Wegnahme nicht in gemwinnfiichtiger Abficht er- 
folgt ift. 

Ja, meine Herren, diefem Sate liegt an fich wohl ein richtiger Gedanke zu 
Örunde, wenn diefer Gedanke auch mit den Worten „gewinnfüichtige Abficht”, wie 
dert Kollege Baehr auseinandergeſetzt hat, nicht glücklich ausgedrüdt iſt. Aber 
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meine Herren, ich halte jeden Ausdruck für völlig überflüſſig. Wir könnten bei 
dem Diebſtahlsparagraphen, der viel ſchwerere Strafen verhängt, ganz gleiche 
Befürchtungen haben. Es iſt beiſpielsweiſe erwähnt worden, daß ein Mann ſich 
einige Halme Stroh aus einem Wagen zieht, ich habe ſelbſt geſehen, daß einzelne 
Herren aus öffentlichen Lokalen gerne Zündhölzer mitnahmen. Ya, meine Herren, 
das paßt unter den Diebftahlsparagraphen jo vollftändig, wie nur irgend etwas; 
Cie können jedes Wort fefiftellen und wenn Sie unvernünftige Staatsanmälte 
und unvernünftige Richter vorausfegen, dann würde auch eine Verurtheilung er- 
folgen. Aber, meine Herren, Sie erfolgt nicht, ganz einfach, weil man fich jagt: 
die Abficht, fi) eine Sache rechtswidrig zuzueignen, erfordert es, daß der Nichter 
prüft, ob der ftrafrechtlihe Dolus vorhanden if. Man darf da nicht von „ge 
winnflichtiger Abſicht“ reden, die erfte Frage für den Nichter ift aber die, ob ein 
frafrechtlicher Dolus anzunehmen ift, ob nach der allgemeinen Auffaffung in der 
That ein Eigenthum an dem einzelnen entwendeten Gegenftande anerkannt wird 
und ob die Wegnahme diejed Gegenftandes als ein Eingriff in fremdes Eigen 
thum anzujehen if. Wo dieſe Frage verneint wird, wird fein Staatsanwalt die 
Anklage erheben und fein Richter verurtheilen. Sollte das einmal vorlommen — 
ja, meine Herren, dagegen ſchützt uns fein Gefeg! Wenn einmal ein verfehrtes 
Urtheil geſprochen wird, dagegen haben wir Rechtsmittel, und auch, wenn Sie 
befondere Beftimmungen hierüber nicht annehmen, habe ich die Zuperficht, daß 
ſolche Fälle nicht zur Beftrafung fommen werden. 

Daß die „gemwinnfüchtige Abficht” nicht ftehen bleiben Tann, darauf hat Herr 
Kollege Baehr mit vollem Recht ſchon aufmerkfan gemadt. Denn wenn wir 
fie hier erwähnen wollten, dann würde es fo ausjehen, als ob überhaupt beim 
Diebftahl die gemwinnjüchtige Abficht vorhanden fein müßte. Da aber, wie ſchon 
bemerkt, die „gewinnflichtige Abficht” im techniſchen Sinne nicht erfordert wird 
jo darf auch bier diefe „gerwinnfüchtige Abficht“ nicht beſonders hervorgehoben 
werden. 

Meine Herren, ich meinerfeits ftehe Hiernach auf den Standpunkt — ohne 
mich weiter auf Einzelheiten einlaffen zu wollen, daß die Kommilfion in allen 
Beziehungen das Richtige getroffen hat — und id Tann Ihnen nur dringend 
empfeblen, die Anträge der Kommiſſion anzunehmen, indem ich meinerjeits die 
Hoffnung habe, daß auch das andere Haus diefen Bejchlüffen zweifellos zuftim- 
men wird. | 

Abgeordneter Reichensperger: reine Herren! Ich will fein Wort mehr 
fagen über die Anfchanungen, die der Herr Abgeordnete Seydel hier vertreten 
hat; ich glaube, daß fie hinreichend widerlegt find durch den Herrn Abgeordneten 
Beleites. Ich erkläre, daß ich mit der Tendenz der Kommiſſionsvorſchläge voll 
fommen einverftanden bin und begreife auch, daß dadurch nicht alles das erreicht 
worden ift, was ich erreicht fehen möchte Die Kommiffton konnte mit der 
bloßen Streihung der Worte: „Kräuter, Beeren und Pilzen“ wie fie durch das 
Herrenhaus votirt worden find, nicht auskommen, weil mit diefer bloßen Strei- 
hung der einfache Diebftahlsbegriff übrig geblieben wäre, folange die Eingangs 
worte der Nummer 4 beftehben, die von allen anderen Walderzeugnifien fpridt. 
Es konnten auch diefe Worte „andere Walderzeugniffe” wiederum nicht ge 
firichen werden, weil alsdann der Diebftahlsbegriff fiir Pilze ꝛc. übrig gebliebeu 
wäre. 

Run hat alfo die Kommiſſion in dem Zufa die Entwendung der Pilze und 
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Beeren bejonders behandelt, und damit find diefe Entwendungen aus dem Be- 
reiche der allgemeinen Diebftahlsbeftimmungen des Strafgefeßbuches ausgefchieden; 
e3 bedarf erft der Erlaffung forftpolizeilicher oder forfigefetlicher Beftimmungen: 
um die desfallfige Strafbarkeit wieder eintreten zu laffen. Damit bin ich im 
Allgemeinen einverftanden. Ich erfläre aber hiermit laut, ohne zu meinen, dem 
Borwurf fommuniftifcher Tendenzen zu verfallen, daß ich gewünfcht hätte, man 
wäre noch etwas weiter gegangen, indem man die unbefugte Aneignung von 
Beeren, Pilzen und Kräutern nur dann für ftrafbar erklärt Hätte, wenn nicht 
blos ein Verbot des Waldeigenthlimers dagegen erlaffen iſt, fondern wenn der 
Baldeigenthiimer felber fich diefe Walderzeugniffe aneignet. 

Das, meine Herren, feheint mir durch die Natur der Sache bedingt zu fein. 
In der Regel gehen diefe Walderzeugniffe ohne jeden Vortheil für den National- 
wohlftand verloren, fie bleiben werthlos, fie vergehen im Walde, während andern- 
falls — und fo ift e8 die bisherige Praris in den weiteften Theilen der Monarchie 
gewejen — diefe Waldprodufte von den ärmften Klaffen unjerer Mitbürger, durch 
unbefchäftigte Kinder und Frauen gefammelt und verwerthet werden. Das, meine 
° Herren, wünſche ich aufrecht zu halten! Ich bedauere, daß es ſchwer fein wird, 
bier den rechten Mittelweg zu finden. Ich fage aber, daß diefer mein Staud- 
punkt, joweit mir Land und Leute bekannt find, dem vollen Rechtsbewußtſein des 
deutfchen Volkes entipridt. Der Wald ift gewiß und mit Net nicht mehr ein 
Geſammteigenthum Aller, — er ift Sondergut geworden, aber noch fein Gefeß- 
geber der Welt hat fi zu dem Fehler verfliegen, daß er dieſes Sondergut des 
Waldes wie jedes andere Eigenthum behandelt! Wir würden doch Alle einen 
Gejetggeber, der das Spazierengehen im Walde unter Strafe ftellen wollte, nicht 
blos dem Vorwurf der Gehäffigkeit, ſondern geradezu der Rächerlichkeit verfallen 
jeben! Das kann doch fein Menſch wünſchen, daß in der Weife der Waldboden 
ebenfall8 als ganz erklufives Sondergut behandelt werde, und das will ja auch 
unjer Geſetz nicht. 

Nun, meine Herren, ift desfalls in der Kommiffion die Frage geftellt wor- 
den, — vom Spazierengeben ift gar keine Rede geweſen, — ob denn das Ab- 
reden eines Zweiges, um den Hut, vielleicht der Begleiterin, zu ſchmücken, oder 
ob ein Botaniker, der im Walde einige Pflanzen jammelt und fie in feine Bo— 
tanifirbitchje ftedt, nach dem Wortlaut des Geſetzes der Forfidiebftahlsftrafe nicht 
unterliege. Da bat denn, worauf bereit$ Herr Kollege Baehr aufmerkſam ge= 
macht Hat, der Herr Regierungskommiſſar einen ſehr bedenklichen und mir ver- 
wunderlichen Zroftgrund abgegeben. Er fagte: es könne nicht die Rede davon 
fein, daß da die Diebflahlsftrafe eintrete, denn es fehlte hier das Hauptkriterium 
des Diebftahls, nämlich die gewinnfüchtige Abficht! Leider, meine Herren, fage 
ih, und nicht zu meiner Befriedigung, wie Herr Baehr gejagt hat, ift aus un: 
ferm Strafgefeßhuch bei der Diebftahlsfeftftellung der Begriff der gewinnflichtigen 
Abſicht volftändig ausgefchieden worden. Das war fehon im preußiichen Straf- 
gefeßbuch der Fall, und ich habe mitgewirkt bei dem Plenarbejchluß des preußi- 
fen Obertribunals vom Jahre 1869 und habe gegen meinen Wunfcy mit zu: 
fimmen müflen, daß das preußifche Strafgeſetzbuch e8 bereits fiir unzuläffig er- 
färt bat, die gewinnfüchtige Abficht als eine Vorausſetzung des Diebftahls zu 
behandeln. Es kann eben nad den Haren Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs, 
namentlich im Zufammenhang 'mit den Beflimmungen über den Felddiebftahl im 
preußifchen Strafgejetbuch nicht zweifelhaft fein, daß die geminnfüchtige Abficht 
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nicht zum Begriff des Diebſtahls gehört, ſondern nur das Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit der Zueignung. Daffelbe beſagt auch das jetzige Reichsſtrafgeſetzbuch. 
Alſo, meine Herren, mit dem Troſtgrund des Herrn Regierungslommifjars iſt es 
gar nichts! 

Nun kann ich es aber auch nicht fiir richtig anerkennen, wenn der Her 
Kollege Baehr umd der Kollege Loewenſtein fich fo lebhaft gegen den Antrag 
Schroeter (Barnim) ausgeiproden haben und meinten, daß hiermit ein ganz 
falfher Begriff in das Geſetz gebradht würde, wenn der Herr Abgeordnete 
Schroeter (Barnim) beantragt, daß auf die gewinnflichtige Abficht bei der Ent- 
wendung von ſolchen Beeren und Pilzen Rüdficht genommen werden ſoll. Es 
ift dies deshalb ſchon ganz einfach durch unfere beftehende Gefeßgebung widerlegt, 
weil unfere Feldpolizeiordnung von 1847 diefen Standpunkt ſchon zur Geltung 
gebracht hat. Diefe Feldpolizeiordnung jagt, die Entwendung von ſolchen Pro- 
dulten unterliege nur dann der Diebitahlsftrafe, wenn gemwinnfüchtige Abficht zu- 
gleich mit dem Bemußtfein der Rechtswidrigkeit der Aneignung verbunden ifl. 
Das halte ich für einen ganz berechtigten Gedanken; ich bedaure nur, daß ber 
Herr Abgeordnete Schroeter in feinem Antrag noch das Wort „ganz unerheb- ' 
lich” aufgenommen hat, idy bin der Meinung, dab es vollftändig genügen würde, 
wenn gejagt wird: „einen unerheblichen Werth hat.“ 

Wenn ih mi nun alfo ſchließlich dem Zuſatzantrag unferer Kommiſſion 
zumwende, dann habe ich fchon angedeutet, daß mir der viel lieber ift, als bie 
Annahme des Herrenhausbejchluffes oder das Bewendenlafien bei den Worten 
der Nummer 4 „an anderen Walderzeugniffen“. Es wird bier die Anerkennung 
ausgeiprochen, daß dieſe drei Kategorien: Pilze, Beeren und Kräuter unter einen 
andern Gefichtspunft fallen, als die anderen Walderzengniffe Aber ich muß 
jagen, daß mir diefer Zufat auf der andern Seite im höchften Grade antipathifd 
ift, weil er nicht bloß auf das Forfipolizeigefeg verweift, fondern auch forftpoli- 
zeilihe Berordnungen zuläßt. Da Tann ich aber nur fagen, umd ich jage es 
nicht bloß für mich, fondern im Geifte meiner Kollegen im Obertribunal, daß es 
feine odiöſere Gefeßgebung giebt, als diefe immer weiter ſich ausdehnende Geſetz⸗ 
gebung unferer Herren Bürgermeifter, ja auch unferer Regierungen mittelft der 
Polizeiverordnungen. Ich kann Ihnen verfichern, meine Herren, daß dieje Po- 
lizeiverordnungen dem oberften Gerichtshofe mehr Arbeit und Dual bereiten, als 
die Behandlung aller anderen Gejeße. Denn die Leiftungen der betreffenden 
Gejeßgeber find, ich fage es, durchweg unter aller Mittelmäßigkeit, man vermißt 
jede Kenntniß der allgemeinen Beflimmungen unferes Strafrechts, — es werben 
Beitimmungen in die Welt gefchidt, von denen fein oberfter Gerichtöhof mehr 
weiß, mas er daraus machen fol, — er kann feinen Reim darauf machen. Aber 
e3 liegt auch noch eine weilere und größere materielle Härte darin, daß dieſer 
Polizeigefeßgeber, der Biirgermeifter, feine Verordnung mit Strafe bis zu 
3 Thalern, die Regierung bis zu 10 Thalern erlaffen kann, nach dem Geſetz von 
1852, — von den neuen Verwaltungsgefegen will ich hier nicht fprechen, bie 
haben ja verjchiedene Milderungen gebracht; ich denke zunächſt an die Wirkung 
des Zuſatzes in den weftlichen Provinzen, wo die neuen Gefege noch nicht gelten. 
Da würden alfo, wie ich nicht zweifle, die Polizeiverorbnungen in Maffe regnen, 
denn die Herren Waldbefiger wiſſen ihre Intereſſen und ihren Einfluß geltend 
zu machen; wir würden durchweg weit höhere Strafen erhalten durch die An 
nahme des Zufates der Kommiffion, als wenn die Leute als Forſtdiebe befiraft 
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werden. Denn es fagt der $ 2, es fol nur eine Strafe, die dem fünffacdhen 
Werthe entipricht, und wenigftend eine Mark gezahlt werden; die Polizeiverord- 
nungen würden aljo künftig weit höher gehen. Der Herr Abgeordnete Loewenftein 
hat nun gefagt, mit der Werthbeftimmung hat es feine Bedenken; aber ich frage, 
wie kann das der Herr Abgeordnete jagen, wenn er den S 2 unferer Geſetzvorlage 
lief, die Überall die Feſtſtellung des Werthes erfordert, warum fol das nicht 
auch Hier möglich fein? 

Aus diefen Gründen, meine Herren, babe ich noch den Zufaßantrag zu dem 
Kommiffionsbefchluffe geftellt, Daß in den Polizeiverordnungen eine höhere Strafe, 
als im 8 2 nicht ausgeſprochen werden dürfe. Ich glaube, meine Herren, bas 
iſt ſehr berechtigt. ES wird namentlih damit ausgeſchloſſen, daß auch die 
Scärfungsparagraphen 3, 6, 8 bei diejer Entwendung zur Anwendung kommen, 
und ich glaube, darliber fein weiteres Wort mehr verlieren zu follen. Ich 
glaube, e8 wäre ausreichend, wenn die betreffenden Strafen, wie ich fie bezeich- 
net habe, bier zur Anwendung fommen, und es würde damit das allgemeine 
Nechtsbewußtjein und das materielle Recht des Waldbefiters in Einklang kommen. 

Negierungstommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Die Anträge find bereits fo eingehend befprodhen worden, daß ich glaube, mich 
kurz faſſen zu können. Ich bitte Sie, jämmtliche Amendements abzulehnen und 
den Antrag der Kommiffion anzunehmen. Ach hoffe, daß dann ſowohl die Staats. 
regierung in der Tage fein wird, mit Ihrem Beichluffe fich einverftanden zu er. 
klären, als auch, daß ed möglich fein wird, die Zuftimmung des Herrenhaufes 
zu erlangen. Dagegen babe id nicht die gleiche Hoffnung für den Fall, daß 
Sie das eine oder das andere von den — zu diefem Paragraphen geftellten 
Amendements annehmen follten. So weit diefelben forftwirthfchaftlich technifcher 
Natur find, will ich fie der fachkundigen Beurtheilung Ihres Herrn Referenten 
überlaffen, der ja in Ausficht geftelt hat, am Schluſſe der Diskuffion fich dar- 
über noch zu äußern. Ach wende meinerfeit$ mich fofort gegen die beiden An- 
träge NReichensperger und Schroeter, die auch vom juriftiichen Standpunkte aus 
manden Bedenken Raum geben. In der Hauptfadhe muß ich da allem dem mich 
anjchließen, was von dem Herrn Abgeordneten Xoewenftein bereits angeführt 
worden ift. Sch möchte aber noch hinzufügen, daß der Antrag Schroeter bei 
Nr. 4 und 5 zu einer gefährlichen Argumentation führte. Denn wenn von den 
Waldprodukten in Nr. 5 gejagt wird, daß vdiefelben einen allgemeinen Werth 
haben müſſen, um Gegenftand eines Forfidiebfiahls fein zu können, fo folgt 
e contrario fir die Entwendung der unter Nr. 4 aufgeführten Waldprodulte 
(Gras, Haide und Moos), daß fie als Forfidiebftahl auch dann fich darftellt, 
wenn die entwendeten Produlte gar feinen Werth haben. Damit wiirde aber 
für die Charakterifirung des Forftdiebftahls ein ganz bedenkliches Moment hin- 
eingetragen werden, welches in enger Beziehung fleht zu dem Einwande, den 
der Herr Abgeordnete Baehr gegen eine in dem Kommiffionsberichte aufgeflihrte 
Erklärung des Negierungstommiffars vorgebracht hat. Es findet fich allerdings 
in dem Kommiffionsberichte die Bemerkung, daß feitens der Regierung betont 
worden fei, zum Begriffe ded Diebftahls gehöre ſtets eine gewinnſüchtige Abficht. 
Alein diefe Bemerkung beruht wohl auf einem Mißverftändniffe. Ich bin leider 
verhindert gemwejen an der fiir die Feftftellung des Berichts beftimmten Kommif- 
fonsfigung mid) zu betheiligen, und fo ift e8 gekommen, daß das Mißverftändniß 
in den gedrudten Bericht mit iibernommen wurde. Was ich in der Kommiffton 
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erklärt habe, läuft durchaus auf dasjenige hinaus, was der Herr Abgeordnete . 
Baehr in diefer Beziehung als jeine Auffaffung Hingeftellt hat. Ich habe nur 3 


erflärt oder doch erllären wollen — vielleicht Habe ich mich undeutlich im der _ 


Kommiſſion ausgedrückt — daß der Forftdiebftahl im Sinne diejes Geſetzes alle j 


Requifite des Diebftahls zur Vorausfezung habe, und daß es Sache des Nid: 


ters fei, im einzelnen Yale diefe Requifite zu prüfen, genau fo wie er dies auch \ 


bei dem gewöhnlichen Diebftahl zu thun habe. Bei der Gelegenheit habe ih 


dann mit Rückſicht auf einige von anderer Seite vorgebrachte Beifpiele weiter 
ausgeführt, daß zum Begriffe des Diebftahls unter allen Umftänden das Be- 
mwußtfein einer rechtswidrigen Zueignung nothwendig ſei. Wenn alfo beifpiels- 


weije ein Angellagter dem Richter gegeniiber zu feiner Entfehuldigung vorbringe, R 
er babe fi nichts Böſes bei der That gedacht, und der Richter ſchenke diefer 
Entjehuldigung Glauben, fo fei ſchon damit wegen des mangelnden rechtswidrigen _ 
Bemußtjeind der Thatbeftand des Diebſtahls ausgeſchloſſen. Das könne fogar " 
in einem Falle zutreffen, wo der Gegenitand noch gar nicht abfolnt werthlos fe. 


Das ungefähr war der Inhalt jener meiner Erflärung in der Kommiſſion, auf 
‚welche der Bericht fich bezieht. 


Gegenüber dem Antrage Reichensperger habe ich daffelbe zu erinnern, was i 


Seitens des Herrn Abgeordneten Loewenſtein herorgehoben worden ifl. Ich 
möchte aber noch hinzufügen, daß ja die Aburtheilung der Entwendung von 


Beeren, Kräutern und Pilzen nunmehr einem anderen Verfahren als dem hie 


geordneten unterliegen wird, und daß e8 in jenem anderen Berfahren mit Schwie 
‚ rigfeiten und auch mit Koften für den Angeklagten verknüpft fein würde, wenn 
jedesmal der Werth des geftohlenen Objektes genau feftgeftellt werden müßte. 
Hier in diefem Geſetze ift die Feſtſtellung des Werthes des Entiwendeten jo ge: 
ordnet, daß dem Angeklagten dadurch Mehrkoften nicht erwachlen; wenn aber bei 
dem gewöhnlichen polizeirichterlihden Verfahren der Nichter jedesmal gehalten 
fein fol, den Werth des geftohlenen Objektes feftzuftellen, — nicht etwa auf 
Grund der Forfttare, wie das hier gejchehen kann, fondern durch Vernehmung 
von Sachverſtändigen, — jo erwachſen allerdings Mehrkoſten, melche mit der in 
Ausfiht ſtehenden geringfligigen Strafe nicht im richtigen Verhältniß ftehen. 
Es wäre gewiß der Staatsregierung angenehmer geweſen, ftatt auf das 
polizeiliche Berordnungsrecht zu refurriren, auf daß Forfipolizeigefetz fich ſtützen 
zu dürfen, welches mit dieſem Geſetze gleichzeitig dem Landtage vorgelegt worden 
und weldes die Entwendung von Beeren und Pilzen mit polizeilicher Strafe 
bedroht. Da aber eine Ausficht, diefes letztere Gefeg noch in der gegenmärtigen 
Seiftion zu vereinbaren, nicht befteht, jo will die Regierung nöthigenfalls bis zur 
Emanation eines Forftpolizeigejeges fich auf das Polizeiverordnungsrecht befchräm 
ten. Immerhin ift ja noch die Hoffnung vorhanden, daß das Forſtpolizeigeſetz 
zu gleicher Zeit mit diefem Gefege in Kraft tritt; denn dieſes Geſetz foll ja erſt 
in Kraft treten mit dem Gerichtsverfaffungsgefege, alſo nicht vor dem 1. Okto⸗ 
ber 1879. Wenn die Negierung nichtSdefloweniger den dringenden Wunfc hat, 
diefes Geſetz ſchon jett zu vereinbaren, fo liegt der Grund dafür darin, dag auf 
diefes Hefe zur Ausführung der Neichsiuftizgefege unbedingt nothwendig if, 
und daß in der nächſten Sitzungsperiode noch fehr viele Geſetze vorgelegt werden 
müffen, die ebenfalls zur Ausführung der Juftizgefeze nothwendig find. Wenn 
Sie nun, meine Herren, die engen Strafgrenzen beriidfichtigen, welche das Geſetz 
vom 11. März 1850 den polizeilichen Verordnungen ohnehin vorzeichnet, jo wer— 
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den Sie kaum ein Bedürfniß Tonftatiren können flir eine noch weitere Beichrän- 
tung der Straflompetenz; vielmehr glaube ich, daß Sie fein Bedenken tragen 
werden, unter Ablehnung des Antrages Neichensperger den Vorſchlägen Ihrer 
Kommiffion zuzuftimmen. Bon den Übrigen Anträgen will ih nur noch den- 
jenigen des Herrn Abgeordnieten v. Fürth kurz berühren, der auch die Entwen- 
dung von Gras aus diefem Geſetze ausgefchieden wiſſen will. Ich glaube, daß 
dieſem Antrage feitene der Regierung entjchiedener Widerftand entgegengefekt 
werden müßte, weil das Gras in den Wäldern ein ganz bedentendes Werth- 
objeft bildet. 

Regierungstommiffar Geheimer Oberfinanzrath Loewe: Ich wollte im An- 
ſchluß an die Tette Bemerkung meines verehrten "Kollegen mir nur noch anzu- 
jühren erlauben, daß allerdings für die Forftwirthichaft im allgemeinen die Gras» 
nutzung fehr wichtig ift, umd daß das Amendement weſentlich nur auf Unter: 
ihägung des Werthes diefer Nutzung zu beruhen fcheint. Die Forſtverwaltung 
bat fi) auch, worauf einer der Herren Vorredner Gewicht gelegt hat, gerade 
diefes Produkt des Waldes bejonders und ausdrüdlich angeeignet; es wird näm⸗ 
ih faft regelmäßig und faft durchweg die Grasnugung in den Wäldern förmlich 
verpachtet und es mird theild durch diefe Operation, theils durch die Eigen— 
nusung ein Ertrag gewonnen, der jehr bedeutend iſt, im Ganzen auf hundert- 
taufende von Markt fi beläuft. ES Tann der Negierung nur in hohem 
Grade wünſchenswerth fein, und muß fie dringend bitten, diefes Amendement zu 
verwerfen. 

Präafident: Es ift ver SchIuß der Diskuffion beantragt von den Ab- 
geordneten Wagener (Stralfund) und Graf Schad. Diejenigen, welche den 
Schlußantrag unteritiigen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) Die Unter- 
ſtützung reicht aus; die Diskuffion ift geſchloſſen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie, 
daß ich mit einer Erflärung anknüpfe an dasjenige, was der Herr Regierungs- 
fommiffar Geheimrath Deblichläger gejagt hat. Ich gehöre nach der Unterfchei- 
dung, die der Kollege Rauthe gemadt hat, nur zu den Menfchen und nicht zu 
den Züriften. Es ift daher möglich, daß ich dasjenige, was der Herr Bertreter 
der Königlichen Staatsregierung in Bezug auf die begrifflihen Erforderniffe des 
Diebſtahls gejagt Hat, nicht richtig aufgefaßt Habe. Ich denke, die Sade ift 
dur die Verhandlungen fo volltommen Klar geftellt worden, daß ich nur noch 
bor Ihnen, meine Herren, zu erllären habe, daß ich dasjenige Maß von Schuld, 
was mich dabei trifft, renig über mich nehme. 

Meine Herren, was die Amendements betrifft, welche zu dem $ 1 geftellt 


- find, fo darf ih von vornherein erklären, daß die Kommiffion, weun ihr der 


Antrag des Herrn Abgeordneten Niederfchabbehard vorgelegen hätte, welcher ftatt 
„Holzpflänzlinge fegen will „Holzpflanzen”, meiner Meinung nad) wahrjcheinfidh 
diefem Antrag zugeftiimmt haben würde. Ich Halte allerdings diefen Ausdrud 
techniſch für den beften und ftelle deshalb anheim, dem Antrage zuzuftimmen. 
Durchaus nicht ein Gleiches Tann ich nun betrerfd des Antrags des Kolle— 
gen Rauthe thım. Herr Kollege Rautbe hat Hier wie in der Kommilfion ganz 
weientlich nach Görlitzer Verhältniſſen eremplifizirt.. Er hat gejagt: Die Beeren 
und Pilze haben einen großen Werth fiir das Land Preußen, denn fie haben in 
Börlig einen großen Werth; es giebt durchaus kein ſolches Volksbewußtſein von 
gewiffen unveräußerlihen Nechten Aller am Walde, wie es der Herr Kollege 
Jahrb. d. Br. Forſt⸗ u. Jagd⸗Geſetzg. X. 16 
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Baehr geichildert Hat, denn in Görlig kennen wir fo etwas nicht. Ya, meine 
Herren, ih muß fagen, wir machen doch wirklich das Gefeß für den Umfang der - 
preußifchen Monarchie, und wenn fi) Kollege Rauthe tiber das BVBerhältniß, in 
welchem Beeren und Pilze zur Waldwirtbichaft fteben, jo wie über den Verlaufs: - 
werth diefer Meinen Walderzengniffe im ganzen Lande mit Ausnahme vielleicht ' 
von Görlig Kenntniß verfchaffen will, jo will ih ihm ganz kurz einige Daten 
mittheilen. Der größte MWaldbefiger in Preußen ift der Staat. Der Staat hat 


immer gewußt, daß bei einer weiteren Auslegung des Gejeted von 1852 man 


Denjenigen, der fi) Beeren und Pilze in dem Forft rechtäwidrig aneignet, al 
Holzdieb verfolgen kann. Was hat bei diefem Bemußtfein die StaatSbehörde 
denn gethan? Durch eine Zirkularverfiigung des Finanzminifter8 vom 12. Ne- 
vernber 1858 an fämmtliche Regierungen im Lande ift ausgefproden morden, 


daß in Bezug auf die Beeren und Pilze in den einzelnen Negierungsbezirken fo 
verjchiedene Anichauungen und ein jo verfchiedenartiger Zuftand vorhanden jet, 


dag man endlich einmal eine einheitlihe Regelung ſchaffen müſſe. Im vielen 
Theilen würden fie vollftändig preisgegeben, Niemand kümmere fi darum, ob ° 
die Bevölkerung diefe Heinen Waldprodukte entnehme; in anderen Theilen babe 


man Zettel eingeführt, unentgeltlich oder gegen die Drudkoften von 3 Pfennigen 


pro Stüd, oder endlich gegen die fehr Heine Gebühr von 21/g Sgr. während des 
Kahres. Dan müſſe die Sache regelr. Darauf hin wurde fie geregelt. Meine 7 
“ Herren, und während der Geltung des Geſetzes von 1852, ja nır 6-7 Zahre 


nach dem Erlaß, defjelben erliegen die Regierungen Polizeiverordnnungen, durd 


welche das unbefugte Sammeln von Beeren und Pilzen mit Geldftrafen bis zu - 
3 Thaler u. d. m. belegt wurde. Alfo, während das Geſetz beftand, erkannte 
man felbft feitens der größten Waldbefiter das Gejeß als fo wenig anmendbar 
an, daß man glaubte, gegen diejenigen, welche ohne Zettel derartige Kleine 
Waldprodukte fanmelten, auf dem Wege der Polizeiverordnung vorgehen u 


follen. 
Diefe Polizeiverordnungen find von einer ganzen Neihe von Regierungen 


anerkannt, und ich ‚bin fehr gern erbötig, dariiber nähere Auskunft zu geben, wenn 


fie gewünſcht werden follte. | 
Meine Herren, der Antrag des Abgeordneten Rauthe beabfichtigt Tediglid, 


die Kräuter, vor allen Dingen aber die Waldbeeren und Pilze unter die Strafe 


diefes Gefeßes zu ftellen; daß die große Mehrheit diefes Hohen Haufes das nidt 
will, bin ich meinerſeits volltommen überzeugt, und ich darf mich deshalb einer ' 


jeden weitern Bemerkung iiber diefen Gegenftand enthalten. 

Der Antrag des Herrn Kollegen Schroeter (Barnim) hat der Kommiſſion 
in diefer Form nicht vorgelegen. Wenn ich jedoch die Stimmung in der Kom: 
miffton einigermaßen richtig zu beurtheilen im Stande bin‘, fo darf ich konſtati⸗ 
ren, daß diefer Antrag gar feine Ausficht auf Annahme in der Kommilfion ge: 
habt haben wiirde und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die Kommiſfion 
in allen Fällen aus praftiichen Geſichtspunkten geurtheilt bat und fich durch noch 
fo feine Unterfcheidungen niemals hat verführen laſſen, diefen praftifchen Geficht?- 
puntt aus dem Auge zu verlieren. Nun will der Antrag des Kollegen Schroeter 
(Barnim), daß man die zahlreichen Nebennußungen, die Waldprodufte außer dem 
Holze, in zwei Kategorien fondern, in foldhe, die an und für fich unter den 
Shut des Geſetzes geftellt werden jollen und in folche, bei denen zuvor der 
Nachweis erbracht werden muß, daß fie einen fogenannten erntetoftenfreien Werth 
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baben. Ya, meine Herren, ich bitte mir das Rezept aus, wie man das machen 
fol. Ich erinnere an einen Fall aus der Prarid. Es werden Plaggen, Rajen- 
Küden mit dem anbaftenden Humus entwendet; diefe Plaggen haben in der 
Gegend abjolut keinen Verkaufswerth, Niemand entnimmt fie gegen Zahlung an 
die Forftlaffe oder die Kaffe des MWaldbefiters. Die Entnahme diejer Rafenftüde 
aber ift im höchften Grade fchädlich, weil die Bodentraft damit hinweggenommen 
wird. Nach der Abficht ded Herrn Kollegen Schroeter wiirde diefe recht3widrige 
Aneignung von Plaggen in die zweite Kategorie fallen, in diejenige, wo nur 
dann, wenn eine Polizeiverordnung befteht, überhaupt eine Strafe eintritt. Meine 
Herren, ich glaube, ich darf mich auf diefen einen praftifchen Hinweis befchränten, 
um Ihnen volllommen Mar zu machen, daß wir mit der Annahme diefes An⸗ 
trages ganz unbaltbare Zuftände fchaffen würden. 

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Fürth war in der Kommiſſion geftellt, 
und ich darf auf das hinweiſen, mas in dem Bericht darüber auf Seite 7 zu 
dem dort bezeichneten Antrag V gejagt iſt; das eine aber muß ich wiederholen: 
man kann die Grasnußung in den Yorften, die regelmäßig wiederfehrt und hohe 
Werthe darftellt, unmöglich auf dieſelbe wirthichaftlihe Stufe ftellen, wie Kräu- 
ter, Beeren und Pilze. Es handelt fich Hierbei un ein wirkliches Waldproduft, 
— nicht um ſolche angebliche Waldprodufte, wie fie der Abgeordnete Rauthe be- 
zeichnet hat, Schilf und Nohr, bei denen es mir denn doch fehr zweifelhaft if,” 
ob fie Waldprodufte find, ebenſo Torf — es handelt fi alſo beim Waldgras 
um ein wirklich ſpezifiſches Waldproduft, um desmwillen, weil auf den periodisch 
abgeholzten Flächen eine ganz beflimmte Spezies von merthvollen Futtergräfern 
wachen, die auf den Wieſen entweder gar nicht oder nur in ſchwacher Menge 
vorfommen. Dieſe Gräfer nun, meine Herren, bilden ein äußerſt werthvolles 
Objelt der waldwirthſchaftlichen Benukung, und indem Sie etwa diefe Produfte 
gleihftellen wollten den Kräutern, Beeren und Pilzen, würden Sie von dem 
Hauptgrundfage, welchen die Kommiffion befolgt bat, abweichen, Sie würden 
an überall mit einem Marktpreis ausgeftattetes Produkt außer Schuß des Ge— 
ſetzes ftellen, während bei den Beeren und Pilzen gerade diefer Punkt durch— 
ſchlagend if, daß fie einen geringen privatwirthichaftlichen Werth befiten. 

Was endlich den Antrag des Abgeordneten Reichendperger betrifft, fo bin ich 
weder in der Rage noch verpflichtet, meine Herren, gegen diefen Antrag hier auf—⸗ 
zutreten, da ein ähnlicher Antrag der Kommilfion nicht vorgelegen hat, ich aber 
uicht an dieſer Stelle ſtehe, um eine fubjeltive Meinung zu vertreten, fondern 
diejenigen Anfchauungen, die in der Kommiſſion die maßgebenden und überwie- 
genden geweſen find. Ich darf deshalb die Beichlußfaffung über diefen Antrag 
lediglich Ihrem Ermeffen anheimgeben. 

Präfident: Meine Herren! Es liegt eine Neihe von fpeziellen Anträgen 
zu den einzelnen Theilen des Paragraphen vor; über dieje wird zunächſt even- 
tnell abgeftimmt werden. Hiernach wird tiber den 8 1 der Kommiſſion abge- 
fimmt werden, follte derjelbe abgelehnt werden, über den $ 1 der Vorlage. 
Bir werden eventuell abflimmen tiber die Nr. 1 des Paragraphen, deren Strei- 
Hung der Abgeordnete Seydel in Nr. 282 beantragt hat. Zu den Nr. 2 und 
3 liegen AmendementS nicht vor, dagegen verfchiedene zu der Nr. 4, in ihren 
beiden Abſätzen. Zunächſt wird abgeftimmt werden fiber den Antrag des Abge- 
ordneten Niederfchabbehard, welcher ftatt des Wortes „Holzpflänzlinge” gejagt 
wiſſen will „Holzpflanzen“. Unabhängig davon wird abgeflimmt werden tiber 
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den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth, welcher in dem erſten Altea | 


das Wort „Gras“ geftrichen wiffen will ımd dann in dem zweiten Afinea der 


Nr. 4 Hinter „Pilzen“ die Worte eingefchaltet wiffen will: „fowie das unbefngte 


Grasihneiden“. Endlich wird eventuell abgefiimmt werden fiber den Zuſatz des 
Abgeordneten Neichensperger, welcher am Schluß des zweiten Abſatzes zu Nr. 4 
binzugefiigt wiffen will die Worte: „in welchen jedoch eine höhere Strafe, aß 
die in 3 2 des Geſetzes beflimmte, nicht angedroht werden darf”. 


Hat fi durch diefe eventuellen Abftimmungen über die beiden Süße der . 
Nr. 4 herausgeſtellt, wie diefe Nr. 4 eventuell lauten fol in dem Kommiſfions-· 
vorfchlage, dann werde ich abflimmen Yaffen, ob die Nr. 4 angenommen werden 


fol nad) der Faſſung ded Abgeordneten Rauthe unter Nr. 270 der Druchſachen. 


Wird fie abgelehnt, nach der Faflung des Abgeordneten Schröter (Barnim) m : 


feinen Nr. 4 und 5 zufammen. Wird auch das abgelehnt, fo wird abgeftimmt ! 


werden tiber die Nr. 4 nad) dem Vorſchlage der Kommiſſion in der Geftalt, wie 
die beiden Äbſätze aus ber bisherigen Abſtimmung hervorgegangen find. Sollte 
es gewünfcht werden, fo kann tiber diefe beiden Abſätze getrennt abgeftimmt werden. 
Nach diejen verjchiedenen eventuellen Abflimmungen wird dann der Kom- 
miffionsvorfchlag $ 1 im Ganzen, falls er abgelehnt werden follte, der 8 1 der 
Borlage zur Abftimmung gebracht werden. Das Haus ift damit einverftanden. 
Ich bitte die Nr. 1 des Paragraphen zu verlefen. 
Schriftführer Abgeordneter Delius: 


An Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vorm Boden ge :- 


trennt ift. 


Prüfident: Diejenigen, welche im Widerſpruch mit dem Antrage des U 
georoneten Seydel eventuell die eben verlefene Nummer in dem Paragraphen 


aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 
Das ift die Mehrheit; der Antrag Seydel ift abgelehnt. 
Ich erfuche jeßt Diejenigen, welche nach dem Vorſchlage des Abgeorbneten 


Niederjchabbehard in der Nr. 4 eventuell ftatt „Holzpflänzlinge” fagen wollen . 


„Holzpflanzen“, fich zu erheben. (Gefchieht.) 
Das ift die Mehrheit; die Aenderung ift eventuell angenommen. 


Ich bitte, jeßt den Borjchlag des Abgeordneten Treibern v. Fürth zu | 


verlejen. 
Schriftführer Abgeordneter Delius: 
Das vaue der Abgeordneten wolle befchließen: 

In 8 1 Nr. 4 Alinea 1 das Wort „Gras“ zu fireichen, Dagegen 
in Alinea 2 des $ 1 Nr. 4 nad dem Worte „Pilzen“ einzufchalten 
die Worte: „jowie das unbefugte Grasjchneiden“- 

Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefe Aenderung des reiherrn 
v. Fürth annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchiebt.) 
Das ift die Minderheit; der Borfchlag it abgelehnt. 


| 


| 
| 
| 
| 
| 


Ich bitte jet zu verlejen den Antrag des Abgeordneten Neichensperger, . 


Nr. 279 A. 
Schriftführer aber Delius: 
Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
Dem $ 1 am Schluffe beizufügen: 
„in welchen jedoch eine höhere Strafe, als die im $2 dieſes Br 
beitimmte, nicht angebroht werden darf.“ 
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| Präfident: Diejenigen, welche eventuell fo befchließen wollen, bitte ich aufe 
zuſtehen. (Gefchicht.) 

Das ift die Minderheit; auch diefer Antrag iR abgelehnt. Es ift alfo 
eventuell die Nr. 4 in ihren beiden Abjägen nur geändert in Gemäßheit des An⸗ 
trags Niederfchabbehard. 

Jetzt wollen wir uns über diefe Nr. 4 felbft fchlüffig machen, wie ich vor- 
bin angeltindigt habe, zuerft in der Faſſung Rauthe, dann in der Yaflung Schrö- 
tr (Barnim). Sind beide abgelehnt, wird fie in der Faſſung vorläufig fefl- 
Neben, wie fie in Gemäßheit des Kommiffionsvorfchlags und ded Antrags des 
Abgeordneten Niederichabbehard angenommen if. 

Ich bitte den Vorſchlag des Abgeordneten Rauthe Nr. 270 zu verlefen. 


Schriftführer Abgeordneter Delins: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 
Den legten Abjat des $ 1 zu fireihen und Nr. 4 diefes Paragraphen 
an Stelle des Kommiffionsbefchluffes dahin zu faflen: 
„4) an anderen Walderzeugniffen, ſofern dieſelben noch nicht geworben 
oder eingeſammelt ſind.“ 


Präſfident: Diejenigen, welche eventuell mit Beſeitigung des Vorſchlags 
Schröter (Barnim) 4 und 5 und des Kommiffionsvorfchlages zu Nummer 4 be- 
ſchließen wollen nad) dem Antrage des Abgeordneten Rauthe, bitte ich aufzut- 
Reben. (Gejdhieht.) 

Das ift die Minderheit; auch diefer Antrag ift abgelehnt. 

Ich bitte jet zu verlefen die Nr. 4 und 5 des Antrags des Abgeordneten 
Schröter (Barnim), 279 B. I. 


Schriftführer Abgeordneter Delius: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen : 

den $ 1 folgendermaßen zu faffen: 

Forftdiebftahl im Sinne diejes Geſetzes ift der in einem Forſt oder 
auf einem anderen hauptſächlich zur Holznutzung beſtimmten Grund⸗ 
ſtück verübte Diebſtahl: 
an Holzpflänzlingen, Laub, Streuwerk, Nadelholzzapfen, Waldſäme⸗ 
reien, Saft und Harz, ſofern dieſelben noch nicht geworben oder 
eingeſammelt ſind; 
an anderen noch nicht geworbenen oder eingeſammelten Walder- 
zeugniffen, foweit dieſelben, abgefehen von der auf die Werbung 
oder Einfammlung verwendeten Arbeit, einen allgemeinen Werth 
haben. 


Präafident: Diejenigen, welche die eben verlejenen beiden Nummern 4 und 
d aus dem Antrage des Abgeordneten Schröter (Barnim) eventuell an Stelle der 
Nummer 4 der Kommiffion in beiden Abſätzen annehmen wollen, bitte ich, fich 
zn erheben. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit; auch diefer Antrag ift abgelehnt. 

Meine Herren! Zur Zeit ift alfo eventuell nur geändert die Nr. 4 nad) 
dem Borfchlage des Abgeordneten Niederjchabbehard. Ich frage: ob noch eine 
befondere Abftimmung verlangt wird über den zweiten Abjag der Pr. 4 der 
Kommiffion ? 

Das ift nicht der Fall; wir können alfo jet über den Kommiſſionsvorſchlag 


4 
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mit der Aenderung nah dem Vorſchlag Niederſchabbehard der Nr. 4 definitiv 
abftimmen. 

Eine Berlefung verlangen Sie nicht. Diejenigen, welche den $ 1 der Kom- 
mifftion mit der erwähnten Heinen Aenderung definitiv annehmen und damit den 
$ 1 der Borlage befeitigen wollen, bitte idy aufzuitehen. (Gefchieht.) 

Das ift eine erhebliche Majorität. Der $ I der Kommiffionsvorlage if 
angenommen. 

Meine Herren, e3 find zwei neue Paragraphen vorgejchlagen zwifchen dem 
8 1 und 2 der Kommiffion, ein Paragraph vom Abgeordneten Schröter (Bar- 
nim) 279 B II und ein anderer Paragraph von dem Abgeordneten Freiherrn 
v. Fürth 236 I. Diefe beiden Paragraphen werden getrennt von einander di 
futırt und zur Abftimmung gebracht werden. Ich eröffne zunächſt die Diskuſſion 
über den Antrag Schröter (Barnim) und ertheile dag Wort dem Abgeordneten 
Schröter (Barnim). 

Abgeordneter Schröter (Barnim): Meine Herren! Ich werde ganz kurz 
fein. Es iſt bereits mehrfach in diefem Haufe in der erſten Lefung, außerdem 
in den Kommiffionsberathungen und aud im Herrenhaufe felbft, darauf hinge 
wiefen worden, daß eine ganz bedeutende Härte darin liegt, wenn die Wegnahme 
unbedeutender Gegenftände im Walde unter Umftänden, die die Abficht eines 
Diebſtahls augenjcheinlich ausschließen, trogdem mit-den Diehftahlsftrafen belegt 
wird, 3. B. wie das fo vielfach angeführt ift, wenn Jemand ſich eine Blume 
pflücdt oder ein Bowlenliebhaber ih Maikräuter ſammelt u. ſ. w. Dieſe Abfidt, 
fo unfchuldige Handlungen vor der harten Strafe des Diebſtahls zu fehlen, 
liegt den zu diefem Paragraphen geftellten Anträgen zu Grunde. So viel id 
überjehen fanıı, beruht auch der Antrag, welcher beabfichtigt, die Beftrafung des 
Holzdiebftahl8 nur auf Antrag eintreten zu laffen, auf diefem Prinzip. Ich habe 
früher auch auf dem Standpunkte der Antragfteller geftanden und gemeint, darin, 
daß man die Beftrafung des Holzdiebftahl® von dem Antrag abhängig macht, 
eine Aushilfe zu finden. Ich habe meine Anficht geändert, da ich die Schwierig 
feiten nicht verfenne, die der Ausführung einer derartigen geleßlichen Beftimmung 
entgegentreten würden. Namentlich) werden ja die Waldbefiger dadurch in eine 
fehr ichwierige Lage gebracht, und es wird der Willfür Thor und Thür geöffnet 
Aus diefem Grunde namentlich glaube ich, daß der Punkt geſetzlich beftimmt ge 
regelt werden muß. Es handelt ſich dabei um Handlungen, die geradezu in den 
meiften Fällen aus der Luft, Liebe und Freude am Walde entfpringen, und & 
fcheint mir doch Aufgabe der Gejetgebung zu fein, diefe Gefühle beim Volle zu 
erhalten, da, wenn fie durch eine ungerechtfertigte Härte umd Strenge geftört 
werden, dies dem Walde nur den allergrößten Schaden bringen kann. (Sehr 
richtig!) 

Man hat nun auch in der Kommiffion dies ernfl in Erwägung gezogen 
und es ift, wie der Herr Abgeordnete Meichenöperger Ihnen vorher ausgeführt 
hat, dageyen angeführt worden, daß es ja in ſolchen Fällen immer an gewinn⸗ 
flichtiger Abficht fehlen wird und deshalb nicht geftraft werden könnte. Der 
Herr Neichensperger hat ferner bereit$ dargelegt, wie das ein großer Irrthum 
fei, weil das Holzdicbflahlsgefeg eine befondere Definition des Diebftahlshegrifies 
nicht aufftellt und ſich dabei lediglich an die Definition des Strafgejeges anlehnt. 
Schon das preußifche Strafgefeg und das Neichsftrafgefeß desgleichen erfordern 
zum Begriff des Diebſtahls nicht das Moment der gewinnjüchtigen Abficht, fon 
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dern begnügen ſich mit der Abſicht einer rechtswidrigen Zueignung. Der Dieb« 
Kahl nah dem Strafrecht ift bereit vorhanden, ſelbſt wenn eine Sache ohne 
jeden Bermögensvortheil erworben wird. Wenn 3. B. Jemand eine Sache 
megnimmt, um fich für eine viel größere Schuld zu befriedigen, oder wenn er 
den Verkaufswerth, den allgemeinen Vermögenswerth, in baarem Gelde jofort 
an die Stelle legt: in allen dieſen Fällen ift ein Diebſtahl vorhanden. Eine 
tehtswidrige Zueignung, meine Herren, ift doch nun augenjcheinlich unter allen 
Umftänden vorhanden, wenn etwas in einem fremden Walde weggenommen wird, 
. denn, mad da vorher gejagt ift, daß der Thäter erlärt: „ich habe mir nichts 
dabei gedacht,“ das ift eine Redensart, die unferen Strafrichtern alle Augenblide 
vorfommt. Man kann dody nicht fagen, daß man fich nichts denft, wenn man 
etwas da wegnimmt, wo maıt feine Berechtigung dazu hat. Der Richter wird 
aljo niemals in die Tage kommen, auf Grund folcher Nedensarten freizufprechen, 
er wird immer verurtheilen müſſen und es wird lediglich von der Willfür der 
Anzeigenden abhängen und von dem Ermeſſen des Amtsanwalts, ob einte Ver— 
folgung eintritt oder nicht. Diefe Willfür auszuschließen und fo harmlofe Hand- 
lungen, deren Beftrafung dem allgemeinen Nechtsgefiihl total zumiderläuft, vor 
der harten Strafe des DiebftahlE gefeglich zu fchüten, bezwedt der Zuſatz⸗ 
antrag, den ich geftellt habe. Es ift gejagt worden, daß etwas ganz Neues in 
in das Strafredht eingeführt würde, wenn die gewinnfüchtige Abfiht zum Be- 
griff des Diebftahls in diefem alle erfordert wird. Das ift gar nicht richtig. 
Der Herr Abgeordnete NReichensperger hat Ihnen ſchon gejagt, daß bezüglich ge- 
tinger Produlte des Feldes die Feldpolizeiordnung in $ 42 ausdrüdlich beftimmt, 
daß, wenn geringwerthige Produkte diefer Art unter Umftänden genommen wer- 
. ten, die eine gewinnfüchtige Abficht ausfchließen, Tann eine polizeiliche Ueber— 
weetungsſtrafe eintritt und nicht die des Diebſtahls. Diefe Beftimmung befteht 
heute noch zu Recht; es hatte etwas Gleiches das preußifche Strafredht in ven 
beiden Ietsten Paragraphen des alten Strafgefegbuhs, in welchen es fagt, daß, 
wenn Eßwaaren Inter Umftänden entwendet werden, die eine gewinnjüchtige Ab- 
ficht ausfchließen, dann eine Webertretungsfiraie eintreten fol und nicht die des 
Diebſtahls, oder, wenn ein Knecht oder Kutſcher Futter entwendet, um die ‘pferde 
‚ feines Herrn zu füttern, daß dann aud die Strafe der Webertretung eintreten 
fol, wenn eine gewinnſüchtige Abficht nicht vorliegt. Es ift die gewinnſüchtige 
Abficht daher keineswegs etwas Neues, etwas Undefinirbares. Es ift die Ab- 
fiht, fi einen befiimmten Bermögensvortheil zu verfchaffen, wie wir etwas Aehn- 
lihes in der Definition des Betruges haben. Nun hat man ferner gejagt, das 
Moment, daß die Wegnahme nicht in geminnfüchtiger Abficht ausgeführt fei, 
. Unne wegen des allgemeinen Grundjages: „minima non curat praetor“ ent- 
behrt werden, das heißt aljo, e8 handelt fih um fehr Heine Objekte; und darum 
könne ſich der Nichter nicht kümmern; diefer Grundfag paßt für die Forſtſachen 
nicht, denn gerade in Forſtſachen hat man es meiftentheil8g mit ganz yeringen 
Werthen zu thun und muß doch firafen. Ich könnte Ihnen aus meinen Yorft- 
liſten Beifpiele anführen, wo 30 bis 40 Nummern hintereinander vorkommen, 
die unter einem Silbergrofhen find, das heißt, die meiften Fälle, in denen 
Frauen Streu oder Raff- und Lefeholz genommen haben. Man hat ein Beifpiel 
angeführt: ein Freund befucht den andern, findet ihn nicht zu Haufe, ftedt ſich 
eine vorgefundene Cigarre des Freundes am und fchreibt auf einem demfelben 
gehörigen Briefbogen einen Brief, nimmt desgleichen ein Kouvert und bringt dem 
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Brief zur Poſt; das ſei ein Fall, wo der Thäter nicht wegen Diebſtahls ver- 
urtheilt werden könne, weil die weggenommenen Gegenfläude einen zu geringen 
Werth hätten. Das ift jedoch nicht der Grund, weshalb die That firaflos bleibt 
und bleiben muß; ein Diebftahl liegt vielmehr nur deshalb nidyt vor, weil der 
Betreffende vorausſehen konnte, daß fein Tyreund ihm die Wegnahme refp. Be- 
nutzung der Gegenftände bereitwillig geſtatten würde. Wenn nun aber der 
Thäter fich bezüglich feines Freundes irrt, wenn diefer ein peinlicher Mann ift 
und fagt: mir paßt das nicht, wir ftehen gar nicht fo zu einander. daß du das 
nehmen kannſt, — und wenn er dann den Thäter anzeigt, dann dürfte es doch 
fraglich fein, ob derfelbe nicht verurtbeilt würde. Oder nehmen Sie an, daß 
diefelbe Eigarre, daffelbe Papier von einem Dienfimädchen, einem Barbier oder 
fonft einem Fremden, der die Wohnung betreten bat, genommen wird, danı 
liegt dafjelbe geringfügige Objelt vor und der Thäter wird ohne Zweifel ver: 
urtbeilt werden. Nehmen Sie einen andern Fall. Es geht ein Bater mit feinen 
Kindern im Walde ipazieren und letztere ſammeln ſich mehrere Taſchentücher voll 
Moos, um ih Mooskränze zu mahen. Nachher kommt ein Auderer, nimmt 
ebenfo große Quantitäten. Mood, benutzt fie aber, wie das ja jett häufig ge 
ſchieht, zu Putzgegenſtänden, die er verkauft, alſo zu feinem Gewerbe. Dann if 
der Fall ein ganz anderer und man wird ihn unter Umständen beftrafen fünnen, 
weil die Abficyt eines Gewinns vorliegt. Oder aber es fchneidet ein Vater ſeinen 
Kindern im Wald Weideruthen ab, damit fie während des Spazierganges Ritter 
und Räuber oder dergleichen fpielen können. Später fommt ein Korbmacher und 
ſchneidet eine gleiche Duantität Weideruthen ab, die er den Kindern giebt, um fie 
zur Benugung in feinem Gewerbe mit nach Hauje zu nehmen. Sie fehen, es 
find das ganz verſchiedene Handlungen, die lediglich durch das Moment der 
gewinnfüihtigen Abficht ihren verjchiedenen Charakter erhalten. Es ift alfo durch⸗ 
aus gerechtfertigt, wenn Ste den Zuſatzparagraphen annehmen, um derartige 
harmlofe und wirklich nad jedes Menſchen Ueberzeugung nicht verwerfliche Hand. 
Inngen auch geſetzlich vor Strafe zu ſchützen. 

Präfident: Es ift Niemand meiter gemeldet, die Diskuſſion ift gefchloffen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Deine Herren, ich bitte den An- 
trag Schröter abzulehnen. Ich halte diefen einzufchiebenden 8 1a fir gänzlich 
überflüſſig und es ift das auch die herrichende Stimmung in der Kommiffion ge 
weien, wo ähnliche Vorſchläge gemacht worden find nach verjchiedenen Richtungen. 
Wir miüffen nothwendigerweiſe das Vertrauen zu dem erfennenden Richter haben, 
daß er weiß, was Diebftahl if. Wenn er dies nicht weiß, meine Herren, dann 
wird ihn weder eine Yaflung, wie die des Herrn Abgeordneten Schröter, die ich 
außerdem wegen des Hineinbringens der geminnflichtigen Abficht in formeller 
Beziehung fir nicht ſehr glücklich halte, dariiber hinausbringen, noch irgend ein 
anderes Geſetz, jondern dann wird er feine Fehler machen und das Gefet gegen 
den Willen des Gefegebers anwenden. Ich glaube aber nicht, daß wir, indem 
wir Gejege berathen, e8 in's Auge zu fafien. haben, daß eine große Ungeſchicklich⸗ 
teit des Richter aus diefem Geſetz falſche Konfeguenzen ziehen wird, und de 
halb bitte ich Sie, aus diejen einfachen praktiſchen Erwägungen dem Antrage nicht 
Ihre Zuftimmung zu ertheilen. 


Prafident: Wir kommen zur Abftimmung. Ich bitte den Antrag Schröter 
zu verlefen. 
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Schriftführer Abgeordneter Delius: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
Zwiſchen $ 1 nnd 2 des Entwurfs einen neuen Paragraphen folgenden 
Inhalts einzufchieben: 
„Eine ftrafbare Handlung ift, abgejehen [von einer etwaigen Weber» 
tretung polizeiliher Vorſchriften nicht vorhanden, wenn der weggenom: 
mene Gegenftand feiner Quantität, wie feinem Werthe nach ganz uns 
erheblich und die Wegnahme nicht in gemwinnflichtiger Abficht er- 
folgt ift.“ 
Bräfident: Diejenigen, welche diefen Paragraphen annehmen wollen, bitte 
ich aufzuſtehen. (Gefchieht) Das ift die Minderheit, der Paragraph ift ab- 
gelehnt. . 
Ich eröffne jet die Diskuffion tiber den von dem Abgeordneten Freiherrn 
von Fürth vorgefchlagenen Paragraphen in Nr. 236, I.*) 


— 


*) Die Anträge Nr. 236 lauten: 
Dad Haus der Abgeordneren wolle beichliegen: 

I. Swifhen dem 8 1 und dem 8 2 de3 Entmwurfes einen Baragraphen folgenden Inhalt 
einzufügen: 

Der Korftdiebftahl ift nur auf Antrag des Beitohlenen ftrafbar. 

Die Einreichung des VBerzeichnifles (8 26) durch den vermwaltenden Foritbeamten 
erfeßt bei SForftdiebftählen, tmelche in Königlihen Yorften begangen werden, den 
Strafantrag 

11. In 8 2 des Entmwurfes ftatt der Worte: „Fünfiahem Werthe” zu fegen: „vierfachem 
Werthe". 

IU. In 83 anftatt der Worte „zehnfachen Werthe“ zu ſetzen „jechsfachem Werthe”. 

IV. Zn demfelben Baragraphen anftatt der Torte „zwei Mark“ zu fegen: „eine Mark 
fünfzig Vfennige“. 

V. Im Ubfage sub 3 defjelben Baragraphen zu ftreihen die Worte „oder feiner Ge— 
hülfen” und die Worte „oder auf Anrufen des Beftohlenen oder Forft- 
beamten, ftehen zu bleiben, bie Flucht ergriffen oder fortgefegt*. 

VI Im Abjage sub 4 defielten Baragraphen nad) den Worten „eines ſchneidenden“ einzu 
fchalten die Worte „nicht zum Hauen gebräudjlichen“. 
VD. In demfelben Paragraphen zu ftreihen den Abſatz sub 5, falls die unten beantragte 
Streihung des $ 15 beichloffen wird. j 
VII Im 8 5 anftatı der Worte „fünffachen Werthe, zu fegen „vierfahen Werthe*. 
IX Im Eingange des 8 6 anitatt der Worte „ſechs Monaten“ zu jegen „ſechs Wochen“. 

X. dem 8 8 folgende Faffung zu geben: 

Wer wegen eines der in dem 81 Nr. 1, 83 Nr. 7, 8, 9 vorgelehenen Bergeben als 
Thäter oder Xheilnehmer (84), Begünftiger oder Hehler oder wegen des Verſuchs eines 
diefer Vergehen von einem preußifchen Gerichtshofe rechtskräftig verurtheilt worden ift, 
darauf abermals einen der erwähnten KYorftdiebftähle begangen hat und deshalb rechts— 
träftig verurtheilt ift, befindet fih, wenn er innerhalb der nächiten zwei Jahre eine 
diefer Handlungen begangen hat im wiederholten Rüdfalle und wird neben der Gelb» 
ftrafe mit Gefängniß big zu zwei Jahren beftraft. Auch kann auf die Unfähigkeit zur 
Belleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem oder zmwei- Sahren erfannt 
werden. . 

Beträgt jeboch die gegen ben wiederholt Rüdfälligen auszuſprechende Gelbftrafe 
weniger als zehn Mark, jo kann ftatt der Gefängnißitrafe auf eine zufäßliche Geldſtrafe 
bi3 zu Cinhundert Mark ertannt werden. 

XL 815 und 8 16 wegfallen zu lafien. 

Falls aber 8 15 beizubehalten bejchloffen wird, in diefem Paragraphen anftatt der 
Worte „ohne Unterfchied. ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht” zu jegen: „iofern 
fie dem Thäter oder Theilnehmer gehören“. 

Falls 8 16 beibehalten wird, dem zweiten und dritten Abfage folgende Baflung zu 
geben: „Die gepfändeten Transportmittel werten unbefchader der Rechte des bei dem 
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Der Abgeordnete Freiherr von Führt hat das Wort. 
Abgeordneter Freiherr von Führt: Ich habe dem Kollegen Dulheuer den 
Vorrang eingeräumt. 


Prafident: Ich fehe eben, daß nah des Rednerlifte der Abgeordnete 
Dulbeuer zunähft das Wort hat. 


Abgeordneter Dulhener: Deine Herren! Die unter Nr. 236 der Drud: 
ſachen Ihnen vorliegenden Anträge find von mir und mehreren anderen Mit- 
gliedern fon in der Kommiffion zur Vorberathuug des vorliegenden Gejeh- 
entwurfs geftellt worden, um die Härten zu mildern, welche entftehen, wenn Sie 
den Entwurf in der Vorlage annehmen. 


Auf dem gefammten Gebiete des Strafrecht, bei allen gemeinen Verbrechen 
und Bergeben ift man feit neuerer Zeit der Anficht geweſen, daß es nothwendig, 
zwedmäßig und zeitgemäß jei, die harten Strafen des alten Strafrechtes zu 
mildern, und es liegt nun wahrlich fein Grund vor, bei einem Vergehen, welches 
in den Augen und im Rechtsbewußtſein des Volfes nicht als ein gemeines 
Vergehen, nicht als eine infamirende That betrachtet wird, foldye Straf: 
verjehärfung eintreten zu laffen, wie die Kommiffion Ihnen vorichlägt; es Tiegt 
dazu um fo weniger Grund vor, als die Regierung felbft auf Seite 10 der 
Motive ausdrücklich anerkennt, daß die materiellen Strafbeftimmungen des bisher 
geltenden Holzdiebftahlsgejeges vom 2. Juni 1852 fi als zwedentipredhend be» 
währt haben. Deine Herren, durch folche harte Strafen, wie Sie die Vorlage 
vorfchlägt, werden Sie meines Erachtens den Holzdiebftahl nicht aus der Welt 
ſchaffen, denn durchſchnittlich und in der Regel ift e8 die Noth und Armuth, 
welche den Thäter dazu treibt. Wir wenigftens fennen im Weften nicht derartige 
Zuftände, wie fie nach Mittheilungen in der Kommiffion im Often der Monardjie 
vorfommen follen, daß dort in der Regel Eigennug und Gemwinnfucht die Tried- 
feder bilden und daß es viele Ortichaften giebt, deren ſämmtliche Bewohner, ſelbſt 
die Schulzen nicht ausgenomen, bereit3 wegen Holzdiebftahls befiraft fein follen. 
Ich kann mir nicht denken, daß diefe Mittheilung richtig, ich glaube vielmehr an- 
nehmen zu dürfen, daß fie übertrieben find; möchten fie aber auf Wahrheit be 
ruhen, dann fann ich nicht glauben, daß ſolche Mipftände, wie fie in einzelnen 
Gegenden vorkommen, einen Grund abgeben fünnen, für die ganze Monardie 
derartige verſchärfte Strafbeftiimmungen zu erlaffen. 

Meine Herren, ih bin und bleibe aber der Anfiht, daß es in der Negel 
nicht Eigennuß und Habfucht find, welche den Holzdieb zum Holzdiebftahle reizen. 
fondern daß es durchſchnittlich und in 99 von 100 Fällen die Armuth ift, Die 


Sorftdiebftahle unbetheilinten Eigenthümers dem nädjiten Ortsvorftande überliefert, 
welcher fie fo lange zurüdzubehalten hat, bis ihm ein den muthmaßlichen Betrag ber in 
Ausficht ftehenden Strafe, des zu leiſtenden Schadenerjages und der Koften gleichkom— 
mender Geldbetrag, der jedod) feines Falles den Werth der gepfändeten Gegenftände zu 
überfteigen braucht, hinterlegt worden ift. 

Sft die Zahlung in einer Frift von 14 Tagen nicht erfolgt und Hat fidy auch während 
diejer Zeit fein Dritter ald Eigenthümer der gepfändeten Gegenftände gemelbet, fo kann 
der Amtsrichter die öffentliche Werfteigerung der gepfändeten Gegenftände verfügen. 

XII. Im zweiten Abſatz des 8 19 hinter den Worten „vermwaltenden Forftbeamten“ und vor 
dem Worte „übertragen“ einzufchieben das Wort „nicht“. 


Berlin, den 1. Februar 1878. 
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den Holzfrevler dazu treibt, und gerade darum, weil in den meiften Fällen durch 
die Härten dieſes Geſetzes die Armuth getroffen würde, habe ich mich fir ver- 
pflichtet gehalten, den bereits früher in der Kommiffion geftellten Antrag sub I 
in Nr. 236 der Drudiachen bier zu wiederholen und ich bitte Sie dringend, 
meinem Antrage ftattzugeben und einen $ 1a einzujchalten, dahin Tautend: 
Der Forſtdiebſtahl ift nur auf Antrag des Beftohlenen ftrafbar. 
Die Einreihung des Berzeichniffes (8 26) durch den vermwaltenden 
Forftbeamten erjeßt bei Forftdiebftählen, welche in Königlichen Forften 
begangen werden, den Strafantrag. 

Nur wenn Sie diefen Antrag annehmen, können Sie die Härten mildern 
and befeitigen, welche jonft in vielen Fällen entftehen werden, wenn Sie meinem 
Antrage nicht zuftimmen. 

Ich muß wieder auf den Spaziergänger zurückkommen, meine Herren, von 
dem heute jchon fo häufig die Rede geweſen it. Der Spaziergänger, der fi im 
Walde einen Stock abjchneidet oder einen friihen Trieb abpflüict, um ihn an den 
Hut zu fteden, wie e8 im Kommiffionsbericht heißt, die armen Leute, welche im 
frengen Winter in den Wald gehen, um dort ein Bündel trodenes Holz zu lejen, 
begehen offenbar einen Diebftahl im Sinne des $ 1 dieſes Geſetzes und unter- 
liegen der Strafe des Forſtdiebſtahls, denn Diebftahl ift Wegnahme einer fremden 
Sade in der Abficht der rechtswidrigen Zueignung. Meine Herren, dieje Leute 
begehen ebenfo gut einen Forftdiebitahl, wie derjenige einen gemeinen Diebftahl 
begeht, der dem Verhungern nahe in ein Haus eindringt und ſich Eß- oder Trint- 
waaren wegnimmt. Es iſt juriftifch abjolut unrichtig, was heute wieder ausge- 
führt worden ift,- daß derartige Fälle nicht als Diebftahl anzufehen feien, denn 
wiffenichaftlich ift das Kriterium des Diebftahls nicht gewinnſüchtige Ab- 
fiht, fondern die Abficht der rehtswidrigen Aneignung. 

Meine Herren, ich komme nun zu einem anderen Punkt. Der vereidigte 
Forſtſchutzbeamte ift auf Grund feines Eides, deffen Norm in $ 24 firirt ift, ver- 
pflichtet, jediwede Webertretung des Geſetzes, alfo auch Fälle jo milder Art wie 
die eben angedeuteten, pflichtmäßig zur Anzeige zu bringen; er muß nad) $ 26 
diefe Anzeige direft dem Amtsanmwalt erftatten, der feinerjeits nad $ 27 ver- 
pflichtet ift, die Anklage zu erheben, mag der Beftohlene die Beftrafung 
wollen oder nicht. 

Meine Herren, es führt das zu Härten und Nigorofitäten, welche mit der 
milderen Auffaffung des deutſchen Strafgeſetzbuchs und mit den Rechtsanſchau⸗ 
ungen des Volkes nicht im Einklange ftehen, denn, meine Herren, wenn der Be- 
ſtohlene ſelbſt fein Intereſſe daran hat, daß der Holzdieb beftraft wird, dann hat 
offenbar der Staat auch Fein Intereſſe daran, um fo weniger, als nad) $ 14 des 
Entwurfs diefe Strafgelder nicht dem Staat, fondern dem Beftohlenen zufließen 
jollen. Meine Herren, ich will deshalb auch, daß der Beftohlenene bei der Be— 
ſtrafung wenigftens infofern mitwirke, als er den Strafantrag ftellt, und ich will 
nicht, daß es lediglich von dem größeren oder geringeren Pflichtbewußtfein und 
Pflichteifer eines untergeordneten Forftihugbeamten abhängt, ob Fälle folder 
milder Art wie die angedeuteten zur firafgerichtlichen Verfolgung gebracht werden 
follen. Meine Herren, das Strafgeſetzbuch ftatuirt ja Antragsdelikte bei mindefteng 
20 bis 30 ſchweren und gemeinen Bergehen, es läßt ja unter anderem bei 
der Körperverletzung, bei vorfäßlicher Vermögensbeſchädigung, bei Haußsfriedeng- 
bruch u. ſ. w. die Anklage nur auf Antrag des Gekränkten, des Verletzten zu. 
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Warum fol man da nun nicht auch den Forſtdiebſtahl, bei dem das ſtaatliche 
Intereſſe offenbar nur ein jehr untergeordnetes ift, der fich vielmehr ganz und 
gar als ein Privatdelilt charakterifirt, zu den Antragsvergehen rechnen? Das 
Einzige, was mir in der Kommiffion entgegengehalten ift, find die angeblichen 
Schwierigkeiten, die entftehen follen, wenn man den Forſtdiebſtahl auch zu einem 
Antragsdelifte macht. Aber ich bin der Ueberzeugung, daß dadurch, daß man 
beim Forſtdiebſtahl den Strafantrag des Beftohlenen verlangt, nicht mehr Schwierig. 
feiten entſtehen können, als bei jedem anderen Antragsdelifte; ich behaupte foyar, 
daß gar feine Schwierigkeiten entitehen werden. 

Meine Herren, mein Antrag verlangt nämlich nichts weiter ald daß der unter- 
geordnete Forftichußbeante, bevor er die Holzdiebftahlglifte, welche er nach 8 26 
einzureichen hat, dem Amtsanwalt einreiht, er diefe, wenn es fih um einen 
Diebftahl in der Königlichen Forſt handelt, dem betreffenden Oberförfter, wenn 
e3 fich um einen Diebftahl in einem Privatwalde handelt, dem betreffenden Privat- 
waldbefitzer zur Verfolgung vorlegt, damit Beide zunächft prüfen können, ob fie 
den all, den der untergeordnete Beamte zur Anzeige gebradht hat, wirklich zur 
Berfolgung geeignet erachten oder nicht, damit namentlih dem Privatwalbbefiter 
die Gelegeuheit und Möglichleit gegeben wird, Fälle jo milder Art, wie fie von 
mir und Anderen der Kollegen bereitd angedeutet find, von der firafgerichtlichen 
Berfolgung ausſchließen zu können. 

Ein derartiges Verfahren ift fo einfach, die Mühe für den Forſtſchutzbeamten 
und den Beftohlenen jo geringfügig, daß fie wahrlich nicht im Verhältniß fteht 
zu den großen Unzuträglichfeiten, welche andererjeitS entfliehen werden, wenn 
Sie mein Amendement ablehnen möchten; ich bitte deshalb dringend um deffen 
Annahme. | | 

Abgeordneter Hoffmann (Liegnig): Meine Herren! Ich bitte Sie nur, 
die Vorſchläge der Kommiffton anzunehmen. Es ift ja der Vorſchlag, den der 
Herr Abgeordnete Dulheuer foeben gemacht bat, im Schooße der Kommiſſion reif- 
li erwogen worden, aber die Mehrheit war der Anficht, daß es vom höchſten 
Uebel fein würde, wenn die Strafe für den Forftdiebftahl vom Antrage des Be 
flohlenen abhängig gemacht würde. Es gab ja eine Zeit, fie ift noch nicht lange 
vorbei, wo man es für etwas bejonders Segensvolles hielt, Vergehen und Ber- 
brechen nur auf Antrag ftrafbar zu machen. Ich glaube, es ift ja längfi eine 
Reaktion in diefer Beziehung eingetreten, die Juriften wenigftens find längft 
Iglüffig darüber und auch im Volke befonders hat fich die Ueßerzeugung wohl 
gefunden, daß es von dem höchften Unjegen gemwejen ift, den Strafantrag ent 
fheiden zu laffen. Aber gerade bei den Mebertretungen der vorliegenden Art — 
deun die Forftdiebftähle find Uebertretungen — wäre es befonders ſchlimm, wenn 
bier der Strafantrag entjcheiden ſollte. Bon allen Uebertretungen, die iiberhaupt 
dag Reichsſtrafgeſetzbuch aufflihrt, find es nur zwei, die in Nr. 5 und 6 in $ 370 
des Strafgejeßbuches vorgejehenen, die auf Antrag verfolgt werden köunen, ſonſt 
feine einzige andere Uebertretung. Nun ſchiene es mir ungeheuerlich, wenn die 
zahlloſen Uebertretungen des Yoritdiebftahlsgejetzes jet auch auf Antrag verfolgt 
werden dürfen. Aber welche Ungleichheit vor dem Geſetz wird Tonftruirt in der 
Praris, wenn das, was in einem Revier beftraft werden foll, in dem andern 
firaflos bleibt. Was entjheidet in ſolchen Fällen? Lediglich die Larheit und 
Schlaffheit der Waldeigenthümer, — ich rede hier von den Privateigenthämern — 
denn es ift mir ganz unzweifelhaft, daß es dem Oberförfter nicht geftattet fein 
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würde, den Antrag nad) feinem Belieben etwa zu ftellen, es würde jehr bald 
ein Riegel vorgejchoben werden, da wiirde jehr bald die Oberforfibehörde kommen 
and fagen, der Oberförfter muß in allen Fällen den Antrag ftelln. Wenn 
aber in dem einen Waldrevier der Antrag nicht geftellt wird von einem fchlaffen 
Waldeigenthümer, der vielleicht in feinen Verhältniſſen zurückgeht, der feinen Sinn 
bat für wirflihe Ordnung im Walde, in welche jchiefe Richtung fommt der be- 
nohbarte Waldeigenthümer, der darauf hält, daß derjenige beftraft wird, welcher 
Unfug in feinem Walde treibt? Das Odium wird fich fehr bald auf ihn werfen, 
e3 wird fein Forſt vielleicht angezüindet werden, meil er dafür jorgt, daß derjenige 
beftraft wird, der in feinem Walde ftiehlt. Und, meine Herren, wo ift denn der 
Antragsberehtigte? Es ift in vielen Fällen im höchften Grade zweifelhaft, wer 
der Antragsberechtigte ift; mit der bloßen Stellvertretungsfrage ift e8 nicht ab- 
gethan. Wenn der Waldeigenthümer nach Italien reift, wird dann der Richter 
annehmen, daß ein Anderer als ein Generalbevollmächtigter den Antrag ftellt? 
Und auch die Forftbeamten würden demoralifirt werden, denn wenn ein tüchtiger 
Forftbeamter heute etwas anzeigt und die Unterfuhung in Fluß gebracht hat 
und im legten Moment wird die Strafe gejchentt, fo wird es allerdings jehr bald 
dahin fommen, daß das Intereſſe an der Verfolgung der Yorftfrevel fchmindet. 
Wenn der Herr Abgeordnete Dulhener jagt, nur arme Leute itehlen im Walde, 
jo ift das nicht der Fall, es giebt ganze Dörfer, die von dem Forftdiebftahl 
leben, es giebt eine Unmaſſe von Pantoffelmachern, die niemals einen PBantoffel 
aus gekauften Holze machen; wer im praftifchen Leben geftanden hat, weiß in 
folhden Dingen Beiheid. Ich habe als Staatsanwalt in der Neumarf in einer 
Unterſuchung konftatirt, daß der Befenlieferant einer Eifenbahn feine ſämmtlichen 
Beſen von Birken gemacht hatte, die im Kreife Arnswalde und Friedeberg ge- 
flohlen waren. Sämmtliche Forftdiebe hatten bei diefem Lieferanten ihren Stapel- 
plag. Wie kann man num in jo hyper⸗- idealer Weiſe fagen, nur arme Leute 
ſtehlen! Das ift einfach nicht wahr, da fennt man die Wirklichkeit nicht, derartige 
Mebertreibungen fchaden der beften Sache. 

Nun, meine Herren, ift auf das Dilemma Hingewiefen worden, was vor- 
handen fein joll, wenn der Beftohlene jelbft nicht will, daß geftraft wird in einem 
beftimmten Falle. Ich glaube doch, meine Herren, daß dieſes Dilemma feine 
Beranlaffung fein kann, für den Antrag zu ſtimmen. Es ift wohl denkbar, daß 
es einem beftimmten Mann unbequem ift, daß fein Förfter einen Holzdieb an- 
gezeigt hat, aber es ift fehr gut, daß weich gejchaffene Seelen, die nicht dazu be- 
fühigt find, die Ordnung aufrecht zu halten, .nicht erft in dies Dilemma ge- 
‚bradt werden, darım kann ih Sie nur dringend bitten, laſſen Sie dem 
Amendement das allein pafftren, was es verdient, das heißt verwerfen Sie das 
Amendement. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Der Antrag, 
welcher in dieſem Augenblid zur Verhandlung fteht, ift in der Kommiſſion ein⸗ 
gehend erörtert worden. Sie finden in dem Berichte auf Seite 7— 9 die Gründe 
und Gegengründe, welche dort entwidelt worden find. Sch könnte deshalb ver- 
zichten, auch hier noch ein Wort nur über diefen Antrag zu fagen, um fo mehr, 
als der Herr Vorredner Kollege Hoffmann in fo berebter und auf dem Boden 
einer überaus praftifchen verftändigen Anſchauung ftehenden Weife den Antrag 
widerlegt hat. Allein, meine Herren, erlauben Sie mir noch einen einzigen Hin- 
weis auf die praftifchen Folgen, die die Annahme des Antrags v. Flihrt-Dulhener 
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haben müßten. Sie würden durch Annahme defjelben auf der einen Seite die 
Beamten des größten Waldbefiges im Lande in die Tage ſetzen, entweder ihre 
Pflicht zu verlegen oder dem Volk hart zu erfcheinen; Sie würden die amtliche 
Thätigfeit diefer viel geplagten Männer noch um ein Erbebliches mehr kompfi- 
ziren, als fie es heute ſchon ift, ja, ihnen oft geradezu das Leben verbittern, und 
Sie würden auf der anderen Seite das, was bisher — man darf dies mit hoher 
Befriedigung aussprechen — in Preußen beftanden Hat, die volle moraliſche In⸗ 
tegrität der unteren Forftbeamten auf das Spiel ſetzen in einer Weife, melde, 
wie ich glaube, Niemand vor dem Lande verantworten kann. Ych will nicht noch— 
mals darauf hindeuten, was für den Privatwaldbefiter die Folge fein wird, wenn 
fein Befigvorgänger eine lare Praris gehandhabt Hat, und er ſtreng eingreifen 
zu miffen glaubt. Meine Herren, der Wald hat Feinde nicht in den Holzdieben 
allein und vor allen Dingen nicht in den armen Leuten allein, fondern in einer 
großen Zahl gewinn- und rachſüchtigen Menfchen, die ſich nicht ſcheuen, die 
Brandfadel in die Schonung eines Andern zu werfen, wenn fie glauben, daß er 
zu hart mit ihnen verfahren fei. Wollen Sie den Befiter in die Tage bringen, 
daß er dem Volke hart erjcheint, dann nehmen Sie den Antrag Dulheuer und 
v. Fürth an; — ich aber bitte Sie dringend, e8 bei den Bejchlüffen der Kommiſſion 
zu belaſſen und den Antrag abzulehnen. 

Präſident: Ich bitte den Antrag zu verleſen. 

Schriftführer Abgeordneter Delius: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 

I. Zwiſchen dem 8 1 und dem 82 des Entwurfes einen Paragraphen 
folgenden Inhalts einzufügen: 
Der Forftdiebftahl ift nur auf Antrag des Beftohlenen ftrafbar. 
Die Einreihung des VBerzeichniffes ($ 26) durch den verwalten: 
den Forftbeamten erjetzt bei Forftdiebftählen, welche in Königlichen 
Tsorften begangen werden, den Strafantrag. 

Präfident: Diejenigen, welche diefen Paragraphen nad dem Alntrage 
v. Fürth annehmen wollen, bitte ich aufjuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit, der Antrag ift abgelehnt. 

Ich eröffne die Diskuffion über den 8 2 und den Antrag de3 Abgeordneten 
dv. Fürth Nr. 236 II. (j. d. Anmerkung auf Seite 245). 

Abgeordneter Bromm: Meine Herren! Der vorliegende von mir mit 
unterzeichnete Antrag bezwect die Minderung der Strafen. Bon dem Herm 
Abgeordneten Schröter ſowohl wie von dem Herrn Abgeordneten Dulheuer if 
die Begründung des Antrages ſchon in hinreichender Weife ausgefiihrt worden, 
und id) kann mich deshalb wohl auf weniges befchränten, was der Herr Ab- 
geordnete Hoffmann vorgebradt hat. Derfelbe Hat dem Herrn Abgeordneten 
Dulbeuer beftritten, es ſeien nicht die armen ‚Rente, die den Forftfrevel begingen. 
Ich halte die Behauptung des Herrn Abgeordneten Dulheuer aufrecht; es ift bei 
uns faft nur die ärmfte Volksklaſſe, die Yorftdiebftähle ausfiihrt, und menu es 
bei Ihnen anders ift, fo ift das eine Unfitte, die Sie ſchwerlich durch ſchwerere 
Beftrafuno verbeffern. Glauben Sie das aber zır erreichen, fo giebt der $ 8 hin—⸗ 
reichende Gelegenheit, den wirklichen Forftfrevel zu befirafen, aber das fchließt 
nicht ein, daß Sie fir Waldprodufte, die nach den Erklärungen des Herrn Ab- 
geordneten Rauthe, welcher fogar fiir Beeren und Pilze ſchwärmt, werthlos find, 
für ſolche Uebertretungen diefe harte Strafe ſchaffen. Ich bleibe dabei, jo lange 
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die Regierung nicht in der Lage ift, nachzumeifen, ſolche Strafen find nothwendig, 
jolange man nicht behaupten Tann, daß die Armuth und nothleidende Bevölkerung 
durch verjchärfte Strafen gebeffert wird, folange fol fi eine Geſetzgebung hüten, 
die Strafverfhärfung ohne Noth eintreten zu laffen. Ich bitte Sie deshalb, 
fimmen Sie für unjeren Antrag auf Herabjegung der Strafe auf den vier- 
fahen Werth. 

Prafident: Die Diskuffion kann ich fchließen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Deine Herren! Wenn wiederum 
von dem Herrn Abgeordneten Bromm hervorgehoben worden ift, daß es die 
ärmere Volksklaſſe fei, welche durch die geringe Straferhöhung des 8 2 getroffen 
werde, jo muß ich dem doch einige Worte erwidern. Es macht doch im Lande 
einen fonderbaren Eindrud, daß Hier wiederholt die Dinge jo dargeftellt worden 
find, als ob wir ein Geſetz machten, welches fich weſentlich gegen die ärmeren 
leute richte. Meine Herren, dieſes Gefe richtet fich gegen Gejeßeöverlegungen, 
mögen fie fommen, von welcher Seite fie wollen. Ich beftreite aber auch dem 
Abgeordneten Bromm die Thatſache, daß es wefentlich die ärmeren Bevölferungs- 
Haffen find, welche die fhädlichen und das Waldeigenthum bedrohenden Forft- 
diebftähle begehen. Wenn er wünſcht, daß ich ihm hierüber Beweiſe gebe, fo 
bin ich gern erbötig, fie ihm aus meiner Praxis, und zwar aus einem Landſtrich, 
der feiner fpezififchen Heimath außerordentlich nahe liegt, zu geben. Ich bin 
. dabei gewefen mehr als einmal, wenn die wohlhabenden Bauern mehrere ftarfe 
Baumflämme geftohlen haben. Wer will behaupten, es find die ärmeren Leute, 
die etwas Brennholz holen? Wer weiß nicht, daß in der ganzen Welt die höchfte 
Duldung befteht der Forftbeamten mit einem alten Weibe, daß fih etwas trodnes 
Reifig holt? Wer weiß nicht, daß es feinem Forſtſchutzbeamten einfällt, mit 
aller Strenge des Geſetzes gegen eine folche alte Berfon vorzugehen? Außerdem 
werden für diefe geringen Walderzeugniffe überall in Preußen Zettel ausgegeben 
und von einer Bedrüdung der ärmeren Volksklaſſen — das muß ich mit aller 
Beftimmtheit fonftatiren — ift nimmer und nirgend die Rede. 

Meine Herren, was die geringe Erhöhung der Strafe anbelangt, jo ift fie 
von feiner Seite angefochten worden; Sie finden in dem Bericht im Eingange 
die allgemeinen Erwägungen, welche die Kommiffion in ihrer Mehrheit veranlaßt 
haben, voll bewußt diefer geringen Erhöhung diefer Strafe zuzuftimmen. Ich 
darf mich auf den Bericht beziehen. Nur eins muß ich hervorheben, was gegen 
den Bericht und gerade in Bezug auf diefe Argumentirung, welche hier zu 
Grunde liegt, gejagt worden if. Der Abgeordnete Schröter hat die Statiftik 
bemängelt, welche zu Grunde gelegt worden fei und hat jchlanfweg, ohne das 
zu behaupten, die Forftdiebftähle hätten fich vermindert. Es wäre mir intereffant 
gewejen, den flatiftifchen Beweis zu hören; den hat fich der Abgeordnete Schröter 
geſchenkt. Meine Herren, wenn man fiber ſolche Dinge fpricht, muß man fie 
auch ganz gründlich behandeln; ich will Ihnen ganz offen geftehen, wenn Sie 
mich als Statiftifer fragen, ob eine folche abjolute Statiftit, wie fie im Bericht 
abgedruckt ift, erſchöpfend und vollfommen richtig ift, jo antworte ih: nein. Denn 
allerdings muß die Bevölkerungsbewegung in Relation zu der Zunahme irgend 
einer Kategorie von Delikten geftellt werden, aber, meine Herren, wenn Sie dieje 
Rechnung machen, zu welchem Ergebniß fommen Sie? Ich habe Sie gemacht, 
Sie fommen zu dem Ergebnig, daß die Forftdiebftähle in Preußen im mejent- 
ihen nad ihrem ganzen Gang fi) in gleichem Verhältniß entwidelt haben, 
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wie die Bevölkerung. Außerdem, meine Herren, hätte ich denn doch wohl er⸗ 
warten dürfen, wenn man die Aufzeichnungen des Gerichts bemängelt, daß man 
da etwas Beſſeres an die Stelle gejettt hätte; will man ſtatiſtiſch richtig ver- 
fahren, fo muß man dur Zahlen den Nachweis führen, meine Herren, in welchem 
Berhältniffe fich diejenigen Klaſſen der bürgerlichen Geſellſchaft entwidelt haben 
nach ihrer Mitgliederzahl und ihrem Erwerbsftande, aus denen erfahrungsmäßig 
vorzugsweiſe die Yorftdiebe hervorgehen, und in welchem Berhältniffe fich dem 
gegenüber die Forftdiebftähle vermehrt haben. Erſt dann werden wir eine Sta- 
tiſtik haben, die einen vollen Werth und Nuten hat. Im Übrigen bat die Kommiſſion 
gar nicht daran gedacht, auf diefe Statiftif einen fo hervorragenden Werth zu 
legen, daß fie ihre Beihlußfafiung darauf begründet hätte. Bemwahre! Das, was 
der Herr Abgeordnete Schröter gar nicht hervorgehoben hat, das war dad Beftimmende 
fiir die Kommilfion, nämlich die qualitative Zunahme in der Schwere des Objektes 
der Diebftähle, und dann, meine Herren, haben wir e8 überhaupt mit einer hochwich— 
tigen Entmwidelungsfrage der Forftwirthichaft zu thun, die für fich Die Forderung anf 
ftellen darf, daß bei der fteigenden Intenſivität der Bodenwirthichaft der gefetzliche 
Schuß in gleidem Maße fteigt, und das find die Motive gewefen, welche die 
Majorität in der Kommijfion veranlaßt haben, diefer ſchwachen Straferhöhung 
zuzuftimmen. ch bitte Sie im Einverftändnig mit der Kommilfion durd die 
Annahme der Kommilfionsvorjchläge das gleiche zu thun. 

Prafident: Wir werden zunächſt eventuell abflimmen über den Vorſchlag 
des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth: In diefem Paragraphen ftatt der Worte 
„fünffachen Werth“ zu feten „vierfachen Werth”. Diejenigen, welche eventuell 
den Antrag v. Fürth annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. 

Wird noch eine Abftimmung über den Paragraphen verlangt ? 

Zur Geſchäftsordnung hat der Abgeordnete Niederſchabbehard das Wort. 

Abgeordneter Niederjchanbbehard: In Konfequenz des bei $ 1 gefaßten 
Beichluffes möchte ich bitten, beim $ 3 Nr. 7 ftatt „Pflänzlinge“ zu fagen „Holz 
pflanzen“. 

Präfident: Wir werden glei daranf kommen. 

Alfo ich darf feftftellen, daß der $ 2 unverändert angenommen ifl. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Freiherr dv. Fürth. 

Abgeordneter Freiherr D. Fürth: Meine Herren! In Betreff des zu $ 3 
geftellten Antrages, anftatt der Worte „zehnfahen Werth” zu fagen „ſechsfachen 
Werth“ bitte ich nunmehr in Uebereinftimmung mit den Herren, die mit mir 
den Antrag geftellt haben, ftatt der Worte „zehnfachen Werth“ zu fagen „adıt- 
fachen Werth“. 

Präfident: Zu dem 8 3, welchen wir jeßt diskutiren, Tiegen verfchiebene 
Anträge von dem Abgeordneten Sreiheren v. Fürth Nr. 236 III bis VII (f. die 
Anmerkung auf ©. 245) vor. Zu denfelben hat foeben der Abgeordnete Frei⸗ 
herr dv. Fürth Hinfichtlich der Nr. IIL eine Modifikation vorgenommen, indem es 
nicht heißen ſoll „jehnfachem Werth”, fondern „achtfachem Werth“. 

Außerdem hat der Abgeordnete Schröter (Barnim) verfchiedene Anträge zu 
diefem Paragraphen eingebradht unter 279 B. HI und IV (f. die Anmerkung 
auf ©. 245). 

Der Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth unter VII Nr. 236 fieht 
in Verbindung mit einem fpäteren Antrag deffelben Herrn zu 8 15, welden 
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Freiherr v. Fürth prinzipaliter geſtrichen, eventuell modifizirt haben will. Dieſer 
$ 15 und der dazu geſtellte Antrag Fürth wird jetzt gleichzeitig mit dem $ 3 
disfutirt; alfo in einer Disluffion die 88 3 und 15. 

Abgeordneter Freiherr v. Fürth: Meine Herren! Ich hatte zuerſt den 
Antrag geſtellt, ſtatt der Worte „zehnfachen Werth” zu ſagen „achtfachen Werth“. 
In Bezug auf die Höhe der im Entwurfe beſtimmten Strafe beziehe ich mich 
zunächſt auf dasjenige, was die Kollegen Bromm und Dulheuer vorgetragen 
haben. Ich erlaube mir nur, meine Herren, Sie darauf aufmerkſam zu machen, 
daß Sie heute nicht blos ein Geſetz erlaſſen für Oberſchleſien oder einige wenige 
Gegenden, wo ſich der Holzdiebſtahl in letzter Zeit vermehrt hat, ſondern für die 
ganze Monarchie, daß nicht ein Geſetz erlaſſen werden ſoll gegen jene reichen 
Bauern, die, wie der Herr Referent hier erwähnt hat, ihre Knechte in den Wald 
ſchicen, um dort zu fehlen, fondern auch gegen die armen rauen, die fich eine 
Schürze voll Gras genommen haben, um ihre Ziege zu fiittern, oder etwas Holz 
geholt Haben, um Kaffee zu kochen und es fragt ih, ob Sie auch für diefe die 
Strafe fo fehr erhöhen wollen, wie jett beabfichtigt wird. Zu Nr. 3 dieſes 
Baragraphen Habe ich mit den anderen Herren Antragftellern das Amendement 
geftellt, die Worte: „oder feiner Gehülfen“ auszuftreihen. Dan will es als er» 
jhwerenden Umſtand charakterifiren, wenn ein Holzdieb über den Namen und 
Wohnort feiner Gehilfen falſche Angaben madt. -Wir alle find darliber einver- 
fanden: man darf Niemanden dazu zwingen, daß er der Verräther und Denun⸗ 
ziant feiner Genofjen wird. Nun, meine Herren, haben aber blos wenige Leute 
die Energie, daß fie dem Beamten, wenn er fie in barjchem Tone fragt, wer ihr 
Gehülfe gewejen, nun ganz offen antworten: „das branch’ ich nicht zu jagen!“ 
die große Mehrzahl der Leute, namentlih Frauen und Kinder, werden durch 
Angft verleitet, eine Nothlüge zu gebrauchen. Ich will eine folde Nothlüge 
gewiß’ nicht rechtfertigen, aber, meine Herren, wenn Sie diefelbe als erjchweren- 
den Umftand feftfegen, fo erjchweren Sie dadurch die Strafe nicht für die ver- 
Rodten und gefährlichen Diebe, denn diefe find in der Regel freh genug. Sie 
werden vielmehr einen erfchwerenden Umftand feftfegen für diejenigen, welche 
ſchüchtern und vielleicht am allerwenigften gefährlich find. 

Man bat ferner als erjchwerenden Umftand in der Regierungsvorlage auch 
das Fluchtergreifen feftgefeßt; dagegen hat ſchon die Kommiffion des Herren- 
hauſes erwidert, das Fluchtergreifen fei oft eine ganz unwillfürliche Folge des 
Schredens vor dem Beamten, man dürfe Keinen dafür verantwortlich machen. 
Das Herrenhaus hat aber darin einen erjchwerenden Umftand geſehen, wenn 
Holzdiebe auf Anrufen des Beamten oder des Beftohlenen nicht ftehen bleiben. 

Nun, meine Herren, halte ich diefe Beitimmung zunächſt für ganz unpraf- 
tiſch. Es wird in den meiften Fällen gar nicht möglich fein, dem Forftdiebe zu 
beweifen, daß er das Rufen gehört hat. Er wird auch wirklich, wenn er von 
Furcht erfüllt ift, häufig das Rufen liberhören. Dann aber auch, meine Herren, 
muß ich darauf aufmerkfan machen, daß Sie hier einen erjchwerenden Umftand 
für Holzdiebe jtatniren, der dem fchwerften Verbrecher gegeniiber nicht ftattfindet. 
Der ſchwerſte Verbrecher wird nicht deshalb ftrenger beftraft, meil er auf An⸗ 
tnfen der Gensdarmen oder des fonftigen Polizeibeamten nicht ftehen geblieben 
if, der arme Holzdieb, der Mann aber, der aus Armuth und aus Noth gehandelt 
bat, fol deshalb, weil er auf das Anrufen der Polizei nicht fliehen geblieben ift, 
härter beftraft werden. Meine Herren, ich halte das für ganz widernatlirlich. 

Jahrb. d. Br. Forft- u. Jagd⸗Geſetzg. X. 17 - 
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Der Herr Präfident hat verfügt, daß wir jetzt auch über 8 15 diskntiren 
ſollen. Der 8 15 beſtimmt die Konfiskation der Werkzeuge, welche der Holzdieb 
gebraucht bat. Wir haben prinzipaliter beantragt, daß 8 15 ganz auöfallen 
jolle, und fir den Fall, daß Sie ihn beibehalten wollen, daß Sie denjelben we- 
nigfleng in dem von uns angegebenen Sinne abändern. Meine Herren, die 
Konftslation der Werkzeuge ift in dem Holzdiebftahlsgefege von 1821 nicht ver- 
ordnet; fie findet, fich zuerft im Gefete von 1852 und dieſes Geſetz wurde durch 
die Aufnahme diefer Beſtimmung in Webereinfimmung gebracht mit den damals 
noch geltenden preußifchen Strafgefeßbuche, welches in 8 17 ebenfalls die Bor- 
ſchrift enthielt, daß die Werkzeuge, die bei einem Bergehen oder Verbrechen ge- 
braucht worden, Tonfiszirt werden ſollten. Diefe Vorſchrift ift nun durch das 
Strafgefebudy von 1869 aufgehoben worden. Das Strafgefetsbuch fiir den 
norddentichen Bund, das jetzige Strafgefegbuch für das deutjche Reich, beftimmt 
in $ 40 nicht, es foll die Konfiskation der Werkzeuge ftattfinden, fondern bie 
Konfigkation könne ftattfinden, es fol alfo der Richter in jedem einzelnen Fall 
darüber befinden, ob die Werkzeuge zu konfisziren feien oder nicht. Diefe Neue 
rung, meine Herren, diefe Abänderung des früheren Rechts hatte, wie in den 
von der Regierung gegebenen Motiven des Strafgefetzbuches gejagt ift, ihren 
Grund darin, daß die Werkzeuge verjchiedener Art jeien, und daß oft die Kon 
fisfation mit dem Zweck des Gefetsgeberg nicht im Entfernteften zu vereinigen 
fei, Meine Herren, wern einem Diebe feine Brechwerkzeuge, wenn einem wegen 
Mordverfuchs Berurtheilten fein Dolch konfiszirt wird, wenn einem Wilddiebe 
jeine Schlingen Tonfiszirt werden, dann ift diefe Konfiskation nicht fo fehr eine 
Strafe, als ein Sicherungsmittel für die bürgerliche Gefellfchaft, e3 wird dann 
ein Werkzeug Tonfiszirt, das entweder objektiv gemeingefährlich it, vder doch in 
den Händen des jetigen Befitzers als gemeingefährlich erjcheint. Aber anders verhält 
es fih, wenn einem Manne dasjenige Werkzeug Tonfiszirt wird, welches 'er zu 
feinem ehrlichen berufsmäßigen Ermwerbe bedarf, wenn ihm das Werkzeug ge 
nommen wird, womit er ſich und feine Familie ernährt. In diefem alle, meine 
Herren, ift die Konfiskation nur dann begründet, wenn man fie al$ eine Art 
Bermögensftrafe betrachtet, als einen Zuſatz zu der regelmäßigen geſetzlichen 
Strafe. Gegen diefen Zufat läßt fich aber zuerft einwenden, dab er eine ganz 
unverhältnigmäßige Strafe iſt, denn derjenige, der mit einem Inſtrument von 
toftbarem Werth ein umbedeutendes Vergehen begeht, wird ſchwerer beftraft als 
derjenige, der mit einem Inſtrument von fehr geringem Werthe ein ſchweres Ber- 
geben begeht. Dann widerfpricht es auch den Regeln einer richtigen Kriminal⸗ 
politil, einem Manne, der feine Strafe einmal abgebitßt hat, den ehrlichen Er- 
werb dadurch zu erſchweren, daß man ihm das Werkzeug, melches er dazu 
bedarf, vorenthältl. Das waren die Gründe, mweshalb man in dem $ 40 des 
Strafgefeßbuches eine Abänderung des friiheren Rechts aufgenommen bat. Man 
wollte die Konfisfation als Sicherungsmittel fir die bürgerliche Gefelljchaft, aber 
nicht mehr als VBermögensftrafe. In einem Holzdiebftahlsgefege, meine Herren, 
würde e8 durchaus unpraktiſch fein, gerade wie im 8 40 des Allgemeinen Straf 
geſetzbuches, es von der jedesmaligen Entfheidung des Nichters abhängig zu 
maden, ob fonfiszirt werden foll, oder nicht. Man wiirde dadurd die Forſt⸗ 
hüter, weldye dasjenige, was der Konfiskation anheimfallen kann, wenn fie den 
Forſtdieb im Walde treffen, in Beichlag nehmen müffen, in die Lage bringen, 
daß fie oft etwas in Beichlag nehmen wilrden, defien Nüdgabe nachher der 
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Richter anordnete. Die Regierung hat darin ganz Recht, daß fie eine allgemeine 
Kegel aufftellt, aber nach meiner Anficht müßte diefe allgemeine Regel fo normirt 
werden, wie fie demjenigen angemeffen ift, was in den meiften Fällen ftattfindet. 
In den meiften Fällen ift nun das Werkzeug, deffen fi) die Forfifrevler bedie- 
nen, nicht ein Werkzeug, welches fie fich zu dem Zwecke angefchafft haben, um 
damit Forſtfrevel zu begehen; ich fage nicht in allen, aber in den meiften, Fällen 
ift e8 vielmehr ein Werkzeug, welches die Reute zu ihren ehrlichen berufsmäßigen 
Erwerb gebrauchen und bedürfen. Die Forfifrevler gehören der Mehrzahl nad 
der ärmeren ländlichen Bevölkerung an; fie arbeiten für andere Leute und haben 
daneben eine Heinere Wirthfchaft, die oft. darin befteht, daß fie fi eine Kuh 
oder Ziege halten oder einen Kleinen Ader beftelen. Die Harfe, die eine arme 
Frau gebraudt hat, um Streu zu fammeln, fie bedarf derfelben in ihrer Wirth: 
ſchaft; fie bedarf fie, wenn fie als Tagelöhnerin fir reichere Leute arbeitet, die 
Sichel, womit fie Gras gefchnitten bat, ift ihr nöthig für die Ernährung ihreg 
Biehed. Nehinen Sie einem armen Holzhader feine Art, nehmen Sie einem 
Mann, der fih mit Schreinerarbeiten ernährt, feine Säge, weil er fie zu einem 
Forſtdiebſtahl gebraucht hat, dann nehmen Sie ihm das Werkzeug, womit er ſich 
und feine Familie ehrlich ernährt. 

Ich erlaube mir, darauf aufmerffam zu machen, daß unfere rheinifche Zivil- 
prozeßordnung, fowie auch die allgemeine preußiiche Gerichtsordnnung die Bes 
fimmung enthalten, daß bei Erekutionen die Werkzeuge des Handwerkers frei- 
gelafjen werden follen, daß den Leuten nicht dasjenige genommen werden fol, 
womit fie ſich ernähren. Meine Herren, wenn dieſe Schonung dem Geſetzgeber 
angemefjen erjcheint, warum foll man eine analoge Schonung nicht den Forft- 
frevlern zu Gute kommen lafſen. Sie haben zwar gefehlt, aber warum follen 
fie auch dann, wenn fie ihre Strafe vollftändig verbüßt haben, das Werkzeug, 
welches fie zu ihrer Ernährung bedürfen, verlieren? Iſt es nicht infonfequent, 
daß, wenn Jemand einen Spaten braudt, um im Walde etwas Moog zur ftechen, 
ihm der Spaten konfiszirt werden fol, während, wenn derfelbe Mann mit die- 
ſem Spaten ein großes Vergehen begangen hätte, etwa einen Damm durchftochen 
oder eine Grenze verwirrt, der Richter darüber befindet, ob ihm der Spaten ge- 
nommen werden fol; und wenn er einjehen würde, daß der Mann ded Spatens 
bedarf zu feiner ehrlichen Ernährung, dann das Recht hätte zu erfennen, es folle 
der Spaten nicht Tonfiszirt werden. 

- Meine Herren, auch in einer anderen Beziehung zeigt fich die Vorſchrift der 
Konfistation als unpraltiih. Ich habe Schon gefagt, was konfiszirt werden foll, 
muß auch der Forſthüter, wenn er die Leute im Walde trifft, in Beſchlag neh— 
men. Nun ift aber dieſes „in Befchlag nehmen“ für die Beamten eine ganz 
erorbitante Lafl. Denken Sie fih den Fall, wo ein Forſthüter an einem Mor- 
gen zehn Forftfrepler getroffen und ihnen Harken, Sicheln und fo weiter abge» 
nommen bat. Nun muß der Mann, der auch noch ein Gewehr oder einen Hirfch- 
jünger bei ſich hat, alle diefe in Beichlag genommenen Werkzeuge mehrere Stun: 
den weit nach Haufe tragen, um fie der Ortsobrigfeit zu übergeben. Das ift 
eine Belaftung der Beamten, die nach meiner Meinung mit demjenigen, was 
man dadurch erzielt, in keinem Berhältniß fteht. 

Dann, meine Herren, muß ich noch darauf aufmerkſam machen, daß gerade 
diefe Konfiskation der Werkzeuge ſehr häufig dasjenige ift, was die Leute dahin 
bringt, größere Vergehen zu begehen und fie auf diefe Weife für ihre Zukunft 
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unglücklich macht. Es ift natürlich, daß die Leute in dem Xugenblid, wo fie das 
Werkzeug hergeben müflen, nun recht empfinden, wie werthvoll daffelbe für fie 
ift, und da fie fih häufig im Walde mit den Forſtarbeitern ganz allein befinden, 
jo liegt ed fehr nahe, daß fie fi) das Werkzeug dadurch zu retten fuchen, daß 
fie e8 nicht freiwillig Hingeben, fondern ſich der Beſchlagnahme widerſetzen; — 
dann werden aber die Leute wegen Widerftand gegen einen Beamten vor Gericht 
geftellt, fie befommen wochenlanges Gefängniß, fie werden wegen der Koiten 
erequirt und vielleicht finanziell, und in Folge deffen auch moralifch ruinirt. Ich 
kann feinem Gefege meine Zuftimmung geben, das foldhe Folgen für die Leute 
bat, keinem Gefeße, das zur Folge bat, daß die Leute zu Bergehen angereist 
werden. Für den Fall, daß Sie unfern Antrag auf Streihung des 8 15 nidt 
annehmen, haben wir Sie gebeten, wenigftens die Schlußworte deffelben „ohne 
Unterfchied, ob Sie dem Thäter gehören oder nicht” abzuändern in der von uns 
angegebenen Weife. | 

Meine Herren, nad) der Faſſung des 8 15, wie fie vorliegt, wird das Werl 
zeug Fonfiszirt, ohne Nüdficht darauf, ob es dem Webelthäter gehört oder einem 
Anderen, ohne Rückſicht darauf, ob diefer Andere ſchuldig oder gänzlich unfchuldig 
iſt. Es fol felbft alsdann, wenn ein Werkzeug dem Eigenthlimer wider fein 
Wiſſen und Willen weggenommen und zum Holzdiebftahl gebraucht wird, dad» 
felbe Tonftszirt werden. Alfo, meine Herren, wenn einem armen Holzhader, der 
während der Arbeit einen Augenblid paufirt, die Art weggenommen und damit 
ein Holzfrevel begangen wird, fo wird die Art Tonfiszirt und der Mann bat 
nicht mehr das Werkzeug, womit er fi und feine Familie ernährt. 

Auch im Jahre 1852 enthielt der damals von der Regierung vorgelegte 


Entwurf eines Holzdiebftahlsgejees, wie ihn die Negierung vorgelegt hatte, die 


jelbe Beftimmung, welche wir im jetigen Entwurf finden. Damals bat die erfte 
Kammer, das jetige Herrenhaus, diefe Beſtimmung wenigftens fo weit modifizirt, 
daß nicht derjenige dur Konfistation benachtheiligt werden kann, dem jein 
Werkzeug wider Wiffen und Willen genommen if. 

Wir haben nun angetragen, den 8 15 in Webereinftimmung zu fegen mit 
dem 8 40 des allgemeinen Strafgefeßbiuches, welcher die Konfisfation nur dann 
zuläffig erklärt, wenn das Werkzeug dem Thäter oder Theilnehmer gehört. Das 
allgemeine Strafgeſetzbuch enthält von diefer Negel, abgejehen von den Fällen, 
wo irgend ein Gegenftand ſchon objektiv gemeingefährlich ift: wie verfälfchtes 
Gewicht, verfäljchtes Maß oder Gifte, nur eine einzige Ausnahme, nämlich «8 
wird den Wilddieben gegeniiber verfligt, daB das von ihnen gebrauchte Jagd⸗ 
geräth auch dann eingezogen werden foll, wenn es einem Fremden gehört. Be- 
vor Sie diefer Ausnahme nun noch eine zweite zufegen, erlaube ich mir, Sie 
darauf aufmerffam zu machen, daß jene auf die Wilddiebe bezüigliche Beftimmung 
im Reichstage des norddeutjchen Bundes nur mit- vielem Widerſpruche angenom- 
men worden if. Man batte ſich damit zu redhtfertigen gefucht, daß man fagte, 
e3 fei in einzelnen Fällen fehr jchwer, den Beweis zu führen, ob der Eigen 
thümer des Jagdgeräthes mitfchuldig fei oder nicht, und der Abgeordnete Laster 
hat damals den Herren fehr Mar auseinandergefegt, daß e8 den Grundregeln des 
Kriminalrecht3 widerjpricht, wenn man, um dem verfolgenden Beamten den Be 
weis zu erleichtern, oder die Mühen des Beweifes zu erfparen, andy einem Un 
ſchuldigen einen Nachtbeil zufligee Meine Herren, ich erlaute mir ferner daranf 
aufmerffam zu maden, daß in der Regel diefer Nachtheil einen Landbewohner 
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treffen wird. Gerade die ärmeren Landbewohner find es, unter denen es leichter 
als bei anderen möglich ift, daß der eine das Werkzeug des anderen braucht 
ımd gerade diefe Keute wird es fehr fchwer treffen, wenn ihnen, ohne das ihnen 
eine Schuld zur Laft fällt, nun das Werkzeug genommen wird. Ich bitte Sie, 
meine Herren, ermweden Sie diefen Leuten gegenüber nicht den Schein, als ob 
wir, um das Eigenthum des reichen Beſitzers zu fchligen, das Eigenthum des 
armen Mannes an feinen Werkzeugen mißachten wollen. Laffen Sie uns das 
Eigenthum des armen Mannes an feinem Werkzeuge eben fo Heilig halten, als 
das Eigenthum des Reichen. (Bravo!) 

Präſident: Ich bitte einen Antrag des Abgeordneten Kummer zu verlefen, 

Schriftführer Abgeordneter Delius: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen, im 8 3 Nr. 3 die 
Worte: „oder auf Anrufen des VBeftohlenen oder Forſtbeamten“ und 
fo weiter bis zum Schluß zu flreihen und dafür zu fagen „oder 
wenn er der Ergreifung fich durch die Flucht entzogen oder zu ent- 
ziehen verfucht hat.“ 

Abgeordneter Schroeter (Barnim): Ich Habe zu diefem Paragraphen einen 
Antrag geftellt, der, wie ich glaube, fich felbft rechtfertigt und der entgegen dem 
Schickſal meines früheren Antrags vielleicht Annahme finden wird. Er ift we- 
ſentlich redaltioneller Natur. Es handelt ſich hier um einen erfchwerenden Um- 
fand, den der Richter thatfächlich feftftellen muß und bezugs deſſen er nicht eine 
ausdehnende Anwendung eintreten laffen darf. Ich glaube nun, daß, indem ich 
beantragt habe, den betreffenden Paſſus dahin zu faflen, daß gejagt wird: „den 
Beſtohlenen reſp. deffen Vertreter oder zuftändigen Beamten“ ich der Abficht des 
Gefetzes näher gekommen bin als die Vorlage, denn e3 wird in den feltenften 
Fällen der Beftohlene felbft fein, der den Holzfrevler ertappt. Denken Sie an 
alle diejenigen Güter, die von Inſpektoren und Adminiftratoren verwaltet wer. 
den, auf denen der Befiter gar nicht wohnt, oder an diejenigen Befigungen, 
deren Eigenthiimer augenblidtih bier im Haufe oder im Herrenhauſe ſich be» 
finden. 

Es ift num gejagt worden, daß der Begriff „Vertreter“ zweifelhaft fei. Das 
iR eine Frage der thatfächlichen Feftftellung, die der Nichter leicht wird entfchei- 
den können. Ferner ift gefagt worden, daß die Vertreter den Holzdieben viel: 
licht nicht befannt find, und daß es erit feitgeftellt werden müßte, daß der 
Holzdieb den Bertreter als folchen gekannt hat. Das ift gleichfalls Sadye der 
thatfächlichen Feſtſtellung. In vielen Fällen, namentli da, wo der Befiter gar 
nicht am Ort wohnt, wird der Vertreter den Holzdieben mehr befannt fein als 
der Beſitzer; denn die Holzdiebe reifen nicht weit, fie find aus der Gegend, wo 
fie den Diebftahl ausführen. Was nun den Ausdrud „Forſtbeamten“ anlangt, 
jo glaube ich, daß mein Antrag eigentli noch weniger Widerfpruch finden Tann, 
denn es find ja nicht immer die Forftbeamten, die den Forſtſchutz ausüben, jehr 
häufig find es die Gensdarmen, die ihr Weg oft durch den Wald führt und die 
bei diefen Gelegenheiten orfifrevler ertappen. Die fallen nicht unter diefe Be- 
Rimmung nach der Faffung der Vorlage, denn fie find keine Forſtbeamten. 
Außerdem bedenken Sie die ländlichen Gemeindeforften, in denen der Forftſchutz 
nicht durch Forſtbeamte ausgeübt wird, fondern in den allermeiften Fällen durch 
Feldhüter. Nun glaube ich, daß die Faſſung „zuftändigen Beamten“ ganz .zu: 
treffend if, Ich möchte aber noch die Yrage mir erlauben, ob ich die nädjite 
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Nummer des Paragraphen noch berühren ſoll, oder ob es bei dieſer Nummer 
hier ſein Bewenden behalten ſoll. 

Präſident: Nein, es iſt der ganze Paragraph zur Diskuffion geſtellt. 

Abgeordneter Schroeter (Barnim) (fortfahrend): Zu Nr. 6 habe ich noch 
einen Antrag geftellt, der auch theils begrifflicher, theils redaftioneller Natur ift. 
Die Borlage führt als erfchwerenden Umftand an, wenn ein Fuhrwerk, ein Lafte 
thier oder ein Kahn zum Zwecke des TForftdiebftahls mitgebradt wird. Nun 
‚meine ih aber, daß es auf das Mitbringen nicht ankommt. Das ift feines 
wegs genügend, fondern es kommt darauf an, daß das Fuhrwerk 2c. benugt iſt 
zur Ausübung des Forſtdiebſtahls. 

Denken Sie fih, meine Herren, daß Jemand mit einem Fuhrwerk in den 
Wald fährt, um einen Forſtdiebſtahl auszuüben, inzwifchen aber von der Bes 
nugung des Fuhrwerks Abitand nimmt und das Geftohlene nad) Haufe trägt, 
man hat in diefen Falle gejagt, daß danı das Fuhrwerk gar nicht zum Zwed 
des verlibten SForfidiebftahls mitgebracht fei. ES ift dies doch eine fehr ge 
wagte Deduktion, die vielleicht nicht jeder Nichter eintreten läßt. Ich will Ihnen 
ein Beifpiel geben. Es fährt ein Sandmann vor Weihnachten durchs Holz, fieht 
‚eine Gruppe von Tannen fliehen und beichließt dieſe Gruppe zu holen, um fie 
als Weihnachtsbäume zu verlaufen; er fährt mit feinem Knecht und feinem 
Sohn dorthin und da findet er, daß die Tannen zu groß oder ſchlecht gewachſen 
find; er nimmt nur zwei davon, und geht damit, ohne den Wagen zu benußen, 
nad Haufe. Dann ift doch das Mitbringen des Wagens augenfcheinlich fein 
erjchwerender Umftand. (Widerfpruch.) 

AndererfeitS liegt ein erjchwerender Umftand aber auch darin vor, wenn ein 
Wagen zufällig unterwegs getroffen und zum Zwed des Holzdiebftahls benußt 
wird. Wie ich aus den Herrenhausverhandlungen gejehen habe, ift dies Moment 
gerade der Grund gewefen, weswegen man dort von dem uriprünglichen Tert 
der NRegierungsvorlage abgegangen ift und das Wort „mitgebracht“ hineingenoms 
men hat. Man hat gemeint, ‘man folle nicht diejenigen treffen, die einen zit 
fälliger Weife angetroffenen Wagen beim SHolzdiebftahl benuten. Ich glaube, 
diefe Auffaffung ift nicht ganz richtig. Nehmen Sie zwei Fälle: Es hat Jemand 
einen Baum abgefägt, nimmt ihn auf, trägt ihn aus dem Forſt und trifft 
20 Schritte von der Diebftahlsftelle einen Wagen an, der Führer des Wagens 
thut ihm den Gefallen und nimmt den Baum mit. In dieſem Fall war der 
Forftdiebitahl fhon dadurch begangen, daß der Mann den Baum abgefägt und 
in feinen Gewahrjam genommen hat, dadurch, daß er den Wagen nachher zum 
Transport benußte, benußte er ihn immerhin nicht zur Ausführung de3 
Diebftahls. Andernfall3 aber trifft Jemand unterwegs den Wagen eines Be: 
fannten im Forft an und benugt ihn, um nunmehr an Stelle eines von ihm 
beabfichtigten Kleinen Diebſtahls einen fehr bedeutenden Diebftahl an ganz großen 
Bäumen auszuüben; oder aber er fährt in der Schonung mit dem Wagen um: 
her und ruiniert das Unterholz, und fehließlich fett er ſich drauf und entflieht 
mit dem Wagen dem verfolgenden Beamten. Dann hat er den Wagen an ber 
Stelle des Diebftahls zufällig getroffen, ev hat ihn alfo nicht mitgebracht, und 
es treffen doch alle Umftände zu, die die Regierungsvorlage zur Begründung des 
erſchwerenden Umftandes anführt, Beſchädigung des niedrigen Beftandes, Mög. 
lichkeit der Flucht und die größere Gefährlichkeit, indem der Diebftahl durch die 
Fuhrwerksbenutzung viel bedeutender fein kann. Sie fehen alfo, der Ausdrud 
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„mitgebracht“ ift nicht zutreffend. Es kommt in der That auf die Benugung 
beim Diebftahl an, und deshalb halte ich die Faſſung, wie die Negierungsvorlage 
fie urſprünglich gehabt hat, die da fagt, wenn der Forfidiebftahl mit dem Fuhr- 
wert begangen if, — für volllommen ausreichend und zutreffend. Ich bitte Sie 
deshalb, Diefen Antrag gleichfalls annehmen zu wollen. 

Abgeordneter Kummert: Der 83 Nummer 3 bat den Zmed, den Holzdieb 
ihärfer zu beftrafen, wenn er auf Anrufen des Beftohlenen oder des Forftbeams 
ten die Flucht ergriffen hat, tiberhaupt fi der Ergreifung durch die Flucht zu 
entziehen verſucht. Wie die Beftimmung jetzt lautet, kann fie unmöglich im Gefet 
fteben bleiben. Nehmen Sie an, die Anklage behauptet, der Forſtdieb ſei ange» 
rufen worden, aber davon gelaufen. Er wird dann erwidern: ich habe es nicht 
gehört. ES muß ihm nun erft bewiefen werden, daß er den Anruf gehört hat. 
Nun kann fogar der Fall vortommen, daß er taub ift, daß er alfo den Anruf 
gar nicht zu hören im Stande ift. Bleibt diefe Beftimmung im Geſetz, fo wird 
die Folge oft fein ein umftändlicher Beweis, ein vecht jchwieriger Beweis. Die 
| Regierungsvorlage batte urjprünglich beitimmt, daß es einen Strafverjchärfungs- 
grund fchon abgeben folle, wenn der Holzdieb die Ylucht ergriffen hat; und Die- 
ſes Faktum ift einfach und leicht zu Eonftatiren. 

Mein Antrag geht dahin, bier die Negierungsvorlage, die bei weiten beffer 
als die Faffung des Herrenhaufes oder der Vorſchlag der Kommiffion ift, wieder 
berzuftellen und ic} bitte Sie, diefen Antrag anzunehmen. 

Präſident: Die Abgeordneten Wagener (Stralfund) und Hildebrand haben 
den Schluß der Diskuſſion beantragt. Ich bitte diejenigen Herren aufzu- 
ftehen, welche den Antrag unteritüten wollen. (Gefchieht.) 

Die Unterftügung reiht aus. Die Diskuffion iſt gefchloffen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Bei der großen 
Zahl von Auträgen, die zu 8 3 vorliegen, free ich mich, auch hier darauf hin» 
weiſen zu können, daß der größte Theil Diefer Anträge in der Kommiffion ver: 
bandelt ift, und ich darf mir geftatten, bei den einzelnen Anträgen einfach auf 
diejenigen Stellen des Bericht zu vermeifen, wo Sie die Darftellung der bezüg⸗ 
lichen Kommiffiongverhandlungen finden können. 

Der Antrag des Herrn Freiherrn von Fürth, welcher die Einziehung der 
Geräthſchaften befeitigen will, unter Streihung des $ 15 der Vorlage nnd unter 
Wegfall des betreffenden Alinea des 8 3, ift in der Kommiffion des Breiten er- 
örtert worden. Man hat darauf aufmerkſam gemacht — und dies eine möchte 
ih wiederholen — daß es gerade bei der Schwierigleit der Verfolgung von 
Forſtdiebſtählen, bei der Undurchfichtigkeit des Terraing, um welches es ſich han- 
delt, als ein mefentliches, die Verfolgung der Forfidiebftähle weſentlich erleich- 
terndes Moment aufzufaflen ift, wenn die Werkzeuge mweggenommen und einge- 
zogen werden lünnen. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete v. Fürth bei Begründung feines Antrages 
gejagt hat: ja, da geht fo eine arme Frau hinaus mit einem Rechen, um ein 
wenig Streu oder Meines Holz zufanımenzufuchen, nun werde der Rechen ein« | 
gezogen nnd. fie habe ihn nicht mehr, — fo ift das volllommen richtig. Das it 
genau eben fo richtig, als daß ein Mann, der mit der Art Holz geftohlen hat 
und dem die Art eingezogen ift, diefelbe auch nicht mehr hat. Ya, meine Herren 
die Werkzeuge find weg! Die Werkzeuge, mit denen der Betreffende noch weiter. 
geftohlen hätte, hat er nicht mehr! Ich glaube aber nicht, daß man vom Stand- 
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punkte eines energifchen Eigenthumsſchutzes aus darüber gerade in eine fehr fen- 
timentale Stimmung zu gerathen nöthig hat. 

Denn dann wiederum gejagt worden ift, es find die Armen, denen da? 
begegnet, es find diejenigen, die vielleicht nicht einmal eine Art haben, weil ſe 
ihnen vor kurzer Zeit fonfiszirt worden ift, und die vielleicht die Art des Nah⸗ 
barn mitnehmen, — fo gebe ich volllommen zu, daß es jeine traurigen Seiten 
hat, wenn der Nachbar dem Nachbar die Art wegnimmt, um damit einen Ge 
fetsesbruch zu begehen, und wenn nım das Gefe über den Unfhuldigen kommt, 
dem die Art gehört und der fie ohne eigenes Verſchulden verliert. Aber, meine 
Herren, haben wir denn ein Recht, in diefer Beziehung eine Abänderung gegen 
das, was bei und Nechtens iſt und an ſich zwedmäßig und nothmwendig ift, ge⸗ 
ſetzlich feftzuftellen? Haben wir nicht vielmehr die eine Pflicht, einen energifchen 
Rechtsſchutz herzuftellen für Die Waldeigenthiimer ? 

Nun ift wiederholt auf die Beftimmungen des Reichsſtrafrechts vertiefen, 
ed ift gejagt, daß die Begriffsbeftimmungen der Einziehung eine ganz andere ges 
worden jei, daß man namentlich nicht Geräthe im Allgemeinen, wenn fie dem 
Thäter nicht gehören, einziehen fünne. Dabei mußte zugegeben werden, daß in 
einer Anzahl von Fällen, namentlich auch bei Kagdvergehen, genau dafjelbe durch 
das Neichsftrafgefegbuch angeordnet ift, was diefer Entwurf, jo wie ihn die 
Kommiffion Ihnen vorgelegt, will. | j 

Wenn darauf hingewieſen wird, daß jene Beitimmung des Strafgefetbudhs 
betrefjs der Gewehre nur mit einer Heinen Majorität durchzubringen gewefen'fei, 
ja, meine Herren, jo liegt doch darin immer der Beweis, das die Majorität für 
die Faſſung war, wie fie und im Reichsſtrafgeſetzbuch vorliegt, und jo denke id, 
Braudt die Majorität in dieſem hohen Haufe aud) fein Bedenken zu tragen, die 
ganz analoge Beftimmung in diefem Gefe zu treffen. Ich Tann alfo nur bitten, 
meine Herren, daß Sie es bei den Ihnen von der Kommiſſion vorgefchlagenen 
Beftimmungen belaffen, namentlich) auch den 8 15 in der Faffung der Kommiffion 
annehmen wollen. 


Nun liegen von dem Herrn Kollegen von Fürth noch weitere Anträge vor, 
der eine, daß man den Ausdrud „jchneidende Werkzeuge” erweitern möge in 
„ſolche, die nicht zum Hauen gebräudlich find”. An und für fi ift das voll- 
kommen richtig. Es ift im Bericht ausgeflihrt, daß es die nicht im Allgemeinen 
zum Hauen gebräuchlichen Werkzeuge fein follen, aber ich muß doch an eins er- 
insern. Sehr erhebliche Forftdiebftähle werben mit der Sichel an ſchwächeren, 
aber werthvollen jungen Holzftämmen ausgeführt; die Sichel ift ein fehr zweifel- 
haftes Geräth, zum Hauen und Schneiden verwendbar, und ich möchte nicht 
dag man fie von den fchärferen Strafen des $ 3 ausfchlöffe. Dies wiirde aber 
vielleicht die Folge fein, wenn man in der Begriffsbefiimmung „ſchneidende Werk: 
zeuge” noch weiter geht als wir gegangen find. Ein Zmeifel dariiber, daß hier 
nur die Art und ihr ähnliche Haugeräthe ausgeſchloſſen fein follen, Tann aud 
wohl faum auffommen. 

Herr Abgeordneter Schröter hat Ihnen ferner vorgefchlagen, an die Stelle 
des Wortes „Beftohlenen” zu feen: „dem Beftohlenen reſpektive deffen Vertreter“ 
auch den Ausdrud „zuftändigen Beamten” an die Stelle des „Forftbeamten“ zu 
ſetzen. Ich glaube nicht, daß in der Kommiffion, wenn ihr diefer Antrag vor 
gelegt worden wäre, ein lebhafter Widerjpruch erfolgt wäre. — Ich fell 
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deshalb dem Hohen Haufe anheim, diefen erften Antrag des Herrn Abgeordneten 
Schröter anzunehmen. 

Leider bin ich aber nicht in der Tage, betreffs des zweiten Antrages deffelben 
Herrn Abgeordneten das Gleihe zu thun. Meine Herren, wenn Sie verlangen, 
daß das Fuhrwerk wirklich benutt, daß der Kahn wirflih beladen wird, fo 
werden Sie die Anwendung des Gefeges in den allermeiften Fällen un- 
möglih machen. Ich glaube, es ift doch wirflih genug, wenn der Wagen oder 
der Kahn zu dem Zwed des Forſtdiebſtahls mitgebracht if. Nebenbei glaube ich 
dem Herrn Abgeordneten Schröter die Gejhichte von dem Bauer mit den zwei 
Weihnachtsbäumen nicht; nämlich wer den Bauer kennt, der weiß ganz genau, 
daß er, wenn er einen Wagen bat, nicht einmal eine Nadel von einem Weihnachts: 
baum trägt, geſchweige denn einen ganzen Weihnadhtsbaum, er legt fie dann 
ruhig auf den Wagen und jetst fi) fogar wahrjcheinlich felbft auf denfelben. 

Nun aber, meine Herren, glaube ih, und in diefer Beziehung wende ich 
mich namentlich an die rechtsverftändigen Mitglieder diejes Haufes, daß es im 
höchften Maße bedenklich wäre gegentiber den fpäteren Feſtſtellungen über die 
Sleihftellung des Verſuchs mit der vollendeten That hier die verſuchte Benutzung 
des Wagens von der wirklichen Benugung zu trennen; meiner Anficht nah — 
ih bin ja nicht Juriſt, ich bejcheide mich — bedeutet dies nichts weiter, als hier 
einen Unterſchied zu machen zwiſchen dem Verſuch und der vollendeten That. 
Da wir dies nicht wollen bei dem Forſtdiebſthl felbft, fo dürfen wir es auch 
nicht bei denjenigen Nebenumftänden, die den Forſtdiebſtahl begleiten und die 
wir als erfchwerende und eine Strafverfchärfung bedingende Umftände anfeben, 
Ich bitte alfo aus diefem Grunde, den Antrag des Kollegen Schröter abzu⸗ 
lehnen. 
Nun Habe ich mich noch Über den Antrag des Kollegen Rummert auszu- 
iprechen, der foeben erft handſchriftlich eingereicht wurde und den ich hoffentlich 
richtig aufgefaßt Habe. Wenn ich richtig meine, fo hat der Herr Kollege Kummert 
die Abficht, im Wefentlihen die urfprüngliche Regierungsporlage wieder herzu- 
ftellen, welche das. Anrufen des Waldeigenthiimers oder des Beamten durchaus 
nicht für erforderlich erachtet, um die Ergreifung der Flucht durch den Forſtdieb 
als einen Strafverfchärfungsgrund anzufehen. Wenn ich mich ferner darin nicht 
irre, fo glaube ih, daß, wenn der Antrag in der Kommiffion geftellt worden, 
und dort diejenigen praftifchen Gründe, welche der Herr Abgeordnete Kummert 
bier vorgeführt hat, zum Vortrag gelangt wären, die Mehrzahl der Stimmen 
fich für den Antrag erflärt hätten, ich kann alfo in Bezug auf diefen Antrag dem 
Hohen Haufe nur anheimgeben, ihn anzunehmeı. 

Präſident: Meine Herren! Ich will zunächft mit Ihrer Genehmigung 
tonftatiren, daß in Konjequenz der Annahme der Heinen Aenderung auf Grund 
des Vorſchlages Niederfhabbehardt bei $ 1 auch in S 3 flatt „Holzpflänzlinge” ge- 
jet werden muß „Holzpflanzen“ Wir werden abftimmen bei $ 3 iiber die 
einzelnen Vorſchläge zu der Einleitung und zu den verfchiedenen Nummern in 
Gemäßheit des Amendement3 der Abgeordneten Freiherr von Fürth, Schröter 
(Barnim) und Kummert. Diefe Anträge werden bei den einzelnen Theilen des 
Paragraphen zur Abftunmung gebracht werden. Im Uebrigen ift eine Aufzählung 
in diefem Augenblide wohl nicht nöthig; ich will nur bemerken hinfichtlich der 
Srageftellung, daß eine Abftimmung über die einzelnen Nummern der Befchlüffe 
des Herrenhanfes nur ſoweit erfolgen wird, als etwa die abweichenden Vorſchläge 
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der Kommiffion bei den einzelnen Nummern abgelehnt werden follten. Ferner 
made ich darauf aufmerkſam, daß Hinfichtlich des Vorſchlages des Abgeordneten 
Freiherrn von Fürth zu Nummer 5 auf Streichung derjelben vorher eine Ab- 
ſtimmung erfolgen muß über den $ 15 der Vorlage, weil der Streihungsantrag 
v. Fürth davon abhängig gemacht ift, daß der $ 15 vorher abgelehnt ift. Beim 
815 werden wir abftimmen, wenn wir an diefe Nummer 5 kommen, zunächſt 
und zwar eventuell über den Vorſchlag, des Abgeordneten Freiherrn von Fürth, 
eine Wenderung im $ 15 vorzunehmen, und dann, ganz gleidhgiiltig, ob diele 
Aenderung angenommen ift oder nicht, werden wir abftimmen liber den $ 15 
jelbft, welcden der Abgeordnete Freiherr v. Fürth definitiv geſtrichen wiſſen will. 
Sollte der $ 15 im Widerſpruch mit dem Antrage des Abgeordneten Freiheren 
dv. Fürth aufrecht erhalten werden, jo fommt der Antrag deffelben Abgeordneten 
auf Streihung der Nummer 5 des $ 3 nicht mehr zur Abitimmung. Hinfihts 
der Nummer 3 müßten wir uns auch wegen der Frageftellung im Einzelnen 
ſchlüſſig machen. Es bat aljo der Abgeordnete Schröter (Barnim) vorgejchlagen, 
im Eingang die Worte; „dem Beftohlenen oder dem Forftbeamten” zu ändern in 
die Worte: „den Beftohlenen refpeftive deffen Vertreter oder dem zuftändigen 
Beamten“. Falls dieſer Antrag abgelehnt werden follte, jo kommt der weitere 
Antrag deffelben Herrn Abgeordneten Schröter, zu jegen: „auf Anrufen des Be: 
ftohlenen rejpeltive deffen Vertreters oder des zuftändigen Beamten“ nicht mehr 
zur Abftimmung. Ferner wird man fih ſchlüſſig zu machen haben bei dieſer 
Nummer über den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth, die Worte: 
„oder auf Aurufen des Beftohlenen oder Forſtbeamten, ſtehen zu bleiben, 
die Flucht ergriffen oder fortgeſetzt hat.“ 
zu ſtreichen. Vorher aber, ehe man ſich entſcheidet wegen dieſes Antrages auf 
Streichung, wird man eventualiffime nad der Praxis des Hauſes dieſe Worte 
jelbft in ihrer Faſſung feftzuftellen haben entweder nad) dem Vorſchlage des Ab- 
geordneten Kummert oder nad dem Vorjchlage der Kommiſſion; ift vorher ber 
Antrag Schröter (Barnim) angenommen, mit der Aenderung Schröter (Barnim) 
auch hier. 

Ich wiederhole alfo, ſelbſt wenn man eventuell ſich ſchlüſſig gemacht hat über 
die Faſſung dieſer Worte, wird man nach dem Antrage des Abgeordneten 
v. Fürth ſich noch ſchlüſſig machen müſſen, ob man ſie nicht überhaupt ſtreichen 
will. Ich glaube, ſoweit iſt die Frageſtellung vom Hauſe genehmigt. 

Ich bitte zunächſt ſich ſchlüſſig zu machen über den Vorſchlag v. Fürth: 

in 83 im Eingange zu ſetzen anſtatt der Worte „zehnfachen Werthe“ 
die Worte „achtfachen Werthe“, 
ſowie es heute mündlich modifizirt iſt. 

Diejenigen, welche dieſen Vorſchlag von Fürth eventuell annehmen wollen, 
bitte ich ſich zu erheben. (Gejchieht.) 

Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Danu bringe ih zur Abſtimmung den weiteren Vorſchlag deſſelben Ab— 
geordneten: 

im Eingang des 8 3 anſtatt der Worte „zwei Mark“ zu ſetzen die 
Worte „eine Mark fünfzig Pfennige”. 

Diejenigen, welche eventuell fo bejchließen wollen, bitte ich aufzuftehen. — 
(Geſchieht.) 

Das iſt ebenfalls die Minderheit. 
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Die Nummern 1 und 2 find übereinftinnmend mit den Befchlüffen des Herren- 
baufes, eine eventuelle Abftimmung ift iiber diefelben nicht erforderlich. 

Bei Nummer 3 frage ich zunächſt, ob Sie in Gemäßheit des Borjchlages 
des Abgeordneten Schröter (Barnim) im Eingange ftatt der Worte: „dem Be- 
ftoblenen oder dem Forftbeamten“ ſetzen wollen: 

„Dem Beftohlenen reſpeltive deſſen Bertreter oder dem zuftändigen 
Beamten“. 

Diejenigen, welche eventuell jo befchließen wollen, bitte ich aufzuftehen. — 
Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt und der weitere Antrag 
zu dieſer ſelben Nummer infolge davon ausgefallen. 

Nun kommt der Vorſchlag des Abgeordneten Freiherrn v. Führt, der ge— 
ſtrichen wiſſen will die Worte: „oder ſeiner Gehülfen“; es iſt das unabhängig 
von dem Antrag, die Worte zu ſtreichen: „oder auf Anrufen“ und fo weiter am 
Schluß; ich will dies alfo bejonders zur Abftimmung bringen. 

Diejenigen von Ihnen, welche in Nr. 3 der Kommiffion im Widerſpruch 
mit dem Antrag v. Fürth auf Streihung in der dritt-vierten Zeile die Worte 
„oder feiner Gehülfen” aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Mehrheit, der Antrag v. Fürth auf Streihung ift abgelehnt. 

Nun, meine Herren, haben wir ung nad dem von mir vorhin gemachten 
Vorſchlag eventualiffime ſchlüſſig zu machen, ob Hinfichtlih der Worte: „oder auf 
Anrufen“ bis „fortgejettt” die Worte treten follen, welche Handfchriftlich von dem 
Abgeordneten Rummert vorgefchlagen find, vorbehaltlich der weiteren Abſtimmung 
über den Antrag v. Yürth auf Streihung diefer ganzen Stelle. 

Alfo diejenigen von Ihnen, welche am Schluß der Nr. 3 an Stelle der 
Worte: „oder auf Anrufen des Beftohlenen oder Forftbeamten ftehen zu bleiben, 
die Flucht ergriffen oder fortgefegt hat“ eventuell ſetzen wollen die Worte im 
Borihlage des Abgeordneten Kıımmert; „oder wenn er der Ergreifung ſich durch 
die Flucht entzogen oder zu entziehen gefucht Hat,“ erjuche ich aufzufteheit. — 
Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit, der Antrag des Abgeordneten Kummert iſt auch 
abgelehnt. 

Jetzt erſuche ich Diejenigen von Ihnen, meine Herren, welche im Wider— 
ſpruch mit dem Antrage des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth auf Streihung 
die eben von mir verlefenen Worte: „oder auf Anrufen u. f. w.” bis zum 
Schluß diefe Worte in Nr. 3 aufrecht erhalten wollen, aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Das ift die Majorität; die Worte find aufrecht erhalten, Der 
Streihungsantrag ift abgelehnt. 

Jetzt fommen wir bei Nr. 4 zu dem Antrag des Abgeordneten Freiherrn 
v. Fürth: nach den Worten „eines ſchneidenden“ einzuſchalten die Worte: „nicht 
zum Hauen gebräuchlichen.“ 

Diejenigen, welche eventuell dieſe Worte einſchalten wollen, bitte ich aufzu— 
ſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; auch dieſer Antrag iſt nicht angenommen. 

Zu der Nr. 5 wird alfo nach dem vorhin von mir Ausgeführten vorab vie 
Abfimmung zu erfolgen haben tiber $ 15 und den zu demfelben geftellten An- 
trag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth, welcher prinzipaliter den 8 15 ge- 
frihen wiſſen will, eventuell aber wünſcht, dag in diefem Paragraphen anftatt - 
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der Worte: „ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht,” gejekt 
werde: „jofern fie dem Thäter oder Theilnehmer gehören“. Alfo Diejenigen, 
welche eventuell in diefem Paragraphen vorbehaltlich der Abftimmung über den 
Paragraphen felbft die eben von mir mitgetheilte Abänderung des Abgeordneten 
Freiherrn von Fürth beſchließen wollen, bitte ich fi zu erheben. (Gefchieht.) 

Nun bringe ich den 8 15 nach der Vorlage zur Abflimmung, und Diejenigen, 
welche denfelben troß des Streihungsantrages des Herrn dv. Fürth annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Der 8 15 ift angenommen, und damit Ift der Antrag des Abge 
ordneten v. Fürth auf Streihung der Nr. 5 in dem $ 3 ausgefallen, 

Bei Nr. 6 des 8 3 haben wir abzuftimmen tiber den Vorfchlag des Ab- 
geordneten Schröter (Barnim) Nr. 279 IV (f. die Anmerkung auf Seite 214) 
prinzipaliter und eventuell. In erſter Linie wünſcht der Abgeordnete die Nr. 6 
dahin zu faffen: „wenn der Forftdiebftahl mittelft eines beipannten Fuhrwerks, 
eines Kahns oder Laſtthiers begangen ift.“ 

Diejenigen, welche diefem prinzipalen Antrag gemäß die Nr. 6 fo, wie id 
eben verlefen babe, redigiren wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit. 

(Abgeordneter Schröter [Barnim]: Ich ziehe meinen eventuellen Antrag 
zurüd.) 

Der eventuelle Antrag ift zurückgezogen. 


Bei Nr. 7 ift die Aenderung in Konfequenz der Beichlüffe zu S 1 bereits von 


mir angegeben. 

Nr. 8 und 9 find ohne Amendements geblieben. 

Meine Herren, ſämmtliche Anträge find abgelehnt worden; es kommt 
alfo der $ 3 zur Abftimmung unverändert nach dem Vorfchlage der Kommifton, 
und Diejenigen, welche ihn definitiv mit Bejeitigung der Vorfchläge des Herren 
baufes fo annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefjchieht.) 

Das ift eine große Mehrheit, der 83 ift unverändert nach-den Kommiſſions⸗ 
Borjhlägen angenommen. 

Zu 84 hat der Abgeordnete Dr. Baehr (Kaffel) unter Nr. 281*) Ziffer 1 
eine andere Yormulirung vorgefchlagen. 


*) Die Anträge unter Nr. 281 lauten: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
1) Den 8 4 de3 Entwurfs dahin zu ändern: 

Der Verſuch des Horftdiebftahls und die Theilnahme an einem Forftdiebftahle 
oder an einem Verſuche defjelben, fomweit fie in Mitthäterichaft oder Anftiftung be⸗ 
fteht, werden mit der vollen Strafe des Forſtdiebſtahls beitraft. 

Die Beihülfe zu einem Sorftdiebftahle wird mit einer Strafe belegt, welche nad 
der Strafbarkeit der Handlung, zu welcher wifjentlich Hülfe geleiftet worden, jedod 
milder als die für diefe Handlung beftimmte Strafe zu bemefien ift. 

Die Peftimmungen ber 88 46 und 5U des Reichsſtrafgeſetzbuches finden An- 
wendung. 

2) Den 8 5 in folgende zwei Baragraphen zu zerlegen: 
5 


Wer fich In Beziehung auf eisen Forftdiebftahl der Begünftigung fchuldig mad, 
wird mit einer Geldftrafe beftraft, deren Betrag ben doppelten Werth des Ent: 
wendeten erreichen fann, jedoch niemals unter einer Markt betragen darf. 

Die Beſtimmungen des 8257 Abfah 2 und 3 des Reichsſtrafgeſetzbuchs finden 
Anwendung. ' 
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Abgeordneter Dr. Baehr (Kaſſel): Meine Herren! Ich bedauere unter der 
gegenwärtigen Stimmung des Hauſes nach einer langen, ermüdenden Diskuſſion 
noch einen Antrag begründen zu müſſen, der vielleicht von vornherein nicht ſo 
allgemeines Intereſſe erregt. 

Ich möchte zuvörderſt nur darauf hinweiſen, daß mein Antrag durchaus nicht 
mit der größeren oder geringeren Höhe der Strafe, die man für Forſtdiebſtähle 
beſtimmt, zuſammenhängt; man kann dieſe Strafe hoch oder niedrig bemeſſen 
und doch auf den Gedanken meines Antrags eingehen. Deswegen erachte ich denſelben, 
ſowie auch den folgenden Antrag zu 8 5, nicht für präjudizirt durch die Abſtimmung, 
die Sie getroffen haben zu den 882 und 3. Es handelt ſich hier nur um das 
relative Berhältniß, die Strafbarfeit der verjchiedenen bei einem Forft- 
vergehen Betheiligten. Wenn wir die Regierungsvorlage richtig wilrdigen wollen, 
müffen wir auf die hiſtoriſchen Berhältuiffe diefer Lehre zurücdgehen. 

Das preußiſche Strafgefeg von 1851 ging, abweichend von den meiften und 
vielleicht allen deutjchen Strafgefegebungen davon aus, daß der Verſuch und die 
Theilhaberjchaft, worunter es auch die Beihülfe mitbegriff, mit der nämlichen 
Strafe zu belegen fei, wie das Hauptvergeben. Unter diefen Umftänden war es 
natürlich, daß auch das Forfiftrafgefeg von 1852 fich diefen Grundſätzen anjchloß, 
Das deutſche Strafgejegbuch hat aber in diefer Beziehung andere Grundjäte 
anfgeftelt. In Webereinftimmung mit der gefammten deutjchen Strafrecdhts- 
wiffenfchaft hat es beftimmt, daß Berfuh und Beihilfe mit der milderen 
Strafe beftraft werden follen als das Hauptvergehen. Gleichwohl weift der 
gegenwärtige Entwurf diefe Grundjäte von ſich; er jagt, es fei unprattiich, beim 
Forfidiebftahl fo zu unterjcheiden. Jeder, der im irgend einer Weiſe dabei mit- 
wirkt, joll mit der vollen Strafe des Hauptvergehens belegt werden. Nun gebe 
ih auf diefen Gedanken infoweit ein, als ich annehme, daß bei der eigenthiüm- 
lichen Natur der Forfttiebftähle eine Unterfcheidung zwiſchen Verſuch und der 
Hauptthat jehr jchwierig und deshalb unpraftifch ift, und ich verzichte darauf, 
einen Unterjchied in diefer Beziehung bei Forftfreveln feftzubalten. Dagegen 
fanın ich nicht anerkennen, daß and die Beihilfe, welche ja unter Umftänden ganz 
geringfüigiger Natur fein Tann, mit der vollen Strafe des Hauptvergehen® belegt 
werden müſſe. 

Denken Sie fih, daß ein Vater mit feinem Sohn in den Wald geht und 
ih vielleicht von dem lektern die Art tragen läßt; dann fol Vater und Sohn, 
jeder mit der vollen Strafe belegt werden, oder vielmehr der Vater, welcher für 
den Sohn haftet, wird doppelt beftraft. Darin finde ich eine Abweihung von 


8 58. 

Wer fih in Beziehung auf einen Sorftdiebftahl der Hehlerei fchulbig macht, 
wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem vierfachen Werthe des Entmwendeten 
gleichlommt und niemals unter einer Mark betragen darf. 

3) Im 87 ftatt der Worte: „welche dem zehnfahen Werthe des Entmwendeten gleidy- 
tommt” zu feßeu: 
„welche dem adhtfadhen, in ben Fällen des 8 3 aber dem zehnfachen Werthe des Ent- 
wendeten gleichkommt.“ 
4) Im 811 Abſatz 1 die Worte: „oder bes 8 361 Nr. 9 des Straafgeſetzbuchs“ zu ſtreichen 
und ftatt defien als Abſatz 3 zuzufügen: 

„Die Haftbarkeit tritt nicht ein, wenn auf Grund des 8 361 Nr. 9 desReichs⸗ 

ſtrafgeſetzbuchs Beftrafung erfolgt.“ 
Berlin, ben 18. März 1878. 
Dr. Baehr (Eafiel). 
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den Grundfägen der librigen Strafgefeßgebung und eine völlig übertriebene 
Härte. Ich möchte Sie daher bitten, in diefer Beziehung die Unterjcheidung 
zwifchen Beihilfe und Hauptthäterſchaft feftzuhalten und meinem Antrage 
beizutreten. Sch will noch bemerken, daß die Formulirung meines Antrages, 
wie ich glaube, fi genau an die Faſſung des Strafgefetsbuches anfchließt. 


Wenn es der Herr Präftdent erlaubt, möchte ich meinen mit diejen verwandten 
Antrag zu $5 gleich mit in die Diskuffton ziehen. 


Präafident: Ich habe meinerfeitS nichtS dagegen zu erinnern, daß der $5 
mit digfutirt wird. Sch will nur darauf aufmerkſam machen, daß zu dem $ 5 
außer dem Antrage des Abgeordnieten Baehr (Kaffel) Nr. 281 II auch noch vor- 
liegt der Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth Nr. 236 VIII (. die An- 
merfung ©. 245) und der Antrag Schröter (Barnim) 279 B V (f. die Anmertg. 
©. 245). Alſo beide Paragraphen mit den eben von mir erwähnten Amendements 
fiehen jetzt zur Diskuſſion. 

Abgeordneter Dr. Baehr (Kaffe): Was die Beftrafung der Beglinftigung 
betrifft, meine Herren, jo müſſen wir auch bier das deutſche Strafgefeßbud in 
Bergleihung ziehen. Daffelbe unterjcheidet weſentlich zwifchen einfacher Be 
günftigung und Hehlerei, — Begriffe, die ich hier nicht näher zu erörtern brauche; 
fie find jedem Juriſten bekannt. Die einfache Begünftigung wird erbeblid 
leichter beftraft, wie die Hehlerei. Der gegenwärtige Entwurf verläßt auch diefe 
Grundſätze, und will Begünftigung und Hehlerei vollftändig gleihmäßig beftrafen. 
Es ift dies um fo auffallender, als ſelbſt das ältere Forfiftrafgefeg von 1852 in 
diefer Beziehung mildere Grundjäße enthält. Auch diefes behandelt die einfache 
Begünſtigung von der Hehlerei verjchieden und wollte fie nur mit einer Strafe 
belegen, welche daS Zweifache des Werthes des Entwendeten erreicht. Ich bin 
nun der Anficht, Daß es ein Verlaffen aller gerechten Grundfäge wäre, wenn wir 
die Beglinftigung ganz gleihmäßig mit dem Hauptvergehen, mit der vollen Strafe 
des Fünffachen beftrafen wollten. Ich bitte Sie in diefer Beziehung auch meinem 
Antrage, welcher fi dem Forftftrafgefeg von 1852 anjchließt, Folge zu geben. 
Nachdem jedoch durch die Anträge zu dem 8 1 ftatt des vierfachen der fünffache 
Betrag als Strafe des einfachen Forftdiebftahl Hingeftellt ift, finde ich mich ge- 
nöthigt, meinen Antrag zu $5 in der Weiſe abzuändern, daß ich in dem von 
mir formulirten Paragraphen ſtatt „doppelten“ Werthes den „dreifachen“ und bei 
8 5a ftatt den „vierfachen” des „fünffachen“ ſage. Es ift das nichts weiter, al 
ein Anſchließen an den bereitS gefaßten Entſchluß. Schließlich möchte ich nod 
einige Worte fprechen — und wünſche da namentlich die Anficht der Regierung 
vertreter zu hören — fiber den von mir beantragten dritten Abfat zu SA. Ich 
bin darauf gelommen, daß diejer Zuſatz nöthig ſei in Folge des Zuſatzes, melden 
die Kommiffion zu $ 5 geftellt Hat. Es kann ja überhaupt die Frage entitehen, 
inwieweit die allgemeinen Grundjäße des Strafgefetsbuuches in dieſes Geſetz hinein- 
getragen werden follen. Geht man davon aus, daß diefe Grundſätze ſich von 
jelbft verftehen, jo fann man von allen diefen Zufäßen abſehen. Sagt man aber 
bei 85 „es finden die Beftimmungen des $ 257, Abfak 2 und 3 Anwendung“, 
dann meine ich, wäre es konſequent, daß man aud in dem Paragraphen, welder 
von dem Verſuche und der Theilnahme handelt, Bezug nehme auf die 88 46 und 
50 des Strafgefetzbuches, welche fagen, daß ein freiwillig aufgegebener Berfud 
nit ftrafbar ſei, und die Strafbarleit bei der Theilnahme lediglich nad 
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den perfönlichen Berhältniffen deffen bemeffen werde, der die Theilnahme volls 


führt hat. 


Präafident: Ich will wiederholen, daß die SS A und 5 mit den dazu ge- 


- fellten Anträgen gemeinfam disfutirt werden. 


Regierungstommiffar: Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 


| Ich werde fofort anknüpfen an den Schlußja des Herrn Vorredners. Die Frage, 
die er mir geftellt bat, glaube ich dahin beantworten zu können, daß feitens der 
‚ Staatsregierung der von ihm zu dem 8 4 vorgefchlagene Abjat 3 als felbftver- 


fändfıh angefochten wird. . Es wird alfo davon ausgegangen, daß die Beftim- 


mungen der 88 46 und 50 des Reichsſtrafgeſetzbuches allerdings auch für diefes 


Gefeg Anwendung finden. Wenn ferner der Herr Abgeordnete Bachr zur Moti- 
birung diefes Theileg feines Antrages darauf Bezug genommen hat, daß an einer 


| anderen Stelle, nämlih im $5, Abſatz 2, ſeitens der Kommilfion des Hohen 
Hauſes ebenfalls ein Zuſatz vorgefchlagen fei, der fich von felbft verftehe, jo gebe 


ih and) das zu. Die Staatsregierung ift aber auch dort davon ausgegangen, 
daß es einer Bezugnahme auf 8 25, Abfa 2 und 3 des Strafgefeßbuches nicht 
bedürfe. Immerhin hat es mit diefem Bejchluffe Ihrer Kommilfion zu 8 5 eine 
andere Bewandniß, die nämlich, dag die Auffaffung des Herrenhanfes iiber diefe 


Frage eine entgegengefegte if. Nach der Auffaffung des Herrenhaufes wiirde 


- die Beftimmung des Strafgefebuches, wonach die Seitens eines Angehörigen 


geleiftete Beglinftigung ftraflos fein fol, in dieſem Geje nicht ohne Weiteres Ans 


: wendung finden. Diefer Auffaffung gegenüber hat Ihre Kommiffion eg für nöthig 


erahtet, den Abſatz 2 dem $ 5 Hinzuzufligen. 
Für den vom Abgeordneten Baehr vorgefchlagenen Zufag 3 zum $ 4 befteht 


. aber ein gleiches Bedürfniß nicht, und ich würde deswegen auch vorfchlagen, den 


Zuſatz wegzulaſſen, weil wir fonft auch noch an vielen anderen Stellen auf die 
allgemeinen Grundfäge des Strafgefetbuches zurlidgreifen müßten. Materiell 
lann ich mich mit dieſem Zufage einverftanden erflären. Auch gegen Abfat 1 des 
Antrages Baehr habe ich nichts zu erinnern; eigentlich giebt er ja daffelbe wieder, 
was auch die Kommilfion befchloffen hat. Ingleichen finde ich gegen dem erften 
Theil des Abſatzes 2 nichts zu erinnern. Denn auch das folgt ſchon aus den 
allgemeinen Grundfägen des Strafgeſetzbuches, daß der Gehülfe nur foweit firaf- 
bar ift, als er wijfentlich Hilfe geleiftet hat. Nur dem letzten Theile des Ab- 


ſatzes 2 in dem Antrage Baehr, welcher fordert, daß die Beihilfe regelmäßig 


milder zu ſtrafen fei als die Hauptthat, muß ich wideriprechen, und da nehme id) 
Bezug auf alles das, was bierliber in dem Kommiſſionsberichte enthalten if. 
Jedenfalls ift dieſe Frage ganz eingehend in der Kommiffton erörtert worden, 
und Ihre Kommiffion Hat fi) auf Grund jener Erörterungen dahin entjchieden, 
die Beihilfe gleich der That zu betrafen. Der Beſchluß ruht wefentlich auf 
praktiſchen Geſichtspunkten. Es erſchien nicht durchführbar, die anzeigenden Forft- 
beamten und den anflagenden Amtsanwalt zur Produzirung desjenigen Materials 
anzubalten, welches geboten wäre, um dem Richter in allen Fällen die Unter- 
ſcheidung zwiſchen Thäterfchaft und Beihilfe und damit den Erlaß des zutreffen- 
den Strafbefehl8 zu ermöglichen. Aber, meine Herren, felbit wenn Sie diefen 
praftitchen Gefichtspunft nicht gelten laſſen wollten, fo werden Sie fich über-. 
engen, daß auch davon abgejehen der Antrag Baehr uns in Ungelegenbeiten 
führt. Das vorgelegte Gefe beruht, foweit nicht die SS 6 und 8 in Frage 
kommen, auf dem Syſteme der abfoluten Strafen; es ift dem Nichter ein Ar- 
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bitrium innerhalb gewiſſer Strafgrenzen nicht gelaffen, fondern die Strafe ift 
von vornherein als eine in fich beftimmite feftgefeßt: Dieſes Syftem der abjo> 
Iuten Strafen wird bier im Antrage Baehr aufgegeben; den Richter wird für 
die Bemeffung der Strafe nach unten Hin freier Raum gelaffen, er Tann die 
- Strafe beftimmen, jo niedrig er will; zur Pflicht ift ihm nur gemacht, die Bei- 
hülfe ftet8 milder zu ftrafen als die That. Da wirft fih nun denn zunächſt die 
Frage auf: follen dur den Antrag Baehr zugleich die allgemeinen im Straf- 
geſetzbuch ſowohl als auch bier anerlannten Grundfäge liber den Mindeftbetrag 
der Geldftrafen von 1 Mark und das Mindeſtmaß der Gejängnißitrafen von 
1 Tage verworfen fein? Wollen Sie den Richter ermächtigen, allenfalls bis 
auf 1 Pfennig Geldftrafe hinabzugehen oder bi auf 1 Stunde Gefängnig? Nach 
der Faſſung des Antrages Baehr würde man das annehmen müſſen. Wollten 
Sie aber diefe Auslegung des Antrages durch eine Faſſungsänderung etwa vor: 
beugen und an der Mindeftftrafe von 1 Marl beziehungsmeife 2 Mark feithalten, 
nun, meine Herren, dann würde der Antrag Baehr feine praftiiche Bedeutung 
faft ganz einbüßen; denn unter 100 Fällen find ficher 70, in denen nur die 
Minimalftrafe von 1 Mark bis 2 Mark zur Anwendung gelangt. Aber noch ein 
fernerer Geſichtspunkt ift gegenüber dem Antrage Baehr in Erwägung zu nehmen, 
der nämlich, daß das abfolute Strafenſyſtem in enger Beziehung fteht zu dem 
Strafverfahren, welches in diefem Gejege verordnet ift, und dag, jobald Sie 
von dem abfoluten Strafenfoften abgehen, auch dieſes Verfahren unpraltiid 
wird. Denn wenn Sie dem Richter freie Hand geben in Beziehung auf die 
Bemeffung der Strafe, fo muß auch natürlich der Amtsanwalt diefelbe freie 
Hand Haben in Beziehung auf die Stellung des Strafantrages, und eg wird 
recht häufig fich ereignen, dag Amtsanwalt und Richter in der Beurtheilung der 
Strafwürdigfeit der That mit einander differiren. Sobald diefer Fall eintritt, 
ift der Richter nicht in der Rage, Strafbefehl zu erlaffen, fondern dann muß er 
jedesmal Verhandlungstermine anfegen. Auch das ift ein Geſichtspunkt, der gegen 
den Antrag des Abgeordneten Dr. Baehr ſpricht. 

Ich bitte Sie, den Kommiffionsantrag anzunehmen und den Antrag Baehr 
zu verwerfen. 

Abgeordneter Schröter (Barnim): Nur wenige Worte! Es handelt fi 
bei dem von mir geftellten Antrag zu $ 5 durchaus nicht um die Höhe der Strafe 
an fi, um fünf- oder vierfadden Werth, — ich lege darauf fein fo großes Ge⸗ 
wicht — es handelt fi nur um die Worte „des Entwendeten” und „des Ge 
behlten“. Während die Begünftigung eine Fortſetzung des Diebftahls, eine 
Bollendung der Strafthat des Diebftahls if, ift die Hehlerei eine ganz befondere 
That, die mit dem Diebftahl nur infofern in Zuſammenhang fteht, als der Gegen: 
ftand, den der Hebler an fich bringt, geftohlen if. Es Tiegt auf der Hand, daf 
der Gegenftand der Hehlerei unter diefen Umftänden nicht immer zufammentrifft 
mit dem Gegenftand des Diebftahld. Die FYaflung des Paragraphen: Wer in 
Beziehung auf einen Diebftahl fich der Hehlerei ſchuldig macht, fol mit dem fünf. 
oder vierfachen Werth des Entwendeten beftraft werden, ſcheint mir deshalb nicht 
gerechtfertigt. Es würde dann der Hehler, welcher nur einen Heinen Theil des Ge⸗ 
fiohlenen an fih bringt, mit einer Strafe belegt, welche bemeffen ift nach dem 
gefammten Werth des Geftohlenen. Nehmen Sie an, es ftiehlt Jemand 100 Weih⸗ 
nahtsbäume, und er verfauft einen davon an Jemand unter Umftänden, die & 
diefem erfichtlich machen, daß diefer Weihnachtsbaum geftohlen ift, jo würden Sie 
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doch fagen müfjen, daß die Strafe des Hehlers nicht nach dem Werth der 100 
Weihnachtsbäume bemeffen werden kann. 

Ich buͤte deshalb, meinen Antrag anzunehmen. 

Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Auch hier bedarf es meinerſeits 
nur weniger Worte, um den Standpunkt der Kommiſſion vor Ihnen zu ver- 
treten. 

Was den Antrag des Heren Abgeordneten Baehr anlangt, fo finden Sie in 
dem Berichte die Gründe, welche die Mehrheit der Kommiffion veranlaßt haben, 
eine jede Unterſcheidung zwijchen verfuchter Theilnahme, Anftiftung und Beihilfe 
zu unterlaffen, vollftändig verzeichnet. Wenn durch den Antrag des Herrn Ab- 
geordneten Dr. Baehr der volle Anſchluß an das Neichsftrafgefe erreicht werden 
tönnte, dann verfenne ich nicht, daß gewichtige Gründe dafür geltend gemacht 
werden fünnten, ihn anzunehmen. Diefer Anjchluß aber wird nicht erreicht, denn 
nach dem Reichsſtrafgeſetzbuch ift der Verſuch, den der Abgeordnete Baehr bier 
mit der vollendeten That in Beziehung auf das Strafmaß gleichftellen will, mit 
einer milderen Strafe bevroht, ja bei den Mebertretungen, zu welchen ein jehr 
großer Theil der Forftdiebftähle gehören, ift der Verſuch ſtraflos. Wir werden 
alfo auf dieſem Wege den Anjchluß an das gemeine Strafrecht nicht erreichen, 
der auch nach meiner Meberzeugung gar nicht mit Aengftlichleit gefucht zu werden 
braucht, weil diefes Recht ſelbſt ung die Wege für die Forftdiebftahlsgefeßgebung 
freigegeben hat. Im Uebrigen wiederhole ich die Gründe und Gegengründe nicht, 
die im Berichte ftehen. 

Mas den Antrag Schröter (Barnim) anlangt, fo Halte ich denjelben für 
außerordentlich unſchuldig, aber auch volllommen entbehrlich; (Ruf: jehr richtig!) 
denn das, was der Kollege Schröter will, meine Herren, das wird nad) dem 
Geſetze gefchehen, auch wenn fein Antrag verworfen wird. Es wird Niemandem 
einfallen, Jemanden, der bewiejenermaßen nur einen Weihnachtsbaum gekauft 
bat, wiffend, das er geftohlen ift, in die volle Strafe flir eine ganze Maffe von 
Weihnachtsbäumen, die der Forfidieb etwa innerhalb mehrerer Tage geftohlen 
bat, zu nehmen. Daran wird fein Richter denken. — Dieje Fälle können ja vor- 
fommen, fie können auch einmal faljch beurtheilt werden, aber ich wiederbole: 
Wir dürfen nicht Rüdficht nehmen auf eine unverfländige Auslegung der Gefetze. 
Ich bitte alfo, diefen Antrag abzulehnen und den SS 4 und 5 unverändert in der 
Faſſung der Kommiffion Ihre Zuftimmung zu ertheilen. 

Präfident: Meine Herren, wir werben getrennt abftimmen über bie 
SS 4 und 5. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Abgeordnete Dr. Köhler (Göttingen). 

Abgeordneter Dr. Köhler (Göttingen): Ich erſuche den Herrn Abgeordneten 
Baehr, in feinem Antrage sub 1 tiber den dritten Paſſus „die Beſtimmungen 
der SS 46 und 50 des Reichsſirafgeſetzbuchs finden Aumenbung“ getrennt ab⸗ 
fimmen zu laffen. 


Präfident: Der Abgeordnete Dr. Baehr hat mir ſchon mitgetheilt, was 
ih gerade im Begriff war zu verkünden, daß er diefe beiden leßteren Zeilen 
feines Antrages zu $ 4 fallen laffen will. 

Abgeordneter Dr. Köhler (Göttingen): Dann will ich diefen Sat wieder 
aufnehmen. 

Präfident: Es Tann barliber befonders abgeftimmt werden. 

Jahrb. d. Pr. Forft- u. Jagd⸗Geſetzg. X. 18 
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Alfo bei 8A wird abgeftimmt werden liber den Antrag des Dr. Baehr in 
den von ihm aufrecht erhaltenen beiden Abſätzen; werden dieſe beiden Abſätze 
angenommen, fo fällt 84 der Kommiffton fort. Nach dem eben gemachten Vor- 
Schlage des Abgeordneten Köhler, wird noch bejonders abgeftimmt werden über 
die beiden Ießten Zeilen. Bei 8 5 werden wir zunädft abftimmen über den 
Vorſchlag des Abgeordneten Dr. Baehr (Kaffel), diefen Paragraphen der Kom- 
miffton zu erfegen durch feine SS 5 uyd 5a mit der Modiftlation in feinem Bor: 
trage 8 5, zu fagen „dreifach“ ftatt „doppelt“ und im $ 5a zu fagen „flnffachen“ 
ftatt „vierfachen Werth". Werden diefe beiden Paragraphen, die ih zufammen 
zur Abftimmung bringen werde, nad den Vorſchlägen des Herrn Dr. Baehr 
angenommen, fo fällt der $ 5 der Kommiſſion aus; im anderen Falle wird eventuell 
abgeftimmt werden zunächſt tiber den Vorſchlag des Abgeordneten Treibern 
v. Fürth, anftatt der Worte: „flinffachen Werth” zu jagen „vierfachen”, und dann 
wird abgeftimmt werden eventuell über den Vorfchlag des Abgeordneten Schröter 
(Barnim), welcher Ihnen vorliegt unter Nr. 279 V, und endlich definitiv über 
den Paragraph. 

Diejenigen von Ihnen, welche beim $ 4 an Stelle des Vorſchlags der Kom- 
miffion annehmen wollen die beiden erften Abſätze in dem Vorſchlage des Ab- 
geordneten Baehr (Kaffel) Nr. 281 I, deren Berlefung Sie mir erlaffen, erſuche 
ih aufzuftehen. (Gejchieht) 

Das ift die Minderheit; diefe beiden Abſätze find ausgefallen. 

Nun kommt der dritte Abjak im Antrage von Baehr (Kaffel), von ihm auf 
gegeben, vom Abgeordneten Köhler (Göttingen) wieder aufgenommen, zur Ab 
fiimmung als ein Zufa zu dem Paragraphen der Kommiffion. 

Diejenigen, welche folgenden Zufat aufnehmen wollen: „die Beſtimmungen 
der SS 46 und 50 des Strafgeſetzbuches finden Anwendung”, erfuche ich aufzu: 
fiehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit, auch diefer Antrag ift abgelehnt. 

Abgeordneter Dr. Lasker: Ich bitte um Abflimmung über 84, damit ic 
Gelegenheit Habe, dagegen zu flimmen. 

Prafident: Es wird eine Abftimmung gewünjcht. Der $ 4, übereinſtimmend 
mit dem Vorſchlage der Kommiſſion und den Beichlüffen des anderen Hauſes, 
liegt Ihnen gedrudt vor. Diejenigen, welche diefen $ 4 der Vorlage annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) | 

Das ift jedenfalls die Majorität. — Der Paragraph ift angenommen. 

Meine Herren, ich bringe jetst zur Abflimmung den $ 5 nach dem Vorſchlage 
des Dr. Baehr (Kaffel), in zwei Paragraphen 5 und 5a getheilt, mit der von 
mir dereit3 angeführten Aenderung „dreifachen Werth” ftatt „doppelten“ in 86 
und „flinffachen“ ftatt „vierfachen“. 

Abgeordneter Dr. Köhler (Göttingen): Ich bitte tiber die Beftimmungen, 
die die Kommiffton Hineingebracht hat, bejonders abftimmen zu laffen. Es iſt 
eine Konjequenz des eben gefaßten Beſchlufſes. 

Prafident: Darliber würde das Haus zır entjcheiden haben. ch frage, 
ob Widerſpruch erhoben wird, daß die getrennte Abſtimmung ftattfindet in dem 
Borjchlage der Kommiſſion. — Das ift nicht der Fall. 

Abgeordneter Dr. Baehr (Kaffe): Ich will darauf aufmerkſam machen, 
daß ich in meinem Antrag diefen Sat der Kommiffion auch aufgenommen habe, 
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und daß daher das Bemerkte in gleicher Weile auch auf meinen Antrag An« 
wendung findet. 

Präfident: Eine getrennte Abftimmung über den Antrag Baehr (Kaffel) 
it von demjelben nicht zugeftanden. 

Abgeordneter Dr. Baehr (Kaffe): Ich geftehe fie hiermit zu. 

Prafident: Diejenigen, welche eventuell in dem Vorſchlage des Abgeord- 
neten Baehr (Kaffel) $S5 die Worte: „Die Beftimmungen des $ 257 Abjat 2 
und 3 des Reichsftrafgejegbuches finden Anwendung” eventuell aufrecht erhalten 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität. Alſo diefe Worte find aufrecht erhalten und der 
Antrag kommt jegt unverändert im Uebrigen, nur mit der Aenderung „dreifachen“ 
und „fünffachen Werth” zur Abflimmung in feinen ‚beiden SS 5 und ba. Die- 
jenigen, welche ihn fo annehmen und damit den 8 5 der Vorlage befeitigen wollen, 
bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Das ift die Minderheit. 

Es kommt jest der $ 5 der Kommiffion zur Abftimmung und zwar getreunt 
in feinen beiden Abſätzen. Ich will zunächft den erfien Abſatz zur Abſtimmung 
: bringen. Diejenigen, welche den erften Abſatz nach dem Vorſchlage der Kommilfion 
annehmen wollen, bitte ich auizuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Mehrheit. 

Ich erjuche jet diejenigen Herren, welche auch den zweiten Abjat des S 5 
der Kommilfion annehmen wollen, aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift ebenfall$ die Mehrheit. 

Beide Sätze find angenommen und damit der Paragraph definitiv feft- 
geſtellt. 

Wir gehen jetzt über zum 8 6. 

Meine Herren, ich habe allerdings eben ein Berjehen gemacht, abweichend 
bon dem Borjchlage Hinfichtlich der Abjtimmung, den ich ſelbſt gemacht hatte. 

Abgeordneter Schröter (Barnim): Nachdem das Haus mit großer Ma- 
jorität die Kommifftonsvorlage einfach angenommen bat, kann ich nicht voraus» 
jeßen, daß es diefem Beſchluß entgegen noch mein Amendement annehmen 
wird. Bei dieſer Sachlage bleibt mir nichts übrig, als mein Amendement zurüd- 
zuziehen. 

Präfident: Deine Herren! Nachdem das Amendement zurüdgezogen ift, 
find wir aus der Verlegenheit; fonft wiirde möglicherweije, da offenbar ein Ber- 
jeben meinerfeit$ vorlag, eine Abftimmung noch zugeftanden fein; ich nehme 
aber an, daß ein definitives Aufgeben des Amendements erfolgt if. Der 85 
ift alfo jo angenommen, wie die Kommiſſion vorgejchlagen hat. 

Wir fommen jegt zum 86 und dem Antrage des Abgeordneten Freiherrn 
v. Fürth zu diefem Paragraphen, im Eingang ftatt der Worte „6 Monate” zu 
jegen „6 Wochen”. 

Abgeordneter Loewenftein: Ich vermuthe, daß im 86 Nr. 3 ein Drud- 
fehler ift, indem ich annehme, daß die Kommiffion die Worte „gewerbs- oder 
gemohnheitS mäßig“ nicht in „gewerbs- oder gewohnheitsgemäß“ hat verwan⸗ 
deln wollen; ich möchte den Herrn VBerichterftatter bitten, meine Vermuthung 
dahin zu beftätigen, daß bier ein Drudfehler vorliegt. 

Bräafident: Der Herr Berichterftatter ift damit einverfianden, daß ledig- 
ih in Folge eines Drud- oder Schreibfeblers in Nr. 3 fiatt „gewohnheitsmäßig“ 
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fi) abgebrudt findet „gewohnheitsgemäß“, die Bemerkung war aljo ganz zu- 
treffend. 

Zum 86 wird das Wort nicht verlangt. Ich bringe alfo zur eventuellen 
Abſtimmung, indem ih die Diskuſſion fehließe, den Antrag des Abgeordneten 
Freiherrn v. Fürth, im Eingang ftatt „6 Monate” zu fegen „6 Wochen“. 

Diejenigen, welche eventuell jo bejchließen wollen, bitte ich aufzuftehen. — 
(Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit. 

Wird eine Abſtimmung über die Paragraphen der Kommiſfion verlangt? — 
Das ift nicht der Fall, der Paragraph ift angenommen. 

Zu 87 bat der Abgeordnete Dr. Baehr (Kaffel) unter Nr. 281 ad 3 (f. die 
Anmerkung ©. 265) ein Amendement eingebracht, desgleichen der Abgeordnete 
Schröter (Barnim) unter Nr. 279 B. VI (f. Anmerlg. ©. 215). 

Abgeordneter Dr. Baehr (Kaffe): Da ich nach den bereits gefaßten Be- 
fohlüffen mein Amendement für ausſichtslos halten muß, ziehe ich es zurück. 

Prafident: Der Antrag des Abgeordneten Dr. Baehr (Kaffel) ift zurüd- 


gezogen. 


los ift, — eine Ahnung davon hatte ich ſchon im Anfange der Debatte audge- 
iproden — ziehe ih auch meinen mit dem Antrage des Herrn Abgeordneten 
Baehr im Wefentlichen übereinſtimmenden Antrag zurüd. 

Präſident: Es liegt alfo zum $ 7 kein Antrag mehr vor. 

Wird eine Abftimmung verlangt? — 

Das ift nicht der Fall, der Paragraph ift angenommen. 

Zu 8 8 hat der Abgeordnete Freiherr von Fürth eine andere Faſſung vor- 
gejchlagen. 

Ich eröffne die Diskuffion. 


Abgeordneter Schröter (Barnim): Zwar nicht ganz aus diefen Gründen, aber ß 
weil ich mich ſchließlich überzeugt habe, daß jeder Abänderungsantrag ausſichts· 


Abgeordneter Bromm: Meine Herren! Nach meiner Anſicht liegt bier J 
der einſchneidenſte Paragraph vor, der in dem ganzen Geſetze vorkommt. Die 


Kommiffionsvorlage enthält nicht nur eine Verſchärfung des beftehenden Rechts, x 
jondern fie geht viel weiter, fie enthält noch eine Berfchärfung der Befchlüffe des 


Herrenhaufes. Unfer Antrag geht dahin, den wirklichen Holzfrevel in angemeffene :- 


Weiſe zu ftrafen, ausgeſchſoſſen aber follen werden diejenigen Heinen Weber 
tretungen, von denen Niemand ernftlicd behaupten wird, daß fie den Wal 
ſchädigen. Wohin fol es denn fiihren, wenn wir bier ein Gefje machen, wo 
nad ein armer Dorfbewohner, der vielleicht in unwirthlicher Gegend, auf der 
Höhe mitten im Walde wohnt, ein Läftchen Strauchzeug oder Gras fich holt, 
und wenn er das in 2 Jahren drei Mal gethau hat, der Möglichkeit verfällt, 
zwei Jahre eingefperrt zu werden? Wenn wir, meine Herren, ſolche Straf- 
beftimmungen — drakoniſche muß ich fie nennen — treffen folten, denn möchte 
ich wifjen und id) frage Jeden: was haben wir dann noch für ein Necht, den: 
jenigen heute Vorwürfe zumachen, die der armen Volksklaſſe vorreden: ihr Habt 
eine Bolfsvertretung niht!? (Oho! und Murten.) 

Ja, meine Herren, diefen Eindruück wird es machen, ich Tafle mir das nidt 
beftreiten; felbft auf die Gefahr Hin, flir einen Sozialdemokraten gehalten zu 
werden. — Meine Herren, vor foldhen Beflimmungen möchte ich warnen, wit 
haben in der That fonft kein Nechte mehr diejenigen zu tadeln, welche den 
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Armen fagen: es geht nicht mehr mit diefer Gejellichaft, für euch erwächſt nur 
Heil auf einem anderen Wege. Ich bitte Sie, follten Sie unferen Antrag nicht 
annehmen, wenigftens die Yaffung des Herrenhaufes anzunehmen. So weit 
wie die Kommiffionsvorlage gebt, ift felbft das Herrenhaus nicht gegangen. 

Nach den heutigen Erfahrungen Habe ih zwar wenig Hoffnung, daß Si, 
unferem Antrage zuftimmen werden; ich will aber meinedtheits doch nicht unter 
laffen, die Geſetzgebung vor fo weitgehenden Beftimmungen zu warnen, die Fol- 
gen werden fonft nicht ausbleiben, Sie werden erleben, daß vieleicht Mancher, 
der heute noch der Partei, die auf Umſturz binarbeitet, entgegenfteht, anderer 
Anficht werden wird. Wenn wir ſolche Geſetze fchaffen, dann find wir es, die 
den Sozialdemokraten in die Hände arbeiten. Ich bitte Sie, unferen Antrag 
anzunehmen. 

Negierungstommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Ich will dem Antrage v. Fürth gegeniiber zunächſt ein redaktionelles Bedenken 
berühren. Nach der Faſſung des Antrags wiirde der $ 8 nur bei fehr wenigen 
Holzdiebftählen zur Anwendung gelangen lünnen, denn der Antrag erfiredt fid 
nur auf „Vergehen“, während die meiften Holzdiebitähle „Webertretungen“ find. 
Ich glaube nun zwar, daß es nicht die Abficht der Herren Antragfteller geweſen 
iR, die Anwendung des S 8 bei „Uebertretungen” auszufchließen, jedenfall3 würde 
e3 aber nothwendig fein, eine Yaffungsänderung vorzunehmen, falls der Antrag 
aufrecht erhalten werden follte. 

Bon dem Herrn Vorredner ift daranf hingewieſen worden, daß der Beſchluß 
der Kommiffion zum $ 8, welcher zum Theil die Regierungsvorlage wieder her» 
fellt, eine ganz befondere Verfchärfung ſowohl des beftehenden Nechts, als auch 
des Herrenhausbejchluffes enthalte. Meine Herren, das ift meiner Auffaffung 
nach unrichtig. Anfcheinend liegt dem beftehenden Nechte gegenüber allerdings 
eine geringe Verſchärfung darin, daß neben der Gefängnifftrafe bis zu zwei 
Jahren die ordentliche Holzdiebftahlfirafe Platz greifen joll, während bisher nur 
eine Gefängnißſtrafe bid zu zwei Jahren Anwendung fand. Und den Beichlüffen 
des Herrenhaufes gegentiber könnte eine Verſchärfung vieleicht darin erblidt wer- 
den, daß bei der Frage des Nüdfalls Teine Rüdficht weiter genommen ift auf 
das Objekt, welches entwendet wird, während die Beichlüffe des Herrenhaufes 
eine ſolche Rückſicht aufrecht erhalten haben. 

Aber, meine Herren, dieſe beiden Geſichtspunkte treten vollftändig in den 
Hintergrund gegenüber einem anderen Geſichtspunkte, welcher den Beſchluß Ihrer 
Kommiffton nicht nur im Verhältniffe zu den Befchlüffen des Herrenhaufes, fon- 
dern fogar im Berhältniffe zum Antrage vd. Fürth als die mildere Borfchrift 
fennzeichnet. Meine Herren, die Beihlüffe des Herrenhaufes und der Antray 
wollen mit der Strafe des $ Eden wiederholten NRüdfall betrafen, das heißt 
den zweiten Rüdfall, beziehungsmweife den dritten Holzdiebftahl; die Regierungg- 
vorlage und die Beichlüffe Ihrer Kommiffion wollen aber die Strafe des 88 
erft gelten laffen fiir den dritten Rückfall, beziehungsmweife den vierten Holzdieb> 
Kahl. Darin liegt meines Erachtens eine viel größer® Schärfe — (Rufe: Milde!) 
ih meine die Schärfe auf der Seite der Herrenhausbeichlüffe und des Antrags 
v. Fürth, eine Schärfe, welche die Milde weit überwiegt, die man darin finden 
will, daß nur die Entwendung beftimmter Objefte bei der Berechnung des Rückfalles 
in Betracht kommen fol. Ich meinerſeits erblide aber gerade in der Befeiti- 
gung diefer Rückſicht eine wefentliche Berbefferung des beftehenden Rechts, denn 
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e3 Tann auf Grund der Erfahrungen, die man in der Handhabung ded Geſetzes 
vom 2. Juni 1852 gemacht hat, Tein Zweifel darliber beftehen, daß die Felt: 
ſtellung der Rückfälle außerordentlich ſchwierig ift, wenn immer berüdfichtigt wer⸗ 
den muß das Objekt, welches in dem früheren alle geitohlen wurde, und da$: 
jenige, welches in dem fpäteren alle geftohlen wird. 

Diefe Unterfheidung fiihrt außerdem auch noch andere praltiiche Inkon⸗ 
venienzen mit fih. Meine Herren, wie geht es denn im Leben zu? Wenn ein 
mehrfach beftrafter Holzdieb in dem Augenblid, wo er im Beariffe if, wiederum 
Holz zu fehlen, den Forfibeamten ankommen fieht, dann greift er, um den An- 
fein zu erregen, daß er blos auf Lejeholz ausgegangen fei, fchnell nach einem 
Stüde Lefeholz, und entgeht auf dieſe Weife der Beftrafung "wegen Nüdfalles; 
nimmt er aber nichts, dann wird er, wenn er etwa mit der Art in der Hamd 
neben einem Baum geftanden hat, unter Umftänden, die eine begonnene Aus: 
führungshandlung angezeigt ericheinen laffen, dann wird er wegen Verſuchs eines 
Diebſtahls an ſtehendem Holze angezeigt und unterliegt der Strafe des Nüd- 
falles. So kommt denn auf Grund der Unterjcheidung bezüglich des Objekts 
der Entwendung der fchlaue Dieb beffer weg, als der dumme (Sehr richtig! 
Heiterteit.) 

Meine Herren, ich möchte bei diefer Gelegenheit gegenüber dem beftehenden 
Rechte noch auf einen bisher gar nicht in Betracht gezogenen Geſichtspunkt auf- 
merkſam machen, der deutlich erkennen läßt, wie wenig gerechtfertigt es ift, die 
Negierungsvorlage und die Beichlüffe Ihrer Kommiffion einer befonderen Härte 
zu beſchuldigen. Ueberſehen Sie doch nicht, daß der Forftdiebftahl im dritten 
Rückfalle in feinem ftrafrechtlihen Charakter weſentlich anders gefennzeichnet if; 
es gilt nicht mehr als Diebftahl, fondern er verbleibt unter dem Begriff dei 
Forſtdiebſtahls. Ziehen Sie aber auch weiter in Betradht, daß die Strafe des 
Berlufted der bürgerlihden Ebrenrechte Tünftig in Megfall kommt. Auf diele 
Strafe fann der Richter gegenwärtig noch erkennen, weil er die Strafe des Dieb: 
ſtahls nad S 242 des Strafgefegbuches zur Anwendung bringen darf. Meine 
Herren, das allein diirfte doch wohl genügen, der künftig im Falle des 8 8 zu 
der Sefängnißftrafe Hinzutretenden gewöhnlichen Holzdiebftahläftrafe, die in dem 
wenigiten Fällen den Betrag von 1 oder 2 Mark tiberfteigen wird, reichlich die 
Waage zu halten. 

Präfident: Ih will zunächft mittheilen, daß der Abgeordnete Bromm 
beantragt hat, den 8 8 nad Maßgabe der Beſchlüſſe ded Herrenbanfes anzu 
nehmen. Ein formeller Antrag ift fibrigend nicht erforderlich, es verfteht ſich 
von felbit, daß darliber abgeftimmt wird, wenn der Kommiffionsverfchlag abge- 
lehnt" werden ſollte. 

Abgeordneter Roewenflein: Meine Herren! Ich möchte Sie auch in die 
ſem Falle bitten, den Beſchlüſſen Ihrer Kommiſſion im Wefentlichen beizutreten. 
Diefe Beſchlüſſe haben gegenüber den Beſchlüſſen des Herrenhanfes eine meient- 
lihe Milderung herbeigeführt und der Antrag der Kollegen Fürth und Genoffen 
will diefe Milderung wieder fortfallen laſſen. Nach dem beftehenden Holgdieb- 
ftahlsgefeg, meine Herren, ift der dritte Rückfall befonders fchwer zu flrafen, 
das Heißt alfo der vierte Holzdiebftahl. Die Königliche Staatsregierung war in 
ihrer Vorlage dem beftehenden Recht treu geblieben und hatte ebenfalls den 
dritten Rückfall unter die höhere Strafe geftellt. Dagegen bat die Herrenhaus. 
tommiffion — aus dem Bericht if nicht Mar erfichtli), ob mit Abſicht, — nad 
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ihrer Definition ſchon den zweiten Rückfall, das Heißt alſo den dritten Holz— 
diebſtahl mit der ſchweren Strafe belegt und, meine Herren, in dieſem Punkte 
liegt eine ganz erhebliche Verſchärfung des beſtehenden Rechts, und eine ſolche 
tritt noch in einem anderen Punkte hervor, der nicht ganz leicht zum Verſtänd— 
niß zu bringen it. Während nämlich nach der Vorlage der Rüdjall überhaupt 
vorausfeßt, daß die neue Strafthat innerhalb zweier Jahre nach der vorigen 
Berurtbeilung begangen wird, in jedem Fall aljo für jeden folgenden Rückfall 
erforderlich ift, dak nur ein zweijähriger Zeitraum dazwiſchen Tiegt, haben die 
Beihlüffe des Herrenhaufes dieſes Erforderniß für den wiederholten Rückfall 
befeitigt und liegt nach diefen Beichlüffen die Sache alfo fo: E3 bat Jemand 
einmal Holz; geftohlen, nach 10 Jahren ftiehlt er zum zweiten Mil, dann kann 
er wegen dieſes zweiten Diebftahls nicht ald Rückfälliger angefehen werden, nach 
wiederum 2 Jahren Itiehlt er zum dritten Mal, dann wird nad) dem Herren- 
bausbejchluß diefer zweite Diebftahl, der bei der früheren Berurtheilung nicht 
als Rückfall angefehen wurde, als Nüdfall mit berechnet. Es tritt nun aljo die 
fer zweite Diebftahl wieder in verfchärfter Geftalt hervor, und der erite, der bei 
dem zweiten vergeffen war, wird bei dem dritten jet wieder hervorgeſucht, um 
den Holzdieb mit einer bärteren Strafe zu belegen. Es ift dies offenbar eine 
Verſchärfung gegenüber den bejtehenden Gejegen, die vielleicht von der Kommiſ- 
fion des Herrenhaujfes nicht beabſichtigt ifl. Allerdings lehnt fi die Faſſung 
der Herrenhauskommiſſion an eine Faſſung des Strafgeſetzbuchs an, indefjen diefe 
Faffung ift auch feine glüdliche. Ich glaube, die Redaktoren des Strafgeſetzbuchs 
baben bei der Definition des wiederholten Rückfalls nicht daran gedacht, daß 
man ihre Beſtimmung fo auffaffen würde, dad Obertribunal hat fih aber genö- 
thigt gefehen, die abermalige Berurtheilung fo zu verfiehen, wie ich mir erlaubt 
habe fie eben darzuftellen. Sch möchte bitten, dem Beichluß der Kommiffion 
beizutreten. 

Dagegen finde ich allerdings, daß in dem Antrage von Fürth und Genoffen 
der Gedanke richtig ift, daß man die Befugniß des Gerichts bezüglich der zujäg- 
lihen Gefängnißftrafe etwas weiter ausdehnen muß und, wie es auch das Herren: 
haus wollte, ftatt der 5 Mark Hier 10 Mark fest. Sie müffen dabei namentlich 
berückſichtigen, meine Herren, daß der Berfuch, die Theilnahme, die Beglinftigung, 
daß dies Alles bier gleichmäßig behandelt werden fol, und das wäre bedenklich, 
wenn man nicht dem Richter einen gewifjen Spielraum läßt und zu dem Richter 
das Vertrauen bat, daß er bei dem dritten Rüdfalle ſich die einzelnen Fälle 
genau anfehen wird, und bei geringerem Werthe in leichteren Fällen auf eine 
zufätlicde Gefänynißftrafe nicht erfennen wird. Ich glaube, daß es unbedenklich 
it, wenn Sie bier jagen: beträgt die Geldftrafe weniger als 10 Mark, fo kann 
fatt der Gefängnißftrafe auf eine Zufatftrafe bis zu 100 Mark erlannt werden. 
Ih wiirde an den Herrn Präfidenten die Bitte richten, daß er die beiden Süße 
des 8 8 gefondert zur Abftimmung brächte und den zweiten Sat des 88 gegen- 
überftellen wollte dem zweiten Abjate des Antrages dv. Fürth und Genoffen. 

Präſident: Wegen der etwaigen Abänderung von 5 in 10 Mark müßte der 
Antrag noch ſchriftlich eingereicht werden. 

Abgeordneter Freiherr v. Fürth: Meine Herren! Ed wird unferem An: 
trag vorgeworfen, daß er eine bedeutende Berfehärfung desjenigen, was die 
Kommiſſion befchloffen hat, enthalte. In einem Punkte ift er allerdings fchärfer; 
aber darin unterfcheidet er fich wefentlich von dem Kommiffionsbefhluß, daß der 
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Kommiſſionsbeſchluß auf jede Art des Forftfrevels ſich bezieht, während wir eine 
fo firenge Strafe, wie fie in dem Paragraphen ausgeſprochen ift, unmöglich auf 
Diejenigen ausdehnen zu können glauben, die nur etwas Borke, Gras und Leſe⸗ 
holz geftoblen haben. Das ift das Wefentliche, worin unfer Antrag ſich von dem 
Kommifftousantrag unterfcheidet und ich bitte deshalb, ihn anzunehmen. 

Abgeordneter Bromm: Meine Herren! Was nach meiner Anftcht. das 
Weſentliche, das Erjchwerendite if, das hat weder der Herr Regierungskommiſſar, 
noch der Herr Abgeordnete Loewenſtein hervorgehoben, ich glaube, die Sade 
wird Mar, wenn ih mir erlaube, den S 7 des alten Gejeges vorzulefen; da 
beißt es: 

Befindet ſich der Schuldige im erften oder zweiten Rückfalle, fo 
fol die Geldbuße dem ſechsfachen Werthe des Entwendeten gleid- 
fommen und nicht unter 15 Silbergrofchen fein; im Falle des $ 4 foll 
fie dem achtfachen Werthe des Entmwendeten gleich fommen und nicht 
unter 20 Silbergrofchen fein. on 

Nun kommt die zweite Alinea: 

Dieſe Beftimmung findet bei Diebitählen von Raff- und Lefeholz 
und anderen Waldproduften außer dem Holze und Harze aud im 
dritten und ferneren Nüdfalle Anwendung. 

Sodann kommt der Schlußfat des S 8: 

Diebftähle an Holz und anderen Waldprodulten, welche nicht Holz- 
diebftähle im Sinne des Geſetzes find, kommen nicht in Anrechnung. 

Darin liegt der Unterfchied, wie der Herr Abgeordnete Freiherr v. Fürth 
eben ſchon richtig hervorgehoben hat. Heute zählt jede Laſt Gras oder Streu 
zeug, jeder unbedeutende Diebftahl für einen Wiederholungsfall, was nad dem 
alten Geſetz ausgeichloffen war. So weit war das Herrenhaus nicht gegangen. 
Aus 8 7 der Herrenhausbefchlüffe geht hervor, daß immer die nächſten 2 Jahre 
verfloffen fein follen — ich bin nicht Juriſt, ich Tann dem Herrn Abgeordneten 
Loewenftein nicht entgegentreten, ich muß das gelten laffen, was er als Jurift 
fagt. Mein Antrag ift ein eventueller, ich will, wenn unſer Antrag abgelehnt 
werden follte, mindeftens die Herrenhausvorlage wieder berftellen, die in ihrem 
Schlußſatz lautet: 

Die in den Abſätzen 1 und 2 vorgejehenen Strafen finden nicht 
Anwendung, wenn der Gegenftand der Zumiderhandlung in Naff- und 
Lefeholz befteht, oder wenn eine der früheren in Betracht kommenden 
Berurtheilungen wegen einer folden Zuwiderhandlung ausgeſprochen 
wurde. In diefen Fällen bewendet es bei der im S$ 7 vorgejehenen 
Strafe. 

Darin liegt der Unterfchied, dab jetst alles als Rückfall beftraft wird, wäh 
rend früher das Geje nur den wirklichen Holzdiebftahl als Rückfall gelten läßt. 
Die Wirkung davon wird fich Jedem klar machen, der jemals mit ſolchen Sachen 
zu thun gehabt hat. 

Präfident: Die Diskuffton ift gejchloffen. 

Ich will noch bemerken, daß der Antrag Loewenftein, im zweiten Sag des 
Vorſchlags der Kommiffion zu fagen „zehn Marl” ftatt „fünf Mark“, inzwi⸗ 
ſchen jchriftlich übergeben worden ift. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Es ift wahr, 
was der Herr Abgeordnete Bromm gejagt hat, der Gefeßentwurf, wie er Ahnen 
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von der Kommiffion vorgelegt wird, will fernerhin eine Unterfcheidung nad) den 
Objekten in Bezug auf den dritten Rüdfall nicht machen. Aber, meine Herren, 
es ift nicht richtig, wenn behauptet wird, daß die Herrenhausfaffung eine mildere 
gewwejen fei, wie die, die wir Ihnen vorfchlagen. Denn, meine Herren, das 
Herrenhaus wollte Ehrenftrafen, das Herrenhaus wollte den dritten Verübungs⸗ 
fall, den zweiten Rüdfall, mit der hoben Strafe belegen. Wir glaubten, es bei 
der früheren Uebung bewenden Iaffen zu follen, nach der erft der vierte Ver⸗ 
übungsfall oder dritte Rückfall härter beftraft wird. Die Kommiffion war in 
ihrer Mehrheit der Anfiht und bat damals dem Herren Abgeordneten Bromm 
in diefer Beziehung ſehr mißfallen, daß man allerdings in den Fällen hartnädi- 
gen Feſthaltens an der Gefeßesverichung den Muth haben müffe, die Leute här— 
ter zu firafen. Glauben Sie doch nicht, daß eine Vollsvertretung deshalb im 
Mißachtung kommen kann bei einem vernunftbegabten Volke, weil fie den Eigen- 
thumsſchutz auf ihre Fahne fchreibt; derartige Dinge, meine ich, follten hier gar 
nicht ausgefprochen werden, und ich follte nicht in die Lage kommen, fte wider» 
legen zu müffen. 

Ternerhin hat Herr Abgeordneter Bromm darauf hingewiefen, daß die fo> 
ziale Bewegung dadurd in ihrem Gange beeinflußt und der Sozialismus ge- 
fördert würde, daß man derartige dralonifche Gefee mache. Wo find denn die 
drafonischen Geſetze? Und glauben Sie, daß die Ordnung im Lande, unter dem 
Bolt, und der Sinn für die Gefetlichleit dadurch gepflegt wird, daß in der 
Bertretung des Landes die Geſetze, die wir beratben, als dralonifche bezeichnet 
werden? Im Gegentheil, dadurch wird der Unordnung, der Beratung der 
Gejege Thür und Thor geöffnet. (Zuruf.) 

Meine Herren, das werde ich abwarten, ich werde es jo machen, wie ich es 
für vet Halte (Auf: Wir aud!) 

Meine Herren, die Kommilfion war weit entfernt davon, — (Wirderholte 
Zurufe. Glode des Präfidenten.) 

Ich glaube, daß e8 Sache des Herrin Präfidenten des Haufes und nicht des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hänel ift, fich iiber die Art, wie ich fpreche, bier aus- 
zulaffen. Ich verbitte mir das, Herr Abgeordneter Dr. Hänel. (Oho! Unruhe 
links. Glocke des Präftdenten.) u 

Bräfident: Ich habe den Zwifchenruf nicht verftanden; ich bitte, den Re— 
ferenten ruhig weiter Sprechen zu lafien. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Die Kommiffion ift ſich voll be- 
wußt gewefen, daß die Fälle, in welchen ſich ein hartnädiger Wille ergiebt, das 
Eigenthum zu verlegen‘, ſcharf beftraft werden müſſen. Sie hat dabei nicht ver- 
kannt, daß, wenn eine Trennung nach den Objekten ftattfinden foll, dies eine 
Schwierigkeit in das ganze Verfahren hineinwirft, welche dem Grundgedanken 
diefes Verfahrens nicht entjpricht, und fie hat fich deshalb entſchieden, Ihnen 
den. Vorſchlag fo vorzulegen, wie er Ihnen vorliegt. Wenn der Herr Abgeord- 
nete Loewenftein Ihnen vorgeichlagen hat, 10 Mark ftatt 5 Mark zu ſetzen als 
den Marimalbetrag der Strafe, bei welchem noch auf eine zufätliche Geldſtrafe 
erfannt werden kann, fo ift ein folcher Borfehlag der Kommiffion nicht gemacht 
worden; ich glaube aber, daB er auf einen erheblichen Widerftand nicht geftoßen 
fein wiirde, umd flelle dem Hohen Haufe anheim, in diejer Beziehung Beſchluß 
faflen zu wollen. | 

Abgeordneter Dr. Laster: Ich habe gegen den Bortrag des Herrn Refe— 
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renten feitzuftellen, daß die Kommiſſion gegen den Beſchluß des Herrenbanfes 
10 Mark in 5 Mark abgeändert bat. 

Abgeordneter Bromm: Meine Herren! Dem Herrn Referenten hat es bes 
liebt, in einer Art und Weife mir zu entgegen, die auf mich den Eindrud ge 
madt bat, als ftände ich no vor meinem Schulmeifter in der Schule. Ich 
kann dem Herrn Referenten verfichern, ich weiß ganz gut, was ich gejagt habe, 
und mit vollem Bewußtſein, und er hätte, meiner Anficht nad, anftatt fich her: 
auszunehmen mich gewiffermaßen — ich muß mich diefes Ausdruds bedienen — 
ihulmeiftern zu wollen, widerlegen follen. 

Prafident: Meine Herren! Wir werden uns zuerft eventuell darüber 
fhlüfftg machen, ob in Gemäßheit des Vorſchlages des Abgeordneten Loewenſtein 
in den zweiten Sat des $ 8 der Kommiffton flatt „fünf Marl“ gefetst werden 
ſoll „zehn Mark”. Nachdem dies eventuell feſtgeſtellt ift, werden wir definitiv 
abfimmen, und zwar zunächſt tiber $ 8 nach dem Borfchlag des Abgeordneten 
Treiherrn v. Fürth und Genoffen, wird er .abgelehnt, - nad dem Borjchlage der 
Kommiffton, und wird auch dies abgelehnt, nad) dem Beſchluß des Herrenhaufes. 

Dad Haus ift damit einverftanden. 

Alfo Diejenigen, welche eventuell in dem zweiten Sat des Kommifftonsvor- 
ichlages in Gemäßheit des Antrages Loewenſtein ftatt „fünf Marl“ ſetzen wollen 
„zehn Mark“, bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Das ift die Majorität; eventuell ift diefe Aenderung vorgenommen. 

Ich erſuche jetzt diejenigen von Ihnen, welche den S 8 definitiv annehmen 
wollen in der Faffung nah den Vorſchlägen der Abgeordneten Freiherrn 
v. Fürth und Genoffen unter Nr. 236 X (f. die Anmerkung S. 245) aufzuite 
ben. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit. 

Es kommt jet der Vorichlag der Kommiffion zur Abflimmung mit der 
eben eventuell angenommenen ‚Aenderung, „zehn Mark" flatt „Flnf Mark“ im 
zweiten Saße. 

Diejenigen, welche den $ 8 in diefer Faſſung unter Befeitigung der Be 
ſchlüſſe des Herrenhaufes definitiv annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Ge: 
ſchieht.) 

Das iſt die Mehrheit; der $ 8 der Kommiſſion iſt definitiv mit der Aende- 
rung fünf Mark in zehn Marl angenommen. 

Setzt fommen wir zu den SS 9 und 10, welche unverändert vorgeſchlagen 
werden, — auch ohne formelle Abſtimmung vom Hauſe genehmigt ſind. 

Beim 8 11 hat der Abgeordnete Dr. Baehr (Caſſel) ein Amendement ein 
gebracht unter Nr. 281 ad 4 (f. Anmerkung ©. 265). 

Abgeordneter Dr. Baehr (Taffel): Meine Herren! Die Strafgefenovelle 
von 1857 beftimmt, daß der Vater — ich nenne nur ihn, meine aber dabei jeden 
Gewalthaber —, welcher fein Kind nicht abhält, einen Forſtdiebſtahl zu begehen, 
mit einer Gefängnißftrafe zu belegen if. Das preußiiche Geſetz beftimmt, daß 
der Bater für das Kind haften folle, für die von dem Kinde verwirkte Strafe, 
wenn er nicht nachwiefe, daß er das Kind von dem Forftdiebitahle nicht hätte 
abhalten können. Der vorliegende Paragraph will beide Strafen kombiniren, 
dergeftalt, daß der Vater einmal nach der Neichsftrafnovelle, weil er fein Kind 
von dem Forftdiebftahl nicht abgehalten habe, mit einer Gefängnißitrafe, uud 
zweitens, weil er nicht nachmweifen kann, daß er fein Kind nicht Habe abhalten 
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können, mit einer Geldftrafe belegt werden fol. Dis ift meiner Anficht nad 
für ein und daffelbe Bergehen die doppelte Strafe. Es ift ein alter Grundfaß 
des Strafredht3: non bis in idem, und ich halte es deshalb für eine Ungerech— 
tigkeit, zu jagen, die Haftbarkeit des Vaters tritt auch dann ein, wenn er nad) 
der Reichsſtrafgeſetznovelle beftraft wird. 

Meine Herren, der Herr Referent bat foeben mit großer Emphaje gejagt, 
man müſſe fich nicht fcheuen, auch mit ernfter Strafe gegen diejenigen aufzu« 
treten, welche die Geſetze verlegen. Meine Herren, ich bin der Letzte, der fich in 
diefer Beziehung fehent. Sch verlange aber von einem Geſetz, e8 mag die Strafe 
an ſich fo hoch oder gering bemefien fein, wie man foll — man fann ja über 
das Maß ter Strafe, welche man treffen will, vielfadh flreiten — ich verlange 
von einem Gefete, daß es die Strafe relativ gerecht bemißt. Ich muß nun 
gegen diefen Paragraphen, fo mie liberhaupt gegen dieſes Gefeß den Bormurf 
erheben, daß es das nicht thut, und wenn ein Gefets das nicht thut, fo nenne ich 
es auch meinerjeit$ ein dDrafonifches. (Hört!) 

Regierungstommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Ah will dem Antrage nur die eine kurze Bemerkung entgegenftellen, daß die 
bier angeregte Frage bereits bei der Berathung der Strafgefegnovelle im Reichs» 
tage zur Sprache gekommen ift, und daß der Reichstag mit vollem Bewußtſein 
eine Kumulation der Beftrafung Hier hat gelten laſſen wollen, indem er in dem 
8 361 Nr. 9 ausdrüdtich hervorgehoben hat, daR die Vorfchriften der Yorftfiraf- 
geſetze über die Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Geldftrafen durch die 
Haftftrafe des 8 361 nicht abforbirt werden folle. Ich meine, Sie handeln durch 
ans nicht gegen das Neichsftrafgefe fondern ganz im Siune deffelben, wenn Sie 
dem Beichluffe Ihrer Kommiſſion zuſtimmen. 

Abgeordneter Dr. Baehr (Caſſel): Daß die Faflung des Paragraphen der 
Strafgefetznovelle formell das zuläßt, das muß ich zu meinen Bedauern an- 
ertennen. Wer aber bei diejer Strafgefenovelle und befonders bei tiefem Para - 
grapben, einem der letzten derfelben, mitgewirkt hat, wird fich erinnern, wie es 
dabei Hergegangen ift. Niemand war mit diefem Paragraph zufrieden; er wurde 
gewiffermaßen mit Haut und Haaren aufgezehrt, weil man eben etwas zu Staude 
bringen wollte. Und wenn nun jet der Herr Regierungstommiffar fagt, die 
doppelte Beftrafung entipricht nicht dem Neichsftrafgefeßbuch, fo fage ich, fie 
widerfpricht aber jeder Gerechtigkeit. (Bravo!) 

Präafident: Die Distuffion if gefchloffen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Der gleiche 
Antrag ift in der Kommiſſion eingebradt, und Sie finden auf Seite 2% des 
Berichts die Gründe und Gegengründe, welche dort zur Erörterung gelangt find. 
Ih habe dem nichts Neues Hinzuzufligen und darf Sie auf diefe Stelle des 
Berichts verweiſen. 

Präfident: Wir werden zunächſt eventuell abflimmen über den Antray 
Baehr, den ich zu verlefen bitte. 

Schriftführer Abgeordneter Delius: 

Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Km S 11 Abſatz 1 die Worte: „oder des 8 361 Nr. 9 des Strafgeſetz⸗ 
buchs“ zu flreichen und flatt deffen als Abja 3 zuzufügen: 
„Die Haftbarkeit tritt nicht ein, wenn auf Grund des 8 361 Nr. 9 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs Beſtrafung erfolgt. 
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Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefe Nenderung vornehmen tollen, 
bitte ich‘ aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. 

Wird noch eine Abſtimmung verlangt über den Paragraphen der Kommil: 
fion? — Das ift nicht der Fall; der Paragraph iſt angenommen. 

Ich eröffne die Diskuſſion Über die 88 13 und 14. — Diefelben werden 
genehmigt. 

$ 15 ift bereits früher angenommen. 

Zu 8 16 liegt ein Antrag vor des Abgeordneten Freiherrn von Fürth, 
Nr. 236 XI (f. die Anmerkung ©. 245), ein prinzipaler Antrag auf Streichung, 
ein eventueller Antrag auf Aenderung. 

Abgeordneter Neichensperger: Wir haben bereit8 in 8 15 die Konfista- 
tion der Werkzeuge angeordnet, und jet handelt es fih darum, die Erfindungs: 
objelte zu bezeichnen. Da meine ich nun, daß vor diefem 8 16 nur der erfle 
Sag aufrecht erhalten werden dürfe und "fämmtliche folgende Säte geftricen 
werden müfjen. Es wird hier auch die Pfändung des Viehes, der Wagen und 
der Kähne 2c. angeordnet; ich bin aber der Meinung, daß das ein Mares Unredt 
und eine wahre Mißhandlung der betreffenden Perfonen ift, auch derjenigen, 
welche fih eines Forſtdiebſtahls wirklich ſchuldig gemacht haben. Am allerun- 
zweifelhafteften aber ift e8, daß es eine Mißhandlung darftellt, wenn diefer ein: 
greifende Akt der Pfändung gejchehen kann, bevor die Perfon noch verurtheilt if. 
Es ſoll hier aber gar innerhalb S Tagen nad der Pfändung und vor jeder 
Berurtheilung zur Berfteigerung des Viehes gefchritten werden! Ich bin der 
Meinung, daß man auf diefem Wege viel weiter gebt, als die Natur der Dinge 
es erheifcht. Ich fehe im diefer ganzen Behandlung der Sache nur einen neuen 
Beweis für die alte Wahrnehmung, daß der Verfaſſer eined Spezialgefetes nur 
zu leicht bei dem Streben zur Erreichung feines augenblidlichen, fpeziellen Zieles 
alle anderen Rückſichten außer Augen fett. (Sehr richtig!) 

Hier würde durch jene Pfändung felber ein Erfolg eintreten, der unendlich 
bedenfliher und fchlimmer fiir das öffentliche Wohl wäre, als das Neat felbft, 
welches beftraft werden fol. Das Neat ift doch ein verhältnigmäßig unbeden- 
tendes, vielfach in gar feinem Verhältniß ftehendes zu der Wegnahme des hier 
zu pfändenden Viehes, der Wagen und Kühne, — alles Objelte, die zur meite- 
ren Eriftenz der betreffenden Perfon unerläßlich find. Diefe follen ohne Weiteres 
vor jeder Verurtbeilung von dem protofollirenden Subulternbeamten mit Beſchlag 
belegt und dem Ortsvorfteher übergeben werden; dad Vieh fol alfo auf Koften 
des Eigenthümers ernährt werden. Dieſe Verpflegung muß alfv vom Eigen 
thlimer bezahlt werden, während das Vieh fonft durch den Delinquenten ſelbſt 
ernährt wird, der auch die Nußung veffelben bezieht. Ich frage Sie, meine 
Herren, ob dies Vorgehen denn nicht an fich und namentlich dann, wenn darauf 
nun gar die Berfteigerung folgt, weil der Betrag der Geldfirafe, des Werths- 
erfages und der Koften nicht in 8 Tagen baar erlegt werden kann, der wirkliche 
Ruin folcher Perſonen ift, die außer Stande gefet werden, ſich ferner ſelbſtſtän⸗ 
dig zu ernähren. ch eriımere daran, meine Herren, daß felbft bei der fürm- 
lihen gerichtlichen Erelution, bei der Vollftredung von definitiven Urtheilen es 
nicht erlaubt ift, die lette Kuh dem Manne wegzunehmen. Das verbieten unfere 
Gefete, obſchon der Gläubiger doch ein natiirliches Anrecht hat anf Befriedigung; 
die Geſetze verbieten aber eine jolde Pfändung. Es will das einfach fagen: fiber 
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dem Recht des Gläubigers auf Befriedigung flehen noch andere Intereſſen, die 
der Fortexiſtenz des Mannes, der andernfalls mit feiner Yamilie der Kommune 
zur Laft fällt. Ebenfo wird durch 8 16 das Intereſſe aller anderen Glänbiger 
in einer meiner Anfiht nach unqualifizirbarfien Weife verlegt. Damit der be 
Ihädigte Waldeigenthümer zu feinem Rechte komme, fol das Objekt für ihn 
allein vinkulirt fein, — alle anderen Gläubiger follen dabei leer ausgehen. 
Meine Herren, ich kann das nicht als gerechtfertigt anerkennen, ich meine, es ift 
genug, wenn die Werkzeuge, womit das Vergehen geübt worden ift, gepfändet 
werden, nicht aber die Thiere und der Wagen, welche bei dem Delikte benutt 
werden follen. (Bravo!) 

Abgeordneter Freiherr dv. Kürth: Meine Herren! Sch werde mid) in der 
Ipäten Stunde kurz faffen. Die Negierungsvorlige hatte die Beftimmung, es 
müßten die Transportmittel in Befchlag genommen werden, das Herrenhaus 
bat geglaubt, diefe Beftimmung dadurch bedeutend zu mildern, dal es fagte: es 
fönnen die Transportmittel mit Bejchlag belegt werden. Aber, meine Herren, 
wer bat darüber zu entjchriden, ob gepfändet werden foll oder nicht? Natürlich 
der Forftbeamte in dem Augenblid, wo er den Forſtdieb abgefaßt hat. Nun 
werden die Forftbeamten — und es gejchieht dies auch gegenwärtig mit der 
größten Härte — immer pfänden. Meine Herren, wenn eine arme Frau in 
ihrer Schürze Gras nah Haufe trägt und der Forftbeamte faßt fie ab, dann 
wird ihre Schürze als Transportmittel gepfändet und der Frau abgenommen. 
(Rufe: Nein!) | 

Das gejhieht allerdingg. Die Forftbeanten verftehen das Geſetz in der 
Weife, wie ich Jage. 

Dasjenige, was ich zu 8 15 bemerft habe, daß nämlich day Leuten in Folge 
des S 15 das Werkzeug genommen wird, was fie zur Ernährung für fi und 
ihre Familie nöthig haben, das, meine Herren, gilt in erhöhtem Maße von dem- 
jenigen, was im gegenwärtigen Paragraphen über die Pfändung vorgejehen ift, 
denn die Transportmittel find werthvoller und für den Forſtfrevler ſchwerer zu 
erjeten. Nun frage ich Sie, ift es vernünftig, daß man einem Marne, der 
Strafe und Koften zu bezahlen hat, dasjenige nimmt, was er abjolut noth- 
wendig bat, um Geld zu verdienen, obgleich man bei diefem Manne die Zahlung 
dadurch gefichert hat, daß, wenn er nicht bezahlt, Gefängnißftrafe gegen ihn ver- 
hängt wird. 

Meine Herren, für den Fall, daß Sie den Paragraphen beibehalten, bitte ich 
Sie, doch wenigſtens im gegenwärtigen Falle die Rechte des Eigenthiimers der 
gepfändeten Sachen, wenn er unfchuldig ift, zu refpeftiren. So wie der Para- 
graph gefaßt ift, kommt es gar nicht darauf an, ob der Forſtfrevler Eigenthiimer 
der Transportmittel ift, oder ein Dritter, auch wenn leterer ganz unfchuldig fein 
jollte, Alſo, meine Herren, ein angefehener Gutsbefiter ſchickt feinen Knecht mit 
jeinem Karren dur den Wald. Der Knecht, der einen bejonderen Haushalt 
dat, findet e8 gut, Holz zu fteblen und das auf den Karren zu werfen, um es 
zu transportiren. Nun kommt der Forfibeamte. Da wird der Karren mit dem 
Pferd fortgeflihrt zum Ortsvorfteher. Der GutSbefiger muß fi erfundigen, wo 
fein Karren geblieben und muß nicht allein die Koften, welche durch die Pfändung 
entftanden find, bezahlen, jondern aud Strafe und Koften für den Knecht, fonft 
wird der Karren verfauft. Ich hatte ſchon in der Kommilfion auf diefe Un- 
gerechtigkeit aufmerkſam gemacht; da hat mir der Regierungstommiflar erwidert, 
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der Gutsbeſitzer habe ja den Regreß gegen den Knecht. Nun, meine Herren, 
ih will mal annehmen, der Knecht wäre nicht zahlungsfähig, wie wollen Sie 
es rechtfertigen, daß num der unfchuldige Befiger und Eigenthlimer des Karrens 
für den Knecht eintreten muß und nicht der durch den Diebftahl Beſchädigte 
direkt gegen den Forſtfrevler felbft die Entſchädigung für den FForftfrevel zu 
fuchen hat. Solche Fälle der Härte werden unzählich viele vorfommen, wenn Sie, da- 
mit nicht gegen den Eigenthitmer der verpfändeten Sachen der Beweis der Schuld 
geführt zu werden braucht, ohne Rüdfiht auf deffen Unſchuld oder Schuld, 
Pfändung verorduen. Fiir den Fall, daß Sie auch hinſichtlich 8 16 unfere beiden 
Anträge verwerfen, dann habe ich allerdings das drüdende Gefühl, daß heute 
alle unfere Anträge durchgefallen find und dann geftatten Sie mir zum Troſt 
eine Bitte. 

Meine Herren, im Jahre 1814 oder 15 logirte in meiner Vaterſtadt Aachen 
im Haufe einer mir verwandten Dame ein ruififher StabSoffizier, dem durd 
einen Dienftboten geflagt wurde, es fei der Hausfrau ein filberner Löffel geftohlen. 
Der Offizier dachte, er fünne nicht unterfuchen, wer von einer zahlreichen Diener- 
ſchaft der ſchuldige fei und ohne ſich für die Beweisführung zu bemühen, ließ er 
ein Baar Unteroffiziere kommen und ließ von feiner ganzen zahlreichen Diener- 
ſchaft Einem nad dem Anderen durchprügeln. Nun, meine Herren, für den Fall, 
wenn Sie in Betreff der im $ 16 verhängten Pfändung wieder dasjenige nicht 
annehmen, was wir beantragt haben, bitte ich, geftatten Sie mir zum Zrofte, 
daß ich zwar nicht fage, aber doch denke, daß, wenn in dem alle, melden id 
erzählte, nicht ein filberner Löffel, fondern ein Stüd Holz wäre geftohlen gemejen, 
zwar nicht die ruffifchen Prügel aber doch die ruffiiche Beweistheorie einige Sym- 
pathie bier im Haufe finden würde. 

Prafident: Der Abgeordnete Seyffardt hat den Schluß der Diskuffion 
beantragt. Diejenigen, welche den Antrag unterftligen wollen, bitte ich aufzır 
ftehen. (Gejchieht.) 

Die Unterftügung reicht aus. 

Die Diskuffion ift geſchloſſen. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! In der Kom 
miffton ift, wie Sie auf Seite 24 des Berichts gefälligft erjehen wollen, der 
Punkt nicht ſehr eingehend berührt worden, um den es fich Hier handelt. Ju 
zweiter Leſung wurde zwar beantragt, die Transportmittel nur jo weit det 
Pfändung zu unterwerfen, als fie das Eigenthum des Gepfändeten feien. Es 
wurde aber darauf weder aus der Kommiffion noch feitens des Herrn Vertreters 
der Regierung eingegangen und der Gedanke nicht weiter verfolgt. Ich bin fo- 
mit in der Lage Ihnen pure die Annahme der Kommiffionsbeichlüffe empfehlen 
zu müſſen als Referent derjelben. Ich will Ihnen aber dabei nicht verbehlen, 
meine Herren, daß allerdings die Pfändung der Transportmittel in der unbe 
grenzten Ausdehnung, wie fie das Gejet bier zuläßt, zu Unzuträglichkeiten, wie 
dies von vielen Seiten in der Kommiſſion nicht verfannt worden ift, führen fann, 
und daß man wohl, wenn man zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Pfändung 
der Transportmittel nicht abjolut nothwendig ift in der Gefammtheit des Ber- 
fahrens, nicht abfolut nothwendig zur Verfolgung der Strafthat ſelbſt, wie dies 
in vielen Fällen wohl nicht zutreffend fein wird, daß man dann zu dem Ent- 
ſchluß gelangen Tann, die Beſtimmungen diefes Paragraphen zu modifiziren. In 
diefem Sinne, da eine ausgiebige und erfchöpfende Diskuffion in der Kommiffion 
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nicht ftattgefunden bat, Tann ich Ihnen nur die Beihlußfaffung tiber diefen 
Paragraphen mit Hinblid auf die Anträge der Herren Reichensperger und Frei— 
bern v. Führt anheimgeben. 

Präſident: Deine Herren! Wir werden alfo abflimmen eventuell darüber, 

ob der zweite und dritte Abjat ded Paragraphen angenommen werden foll in der 
Fafſung nad dem Vorfchlage des Abgeordneten Freiheren von Fürth. Wird er 
abgelehnt, fo würde über den Paragraphen ſelbſt abgeftimmt werden, falls nicht 
etwa der Abgeordnete NReichensperger wünſcht, daß auch über den Abjat 2 und 
3 noch beſonders abgeſtimmt werde. 
Abgeordneter Neichensperger: Ich habe bei meinem Vortrage den An- 
trag geftellt, daß bejonders abyeftimmt werden möge fiber ſämmtliche Sätze des 
816, nachdem der erfte Sat bis zu den Worten „in Befchlag zu nehmen” er. 
ledigt fein wird. Ich beftreite nämlich fammtliche folgenden Beftimmungen des 
Paragraphen und bitte, darüber befonders abftimmen zu laffen, alfo im erften 
Abjage von den Worten an: „In den nämlichen Fällen Tönnen die zur Weg- 
Ihaffung des Entwendeten gebrauchten Thiere und anderen Gegenftände ge- 
pfändet werden.” 

Bräfident: Den zweiten Sat im erften Abfag wünſchen Sie auch ge- 
friden zu fehen? 

Abgeordneter Neichensperger: Ja! 

Präfident: Danı werden wir zunächſt abftimmen eventuell, ob im erften 
Abfat im Widerfpruch mit dem Vorſchlage des Abgeordneten Reichensperger der 
zweite Sat aufrecht erhalten werden fol. Wenn diejer Sat geftrichen wird nad) 
dem Borfchlag Neichensperger, fo werden die beiden folgenden Abjäte ganz meg- 
fallen, ſowohl in der Faffung des Freiheren v. Fürth wie in der Faſſung der 
Kommiffion. Wird dagegen der zweite Sat des erften Abſatzes aufrecht erhalten, 
jo werde ich abſtimmen laſſen hinfichtlich des zweiten Abfates erft in der Faſſung 
des Freiherrn v. Fürth, wird diefe abgelehnt, in der Faſſung der Vorlage, ebenfo 
beim dritten Abfat. 

Alfo Diejenigen, welche im Widerſpruch mit dem Vorſchlag des Abgeordneten 
Reichensperger auf Streihung den zweiten Sat im erften Abja der Kommiffton 
anfrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Das Büreau ift einig, daß die jett ftehenden die Mehrheit bilden; dieſer 
zweite Sat des erſten Abfates ift ausgefallen. 

Damit find die beiden folgenden Abſätze befeitigt; wir fommen alſo jetzt au 
Abflimmung des erfien Satzes im erften Abſatz. 

Diejenigen, welche denjelben definitiv annehmen wollen, bitte ic) — —— — 
Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität. 

Der Paragraph beſteht definitiv lediglich aus dem erſten Sat des erſten Ab— 
ſatzes der Kommiſſion. — Ich eröffne jetzt die Diskuſſion über 8 17. 

Abgeordneter Niederſchabbehard: Im Anſchluß an dieſen Paragraphen 
möchte ich nur eine Auslunft von der Königlichen Staatsregierung erbitten. —- 
Es Heißt Hier nämlich: „wenn bei einem bereits beftraften Individunm nicht 
forſtwirthſchaftlich zugerichtetes Holz gefunden wird, fo Tann foldhes Holz ge- 
pfändet werden zum Nußen der betreffenden Armenkaſſe“. Ich möchte mir hierbei 
die Anfrage erlauben und Hinzufligen, daß das Gefundenfein fi) doch nicht allein 
auf zufälliges Auffinden beziehen Tann, jondern auf fogenannte Hausfuchungen. 
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Nun wird in dem Geſetz von 1852 im zweiten Abſchnitt von dem Verfahren 
bei Ermittelung und Berfolgung von Holzdiebftählen gefprodden, es kommen die 
beftehenden geſetzlichen Vorfchriften, insbejondere auch das Gejeg vom 12. Februar 
1850, in Anwendung. &$ ift namentlich fiir die Ortspolizeibehörden, die doch 
am meiften mit der Verfolgung bei Privatverhältniffen zu thun haben, ſehr er- 
wünſcht zu wiffen, ob diefe Beftimmung aufrecht erhalten bleibt oder nicht; in 
den Motiven, wie fie dem Herrenhaufe zugegangen find, ift feine Andentung 
weiter davon gefchehen, auch in den Kommiffionsverhandlungen nicht. Nun ver- 
bietet aber da8 Gefeg vom 12. Februar 1850 das widerrechtliche Eindringen in 
eine Wohnung; es darf alfo von der betreffenden Behörde ohne gejelichen Grund 
eine Hausfuhung nicht geſchehen. Es beftimmt der $ 12 Nr. 3 diejes Gejekes 
vom 12. Yebruar 1850: Wenn dringende Gründe dafür jprechen, daß bei längerer 
Bögerung die in der Wohnung befindlichen Gegenflände, in Bezug auf welde 
eine ftrafbare Handlung begangen worden ift, ob die dajelbft vorhandenen Beweis: 
mittel bei Seite gebracht oder gefährdet werden können, wenn dieje Yälle zu- 
treffen, jo fann die Ortspolizeibehörde auch nach dem Gefeg vom 12. Februar 1850 
eine Hausſuchung vornehmen. Es iſt dazu befugt in den meftlichen Provinzen 
der Ortsporfteher, und im ganzen Lande fonft die Ortspolizeibehörde. — Ich 
möchte mir nun die Bitte um Auskunft von der Königlichen Staatsregierung 
erlauben, ob durch dieſes Geſetz diefe Beftimmung des $ 12 Nr. 3 irgendwie be- 
rührt wird? 

Regierungsfommiffarius Geheimer Zuftizratd Oehlſchläger: Meine Herren! 
Was den erften Theil der an die Regierung gerichteten Trage betrifft, fo erlaube 
ich mir zu bemerfen, daß der 8 17 nicht nur ſolches Holz im Auge bat, welches 
bei Gelegenheit von Hausfuhungen gefunden wird, fondern daß er überall Pla 
greifen fol, wo Holz gefunden wird, in Betreff deffen die aufgeführten Voraus: 
fegungen zufammentreffen. 

Wenn dann weiter gefragt worden ift, weshalb in diefem Geſetz nicht ähn- 
li wie in $21 des Geſetzes vom 2. Juni 1852 Hinfichtlich der abzuhaltenden 
Hausjuchungen auf das Gejeß vom 12. Februar 1850 verwieſen fei, fo habe id 
darauf zu erwidern, daß das gegenwärtige Forftdiebftahlsgefeg gleichzeitig mit 
der deutſchen Strafprozefordnung in Kraft tritt, und daß mit demfelben Zeit- 
punkte das Geſetz vom 12. Februar 1850, foweit es von den im Strafverfahren 
zuläjfigen Hausfuchungen handelt, außer Kraft tritt, weil die betreffenden Be- 
flimmungen darüber von Reichswegen in der Strafprogeßordnung getroffen find. 
Nah 820 des vorgelegten Forftdiebftahlsgefees jollen nun die Vorfchriften der 
Strafprozeßordnung auch für das hier geregelte Strafverfahren gelten, foweit 
nit ausdrüdlih Abweichungen im Forſtdiebſtahlsgeſetze feftgejegt find. In 
Betreff der Hausfuhungen enthält das gegenwärtige Geſetz keinerlei Beftim: 
mungen, mithin find daflir die VBorfchriften der Strafprogeßordnung maßgebend. 

Präfident: Die Disfuffton ift gefchloffen; eine Abftimmung wird nicht 
verlangt. — Der Paragraph ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton über $ 18. — Er if ohne Widerſpruch ange 
nommen. 

Bei 8 19 ift ein Antrag eingebracht vom Freiherrn v. Fürth 236 XII (f. die 
Anmerkung Seite 246) und Handjchriftlicd ein Antrag vom Abgeordneten Köhler 
(Göttingen) im erften Abfa die Worte „diefelben verhandeln“ und fo weiter bis 
zum Schluß zu ftreichen. 


| 
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Abgeordneter Dr. Köhler (Göttingen): Wir find jegt in dem Gejegentwurf 
dahin gelommen, daß wir nunmehr den Prozeß zu reguliren haben, nachdem wir 
bisher die Strafen feftgefegt haben. — Was das Verfahren angeht, jo wird den 
Herren befannt jein, daß bis jetzt das Strafverfahren vom Einzelrichter erledigt, 
da8 Meandatsverfahren aber ausgejchloffen war. Die Wegierungsvorlage be- 
ſtimmte, daß das Mandatsverfahren einzuführen und die Schöffen auszufchließen 
jeien. Das Herrenhaus hat die Aenderung vorgenommen, daß die Schöffen in 
den NRüdfallsfällen zugelaffen werden. Das ift auch der Antrag unferer Kom- 
miffion. Mein Antrag gebt dahin, daß wir den Paſſus, den ich näher bezeichnet 
babe, ftreihen, und würde die Folge davon fein, daß in den Sachen, die liber- 
haupt zur gerichtlichen Verhandlung fommen, die Schöffen zuzuzieben find. Ich 
fann mir zwar fagen, das geht ſchon aus den Motiven hervor — daß mein An- 
trag von Seiten der Königliden Staatsregierung Widerjprucd finden wird. Sie 
bat gejagt, es würden die Sachen fo mafjenhaft fein, daß mein Borjchlag un- 
annehmbar fei. Ich glaube, dag man das unmöglich behaupten kann, da bisher 
das Mandatsverfahren unzuläffig war, man alfo nicht wiffen fann, wie viele 
Sachen in diefem Verfahren erledigt werden. ch glaube, ſämmtliche Herren, 
die der Sache näher fiehen, werden mir Recht geben, daß eine Unmaffe Sachen 
nur in dem Mandatsverfahren zur Berhandlung fommen, daß damit die Sache 
erledigt if. Ich kann aus Erfahrung bezeugen, daß die Zuziehung der Schöffen 
früher in Hannover den mohlthätigften Einfluß gehabt hat. Daß die Schöffen 
durch die preußifhe Geſetzgebung befeitigt wurden, ift allgemein und namentlich 
auch von vielen Richtern beklagt. In diefen Sachen, die ein großes Odium an 
fih tragen, wo es ung nicht gelungen ift, das Geſetz in der von Vielen ge- 
wünſchten Weife zu mildern, hätte das volksthlimliche Element der Schöffen einen 
jehr wohlthätigen Einfluß. Es wird auch namentlich den Einfluß haben, daß die 
Leute fich viel eher bei dem Erfenntniß, was von ihren Mitbürgern ausgeſprochen 
ift, berubigen, und infofern haben wir den Vortheil, daß wir die Berufungen, die 
fich fonft erheblich vermehren würden, in vielen Fällen abjchneiden, wo die Schöffen 
mitgewirkt haben. Aus diefem Grunde möchte ich bitten, daß Sie meinen An- 
trag, den ich, da er nur die Streichung eines Satzes bezielt, eigentlich nicht hätte 
befonders formuliren brauchen, annehmen, und daß Sie es bei der Regel be- 
taffen, daß in Polizeifacdhen die Schöffen mit urtheilen. Es ift ja befannt, daß 
das Reichsgeſetz ung die Erlaubniß giebt, davon abzumeichen; allein ich glaube, 
man ſoll e8 doch bei der Regel laſſen und namentlich in diefen Sadıen, in welchen 
erhebliche Gefängnißftrafen erlannt werden können. ch bin iiberhaupt der An- 
fiht und ſtimme darin mit dem Abgeordneten Windthorft (Meppen) tiberein, daß 
vielleicht die Reichsgeſetzgebung darin zu weit gegangen fei, daß fie dem Einzel» 
richter eine zu erhebliche Strafbefugniß beilegtee Das ift nicht zu ändern. Ich 
wünſche aber, daß wir da, wo wir es fünnen, es bei der Komponirung laffen, 
die das Reichsgeſetz als Negel anwendet, und deshalb bitte ich Sie, flir meinen 
Antrag zu flimmen, der, ich widerhole es, dahin geht, daß in allen Fällen die 
Schöffen zugelafien werden. Die firafjälligen Perfonen werden ſich von ſelbſt 
ſchon hüten, ohne Grund Widerfpruch zu erheben. Es wird das nur gejcheben, 
wenn die Sache in der einen oder anderen Beziehung zweifelhaft if. Da ift 
es aber zu wuͤnſchen, daß das gewöhnliche Gericht ſeine Entſcheidung abgiebt. 

Präftdent: Es verlangt Niemand weiter das Wort. Die Distuffion iſt 
geſchloſſen. 

Jahrb. d. Pr. Forſt- u. Jagd-Geſetzg. X. 19 
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Berichterſtatter Abgeordneter Bernhardt: Die Frage, ob man die Schöffen 
überall zuziehen ſoll, iſt in der Kommiſſion lebhaft erörtert worden. Die Mehr— 
heit der Kommiſſion hat davon Abſtand genommen, weil man fürchtete, daß eine 
ſehr ſtarke Ueberlaſtung der Schöffen bei der ſehr großen Zahl der Forſtdiebſtähle 
eintreten würde, wenn man ſie in allen Fällen heranzöge. Aus dieſen praktiſchen 
Bedenken hat man ſich der Auffaffung der Vorlage angeſchloſſen, welche nur für 
die wichtigeren, ſchwereren und mit höherer Strafe bedrohten Fälle bei der fontra- 
diktoriſchen Berhandlung die Schöffen will, und ich erſuche Sie, bei diefer Auf- 
faffung der Mehrheit der Kommiffion ftehen zu bleiben und den Antrag Köhler 
(Göttingen) abzulehnen. 

Sehr tief einfchneidend meiner Weberzeugung nah ift nun der Antrag 
vd. Fürth, welcher die verwaltenden Forftbeamten von der Funktion als Amt3- 
anwalt ein für alle Mal ausfchliegen will. In der Kommilfion ift diefer Gegen- 
fland eingehend erörtert, und Sie finden das Material in dem Berichte. Wenn 
von einer Seite damals heivorgehoben wurde, man wolle den Förſter vor Ge- 
richt nicht unter die Kontrole feines Vorgefetten ftellen, der ihn, wenn auch nur _ 
moralifh, immerhin beeinfluffen wilrde in Bezug auf feine Ausjagen, fo Halte 
ich dies zunächſt an und für fich fiir gänzlich unzutreffend, denn ich traue den 
unteren Forftbeamten foviel Charafterftärfe zu, daß ſie wiflen, was fie zu jagen 
haben. Wäre das aber auch hier fo, daß bier und da eine Menjchlichfeit vor, 
füme, eine unbedingte Garantie Tann Niemand tibernehmen, fo wirde das durch 
die Annahme des Antrages durchaus nicht geändert. Der Oberförfter wiirde 
nämlich nachher ebenjo gut das Necht haben oder fich das Recht verjchaffen fünnen, 
der Verhandlung beizumohnen,. wenn nicht als Amtsanwalt, — in welcher Eigen- 
ſchaft er nebenbei gejagt, ja nicht zu entjcheiden, fondern nur Strafanträge zu 
ftellen hat — aber doch als Verwalter des Bermögensobjelts, um melches es ſich 
handelt. In dem Augenblide alfo, wo der Förfter feine Angabe macht oder wo 
er eine jehriftlih gemachte Angabe mit feinem Amtseide bekräftigt, wird der ihm 
vorgeſetzte Oberförfter oder fonftige verwaltende Beamte immerhin zugegen fein, 
und diefer wichtigfte Grund, welcher gegen die Mebertragung der Amtsanwalt- 
haft an die verwaltenden Forfl-Beamten vorgebracht wurde, diirfte hiernach hin- 
fällig fein. Auf der anderen Seite aber muß es als ein dringendes Erforderniß 
einer geordneten Verwaltung erjcheinen, daß der Vorgeſetzte des Förſters in ſteter 
Kenntnig von dem Verhalten feiner Untergebenen gerade in dieſer wichtigen 
Funktion vor Gericht bleibt, und aus diefem Grunde wünſche ich recht Tebhaft, 
troßdem ich weiß, daß es im Lande hier und da verwaltende Forſtbeamte vielleicht 
auch in der Staatsforfiverwaltung giebt, die die Uebertragung der amtsanwalt- 
lichen Funktion perfönlich nicht wünſchen, weil fie ſchwierig und zeitraubend ift 
. und aud) ein gewifjes Odium unter Umftänden auf die Beamten ladet, fo muß 
ich dennoch im mohlverftandenen Intereſſe der Staatsforftverwaltung wie aud) 
der Privatwaldbefiger lebhaft wünſchen, daß die gebildeten verwaltenden Forſt⸗ 
beamten, wo es die Umftände geflatten, — liberal! wird es fo wie fo nidt 
gehen — mit der Funktion des Amtsanwalts betraut werden, und ich bitte 
Sie deshalb, den Antrag des Herrn Abgeordneten Freiheren von Fürth abzu- 
lehnen. F 
Präſident: Ueber die beiden Anträge Dr. Köhler (Göttingen) und 
von Fürth wird eventuell getrennt abgeftimmt werden, und dann definitiv über 
den 8 19. 
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Alfo diejenigen von Ihnen, welche im Widerfpruch mit dem Vorſchlage des 
Abgeordneten Dr. Köhler in dem erften Abfat des 8 19 die Worte: „Diefelben 
verhandeln” u. |. w. bis „Zuziehung von Schöffen“ eventuell beibehalten wollen, 
bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Majorität; die Worte find aufrecht erhalten. 

Jetzt erfuche ich diejenigen von Ihnen, welche eventuell nad) dem Antrage 
des Abgeordneten Freiherrn von Fürth im zmeiten Abjat hinter dem Worte 
„yorftbeamten“ das Wort „nicht“ einfchieben wollen, fih zu erheben. — (Ge- 
Ihieht. 

Das ift die Minderheit; diefer Antrag ift abgelehnt. 

Es kommt jet der Paragraph unverändert zur Abflimmung. 

Diejenigen, welche gegen den Baragraphen ftimmen mollen, bitte ich, fich zu 
erheben. (Gejchieht.) 

Der Paragraph ift unverändert angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffton tiber die 88 20 bis 26. — Zu allen diefen Para- 
graphen liegen Meldungen nicht vor, eg wird auch feine Abftimmung verlangt, — 
bis 26 einfchließlich, angenommen. 

Bei den 88 27 und 28 hat der Abgeordnete Wachler (Schweidnig) die 
Streihung beantragt.*) 

Abgeordneter Wachler (Schweidnik): Ich darf vielleicht den $ 29 glei 
mit binzunehmen? 

Präfident: Ih will die Diskuffion über $29 und dem dazu geftellten 
Antrag des Abgeordneten Wachler (Schweidnit) (Nr. 278 2) mit eröffnen. 

Abgeordneter Wachler (Schweidnig): Meine Herren! Ich Tann e8 vielleicht 
als ein günftiges Omen erachten, daß der Bertagungsantrag, für den ich übrigens 
ſelbſt geftimmt habe, abgelehnt worden ift; jedenfalls bitte ich Sie, dag Odium, 
dag ich in fo fpäter Stunde noch das Wort ergreife, auf meine Perſon abzu- 
wälzen, nicht aber auf den Antrag. 

Mein Antrag ift ein rein praktifcher, wirklich fachlicher und dem Kommiffions- 
beihluß vorzuziehender. Ich habe wiederholt mit aktiven Forftrichtern geſprochen, 
ih babe felbft in dem einen Kreife, der zu meinem Berwaltungsbezirt gehört, 
zehn Königliche Oberfürftereien , ebenfo viel Forftrichter und ebenfo viel Forft- 
gerichtstage, und alle Herren, mit denen ich darüber gejprochen habe, halten den 
Vorſchlag, den ich Ahnen unterbreitet habe, für bedeutend praltifcher als den ber 
Kommiffion. Nah dem bisherigen Verfahren wurden Forftdiebftahlsfadhen in 
einem bejonderen Gerichtstage erledigt, das erforderte eine Menge von Zuftellungen, 
wer nicht kam, wurde Tontumazirt, diefe Kontumazialurtheile mußten ausgefertigt 
und jedem einzelnen infinuirt werden. Gegenwärtig wird von der Regierung und 
bon der Kommilfion vorgejchlagen, das Mandatsverfahren zu acceptiren, — ein 
Wunſch, der fchon lange in den Kreifen der Forftrichter laut geworden ifl, — 








*) Die Anträge lauten: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) Die Alinea 3 und 5 des 8 27 und den 8 28 zu ftreichen. 

2) Dem 8 29 hinzuzufügen: 
Bleibt den Angeklagte in der Hauptverhandlung aus, fo gilt der Einſpruch als nid, 
angebradit, ohne daß es der Ausfertigung und Buftellung eines Urtheil® bedarf. 

Im Uebrigen finden die 88 47—452 der Strafprogeßordnung für das beutjche 
Reich entiprechende Anwendung. 
Wachler (Schweidnik) 
19* 
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aber mit einem Bebilel: Es wird nämlih in dem Berfahren, wie es die 
Kommiſſion vorjchlägt, gejagt, daß ein ſolches Mandatsverfahren mit Straf 
androhung erlaffen werde mit der Klaufel: Das Mandat wird vollftredbar, wenn 
Du nicht in einem anzuberaumenden Termin vor dem Amtsrichter erjcheinft und 
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Einſpruch erhebt. Außerdem wird von der Kommiffion vorgejchlagen, daß zu - 
diefem Termin, den der Amtsrichter anfekt, ſämmtliche Forftbeamte, die eime - 
Anzeige eingereicht haben und darin als Beweiszeugen genannt find, vorgeladen : 


werden. 


Der Antrag dagegen, den ich unter Nr. 278 Ihnen unterbreitet habe, geht : 
dahin, das an fi) ganz richtige Mandatsverfahren zu acceptiren, aber es jo zu : 
geftalten, wie die Reihsftrafprogeßordnung füralle übrigen Fälle : 
die ihm zu fubjumiren find, e8 angewendet hat, und diefes Behilel - 


wegzulafien, alfo dem Angefchuldigten zu fagen: innerhalb adt 
Tagen von der Infinuation an fhriftlih oder vor dem Gerichts— 


ſchreiber Einfprud zu erheben. Ich bin der Anficht, daß diefer Vorſchlag 


bedeutende Vortheile hat und ſich auch in feinen Einzelheiten in Uebereinftimmug 


mit der Reichsftrafprogeßordnung hält. Wenn wir das alte Verfahren dod em 
mal über Bord werfen und ein neues nehmen, dann bin ich der Anficht, dab | 
wir es mindeftens fonform mit den Beftimmungen, die die Neichsjuftizgefeggebung - 
geichaffen hat, einrichten milffen, daß wir aber nicht ohne zwingenden Grund eine - 


Abweichung konftruiren. Der 83 des Einflihrungsgejeges zur Reichſtrafprozeß⸗ 


ordnung geftattet zwar ein befonderes Verfahren zu konftruiren auch ohne Schöffen, - 
aber trotzdem müſſen wir uns möglihft an die Reichsjuftizgejeßgebung anlehnen. 
Diefes Gefe aber, was wir heute bejchließen, ftatuirt ſchon eine folche Menge - 
von Abweichungen von der neuen Reichäftrafprogeßordnung, daß wir dieje neue 
Abweichung nicht noch Hinzuzunehmen, brauchen. Es ſoll alfo hier ohne Schöffen - 


verhandelt werden, in allen anderen Sachen mit Schöffen; die Vereidigung der 
Forftbeamten ift für alle Sachen zuläffig, fonft nur bei einzelnen; der Straf 
befehl gebt bis zu einem gewiſſen Limitum, während hier ein unbegrenzte 
Strafbefehl erlaffen werden fol; e8 findet nur eine Hauptverhandlung ftatt; die 
Strafvollftredung erfolgt nicht durch die Staatsanwaltjchaft, fondern durch daı 
Amtsrichter u. f. w. 

Ich glaube aber auch, daß das von mir vorgefchlagene Verfahren praktiſcher 
und einfader if. Die Sache geftaltet fi fo: der Amtsrichter fett einen 
Termin an; — die Königliche Staatsregierung hat noch nicht einmal gejagt, wo 
der Termin abgehalten werden ſoll, ob im Forum des Amtsrichters oder auf 
dem fjogenannten Yorftgerichtstage. Aber der Amtsrichter Tann doch nicht alle 
8 Tage einen folden Termin anfegen, fondern blos alle 4 Wochen. Es wird 
dem Angellagten in dem Strafbefehl nun gefagt: innerhalb 4 Wochen haft Du 
Einfprud zu erheben. Nach meinem Borjchlage bekommt der .Angellagte das 
Mandat: innerhalb 8 Tagen mußt Du fchriftlicy oder zu Protokoll des Gericht 
ſchreibers Einjpruch erheben! Geſchieht dies nicht, dann find alle diefe Diandate 
rechtskräftig und können vollftredt werden. 

Gerade das Gegentheil als man beabfichtigt, wird durch die Kommtifione- 
beichlüffe erreicht; durch Die zu lange Frift werden die Leute gereizt, Winkel- 
fonjulenten zu gebrauchen. Der Einfluß diefer Winfelfonfulenten ift iiberhaupt 
wie fie aus dem Berichte fehen, eigentlich der einzige Grund, weshalb die 
Regierung auf diefem mündlichen Termin befteht. Dieje Furcht ift aber unbe 
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gründet; wir haben die Erfahrung gemadt, daß gerade in Holzdiebftahlejachen 
überhaupt der Einfluß von Winkelkonſulenten nicht ftattfindet, Daß das gerade die 
Materie ift, der fte ſich abſolut nicht bemächtigt haben. 

Dann flatuirt der Kommiſſionsbeſchluß auch eine Rechtsungleichheit. Wir 
gefatten ja, auf das Mundat im Zivilprozeß bis zu 300 Mark in Bagatellfadhen 
ſchriftlich Einſpruch zu erheben, warum follen wir den Leuten nicht dieſe Er— 
leichterung verfchaffen, auch bier den Einfpruch jchriftlich zu erheben? Außerdem 
fheint mir die Kommiffton ganz zu liberjehen, daß die einfachen Leute auf dem 
Sande nichts fo fehr jcheuen, wie Unbequemlichkeiten, und daß fie gewiß nicht, 
and nicht fchriftlich Einfpruch erheben werden, wenn fie nicht wirkich etwas zu 
ihren Gunften anzuführen haben; fte find froh, wenn fie aus dem Mandat er- 
jehen, fo und fo viel Haft Du zu bezahlen. — Die Leute jcheuen die Termins- 
reifen ıınd die Terminskoſten. Man warte daher erft die Erfahrung ab und 
ändere Dann wieder das Verfahren. 

Terner aber liegt mein Antrag auch im Intereſſe des Angefhuldigten. 
Es jcheint mir eine ungeheure Beläftigung defjelben zu fein, ihn zu zwingen, 
3 Meilen weit zu gehen und vor dem Amtsrichter Einfpruch zu erheben, während 
er das bequem in feiner Wohnung oder bei gelegentlicher Anmejenheit an der 
Gerihtsftelle abmachen kann. Nach dem Kommiffionsvorfchlage muß ja der Be- 
Ihuldigte zweimal erjcheinen; einmal muß er antreten, um den Einſpruch zu erhebeı, 
anf diefem Termin kann nicht verhandelt werden, es find feine Entfaftungszeugen 
niht da, und mitbringen thun fich die Leute ihre Zeugen nicht, weil die Zeugen 
ohne Ladung nicht kommen und fie der Koftenerftattung nicht trauen. Alſo der 
Angellagte fommt und erklärt, ich bin an dem Tage nit im Walde geweſen, 
oder e3 hat eine Perſonenverwechſelung ftattgefunden. — Alle ſolche Fälle 
kommen tagtäglich vor. Da muß der Anıtsrichter wieder einen neuen Termin 
anfegen, dazı wird der Angeklagte wieder vorgeladen und die Entlaftungszeugen. 
Das macht eine doppelte Beläftigung, während nah dem Verfahren, was id) 
vorfhlage, der Forftrichter die fchriftlihen Einfprüche fammelt, und wenn er eine 
hinreichende Menge von Einſprüchen hat, dann fett er einen Termin an und ver— 
dandelt iiber die Sachen. 

Endlich fommt noch Hinzu, daß die Art, wie es die Kommiſſion befchloffen 
bat, eine außerordentlihe Beſchwerung der Staatskaſſe mit fi führt und die 
Intereſſen des Waldbeſitzes durch die Entblößung der Forften ſchädigt. Denfen 
Sie fih, meine Herren, die Forftgerichtstage werden fo abgehalten, daß 200 Fälle 
angefegt werden, zur Aburtheilung diefer Fälle jett der Forftrichter einen Termin 
in loco. inmitten des Königlichen Forſtes an, dazu werden vielleicht 20 Forft- 
beamte vorgeladen, es erjcheint von 200 Angeklagten aber nur ein Einziger, der 
fh nicht fontumaziren läßt. Die 20 FYorftbeamten aber, die vorgeladen find 
und Zeugengebühren erhalten, find ganz umſonſt vorgeladen worden, und es ift 
eine befannte Thatſache, daß niemals mehr im Forft geftohlen wird, als 
wenn die Korfibeamten zur Gerichtsftelle geladen find. — (Sehr 
richtig!) 

Alſo wir können doch unmöglich auf dieſe Weiſe zur Vermehrung des Holz— 
diebſtahls beitragen. Und nun noch etwas. Die Kommiſſion hat, wie mir 
ſcheint, weſentlich das Intereſſe des Königlichen Dienſtes im Auge gehabt, aber 
wo bleiben die Privatwaldbeſitzer? Es iſt geſagt worden in dem Be— 
richt, der Forſtbeamte wird mehrere Fälle haben, in deren einem er doch er— 
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ſcheinen muß; aber ich habe da wieder einen Kreis, darin find vielleicht 25 Privat- 
forften, der Eine hat wohl fünf Jäger, die Anderen blos einen, und wenn die 
zwanzig zum Termin find, dann ift das ganze Terrain frei, von den Angejchuldigten 
fommt feiner, und die Leute ftehlen wie die Naben, während, wenn e8 nad 
meinem Vorſchlage geht, nur diejenigen wefentlichen Forſtſchutzbeamten vorgeladen 
zu werden brauchen, welche in denjenigen Fällen als Beweiszeugen genannt find, 
wo Einjpruch erhoben worden if. Meine Herren, der Vorſchlag ift wirklich prak⸗ 
tiſch und mindeftens der Erwägung werth, ich bitte Sie ihn anzunehmen. 

Regierungstommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Was der Herr Antragfteller mit feinem Antrage intendirt, ift allerdings — wie 
er jelbft zutreffend hervorgehoben hat — der Erwägung wertb, e8 liegt aber auch 
jo nahe, daß es nicht überjehen, fondern reiflich erwogen worden if. Schon 
bei den Seiten der betheiligten Minifterien veranftalteten Berathungen haben 
eingehende Erörterungen darüber ftattgefunden, namentlich zwijchen dem Yinanz- 
minifterium und dem Juftizminifterium, welches lettere von vornherein geneigt 
war, dem in dem Antrage enthaltenen Gedanken Rechnung zu tragen. Später 
ift in der Kommiffton des Herrenhaufes ein ähnlicher Antrag eingebracht worden, 
ebenfo im Plenum des Herrenhaufes. Auch bei den Berathungen Ihrer Kom- 
miffton tauchte ein gleicher Gedanfe auf. YJmmer aber kehrte man jchließlich zu 
dem Gedanken der Vorlage zurüd, und ich hoffe, daß auch heute wir zu dem- 
jelben Abjhluß gelangen werten. Meine Herren, wir haben auf Grund des 
jegt geltenden Berfahrens in Holzdiebftahlsunterfuchungen die Erfahrung gemacht, 
daß von 100 Angeflagten etwa 9 ſich fontumaziren laffen und nur 10 ım Ber- 
handlungstermin vor dem Forftrichter erfcheinen, gegen die alddann das kontra⸗ 
diktoriſche Verfahren eintritt. 

Es liegt im Intereſſe der Strafrechtspflege, diefes Verhältniß der fügſamen 
Schuldigen gegen die unfügſamen aufrecht zu erhalten. Nach der übereinſtim⸗ 
menden Anficht vieler Forftrichter und Forftbeamten ift aber der Grund für die Füg⸗ 
jamfeit der rechtmäßig zur Anzeige gebrachten Holzdiebe nicht zum geringften 
Theile darin zu fuchen, daß die Winfelfonfulenten bei den Holzdieben feinen Ein- 
fluß gewinnen; und der Grund hierfür wird wiederum darin gefunden, daß das 
jeßige Verfahren den Angeklagten nöthigt, perfünlich vor dem Forftrichter zu er- 
iheinen, mit der Ausficht, dort auch den Forftbeamten zu finden, der ihn — wie 
das doch die Regel ift — bei der That betroffen hat. 

Die Staatsregierung legt deshalb Werth darauf, gerade hierin eine Aende- 
rung nicht eintreten zu laffen, fondern den direkten Verkehr zwifchen dem Ange 
Hagten und dem Strafrichter ſoweit als möglich aufrecht zu erhalten. Sie hofft 
damit auch feruerhin zu vermeiden, daß Unberufene fich zwifchen dem Nichier und 
dem Angeklagten einfchieben, um auf Koften der Angellagten und zugleich zum 
Schaden der Strafjuftiz Vortheile für ſich zu erreichen. 

Nun, meine Herren, find aber diefer Erwägung gegenüber auch diejenigen 
Gründe, welche der Herr Antragfteller im Intereſſe der Forfiverwaltung vorge: 
führt hat, nicht unbeachtet geblieben, und ich bin in der Lage, zur Beruhigung 
des Herrn Antragsftellers verfihern zu können, daß mehr noch als die Juſtiz 
verwaltung die Forfiverwaltung es geweſen ift, die nicht von dem jetigen Ver⸗ 
fahren fi) trennen mochte. Diejelbe geht dabei von folgender Erwägung aus: 
der Vortheil, welcher durch Befeitigung des Einjpruchstermins, und Einführung 
einer Einfpruchsfrift infoweit angeboten wird, als nur diejenigen Forfibeamten 
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zum Yorfigerichtstage geladen werden follen, weldye bei den auf Grund des Eın- 
ſpruchs zur Berhandling geftellten Fällen betbeiligt find, jſt nun deshalb ein 
iluforifcher, weil jeder Forflbeamte fo viele Angellagte auf feiner Liſte hat, daß 
er wegen des einen oder anderen, welcher Einfpruch erhoben bat, dennoch geladen 
werden muß. Und, meine Herren, dafjelbe gilt auch von den Forſtbeamten der 
Brivatwaldbefitger, namentlich von denjenigen, welche in ihrem Revier keine Hilfs- 
beamten zur Seite haben. Es iſt nicht anzunehmen, daß auf der Lifte, die ein 
ſolcher Förſter einreicht, nicht mindeftens ein Angellagter verzeichnet ilt, der Ein- 
ipruch gegen den richterlichen Strafbefehl erhebt. Es ift das nicht eine bloße Ber- 
muthung meinerjeit8, fondern es gründet fich diefe Borausfegung auf beftehende 
Erfahrungen. Sofern man nämlich aus der Zahl der jegigen Kontumazialfälle 
ih die Zahl derjenigen Fälle herftellt, in denen fpäter der Einſpruch unterbleibt, 
teht die Sache thatfächlich fo, daß auch bei einem Berfahren im Sinne des Herrn 
Antragftellers nur in feltenen Zällen ein Förſter nicht zum Termin geladen 
werden würde. Andererfeit8 aber könnten wir, wenn der fchriftliche Einſpruch, 
wie ihn die Strafprozeßordnung ohne jede Einſchränkung bezüglich der Form ge- 
währt, bier geftattet wiirde, fehr leicht in ganz andere Berhältniffe geratben. — 
Wir könnten möglicherweife dahin fommen, daB umgelehrt von 100 Angeklagten 
99 Einfpruch erheben und nur 10 vielleicht ſich bei dem richterlichen Stratbefehle 
beruhigen. Ja, meine Herren, man kann dergleichen Einflüffe, wie ich fie vorhin 
andentete, nicht berechnen, und die Gefahr des Erperimentirens kann die Staats 
regierung am allerwenigfien’ bier auf ſich nehmen, wo es fi} um eine fo große 
Zahl von Unterfuchungen handelt. 

Der Herr Antragfteller hat betont, daß es nicht gut fei, von der Strafprozeß- 
ordnung ohne Noth abzumweichen, zumal dieſes Geſetz ſchon in fo vielen anderen 
Richtungen fi) von der Strafprozeßordnung entfernt, zunächſt indem es ein Ber: 
fahren ohne die Zuziehung von Schöffen geftattet, fodann indem es eine Zeugen- 
beeidigung fonzedire, die in ber Strafprozeßordnung nidyt zugegeben jei; endlich 
indem es dem Amtsrichter die Strafvollſtreckung zufchreibe. Meine Herren, alle 
diefe Abweichungen find in der That in unferem Geſetz enthalten, aber alle Puntlte, 
auf welche diefe Abweichungen fich beziehen, find auch bei Emanation der Strai- 
prozeßordnung als folche fpeziell bezeichnet worden, derentwegen man der Tandes- 
gejeßgebung die Befugniß ertheilte, für Yorftrügefachen ein abweichende: Straf- 
verfahren zu konftruiren. 

Es ift weiter hervorgehoben ſeitens des Herrn Antragfieller, daß das in der 
Borlage geregelte Berfahren zu einer Beläftigung des Angellagten führt; allein 
die Gründe, auf welche der Herr Antragfteller diefen Einwurf flügt, find wohl 
nicht zutreffend. Er geht Davon aus, daß im alle des Einſpruchs immer zwei 
Hauptverhandlungstermine würden ftatthaben müfjen. Das ift aber durchaus nicht 
nothwendig; dem Angellagten wird ja in dem Strafbefehl angefüindigt, daß der 
Termin in dem er den Einfpruch zu erheben habe, zugleich al3 Hauptverhandiungs- 
termin gelten fol; will er aljo Entlaftungszeugen geladen haben, fo hat er fi) 
an den Amtsrichter zu wenden, genau fo, wie er nad) Maßgabe der Borjchriften 
der Strafprozeßordnung es thun müßte, wenn auf Grund feines ſchriftlich er- 
hobenen Einſpruchs der Hauptverhandiungstermin anberaumt würde; aud dam 
müßte er die Entlafungszengen dem Amtsrichter anzeigen, oder fie direkt durch 
den Gerichtsvollzieher laden laſſen. Das Recht der direlten Ladung ift auch bier 
ihm nicht verwehrt. Der Angeklagte hat alſo durchaus nicht nöthig, zweimal vor 
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dem Richter zu erfcheinen; er kann feine Rechte in einem Termine genau fo gut 
wahrnehmen, wie bei einem im Sinne des Herrn Antragftellers konftruirten Ber» 
fabrens. 

Auch darauf ift Hingewiefen worden, daß dieſes Geſetz feine Beſtimmung 
darüber enthalte, in welchen Bezirken die Hauptverhandlungstermine abgehalten 
werden, und ob namentlich die bisher üblichen Forftgerichtstage ftatthaft fein ſollen. 
Allein, meine Herren, darüber hat doch diefes Geſetz nicht zu befinden, darüber 
haben Sie ja bereit die nothwendigen Beftimmungen im Gerichtöverfaffungsgefete 
gegeben. Dennoch werden Forfigerichtstage ebenſo wie andere Gerichtätage aud 
fernerhin zuläfftg fein, und ſoweit die Forftgerichtstage ſich praktiſch bewährt haben, 
wird e3 dabei wohl auch fein Bewenden behalten. 

Zum Schluffe, meine Herren, geftatten Sie mir noch, den Antrag aud in 
feinem Wortlaute zu prüfen. Auch wenn ich mich kurz faffe, wird mir, meine 
ich, der Nachweis gelingen, daß fo, wie der Antrag geftelli ift, er nicht angenom⸗ 
men werden fann, weil 'er ſich nicht einfügt in die Vorfchriften der Strafprozeh- 
ordnung. 

Es heißt in dem Antrage: 

Bleibt der Angeklagte in der Hauptvethandlung aus, fo gilt der Ein- 
ſpruch als nicht angebradt, ohne daß ed der Ausfertigung und Zus 
ftellung eines Urtheils bedarf. 

Man fieht nicht ar, ob der Herr Antragfteler beabfichtigt Hat, unter Aende- 
rung der Borfchriften der Strafprozeßordnung hier zwei mefentliche echte des 
Angeklagten zu eliminiren; thatfächlich find fie eliminirt. Nach der Strafprozeß- 
ordnung kann der vom Angeklagten erhobene Einfpruch nur verworfen werden 
beim Ausbleiben des Angeklagten, wenn dieſes Ausbleiben ein unentfchuldigtes 
geweſen ift. Diefe Bedingung würde nad) dem Antrage fortfallen. Das Aus 
bleiben allein foll enticheiden; auch im Falle eines entichuldigten Ausbleibens 
würde alſo der Richter den Einſpruch al$ nicht angebracht zu erachten haben. — 
Nah der Strafprogeßordnung würde in den hier fraglichen Fällen dem Ange 
klagten geftattet fein, perjönlich wegzubleiben, fich aber im Termine durch einen 
Bertheidiger vertreten zu laffen, auch dieſes Necht würde ihm zu den Antrag 
Wachler genommen fein. 

Allein, was ich als ten hauptſächlichſten Mangel des Antrages anfehe, ült, 
daß darin nicht ausgefprochen ift, wie die Hauptverhandlung ihren Abjchluß finden 
fol. Es wird nur gejagt: es bedürfe nicht der Ausfertigung und der Zuftellung 
eines Urtheils. Man fragt fofort: foll e8 auch der Fällung des Urtheils nidt 
bedürfen? Die Strafprozeßordnung ihrerfeitS fennt keine Hauptverhandlung, die 
fih im Sande verläuft, jede Hauptverhandlung muß ihren Abfchluß finden in 
einem Urtheile oder in einem Beſchluſſe, alfo jedenfalls in einer richterlichen Ent- 
fheidung. Sollte nun eine richterliche Entfeheidung durch den Antrag nicht aus 
gejchloffen jein — und ich bin geneigt anzunehmen, daß der Herr Antragfteller fie 
nicht hat ausjchliegen wollen, daß er nur die Ausfertigung des Urtheilg und die 
Zuftellung defjelben nicht aber den Erlaß des Urtheils für entbehrlich hat erklären 
wollen — fo entfteht die fernere Frage: welche Bewandniß es mit den Rechts⸗ 
mitteln haben fole? Bon wann läuft die NRechtsmittel-Frift ? Läuft fie von der 
Verkündigung des Urtheil$? Die Strafprozeßordnnung ihrerfeits fchreibt vor, daß 
ein Urtheil, welches in Abmefenheit des Angeklagten verkündet wird, ihm zu— 
geſtellt werden müffe, und von der Zeit der Zuftellung läuft dann die Frifl 

f 


nt ee 





— 23 — 


des zugelaffenen Rechtsmittels. Ferner: wie fol es gehalten werden mit ber 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand und mit dem Wiederaufnahmeverfahren ? 
Alle diefe Dinge find in dem Antrage in keiner Weife geregelt, namentlich findet 
fih gar fein Anhalt für die Wiedereinfegung in den vorigen Stand. Segen Sie 
den all, daß der Angeklagte auf dem Wege zum Hauptverhandlungstermin ver⸗ 
unglüdt; er kann im Termine nicht erfcheinen und ſich auch nicht vertreten laffen. 
Soll ihm dann jede Möglichkeit, fein Recht geltend zu machen, abgejchnitten fein? 
Bas foll mit den Worten ausgedrüdt fein: „der Einſpruch wird ale nicht ars 
gebracht angejehen“ ? Sollte damit diefelbe Folge bezeichnet fein, welche die Straf» 
prozeßordnnung an den Ablauf der Einſpruchsfriſt knüpft, daß nämlich der Ein- 
ſpruch die Wirfung eines rechtskräftigen Urtheil$ erlangt? In welchen Zeitpunkt 
it dann aber die Rechtskraft zu verlegen? Sol fie zurüddatirt werden auf den 
Endpunft der Einfpruchsfrift, oder fol fie in den verfäumten Berhandlungstermin 
verlegt werden? Auf alle diefe Fragen bleibt der Antrag die Antwort und jchuldig. 
Wenn alfo der Gedanke des Herren Antragftellere dahin geht, das Berfahren im 
engeren Anſchluß an die Strafprozeßordnung zu ordnen, aber die Zuftellung von 
Kontumazialurtheilen zu vermeiden, dann bedarf es jedenfall$ zur Regelung eines 
jolden Berfahrens noch vieler anderer Beftimmungen, namentlich einer Beftim- 
mung, welche das Wiedereinjegungsverfahren ordnet, einer anderen, welche vor- 
ihreibt, daß ein für nicht angebracht geltender Einſpruch im Zeitpunkte des ver» 
ſäumten Termins die Kraft eines rechtsfräftigen Urtheils erlange; ſowie einer 
Beftimmung darliber, wie es mit den in der Strafprozeßordnung vorgejehenen 
Rechtsmitteln Hier zu Halten ſei. So, mie der Antrag jett lautet, würde der 
Gedanfe des Herrn Antragfteler gar nicht zur Geltung gelangen. Aus allen 
diefen Gründen bitte ich Sie, den Autrag abzulehnen. 

Regierungstommiffar Geheimer Oberfinanzratd Löwe: Ich babe den ju— 
riſtiſchen Ausführungen, die jo eben dem Hohen Haufe vorgetragen find bei der 
Bollitändigfeit derjelben nichts hinzuzufügen; kann aber nicht auch die Stellung 
näher bezeichnen, welche die Verwaltung der Staatsforften zu der Vorlage ein- 
genommen hat. Der urfprüngliche Wunfch der Forftvermaltung ift es gemefen, 
das bisherige Verfahren lediglich beizubehalten, weil es fi in der Praris voll- 
fommen bewährt Hatte, dem hatte zwar aus anderen Rüdfichten nicht entjprochen 
werden können, es ift aber zwifchen den beiderfeitigen Reſſorts diejenige Verein— 
barung zu Stande gelommen, die ihren Ausdrud in der Vorlage gefunden hat, 
Auf Seiten der Forftverwaltung ift e8 ein Hauptintereffe, dahin zu wirken, daß 
ihre Beamten fo wenig wie möglich den Waldſchutz entzogen werden. Daß fie 
demfelben duch Wahrnehmung gerichtlicher Termine entzogen werden, ift unum- 
gänglih und es muß die Forftverwaltung fih dem fügen. Es fam bier nur. 
darauf an, dieſes Uebel fo viel wie möglich abzuſchwächen. Nun ift allerdings 
das Hauptargument zugegeben, welches von Seiten des Herrn Antragftellers vor- 
gebracht ift, daß zu dem einen, nad der Vorlage anzufegenden Termine viele 
Beamten vorgeladen werden müffen; der Vorfchlag aber, den der Herr Antrag« 
fleller gemacht hat, läßt dies zwar vermeiden, dagegen führt er unabmeiglich 
dahin, daß zahlreiche einzelne Termine angeſetzt werden und zu jedem derfelben 
zwar nur wenig, im Ganzen aber ungleich mehr Yorftbeamten vorgeladen werden, 
als es bei dem bisherigen Verfahren der Fall if. Bei dem reinen Mandats- 
verfahren wird unvermeidlich eine große Anzahl von Wiederfprüchen erhoben 
werden, muß eine große Anzahl von Terminen angefett werden. Es ift aber 
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auch ebenjo unvermeidlich, daß es unmöglich fein wird, diefe Termine auf einen 
einzigen Tag zufammenzulegen, wie es bei dem bisherigen Verfahren gejchehen 
ift. Dies alles find praftifche Uebelftände, welche e8 im höchſten Grade wünſchens⸗ 
werth machen, daß nach denjenigen Vorſchlägen verſahren werde, die in dem Ent» 
wurfe dem Hohen Haufe unterbreitet werden. 

Abgeordneter Wachler (Schweidnig): Die Zeit ift zu kurz, um die juriftifchen 
Bedenken, die der Herr Regierungs-Kommiſſar vorgeführt hat, zu widerlegen, ob- 
wohl ich glaube, daß ich ſehr wohl dazu im Stande geweſen wäre, da ich ja 
gerade im Intereffe der Königlichen Staatsregierung den angefochtenen Theil des 
Antrages gemacht habe. ch ziehe daher hiermit, um jedes Bedenken gegen 
meinen Antrag zu befeitigen, der ſich ja jonft der Zuftimmung zu erfreuen fcheint, 
diejen von dem Herrn Regierungslommiffar angefochtenen Paſſus nreines Antrages 
sub 2 hiermit zurüd. 

Berichterftatter Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Nach deit er- 
ſchöpfenden Erörterungen, die namentlih durch die beiden Vertreter der König- 
lien Staatsregierung ung zugänglich” gemacht worden find, bin ich in der glüd- 
lihen Lage, Sie einfah auf die Diskuffton und auf den Bericht Seite 27, wo 
die Gründe und Gegengründe ebenfalls verzeichnet find, verweiſen zu dürfen 
und kann mich jeder weiteren Begründung der Kommiffionsbejchlüffe, die ich Ihrer 
Annahme empfehle, enthalten. 

Präſident: Wir werden getrennt abftiimmen über die 88 27, 28 und 29. 
Bei $ 27 wird eine gejonderte eventuelle Abftimmung iiber Alinea 3 und 5, 
welche beiden der Abgeordnete Wachler (Schweidnit) geftrichen wiffen will. Dann 
wird bei $ 29 eine eventuelle Vorabſtimmung erfolgen über den Zuſatz des Ab- 
geordneten Wachler (Schweidnig) Nr. 278 ad 2, von weldem jedoch nur der 
zweite Abſatz aufrecht erhalten ift; der erfte ift zurlidigezogen. 

Alfo Diejenigen von Ihnen, meine Herren, welche im Widerfpruch mit dem 
Abgeordneten Wachler (Schweidnis) in $ 27 den dritten Abſatz, beginnend mit: 
„Der Strafbefehl muß u. |. w.“ aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzuftehen. 
(Geichieht.) | 

Das ift die Majorität. Der Paſſus ift aufrecht erhalten. Ich erſuche 
jetzt diejenigen Herren, welche im Widerjprud mit dem Vorſchlage des Abgeord- 
neten Wachler (Schweidnig) den fünften Abſatz im 8 27 aufrecht erhalten mollen, 
aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Auch das ift die Majorität; der 827 if unverändert angenommen. 
Wird nod eine formelle Abftimmung verlangt? — das ift nicht der Fall; — 
auch nicht bei $ 28. Bei $ 29 bat der Abgeordnete Wachler (Schweidnig) folgen. 
den Zufaß beantragt... .. 

Abgeordneter Wachler (Schweidnig): Den ziehe ich nunmehr zurüd. 

Präafident: Der Antrag ift zurüdgezogen. ine bejondere Ab 
flimmung über 8 29 ift nicht erforderlich. — Es find alle drei Paragraphen um 
verändert angenommen. 

Jetzt eröffne ich die Diskuffion über die SS 30 bis 39 — Meberjchrift und 
Einleitung; — Alles im Einzelnen ohne formelle Abſtimmung genehmigt. 
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D. Dritte Berathung. 
67. Sitzung am 16. März 1878. 


Präfident: Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Der erſte Gegenſtand der heutigen Tagesordnung ift die 
Dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, den Forſt⸗ 
diebſtahl betreffend. 


Ich eröffne die Generaldistuffion. 
Der Abgeordnete Graf Bethuſy-Huc hat das Wort. 


Abgeordneter Graf Bethufy-Hue: Meine Herren! Ich habe mi an der 
Debatte iiber den Geſetzentwurf, betreffend den Forftdiebitahl, bisher nicht be> 
theiligt, weil e8 mir, einem ſpezifiſchen Waldbefiger, antipathifch war, in einer 
Sache zu fprechen, bei der man verfucht fein könnte, mir ein perjönliches In—⸗ 
tereffe unterzufchieben. ch habe jedoch aus der Debatte des vorigen Tages den 
Eindrud befommen, daß die meiften der Herren, die fich über den Gegenftand 
geäußert haben, nur in einem geringen lebendigen Verkehr mit Forftbefigern 
einerfeit3 und mit Forſtdieben andererfeit8 geftanden haben, (Heiterkeit) — und 
da wir Forftdiebe in unjerer Mitte glüdlicher Weife nicht haben, fcheint es mir 
doch am Plate, von Seiten eines TForftbefigers, der auch mit der andern Kategorie 
von Menſchen in täglicher lebendiger Berührung geftanden hat, einige Worte 
darüber zu jagen. 

Die Anſchauungen der Herren Amendementsfteller find hauptfächli von zwei 
Gefichtspunkten ausgegangen, einmal davon: das landſchaftliche Intereſſe an 
den Forften Schonend zu unterftügen, das andere Mal aber den Forſt nad Maß- 
gabe früheren Herfommens bis zu einem gewiflen Grad von dem andern Eigen- 
thum zum unterjcheiden, als ein Eigenthum, welches einen etwas kommuniſtiſchen 
Beigeihmad hat, welches bis zu einem gewiffen Grade juris communis zu be- 
trachten ift. 

Was das erfte Motiv anlangt, fo fympathifire ich ald Waldfreund mit dem- 
jelben auf dag Iebhaftefte; ich meine aber, daß eine Schonung des Tandichaftlichen 
Intereſſes der Wanderer durch die Praris befjer gewahrt werden wird, als durch 
irgend welche legislative Maßregel. Es giebt in Dentjchland wenige Beftger 
größerer Parks, welche engherzig genug find, dieſelben dem Publitum zu ver- 
ihließen, und noch feltener, glaube ich, würde fich ein Forſtbefſitzer finden laſſen, 
der die Spaziergänger wegen ein paar Meiner Blätter oder Stäbchen, die fie fich 
enneftiren, mit juriftifchen Verfolgungen veriren würde. Aber was das andere 
Motiv anlangt, fo läßt ſich allerdings nicht läugnen, daß in der Vorzeit der 
Bald in vielen Gegenden Deutjchlands als gemeinjames Eigenthum, wenn aud) 
nicht der Gefammtheit, jo doc; der geiammten Gaugenoffen betrachtet wurde. — 
Aehnliche Anſchauungen hat es aber auch bezüglich einer ganzen Menge anderer 
Dinge gegeben. Wem würde es früher eingefallen fein, die Gräben an den 
Degen zu verpachten, was jett jede Ehauffeevermaltung auch dann thut, wenn 
das Terrain von den früheren Befigern unentgeltlich zur Dispofttion geftellt ift? 
Es wird nicht blos die Ehauffee ſelbſt Eigenthum der Gefellichaft, es wird auch 
die fooenannte Tichtruthe, die Gräben und Böſchungen direkt Eigenthum der Ge- 
ſellſchaft, daß fie einen Theil ihres Gewinnes aus dieſen Nutzungen zieht. Eine 
ähnliche noch einſchneidendere Veränderung iſt mit dem Eigenthum des Forſtes 
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vorgegangen. In der Provinz, in welcher ich lebe, haben wir leider fehr wenige 
fogenannte uralte Beſitzer; die meiften Forfibefigungen find, wenn nicht in Diefer, 
doch in einer nicht zu lange riidwärts liegenden Generation, bon dem gegen: 
wärtigen Eigenthiimer oder von dem Erblaffer angelauft, fie find voll, wie jedes 
andere Eigenthum bezahlt, fie find in vielen Fällen von der Landſchaft als ver- 
pfändbares Objekt betrachtet und beliehen worden. Ein Theil der Dispofition 
ift dem Eigenthümer entzogen, er ift in diefer Dispofition beſchränkt, wenn er 
fi nicht den Konfequenzen ausſetzen will, welche die Deteoration anch bei Land— 
gütern nach fich zieht. Es haben auch umfaſſende Ablöfungen flattgefunden, und 
diejenigen Gegenftände, welche hier feitens der Herren Amendementfteller als voll- 
tommen werthlo8 betrachtet werden: Waldftreu, Raff- und Lejeholz, Gras ꝛc. find 
von den damaligen Beſitzern den Gemeindemitgliedern, welche zu deren unentgelt- 
liher Entnahme berechtigt waren, entſchädigt worden durch Geld und Geldes: 
werth, es find Ddiefelben durch Kompenjationen zum Theil von Frohndienſten ab- 
gelöft worden, welche die Berechtigten an die fogenannte Herrichaft zu leiften 
hatten, und dadurch ift die Bewirthichaftung der betreffenden, mit den Forſten 
verbundenen Randgüter um ein entiprechendes vertbeuert worden. In den meiften 
Fällen find fie freien Befigern gegenüber in baarem Gelde, in Rentenbriefichulden 
oder in Land, alfo durch unftreitige Werthobjefte abgegolten worden. Nun, 
meine Herren, fol diefes einmal an ſich gekaufte und daun intenfiv vermehrte 
und verbefferte Eigentbum noch einmal dem Befitser gegenüber in feinem ganzen 
Umfange beftritten werden. Wenn Sie die Forften bettachten, meine Herren, in 
ihrem Zuftande, welcher vor der Ablöfung ftattgefunden hat, und welcher feitdem 
in allen den Forften fich eingefunden hat, fo werden Sie finden, welche Vortheile fiir 
das Nationalvermögen der einzige Umftand bat, daß das beliebige freie Betreten 
der Forſten feitens der Adjazenten unterjagt ift und unterfagt werden kann. — 
Meine Herren, das Eigenthum an der Forft und feinen Erzeugniffen untericheidet 
fih von anderem nur dadurch, daß die Berfudhung für die Bevölkerung, fid 
dafjelbe anzueignen, eine größere ift, und daß die Kontrolle, diefe Aneignung zu 
wehren, eine viel fchwerere if. Meine Herren, die Gefete, die wir Hier haben 
und die Ihnen zu ftreng erfcheinen, werden in Ihren Augen an Strenge ver- 
tieren, wenn Sie bedenken, daß von Hundert Forftdiebftählen, welche geichehen, 
höchftens einer zıır Anzeige kommt, die ander aber unentdedt bleiben. Es läßt 
fih vollswirthfchaftlich allerdings behaupten, daß 3. B. der Werth des Raff- und 
Lejeholzes, welches früher von den Leuten in ihrem eigenen Nuten vermandt 
wurde, dem Nationalvermögen entfällt. Dieſer Entfall wiirde höchfteng für den 
Beſitzer eintreten, welcher diejes Material zu nichts anderem. verwerthen Tann, 
als zur Bereitung von Humus oder zur Düngung feines Forfted. Für die Leute 
felbft, für die friiher Berechtigten aber behaupte ich, daß die Ablöfung gerade diejes 
Servituts für alle ehrlichen Leute ein reines, wenn auch von mir im höchften 
Grade gebilligtes Geſchenk war; deun in der That hatten diejenigen Bezüge an 
Raff⸗ und Lefeholz, welche fich innerhalb der Berechtigungen hielten, wenn die 
Leute dabei Abftand nahmen, werthvolle Sortimente ſich anzueignen, für die Be 
treffenden einen viel geringeren Werth als der Zeit- und Arbeitsverluft, welcher 
durh das Sammeln entfteht. Der Forftbefiter feinerfeit$ wird aber auch für 
den Berluft reichlich entfhädigt durch die Möglichkeit, Ordnung in feiner Forft 
berzuftellen und die niederen Sortimente, Abraum oder Schläge und die geringen 
Durchforſtungshölzer beffer als bisher zu verwerthen. Diefer ift in der Lage, 
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fie feinen Inſaſſen entweder, ſoweit fie im Dienftverhältnig zu ihm ftehen, un⸗ 
entgeltlich bei freier Abfuhr zu übergeben oder fie ihnen zu einem jo billigen 
Breife abzugeben, daß der Preis derfelben weit geringer ift, als der frühere 
Arbeitsverluft durch das Einfammeln des Raff- und Tejebolzes, die Leute dagegen 
ein wirklich werthvolle® Brennmaterial gewinnen, was fie bei den früheren 
Sortimenten niemals erlangen konnten. 

Meine Herren, nur dadurch, daß Sie offen bier den Grundjag anerkennen: 
Forſteigenthum ift jedem anderen Eigenthum gleichzuftellen, können Sie eine ge- 
ordnete und einträgliche Forftwirtbichaft erhalten, können Sie das Intereſſe der 
Eigenthümer an diefe werthvollen Objekte lebendig machen. Wenn Sie auf der 
anderen Seite Rejolutionen machen, denen ich aus vollem Herzen zugeftimmt 
habe, durch Verlauf von Domänen und anderen Staatsobjelten die Staatsforiten 
zu vergrößern, wenn Sie den Forſtſchutz und feine Erhaltung bezwedende Gejeges- 
vorlagen entgegengenommen haben: dann ſchädigen Sie den Forſt nicht dadurch, 
daß fie die fchon beftehenden Forften in ihrer Nachhaltigkeit beeinträchtigen! Es 
gilt, wie mir fcheint, erft den im Lande vorhandenen Forftbefi zu erhalten, das 
Antereffe der Eigenthümer an diefer nachhaltigen, dauernden und geordneten 
Kultur aufrecht zu erhalten und fi danach erft damit zu befchäftigen, dieſen 
Forfibefig in den Händen des Staats und der Privaten zu vermehren. — 

Abgeordneter Seydel: Meine Herren! Wenn wir in die dritte Leſung des 
Geſetzentwurfs jetzt eintreten, fo habe ich, trotzdem die Leſungen ſchnell auf ein⸗ 
ander gefolgt find, Doch noch die ftille Hoffnung, daß diefes Geſetz in der Seifton 
nicht fertig wird, (Ob, oh! rechts.) Meine Herren, es ift der Kommiffion unferes 
Hauſes mit diefem Geſetz zufammen die Feld- und Waldpolizeiordnung liber- 
wieſen worden, und, meine Herren, ich meine, die Sachen hingen jo zuſammen, 
daß es wohl geboten gewejen wäre, etwa in den Kommiffionsberathungen die 
erſte Leſung über beide Gegenftände erft vorzunehmen, ehe man auch nur diefen 
Gejegentwurf in zweiter Leſung anfaßte. | 

Meine Herren, was wird in dieſem Gejegentwurf uns geboten? Die äußere 
Beranlaffung dazu giebt ja die Einführung der Reichsjuſtizgeſetze. Die Yuftiz- 
verwaltung bat ein Intereſſe daran, daß das Verfahren geändert wird, es muß 
geändert werden; fo große Eile hat e8 ja aber nach Anerfenntniß der Herren 
auch nicht, daß es nicht bis zur nächſten Seffion bleiben könnte, und, meine 
Herren, was fonft das Geſetz enthält, die materiellen Beftimmungen, unterjcheiden 
fi fo wenig von dem, was das Jahr 1852, ja, was das Jahr 1821 gebradjt 
hat, daß es denn doch der Erwägung werth ift, ob wir im Jahre 1878 noch die- 
jelben Rechtsanfhaunngen uns gegenüber haben, wie im Jahre 1821. Meine 
Herren, ob der Begriff des Holzdiebftahls heute noch feftzuhalten ift, das ift mir 
höchſt zweifelhaft; ich meine, in diejen über 50 Jahren haben ſich auch die Nechts- 
begriffe in jomeit geändert, daß man das Ding auch von der anderen Seite an- 
hauen fol und anſchauen fann, ohne irgend welche berechtigte Intereſſen oder 
auch nur Anſchauungen zu verlegen. Meine Herren, welchen Erfolg das Gejek 
von 1852 in meiner Heimathprovinz gehabt hat, habe ich Ihnen ſchon ausgeführt. 
Der Abgeordnete Graf Bethuſy hat erklärt, eg wäre ihm ſchwer, als Forſtbeſitzer 
zu ſprechen; er: hat fih aber doch dazu genöthigt gejehen. Meine Herren, das 
ganze Gejeß und die Debatte in zweiter Lefung, die Sie hier gehört haben, würde 
einen, der nicht wüßte, dag wir erhebliche Privatwaldungen haben, wohl zu der 
Annahme führen können, daß es fich bei der ganzen Sachlage nur um Staats⸗ 
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forften zwijchen dem Fisfus und den Holzdieben handelt, von Privatbefigern ift 
faum die Rede gewejen. Nun, meine Herren, kann ich darauf aufmerffam machen, 
daß nad) der Statifiif des Jahres 1875 unfere Staatsforften im Ganzen 27 Bro: 
zent des geſammten Beſitzes betragen, die Inftitut- und Gemeindeforften zufammen 
14 Prozent und die alleinigen Brivatforften 59 Prozent. Meine Herren, id 
meine, es wäre doch wejentlich, nicht nur immer von Forftgerichtstagen zu ſprechen 
und von Allem, was damit zufammenhängt, von den 400,000 Fällen. Meine 
Herren, das find alles fisfaliihe Sachen, wenigſtens zum fehr großen Theil; 
fragen wir doch die Herren Forftrichter, wie viel Strafanträge von Privaten fie 
zu verhandeln haben. Meine Herren, das gebe ich zu, die Verbeflerungen gegen 
das Gejeß von 1852 find groß genug, um große Privatforiten zu erhalten, die 
Privatbefiger großer Wälder find ebenfo gut geftellt wie die Staatsforften und 
können ihren Beſitz erhalten, aber die Heinen Waldbefiter find genöthigt, den 
Befig aufzugeben, fie find nicht in der Tage, ihn zu halten, wenn Sie nidt 
Wandel jchaffen, und daher, meine Herren, möchte ich Sie bitten, dieſes Geſetz 
in diefer Seffion nicht fertig zu ftellen, fondern in der nächften Seffion genauer 
nachzuſehen, ob überhaupt ein yoritdiebftahlsgefeg nothwendig ift, ob nicht die 
Bergehen, die da geftraft werden jollen, entweder mit Polizeigeſetzen ſich abmachen 
laffen, oder aber die Handlungen ihrer ganzen Oualität nad) fehr wohl unter das 
Strafgeje jubjumirt werden fünnen. 

Meine Herren, ich habe Ihnen noch eins anzuführen. Zunächſt fehen Sie 
in meiner Provinz, daß der Grundbefig vertheilt ift in große Güter, zum fehr 
großen Theil aber auch in Dörfern und einzelnen Heinen Befigungen. Meine 
Heeren, das ift ein fehr glückliches Verhältniß, um das uns andere Provinzen 
beneiden. Was bat das aber zur Folge in Bezug auf den Waldbeſitz? Wo 
fi) als Abbaue von den Dörfern einzelne Befizungen gebildet haben, ift es 
naturgemäß, daß ein guter Wirth, der feinen Grundbeſitz erhalten und feinen 
Kindern überlommen will, den abjolnten Waldboden oder vom Wirtbfchaftshof 
weit entfernte Grundftüide aufzuforften, oder, wenn er Kleinere Waldftiide befigt, 
fie zu Eonferviren verſucht. Meine Herren, was foll er nun bei foldyen gejeß- 
lien Beftimmungen, wie wir fie bisher gehabt haben, und wie Sie fie firiren 
wollen durch dies Geſetz? Denn die Heinen Berihärfungen, die eingeführt find, 
thuen wirklich” wenig zur Sade. Wie wollen Sie es möglidy machen, daß der 
Waldbeſitz erhalten wird? Er wird von Jahr zu Fahr und fortgefett ver: 
ringert. 

Wir haben in den verjchiedenen Seiftonen ung bemüht, das Abgeordneten: 
haus bat verjchiedene Anträge angenommen, die dahin gerichtet waren, den Wald⸗ 
befiß im Großen und Ganzen zu vermehren und das Vorhandene feftzuhalten; 
dem gegenüber wollen Sie nun durch diefen Gejegentwurf fanktioniren einen ge 
jeglichen Zuftand, der den Meinen MWaldbefi geradezu unmöglich macht. Meine 
Herren, ich möchte Sie daher bitten anzuhalten. Es iſt richtig, ich habe vorhin 
gejagt, daß wir weſentlich diefe Gefetzesvorlage zu danken haben dem Umftande, 
daß die Reichsjuftizgefeßgebung eine andere Regelung in Bezug auf das Ber- 
fahren verlangt; ich meine aber, diefen Zeitpunkt follten wir auch fefthalten, und 
den Moment, wo das nothwendig wird, wollen wir doch auch benuten und uns 
da die Grundfäße anſehen, ob der Begriff des Forſtdiebſtahls, wie er überkommen 
ift aus einer Zeit, die der jeigen um 57 Jahre fern Tiegt, Heute noch zutref- 
fend ift. 
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Meine Herren, das wollte ich zur Generaldebatte anführen. Außerdem habe 
ich bereits hervorgehoben, daß es mir unzweckmäßig erſcheint, von den zuſammen⸗ 
gehörigen 3 Geſetzentwürfen einen herauszunehmen. Meine Herren, der Pro- 
vinzialausfhuß der Provinz Preußen hat fich bewogen gefunden, feinen Dotations- 
fonds zu verwenden zur Prämiirung von Anlegung von Wald. Meine Herren, 
das find natürlich keine großen Waldbefiter, die in diefer Weife prämiirt 
werden, fondern man wünſcht überall in der Provinz Heine Waldanlagen, damit 
der Waldbefig fiy über die ganze Provinz verbreite; dag wäre ein ganz vergeb- 
lihes Beginnen, und das Geld wäre meggeworfen, wenn man diefem Gefegent- 
murfe feine Zufimmung geben wollte Ich bitte Sie, meine Herren, die Sache 
nach allen Seiten hin zu verhandeln; es ift fehr wünſchenswerth, daß alles Mög- 
lide genau durchgenommen wird; das Schlußrefultat wird aber, hoffe ich, doch 
fein, daß wir den Gefegentwurf für diefe Seffton ablehnen. 

Präſident: Ich eröffne die Spezialdistuffion ber $ 1 der Vorlage 
und den Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth und Genoflen, derfelben 
it bereits ausreichend unterftütt — zu $ 1 Nr. 286 Ziffer 1, dann fiber den 
Antrag des Apgeordneten Bernhardt Nr. 285 ad 1*. Dieſer Antrag bedarf 
der Unterflügung. Diejenigen, welche ihn unterftügen wollen, bitte ich aufzu- 


ſtehen. (Geſchieht.) 


Die Unterftützung reicht aus. 

Der Abgeordnete Freiherr v. Fürth hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr v. Fürth: Meine Herren! Ich ergreife das Wort 
bios, um den von mir geſtellten Antrag zu rechtfertigen. Bei der zweiten Leſung 
war e3 mir bejchieden, daß ich vom Worte ausgejchloffen worden bin und mein 
Amendement nicht rechtfertigen konnte, aber hören mußte, wie die demjelben zu 





*) Die Anträge Nr. 286 u. 285 lauten: 

Nr. 286. Daß Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) In 8 1 Nr. 4 Alinea 1 dad Wort: „Gras“ zu ftreihen. Dagegen dem Alinea 2 des 
8 1 Nr. 4 zuzufegen: 

„Aud) die unbefugte Wegnahme des Grajed wird nad den Veitimmungen 
des Forſt- und Feldpolizeigeſetzes beftraft.“ 

2) Bwifchen 8 1 und $ 2 des Entwurfs einen Paragraphen folgenden Inhalt? einzu: 
fügen. 

„Der Forftdiebftahl ift nur auf Antrag des Beſtohlenen ftrafbar. 

Die Einreihung des VBerzeichniffes (8 26) durch den verwaltenden vorſt⸗ 
beamten erjegt bei Forſtdiebſtählen, welche in Königlichen Borften begangen 
werden, den Strafantrag.” 

3) Dem 8 8 zuzufegen: „Bei Feftftelung des Nüdfalles bleiben außer Betracht bie 
Berurtheilungen wegen $orftdiebftähle, welche Raff- und Lefeholz zum Gegenftande 
hatten.” 

4) Die 88 15 u. 16 wegfallen zu lafien. 

Falls aber 8 15 beibehalten wird, anftatt ber Worte: 
„ohne Unterſchied, od fie dem Schuldigen gehöre oder nicht” zu fegen: „fo: 
fern fie dem Thäter oder Theilnehmer gehöre.” 

Berlin, den 15. März 1878. 

Sreiherr v. Fürth, Bromm. Dulheuer. 

285. Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

1) Im sg 1 Nr. 4 zwifchen den Worten „Walbjämereien” und „und“ einzuicalten: 
Baumſaft“. | 

2) Im 8 3 Nr. 8 ftatt des Wortes „Saft“ zu jegen: „Baumiaft“. 

Berlin, den 15. März 1878. 
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Grunde liegenden Intentionen gänzlich mißverſtanden wurden. Es iſt mir durch— 
aus nicht eingefallen, die Entwendung der Graſsnutzung mit dem Sammeln von 


Beeren und Pilzen in eine Kategorie zu ftellen; ich habe nur verlangt, daß die : 
Beftrafung des Grasichneidens durch das Forſtpolizeigeſetz beflimmt werde ?i 


Fe 


Meine Herren, das Grasfchneiden außerhalb des Waldes foll beftraft werden :: 
nah den Beflimmungen des Forftpolizeigefeges, und ich fehe aber nicht ein, wie : 


man es vertheidigen kann, daß das Schneiden von Gras innerhalb der Räume 
eines Waldes als ein ganz anderes Vergehen qualifiziert werden foll al3 das 
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Grasfchneiden außerhalb deffelben. Wenn Sie meınen Antrag verwerfen, fo 


wird das zur Folge haben, daß, wenn zum Beifpiel zwei Weiber ausgehen, um 
Gras zu fehneiden, und die eine fchneidet außerhalb des Waldes, die andere geht 
ein paar Schritte weiter unter die Bäume, dann werden fie beide nach ganz 
verfchiedenen Geſetzen beftraft, und ihr Vergehen wird ganz verfchieden qualifizirt. 


Eine ſolche Unterſcheidung, meine Herren, kann ich wenigftens nicht rechtfertigen. ' 
Dann aber muß ich doch darauf aufmerkſam machen: in vielen Fällen ift 8 
namentlich bei Laubholzwaldungen ſchwer feflzuftellen oder menigftens zweifelhaft, : 
wo der Wald aufhört und die Flur anfängt. Nun wird der Wächter, wenn von * 
dem Bejhuldigten behauptet wird, es fei das Gras nicht innerhalb des Walde, :: 
fondern außerhalb am Rande abgejchnitten worden, in die Nothmendigkeit ver ' 
fett, darüber Unterfuchungen anzuftellen; eine ſolche Unterfuhung darüber abır : 


ift jo viel als möglich zu verhüten, wenn es fi) von folchen Prozeduren handelt 


wie diejenigen, welche SForftdelifte zum Gegenftande haben und daher jummarifd : 


FRE 
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abgemadht werden müſſen. Glauben Sie nicht, daß, wenn Sie meinen Antrag: 


annehmen, dadurch diejenigen, welche innerhalb des Waldes Gras geftohlen - 
haben, fo fehr leicht davon fommen. Der Richter, der nach dem Forftpolizeige : 
fee entjcheidet, wird freied Arbitrium haben, und ich hoffe, daß er auch daranf - 
Nüdfiht nehmen wird, daß das Grasfchneiden innerhalb des Waldes manchmal : 


die jungen Baumpflanzen gefährdert, und daß er in ſolchen Fällen, wo eine der 


artige Gefährdung flattgefunden bat, eine ſchwere Strafe ausfprechen wirt. 
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Meine Herren, Sie haben nichts dagegen eingewendet, daß die unbefugte Weide : 


innerhalb des Waldes ebenfo wie die außerhalb deſſelben ftattgefunden nad .: 


dem Forſtpolizeigeſetz beftraft wird, und die Weide ift doch materiell nicht} -: 
anderes als eine Art von Grasdiebfiahl. Ich fehe, meine Herren, nicht ein, :: 
warum Sie nun eine Unterjcheidung machen wollen zwifchen einem Grasdiebſtahl 


außerhalb und innerhalb des Waldes, wenn der Mann anftatt feine Ziege zu : 


= 


einem Walde zu treiben, das Gras gefihnitten hat, um e8 dem Bieh zu Haufe :: 


zu geben. Ich bitte Sie deshalb, meinen Antrag anzunehmen. 


Abgeordneter Freiherr v. Minnigerode: Meine Herren! Die Beharr 
lichfeit, mit welcher der Antrag des Freiheren dv. Fürth auch in der dritten Le : 
jung wiederholt wird, veranlaßt mich demgegenüber einige kurze Bemerkungen . 
aus der Praxis heraus zu machen. Was zunädjit die finanzielle Seite der Sache 
anbetrifft, den Werth des Grafes für die Waldungen, fo ift fchon bei unjerer - 


legten Verhandlung von Seiten der Königlichen Regierung hervorgehoben worden, 
daß die Staatsforftverwaltung nicht unmefentliche Einnahmen aus dieſem Wald: 
produft erzielt, daß alfo bier thatjächlich nicht unbedeutende Werthe vorliegen und 


zu jchligen find. Dem erlaube ich mir noch Hinzuzufligen, daß derfelbe Umftand : 
aud für die Privatforfibefiter in vielen Provinzen fchon heute nicht minder 
zutrifft. Mir find Fälle aus Schlefien bekannt, wo ein nicht unwefentlicher Theil . 
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der Waldeinnahmen fi) mit zufammenfegt aus den Erträgen der Grasbenugung 
in den Forſten, nicht der Wiefen, fondern der Grasbenugung innerhalb der Be- 
ſtände ſelbſt. Ich flige weiter Hinzu, daß ed auf der Hand liegt, wie mit der 
feigenden Bevölkerung natürlich auch der Werth diefer Produkte wachen muß 
md daß in den Provinzen des Oſtens, 3. B. in Oftpreußen, meiner heimath- 
lihen Provinz, wo zur Zeit diefes Verhältniß noch nicht bervortritt, mit der 
fteigenden Bevölkerung auch der Werth des Grafes in den Waldungen gewinnen 
wird, daß damit auch die Gefahr der Entwendung fleigen und gleichzeitig die 
Nothwendigkeit eines erhöhten geſetzlichen Schußes fich ergeben muß. 

Das ift aber nur die eine Seite der Sache. Ich möchte mir auch vom 
praktiſch forftlichen Standpunkte aus noch einige einjchlagende Bemerkungen er: 
lauben. Die Hauptlreszenz des Graſes findet fich bekanntlich nicht in den gejchloffenen 
älteren Beftänden, fondern gerade in den Schonungen. Dort wo eben der 
Beftand abgeräumt ift, bringt die Natur befonders üppig ihre Flora hervor, alfo 
gerade da, wo ein neuer Beftand gegründet werden ſoll, ift auch die Grasvegeta- 
tion am lebhafteſten. Daraus ergeben fich zwei Gefahren, wenn man eine riid- 
fihtslofere Ausbeutung diefer Nutzungen zugeitehen follte Einmal auf armem 
Boden ift die Grasvegetation, die fpontan entfteht, ein mejentlicher Schub 
der Kultur mit, (Sehr richtig.) ein Seitenichuß, wie fich der Forſtmann aus- 
drüdt, ein Schuß nicht bloS gegen Wind und Wetter, fondern auch gegen die 
Sonne Wenn Sie nun fich vorftellen, daß eine rüdfichtslofe Hand ohne ver: 
ſtändige Anleitung ſich daran vergreifen kann, fo find nachhaltige Beſchädigungen 
grade da zu beflircchten, wo eben erft mit großen Koften der Verſuch gemacht 
wird, einen neuen Wald zu begründen. Etwas anders liegt das Berhältniß, 
wenn anch eine ähnliche Gefahr hervortritt, auf [hwerem reihem Boden. 
Hier ift Die Grasvegetation in Schonungen bejonders üppig, es dauert bier oft 
3, 4 auch 5 Jahre, bis die Holzpflänzlinge tiber dieſe üppige Vegetation hinaus 
die Köpfe reden. Wenn Sie fi) da vergegenmwärtigen, daß da eine ungefchidte 
Hand bei der Grasnntung fich geltend macht, fo Tiegt die Gefahr jehr nahe, daß 
mit der eiligen Grasnugung — und das Gefühl des Unrechts Seitens des 
Nugenden wird ihn zur Webereile drängen — anch eine wejentlidhe Schädigung 
für die Holzpflänzlinge innerhalb der Kultur naturgemäß im Gefolge fein wird. 
Das Zıttereffe der Schonungen fordert in erfter Linie demgemäß einen Schuß 
der Grasnugung, und das Intereſſe der Schonungen ift doch dad Intereſſe 
unferes Zukunftwaldes, des Fortbeftehens unferer Forſten überhaupt. Demge- 
mäß bin ich nicht im Stande, mit dem Abgeordneten Freiherrn v. Fürth anzuer- 
fernen, daß die Gradnugung in unferen Wäldern als etwas ganz Nebenfächliches 
in die gleiche Kategorie zu ftellen ift, wie die Nukung von Kräutern, Beeren 
umd dergleichen, die wir ja nicht unter die firengen Beflimmungen diefes Gejeßes 
fellen, fondern die nur den milderen forfipolizeilichen Beftimmungen unterliegen 
ſollen. Was fchlieglich die gleichfalls zu diefem Paragraphen beantragte redal- 
tionelle Aenderung des Herrn Abgeordneten Bernhardt betrifft, fo verfteht fi) 
diefefbe wohl von jelber, fie ift nur der Konfequenz der Faſſung des 8 3, in 
welchem der Begriff „Saft“, Baumfaft, ſchon ausdrücklich bisher mit eingeführt 
iſ. Mir müffen deshalb denfelben auch bier in 8 1 mit einfügen. “ch bitte 
Sie demgemäß unter Ablehnung der Anträge des Abgeordneten Freiherrn v. Fürth, 
bei den Befchlüffen der zweiten Leſung ftehen zu bleiben, einſchließlich der Ein- 
fügung des redaftionellen Antrages des Abgeordneten Bernhardt. 

Sahrb. d. Br. Forft- u. Jagd-Geſetzg. X. 20 
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Abgeordneter Freiherr v. Fürth: Meine Herren, nur eine kurze Bemer⸗ 
fung! Ich habe durchaus nicht verlannt, daß die Grasnugung zuweilen einen 
fehr bedeutenden Werth hat; aber die Grasnutzung auf einer Wieſe ift noch mehr 


werth und, wenn die eine nach dem Forſtpolizeigeſetze beftraft werden Tann, Tann 
auch die andere nad dem Korftpolizeigejete beftraft werden. Ich weiß mohl, 


daß das Grasſchneiden im Walde den jungen Pflanzen ſchädlich iſt; das Bieh- 
treiben ift aber noch ſchädlicher. Nichtsdeſtoweniger hat man fein Bedenken ge- 
tragen, die Beftrafung der unbefugten Viehweide, auch wenn fie im Walde ftatt« 
gefunden bat, dem Forſtpo lizeigejege zu überlaffen. 


Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Zur Empfehlung meines einen 
Antrages brauche ich wohl kein Wort hinzuzufügen, da er lediglich eine noth- - 
wendige redaktionelle Aenderung if. Geftatten Sie mir nür wenige Worte in 


Erwiderung deffen, was der Abgeordnete Freiher v. Fürth foeben geäußert hat. 
Er meint, man folle doch zwifhen Wald und Feld, zwifhen Wieſen und 


Wäldern die Gleichheit vor dem Geſetze herfiellen. Ya, meine Herren, wenn: 


Sie von diefem Grundfage ausgeben, dann miüffen Sie allerdings dieſes ganze 
Geſetz verwerfen, denn e8 giebt doch auch auf den Zeldern eine Holznußgung und 
es wird doch auch auf den Feldern ein Diebftahl ausgeübt an Nukbäumen; jo 
gut, wie ed in Wäldern Gräfer giebt, giebt e8 auf den Feldern Holz, und 
dann fönnen Sie auch von einem bejonderen Forftdiebftahlsgefeg nicht mehr 
reden. Meine Herren, diefed Geſetz hat in feinem ganzen Syftem den Grundjak 
befolgt, ſich auf die werthoollen, allgemein mit einem Berlaufswertb ausgeftatteten 
Walderzeugniſſe und auf deren unbefugte Entnahme zu richten, und ich glaube, 
an diefem Grundjage wird das Hohe Haus nicht Ändern wollen. Wenn Sie 
das aber nicht wollen, meine Herren, fo können Sie unmöglich den Antrag des 


m 


Be ee 


Abgeordneten Freiherrn dv. Fürth in Betreff des Grajes annehmen, aus den 


Gründen, die Ihnen nicht einmal fondern wiederholt, wie ich glaube, im ihrer .. 
ganzen Bollftändigfeit vorgetragen worden find. Wenn Sie diefen $ 1; wie ich 
hoffe, mit großer Mehrheit in dritter Lefung annehmen, meine Herren, jo werden : 
Sie dem Lande zu erkennen geben, daß Sie nicht der Anficht find, das Geſetz 
werde jetst beffer iiberhaupt fallen gelaflen; Sie werden vor dem Lande feftitellen, . 


daß dies Geſetz — und das möchte ich doch dem Herren Kollegen Seydel, fo - 


fehr ich aud in vielen Punkten mit feinen Anführungen fympathifire, entgegen 


halten — wirklich eine Reihe wefentlicher Verbefferungen der feitherigen Zuflände . 
berbeiführt, daß dafjelbe durchaus nicht die Eriftenz der Privatwaldungen un- 
möglich) maden wird. Ich fiir mein Theil bin. deffen ganz ficher, daB auch in 


der Heimathprovinz der Kollege Seydel zu der Erhaltung der dort befonders 
wichtigen Privatwaldungen das Seinige beitragen wird. 


In diefem Sinne bitte ih Sie, mit meinem redaktionellen Amendement dem 


8 1 Ihre Zuftimmung zu ertheilen. 
Präafident: Ehe ich die Diskuffton fchließe, will ich noch mittheilen, daß 


der Abgeordnete Seydel, unterfiigt von fünf anderen Mitgliedern, den Antrag 
zur zweiten Lefung, die Nr. 1 in diefem Paragraphen zu ftreichen, wiederholt 


hat. Eine formelle Unterſtützung ift nicht nöthig; ich werde fiber die Nr. 1 be 
fonders abftimmen lafſen. 


Die Diskuſſion ift jeßt gefchloffen; wir werden event. abflimmen | 


über die Nr. I, deren Streichung der Abgeordnete Seydel beantragt hat. Dan 
werden wir nicht weiter abfliimmen fiber den Antrag des Abgeordneten Bern 





hardt, in Nr. 4 zwiſchen den Worten „Waldfämereien" und „und“ einzufchalten 
das Wort „Baumfaft“, und endlich tiber den Borfchlag des Abgeordneten Frei— 
herrn v. Fürth 286 ad I ſchließlich wird definitiv abgeſtimmt werden über den 
Paragraphen. 

Diejenigen von Ihnen, meine Herren, welche im Widerſpruche mit dem An. 
trage Seydel die Nr. 1 in dem 8 1 aufrecht erhalten wollen, bitte ich aufzu: 
ſtehen. (Geichieht.) 

Das ift die Majorität; die Streihung if abgelehnt. 

. Ih erſuche jest Diejenigen, welche in Gemäßheit des Vorfchlages Bernhardt 
in der Nr. 4 na dem Wort „Waldfämereien* einfchieben wollen das Wort 
„Baumſaft“, aufzuitehen. (Gefchiebt.) 

Diefe Aenderung ift eventuell angenommen. 

Ich bitte jegt den Antrag ded Abgeordneten Freiherrn v. Fürth zu ver- 
leſen. 

Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Goltz: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
In 8 1 Nr. 4 Alinea 1 das Wort: „Gras“ zu ſtreichen. Dagegen 
dem Alinea 2 des 8 1 Nr. 4 zuzufeten: 
„Auch die unbefugte Wegnahme des Graſes wird nach den 
Beſtimmungen des Forft- und Feldpolizeigeſetzes beſtraft.“ 

Präfident: Diejenigen, welche event. dieſe Aenderung annehmen nalen) 
bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Vorſchlag iſt abgelehnt. 

Es kommt jetzt der 8 1 zu einer definitiven Abſtimmung mit dem Zuſatz 
des Abgeordneten Bernhardt, den Sie eben event. angenommen haben. Die— 
jenigen, welche den Paragraphen ſo beſchließen wollen, bitte ich aufzuſtehen. 
Geſchieht.) 

Das iſt die Majorität; der Paragraph iſt mit der Aenderung des Abgeord⸗ 
neten Bernhardt angenommen. 

Jetzt kommt zur Diskuſſion der beſondere Paragraph, den der Abgeordnete 
Freiherr v. Fürth eingeſchoben wiſſen will zwifchen die SS 1 und 2. Abgedruckt 
iR der Antrag unter 286 Ziffer 2. (f. d. Anmerk. ©. 299.) 

Abgeordneter Freiherr v. Fürth: Meine Herren! Bevor ich zur Sache 
tomme, muß ich mir doc) erlauben, einer Bemerkung des Herrn Abgeordneten 
Grafen Bethufy-Huc entgegenzutreten. Derjelbe hat, wie mir fcheint, fiber die 
Entftehung des Waldeigenthbums doch einen Begriff, der nicht ganz richtig ift. 

Nahdem in Deutfchland die Könige zuerft dasjenige gethan hatten, was 
man damals forestare nannte, und die Wälder fiir fih in Anſpruch nahmen, 
als darauf dies Eigentbum an den Wald in die Hände der geiftlichen und melt- 
lichen Großen und anderer Perfonen übergegangen war, fi) aud in vielen Ge— 
gegenden Genoffenfchaften gebildet hatten, die ein ausjchließliches Net am Walde 
für ih in Anſpruch nahmen, da hat Zabrhunderte hindurch nod die Anſicht 
beftanden, daß die fogenannten Meineren Waldnugungen fein ausfchließliches 
Eigentum Einzelner feien, fondern jeder fie für fich beziehen dürfe Die 
Nutzungen der in der Nachbarfchaft der Wälder liegenden Gemeinden, die in 
Folge deſſen in vielen Gegenden ſich ausgebildet hatten, waren ebenfo berechtigt, 
als das Necht, welches die Waldeigenthiimer an den bedeutenderen Waldnugun- 
gen ausübten. Sie find theilmeife mit großem Unrecht verloren gegangen. 

20* 
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Sch kann Hei der Begrlindung unferes Antrages mich heute kurz fallen, da 
derfelbe Schon gründlich vorgeſtern durch den Kollegen Dulbeuer erörtert 
worden ift. 

In der vorgefirigen Sitzung ift erwähnt worden, daß ſchon das Gefet 
von 1852 alle vegetabilifhen Produfte des Waldbodens als Gegenftand des 
Forſtdiebſtahls aufftellt, daß aber eine Anwendung des Geſetzes, wie fie dem 
Wortlaute nach hätte ftattfinden können, niemals ftattgefunden bat, weil dieſes 
mit den Nechtsanfichten des Volks zu fehr in Widerjpruch geftanden hätte. 
Wenn nun das gegenwärtige Geſetz publizirt wird, jo wird die neue Einjchär- 
fung desjenigen, was im Jahre 1852 ſchon defretirt war, wahrfcheinlich Die 
jenigen Inkonvenienzen zur Folge haben, die wir befürdhten, und die bei der 
vorgeftrigen Sigung mehrmals vorgeführt worden find. Laffen Sie mid) zur 
Beftätigung des von mir Gefagten nur eine Thatſache anführen. Es ift in ber 
legten Zeit hier in unferer Nachbarſchaft vorgelommen, daß ein gelehrter Bota⸗ 
niter, deffen Leiftungen auf wiſſenſchaftlichem Gebiet ich hochſchätze, und in defien 
Lob, wenn ich feinen Namen anführte, diejenigen im Haufe, die liberhaupt tiber 
botaniſche Leiftungen ein Urtheil haben, fofort mit mir einftimmen würden, nad 
dem er in einem bier benachbarten Walde botanifirt hatte, vor Gericht geftellt 
und wegen Forftfrevel mit Geldfirafe von einer Mark beftraft worden iſt. Es 
ift betrübend, daß wiſſenſchaftliche Beftrebungen, die unferem Lande zur Zierde 
gereichen, auf ſolche Hinderniffe ſtoßen. Wir glauben num, daß derartigen Bor- 
fällen am beften dadurch entgegengetreten werden Tann, daß dem Waldeigenthlimer 
jelbft anheim geftellt wird, darüber zu entjcheiden, ob in einem einzelnen alle 
eine gerichtliche Verfolgung ftattfinden folle oder nicht. Es ift hiergegen erwidert 
worden, e3 könne, wenn e3 wirklich vorlomme, daß jemand von den Forftbeamten 
wegen Wegnahme eines werthlofen Objektes denunzirt werde, der Amtsanwalt 
die Unterfuhung unterlaffen, oder es fei zu erwarten, daß der Amtsrichter in 
folden Fällen freifpredden würde. Was das Iebtere betrifft, jo erlaube ich mir 
darauf aufmerkſam zu machen, daß es für einen Mann höheren Standes fehr 
unangenehm ift, ‚vor Gericht des Forftdiebftahls bejchuldigt zu fein, auch dann, 
wenn er freigefprohen wird. Denken Sie fih nur, wenn einem Lehrer das 
pajfirte; auch dann, wenn er freigefprochen wird, wäre fein Anfehen bei den 
Schülern untergraben. Was. nun ferner die Behauptung betrifft, der Amtsan- 
walt werde in einem folchen alle die Einleitung der gerichtlichen Prozedur 
unterlafjen, jo muß ich darauf aufmerffam machen, daß die Amtsanwälte theil- 
weife durchaus nicht auf dem wiffenfchaftlihen Standpunkte flehen werden, wo⸗ 
rauf unjere Staatsanwälte bei den höheren Gerichten ftehen, und ihnen nicht 
immer ebenjo viel Einficht als den letztern zuzutrauen fein wird, daß es aud 
für den Einzelnen, der das Unglüd gehabt hat, ohne jchuldig zu fein wegen eines 
Forſtdeliktes denunzirt zu werden, viel unangenehmer ift, zum Amtsanmwalt 
gehen zu müfjen, al3 fi mit dem Waldeigenthlimer zu verfländigen. Gegen die 
Auffaffung des Herrn Kollegen Dulheuer ift geftern von einem anderen Kollegen 
zuerft erwidert worden, ed habe fich die Beftimmung, daß einzelne Vergehen oder 
Verbrechen nur auf Antrag zu beftrafen feien, in der Praris nicht bewährt. Es 
ift richtig, meine Herren, es find Falle vorgelommen, wo ein Bergehen ftattge- 
funden hat oder ein Verbrechen, defjen Straflofigleit das Rechtsbewußtſein des 
Bolles aufs Aeußerſte verlette, während dem Staatsanwalt die Arme gebunden 
waren, weil diejenigen, von deren Antrag die Beftrafung abhing, von dem Ber- 
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brecher durch Geld abgefunden waren umd daher den Antrag unterliegen. Für 
ſolche Fälle hat nun die befannte Novelle zum Strafgefegbuche eine Rectifitation 
geſchaffen. Es verlett aber durchaus nicht das Nechtögefüihl des Volkes, wenn 
Einer, der etwas aus dem Walde an fid genommen bat, mit Einwilligung des 
Eigenthümerd unbeftraft bleibt. Ein großer Theil der vegetabilifhen Produfte 
des Waldes find derart, daß der Eigenthümer wenig Gewicht darauf legen wird, 
wenn Jemand etwas davon in geringer Ouantität nimmt, und diefe Toleranz 
des Eigenthümers wird blos nur dann aufhören, wenn fie entweder zu oft oder 
von zu vielen Perjonen in Anfpruch genommen wird. In dieſen Fällen ift der 
Eigenthümer des Waldes aber der Einzige, der fagen Tann, wo dasjenige be- 
ginnt, was als ein abzumehrender Eingriff in feine Rechte zu erachten if. Der 
Herr Kollege Dulheuer bat ganz Recht gehabt, wenn er gejagt hat, daß, wenn 
Sie unferen Antrag verwerfen, es in vielen Fällen vorfommen wird, daß Je— 
mand befiraft wird, obyleich der Eigenthümer des Waldes ganz einverftanden 
war, daß derfelbe dasjenige genommen hat, was jetzt ald Gegenfland des De- 
littes betrachtet wird. Man hat ferner gefagt, wenn unfer Antrag angenommen 
würde, dann würden einzelne Waldeigenthümer, die firenger als Andere find 
und häufiger Strafanträge bringen würden, verhaßt werden. Meine Herren, 
auch gegenwärtig, wo unjere Königliche Forſtverwaltungen mit einer anerfennens- 
werthen Freigebigfeit in Zeiten der Noth insbefondere bei firengem Winter Kleinere 
Waldpunkte unter die Armen vertheilen nnd manche Privateigenthümer in diefer 
Beziehung den Königlichen Forftverwaltungen rühmlichſt nacheifern, find anderer- 
feit8 einzelne Geizhälſe dadurch ausgezeichnet, daß fie auch nicht das unbedeu- 
tenfte Waldproduft dem Armen zu Gute kommen laffen; daß folhe Menfchen, 
welche jelbftredend diejenigen fein werden, welehe die meiften Strafanträge ftellen, 
verhaßt werden können wir nicht verhüten, und brauchen wir auch nicht zu ver» 
hüten, das Bolt ift im allgemeinen, wenigftens in unjeren Provinzen, einficht3- 
vol genug, um e8 Niemand übel zu nehmen, wenn er innerhalb vernünftiger 
Grenzen jein Eigentbum zu wahren bedadht ift, und es wird feinem Waldeigen- 
thümer deshalb mit Feindfeligleit begegnet werden, meil er Strafanträge da ge- 
nommen bat, wo fie vernünftig waren. Der Herr Referent bat ferner befürchtet, 
es werde die Annahme unſeres Antrages eine Art moraliihen Ruin für die 
unteren Forftbeamten herbeiführen, dabei ift aber vergeffen worden, daß nad) 
unferem Antrag nicht die Unterforfibeamten fondern die oberen die Beftrafung 
beantragen follen. Das, meine Herren, war das, was ich gegen die Bemerkung 
des Herrn Abgeordneten Hoffmann und des Herren Referenten zu bemerken 
habe. 

Ich möchte nur noch zum Schluß wiederholt darauf hinweiſen, daß Sie 
nicht dies Geſetz verfaffen für einzelne Gegenden, die eines firengeren Waldſchutzes 
bei den obwaltenden Verhältniſſen bedürfen mögen, fondern fiir die ganze Mo— 
narchie, und daß bei ung in den weftlichen Provinzen durchaus fein Bedürfniß 
ift, einen firengeren Schub des Waldes zu erhalten. 

Abgeordneter Graf Bethuſy⸗Huc: Deine Herren! Ich habe zunächft eine 
perfönlihe Bemerkung dem Herrn Vorredner zu entgegnen. Er hat mir die Be- 
hauptung unterlegt, als habe ich gejagt, die fogenannten Heinen Forſtnutzungen 
feien von den umliegenden Gemeindemitgliedern per nefas ausgeübt worden. 
Ich habe das in keiner Weife gefagt, vielmehr habe ich nur behauptet, daß dies 
ihnen früher gefetslih und anerkannt zuftehende Recht abgelöit worden fei oder 
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in der Ablöfung begriffen fei in den menigen Fällen, wo diejelbe nicht beende 
ift, und daß jett ein Recht, für welches Sie formell auf Grund der Geſetze von 
1851 entſchädigt worden find, ihnen in feiner Weife mehr inne wohnt. Was 
im Uebrigen das Amendement des Herren Abgeordneten Freiherrn v. Fürth be- 
trifft, fo, meine ich, ift dafjelbe begründet worden mit lauter Motiven, die aus 
den Ausnahmen genommen find, nicht mit Motiven, welde aus der Regel ber- 
geleitet find. Als Ausnahme muß ich es bezeichnen, wenn ein gelehrter Botaniker 
dur ein Mißverſtändniß des Gendarmen die Unannehmlichkeit hat, vor Gericht 
zu kommen. Solche Heine Mißbräuche können aber bei jedem Geſetz vorlommen 
und enthalten gar fein Argument gegen das Gejet felbft. Als Ausnahme muß 
ich es ferner bezeichnen, wenn der Herr Abgeordnete Freiherr v. Fürth meint, 
es können, wenn der Forftdiebftahl nicht als Antragsdelilt anerlannt werde, 
Fälle eintreten, wo der Forftbefizer die Anzeige und Beitrafung nicht wünſche. 
Die Negel ift doch die, daß der Forfibefiter felbft oder eine von ihm beauftragte 
Perfon der Anzeigende des Forfidiebftahls fein wird. Am Forſte felbft hat Nie— 
mand etwas zu fuchen ald der TKorftbefiger und feine Arbeiter, feine von ihm 
Beauftragten; e8 wird alfo immer die Vorausſetzung da fein, daß, wenn eine 
Anzeige erfolgt, dies mit Genehmigung des Forftbefigers gefchieht, zumal da, 
wenn diefelbe von den Untergebenen defjelben ausgeht und er fih um feine An- 
gelegenheiten bekümmert, diefe Untergebenen ihm Anzeige von der beablichtigten 
Anzeige bei Gericht machen werden. Bellimmert er fih aber um feine Angelegen- 
beiten nicht, ift er abmwefend, oder kümmert er ſich überhaupt nicht darum, dann 
liegt die Aufrechterhaltung der Ordnung Anderen ob, und es würde nur eine 
Berwirrung der Begriffe eintreten, wenn der Diebftahl in Forſten, wo eine ſolche 
Cura nicht waltet, freigegeben würde. 

Als Ausnahme muß ich es ferner bezeichnen, was heute nicht von dem 
Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Fürth angeführt worden ift wohl aber von 
dem Herrn Abgeordneten Dulheuer, auf den er fich berufen hat, daß die Forft- 
diebftähle meift begangen würden von Leuten, die in bitterer Armuth fich dazu 
genöthigt fehen, um ihre Nahrung zu kochen oder um fich ſelbſt zu wärmen. 
Nach meiner Erfahrung fommen foldde Fälle allerdings vor und genießen, wein 
fie. nachgewiefen werden, in der Regel — und an Regeln können wir uns nur 
halten — die billige Nachficht der betreffenden Forſteigenthümer, und die Anzeige 
unterbleibt. Die Negel ift aber die, daß die Diebfähle von Bummlern ausge- 
übt werden, die ed vorziehen, im Walde Herumzubummeln, um ſich dort weniger 
zufammenzuftehlen, als fie font durch ehrliche Arbeit verdienen könnten. 

Meine Herren, der ganze Antrag des Herrn Abgeordneten Freiherrn v. Fürth 
zielt wieder darauf ab, den Diebftahl von Forfterzeugniffen zu trennen von 
anderen Diebftählen, ja mehr noch, durch ein Geje einen Unterfchied zu machen 
zwijchen diefem Eigenthum und anderem Eigenthum, und diefer Auffafjung muß 
ih im Prinzip entgegentreten. Ich thue dies foweit, daß ich mit dem Abgeord- 
neten Seydel vollfommen harmonire und mich feinen Anträgen anjchließen würde, 
wenn ich nicht in diefem Falle wie in anderen dem Grundjage huldigen zu follen 
glaubte: das Beffere ift der Feind des Guten. Der Antrag des Herrn Abgeord- 
neten Seydel ift, wenn ich die Stimmung diejes Hauſes richtig beurtheile, zur 
Zeit unausführbar, und da ift mir ein Sperling in der Hand lieber, als zwei 
Sperlinge auf dem Dache, und deshalb bitte ich Sie, für das Gefeg zu ſtimmen 
und gegen den Antrag des Herrn Freiheren v. Fürth. 
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Brafident: Ich bitte, den Antrag zu verlefen. 
Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Goltz: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Zwiſchen $ 1 und $ 2 des Entwurfs einen Paragraphen folgenden In⸗ 
halts einzufügen: 
Der Forftdiebftahl ift nur auf Antrag des Beftohlenen ftrafbar. 
Die Einreihumg des Verzeichniſſes ($ 26) durch den vermaltenden 
Forſtbeamten erſetzt bei Forftdiebftählen, welche in Königlichen Forften 
begangen werden, den Strafantrag. 

Präafident: Diejenigen, welchen den —— annehmen wollen, bitte 
ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit; — der Paragraph iſt — — — — 

Ich eröffne die Diskuſſion über 2, — ohne Diskuſſion angenommen, 
über den 83 und den Antrag des Abgeordneten Wachler (Schweidnitz) unter 
Nr. 290: 

In 83 Nr. 3 ſtatt „dem Forſtbeamten“ und „Forſtbeamten“ zu ſetzen: 
„der mit dem Forſtſchutz betrauten Perſon“. 

Der Antrag iſt noch nicht genügend unterſtützt. Diejenigen, welche ihn 
unterſtützen wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Geſchieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Ein Antrag des Abgeordneten Bernhardt Nr. 285 2 it zurüdgezogen. 

Abgeordneter Seydel: Meine Herren! Bei $ 3 beabfichtige ih nur eine 
turze Anfrage an den Herrn Referenten rejp. die Mitglieder der Kommijfion. — 
Unter Nr. 3 gilt nämlich als erſchwerendes Moment, wenn der Forftdiebftahl in 
einer Schonung, in einem Pflanzgarten oder Saatlampe begangen if. Num, 
meine Herren, was ein Pflauzgarten oder Saatlamp ift, ift Allen befannt und 
fleht feſt. Was wird aber unter einer Schonung verftanden? Ich möchte den 
Herrn Referenten bitten, darüber vielleicht eine Jnterpretation zu geben, ob es 
von dem Belieben des Beſitzers abhängt, wie lange er den Wald in Schonung 
legen fann, wenn er etwa eine Tafel anhängt, oder ob ein beftimmtes Kriterium 
für den Begriff der Schonung in der Kommiſſion feftgeftellt worden ift. 

Abgeordneter Wachler (Schweidnig): Meine Herren! Der Antrag, den 
ich unter Nr. 290 der Drudjachen Ihnen unterbreitet babe, ift lediglich eim 

.redaltioneller, um etwaige Zweifel, die aus der Faſſung des Geſetzes hervor⸗ 
geben könnten, zu bejeitigen. Es ift nämlich der Zweifel möglich, daß unter 
„dem Forfibeamten“, der in $ 3 Nr. 3 zweimal genannt ift, und ebenjo im $ 27 
Alinea 5, lediglich die Königlichen Forftbeamten gemeint fein können, und daß 
penible Richter diefe Beftimmung nicht auch auf Kommunal- und Privatförfter 
anwenden würden. Der Zweifel ift auch bereit im Haufe durd das geftrige 
Amendement des Herrn Abgeordneten Schröter (Barnim) angeregt worden, und 
hatte derjelbe beantragt, an der bezüglichen Stelle im $ 3 zu jegen: „dem Be- 
ſtohlenen oder deffen Vertreter oder dem zuftändigen Beamten gegenüber”. Meine 
Faffung, die auch das Herrenhaus adoptirt hat, indem es in $ 27 Alinea 5 flatt 
„Dienftbehörde” „Vorgeſetzten“ gejagt, aljo diefe Beſtimmung ausgedehnt hat 
auch auf Privatförfter und Aufſeher — meine Faſſung entfpricht der Faflung, 

“: wie fie der 8 117 des Strafgeſetzbuchs enthält, wo nicht blog die Forſtbeamten, 

. jondern auch die von dem Waldeigenthümer beftellten Auffeher genannt find, und 

| fie entfpricht ferner der Faffung des Geſetzes in den 88 23 und 26. Ich bitte 
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Sie, meine Herren, zur Befeitigung etwaiger Zweifel meinen Antrag anzu» 
nehmen. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Geftatten Sie, daß ich die An- 
frage, welche der Herr Abgeordnete Seydel an die Kommiſſion gerichtet hat, meiner- 
jeit8 beantworte, wie ich glaube unter ſtillſchweigender Zuftimmung der übrigen 
Herren Kommiffionsmitglieder. 

Der Begriff „Schonung“ ift enflanden aus Ber Regelung des Weiderechts 
und der Weideverhältniffe im Walde, und die natürliche Schonung dauert fo 
lange, bis das Holz dem Maule des Weideviehes volllommen entwachjen iſt. — 
Rechtlich jedoh und namentlich ftrafrechtlih kann diejer Begriff nicht als voll- 
fommen zutreffend und ausreichend betrachtet werden, wenigftens nicht in allen 
Fällen und nicht ohne das Hinzutreten eines Außerlichen Merfmals. Ein jolches 
erjcheint erforderlich und ift auch wohl immer erforderlich gewejen, um daS bes 
treffende Waldſtück als eine Schonung kenntlich zu machen. Dieſes äußere Zeichen 
befteht meift in Strohwiſchen oder in einer Holztafel, auf der das Wort „Scho- 
nung“ fteht, kann aber nach Ortsgebraudy anderer Art fein. Ich glaube, daß 
auch in Zukunft jede Schwierigkeit verijhwinden wird, wenn die Waldbefiter 
- gegeniiber dem neuen Gejeg die noch in der jugendlichen Entwidelung begriffenen 

und dem Vieh noch nicht entwachjenen Diftrilte oder Theile des Waldes aus- 
drüdlich auf diefem Wege als Schonung bezeichnen. Auch meine ich, "daß der 
erkennende Richter dies als ein Erforderniß betrachten wird. 

Was nun den Paragraphen felbft anbelangt, meine Herren, fo bitte ich Sie 
auch meinerjeit3 dem Antrage des Herrn Abgeordneten Wachler (Schweidnik), 
den ich für eine wejentliche Verbefferung der Faſſung halte, zuzuftimmen. Ich 
bin ſchon deshalb dieſer Anficht, weil wir uns denjenigen Bezeichnungen, welde 
das Reichsrecht in ähnlichen Fällen gewählt hat, weit mehr anjchließen. In dem 
Paragraphen des Strafgeſetzbuchs iiber die Widerfeglichkeit ift der Ausdrud „Forft- 
beamte“ vermieden, und es ift dort nur die Rede von dem Waldeigenthiimer und 
dem von ihm befiellten Auffeber. 

Man darf auch bei bei dem Antrag nicht die Befürchtung hegen, die vom 
einer Seite mir ſoeben mitgetheilt wurde, daß nämlich bei diefer Faſſung die höheren 
Zorftbeamten von der Fähigkeit der Verfolgung folder Strafthaten ausgejchloffen 
wären. Dies ift dur die reglementären VBorfchriften in unferer Verwaltung 
wenigſtens ausdrücklich ausgejchloffen, denn es ift in der beziiglichen Inſtruktion 
den Oberförftern der äusdrüdliche Auftrag ertheilt, auch ihrerjeits, ſoweit es ihre 
fibrigen Amtsgefchäfte zulaffen, den Fortihug auszuüben; fie find alfo in 
diefem Falle für ihren Bezirk im Sinne diefes Gefetes mit dem Forſtſchutz be- 
auftragte PBerjoneu. 

sch glaube demnach, meine Herren, daß nad) allen diefen Richtungen der 
Antrag des Herrn Abgeordneten Wacler (Schweidnig) den Vorzug vor der 
jegigen Faſſung verdient, und bitte ich um deffen Annahme. 

Präfldent: Es iſt Niemand mehr gemeldet, die Diskuffion ift gefchloffen. 

Der Antrag des Abgeordneten Wachler (Schweidnig) kommt zunächſt zu 
einer eventuellen Abſtimmung; derfelbe geht dahin, an zwei Stellen in der Nr.3 
ftatt „Forſtbeamte“ zu jagen „der mit dem Forſtſchutz betrauten Perjon“. 

Diejenigen, welche eventuell dieſe Aenderung nad dem Vorſchlage des Ab- 
geordneten Wachler (Schweidnig) annehmen wollen, bitte ich aufzuftehen. — 
Geſchieht.) 
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Das ift die Majorität. 

Ich kann wohl Tonftatiren, daß der $ 3 mit diefer Aenderung vom Haufe 
angenommen ift. 

Ich eröffne die Diskuffion über den 54. — Derfelbe ift ohne Abftimmung 
angenommen. 

Bei 8 5 Hat das Wort der Abgeordnete Schröter (Barnin). 

Abgeordneter Schröter (Barnim): Meine Herren! Ich hatte zu diejem 
Paraphen in zweiter Lejung den Abänderungsantrag geftellt, die Worte „des 
Entwendeten“ in die Worte: „des Gehehlten” zu verwandeln; diejer Antrag ift 
abgelehnt worden. Die Erklärung, welche der Herr Berichterftatter bei der Be- 
rathung abgegeben bat und von der ich erft Kenntniß erhalten babe durch 
Lefung des ftenographiichen Berichtes, da ich wegen der Unruhe im Haufe von 
bier aus die Worte des Herrn Berichterftatter8 nicht verftehen konnte, veranlaßt 
mich, heute noch einmal mit kurzen Worten auf die Sache zurüdzulommen. 

Der Herr Berichterftatter nannte meinen Antrag unfhuldig und überflüſſig, 
indem er diefes Urtheil dadurch begründete, daß er ausführte, e8 würde feinem 
Richter einfallen, der. Berurtheilung wegen Heblerei ein Werthsobjekt zu Grunde 
zu legen, welches aus Diebftählen herrühre, die der Dieb während einer ganzen 
Woche ausgeführt habe. Nuu, meine Herren, diefe Auffaffung meiner Anſchau⸗ 
ung ift allerdings unfchuldig, denn das hat mir niemals einfallen fünnen, daran 
zu denken, daß der Richter einen Hehler verantwortlich machen könnte für eine 
Reihe von Thaten, die mi. jeinem Vergehen durchaus nichts zu thun haben. ch gehe 
fogar foweit, daß ich annehme, iman will in allen denjenigen Fällen, wo dem 
Hehler das Objekt des Diebftahls felbft nicht bekannt ift, feinen Zweifel darüber 
haben, daß der Hehler nicht verantwortlich gemacht werden kann für das durch 
den Diebftahl Entwendete, und daß die Strafe danach nicht bemeffen werden 
darf. Anders liegt aber die Sache — umd das veranlaßt mich zu meinem Ans 
trage — wenn dem Hehler zufällig die Höhe des Objektes des Geftohlenen be» 
kannt gewejen ift, ob auch dann der Hehler nur beftraft werden joll nad) Maß— 
gabe des Werthes desjenigen, was er aus dem Diebftahl an fi) gebracht hat? 
Da möchte ich denn doch fonftatiren, daß über die Entfcheidung diejer Frage 
allerdings auch unter den Juriſten des Haufes die Anfichten ſehr verjhieden find, 
indem ein Theil annimmt, es müfje dann der Hehler nach der Höhe des Ent- 

emwendeten beftraft werden, während ein anderer Theil meint, es fei, weil die 
Hehlerei eine ſelbſtſtändige Handlung ſei und nicht eine Fortjegung des Dieb- 
ſtahls, auch in einem ſolchen Falle der Hehler nur nad) Maßgabe des Werthes 
des Objekts zu beitrafen, welches er an ſich gebracht hat. Meine Herren, es ift 
das augenfcheinlich eine Frage, die legislatoriſch hätte entſchieden werden müſſen. 
Die entgegenftehenden Anfichten werden von beiden Seiten mit den beften Gründen 
vertheidigt, und find es dieſe Zweifel, die mich zu dem meiner Anfchauung ent—⸗ 
Iprechenden Antrage bewogen haben. Ich babe nad) den gemachten Erfahrungen 
feine Beranlaffung, meinen Antrag heute wieder aufzunehmen; ich wollte nur die 
angegebenen Bedenken bier Eonftatiren und zu gleicher Zeit bemerken, daß es ſehr 
wünſchenswerth wäre, über die angeregte Frage für die künftige Anwendung des 
Gefeges bier aus dem Haufe etwas zu vernehmen. 

Präftdent: Die Diskuffion ift gefhlofjen. Der 85 kommt zur Ab⸗ 
fimmung. Diejenigen, welde gegen den Baragraphen ftimmen, bitte ich aufzit- 
ſtehen. Geſchieht.) 


— 310 — 


Das ift die Minorität, der $5 ift angenommen. 

Auch der 86 ift ohne Widerfprud vom Haufe genehm it 

Zum $ 7 bat der Abgeordnete Bromm das Wort. 

Abgeordneter Bromm: Deine Herren! Wenn ich mid entfchfoffen habe, 
heute nochmals an der Debatte mich zu betbeiligen, jo feien Sie verfichert, ich 
habe das nicht ganz frohen Herzens gethan, ich glaube aber damit einer Pflicht 
zu genügen. die mir al$ Vertreter aus den weftlichen Provinzen obliegt. Ich will 
durhaus nicht die Gründe verfennen, die von den Herren aus den öftlichen Pro- 
binzen ‘geltend gemacht werden für ihre Anfichten, aber ich möchte Doch aud 
bitten, meine Herren, verfennen Sie doch die Gründe nicht ganz, die wir geltend 
machen für unfere Anfichten. Es liegt darin’die Schwierigkeit, daß wir wieder 
ein Gejeg für das Allgemeine machen wollen, was in feinen Wirkungen flir die 
einzelnen Provinzen ganz verjchieden fein. wird. In Einem find wir doch wohl 
Alle einverftanden, wir Alle wollen Schuß des Waldes, und ich bin derjenige, 
der troß der gemachten Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Bernhardt, die ich 
in der Donnerftagfigung nicht fo genau gehört Hatte, wie ich fie jegt in dem 
ftenographijchen Berichte finde, einverftanden mit einem kräftigem Waldſchutz. — : 
SH muß mit einigen Worten auf die Ausführung des Herrn Referenten, Abge- : 
ordneter Berubardt, zurüdfommen. Dem Herren Abgeordneten Bernhardt beliebte 
es in jeiner Entgegnung zu jagen: : 

Die Kommiſſſon war in ihrer Mehrheit der Anficht und hat damals : 
dem Abgeordneten Bromm in diefer Beziehung fehr mißfallen, daß : 
man allerdings in den Fällen hartnädigen Feſthaltens an der Gejeged- : 
verlegung den Muth haben müffe, die Leute härter zu beftrafen. 


Ich will annehmen, daß dem Herrn Abgeordneten Bernhardt in der Hite — 
des Gefechts dieje Aeußerung entfallen ift, daß fie unmöglich den Sinn haben 
joll, wie er hieraus entnommen werden fünnte Der Herr Abgeorduete Bern: 
hardt bezichtigt mich damit, als hätte ih Nachſicht flir wirkliche Frevler verlangt: 
Ich kann mich auf das Zeugniß aller Mitglieder der Kommiſſion berufen, daß 
ich gerade das Gegentheil. verlangt habe, ich habe nur plaidirt für eine mildere 
Auffafjung im Ganzen, namentlich für eine mildere Auffaffung derjenigen Ueber: 
tretungen, die faum ftrafbar fein können. Und wenn der Herr Abgeordnete 
Bernhardt an meinem perjönliden Muthe Zweifel hegt, fo hat er big jett mich, 
nicht auf die Probe geſtellt. 

Der bier ſpeziell vorliegende Antrag, meine Herren, ift, glaube ich, das Ge- 
ringfte, was man billiger Weife fordern kann. Der Antrag verlangt nur für 
ein Objekt, nicht Straffreiheit, fondern nur den Ausſchluß der erhöhten Strafe, 
für ein Objeft, das alljeitig, jelbft von denjenigen die große Verehrer von Beeren 
und Pilzen find, als werthlos bezeichnet worden ift, das Raff- und Lejeholz. — 
Ich habe bei der vorigen Berathung fehon darauf hingewieſen, daß felbit das 
Herrenhaus diefe Beftimmung nothwendig gehalten hat, und ich denfe, das Ab- 
geordnetenhaus wird heute in vielleiht etwas ruhiger Stimmung fein als am 
Donnerftag und ich hoffe, Sie nehmen wenigſtens diefen einen Heinen mildernden 
Zuſatz an. 

Präafident: Der Abgeordnete Freiherr v. Fürth hat mir eben mitgetheilt, 
daß fein Antrag Nr. 286 Ziffer 3 (j. d. Anm, ©. 299) als Zufag nicht zum $ 8, 
fondern zum 87 geftellt if. Diefer Antrag fteht alfo mit zur Diskuffion. 
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Abgeordneter Freijherr v. Fürth: Meine Herren! Ich würde den Antrag 
den ich sub 3 geftellt yabe, dahin reftifiziren, daß der Zufag nicht zu 8 8, fondern 
zu $ 7 beantragt wirb und daß am Schluffe das Wort „hatten“ in „haben“ ver- 
wandelt werden muß. | 

Was die Begründung des Antrags betrifft, fo beziehe ich mich auf dasjenige, 
was der Herr Abgeordnete Bromm gejagt hat. 

Regierungslommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! 
Ich bitte den Antrag abzulehnen. Bereits vorgeftern in der zweiten Berathung 
habe ich zu erläutern verfucht, weshalb die Staatsregierung einen ganz beion- 
deren Werth darauf legt, daß bei der Feftitellung des Rückfalls fernerhin nicht 
Rüdficht genommen werde auf das Objelt, welches entwendet wird. Es führt 
eine ſolche Unterſcheidung zu Schwierigfeiten in der Rechtſprechung, die zur Folge 
haben, daß die Rüdfallsfirafe in den wenigiten Fällen zur Geltung gelangt. ch 
will heute auf die früheren Ausführungen nicht zurüdtommen, es ift ja auch der An- 
trag Beute in fofern ein anderer, als er fich beichränft auf ein einzelnes Entwendungs- 
odjeft, welches bei Berechnung des Rückfalls ausgeichloffen bleiben fol, nämlich 
das Raff- und Lefeholz. Allein gerade dieſes Forftdiebftahlsobjeft ift es, welches 
vornehmlich in der Praxis Schwierigkeiten hervorruft, weil der Begriff des Raff- 
und Leſeholzes gar nicht firirt ift; in einzelnen Provinzen fennt man das Wort 
gar nicht, und da, wo man es kennt, legt man in der einen Provinz ihm eine 
andere Bedeutung bei als in der anderen. Das Allgemeine Landrecht zwar gibt 
aus dem Geſichtspunkte der Servitutberedhtigungen eine Definition, die übrigens 
doch nur für diejenigen Provinz Werth hat, in welchem das Allgemeine Land» 
rt in Geltung fieht, gerade diefe Definition ift es, die zu Schwierigfeiten in 
der Praris führt, weil fie einerfeits nicht übereinftimmt mit dem techniſchem Begriffe 
‚Roff- und Leſeholz“, andererjeitS auch nicht mit dem Begriffe, den der gewöhnliche 
Eprachgebrauch an die Hand giebt. Nah dem Allgemeinen Landrechte würde 
ınter Raff- und Lejeholz auch das fallen, was im $ 1 diefes Geſetzes unter 
Nr. 2 als „Abraum“ betrachtet wird. Eine dem Antrage entſprechende Vorſchrift 
pärde ſonach auf der einen Seite Zweifel in das Geſetz hineinbringen, auf der 
anderen ungleiches Recht in der Monarchie fchaffen. Ich bitte Sie, bei Ihrem 
küheren Votum ftehen zu bleiben, 

Abgeorbneter Bernhardt: Meine Herren! An dem perjönlichen Mutde 
des Herrn Abgordneten Bromm babe ich, gegenüber feiner äußerſt impojanten 
Natur (Obol) und jeinem Gefammtverhalten gegenüber den jchwierigften Ver⸗ 
bältniffen nie gezweifelt. Ich wüßte auch garnicht, welche Veranlaffung ich haben 
lönnte, bei Gejeßgebungsarbeiten mic) auf den perfünlichen Muth des einen oder 
inderen Geſetzgebers zu beziehen. Wenn ich die Neußerung gethan habe, welche 
der Abgeordnete Bromm Ihnen verlejen bat, jo habe ich fie durchaus nicht in 
der Hitze des Gefechts, fondern mit vollem Vorbedacht gethan. 

Wenn ich fagte, es ſei dem Herrn Abgeordneten Bromm mißfällig gemejen, 
daß die Kommiffion bei Fefftellung des Ridfallparagraphen mit Schärfe vor- 
gegangen fei, jo weit es ihr nothwendig erjchienen habe, fo muß ich doch daran 
Tinnern, daß die Mede, die der Abgeordnete Bromm uns hier vorgeftern gehalten 
hat, über diefen Paragraphen doch wohl zu erfennen gab, daß er nicht willens 
var, der Kommiffion auf diefem Wege in allen Konfequenzen zu folgen; aller 
dings war er nicht der Anficht, und das möchte ich ausdrücklich hervorheben, daß 
Man den eigentlichen Holzdiebftahl das heißt den Diebftahl an Holz und Bäumen 
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im Rückfalle nicht mit der hohen Strafe belegen folle, wohl aber hat der Abge- - 


ordnete Bromm damals wie vorgefiern und, ich glaube, auch heute die Auffaffung 


m 


vertreten, daß man die übrigen Waldprodufte ausſchließen jolle von diefer höheren - 
Strafe, und infofern, glaube ich, war ich berechtigt, darauf Hinzudeuten, daß die | 
Kommilfion weiter gegangen fei, als e8 dem Abgeordneten Bromm fympathifch - 
gewejen fei. Etwas anderes wollte ih nicht jagen, und wenn der Wortlaut - 


einen anderen Gedanken zuläßt, jo ift er ja hiermit Mar geitellt. 


Ueber das Raff- und Lefeholz, welches neuerdings beantragt ift, von den - 
höheren Strafen des Rückfalls auszufchließen, hat der Herr Vertreter des Fuftiz- - 
minifters bereit3 die Einzelheiten Ihnen gegeben. Ich möchte das nur nach allen : 
Nichtungen beftätigen und noch darauf aufmerffam machen, daß der Begriff . 
Raff- und Lefeholz Überhaupt gar fein feftftehender, nicht allein in den einzelnen . 
Provinzen verjchieden ift, fondern auch in der Zeit fih ändert, nämlich nach der . 


Intenſität der Holzausnugung überhaupt. Was wir Kaff- und Lefeholz nennen, . 


fett fich zufammen aus natürlich abgefallenen Baumtheilen, Zweigen und Aeften, . 
und aus dem, was bei der Ausnugung und dem Ausformen des Holzes in 
Stämmen, Stangen und Klafterftößen liegen bleibt von ſchwächeren Holztheilen, 
die nicht zu vermwerthen find. Wo man bei der Holznutzung weiter geht und 
ſchwaches Reifig verwerthet, wird der Begriff von Raff- und Lejeholz im weſent- 
lich negativem Sinne verändert. Schon diefen Verhältniffen gegenüber erfcheint | 
es äußerſt bedenklich, ohne eine ganze ftrifte Definition einen Begriff in das Geſetz r 


einzuführen, der zu einer Menge von Berwirrungen und Berjchiedenheiten in 


12 


der Auslegung und Anwendung der Geſetze führen müßte, und ich bitte Sie 
deshalb, aus dieſen Gründen den Antrag abzulehnen und den Paragraphen un- 


verändert annehmen zu wollen. 


Abgeordneter Bromm: Meine Herren! Weder die Ausführung des Herrn 
Regierungskommiſſars noch die Ausführung des Abgeordneten Bernhardt kann ich 


für zutreffend halten. Es hat ſich — bis jett wenigftens ift das nicht nachgewiefen — 


* 
* 


nicht herausgeſtellt, daß über den Begriff Raff- und Leſeholz ein Zweifel wäre. : 
Ich will auf die Sache nicht weiter eingehen, da die Diskuffion zur Erbaufich- : 
feit des ganzen Haufes nicht beiträgt. Ich will nur nod) daran erinnern, Daß 
das Motiv meines Antrages ift, ih will Milde und Humanität, und das follten . 
ſelbſt die Herren nicht außer Acht laffen, die dem Waldbefiger ein firifteg Recht : 
zugeftehen, in dem Sinne, wie Herr Graf Bethufy fich Hier geäußert hat, ich . 
will das auch durchaus nicht einmal beftreiten, ich appellire aber an Ihre Hu— 


manität. Bergeffen Sie doch nicht, wie die Sache im Laufe der Jahrhunderte 


gekommen ift, daß Hunderttaufende von Menfchen rechtlog am Wuld, am Grund ö 


und Boden geworden find. (Oh! Oh!) 

Abgeordneter Beleites: Ich erlaube mir zu den Gründen, welche Der 
Herr Regierungstommiffar bereit$ gegen den Antrag "angeführt hat, noch zwei 
hinzuzufügen. Erſtens fcheint mir die Faffung die Abficht des Herrn Antrag- 


ftellerd nicht vollftändig auszudrüden, infofern er bei Rüdfällen nır die Ber- 


urtbeilungen berüdfichtigt mwiffen will. Es würde dies zur Folge haben, daß 
wenn der neue Yal ein Raff- und Lejeholzfall ift, die Rückfallſtrafe eintritt, 
wenn nur die früheren Berurtheilungen wegen anderer Straffälle ausge- 
ſprochen find. 

Ferner wollte ich darauf aufmerffam machen, daß nad) der jetzigen Faſſung 
des SS in allen Fällen des Rückfalls, felbft mo der dritte Rüdfall vorliegt, eine 
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Geldftrafe feftgejeßt werden fan und das Minimum diefer Strafe eine Mark ift. 
Das Strafmaß, weldyes alfo flir die von dem Antragfteller vorzugsweiſe befür- 
norteten Fälle vorliegt, wird eine Zufagftrafe von 1 Mark neben der ordentlichen 
Strafe fein; im Ganzen wird aljo der Richter auf eine Strafe von 2 Mark jelbft 
im dritten Rückfalle heruntergehen können. Auf eine niedrigere Strafe wird er 
shon auf Grund des $ 7 nicht heruntergehen können, und nun meine ich, daß es 
dem Kontravenienten gleichgiltig fein wird, wenn er dieje Strafe von 2 Marl 
zu zahlen hat, ob er fie als Zujatfirafe neben der einfachen Strafe oder nur 
als einfache Strafe nad dem Antrage des Abgeordneten Freiherrn von Fürth 
zahlt. Wenn Sie diefe im ganzen doch fehr zweifelhaften und geringfügigen 
Bortheile, die Sie dem Kontravenienten zumenden wollen, mit dem Nachtheil 
vergleichen, die der Antrag berbeifüihren wirde und die der Herr Kommiſſar 
bereitS vorgeführt hat, jo werden Sie ſich um fo mehr veranlaßt fühlen können, 
den Antrag abzulehnen. 


Ich mache noch dabei aufmerfjam, daß, wenn diefer Antrag angenommen 
wird, es nothwendig ift, daß der Amtsanwalt in feinem Berzeichniffe für jeden 
1 der vielen Fällen, die darin angeführt find, nicht bloß das Datum des Erkennt⸗ 
niffes auzuführen bat, fondern auch den Gegenftand der früheren Kontraventiong- 
fälle, und daß fi das auf alle Strafbefehle, die der Richter zu erlaffen hat und 
alle Erfenntniffe, und daß in jedem einzelnen Falle eine befondere eftftellung 
nothwendig fein wird. Ich glaube daher, daß Sie damit eine Mebrarbeit den 
Beichlüffen der Kommiffion und der zweiten Lefung gegenüber jchaffen würden, 
welche in feinem Berhältniß fteht zu den fehr zweifelhaften Erfolgen, die im In— 
tereffe der Kontravenienten nach dem Sinne des Herrn Antragfteller8 herbeigeführt 
werden jollen. 

Sch Tann Sie daher nur bitten, den Antrag abzulehnen. 


Präſident: Der Schlußantrag ift wiederholt durch die Abgeordneten 
Bagener (Stralfund) und Hildebrand. Diejenigen, welche diejen Antrag unter- 
fügen wollen, bitte ich aufzuftehen. 

Die Unterftügung reicht aus. 

Die Diskuffion ift gefchloffen. 

Es wird eventuell abgeftimmt über den Antrag des Abgeordneten Freiherrn 
dv. Fürth und dann über den Paragraphen definitiv. 

Ich bitte den Antrag zu verlejen. 


Schriftführer Abgeordneter Dr. Freiherr v. d. Goltz: 
Das Haus der Abgeordneten wolle bejchließen: 
Dem 57 zuzufegen: „Bei Feftftellung des Rückfalls bleiben außer 
Betracht die Verurtheilungen wegen Yorftdiebftähle, welche Raff- und 
Lefeholz zum Gegenftande hatten. 


Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefen Zufa bejchließen wollen, 
bitte ich aufzuftehen. (Gejchieht.) 

Das ift die Minderheit; der Antrag ift abgelehnt. 

Es kommt jegt der Paragraph zur Abftimmung. Diejenigen, welde für 
den 8 7 Stimmen wollen, bitte ich aufzuftehen. (Gefchieht.) 

Das ift die Majorität; der Paragraph ift angenommen. 

Beim 8 8 hat das Wort der Abgeordnete Beleites. 
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Abgeordneter Beleites: Meine Meldung zum Wort bezog ſich auf den 
Antrag des Abgeordneten von Fürth, der urſprünglich zu dem $ 8 geſtellt war. 
Nachdem der Antrag bei $ 7 verhandelt ift, verzichte ich auf das Wort. 

Prafident: Der Herr Abgeordnete verzichtet auf das Wort. Der 8 8 if 
ohne Diskuſſion angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion über die 8S$ 9—13. — Die 88 I—13 find ge- 
nehmigt. 

Zum $ 14 bat das Wort der Abgeordnete Seydel. 

Abgeordneter Seydel: Meine Herren! Wie bei $ 3 wollte ih mir nur 
noch eine Anfrage erlauben, die vielleicht, da wir ja einen Referenten in dritter 


Leſung nicht mehr haben, durch irgend ein Kommiffiongmitglied erledigt wird. 


In 8 14 heißt e8: 
„Tatt der im $ 13 vorgefchriebenen Gefängnißftrafe kann der Berurtheifte 
zu Forſt- und Gemeindearheiten angehalten werden“. 

Meine Herren, dabei erhebt ſich doch unwillkürlich die Trage: „er kann dazu 
angehalten werden“, von wen heißt das hier? Gefchieht das auf Antrag des 
Beihädigten, ift es Tediglich in das Ermeſſen des Richters geſetzt, ob er den 
Fall dafür angemeffen hält und wie ift ein Privatwaldbefiger in der Lage, Forft- 
und Gemeindearbeiten zu beanfpruchen, wenn er, ich will jagen, einen Heinen 
Waldbeſitz Hat, wie hier das fehr häufig ift, ein paar Morgen etwa 20, weldye 
Vorftarbeiten und Gemeindearbeiten fol er in Anſpruch nehmen? Soll die 
Strafe fo lange aufgejchoben werden, biß er einmal in der Forft etwas zu thun 
bat umd dann die Forftarbeiten in Anſpruch nehmen können? 

Regierungskommiſſar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Die Staats- 
Regierung faßt die Beitimmung des $ 13 dahin auf, daß der Richter darüber 


zu befinden bat, ob an Stelle der Gefängnißitrafe eine Arbeit eintreten fol. — . 


Meine Herren, in das Belieben des Beihädigten kann die Entjcheidung hierüber 
ſchon um desmillen nicht gelegt werden, weil der Beftrafte möglicherweije nicht 
in der Lage ift, Arbeiten zu leiſten. Es fann ja der Fall jein, daß der Ber- 
urteilte ein Krüppel oder ein Kind oder ein arbeitsunfähiger Greis ift; es muß 
alſo jedenfall der Richter darüber befinden, ob an der Stelle der Gefängniß- 
firafe im fonfreten Falle die Arbeitsftrafe Pla greifen fol. Andererfeits wird 
aber der $ 13 auch ergänzt durch die Beftimmung im $ 34, wonach entjprechende 
Rüdfiht genommen werden fol auf die Wünſche des Beihädigten. Es heißt im 
834 Abfaß 2: | 
Wenn der Beihädigte im Falle der Nichteinziehbarfeit der Geldſtrafe 
Arbeiten, welche den Erforderniffen des $ 14 entſprechen, nachmeift, fo 
joll der Verurtheilte zu folgen Leiftungen angehalten werden. Diefe 
Nachweiſung ift nicht mehr zu berüdficgtigen, fobald mit einer ander- 
weiten Vollſtreckung der Strafe begonnen ifl. 
Darin liegt aljo Die Anmeifung des Gefeges an den Richter, daß er, fofern 
im konkreten Falle die Arbeitsftrafe überhaupt als angemeſſen erachtet worden 
ift, auf die Wünfche des Beſchädigten entſprechende NRüdficht zu nehmen habe. 
Hierbei will ich bemerken, wie ich meinerfeit3 der Anficht bin, daß, wenn der 
Nichter erfannt hat, es dürfe an Stelle der Gefängnißftrafe eine Arbeitsftrafe ein- 
treten, und wenn der Beſchädigte feinerfeitS Arbeiten nicht nachweift, der Richter 
den Verurtheilten zu anderweit nachgewiefenen Arbeiten, die etwa in einer anderen 
Gemeinde oder zu Staatszweden ausgeführt werden, heranziehen kann. 


4 
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Abgeordneter Beleites: Ich Hatte nur die Abficht, die Auskunft zu er- 
theilen, die der Abgeordnete Seydel begehrt Hat und die von dem Herrn Regierungs« 
fommiffar bereits ertheilt ift. 

Prafident: Die Disfuffion iR gejchloffen, diejenigen, melde gegen 
den $ 14 ftimmen wollen, bitte ich fich zu erheben. (Paufe.) 

Der Paragraph ift angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion tiber die SS 15 und 16 gemeinfchaftlih und über 
den Antrag des Abgeordneten Freiheren von Fürth Nr. 286, Ziffer 4. 

Der Abgeordnete Freiherr v. Fürth hat das Wort. 

Abgeordneter Freiherr vo. Fürth: Meine Herren! Unfer jegiger Antrag 
den wir fchon in der zweiten Lefung geftellt hatten, ift, wie ich aus dem ſteno— 
graphiſchen Bericht erjehen babe, von unferem verehrten Herrn Referenten in 
einer bedauerndwerthen Weife mißverftanden worden. Der Herr Referent hat 
geglaubt, wir wollten das Recht der Forftihugbeamten in einzelnen Fällen, die 
Inſtrumente der Forſtfrevler in Beſchlag zu nehmen, um fie als Ueberführungs- 
Rüde zu gebrauchen, aufheben. Meine Herren, einen derartigen Antrag einzu— 
bringen, würde ih, als Juriſt, mich geſchämt haben; auf das Recht der Forft- 
beamten in einzelnen Fällen. die Inftrumente in Beichlag zu nehmen, um fie 
jpäter als Ueberführung zu brauchen, hat mein Antrag nicht den mindeften Ein- 
fluß Ich babe zur Begründung meines Antrages darauf hingewieſen, daß die 
Vorſchrift des früheren preußiſchen Strafgefegbuches hinfichtlich der Konfiskation 
der zu einem Vergehen gebrauchten Werkzeuge durch den 8 40 unferes jegigen 
Strafgejegbuches abgeändert worden ift, und daß diefe Abänderungen darin 
ihren Grund haben, daß der Gejetgeber felbft dem ſchwerſten Verbrecher gegen: 
über nicht ftatuiren wollte, daß ihm, nachdem er feine Etrafe beftanden, das 
Werkzeug, deffen er in der Arbeit, womit er fi und feine Yamilie ernährt, be- 
Darf, vorbehalten werde Ich hatte darauf Hingewiefen, wie unfere Prozeß: 
ordnungen vorfchreiben, daß bei Erefutionen das Werkzeug des Handwerkers ge- 
fchont werden foll, damit den Manne die Mittel, fih und feine Familie zu er- 
nähren, erhalten werden. Ich Habe fodann daranf aufmerkjam gemacht, dag auch 
die Werkzeuge der Forſtfrevler, ıhre Art, Säge, Harken, in der Regel Werkzeuge 
find, deren fie zu ihrem berufsmäßigen Erwerbe bedürfen. Meine Herren, Sie 
haben meine Gründe nicht widerlegt. Es ift einfach darüber zur Tagesordnung 
fibergegangen. Nun erlaube ih mir, Sie zu bitten, daß Sie ſich einmal die 
Frage vorlegen: wenn fih in der Näbe Ihrer Güter oder Ihrer Waldungen 
ein Wohlthätigleitsverein gebildet hätte, der fi) zur Aufgabe gemacht hätte, die 
Forſtfrevler moraliſch zu heben und fie zu ehrlichen Leuten heranzubilden, wenn 
ein folder Wohlthätigkeitsverein für einzelne Leute, die fein Arbeitsgeräth, kein 
Werkzeug zur Arbeit mehr haben, Tollektirte, um jenen Lenten Sägen, Aexte und 
anderes Arbeitszeug zu verjchaffen, — ich glaube, meine Herren, Sie würden 
alle bereit fein, einen foldden Verein zu unterftügen, und zu den Kolleften, die 
er anftellte, beitragen; das würden Sie nicht nur aus religiöfen oder Humanitäts- 
gründen, Sie würden dies auch deshalb thun, weil es in Ihrem eigenen In— 
tereffe läge. Nun, meine Herren, frage ich: wie können Sie e8 damit vereinigen, 
daß Sie in einem anderen alle demjenigen, der einmal feine Werkzeuge zu einem 
Froſtfrevel mißbraucht hat, diefelben abnehmen laffen wollen und ihn dadurd, 
dag Sie ihm fein Werkzeug zur ehrlichen Arbeit nehmen laffen, erft recht zum 
Diebe machen? Meine Herren, ich habe ferner darauf angetragen, menigftens 
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diejenige Aenderung des $ 15, die in unferem Antrage angegeben ift, vorzunehmen, 
und als ich darüber fprach, habe ich darauf Hingewiejen, daß die Regierung aud) 
im Jahre 1852 eine Vorlage gleihen Inhalts gemacht hat, daß aber damals die 
erfte Kammer, das jetige Herrenhaus, die Vorlage ganz bedeutend gemildert hat 
und mwenigftens iin denjenigen Fällen, wo Jemandem fein Werkzeug ohne jein 
Wiffen und wider feinen Willen weggenommen worden ift, die Konfisfation gegen 
ihn ausgefchloffen hat. Ach Hätte mich zu erwarten berechtigt halten können, 
daß, wenn Sie meinen Antrag nicht zuftimmten, fi aus Ihrer Mitte Jemand 
erhoben und den Antrag ftellen würde, e8 bei dem beftehenden Rechte des Gejetzes 
von 1852 zu belaffen und nun den jegigen Paragraphen ebenjo abzufafjen, wie 
$ 17 des Geſetzes von 1852. Ich will mir erlauben, denfelben Ihnen vorzulefen. 
Es heißt nämlich in $ 17: 
„Xerte, Sägen, Beile und andere Werkzeuge, welche zur Begehung 
des Holzdiebftahls gebraucht worden find, follen ohne Unterſchied, ob 
fie dem Schuldigen gehören oder ihm von anderen überlaffen find, 
für confiszirt erklärt werden.“ 

Es wird alfo hier allerdingd auch in gewiffen Fällen der dritte Eigenthiimer, 
obgleih er am Forftfrevel ganz unichuldig ift, durch die Konfiskation benadh- 
theiligt; aber e8 wird wenigftens nicht derjenige benachtheiligt, dem die Sachen 
ohne fein Wiffen und Willen mweggenommen worden find. . Man benadh- 
theiligte nur in dem Falle den Eigenthümer, wenn er fein Werkzeug, obgleich zu 
erlaubten Zweden, dem Thäter übergeben bat. In einem foldyen Falle Hat 
fih derfelbe die Konfiskation in fo fern felbft zuzufchreiben, als er fo unvorfichtig 
gewejen ift, einem Manne, der das Werkzeug mißbrauchen Tonnte, dafjelbe zu 
leihen. Ich kann auch den in $ 17 ausgejprochenen Grundſatz nicht billigen ; 
ich hätte aber erwarten können, daß denjenigen Herren, die meinem Antrag nicht 
beigetreten find, vielleicht eine Milderung des Entwurfes im Sinne des verlefe- 
nen $ 17 beliebt Hätte. 

Meine Herren, der Herr Referent bat noch, um mich zu widerlegen, fi auf 
die Analogie der Beftimmung berufen, die in unferem Strafgefegbuche hinfichtlich 
der in Händen eines Wilddiebes befindlichen Fagdgeräthe entalten if. Sch habe 
bereit3 gejagt, daß dieſe Beftimmung im Jahre 1869 im Reichstag des nord- 
deutjchen Bundes mit großem Widerſpruch der liberalen Parteien durchgegangen 
ift. Der Herr Referent hat aber meiner Meinung nad) geirrt, wenn er zwijchen 
den Forftdiebftahl und Wilddiebftahl eine Analogie angenommen. Allerdings 
werden fie beide im Walde verübt und machen beide dem TForfibeamten viel zu 
Schaffen. Dies ift aber nur eine äußere accidentielle Gleichheit, aber keine innere 
wejentliche Analogie. Man hat, als in Jahre 1869 im Reichstage des nord- 
deutichen Bundes jene Beftimmung binfichtlic) des Wilddiebſtahls angenommen 
wurde, hauptfächlich darauf hingewieſen, was die Wilddiebe und diejenigen, die 
mit ihnen verkehrten, für gefährliche Leute fein. Man Hat fogar damald die 
Debatte mit fchredlichen Mordgejchichten gewürzt; ich glaube aber, das, was 
man von der Gefährlichkeit der Wilddiebe gejagt Hat, paßt nur in einzelnen 
Fällen auch auf Forfifrevler, im Allgemeinen aber nicht. Ich wenigftens kann 
die armen Weiber, die ſich Gras im Walde holen und Holz zum Kartoffellochen, 
noch nicht für fo fchredlich gefährliche Leute halten. Dann muß ich noch daranf 
aufmerlfan machen. Es wird feltener vorlommen, daß ein Wilddieb einem 
Anderen ohne defjen Wiffen die Flinte aus dem Schranke genommen oder die 
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Schlingen aus dem Hauje geholt hat, als daß Jemand das Tändliche Arbeits: 
jeng eines Anderen ohne dejjen Wiſſen und Willen gebraucht. Sie wiffen, wie der- 
gleichen Werkzeuge auf dem Lande ganz häufig umbherliegen ohne Berjchluß, und 
wie auch bei der Art und Weife, wie die ärmeren Leute auf dem Lande unter- 
einander wohnen, es leicht gefchehen kann, daß einer des anderen Werkzeug ge: 
braucht. 

Ich bitte Sie nun noch einmal, meinen Antrag anzunehmen. 

Regierungstommifjarius Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Ich bitte 
Sie, die beiden Anträge v. Fürth abzulehnen. Was den eventuellen Antrag an- 
langt, der nicht die volftändige Streichung der 88 15 und 16, fondern nur eine 
Einſchränkung der darin enthaltenen Beftimmungen in Ausfiht nimmt, fo will 
ih nicht näher anf denfelben eingehen, weil bereit$ bei der zweiten Leſung das 
Geniigende darüber gejagt ift und meil ich zuverfichtlich annehme, daß das Hohe 
Hauß auch hier bei feinen früheren Beſchlüſſen ftehen bleiben werde. In Betreff 
des prinzipalen Antrages aber, welcher die vollfländige Streihung des $ 15 in 
Ausfiht nimmt, glaube ich darauf aufmerlfam machen zu follen, daß die Herrn 
Antragfteller wohl die Tragmeite ihres Antrages nicht vollftändig überſehen. Was 
würde nämlich die Folge fein, — wenn der Antrag zur Geltung läme, wenn 
| alfo der $ 15 geflrichen würde? Nach einer gemifjen Richtung hin würden ja 
die Herren Antragfteller ihre Abficht erreichen, daß nämlich die Konfislation be» 
ſchränkt würde auf ſolche Gegenftände, die dem Thäter oder Theilnehmer gehören. 
Aber in einer anderen Richtung würde gerade das Gegentheil eintreten von dem, 
was die Herren Antragfteller anftreben. Denn wenn die Beftimmungen über die 
Kon fisfation hier geftrichen würden, dann treten an ihre Stelle die allgemeinen 
Grundjäge des Strafgefegbuches, es würde dann alfo Platz greifen die Be 
fimmung des $ 40 des Strafgefetsbuches, daß heißt, e8 würden dann der Kon- 
fisfation aud die Thiere und die Transportmittel unterliegen, wenn ſchon aller- 
dings nur die dem Thäter oder Theilnehmer gehörigen. In dieſer Beziehung 
enthält ja der 8 15 gerade eine Abſchwächung der ıllgemeinen Grundfäte des 
Strafgeſetzbuches zu Gunften der Forfidiebe. Die Herren Antragfteller ſcheinen 
dies wohl nur überjehen zu haben. 

Abgeordneter Bernhardt: Der Herr Abgeordnete Freiherr v. Fürth bat 
mir nicht einen Vorwurf gemacht, aber mir gegenüber doch hervorgehoben, daß 
ih ihn mißverftanden zu haben ſcheine. Ich will dies gern zugeben; bei der 
theilweife im Haufe herrſchenden Unruhe war es mir allerdings auf dem Stuhle 
des Referenten nicht immer möglich, jedes Wort zu verſtehen; aber einer Aeuße— 
rung des Herrn Abgeordneten v. Fürth möchte ich doch mit aller Beftimmtheit 
entgegentreten. Wenn er davon geredet hat, daß wir durch die Einziehung den 
arbeitenden Klafjen notwendige Geräthe entziehen, und daß es wohl eine Wohl« 
thätigfeitSanftalt geben könnte, welche Aerte wiederanfchaffte, um fie den Holz: 
dieben wiederzugeben, jo muß ich fagen, ich würde mich an einer ſolchen Wohl« 
thätigkeitsanſtalt nicht betheiligen. Ich würde fie halten für ein Leihinftitut fiir 
Sorftdiebftahlgeräthe. 

Meine Herren! Wir haben in den 88 15 und 16, wie ich meine, durch die 
Annahme des Antrages des Abgeordneten NReichensperger eine fehr wefentliche 
Berbefferung der Vorlage bewirkt. Laſſen Sie uns dabei ftehen bleiben, und 
nehmen Sie nun unverändert die beiden Paragraphen in ber Faſſung der zweiten 

Leſung wieder an. 


Jahrb. d. Br. Yorft- u. Zagd⸗Geſetzg. X. 21 
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Präſident: Es ift der Schluß der Distnffion beantragt. 

Diejenigen, welche den Antrag unterftüten wollen, bitte ich, fidh zu erheben. 
(Geichieht.) 

Die Unterſtützung reicht aus. 

Die Distuffion ift gefchlo ffen. 

MWir werden über die Paragraphen getrennt abftimmen bis $ 15 zunächſt 
über den Vorſchlag des Freiherrn von Fürth. Ach bitte den letzteren zu ber- 
lejen. 

Abgeordneter Schriftführer Dr. Freiherr v. d. Goltz: 

Das Haus der Abgeordneten wolle befchließen: 
Falls 8 15 beibehalten wird, anftatt der Worte: 
„ohne Unterfchied, ob fie dem Schuldigen gehören oder nicht“ 


zu fegen: „fofern fie dem Thäter oder Theilnehmer ge: | 


hören.” . 
Präfident: Diejenigen, welche eventuell diefe Aenderung in 8 15 vor 
nehmen wollen, bitte ich, aufzuftehen. (Gejchiebt.) 
Es ift die Minderheit, der Antrag if abgelehnt. 
$ 15 kommt unverändert zur Abflimmung. Diejenigen, welche denfelben atı- 
nehmen wollen, bitte ich, aufzuftehen. (Gejchiebt.) 


Das ift die Vrajorität. Ich ſkann wohl ohne Abſtimmung Tonftatiren, daß - 


auch 8 16 angenommen ift. 
Ich eröffne die Diskuſſion über $ 17. 


Abgeordneter Hoffmann (Liegnik): Das, was ich zu jagen habe, hätte - 
fih vielleiht auch bei einem anderen Paragraphen anfchließen laſſen. Dieſer 
jegige $ 17 ift eine genaue Wiederholung der gleichen Beftimmungen des alten . 
Forftdiebftahlsgefeges und da ftand er eingereiht unter die Beſtimmungen zur . 
Verhütung des Diebftahld. Es jcheint mir nun nicht unwichtig, an diefer Stelle _ 
auch no auf Etwas binzumeifen, was jehr Träftig den Holgdiebftahl verhüten 
könnte. ES wird dies auch den humanitären Beftrebungen, die fo häufig den . 
Anträgen, die gefallen find, zu Grunde gelegen haben, gewiffermaßen Rechnung 
tragen. Ich glaube auch, daß das, was ich fage, vielleicht nicht ganz wirlungd- 


108 verhallt, weil eö eben in diefem Haufe, von diefer Stelle aus geſprochen 
wird. Ich bin für meinen Theil der Ueberzeugung, daß bejonders ftrenge Strafen 
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“im Sinne einer Abfchredungstheorie einen befonderen Effekt nicht haben. Das 


findet fich ja überall. Wohl aber bin ich allerdings der pflichtmäßigen Anfiht, 
daß eine energifche Handhabung der vernünftigen Strafgefege noth thut. Am 


ebeften fchwindet nad meiner Meinung der Forfidiebftahl mit der fleigenden 


Kultur. Wenn es fi zeigt, daß derjenige, der big dahin in den Wald lief, 


Gelegenheit hat, einen lohnenden Tagesgewinn zu erzielen durch Arbeit, fo wird 


allerdings am rafcheften der Sorftdiebftahl abnehmen. Wenn es damit aud gute _ 
Wege hat, und fromme Wünfche in diefer Richtung die Hauptſache find, fo meine 
ich doch, meine Herren, daß auch die Forfiverwaltung Mandes ihun kann, um 


den Forfidiebftahl mehr zu verhüten, mehr als bisher ımd nicht etwa blos im 


Sinne eines befonders ftrengen Forſtſchutzes, denn ich bin der Anficht, daß doch 
die erſte Vorausſetzung iſt für das Aufhören des Forſtdiebſtahls die Möglichkeit 
der Beſchaffung des Brennmaterials. — Es giebt ja Gegenden, in denen das 
leicht möglich iſt, weil Torf und Kohlen genügend vorhanden ſind, aber es giebt 


auch in der That Gegenden, wo es ſehr ſchwierig iſt, ſich gutes Brennholz zu 
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beihaffer, weil jene Sutrogate fehlen. Ich bin der Anſicht, daß eine gefunde 
yorfiverwaltung in erfter Linie zu forgen bat, daß immer genügendes Brenn— 
material auch für unbemittelte Käufer bereit geftellt wird. Mir find Fälle be- 
fnnt, in denen, weil die Verwaltung eine büreaufratifche und ungeſchickte war, 
oder weil althergebrachter Schlendrian herrfchte, die Auktionen entweder blos 
mitten im Winter abgehalten wurden oder in der Art und Weife, daß die unbe- 
mittelten Leute ſich kaum betheiligen konnten. Dann ift die Klage allerdings 
wohlberechtigt, wenn die Leute fagen, wir wohnen mitten im Walde und wir 
möchten .gerne Holz kaufen, aber wir können es nicht, denn e8 werden nur viele 
Raummeter auf einmal oder fo und fo viel Stämme verfauft, fo daß nur Holz« 
hindfer mitbieten können oder Leute, die einen Zwiſchenhandel treiben, der das 
Holz vertheuert. Fc habe zum Beifpiel die Bemerkung gemadt, daß auch der 
Modus, wie folde Auktionen in den Gemeinde, und Staatsforften ftatthaben, 
ehr werfchieden if. Manchmal bieten die Herren Oberförfter nur in irgend 
anem Wirthsaus das Holz aus, während die Gemeinden hingegen an Orten 
mitten im Walde das Auktionsgefhäft vornehmen und dabei beffere Rejultate 
erzielen ıımd den Bietern näher treten. Nun glaube id), daß es Sache einer ge: 
iunden Forſtverwaltung iſt, geringwerthige Hölzer, wie Reifige, gerodete Stöde 
‚nd jo weiter in genügender Anzahl bereit zu flellen für die Bedürfniffe der 
Sonjumenten. Dann müßten auch die Aultionstermine fo eingerichtet werden, 
daß fie vor Beginn des Winters gefhehen. Diefe Bemerkungen find nicht ganz 
wecklos; ih weiß, daß Befchwerden in diefer Beziehung ftattgefunden haben. 
Ich Bin Der Anficht, wenn in folcher Weife den Perfonen, welche dem Walde 
'‘daden und die Neigung zu Forfidiebflählen haben, jeder Einwand, jeder Bor- 
wand genommen wird, der aus der Bedlirfnißfrage fich ableiten läßt, daß dann 
nit gutem Gewiffen um fo firenger der Forft- und Waldſchutz gehandhabt 
werden Tann. Sorgen doch die Forfiverwaltungen in fehr ähnlicher Weife für 
hre Holzfchlägerfamilien. Ich möchte nur, dab das Feld dieſer Sorge ein 
größere würde. Daß es viele wohlmollende Privatwaldeigenthlimer giebt, die 
hente fchon fo denken, weiß ich fehr genau; ich wünſchte nur, daß diefe Anregun⸗ 
gen, die von diefer Stelle gegeben werden, noch weiteren Anklang finden möchten, 
dann wäre id) ganz zufriedengeftellt. 

Bräfldent: Die Distuffion ift gefchloffen. — Wird eine Abflimmung ver- 
fangt ?_ (Wird verneint.) 

Der Paragraph wird ohne Abftimmung angenommen. 

Ich eröffne die Diskuffion tiber die 88 18—26, bis inklufive 26 ange» 
nommen. 

Beim $ 27 ift wohl in Konfequenz desjenigen Antrages des Abgeordneten 
Wachler (Schweidnig), den wir beim $ 3 angenommen haben, der Antrag deö- 
ſelben Herren zu dem fünften Abfa des Paragraphen anzunehmen, aljo ftatt 
„Korfibeamten“ zu fegen „die mit dem Forſtſchutz betrauten Perjonen”. Das 
Haus erkennt das als eine einfache Konfequenz des Beſchluſſes zu 8 3 bier- 
mit an. 

Ss 28-33 — ohne Diskuffton angenommen. | 

Zu $ 34 hat der Abgeordnete Bernhardt das Wort zur Geſchäftsordnung. 

Abgeordneter Bernhardt: Ich möchte den Herrn Präfident bitten, über 
die beiden Worte im erflen Abſatz „Abſatz 2“ getrennt abſtimmen zu lafſen. 
Nachdem nämlich der 8 8 in einen einzigen Abſatz ausgeformt zalaube ich, 
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müffen wir diefe beiden Worte aus dem Geſetz herausbringen, und wir Können 


das, indem wir fie vermwerfen, im Uebrigen aber den Paragraphen unverändert 


annehmen. 


Präfident: Meine Herren, dazu wird e8 wohl keiner Abflimmung be 
dürfen, daß ift eine redaktionelle Konfequenz. Die beiden Worte „Abjag 2” 


werden geſtrichen. 


Zu $ 34 und 35, über welche die Diskuſſion vereinigt wird, hat der Ab- 


geordnete Windthorft (Bielefeld) das Wort. 


Abgeordneter Windthorft (Bielefeld): Geftatten Sie mir, an diefer Stelle 
einen furzen Verſuch, in diefem eben fo wichtigen als in mandyen Beftimmungen 
bedenklichen Geſetz eine nach meiner Anficht wefentliche Berbefferung anzubringen 
Ich erlaube mir nämlich, Ihnen den Borfchlag zu machen, die SS 34 und 35 zu 
fireihen. Ich merde bei der Begründung dieſes Antrages kurz fein können und 
zwar deswegen, weil es nad) meiner Auffaffung nur einer Erwähnung der Ent- 


ftehungsgefchichte diefer Paragraphen bedarf, um Sie mit meinem Antrage zu 


befreunden. Sie werden fofort erkennen, daß die in diefen Paragraphen ent 
haltenen Befimmungen total von allen Rechtsprinzipien, wie fie unferen fonfti- - 
gen allgemeinen und fpeziellen Geiegen zu Grunde liegen, abweichen. Es if 
darin die Beftimmung ausgeſprochen, daß die Geldftrafen, welche megen Weber- 
tretung des Holzdiebftahlsgejeges von den Gerichten verhängt werden, nicht der 
Klaffe, dem Fiskus, fondern dem Gefchädigten zufließen follen, wobei Sie berüd- ' 
fihtigen müffen, daß jedes Mal neben der Geldftrafe zu gleicher. Zeit auf Erſatz 
des Werthes des Entwendeten erfannt werden muß. Nun, meine Herren, wenn 
Sie fi fragen, wie wir zu diefer von den allgemeinen AechtSprinzipien abmwei- ' 
henden Beftimmung lommen, fo werden Sie den Grund in der Vorlage und 
den bisherigen Berathungen vergeblich fuchen. Die Vorlage, welche dem Herren: : 
haufe gemacht worden ift, enthält zu den 88 32 und 33, welche den jetzigen 88 
34 und 35 entjprechen, nur die kurze Bemerkung: „In den 88 32 und 33 find - 
die bewährt befundenen Beftimmungen der 88 42 und 43 des Geſetzes von 1852 : 
wiedergegeben.” — Wir merden alſo auf das Gefek von 1852 zuridgehen: 
müffen, um die Urfache zu ergründen, weshalb fi damals der Gefetsgeber ver- 


anlaßt gejehen hat, Beftimmungen, die von den allgemeinen NRechtsgrundfägen jo : 


auffallend abmweicdyen, aufzunehmen. Yu der Borlage des Geſetzes von 1852, - 
welches auch wie das gegenwärtige zuerft dem Herrenhaufe vorgelegt worden ift, -- 
finden Sie folgende Begründung. Es wird zunächſt ausgeführt, daß bereits das : 
Gefeg vom 7. Zuni 1821, mweldyes fiber den Holzdiebftahl bisher geltend war, ' 
die Geldbußen, welche wegen Holzdiebftahls erkannt wurden, dem Waldeigen- : 


thümer zugeſprochen habe, dann Heißt e8 wörtlich: 


Hierin liegt zwar eine Abweichung von dem allgemeinen PBrinzipe, daß : 
die Strafen als eine Nutzung der Jurisdiktion dem Gerichisheren zus 


fallen. In Erwägung jedod, daß der gedachte Bortheil den Beſchädigten 
einigen Erjag gewähren fol für die Vermäftungen, welche durd die : 
in vielen Fällen unentdedt bleibenden Holzdiebftähle entftehen, und für “ 
die Fälle, in welchen die Verurtheilten zur Erlegung des Wertberfages : 
unvermögend find, fcheinen nicht hinreichende Gründe dafür zu fpreden, : 
den Waldeigenthilmern diefe ihnen feit 1821 geſetzlich zugebilligte Ent⸗ 


Ihädigung zum Vortheil der Staatskaffen zu entziehen. 


Diefe Beftimmung, welche felbverftändlich damals den gefeggebenden Körpern : 
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auffallen mußte, ift auch zum Gegenftande der Erörterung gemacht worden. In 
tem Bericht der Herrenhaustommiffion finden Sie allerdings nur angeführt, daß 
ih gegen die Fortdauer diefer gefetlichen Befimmung von 1821 Widerfpruch 
erhoben Habe und daß diefer Widerfpruch namentlich damit begründet fei, daß 
nah dem damaligen Strafgefegbuch nicht mehr die Verfolgung der Holzdiebftähle 
anf Antrag erfolge und die Geldftrafe nicht mehr erlaffen werden könne. Meine 
Herren, ich erinnere Sie daran, daß wir heute den Antrag, der von einigen 
Kollegen geftellt ift, den Holzdiebftahl nur auf Antrag verfolgen zu laffen, abge- 
lehnt haben; darum ſchon Scheint es mir dringend nothwendig zu fein, gerade 
diefe Vorſchrift ſcharf in's Auge zu faflen. 

Es ift dann allerdings, nachdem dieler Bericht des Herrenhaufes erlaflen 
war, — alſo, ein Bericht, der fich im mefentlichen mit der Regierungsvorlage 
inverftanden erflärt, — von einem der hervorragendften Mitglieder der erften 
Lammer, dem früheren preußiihen Juflizminifter Kisfer, der Antrag geftellt 
norden, dieſe Beftimmung zu ſtreichen und an Stelle des Beſchädigten das Geld 
der OrtSarmentaffe zufließen zu laffen. Ich babe bei Durchſuchung der fteno- 
gwaphifchen Berichte nicht finden können, daß diefer Antrag zuriidgezogen ift, es 
bat aber ganz ficher eine Debatte darliber nicht flattgefunden, und ift derſelbe 
alſo jedenfalls ftillfchweigend zurücdgezogen. 

In der zweiten Kammer, in melche dieſes Gefe darauf gelangte, haben wir 
eine auffallende Aehntichkeit mit den Verhandlungen der letten Tage gehabt. Es 
it ein Bericht der zweiten Kammer erftattet worden, der iiber die von mir au— 
geregte Frage fi garnicht ausfpricht, wohl aber erflärte der Berichterftatter der 
tamaligen Kommiffion beim Eingang der Diskuffion in der Situng vom 17. Mai 1852, 
daß die Sachlage, weil die Seſſion übermorgen gefchloffen würde, die Kommilfion 
jwiffermaßen in Berlegenbeit ſetze und mit Rüdficht auf diefe eigenthiimliche 
zwangslage fie zwinge, auf alle Anträge und Abänderungsvorjchläge zu ver- 
ihten. (Hört! Hört!) 

Aus diefem Grunde, meine Herren, kann das Geſetz von 1852 in feinen 
Kotiven für ung in feiner Weife maßgebend fein, denn eine Prüfung in diejem 
Haufe Hat damals nicht ftattgefunden, weil eben die Zeit drängte, das Geſetz auch 
ohne Abänderung anzunehmen. 

Km Uebrigen ift die Diskuflion, die damals ftattfand, infofern intereffant, 
als fi auch ein Abgeordneter damals bereits veranlaßt gejehen bat, Milderun- 
gen zu beantragen und fich gegen den Vorwurf fommuniftifcher Anſchauungen zu 
verteidigen. 

Nun, meine Herren, welches find die Gründe, welche damals den Gefetzgeber 
beſtimmt Haben, dieſe auffallende Abweichung von den allgemeinen Strafrechts: 
yrinzipien zu fanktioniren? Einmal ift e8 der Grund, weil eine Neihe von Holz» 
diebſtählen unentdedt bleiben und daflir, wenn einmal einer entdedt wird, der 
betreffende Thäter verantwortlich gemacht werden fol, als ob er die unentdedt 
jebfiebenen auch begangen habe, alfo eine Präfumtion, die allen fonftigen Prä- 
iumtionen, die das Recht geftattet, vollſtändig zumiderläuft. Der zweite Grund 
f der, daß diefer Thäter, der gefaßt wird und zufällig ſich in fo günftigen Ver— 
mögensverbältniffen befindet, daß er die Geldftrafe zahlen kann, fie auch zahlen 
fl mit dem vier» oder flinffachen Werth für alle diejenigen Fälle, in denen der 
Thäter unvermögend gemwejen if. Meine Herren, daß find Anjchauungen, die un- 
ſerer Zeit vollfonımen widerfprechen, und ich glaube nicht, daß wir es mit unferem 
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Rechtsgefühle vereinigen können, dieſe Paragraphen aufrecht zu erhalten. Wenn : 
Sie dieſelben ſtreichen, wie ich es beantrage, dann wird die einfache Folge die - 
fein, daß die Geldftrafen, wie alle Geldftrafen, die wegen Webertretung der Ge - 
jege erkannt werden, der Staatskaſſe zufließen. Das ift ein normaler Zuftand, : 


den ich auch bei diefem Gefetze herftellen möchte. 


Ungefund iit der andere Zuftand deswegen hauptſächlich, weil der Betreffende : 


gar nicht in der Lage ift, auf diefe Strafe zu verzichten. Es ift eine eigenthüm- 


liche Sache; wenn der Holzeigenthlimer, der feinerfeit$ die Strafe garnicht bean« : 
tragt haben, würde, gezwungen wird, vielleicht Zeugniß abzulegen, wenn er ges ! 


zwungen wird, es zu dulden, daß wegen lebertretungen in feinem Privatmwalde 


der abgefaßte Dieb, dem er verziehen haben würde, vor Gericht geftellt und bes : 


dt 


ftraft wird, und nun fol er noch den vier- oder fünffachen Werth für fih als : 
Privatmıann annehmen, einen Werth, der meit über den Erfaß des Schadens : 


hinausgeht, der wirklich zugefügt if. Der Werth ded Schadens wird ihm be- 


um 


fonders zuerfannt und erjeßt, auch die Rechte bei fonftigen Beihädigungen im :: 
Walde werden im Gejeg dem Eigenthümer vorbehalten. Ich meine, wir follten 
und zu derartigen abnormen Vorſchriften nicht verleiten: laffen, vielmehr die Ge - 


fegenheit benugen, einen alten Zopf abzufchneiden. 


Regierungstommiffar Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Meine Herren! : 


Wenn die von dem Herrn Antragfteler angekündigte Tolge des Streichens des : 


Paragraphen die wäre, daß fortan die Forfidiebftahlsftrafen in die Staatskaſſe 
flöffen, und wenn ich andrerfeit® nur fiskaliſche Antereffen bier zu vertreten : 
hätte, fo könnte ich vielleicht mit dem Antrage mich einverfianden erflären. Ich 


glaube indefjen, daß nicht die angekündigte Folge eintreten würde, fondern viel 


47 


mehr eine andere, welche ſeitens des Herrn Abgeoroneten Seydel heute als: 
Wunſch ausgeſprochen worden ift, die nämlich, daß das Gefe nicht zu Stande : 


käme. Und da ich übrigens auch nicht ausschließlich fiskaliſche Intereſſen bier zu 
vertreten habe, fo glaube ich dem Antrage widerfprecdhen zu müſſen. 


25 ——— 


Meine Herren, der Antrag greift ſehr tief in beſtehende Rechtszuſtände ein, : 


in Nechtszuftände, in die wir feit einem halben Zahrhundert uns bineingelebt 


—* 


haben, und ich möchte ſchon deshalb es für mißlich halten, dem Antrage, der in: 
jo fpäter Zeit, gewiffermaßen en passant in dritter Leſung eingebradt ift, Folge : 


zu geben. 


1852, welche ſeitens des Herrn Antragftellers herangeführt und befämpft worden . 
find, mir zu eigen zu machen. Es beftehen aber außerdem andere Nüdfichten, 
welde die hier fraglihe Beſtimmung wohl rechtfertigen. Jenen angeblichen . 


Grund, meine Herren, daß der Privatwaldbefiger entfehädigt werden foll feitens 
des einen betroffenen Holzdiebes für alle Schäden, die ihm andere nicht ermittelte 


Holzdiebe zugefügt haben, den kann auch ich nicht als zutreffend anerkennen. ; 
Wohl aber ſcheint mir die Rückſicht Beachtung zu verdienen, daß der Holzwertd, 
welder als Maßſtab für die Strafe zu Grunde gelegt wird, nicht übereinfiimmt : 


mit dem thatfüchlich zugefügten Schaden, das heißt, daß der forfttarmäßige Werth 


Meine Herren, ich bin nicht gemwillt, die Motive des Geſetzes vom Jahre \ 


geftohlenen Holzes, nach welchem ſich die Strafe .beftimmt, nicht annährend kon- 
gruent iſt mit dem Schaden, der dem Beftohlenen durd den Diebftahl zugefügt - 
wird. Diefe Vorfchrift des Geſetzes ſtellt fi dar gewiffermaßen als Ableiter für 
Civilprozeſſe. Zu welchen Unzuträglichleiten wiirde es wohl führen, wenn Sie . 
den Bejchädigten darauf anmweifen wollten, feinen Schaden jedesmal im Civilpro- . 
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zeffe zur Geltung zu bringen? Die vom Abgeordneten Windthorft befämpfte 
Beftimmung ift ein Stück Adhäſionsprozeß; fie verwirklicht im Gebiete der Holz«- 
diebftahlSunterfuchungen einen Gedanken, den man bei der Berathung der Reichs⸗ 
firafprogeßordnung von gewiſſer Seite für alle Unterfuchungen anftrebte, aber 
nicht durchzuführendvermochte. Wie gejagt, es beftebt diefer Nechtszuftand feit 
einem halben Jahrhundert, und ich glaube, wir thun gut, ihn auch in das neue 
Gejeg zu übernehmen. 

Abgeordneter Windthorft (Bielefeld): Meine Herren! Ich glaube der 
legte Grund trifft doch wohl nicht zu, daß mein Antrag die Civilprozeffe in er- 
heblider Weife vermehren könnte, denn nach dem Geſetz ſteht auch nach wie vor, 
abgefehen von dem Erfat der Geldfirafe, dem Beichädigten das Recht zu, feinen 
Schaden gegen den Holzdieb geltend zu machen. Ich bitte zu berücfichtigen, zu 
welchen Eigenthiimlichkeiten wir gelangen. Nach der Borlage ſoll der Beſchädigte 
die Geldftrafe bekommen; ift der Holzdieb aber unvermögend, dann hat er das 
Recht nad) 8 14 und nad 8 34 von dem Holzdieb zu fordern, daß er Wald- 
und fonftige Arbeiten leiftet, alfo in beiden Fällen ſoll dem Beſchädigten das 
Geld refpeltive die Arbeitskraft des Holzdiebes zufallen. Hat aber der Betreffende 
vielleicht feine Arbeit, oder der Holzdieb ift gar nicht fähig dazu wegen feiner 
Körperfonftitution, was tritt dann ein? Die Gefängnißftrafe, die aber vom 
Staate vollfitedt werden muß. Der Staat muß ihn einfperren und die Belöfti- 
gung übernehmen, während alle Rechte dem Beſchädigten zufallen, der nicht Die 
gerinigfie Verpflichtung übernimmt. Ich meine, wir Tommen aus dieſer Lage 
nicht anders heraus, als daß wir diefe Abnormität ftreichen, die in anderen 
Yändern nicht befteht und in Preußen erft feit dem Jahr 1821 beftanden hat. 
Soviel mir befannt ift, ift diefe Vorfchrift in einem ganz ähnlichen Falle, bei 
dem Teldpolizeigefe, wo bisher die Strafe der Gemeinde zufiel, aufgehoben und 
dem Fiskns zugewendet worden; ich weiß in der That nicht, warum wir bier 
nicht ebenfo verfahren follen, und bitte Sie deshalb dringend, meinen Antrag an» 
junehmen. 

Abgeordneter Bernhardt: Meine Herren! Bei der außerordentlichen 
Schärfe der Begründung, die dem Herrn Vorredner eigen ift, muß ich fürchten, 
daß Sie wirklich dem Antrage Folge geben und die beiden Paragraphen flreichen, 
was ich im höchſten Maße bedauern würde. Ich Tann mich der Auffaffung des 
Herrn Borredners in einer Beziehung volllommen anfchließen. Ich verlenne nicht, 
daß es etwas jehr Bedenkliches hat, die Gelpftrafe dem Beftohlenen zufließen zu 
laffen, aber, meine Herren, indem Sie dieſen Paragraphen ftreichen, bejeitigen 
Sie auch das äuferft humane Prinzip der Erfagarbeit, die dein Beichädigten ge» 
leiftet wird. Das möchte ich unter feinen Umftänden. Aber doch Eind: Der 
Herr Borredner betrachtet doch, wie ich glaube, diejenigen Strafthaten, um die 
es fich bier handelt, nicht ganz richtig. Gerade der Forſtdiebſtahl enthält jehr 
wefentliche Merkmale der Sachbeihädigung neben feinem rein ftrafrechtlichen 
Charakter. Gerade der Foritdiebftahl wird überall begleitet von einem mittel» 
baren, ſehr ſchwer in Ziffern auszudrüdenden, aber in jehr vielen Fällen ſchwer⸗ 
wiegenden Schaden, der dem Waldbeſitzer erwächſt durch die rüdfichtälofe und 
unwirthſchaftliche Entnahme von jüngeren Holzwüchfen, die an ihrer Stelle noch 
nicht dasjenige geleiftet haben, was von ihnen in Bezug auf Schluß und Wuchs 
der ganzen Beftände erwartet werden muß. Wenn Sie dies ind Auge fallen, jo 
werden Sie doch verftehen, warum der Gejeßgeber bei Feldpolizeiübertretungen 
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von anderen Gefichtspuntten ausgeht, als bei Forftdiebftählen, denn, meine Herren, 
auf dem Felde handelt es fi meift nur um unberedtigte Entnahme eines Ob- 


— 
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jekts von einem gewiſſen Werthe, hier handelt es ſich um die Zerſtörung des Zur ; 


ſammenhanges, des Schluſſes und normalen Wuchſes der Beſtände, es handelt 
ſich um Dinge, welche nachweisbar durch Werthſchätzungen nicht zu firiren find 


und welche durch Zivilklagen allerdings zu verfolgen find. Aber bedenken Sie : 


doc die außerordentlichen technifchen Schwierigkeiten, die die Begründung einer 
ſolchen Entſchädigungsklage in den meiften Fällen hat, bedenken Sie, daß es fi 


um Berechnungen handelt, die auf einen langen Zeitraum hinaus Erträge ins :; 


Auge faffen müfjen, die wir nicht genau kennen, die durch Diskontrechuungen ge- 
funden werden, unter Anwendung eines Zinsfußes, den mir nur mit großen 
Schmierigleiten herleiten Tönen. Alle diefe Dinge machen es unmöglich, daß 
der Waldbefiter für den Schaden, den er neben der direften Entnahme eines 
Wertbobjektes erleidet, durch ein zivilvechtliches Verfahren entihädigt wird, umd 
gerade deshalb, meine ich, iſt es Doch wohl begreiflich, warum man bei der be 
fonderen Natur diefer Delikte den ungewöhnlichen Weg gewählt hat, die Strafe 
als eine allgemeine, nicht im einzelnen Falle ziffermäßig genau feftzuftellende, 
aber im großen ganzen volllommen gerechte Kompenfation für die mannigfachen 
Zerftörungen des Waldeigentyums durch Foritdiebftähle den Waldeigenthümern 


zufließen zu laffen. Sollten Sie aber dem Antrag foweit Folge geben, daß die : 


Forftarbeit wegftele, die im Intereſſe des Beichädigten und, wie ich gleich Hinzu- 


fügen will, nady meiner Weberzeugung auch im Intereſſe des Forſtdieb es liegt, : 


denn es iſt beffer, fiir den Forſtdieb, daß er feine Strafe durch einige Tage Ar- 
beit verbüßt als im Gefängnig — meine Herren, wollen Sie fomweit geben, fo 


würde ich unter feinen Umftänden in der Lage fein, Ihnen folgen zu können. 


Ich würde es aufs äußerſte beflagen, denn ich halte es für einen Vorzug unfered 
Gejetzes, daß es in fo humaner Weife dem armen Manne die immerhin pein- 
liche und felbft für eine nicht fehr feinfiihlige Empfindungsart doch immer jehr 
bedrückende Gefängnißftrafe erſpart und die Forſtſtrafarbeit geftattet. 

Alle dieſe Gründe und namentlich das Stadium unſerer Berathung in der 
dritten Leſung, wo es wirklich kaum möglich iſt, prinzipiell tief einſchneidende 
Punkte einer ausreichenden Erörterung noch zu unterziehen, veranlaffen mich, Sie 
zu bitten, e8 bei der Beichlußfaflung der zweiten Lefung belafjen zu wollen. 
(Bravo!) 

Präafident: Es ift der Schluß der Distuffion beantragt. 

Diejenigen, welche den Antrag unterſtützen wollen, bitte ich, aufzuftehen. 
(Geſchieht.) 

Die Unterſtützung iſt ausreichend. 

Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. | 

Es fommt der 8 34 zur Abſtimmung. Diejenigen, welde ihn annehmen 
wollen, bitte ich aufzuftehen. (Geſchieht.) 

Das ift die Mebrbeit. 

Ich bringe den 8 35 zur Abftimmung. 

Diejenigen, welche diefen Paragraphen annehmen wollen, bitte ich aufzu- 
fteben. (Geſchieht.) 

Das ift ebenfalls die Mehrheit. 

Ich eröffne die Diskuſſion über die 88 36—39, Meberfchrift und Einleitung 
— im Einzelnen von der Mehrheit angenommen. 
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1 Meine Herren, abgejehen von einer rein redaktionellen Nenderung im 8 34 
» 1 find, foweit ich mich erinnere, nur Anträge, welche gedrudt vorlagen, angenommen: 
»1 beim $ 1, wo das Wort „Baumfaft” Hinzugefügt iſt in der Nr. 4; dann beim 
‘1 93, ebenfo beim 8 27, wo flatt des Wortes „Forfibeamten“ eine andere Bes 
jiihnung, „mit dem Forſtſchutz betrauten Perfonen“ gewählt if. Es liegt wohl 
nichts im Wege, daß wir gleich ohne eine Zufammenftelung über das Ganze ab- 
| fimmen. — Das Haus ift damit einverftanden. 
| Alſo Diejenigen, welche den Entwurf in dritter Lejung in Gemäßheit der 
: | Behlüffe im Einzelnen nunmehr im Ganzen annehmen wollen, bitte ich aufs 
zuſtehen. (Geſchieht.) 
Das iſt eine erhebliche Mehrheit, der Entwurf iſt im Ganzen ange— 
nommen. 


E. Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend den Forftdiebftahl, in der vom Abgeordnetenhaufe beſchloſſenen 
Faſſung. 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnien 
| mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unjerer Monarchie, für den 
‚| ganzen Umfang derfelben, was folgt: 

ö $1. Forftdiebftahl im Sinne diefes Geſetzes iſt der in einem Forſt oder 
einem andern hauptſächlich zur Holznutzung beſtimmten Grundſtücke verübte 
Diebſtahl: 

1. an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden ge— 
trennt iſt; 

2. an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und 

mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden iſt; 

3. an Spänen, Abraum oder Borke, fofern diefelben noch nicht in einer 
umfchloffenen Holzablage fich befinden, oder noch nicht geworben oder 
eingefammelt find; 

4. an anderen Walderzeugniffen, insbefondere Holzpflanzen, Gras, 
Haide, Plaggen, Moos, Laub, Streuwerk, Nadelholzzapfen, Wald- 
fänereien, Baumfaft und Harz, fofern diefelben noch nicht geworben 

oder eingefammelt find. 
Das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen unter 
liegt forftpolizeilicden Beftimmungen. 

82. Webereinjtimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

83. Die’Strafe fol gleih dem zehnfachen Werthe des Entwendeten und 

niemals unter zwei Mark fein: 

1. wenn der Forftdiebflahl an einem Sonn- oder Felttage oder in der 
Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 

2. wenn der Thäter Mittel angewendet bat, um fi unfenntlih zu 
machen; 

3. wenn der Thäter dem Beftohlenen oder der mit dem Forſtſchutz be- 
trauten Perſon feinen Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert 
bat, oder falſche Angaben über feinen oder feiner Gebhülfen Namen 
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oder Wohnort gemacht, oder auf Anrufen des Beſtohlenen oder der 
mit dem Forſtſchutz betrauten Perfon, ftehen zu bleiben, die Flucht er- 
griffen oder fortgefett hat; 

4. wenn ber Thäter in den Fällen Nr. 1—3 $ 1 zur Begehung des Forft- 
diebſtahls fich eines fchneidenden Werkzeuges, insbejondere der Säge, 
der Scheere oder des Meffer bedient hat; 

5. wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forftdiebftahl beftimmten 
Werkzeuge verweigert; 

- 6. wenn zum Zwede des Forftdiebftahls ein beipanntes Fuhrwerk, ein 
Kahn oder Laſtthier mitgebradt if; 

7. wenn der Gegenfland der Entwendung in Holzpflanzen beſteht; 

8. wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt- (Mittel-) 
Zriebe von ftehenden Bäumen entwendet find; 

9. wenn der Forftdiebftahl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten oder 
Saatlampe begangen ift. 

$4. Nebereinftimmend mit den Bejchlüffen des Herrenhaufes. 

85. Wer fih in Beziehung auf einen Yoritdiebitahl der Begünftigung oder 
der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldftrafe beftraft, welche dem fünf- 
fachen Werthe des Entwendeten gleichfommt und niemals unter Einer Mark be- 
tragen darf. 

Die Beftimmungen des 8 257 Abfat 2 und 3 des Reichsſtrafgeſetzbuchs finden 
Anwendung. . 

56. Neben der Geldftrafe kann auf Gefängnißftrafe bis zu ſechs Monaten 
erfannt werden: 

1. wenn der Forftdiebftahl von drei oder mehr Perſonen in gemeinſchaft⸗ 
licher Ausführung begangen ift; 

2. wenn der Korftdiebftahl zum Zwede der Veräußerung des Entwendeten 
oder daraus hergeftellter Gegenftände begangen ift; 

3. wenn die Hehlerei gewerb3- oder gemohnheitsmäßig betrieben worden ift, 

8 7. Mebereinftimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

58. Neben der Geldftrafe ift auf Gefängniß bis zu zwei Jahren zu er- 
fennen, wenn der Thäter fich im dritten oder ferneren NRüdfalle befindet. Ber 
trägt die Geldftrafe weniger als zehn Mark, fo kann ftatt der Gefängnißftrafe 
auf eine Zufagftrafe bis zu Einhundert Mark erkannt werden. 

88 9 und 10. Webereinftimmend mit den Befchlüffen des Herrenhaufes. 

8 11. Für die Geldftrafe, den Wertherjag und die Koften, zu denen Perjonen 
verurtbeilt worden, welche unter der Gewalt, der Auffiht oder im Dienfte eines 
Anderen ftehen und zu deffen Hausgenoffenfhaft gehören, ift letzterer im Falle 
des Unvermögens der Verurtheilten für haftbar zu erflären, und zwar unab- 
hängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er felbft auf Grund diefes Geſetzes 
oder des $ 361 Nr 9 des Strafgefepbuches verurtheilt wird. 

Wird feftgeltellt, daß die That nicht mit feinem Wiffen verübt ift, oder 
daß er fie nicht verhindern konnte, fo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 

8 12. Hat der Thäter noch nicht das zwölfte Lebensjahr vollendet, jo wird 
derjenige, welcher in Gemäßheit des 8 11 haftet, zur Zahlung der Geldfirafe, 
des Wertherfages und der Koften als unmittelbar haftbar verurtheilt. 

Daffelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das acht- 
zehnte Lebensjahr vollendet Hatte und wegen Mangels der zur Erkenntniß Der 
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Strafbarleit feiner That erforderlichen Einficht freizufprechen if, oder wenn der- 
felbe wegen eines feine freie Willensbeftimmung ausjchließenden Zuftandes ftraf- 
frei bleibt. 

8 13. An die Stelle einer Geldftrafe, welche wegen Unvermögens des Ver: 
urtheilten und des für haftbar Erflärten nicht beigetrieben werden kann, tritt 
Gefängnißftrafe. Diefelbe kann vollfiredt werden, ohne daß der Veiſuch einer 
Beitreibung der Geldftrafe gegen den für haftbar Erflärten gemadt ift, fofern 
deſſen Zahlungsunfähigkeit gerichtSfundig if. 

Der Betrag von Einer bis zu fünf Mark ift einer eintägigen Gefängnißftrafe 
gleich zu achten. 

Der Mindeftbetrag der an die Stelle der Geldftrafe tretenden Gefängniß- 
firafe ift Ein Tag. der Höchftbetrag find fehs Monate. Kann nur ein Theil der 
Geldſtrafe beigetrieben werden, jo tritt für den Reſt derjelben nad) dem in dem 
Urtheile feſtgeſetzten Verhältniffe die Gefängnißftrafe ein. 

Gegen die in Gemäßheit der 88 11 und 12 als haftbar Erflärten tritt an 
die Stelle der Geldftrafe eine Gefängnißftrafe nicht ein. 

88 14 und 15. MUebereinftimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

8 16. Wird der Thäter bei Ausführung eines Yorftdiebftahls, oder gleich 
nach derjelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des Yorftdieb- 
ſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei fi führt ($ 15), in Beſchlag zu 
nehmen. 

8 17. Webereinftimmend mit den Befchlüffen des Herrenhaufe2. 

$ 18. Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen diejes Gefet 
verjährt, fofern nicht einer der Fälle der SS 6 und 8 vorliegt, in ſechs 
. Monaten. 

819. Für die Zumiderhandlungen gegen diejes Gejet find die Amtsgerichte 
zuftändig Diefelben verhandeln und entjcheiden, fofern nicht einer der Fälle der 
88 6 und 8 verliegt, ohne die Zuziehung von Schöffen. 

Das Amt des Amtsanwalt3 kann vermwaltenden Forftbeamten übertragen 
werden. 

Für die Verhandlung und Entfeheidung über das Rechtsmittel der Berufung 
find die Straflammern zuftändig; diefelben entjcheiden in der Beſetzung mit drei 
Mitgliedern einjchlieglich des Vorſitzenden. 

88 20 bis incl. 26. Webereinftimmend mit den Bejchlüffen des Herrenhaufes. 

827. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage, indem er bei Ueber- 
reihung einer Ausfertigung des Berzeichniffes (8 26) den Antrag auf Erlaß 
eines richterlicden Strafbefehls ftellt und die beantragten Strafen nebſt Werth- 
erfat neben den einzelnen Nummern des Berzeichniffes vermerkt. 

Der Erlaß eines Strafbefehls ift für jede Geldfirafe und die dafür im Un- 
vermögensfalle feftzufegende Gefängnißftrafe, ſowie für den Wertherjag und die 
vermwirfte Einziehung zuläjfftg. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollftredbar werde, 
wenn der Beſchuldigte nicht in einem, fogleich in dem Strafbefehl anzuberaumen- 
den, eintretendenfalls zugleich zur Hauptverhandlung beftimmten Termine vor dem 
Amtsrichter erjcheine und Einſpruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung ift von dem Amtsrichter neben 
jeder Nummer des Berzeichniffes einzutragen und dem Angellagten mit einem 
Auszuge aus dem Berzeichniffe zuzuftellen. 
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Die mit dem Forſtſchutz betrauten Perfonen, welche nad) den Anzeigen als 
Beweiszeugen auftreten jollen, find durch ihre Vorgefegten zu veranlaflen, in 
dem anberaumten Termine zu erjcheinen. Die fonft erforderlichen Zeugen find 
zu demfelben zu laden. 

88 28 und 29. Webereinftimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

$ 30. In den Fällen der 88 6 und 8 findet der Erlaß eines Strafbefehls 
nicht ftatt. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage durch Einreichung einer 
Anklagejhrift, welcher ein Auszug aus dem Berzeichniffe ($ 26) beizufügen ift. 
Die Hauptverhandlung kann ohne Anweſenheit des Angellagten erfolgen. 

$ 31. WUebereinftimmend mit den Befchlüffen des Herrenhaufes. 

$ 32. Die Revifion gegen die in der Berufungsinftanz erlaffenen Urtbeile 
findet nur ftatt, wenu eine der in den SS 6 und 8 vorgefehenen ftrafbaren Hand- 
lungen den Gegenftand der Unterfuchung bildet. 

$ 33. Uebereinſtimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

5 34. Eine auf Grund dieſes Geſetzes ausgejprodhene und eingezogenene 
Geldftrafe fließt dem Beichädigten zu. Dieje Beftimmung bezieht ſich nicht auf 
eine im alle des $ 8 erkannte Zuſatzſtrafe. 

Weift der Beſchädigte im Falle ver Nichteinziehbarkeit der Geldftrafe Arbeiten, 
welche den Erforderniffen des $ 14 entſprechen, der Behörde nah, jo foll der 
Berurtheilte zu deren Leiftung angehalten werden. Dieſe Nachweifung ift nicht 
mehr zu berücdfichtigen, jobald mit der anderweiten Vollftredung der Strafe be- 
gonnen if. 

88 35 und 36. Mebereinftimmend mit den Beichlüffen des Herrenhaufes. 

8 37. Für das weitere Verfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes anhängigen Sachen finden die Vorſchriften der SS 8 und ff. des Ein- 
führungsgejeges zur Strafprozeßordnung entjprechende Anwendung. 

SS 38 und 39. Webereinftimmend mit den Beſchlüſſen des Herrenhaufes. 


15. 


Verhandlungen des Herrenhanfes über das Gefch, betr. den 
Forſtdiebſtahl. 
Einmalige Schlußberathung. 
22. Sitzung am 18. März 1878. 


Präſident: Wir kommen zum erſten Gegenſtand der Tagesordnung: 


Einmalige Schlußberathung über den Geſetzentwurf, be- 
treffend den Korftdiebftahl in der vom Haufe der Abgeord- 
neten abgeänderten Faſſung. 
Herr Wever ift Berichterftatter. Ich erjuche denfelben, das Wort zu 
nehmen. 
Berichterftatter Wever: Meine Herren, das andere Haus hat in wenigen 
Punkten die Beichlüffe dieſes Haufes abgeändert, wenigftens in viel geringerer 
Anzahl von Punkten, als es ſich uach den erften Zeitungsberihten erwarten ließ. 


) 
* 
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Ich bin der Anficht, daß, jo wie das Geſetz von dem andern Haufe befchloffen 
worden ift, e8 auch von diefem Haufe recht wohl angenommen werden fann und 
daß namentlich fein Grund vorliegt, an den wenigen Abänderungen, ‚die das 
audere Haus getroffen hat, das Gejet in diefer Seffton fheitern zu laffen. Das 
Gefe ift auch von uns als ein dringendes Bedürfniß anerkannt worden und ich 
glaube, e8 wird im Großen und Ganzen ein Vortheil fein, wenn es auch fo zu 
Stande fommf, wie es im anderen Haufe vorgejchlagen worden if. 

Ich kann mid, glaube ih, auf diefe allgemeinen Bemerkungen vorerft be- 
ſchränken und abwarten, ob in Beziehung auf einzelne Paragraphen noch nähere 
Aufklärungen gewünſcht werden. Jedenfalls wirde ich mid) darauf bejchränten, 
nur diejenigen Paragraphen einzeln zur Sprache zu bringen, bei denen ab- 
ändernde Beichlüffe im andern Haufe gefaßt find. 

Ich Habe den Antrag geftellt, der Ihnen auch mitgetheilt worden ift, 

daß das Hohe Haus beſchließen wolle, der Vorlage in der vom Hauje 
der Abgeordneten bejchloffenen Kaffung unverändert die verfaffungs- 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen. 

Präſident: Ich eröffne die Generaldiskuffion. 

. Graf von Kospoth-Burau: Ich bedauere, dem Antrage des Herrn Re- 
ferenten, das Gefet, wie e8 aus dem Abgeordnetenhaufe zu uns herübergekommen 
if, anzunehmen, nicht beitreten zu können und zwar aus folgenden Gründen: 
Zunächſt hat das Abgeordnetenhaus beliebt, in $ 3 Paſſus 4 des Gefeges eine 
Kategorifirung oder Exemplifizirung derjenigen Werkzeuge hinzuzufügen, welche 
bei dem Holzdiebftahl das Strafmaaß erhöhen follen. Es bat im $3 ad 4 ge- 
jagt: 

wenn der Thäter in den Fällen Nr. 1-3 $ 1 zur Begehung des Forft- 
diebftahls fich eines fehneidenden Werkzeuges, insbefondere der Säge, 
der Scheere oder des Meſſers bedient hat. 

Es hat alſo hinzugefügt: „insbeſondere die Säge, die Scheere und das 
Meſſer. u 

Ihre Kommiffion bat in weiſer Vorſicht in diefem Paragraphen in diefem 
Paffus fih lediglich darauf beſchränkt, von fchneidenden Werkzeugen zu reden, 
umd es bleibt jomit dein Forftrichter Üüberlaffen, unter das Rubrum der fchneiden- 
den Werkzeuge zu zählen, was er für gut finde Das Abgeordnetenhaus hat 
aber dieje drei Werkzeuge hinzugefügt, was nach meiner Anficht überflüſſig, wenn 
nit gar nachtheilig if. Ich erinnere Hier nur an ein Werkzeug, welches dann 
auch den fchneidenden Werkzeugen hinzutreten müßte: das ift der für die Forft- 
befiter fehr fchädliche Jogenannte Aefthafen. Der Aeſthaken ift ein fchneidendes 
Werkzeug, es ift eine krumme Sichel, die an einer langen Stange befeftigt ift, 
mittelft welcher die Holzdiebe die Aefte der Bäume von den Bäumen trennen 
und zwar ebenfo geräufchlos, wie mit der Säge oder dem Mefjer, nur durch den 
Tall des Aftes auf den Boden wird ein Geräufch verurfaht. Das wird aber 
auch verurſacht durch das Fällen des Baumes. mittelit der Säge Das ift es 
eben, was das Strafmaß erhöhen foll, daß beim Gebrauch von fchneidenden 
Werkzeugen die That weniger hörbar ift und alfo für den Forftbeamten ſchwerer 
entdeckbar wird. Deshalb hat man ja eben ad passus 4 der fehneidenden Werk- 
zeuge Erwähnung gethan als folcher, welche das Strafmaß erhöhen follen. Ich 
halte alfo dafür, daß diefe Zufäte, die dad Abgeordnetenhaus beliebt hat, in 
Befall kommen müffen, und es bleiben muß bei den Befchlüffen Ihrer Kom- 
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miffton, die da lediglich jagt: „Ichneidende Werkzeuge“. Es bleibt in diefen Falle 
dem Urtheil des Forftrichter8 überlaſſen, unter fchneidenden Werkzeugen anzu— 
jehen, was er für gut findet, und dieſe Urtheilsfähigkeit müffen wir dem Yorft- 
richter doch zutrauen und überlaffen. 

In demfelben Paragraphen hat aber das Abgeordnetenhaus einen Zufat ge- 
macht, den ich dankbar anerkenne; e8 bat in Paffus 6 gejagt: „Wenn zum Zmede 
des orftdiebftahls ein befpanntes Fuhrwerk, ein Kahn oder ein Laftthier mit- 
gebracht wird.” Dieſe Transportmittel hat Ihre Kommiffton vergeffen Hinzuzu- 
fügen. Ich hatte felbft die Ehre, in Ihrer Kommiffion zu figen, war aber leider 
durch Krankheit verhindert, damals an der Sigung Theil zu nehmen, fonft hätte 
ich jedenfalls diefe beiden wefentlihen Transportmittel Hinzugefügt, weil fie 
namentlich in gemiffen Provinzen bevorzugte Mittel find, um Holz oder Forft- 
produfte fortzufchaffen, beifpielsweife der Kahı im Spreewalde, und das Laftthier, 
der getrene Ejel, im Gebirge. Ich beantrage alfo, ad passus 4 dieje Zuſätze 
wegzulaffen, ad passus 6 aber die Zufäte anzunehmen. 

Zu 8 8 erftend muß ich erwähnen, daß unfere Kommijfton den $ 8 ganz 
neu freirt hat; der Paragraph in diefer Faffung war ſehr Har und zwedmäßig. 
Der 8 8 ift vom Abgeordnetenhaufe Teider jehr kurz abgefpeift und nur mit vier 
Zeilen das gejagt worden, was unfere Kommijfton jehr wohl und weislich und 
in größerer Ausdehnung mit mehr Klarheit gefagt hat. Ich muß mir erlauben, 
den Paragraphen, wie er aus unferer Kommiſſion hervorgegangen ift, ne 
fonft könnte mein Vortrag nicht verftändlich jein. 


Wer wegen eines im 81 Nr. 1, 2 oder 3 oder in 83 Nr.7, 8 
oder 9 bezeichneten Yorftdiebftahls oder Verſuchs eines ſolchen, oder 
wegen Theilnahme ($ 4), Beginftigung oder Heblerei in Beziehung 
auf einen ſolchen Forftdiebftahl von einem preußifchen Gerichte rechts: 
kräftig verurtheilt worden ift, darauf abermals eine diefer Handlungen 
begangen hat und wegen derfelben rechtöfräftig verurtheilt worden if, 
befindet fi, wenn er innerhalb der nächften zwei Jahre eine diefer 
Handlungen begeht, im wiederholten Rüdfalle und wird neben der 
Geldftrafe mit Gefängniß von drei Tagen bis zu zwei Jahren beftraft. 
Auch kann auf die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter auf 
die Dauer von Einem bis zu zwei Jahren erkannt werben. 

Beträgt in dem Falle des Abja 1 die Geldftrafe weniger als zehn 
Mark, fo kann ftatt der Gefängnißftrafe auf eine Zufagftrafe bis zu 
Einhundert Mark erkannt werden, 

Die in den Abfägen 1 und 2 vorgefehenen Strafen finden nicht 
Anwendung, wenn der Gegenftand der Zumwiderhandlung in Raff- und 
Leſeholz befteht, oder wenn eine der früheren in Betracht fommenden 
Berurtheilungen wegen einer folden Zumwiderhandlung ausgeſprochen 
wurde. In diefen Fällen bewendet es bei der im $ 7 vorgefehenen 
Strafe. 


Das Haus der Abgeordneten hat diefen Paragraphen kurz abgeipeift mit 
den Worten: 


. 


58. 
Neben der Geldftrafe ift auf Gefängnig bis zu zwei Jahren zu er- 
fennen, wenn der Thäter ſich im dritten oder ferneren Rüdfalle be- 


. 
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findet. Beträgt die Geldftrafe weniger als zehn Mark, fo Tann ftatt 
der Gefängnißftrafe auf eine Zufagftrafe bis zu Einhundert Mark er- 
fannt werden. 

Es Hat aljo das Abgeordnetenhaus zunächft meggelaffen: „es kann auf Un- 
fähigkeit zur Bekleidung eines öffentliches Amt3 erfannt werden.” Das halte ich 
ſchon fiir wefentlih nöthig in diefem Paragraphen, daß neben der Gelditrafe 
auch auf Unfähigkeit zur Bekleidung eines öffentlichen Amtes erkannt werde. — 
Ferner hat das Abgeordnetenhaus weggelaſſen — hier muß ich einmal eintreten 
als Mandatar für die Holzdiebe, die nicht meine Freunde find, aber im vor- 
liegenden Falle muß ich fie ſchützen! — Ferner hat das Abgeorduetenhaus dag 
Wichtigſte weggelaffen, nämlich den Baffus: „wenn der Gegenftand der Zuwider— 
handlung in Raff- oder Lefeholz befteht oder wenn eine der früheren in Betracht 
Iommenden Berurtheilungen wegen einer folhen Zumiderhandlung ausgeſprochen 
wurde. 


Es wird aljo nad) den Beichlüffen des Abgeordnetenhaufes der unſchuldige 
Raff- und Lejeholzdieb gleich ſchwer beftraft mit dem ſehr ſchuldigen Sägeholz— 
dieb, oder fonftigen Holzdieb, der überhaupt Holz unter erfchwerenden Umftänden 
entwendet. Sch Halte das für eine Härte, denn Raff⸗- und Lejeholz zu ftehlen 
ift meiner Anficht nach fein ſchwerer Diebftahl, ich erkenne ibn als ſolchen nicht 
an; es ift ein Nothbehelf der Armuth, das Holz, was im Walde noch übrig da- 
liegt, aufzulefen, und ich in meinen Forſten — ich befite auch zienyich ausge- 
dehnte Forſten — ich ahnde diefes Vergehen faft gar nicht, oder nur in einzelnen 
fagranten Fällen. Alſo muß ic auch hier wieder bitten, daß der Paragraph 
wiederhergeftellt werde in der Faſſung, wie er aus unferer Kommiſſion fehr zweck⸗ 
entjprechend hervorgegangen ift, und den Paragraphen, wie er aus dem Abge- 
ordnetenhaufe beliebt wird, zu verwerfen. Es ift noch ein dritter Paragraph, zu 
dem ich das Wort ergreifen muß. Es ift 8 16. Dieſer Paragraph ift unendlich 
abgekürzt wiedergegeben in drei Zeilen und heißt: 

Wird der Thäter bei Ausführung eines Forftdiebftahls, oder gleich 
nad derjelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des 
Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei ſich führt ($ 15), 
in Beſchlag zu nehmen. 

Der Paragraph unferer Kommiffion, ich bitte um die Erlaubniß, ihn ver- 
lefen zu dürfen, lautet alfo: 

Wird der Thäter bei Ausflihrung eines Yorftdiebftahls, oder gleich 
nad) derjelben betroffen oder verfolgt, fo find die zur Begehung des 
Forſtdiebſtahls geeigneten Werkzeuge, welche er bei fich fiihrt (8 15), 
in Beichlag zu nehmen. In den nämlichen Fällen können die zur 
Wegichaffung des Entwendeten gebrauchten Thiere und anderen Gegen- 
fände gepfändet werden. 

Die gepfändeten Transportmittel werden zur Aufbewahrung auf 
Gefahr und Koften des Eigenthümers dem nächften Ortsvorftande 
itberliefert, welcher fie fo Iange zuriidzubebalten bat, bis ein von ihm 
unter Berüdfihtigung der in Ausficht ftehenden Strafe, des Werth- 
erjages und der Koften zu beftiimmender Geldbetrag, der den Werth 
der gepfändeten Gegenftände nicht fiberfteigen darf, bei dem Ortsvor⸗ 
ftande eingezahlt wird. 
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Erfolgt die Einzahlung des Geldbetrages nicht innerhalb einer 
Woche, fo kann der Amtsrichter die öffentliche Verſteigerung der ge- 
pfändeten Gegenftände verfügen. 

Das ift der Paragraph, wie er aus der Kommiffton hervorgegangen ift und 
wie ich ihn durchweg fehr billige. Es wird alfo in $ 16 feitens des Abgeordneten» 
haufes gänzlich geſchwiegen: erftens von den zu pfändenden Transportmitteln, 
von der Aufbewahrung und dem Verfahren, welches mit demfelben ſeitens der 
Behörde zu gejchehen hat. Meiner Anficht nach wäre dies eine große Lücke, die 
diefer $ 16 haben würde, wenn er fo, wie er zu ung aus dem Abgeordneten- 
haufe berübergefommen ift, durchgehen folltee Deshalb beantrage ich aud) bei 
dieſem 8 16, ihm in der Faffung, wie er aus unferer Kommiffion hervorgegangen 
ift, wörtlich beizutreten. 

Endlich zu $ 27. Das ift die zweite Anerkennung, die ich dem Abgeordneten- 
haufe zolle, daß es in diefem Paragraphen eine Veränderung vorgenommen hat. 
Sm 827 heiß es im lebten Alinea „die mit dem Forſtſchutz betrauten Perjonen”, 
in unferem Paragraphen hieß es: „die Forftbeamten”, und ich finde das eine 
gute Verbefferung, indem es gar feine Forftbeamten zu fein brauchen, ſondern 
jeder Feldhüter, den ich in meinen Forft [hide und der da pfändet, gehört eben 
dann zu den auffihtfiihrenden Beamten. Deshalb ift der Zufag gut und id) 
werde ihm meinerfeits zuftimmen. Ä 

Ich beantrage aljo, daß das Hohe Haus nad) Erwägung meines Vorſchlages 
beichließen wolle, daß $3 ad4, 58, 8 16 in der Faſſung wieder Hergeftellt 
werden, wie fie aus unferer Berathung hervorgegangen find. Ich weiß wohl, 
daß ich mich vielleicht dem Unwillen oder Mißbehagen einiger der verehrten Mit- 
glieder diefes Hohen Haufes preisgebe, wenn id) das hier beantrage, weil, wenn 
mein Antrag durchginge, dad Gejeg ja noch einmal zuriid nach den anderen 
Haufe geben müßte; aber ich glaube und hoffe von der Lebensfähigfeit und 
Lebensdauer unjerer jegigen Seffion, daß noch fo viel Zeit fein wird, um eins 
unferer wichtigften Gefege noch einmal an das andere Haus zur Berathung zurüd- 
geben zu laffen. 

Prüfident: Ich möchte den Herrn Grafen bitten, wenn er Anträge, die 
er uns angekündigt bat, bei den Paragraphen ftellen will, fie fchriftlich einreichen 
zu wollen. 

Freiherr von Mirbach: Deine Herren, ich bin heute hierher gefommen 
in der Erwartung, daß ich gar nicht das Wort zu ergreifen nöthig haben würde 
und die Stimmung des Haufes dahin gehen wiirde, daß wir uns fehr bald über 
eine en bloc-Annahme diejes Geſetzes ſchlüſſig machen würden. Das ift der Ge- 
fihtspunft, von dem aus ich ein paar Worte, und ich glaube in Uebereinftimmung 
mit der großen Zahl meiner Gefinnungsgenoffen, Ihrer Beurtheilung unterbreiten 
möchte. Ich habe vorhin die Nednerlifte eingefehen, und es ift flir mich aller- 
dings bedenklich, das Wort zu nehmen, als nad mir zwei hervorragende Mit- 
glieder meiner politiſchen Sefinnungsgenofjen gegen die Faſſung des Abgeordneten- 
baufes plaidiren werden. Sie werden von mir nicht annehmen, daß ich ein 
ſchwärmeriſcher, blinder Anhänger aller Beſchlüſſe des anderen Haufes bin‘, und 
: daß die Beichlüffe des anderen Haufes fiir mich ein sacrosanetum find. Aber 
allerdings muß ich Tonftatiren, ohne mich auf eine befondere Kritik der Berhand- 
lungen des anderen Hauſes einzulafien, dag mich die Bejchlüffe deffelben in dem 
vorliegenden Falle in hohem Grade befriedigt haben. 


— —— — ZI 837 7- “E 


— 33 — 


Ich glaube, wir find namentlich dem Referenten des anderen Haufes großen 
Dank ſchuldig dafür, daß er unpraktiſche und aus einer falfchen Humanitäts- oder 
doftrinären Anſchauungen herrührende Anträge geſchickt zurücdgewiefen hat, und 
daß Dadurch das Geje drüben weſentlich nach den Beichlüfjen unferer Kommiffton 
und Diefes Haufes angenommen worden if. Wie ich bereitd angedeutet, befrie- 
digt mich die gegenwärtige Geſetzesvorlage nad faft allen Richtungen hin. Es 
fund nur ein paar ganz unerbebliche Punkte, Über die es noch einer Beritändigung 
bedarf. Um nicht in die Spezialdiskuffioen Üüberzugreifen, will ih mi nun ganz 
furz faffen. — Was zunähft die Beeren und Pilze anbetrifft, jo können wir uns 
im Bereiche der Kreisordnung in diefer Hinficht fehlten durch Polizeimaßregeln, 
die die Amtsausfchüiffe mit Genehmigung des Kreisausfchuffes für ihre Bezirke 
emaniren. Es gibt auch noch eine Auzahl einer Mittel, die der Selbfthülfe, die 
man ohne Nachteil handhaben kann, um Unberechtigte aus feinem Terrain zu 
verweifen und da8 Sammeln von Beeren und Pilzen zu verhindern. Wir 
werden uns auf diefe Weife zu helfen wifjen, bis das FForftpolizeigejet ins Leben 
tritt, das uns in diefer Hinficht allgemein gültige und boffentlic gute Vorſchriften 
geben wird. 

Bor allen Dingen bin ich in hohem Grade darüber befriedigt, daß das Ab- 
geordnietenhaus das Eigenthumsreht an dem Walde Mar und deutlich ausge- 
ſprochen hat. Wenn dieje Anſchauung Har ift und in unjerer Gefegebung zweifellos 
daiteht, jo wird es ung nicht ſchwer fallen, überall unberechtigte Eingriffe in das 
Waldeigenthum abzuwehren. Ich bedauere allerdings — und das wird nament- 
ih dem Fiskus viel Schwierigfeiten bereiten, daß im 8 16 die Pfändung der 
Zransportmittel abgelehnt worden if. Aber praktiſch werden hoffentlich nicht 
gar zu oft Schwierigkeiten entftiehen. Denn abgejehen von Kähnen, fo ift auch 
bei Pferden und Fuhrwerken eine Pfändung möglich, wenn diefe Transportmittel 
außerhalb der öffentliden Wege gefunden werden. Man bat dann einfach die 
Pfändungsklage bei dem Kreisausfchuffe einzubringen und außerdem die Klage 
wegen des Holzdiebftahls bei dem Amtsgericht; allerdings hat der Fiskus in 
manchen Diftrikten mit Holzdiebftählen in erheblichem Umfange zu thun, wobei den 
Beamten die Verfolgung weſentlich erfchwert werden wird, wenn fie nicht in der 
Lage find, das Fuhrwerk ohne Weiteres zu pfänden. Etwas rigorojer Maßregeln 
in der Auffaffung desjenigen Publilums, das hiervon nichts verfteht, bedarf es 
allerdings, um den Wald wirffam zu fchliten, und ich glaube, wir find darin 
annähernd weit genug gegangen. Das andere Haus hat in feiner Majorität an: 
erfannt, daß unfere Beichlüffe gut und zwedmäßig geweſen find und nicht über 
das berechtigte Mad hinausgehen. Ich bin deshalb der Meinung, daß wir das 
Geſetz en bloc annehmen können, und ich bitte Sie auf das Dringendfte, diejem 
meinem Antrage zu entiprechen. | 

Graf zur Lippe: Meine Herren, wir befinden uns in der heutigen Be- 
rathung fiber das Forfidiebftahlsgefe wieder in articulo mortis. Wir follen in 
der Geſchwindigkeit zu den Beichlüffen des anderen Haufe, wie fie uns jetzt 
produzirt werden, die Zuflimmung geben, damit eine Uebereinſtimmung der bei- 
den Häufer des Landtages tiber dieſe Gejetzesmaterie erzielt werde. Ich muß 
mir noch einmal die Situation im Ganzen Har zu machen fuchen. Die König: 
liche Staatsregierung hat und zwei parallel laufende Gejegentwürfe vorgelegt; 
der eine Gefetzentwurf betrifft den Holzdiebftahl und der andere die Forfl- und 
Feldpolizeiordnung. Beide Geſetzentwürfe ftanden in einem fo innigen Zufammen- 
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bange, daß dad Hohe Haus befchloffen hat, fie derjelben Kommiffion zu über⸗ 
weifen. Die Kommiffion bat fofort Beichluß gefaßt, fie dergeftalt in Verbindung 
mit einander zu berathen, daß die zweite Leſung erft eintrat, nachdem die erfte 
Lefung beider Geſetzentwürfe ftattgefunden Hatte. Die Kommiffton hat dieſe 
Gefegentwürfe demnächſt in bald auf einander folgenden Berichten dem Hohen 
Haufe vorgelegt; gegen Mitte Dezember, den 16. oder 17. Dezember, find 
fie zufammen von diefem Haufe an das andere Haus gelangt. Wir haben 
von den beiden Gefetentwürfen nur den einen zuridbelommen.. Damit wird 
ihon der innige Zufammenhang zwiſchen den beiden Geleßentwürfen fchwer 
alterirt, und zwar befonders noch bei einer Materie alterirt, d. i. bei der Be⸗ 
frafung wegen Entwendung von Beeren und Pilzen. — Ich komme vielleicht 
darauf noch zurück; jedoch will ich hier ſchon Folgendes bemerlen. 

Diejenige Strafbeftimmung, die wir bier in den S 1 aufgenommen hatten, 
hat dad andere Haus gefirichen. In diefem Augenblide würde in dem Gefekent- 
wurfe eine Strafbeftiimmung über die an Beeren u. f. w. begangenen Entwen: 
dungen nicht vorhanden fein. Es wird darauf Bezug genommen, daß dieje 
Strafen in dem Forftpolizeigefege angeordnet werden können. Meine Herren, 
den Forftpolizeigefegentwurf haben wir eben noch nit. Wie die Entwendung 
von Beeren zu beftrafen fei, dag ift eine Frage, die Tontrovers if, und ich bin 
gern bereit, darfiber in eine Einigung einzugehen, wenn nur an irgend einer 
Stelle feftgeftellt wird, wie die Beftrafung ftattfinden fol. Aber Hier eine Lücke 
zu laffen und die Regelung nicht vorzunehmen, das verftehe ich nicht. Wenn 
nun Herr v. Mirbach darauf hingewieſen hat, die Sache ließe fich durch Polizei- 
verordnungen regeln, jo meine ich doch, daß diefe Entwendungen von Beeren u. |. w. 
im ganzen Sande gleichmäßig geahndet werden müffen und ich kann nicht für zu- 
läjfig erachten, wenn bezirks- oder Treisweife verſchiedene Strafbefimmungen ein« 
geflihrt werden. Die Kreisausichüffe würden eine Strafe in einer gewiffen Höhe 
fetfegen und die höheren AInftanzen würden die Strafe wieder in einem höheren 
Maße feftfezen, jo daß eine Ungleichheit der Strafe heraustommen würde, die 
mir nicht zuſagen kann. Davon abgefehen. Wir haben das andere Gefe nicht 
vom anderen Haufe herüberbelommen und follen dieſes Gejet allein beratben. 

Der vorliegende Gefegentwurf zerfällt in zwei Theile; der eine Theil be= 
ihäftigt fi mit dem Verfahren und der andere enthält die materiellen Strafbe- 
fiimmungen tiber den Forftdiebftahl. Nun, meine Herren, es lag nur die Noth- 
wendigleit vor, Beitimmungen über das Strafverfahren bier zur gefeßlichen 
Sanftionirung vorzulegen wegen der Aenderung in dem Neichäftrafgefege und 
der Prozeßordnung. Das umfaßt das Nothwendige Bis auf Heine Punkte, 
bei denen eine Webereinftinnmung beider Häufer leicht zu erzielen fein wird, find 
hier beide Häufer mit der Königlichen Staatsregierung fchon einverftanden. 
Anders aber ſteht e8 mit der materiellen Beftimmung. Da liegt noch ein Differenz- 
‚punkt vor, dev für mich von großer Bedeutung if. Das ift nämlich der, daß im 
der Borlage ter Staatsregierung der Rückfall des Holzdiebftahld für alle Fälle 
gleich behandelt worden iſt, e8 mag ein Diebftahl an fichendem Holz oder an 
Raff- oder Leſeholz vorliegen. In der Kommiffion haben wir gefunden, daß die 
Entwendung von Raff⸗- und Lejeholz eine milder zu beurtheilende Art des Dieb- 
ſtahls if, wie der Diebftahl an ftehendem Holze, und haben ed deswegen für an- 
gemefjen erachtet, daß auch bei rüdfälligem Diebftahl an einfachen Raff⸗- und 
Leſeholz die ſchwere Diebfiahlsftrafe für Eutwendung an ftehendem Holz nicht zur 
Anwendung kommen fol. Es ift das eine Milderung, die wir gegenüber den 
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Borichlägen der Königlichen Regierung haben eintreten laſſen. Nun, meine 
Herren, wir haben dieje Milderung eintreten laffen in Berüdfihtigung der Ver— 
ihiedenheit der realen Verhältniſſe. Diefe Beitimmung, meine Herren, bat 
dad andere Haus wiederum umgeftoßen und fich der Negierungsvorlage darin 
angeichloffen, daß die Beitrafung im Nüdfall eine ganz gleiche fein fol, mag 
nun Entwendung von flehendem Holz oder von Naff- oder Lejeholz vorliegen. 
Das ift ein Punkt, bei dem ich nicht nachgeben Tann. Sch will diefe harte Be⸗ 
Arafung für Diebftähle an Naffe und Lefeholz, die aus Noth begangen find und 
den Charalier mildernder Umftände eigentlih in fidy felber tragen, nicht aufrecht 
erhalten. Ich will aber auf der anderen Seite, wenn ich den rüdfälligen Dieb- 
Kahl an ſtehendem Holz beftrafe, meinerfeits nicht, daß wiederum mit einem Tage 
Gefängnißrafe angefangen werde, fondern ich will mit einem Minimum von drei 
Tagen Gefängniß die Strafe beginnen, wie wir es damals vorgeſchlagen haben 
und wie es das Hohe Haus beichloffen hat. Dann werden die verjchiedenen 
Diebftähle nach ihrer verjchtedenen Qualifikation richtig beurtheilt und angemeffen 
geahndet und, wenn ich eine joldye angemeffene Ahndung nicht herbeiführen kann, dann 
verzichte ich auf das ganze Gejeg. Und menn ich jet auf die Aenderungen bei 
den materiellen Strafbeftimmungen verzichten will und dadurch das Gefeg in 
dieſer Sejfton nicht zu Stande kommt, fo ift der Schaden wahrhaftig nicht groß, 
denn die materiellen Beflimmungen unſeres Gejeßes vom 2. Juni 1852 haben 
ich, je länger und je mehr in den beiden Käufern über diefen neuen Entwurf 
verhandelt worden ift, im Ganzen als fehr zuträglich dargeftellt, auf Grund diefer 
Geſetze Hat fi) ein ganz befriedigender Nechtszuftand im ganzen Rande gebildet. 
Das Gefeß gilt im ganzen Umfang der Monardie. Es ift nicht nöthig, wegen 
Einführung gleicher Strafbeftimmungen im Lande ein neues Geſetz zu machen, 
Es Handelt fich eigentlih, wenn die Bedürfnißfrage geftellt wird, alſo nur noch 
darum, was wir an den Beftimmungen über das Verfahren ändern müffen. Wir 
würden uns in Betreff der Beftimmungen über das Verfahren ganz außerordent- 
lich leicht verftändigt haben. Das ift aber bet der Kürze der Zeit nicht möglich. 
Es hätte der Weg eingejchlagen werden müſſen, daß die Vorlage wieder an eine 
Kommiffion zurlicdverwiefen wurde und daß in der Kommiffion diejenigen Be- 
kimmungen, die fid) auf das Verfahren und einige Beftimmungen, die fi) auf 
Ergänzungen, welche durch das neue Strafrecht und das Prozeßrecht nothmwendig 
geworden find, beſchränkten — ich meine auf die Beftimmungen von 8 10 an — 
neu zufammengeftellt umd richtig Todifizirt würden. Dann würde dem wirklich 
vorhandenen Bedürfniß durch ein foldhes Geſetz Abhilfe verjchafft worden fein. 
Ein wirklich dringendes Bedürfniß für materielle Nenderungen in den Beftimmun: 
gen unſeres Holzdiebflahlsgefees Liegt nicht vor und das hat die Königliche Re: 
gierung eigentlich auch anerkannt. Sie bat ed nur für angemeffen gefunden, bei 
diefer Gelegenheit einige Aenderungen vorzunehmen, und diefe find für mich bei 
den Beflimmungen über den Diebfiahl an Raff- und Lejeholz unannehmbar. 
Nun Lönnten wir vielleicht unfere früheren Beſchlüſſe zu 8 8, die wir in dieſem 
Haufe ziemlich einmüthig gefaßt haben, — die Kommiſſion hat menigitens den 
Paragraphen, wie er Ihnen vorgejchlagen ift, einftimmig zur Annahme empfohlen 
— wieder aufnehmen und nochmals durchzuführen ſuchen. Ich weiß aber jehr 
out, daß das in der Sache jelbft auf daffelbe herauskommt, als ob wir das 
ganze Geſetz ablehnten, denn die Zeit ift nicht gegeben, daß wir und liber dieſe 
Frage mit dem andern Haufe noch verfländigen können. Weldhen Weg Sie ein- 
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ſchlagen follen, muß ich Ihnen anheimgeben. Wollen Sie den $ 8 in der früheren 
Faffung wieder herſtellen — ich will das gern thun, aber es bat dieſelbe Wir- 
tung, als wenn Sie den ferneren Antrag annehmen, zur Zeit dies Gefe abzu- 
lehnen und abzumwarten, bis die Königliche Staatsregierung im nächſten Sabre 
und den Gejegentwurf — und boffentli nur mit der Beſchränkung auf das 
Berfahren in den Forfidiebftahlsfachen — wieder vorlegt, dann wird fich eine 
Berfändigung finden laffen. Zeit genug ift dazu, es drängt nicht, denn das 
ganze Geſetz fol erfi am 1. Oltober 1879 in Gültigkeit und Wirkſamkeit treten. 
Wir haben aljo noch ſehr viel Zeit, uns auch in der nächſten Situng die Sache 
zu überlegen, und brauchen nicht in dem leßten Augenblide, wo wir bier ver- 
fanmelt find, uns noch gemwiffermaßen einen Zwang anthun zu laffen, und in 
diefer Zwangslage Beflimmungen anzunehmen, die wir fpäter materiell für uner⸗ 
träglich eradten. 

Regierungstommiffar, Geheimer Zuftizratd Oehlſchläger: Meine Herren, 
die Königliche Staatsregierung legt ſchon Werth darauf, daß das Geſetz noch in 
diefer Seffion vereinbart werde. Es läßt fich nicht überſehen, in welche Tage die 
Regierung gelangt, wenn fie dieſes Geſetz ın der nächſten Seſſion nochmals 
einzubringen hat, und eingebracht müßte e8 in der nächſten Seſſion wieder werden, 
denn es ift in Bezug auf das Berfahren ein Nothgeſetz; wir würden mit der 
neuen Strafprozeßordnung im Gebiete der hier fraglichen Unterfuchungen nicht 
ausfommen. Meine Herren, wahrjcheinlich wirde die Regierung Abfland davon 
nehmen, in der nächften Seffton wieder mit einem vollftändigen, die ganze Materie 
erfchöpfenden Geſetze hervorzutreten, denn wenn es nicht möglich fein follte, in 
Beziehung auf die materiellen Strafbeitimmungen eine Einigung der beiden Häufer 
des Landtages zu erzielen, obſchon jofort bei Eröffnung des Landtages das Ge- 
jet vorgelegt worden ift, objchon ferner gleich der Regierung diesmal beide Häufer 
des Landtages noch ihre freie Entjchliegung Hatten, welche in der künftigen Seſſion 
unter dem Drude der Nothwendigkeit einer Vereinbarung des Geſetzes ftehen 
würde, und obſchon endlich die Regierung diesmal ebenſowohl diefem Hohen 
Haufe gegenüber erklärt hat, mit feinen Befchlüffen einverftanden zu fein, wie fie 
jest erklärt, den Beichlüffen des anderen Hauſes zuftimmen zu können — wenn, 
fage ih, troß alledem eine Einigung diesmal nicht zu erzielen fein follte, fo 
würde vorausfichtlich noch weniger in der nächſten Seffion eine Einigung zu er- 
zielen fein, und es wiirde deshalb die Regierung das nächfte Mal fich beichränfen 
müffen auf den Vorſchlag einiger weniger Paragraphen, zur Regelung des Ber- 
fahrens. Allein felbft dies vorausgejegt: wie follte dad andere Haus oder diejes 
Hohe Haus behindert fein, in den Gejegentwurf doch wieder materielle Be⸗ 
fiimmungen hineinzubringen ? Und würde nicht gerade derjenige Punkt, der ge= 
wifjermaßen der Brennpunkt der diesmaligen Berathung geweſen ifl, — id) meine 
die Beftrafung der Entwendung von Waldbeeren und Pilzen, — wieder von 
Neuen aufgenommen werden? Abgeſehen davon würde aber auch eine bloße 
Novelle zum Holzdiebſtahlsgeſetze — das ift in diefem Hohen Haufe bei der 
früheren Berathung allfeitig anerfannt worden — Berwirrung in die Rechts⸗ 
übung bineinzubringen, weil nicht ausjchließlich Juriſten, fondern auch die zur 
Amtsanwaltichaft berufenen Foritbeamten bei der Handhabung des Geſetzes mit- 
zuwirken baben. Diefe würden ſich ſchwer in eine npvellenartige Bearbeitung 
des Stoffes hineinfinden, es erjcheint vielmehr geboten, ihnen die ganze Materie 
in einem einheitlichen abgerundeten Geſetze geordnet vorzuführen. Und, meine 
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Herren, welcher Art find denn die materiellen Differenzpunkte, die von den Herren 
Borrednern, die gegen das Geſetz geiprocdhen haben, betont worden find? Nach 
meiner Auffaffung find es nur drei Punkte, die Überhaupt in Betracht kommen 
fünnen: beim $ 1 die VBeftrafung des Sammelnd von Kräutern, Beeren und 
Pilzen, beim $ 8 die Beftrafung des dritten Nüdfalls, beim $ 16 die Pfändung 
der Zrandportmittel. Ich Halte es nicht an der Zeit, bei der Generaldiskuffton 
auf Diefe einzelnen Punkte näher einzugeben; ich behalte mir vielmehr vor, dies 
erforderlichenfalld bei der Spezialdisfuffion zu thun. Nur darauf möchte ich 
ſchon an diefer Stelle hinmweifen, daß das Geſetz in der vorliegenden Faffung 
gegeniiber dem beftehenden Nechtözuftande doch ganz bedeutende Vortheile bietet, 
und auch daran möchte ich hier vorweg erinnern, daß das andere Haus ſich in 
Betreff feiner Wünſche nicht nur wefentliche Beihränkungen auferlegt hat. In 
der Kommiſſion fowohl als bei der Plenarberathung wurden vielfeitig Anträge 
eingebradht, welche eine Abſchwächung der bisherigen Strafbeflimmungen intra- 
dirten, umd manche diefer Anträge find nur mit geringen Majoritäten zuridge: 
wieſen worden. Bergleihen Sie die jetzige Vorlage mit dem beftehenden Geſetze, 
jo treten Ihnen Strafverfhärfungen entgegen bei den 88 2, 3, 6 und 13. Es 
ift für den einfachen Holzdiebftahl die Strafe vom vierfachen auf den fünffacdhen 
Werthbetrag erhöht. Beim qualifizierten Holzdiebftahl iſt Die Strafe ftatt auf den 
ſechsfachen auf den zehnfachen Werthbetrag normirt; bei dem Holzdiebftahl, der 
von drei oder mehr Perfonen gemeinfam ausgeführt oder zum Zwecke des Ber- 
faufs verübt wird, ift die Strafe von 6 Wochen auf 6 Monate Gefängniß er- 
böht worden, und bei der Ummandlung der Geldftrafe in eine Gefängnißitrafe 
ift ebenfalls eine Schärfung vorgenommen. Sehr wichtig ift ferner die beziiglich 
der Berjährung herbeigefüihrte Veränderung; die Berjührungsfrift ift von 3 Mo- 
naten auf 6 Donate ausgedehnt worden. Diefer letzteren Reform legt die Staats» 
regierung einen hohen Werth bei, meil die bisherige kurze Berjährungsfrift in 
der Rechtsübung zu vielen Unzuträglichleiten geführt hat. 

Das andere Haus hat teinerjeits ſich Nefignation auferlegt Hinfichtlich der 
Beftimmung, welche die Konfisfation obligatorifch vorfchreibt, während nach dem 
allgemeinen Grundſatze ded Strafrecht die Konfistation nur fakultativ verordnet 
wird; ebenfo Hinfichtlich der Borfchrift, daß die Konfiskation ohne NRüdficht auf 
das Eigenthumsrecht eines Dritten flattzufinden habe, während nach allgemeinen 
Grundfägen nur foldde Gegenftände konfiszirt werden dürfen, welche dem Scul- 
digen gehören. Gegenüber dem beftehenden Rechte ift ferner eine Straffhärfung 
eingetreten binfichtlich der Beglinftigung. Auch diefe Frage hat im anderen Haufe 
Bedenken hervorgerufen, man hat dieſe Bedenken aber fchließlih fallen Laffen. 
Durchaus unfympathifh war dem anderen Haufe die Beſtimmung, melde eine 
Kumulation der Strafe des 8 361 Nr. I des Strafgejegbuches mit der fubfidiären 
Haftpflicht vorfchreibt; aber auch darüber ging man hinweg. Weitere Bedenken 
waren angeregt bezüglich der Bereidigung der Forſtbeamten. Auch darin Hat 
man nachgegeben. Einigen Ihrer Beichlüffe find im anderen Haufe fogar Ber: 
ſchärfungen Hinzugefügt worden. Einzelnes dariiber hat der Herr Graf Kospoth 
bervorgehoben.. Während nad den VBeichlüffen dieſes hohen Haufes nur der 
mittelft eines befpannten Fuhrwerks verübte Diebitahl jchwerer beftraft wird, hat 
man im anderen Haufe derfelben fehwereren Strafe noch dem unter Anwendung 
eines Laftthieres oder Kahnes verübten Diebftahl unterftellt. 

Ich flige dem hinzu, daß auch beim 8 6 Nr. 2, welcher eine Zuſatzſtrafe 
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von 2 Monaten Gefängniß geftattet, eine Verſchärfung vom andern Hanfe info- 
fern bejchloffen worden ift, als die Strafe des $ 6 nicht nur dann Anwendung 
finden fol, wenn die Abficht des Thäters auf den Verkauf des enimendeten 
Holzes gerichtet war, fondern auch dann, wenn in erfter Linie der Thäter beab- 
fichtigte, das Holz zur Herftelung von Yabrifaten zu verwenden und dann diefe 
Fabrikate zu verlaufen. Man bat damit eine fehr gefährlihe Kategorie von 
Holzdieben, wie Befenbinder und dergleichen, der härteren Strafe des 8 6 unter 
ſtellt. Es dürften diefe Hinweifungen genügen, um darzuthun, daß man im 
anderen Haufe nicht Anftand genommen bat, da, wo die Nothwendigkeit einer 
Schärfung der Beſchlüſſe diefes Hohen Haufes erkannt wurde, eine ſolche Schär- 
fung auch eintreten zu laffen, und daß eine auf die Abſchwächung Ihrer Beichlüffe 
gerichtete Tendenz keineswegs vorherrichend geweſen ift. 

Ich wiederhole, meine Herren, daß die Staatsregierung einen hohen Werth 
darauf legt, dieſes Geieg zur Bereinbarung zu bringen. Es werden ohnehin in 
der künftigen Seffion noch recht viele Gejege nothwendig fein, um die Ausführung 
der Reichs-Juſtizgeſetze zu ermöglichen. 

Regierungstommiffar, Geheimer Ober-Finanzrath Löwe: Ich Tann nicht 
umbin, zu beftätigen, daß auf Seiten der Staatsregierung der dringende Wunfch 
obwaltet, daS vorliegende Gejeß zu Stande gebracht zu ſehen. Das Intereſſe, 
welches fie daran hat, und der Wunfch, der fich daran knüpft, beziehen fich weniger 
auf den dag materielle Recht, als vielmehr auf den das formelle Strafverfahren 
betreffenden Theil desjelben. Es liegt in der Natur der Sache, daß bei firaf- 
baren Handlungen der vorliegenden Art e8 vor allen Dinger darauf ankommt, daß 
nicht minder die Feftfegung als die Vollſtreckung der Strafe der That auf dem Fuße 
folge. In diefer Beziehung hält die Regierung es für mwejentlich, daß das neue 
Gefetz einen bedeutenden Fortjchritt enthält gegen das beftehende Gerichtsverfahren, 
ein Fortfchritt, der fortfallen wilrde, wenn das gegenwärtige Geſetz nicht zu Stande 
fame. Ich kann daher im Intereſſe der Forftverwaltung nur dringend bitten, 
dad Geſetz, wie es gegenwärtig vorliegt, anzunehmen Das Intereſſe, welches 
die Königliche Regierung hieran hat, ift fo überwiegend, daß fie glaubt, auf eine 
nähere Erörterung der einzelnen Veränderungen und der Frage, ob darin Ber- 
beflerungen oder Berjchlechterungen enthalten find, nicht eingehen, fondern nur 
den Wunſch wiederholen zu jollen, das Gefe fo bald. wie möglich zu Stande 
gebracht zur fehen. 

von Knebel⸗Doeberitz: Ach beabfichtigte, nur mit wenigen Worten, aber 
entfchieden, mich für die Annahme der Vorlage des anderen Haufes auszuſprechen 
und zwar aus folgenden allgemeinen Rüdfichten.e Die Sade ift in der Kom- 
miffion, deren Mitglied zu fein ich die Ehre Hatte, ſehr gründlich durchgearbeitet 
worden, und es find dabei die praftifch hervorgetretenen Bedärfniffe fehr Har ins 
Auge gefaßt worden, fo daß ich im Sinne defjen, was die Herren von Mirbady 
und Graf zur Kippe bereits ausgeführt haben, es dringend gewünſcht hätte, daß 
man im Abgeordnetenhaufe nicht fo wejentlich von unferen Kommiſſionsbeſchlüſſen 
abgewichen wäre. Dennoch bin ich der Meinung, ed ift unter Umftänden politi« 
ſche Weisheit, daß man fi an den alten Sat erinnere, das Beſte ift immer der 
Teind des Guten. Ich bin aljo der Meinung, daß es befjer geweſen wäre, wenn 
das Abgeordnetenhaus fi unferen Beichlüffen mehr allommodirt hätte Ich er« 
kenne aber in der Vorlage des Abgeordnetenhaufes aus den Nüdfichten, die Ihnen 
die Herren NRegierungslommiffarien bereits vorgeführt haben, offenbar eine VBer- 
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beſſerung gegen den jegigen Zuftand. Ich vermiffe im Sinne der Herren Bor: 
redner manche Details in Bezug auf das Berfahren, und vermiffe auch manche 
Berückſichtigung der praktiſch hervorgetretenen Bedürfniffe, bin aber vorweg der 
Meinung, daß ein Gefeg gut ift, wenn ed nur in allgemeinen großen Haupt: 
zügen fich bewegt, ohne fich zuviel in die Detail$ zu vertiefen. Wenn wir uns 
noch fo fehr Mühe geben, die praktiſchen Detail alle zu erfaffen, e8 wird ung 
das Doc nicht gelingen. Die einzelnen praktiſch hervortretenden Nothwendigkeiten 
find einmal bei folchen Gelegenheiten nicht zu überſehen. 

Wenn ich da einen befonderen Punkt noch hervorheben darf, fo ift eg die 
vom Borredner betonte Nothwendigkeit, daß der Diebftahl an Raff- und Lefeholz 
anders behandelt werden möge, als der an anderem Holze. Meine Herren, da 
liegen denn doch die praftifchen Verhältniffe fehr verſchieden. ES ift nicht richtig, 
daß der Diebftahl an Raff- und Lejeholz überall nur aus bitterer Noth hervor- 
gehe, fondern es giebt ebenfoviel Fälle, wo ihnen nicht die bloße Noth zu Grunde 
liegt, fondern die Willkür und eine Art ſchlechter Gewohnheit. So fehr ich num 
gewünſcht hätte, daß auch Hinfichtlich des Raff- und Lejeholzes die von der dies» 
feitigen Kommiſſion betonten Detaild und näheren Unterfcheidungen ihre Geltung 
gefunden hätten, fo Halte ich e8 doch nicht für indizirt, an dieſen Bedenken das 
vorliegende Geſetz fcheitern zu laffen. 

In zwei Priukten möchte ich aber, in der Hoffnung, daß mir der Herr 
Präfident nicht den Vorwurf machen wird, ich greife bereit8 auf die Spezial. 
disfuffion ein, bei der ich mich nicht zu betheiligen beabfichtige, in zwei Punkten 
möchte ich doch mein Gewiffen wahren, infofern ich zwei Borfchriften gefunden 
habe, die fofort zu einer Menge von praltifchen Zweifeln Beranlaffung geben 
werden. Es ift das die Vorjehrift, wonach Diebftahl an Gras anders behandelt 
werden fol, ald Diebftahl an Kräutern. Das ift eine praftifch unausführbare 
Unterſcheidung. Raufen Sie eine Hand voll Gras aus, jo werden Sie darunter 
gleich fo und ſoviel Kräuter mit fortnehmen. Alſo, das ift praktiſch unausführ- 
bar und wird im konkreten alle zu verfchiedenen Zweifel Anlaß geben. Ich 
hätte daher gewünſcht, daß diefe Unterſcheidung nicht gemacht worden wäre. 

Der andere Punkt, der nur eine gewiffe prinzipielle Tragweite für die Aus- 
führung des Geſetzes hat, ift die VBorfchrift in $ 13, und da wäre es mir fehr 
interefjant, wenn von Seiten der Herren Negierungstommifjarien meine desfall- 
figen Gewiffensftrupel befeitig werden fünnten. Die Vorſchrift des 8 13, wo- 
nah bei Umwandlung der Geldftrafe in Gefängnißftrafe 1 bis 5 Mark gleich 
jein follen einer eintägigen Gefängnißftrafe, fteht mit andern Worten ſchon im 
früheren Gefete von 1852, und ich weiß von langjähriger Erfahrung, daß fie 
vielfach Zweifel hervorgerufen bat. Ich babe auch in diefer Beziehung in der 
Kommiffion ſchon einen Abänderungsantrag geitellt, aber das Unglüd gehabt, 
damit in der Minorität zu bleiben. Es wird mir nicht einfallen, jett ein Amen- 
dement zu ftellen. Wenn dad Damoklesſchwert des Zuftandefommens oder Nicht: 
zuftandefonmend eines Gejetzes iiber Einem ſchwebt, ift das Stellen von Amen: 
dement3 ein wenig erfreuliches Geſchäft und felten mit NRefultaten begleitet. Wie 
aber hier die Wortfafjung einmal lautet: 1 bis 5 Mark find einer eintägigen Ge- 
fängnißftrafe gleich zu achten, fo behaupte ich, daß der Richter gar nicht in der 
Lage ift, jobald er 5 Mark feitgefett und das Unvermögen fi) herausgeftellt hat, 
anders zu erkennen, als auf eintägige Gefängnißftrafe, und dieje Strafe wird 
Me große Majorität der Holzdiebe fich fehr viel lieber gefallen Lafjen, als vie 
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5 Mark Geldfirafe.e Das Geldzahlen iſt der Kategorie von Menſchen, die fih 
dem Holzdiebftahl gewidmet haben, viel unbequemer, als 24 Stunden Gefängniß, 
und daher "glaube ich, daß diefe Vorjchrift, wenn fie nicht deffarirt wird, fehr 
bald zu Anträgen auf Deklaration führen wird und andererfeitS auch dahin führen 
wird, daß möglicherweile fich die Gefängniffe von denen überfüllen, denen 5 Mark 
Geldftrafe viel empfindlicher find, al ein Tag Gefängniß. Ich würde daher 
wünſchen, daß der Herr Regierungskommiſſar die Güte hätte, mir in diefer Be- 
ziehung eine beruhigende Erflärung zu geben. 

Im Allgemeinen bin ich entjchieden der Meinung, daß ein Fortjchritt und 
eine Berbefferung gegen den jetigen Zuftand trog aller Mängel, die von dem 
Herrn Borredner betont find, in der Vorlage enthalten ift, und ih kann zum 
Schluß meiner Darlegung nur den alten Erfahrungsjag wiederholen, daß das 
Beite ewig der Feind des Guten bleiben wird. 

Regierungstommiffar, Geheimer Juſtizrath Oehlſchläger: Das Bedenken, 
welches der Herr Vorredner bezüglich des Maßftabes für die Umwandlung einer 
Geldftrafe in Gefängnißftrafe erhoben bat, ift ſchon früher Hier zur Sprade ge- 
bracht worden. Ä 

Auch feitens Ihrer Kommiffion ift diefe Frage eifrig debattirt worden, und 
man bat fi) Mühe gegeben, eine andere als die jeßige Faſſung für den Abſatz 2 
des $ 13 zu gewinnen. Indeſſen es war das fehr ſchwer, und man entjchloß fich, 
bei diefer Faſſung zu bleiben, weil fie im Wortlaute genau fih anfchliegt an die 
entjprechende Beftimmung des NReichsftrafgefegbuches, und weil zu beforgen war, 
daß, wenn man eine abweichende Faſſung wählte, in erhöhten Maße Bedenken 
in der Rechtſprechung hervortreten fünnten. Denn die von dem Herrn Vorrediter 
als möglich hingeftellte Auffaffung dürfte faum noch irgendwo zur Geltung ge— 
Yangt fein, ſeitdem in einer durch das Juftiz-Minifterialblatt bekannt gemachten 
allgemeinen Verfügung auf die richtige Auslegung des Geſetzes aufmerkſam ge- 
macht worden ift, die dahin geht, daß nicht etwa jedesmal 5 Mark Geldftrafe 
einer Gefängnißftrafe von einem Tage gleichfommen follen, fondern daß der 
Richter, wenn er iiber eine Geldfirafe zwiſchen 1 und 5 Mark zu befinden bat, 
für 5 Mark ebenfogut 5 Tage wie einen Tag wählen fann. Es ift das diejelbe 
Auslegung, welche für das Strafgefegbucd in dem ftenographifhen Bericht über 
die Verhandlungen des Neichstages ausdrüdlich Tonftatirt if. Gegenüber diefer 
gleichlautenden Beftimmung des Strafgefegbuches Tann jet eine Deklaration, wie 
fie vor Erlaß des Strafgejebuches in Beziehung auf das Geſetz von 1852 vielleicht 
noch nothwendig war, ſicher entbehrt werden. 

Graf von Brühl: Meine Herren, ich werde vielleicht noch in der Spezial- 
debatte mehrfah um Ihre Aufmerkſamkeit bitten müffen, und ich will deswegen 
von bier aus gar nicht auf die Spezialdebatte eingehen, fondern will mid im 
Allgemeinen bloß an die Prinzipien halten, in denen wir mit dem Abgeordneten- 
hauſe differiren, oder, beffer gejagt, ich möchte Tonftatiren, daß ich in den ab=- 
ändernden Befchlitffen des Abgeordnetenhaufes eben ein Prinzip nicht finde. — 
Wenn der Herr Regierungstommiffar gejagt bat, das Abgeordnetenhaus hätte 
eine bedeutende Selbftverleugnung ausüben müffen, um fo weit mit uns über- 
einzuftimmen, fo glaube ich, hat er eine Kritit fiber das Abgeordnetenhaus aus⸗ 
geübt, bei der ih ihm nicht folgen möchte. Nach feinen Ausführungen wird 
man beinahe gezwungen, zu glauben, das Abgeordnetenhaus ſei im Ganzen 
mehr dem Holzdiebe geneigt wie den Forftbefigern und babe fi nur mit 
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großer Selbftüberwindung dazu herbei gelaffen, die Yorftdiebe doch einigermaßen 
zu ftrafen. 

Diefe Anfiht Tann id von dem Abgeordnetenhaufe nicht hegen und kann 
meinerjeit3 allerdings nicht unterlaffen, meine VBerwunderung auszudriiden, daß 
da8 Abgeordnetenhaus, eben weil es bloß fo wenig geändert hat, überhaupt 
ändern zu müſſen geglaubt hat, wenn uns das Geſetz in einem Augenblid zu- 
geht, wo wir dem Schluffe wieder fehr nahe ftehen, wo weitere Unterhandlung 
wohl nicht mehr nöthig if. Wenn ich num dieſe Aenderungen und das Refultat 
diefer Aenderung lediglich als Forfteigenthiimer ins Auge faßte, fo wiirde ich fehr 
geneigt fein, dem geehrten Herren Borredner von Snebel-Doeberig und Herrn 
von Mirbach beizuftimmen und zu fagen, das Geſetz ift eine Verbefferung gegen 
den bisherigen Zuftand, wir wollen zugreifen und annehmen. Ich glaube aber 
doch nicht, dag wir bier in diefem Haufe als Yorfteigenthitiner figen, ich glaube, 
dag wir ung immerhin als ein Stüd von Gefeßgebern zu betrachten haben, wenn 
auch jeder Einzelne Gejetsgeber in einer homöopathiſchen Dofts iſt. Aber wir 
haben die Verpflichtung, Geſetze möglichft gut und fo zu bejchließen, wie fie mit 
unferer Ueberzeugung fibereinftimmen. Nun babe ich mir erlaubt, fchon als die 
Forſt⸗ und Feldpolizeiordnung in diefem Haufe berathen wurde, darauf hinzu⸗ 
weifer, daß ich fie als einen Wegmweifer für die Diebe in dem Walde betrachten 
müffe; ih fand darin viel firengere Grundfäge, wie in dem Forſtdiebſtahlsgeſetz. 

Indeſſen ich konnte da mit einem befannten Faktor rechnen, eben mit dieſem 
uns vorliegenden Forft: und Feldpolizeigeſetz, und konnte dennoch beurtheilen, 
inwieweit diefe Grundfäße verfchieden find. Jetzt liegt uns aber das Holzdieb- 
ſtahlsgeſetz allein vor. Die Forft- und eldpolizeiordnung ift unter den Tiſch 
gefallen; die werden wir in diefem Jahre wohl nicht mehr zu ſehen befommen, 
od in dem nächlten Fahre und in welcher Geflalt wir fie zu ſehen befommen 
werden, ift dahingeſtellt. Wir follen jetzt bejchließen tiber ein Gejet liber den 
Solzdiebftahl; über eine Menge von ganz ähnlichen Vergehen, welche die Be- 
völferung auf eine Linie mit dem Holzdiebftahl ftellt, vertrauenspoll der Zukunft 
ins Auge ſehen, und follen von ihr Abhülfe und Verbeſſerung erwarten. Nun 
hat Herr von Knebel gejagt, das Beflere wäre der Feind des Guten. Meine 
Herren, wenn es ſich um Gejeßgebung handelt, glaube ich, Tautet es anders: 
man darf etwas Mittelmäßiges nicht befchliegen, wenn man damit weiß, dem 
Befferen das Thor zu verſchließen. Geben wir heute diefes Gejeß, jo glaube 
ih, werden wir alle einverftanden fein, daß ein anderes Geſetz, eine mwejentliche 
Aenderung diejes Geſetzes nicht jo bald eintritt. Damit ift die Materie abge- 
ſchloſſen auf längere Zeit. 

Wenn nun Herr Graf zur Lippe ſchon mejentliche Bedenken ausgejprochen 
hat, wonad er in eine fehr bedeutende Verfchärfung, die das andere Haus be= 
ihloffen bat, nicht willigen kann, fo fann ich das zugeftehen, und ich muß mein 
Intereſſe als Forſteigenthümer opfern, um nicht ein Gefet zu bejchließen, von 
dem ich glaube, daß es ſehr weſentliche und nicht gerechtfertigte Härten enthält. 
Ich bitte Sie, meine Herren, flimmen Sie diefem Gefeß, wie es vorliegt, nicht 
bei. Die Zeit wird uns dann vielleicht ein befferes und gutes bringen, während» 
dem wir jet ein ſolches haben, in welchem ich in der Art, wie es zu ung zurlid« 
gekommen ift, ein Prinzip nicht fehe; der eine Paragraph ift gejchärft, der andere 
gemildert, darin kann ich ein Prinzip nicht erkennen; noch viel weniger würden 
die Holzdiebe darin ein Prinzip erfennen, und die Holzdiebe werden ſich die 
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Paragraphen ausfuchen, gegen die fie fehlen können. Ich bitte Sie, nehmen Sie 
das Gefet in der jetigen Faflung nicht an. 

von Winterfeld: Nachdem bereit3 verjchiedene Redner fir das Gejet 
geſprochen haben, könnte ich auf das Wort verzichten; geftatten Sie mir indeffen 
einige Geſichtspunkte geltend zu machen. 

Mir ift das Gefeg, wie e8 aus dem Abgeordnetenhaufe herausgelommen ift, 
in einigen Beſtimmungen aud nicht ſympathiſch; ich erkenne aber die Zwangs- 
lage an, in der wir uns befinden. Es ift, was das Verfahren betrifft, unerläß- 
lich, daß daffelbe geregelt werde vor der Einführung der Gerichtsorganifation und 
ich bezweifle, daß, wenn in diefer Seifion die Regelung nicht erfolgt, fie in 
Ipäteren Sejfionen in entfprechender Weife erfolgen fünne. Wenn nun mit diefer 
formellen Behandlung der Foritrügefachen auch eine Nevifion der materiellen 
Gefeggebung verbunden geweſen ift, jo muß ich dieſe Reviſion der materiellen 
Beſtimmungen allerdings als eine abjolut nothwendige nicht bezeichnen; ich 
bin aber überzeugt, daß ſie wünſchenswerth ift und daß diejenigen Beflimmungen, 
die materiell in den vorliegenden Entwurf gefommen find, ganz zwedentipredyende 
find, daß es wünſchenswerth ift, diefelben eingeführt zu fehen. 

Ich vergegenwärtige mir, daß, wenn in diefer Seffton das Gefeß nicht zu 
Stande kommt, dann in der nächſten Seifton, mo vielleicht das Gefet in diefer 
oder in einer anderen Form wieder vorgebracdht werden wird, diefe ganze Mufter- 
farte von Abänderungsanträgen, die im amderen Haufe geftellt worden find, 
wieder zum Vorſchein fommen wird; und ich bezweifle fehr, daß dann das Geſetz 
diejenige gute und runde Faſſung behalten wird, die daffelbe jetzt befitt. Die 
Abänderungsanträge des anderen Haufes zielen theilmweife auf eine ganz erheb- 
liche Abſchwächung. des Gejetes im Großen und Ganzen hin, auf eine Ab- 
ſchwächung des Geſetzes ſowohl in materieller, wie in formeller Beziehung, und ich 
habe gar feine Beranlaffung, irgend etwas dazu zu thun, mich der Befürchtung 
ausjegen zu müſſen, daß diefe Abſchwächung fpäterhin ftattfinden wird. Ich er- 
fenne alfo an, daß wir ung in einer gewiffen Zwangslage befinden, daß wir 
wohlthun, das Geſetz jet anzunehmen und ich würde daher durch mein Votum 
meine Hand dazu bieten. 

Meine Herren, ich kann dabei aber nicht verfennen, daß es flir mich etwas 
Auffälliges hat, daß dieſes Geje und das mit demjelben im unmittelbaren Zu— 
ſammenhange ftehende Yorftpolizeigefeg, mas in den erften Tagen der Seſſion 
eingebracht worden ift, nachdem wir beinahe ſechs Monate getagt haben, in bei- 
den Häufern des Landtages nicht gleichzeitig hat zum Abfchluß gebracht werden 
fünnen, obwohl wir es nach ſechswöchentlicher Arbeit dem anderen. Haufe über⸗ 
geben haben und obgleich es im anderen Haufe ſchon ſeit Monaten und zwar in 
dem Berichte der Kommiffton, gerubt hat. Wenn wir durch eine derartige Be- 
handlung der Sache in die Rage verjegt werden, eine jo wichtige eingreifende 
Gefegebung in einer Zwangslage annehmen zu müffen, jo ift das ein befriedi- 
gendes Gefühl für fein Mitglied des Hohen Hauſes. Die Nothwendigfeit der 
Behandlung der Sache mit diefer Langſamkeit kann ich nicht einfehen, auch nicht 
verftehen, und ich habe mich für verpflichtet gehalten, von meinem Standpunkte 
aus dies hervorzuheben. 

Meine Herren, wenn ich nun vorhin gejagt habe, dag mir die Yaflung des 
Gefeßentwurfes, wie es aus dem anderen Haufe zu uns heriübergelangt ift, im 
Allgemeinen nicht ſympathiſch ift, fo finde ich diefen Mangel an Sympathie in 
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denjenigen Beflimmungen, die eine abſolute Verſchärfung unferer Beichlitfie 
enthält. Das find wefentlich zwei Beflimmungen: das ift der Ausſchluß des 
Diebftahls an Beeren und Pilzen aus dem $ 1 Nr. 4 und die Beftimmungen des 
$8 wegen des Rückfalls. Es hat das Abgeordnretenhaus bier aljo den Dieb- 
ſtahl an diefen Meinen Waldproduften verwieſen in das Forſtpolizeigeſetz. Das 
Forftpolizeigejeg hat das andere Haus aber nicht fertig berathen. Was darin 
ftehen wird, wiflen wir heute noch nicht, und fo lange dafjelbe noch nicht eriftirt, 
it die Beftrafung der Endwendung diefer Objekte nicht ausgeſchloſſen, fondern 
fie fallt nach wie vor unter das Strafgefek. z 

Ich glaube, daß das Abgeordnetenhaus den Entwendern diefer Lleinen Wald- 
produkte feinen Gefallen gethban hat. Denn das kann ich nicht annehmen, daß 
das Abgeordnetenhaus überhaupt die Aneignung derartiger Objekte in den freien 
Willen zu legen beabfihtigt hat. Wenn das der Fall wäre, dann würde Fein 
Waldeigenthümer das Recht haben, überhaupt zu erklären, daß er Eigenthlimer 
diefer Produkte fein und darüber zu anderen Zweden verfügen wolle, und des— 
halb auch Lefezettel, gegen eine Heine Abgabe, zu ertheilen. Allein ich finde darin 
daß Die Beftimmung von dem anderen Haufe angenommen worden ift, eine ©e- 
fährdung derjenigen, welche ſich in Gefahr verfegen, aus dem Walde derartige 
Gegenftände zu nehmen. Denn diefe Gegenftände fallen unter allen Umftänden 
unter die Rubrik der Waldprodufte und find als ſolche unter Strafe geftellt, fo 
lange nicht das Polizeigefeg da iſt. Ich kann mich irren und erwarte in dieſem 
Falle eine Belehrung von den hervorragenden AJuriften dieſes Hauſes. Das ifl 
aber meine Auffaffung, und es liegt eine Berfchärfung darin. Die zweite Ber- 
ihärfung liegt in den Beftimmungen wegen des Riüdfalles, worauf ſchon von 
verſchiedenen Seiten aufmerkſam gemadt ift. 

Mir Haben allerdings nicht anerkennen können, was in einer friiheren Sejfton 
diefes Haufes hervorgehoben worden ift, daß der Wald gewiffermaßen ein Ge— 
ſammteigenthum des Volkes repräfeutirt. Wir müſſen aber anerkennen, daß das 
Privateigenthum an dem Walde, und der Begriff davon fich erft im Taufe des 
jesigen Jahrhunderts, alſo viel fpäter entwidelt hat, als der Begriff des Eigen- 
thums an anderem Befite. Das liegt darin, daß die Ablöfung der Serpitute 
am Walde erft im Laufe diejes Jahrhunderts vorgenommen wurbe, und daß erft 
dadurch das fpezielle Eigentbum am Walde ein eminentes geworden ift. Aber 
wir haben vollftändig anerkannt, daß in Folge diefer, durch lange Mitbenutzung 
des Waldes bervorgegangener Begriffsverwirrung im Publifum fich deshalb noch 
in dem Zuftand befindet, wo es fich für berechtigt hält, Feine und unbedeutende 
Gegenftände aus dem Walde zu nehmen, ohne dies als Diebftahl oder fonftiges 
Bergeben anzufehen, fondern als eine durch die Gewohnheit fonktionirte Hand- 
lung. Wenn das der Fall ift, jo kann ich in der Entwendung fo Kleiner Gegen 
fände, welche für den Eigenthiimer gar feinen Werth haben, und die er häufig 
im Walde verfaulen läßt, keine dem Holzdiebftahl gleichzuftellende Handlung er» 
innen und als geichwerthig anfehen mit der Entwendung von grünem Holze, 
welches eine Devaftation von Forften in fich fchließt. Deshalb Haben wir aber 
nit annehmen können, wie es die Regierungsvorlage thut, daß die Entwendnng 
dieſer Gegenftände gleich zu erachten jei mit der Entwendung an grünem Holz. 

Wenn das Abgeordnetenhaus trotzdem alle diefe Entwendungen gleichgeftellt 
dat, 3. B. wer ſich aljo Gras fchneidet, Kräuter fammelt u. ſ. w., mit dem Dieb- 
ſtahl an Holz, da begeht es eine Härte gegen die armen Leute, die ich nicht für 
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gerechtfertigt halten kann. Als wir damals das Geſetz berathen haben, da ging 
durch die ganze liberale Preſſe ein Schrei des Unwillens, daß das an und für 
ſich ſchon drakoniſche Geſetz hier noch drakoniſcher gemacht würde und es wurde 
die Inſinuation laut, daß dies geſchehen ſei, weil bier im Haufe ſich eine Anzahl 
von Forftbefigern befünde Meine Herren, gerade diejenigen, welche betheiligt 
waren, haben dafiir geftimmt, daß diefe Härte nicht ftattfinden möge. Sie haben 
fi) nicht mit der Staatsregierung einverftanden erflärt, daß man mit gleicher 
Härte gegen diefe Handlungen einjchreiten müffe, wie gegen diejenigen, welche 
eine Devaftation des Yorftes enthalten. Meine Herren, wenn ich das bier zu 
fonftatiren mich verpftichtet füihle und daß das Abgeordnetenhaus den entgegeit- 
geſetzten Entſchluß gefaßt bat, fo will ich doch einmal ſehen, ob die Preſſe das 
andere Haus dafür anfehen will. 

Sept find wir in der Nothlage, das Gefet anzunehmen. Ich Halte mich für 
verflichtet, wiederholt zu Fonftatiren, daß hier in dieſem Haufe zu feiner Zeit die 
Meinung obgewaltet hat, daß man gegen die Armuth fih wenden und wegen uns 
bedeutender Handlungen eine Strafe verhängen foll, die iiber das Maß hinaus- 
gebt. — Wenn wir trogdem das Gefe annehmen, fo thun wir es, weil wir 
ung in einer Zwangslage befinden. Denn wenn wir das Geje nicht annehmen, 
jo ift es möglih, daß es in der nächſten Seffton vielleicht noch ſchlechter wird. 
Wir müffen aber dies Gefet haben, wenn wir liberhaupt die Gerichtsorganifation 
einführen wollen. Ich bitte, nehmen Sie den Gefeßentwurf an. 

Graf von der Schulenburg -Beetendorf: Wenn der Graf Brühl ge- 
fagt hat, wir ftehen Hier als Gefesgeber, nicht als Forſtbeſitzer, fo erkenne ich 
dies vollftändig an; auf der anderen Seite aber wird Herr Graf Brühl mir zu— 
geben, daß auf dem weiten Gebiete der Geſetzgebung es immer einige Felder 
giebt, die der Gefegeber von Hanje aus befjer verfteht, als die anderen; 
und wenn wir als Waldbefiger unſere beffere Kenntniß Hier verwenden, fo halte 
ich das nicht fr einen Fehler, fondern für geboten, und ich halte es nicht für 
unerheblich, daß alle Waldbefizer, mit Ausnahme des Grafen Kospoth, fi für 
Erlaß dieſes Geſetzes ausgefprochen haben. Ich erkenne vollftändig an, was von 
dem Herren Vorredner herzorgehoben ift, daß wir das Geſetz nur annehmen, weil 
wir uns in einer Zwangslage-befinden. Aber weil wir uns in der Zwangslage 
befinden, müſſen wir e8 annehmen, um doc etwas zu haben. Das Geſetz ift 
immerbir ein erheblicher Fortjchritt auf dem Gebiete diefer Geſetzgebung, denn 
e3 erkennt zum erften Male an, daß auch der Wald unter den Schu genommen 
werden muß, den fonft der Staat dem Privateigenthum zuerfennt. 

Herr von Winterfeld hat hervorgehoben, daß der Wald bisher diefen Schuß 
in dem Maße nicht genoffen bat, und das liegt in der Gejchichte des Waldes, in 
den zahlreichen Serpituten, in dem Weidegange. Der Wald ftand der Bevölfe- 
rung, der Gemeinde, in deren Nähe er lag, meiftens offen und im Volke bricht 
fih das Bemwußtfein langſam Bahn, daß durch die Ablöfung der Servitute e$ 
nicht8 mehr im Walde zu fuchen hat. Wenn von dem Grafen Kospoth hervor: 
gehoben ift, daß die Strafe wegen Entwendung von Raff- und Lejeholz zu hart 
fei, fo muß ich dem entgegenhalten, daß die Entwendung von Raff- und Lejeholz 
je nad) der Lage der Forften auch einen fehr verichiedenen Werth repräfentirt. 
Es gibt Forften, wo das Naff» und Lefeholz feinen Werth hat und es nur zur 
Brutftätte von Inſekten und zur Vermehrung der Fenersgefahr dient; da möchte 
man noch etwas zugeben, daß es nur fortgetragen wird; es gibt aber auch andere 


Forſten, die fo im Gebiet der Kommunikation liegen, daß auch das Naff- und 
Leſeholz einen nicht unbedeutenden Werth hat. Es ift ferner nicht ungefährlich, 
dur Freigabe des Raff- und Lejeholzes ein Paffepartout für die Bevölkerung 
auszuftellen, in den Forſt zu geben; es Inlipfen fi daran eine Menge Forft- 
frevel, namentlich das Beſenſchneiden im Revier, mas nad) und nach in gewiffen 
Gegenden e3 unmöglid macht, im Forft Birkenbeftände zu erziehen. 

Denjenigen Herren, die gegen diefe Strafe für den Diebflahl an Raff- und 
tejeholz eingenommen find, möchte ich ganz einfach empfehlen, ihre Beamten 
dahin zu inftruiren, daß fie dergleihen Vergehen nicht zur Anzeige bringen und 
daß dies nach wie vor unentgeltlich gejchehen künne Dann kommen Sie über 
die Härten des Geſetzes einfach hinweg. 

Ich glaube entjchieden, daß wir Gewicht legen müſſen auf das, was von 
den beiden Herren Regierungstommiffarien geiagt ift, nämlich, daß wenn das 
Gefeg nicht erlaffen wird, ein hiatus entſteht und ein Zuftand eintritt vermöge 
der Komplifation unferer Gefegebung, wo der Wald ſich ganz ohne gefeglichen 
Schuß befindet. Terner haben wir darauf Werth zu legen, was der eine der 
Herren Regierungstommiffarien fagte, daß die Forftverwaltung den Erlaß diefes 
Gejetzes als eine dringend unumgängliche Nothwendigkeit erachtet. Denn, meine 
Herren, der Fiskus ift der größte Waldbefiger im ganzen Staat; alfo man muß 
glauben, daß er ſich durch die Organe der Forfiverwaltung über diefe Materie 
ein ficheres Urtbeil gebildet hat, und ich empfehle Ihnen daher, das Geſetz wo⸗ 
möglich en bloc anzunehmen. Wenn wir wieder in die Spezialdiskuffion ein- 
treten, Amendements geftellt und wieder diejenigen Punkte hervorgehoben werden, 
in denen wir mit dem Abgeordnetenhauje auseinandergehen, dann wird in der 
That ein Zuftandelonmen des Geſetzes faum möglich werden. Ich bin in diefem 
Falle vollftändig der Anficht: le mieux est Pennemie du bien. 

Bredt: Nachdem ich höre, daß auch Herr Graf von der Schulenburg- 
Beetzendorf fich für das Geſetz ausgeſprochen, verzichte ich aufs Wort. Ich habe 
geglaubt, er würde fich gegen das Geſetz ausfpredhen. Ich mache nur darauf 
aufmerkſam und konftatire, daß bis jet von dieſer Seite des Hauſes (rechts) 
Herr Graf von Kospoth (allerdings mit einigen Amendementsanträgen unbedeu- 
tender Art), ferner Herr von Mirbady, Herr v. Knebel-Doeberig, Herr v. Winter- 
feld und Herr Graf von der Schulenburg-Beegendorf fi) für das Geſetz aus» 
gefprochen haben. Auch ich bin willeng, dem Gejege die Zuftimmung zu geben, 
und befürmworte die en bloc- Annahme deffelben, weil ich dafjelbe in Betreff des 
durch Die neue Suftizgefeggebung bedingten Verfahrens als Nothgejeg nament- 
ih betrachte. 

Berichterftatter Weber: Die Generaldebatte follte meiner Meinung nad 
fh nicht anf die einzelnen Paragraphen beziehen; im Wefentlihen bat fie ſich 
aber auf die fpeziellen Paragraphen allein bezogen, mit einziger Ausnahme, wenn 
ih recht verfianden habe, des Herrn Grafen zur Lippe, der um deswillen das 
Geſetz nicht angenommen haben will, teils, weil nicht gleichzeitig auch das Forft- 
polizeigeje zur Annahme kommt, und theilweife auch, weil einige ihm erheblich 
ſcheinende Abänderungen gegen unfere Bejchlüffe im anderen Haufe angenommen 
fd. Sa, meine Herren, was die gleichzeitige Behandlung diefes und des Forſt⸗ 
polizeigeſetzes betrifft, jo haben wir ſchon in der Kommiſſion des Herrenhaufes, 
als die Geſetze vorgelegt wurden, es ſehr bedauert, daß dieſe beiden Entwürfe 
nicht in Einem Guß, nicht beide von Einem Minifterium ausgegangen waren. 
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Es wurde ſchon damals das Bedürfniß anerkannt, daß beide Geſetze in einem 
genauen Einklang gebracht werden müffen, und gerade der Umftand, daß fie aus 
verſchiedenen Minifterien hervorgegangen waren, machte es ung in der Kommiffton 
ſehr jchwer, eine gewiffe Uebereinftimmung hervorzubringen. 

Es ſcheint, daß auch im anderen Haufe das Forftpolizeigefeg, was viel meit- 
läufiger und umftändlidher ift, als das Forftdiebftahlsgeieg, große Schwierigkeiten 
erzeugt hat. Ich gebe nun zu, daß es zweckmäßiger wäre, wenn wir iiber beide 
Geſetze gemeinfchaftlih verhanndein und befchließen könnten. Das ift aber flr 
diefe Periode der Geſetzgebung nicht möglich, und ich halte diefen Umftand nicht 
für fo bedeutend, daß wir auch diefe auf das Forſtdiebſtahlsgeſetz verwendete 
Arbeit follten nutzlos werden laſſen. Ich glaube fogar andererfeits, daß es nüß- 
lich fein wird für die Behandlung des Forftpolizeigefeges, wenn man einmal das 
Holzdiebftahlsgefe in feiner neuen Form und Faflung fetftellt, denn dann wird 
fih das jpäter wieder neu vorzulegende Forftpolizeigejeg nothwendig an dieſes 
Geſetz anreihen müffen. Ich Halte daher den allgemeinen Grund, das Gefek 
jet abzulehnen, nicht für durchſchlagend, im Gegentbeil, ich glaube, daß das 
TForftdiebftahlsgejeg in der Form, wie e8 gegeben ift, auch jeßt genligt und aus» 
geführt werden kann; daß dies Geſetz ein Bedürfniß fei, das ift von vielen Seiten 
anerfannt worden. 

Herr Graf zur Lippe hat nun noch ferner hervorgehoben, daß es vielleicht 
zwedmäßiger fei, die beiden Theile des Forfidiebftahlsgefeges zu trennen, den 
materiellen und den formellen Theil. In Bezug auf den formellen Theil wiirde 
e3 jehr leicht fein, mit dem anderen Haufe eine Uebereinſtimmung herbeizuführen, 
was gerade bei dent materiellen Theil fehwieriger geworden wäre. Ya, meine 
Herren, wenn von vornherein nur der formelle Theil des Geſetzes vorgelegt 
worden wäre, dann würde man viel leichter damit fertig geworden fein, aber e3 
wurde von allen Seiten behauptet, und namentlich von der Königlichen Staats- 
regierung, daß in materieller Beziehung das bisherige Holzdiebftahlsgefeß, wenn 
es au im Großen und Ganzen als zwedmäßig fi bewährt habe, doch einer 
Berbefjerung und Veränderung bedürfe und jetst, nachdem wir dieſe VBerbefferung 
und Beränderung in beiden Häufern durchberathen haben, muß ſchon ein fehr 
erheblicher Grund vorliegen, um al diefe Arbeit fiir nutlos zu erflären. 

Gehe ich nun auf einzelne wejentliche Abweichungen ein, fo ift es wieder 
zunächſt die unglückliche Beſtimmung, die ſchon fo vielen Spektakel gemacht bat, 
über Beeren und Pilze. Ya, meine Herren, ich bin der Meinung, daß dag andere 
Haus ein fehr gutes Ausfunftsmittel gefunden hat. Wir hatten konſequent nur 
ausgeiprochen, daß, wenn die Entwendung von Beeren und Pilzen nicht befonders 
in einem anderen Gejeß regulirt wiirde, dann nach dem Forſtdiebſtahlsgeſetz die 
Entwendung von Beeren und Pilzen Holzdiebftahl fei. Weiter hat Ihre Kom⸗ 
miffton und das Hohe Haus nichts gethan, als ausgeſprochen, was ſich von 
jelbft verfteht; Hätten wir es nicht ausgefprodhen, dann wäre der große Lärm 
nicht entftanden, aber die Sache diejelbe geblieben. Jetzt hört man von allen 
Seiten, ja Waldbeeren und Erdbeeren, die hat Doch Feder einmal in feinem 
Leben im Walde gejammelt, ohne das Gefühl zu haben, daß dies Holzdiebftahl 
fei, und diefem Gefühl hat das andere Haus Rechnung getragen, dadurch, daß 
e3 die Entwendung von Beeren und Pilzen nicht als Forſtdiebſtahl behandeln 
will, jondern jagt, das wollen wir forfipolizeilich behandeln. Nun, meine Herren, 
meine ich, daß die meiften Herren, auch Herr Graf zur Lippe und der lette Herr 
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Redner, von der falſchen Anficht ausgegangen find, als wenn das andere Haus 
beihloffen habe, es jollen über Beeren und Pilze nun in dem künftig zu er- 
wartenden Forftpolizeigefee neue Anordnungen getroffen werden. Die Beftim- 
mung des anderen Haufes lautet: 
das unbefugte Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen unterliegt 
forftpolizeilichen Befimmungen. 

Forſtpolizeiliche Beſtimmungen Tann jede Regierung, jeder Bezirk erlaffen, 
fe follen in Bezug auf Beeren und Pilze ſchon in vielen Regierungsbezirken er- 
lafien fein, weil felbft die Regierungen es theilweie nicht für möglich erachten, 
daß das Entwenden und Sammeln der Beeren und Pilze Forftdiebftahl fei, ob- 
gleich e8 nach dem bisherigen Holzdiebſtahlsgeſetz nicht zu bezweifeln war. Das 
if meiner Anficht nach ein glückliches Auskunftsmittel, beffer als dasjenige, was 
in diefem Haufe beantragt war. Daß die Regierung nicht unterlaffen werde, 
eine ſolche forſtpolizeiliche Beftimmung zu treffen da, wo fie gewünſcht wird von den 
orftbefigern und nothwendig ift, das ift kaum zu bezweifeln; e8 wird aljo 
linftig derjenige, der Beeren und Pilze ohne Erlaubniß jammelt, forftpolizeilich 
beſtraft werden, gleichviel ob er vielleicht eine härtere Strafe erhält als für einen 
sorfdiebftahl; er hat das Gefühl, ich bin fein Dieb, ich habe nur eine Polizei- 
Iontravention begangen, der fi) ſchon mancher in feinem Leben ſchuldig gemacht 
hat, ohne darüber große Gewiflensbiffe zu haben. 

Das zweite wefentliche Bedenken ift von dem Herrn Grafen Kospoth er- 
hoben. Auf fein Bedenken zu $ 3 lege ich weniger Gewidt. Man hat die 
ineidenden Inſtrumente etwas eremplifizirt. Das wäre vielleicht nicht noth- 
wendig gemwefen, aber jedenfalls ſchadet e8 nichts, zu jagen: fchneidende Inſtru⸗ 
nente, insbeſondere die und die; der allgemeine Satz, betreffend die fchneidenden 
Juſtrumente, ift geblieben. Ob nun der Graf Kospoth noch gern den Zufats 
hätte, daß auch Aeſthaken als ſchneidende Inſtrumente angeſehen werden follen, 
ſo lege ich darauf kein Gewicht; ich glaube, wenn ein Aeſthaken fchneider, dann. 
wird der Richter die Anwendung desfelben auch als den Gebrauch eines fchnei- 
denden Inſtrumentes behandeln. Bedeutender ift die Abänderung im $ 8, wo 
es fh um Wiederholungsfälle handelt. Der Beichluß des andern Haufes hat 
wenigſtens den großen Vorzug bedeutender Abkürzung. Auf diefen lege ich aller- 
dings Fein Gewidt. Die Faſſung des 8 8 hat in Ihrer Kommiſſion große 
Schwierigkeiten gemacht; das andere Haus hat die Schwierigkeiten fehr furz ab- 
geinitten. Wenn man nun jagt, es ift zu firenge, was das andere Haus be- 
ſchloſſen hat, fo ift dem gegenüber wieder zu berlicfichtigen, daß neben diefer 
Strenge auch eine große Milde obgemaltet hat. 

Das Hohe Haus Hatte befchloffen, daß der dritte Fall ſchon als Rückfall, der 
mit ſchwererer Strafe belegt werden foll, angefehen werden müſſe; das andere 
Haus befchlieft, daß erft der vierte Fall, nämlich der dritte Rückfall mit diefer 
hweren Strafe belegt werden folle. Das Hohe Haus hatte bei dem Rückfall 
ine Gefängnißftrafe vorgefchlagen von mindeftens 3 Tagen bis zu 2 Jahren. 
das andere Haus hat dies Minimum der Strafe befeitigt, und damit hat ed 
tem Richter die Befugniß gegeben, in den leichten Fällen, 3. B. wenn es fid 
m das Sammeln von Raff⸗- und Lejeholz handelt, oder um alte Leute, die im 
Biederhofungsfalle etwas Holz geholt haben, fich mit einer Gefängnißftrafe von 
einem Tage zu begnügen. Darin liegt für den Holzdieb eine große Härte nicht; 
iu Geld. umd eventueller Gefängnißftrafe wird er jedoch verurtheilt; ob nun 
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auch ein oder zwei Tage direkter Gefängnißftrafe verhängt werden, kommt als 
Erſchwerung nicht gar zu jehr in Betracht. Man erjchredt vor dem Gedanken, 
daß bis zu zwei Jahren Gefängniß erfannt werden Tann; aber man muß dod 
annehmen, daß ein Richter, wenn es ſich bloß um das Sammeln von Raff- und 
Lefeholz handelt, felbft in Wiederholungsfällen, nicht auf fo erorbitante Strafen 
erkennen wird. 


Dann batte das Herrenhaus auch befchloffen, daß erfannt werden könne auf 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Nemter während der Dauer eines Jahres. 
Ich habe mich damals fehr entjchieden gegen die Aufnahme dieſer Beftimmung 
ausgeiprocdhen, weil es etwas ganz Ungewöhnliches fei, daß ein einzelner Nichter 
auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter erkennen könne. Der einzige 
Grund für diefe Beftimmung war der, daß in Gegenden, wo Viele wegen Forit- 
diebſtahls beftraft werden, man vielleiht Schöffen bekommen könnte, welche fi) 
gleichfalls des Forftdiebftahls ſchuldig gemacht hätten. Ya, meine Herren, wenn 
wir das durch das Forftdiebftahlsgejet befeitigen wollen, dann fommen wir zu 
feinem Reſultat. Ich glaube, meine Herren, es liegt in keiner Beziehung in den 
Beichlüffen des anderen Haufes eine wejentliche Berjchlechterung unſeres Be- 
fchluffes vor, und ih glaube, daß man in mancher Beziehuug jenen als eine 
Berbefferung anſehen Tann. 


Endlich ift noch zu erwähnen der vielbefprodhene $ 16. In $ 16 hatten wir 
unterfehieden zwiſchen Beichlagnahme und Pfändung. Im andern Haufe fcheint 
man diefe Unterfcheidung nicht ſcharf aufgefaßt zu Haben und daran ift meines 
Erachtens aud) die urjprüngliche Regierungsvorlage ſchuld. In dem Holzdiebftahls: 
gejege von 1852 wird genau unterfchieden zwijchen Beichlagnahme, die zur Kon- 
figfation oder Einziehung führt, und Pfändung, welche die Beweismittel fichern und 
die event. Entjhädigung ficher ftellen fol. Die Vorlage der Regierung hatte diejen 
Unterſchied fortgelaffen, ſie ſprach nur von Beichlagnahme, aber in unferer Kom⸗ 
mijfion wurde für nothwendig befunden, das Recht der Pfändung in mwefentlicher 
Hebereinftimmung mit dem Holzdiebftahlsgefeg von 1852 wieder aufzunehmen. 

Mein Vorſchlag, dies in befonderen Paragraphen zu thun, wurde nicht be- 
liebt, und jo ift e8 bei ein und demfelben Paragraphen geblieben. Das bat 
veranlaßt, daß man im anderen Haufe fein befonderes Gewicht auf dieſen Unter- 

fchied gelegt und fo die ganze Pfändung bejeitigt hat. Das wäre meiner Ueber: 
zeugung nach der weſentlichſte Mangel in den Befchüiffen des anderen Haufes; 
aber es jcheint mir vorläufig anderweite Aushülfe vorhanden zu fein. Wenn wir 
nämlid in diefem Gefe von der Pfändung gar nicht ſprechen, die im Holzdieb- 
ftahlsgefege von 1852 geordnet ift, dann bin ich der Meinung, daß in diefer Be- 
ziehung das alte Gejeg von 1852 noch zur Anwendung kommen muß, bis durch 
das Feldpolizeigejeß die Sache näher regulirt wird. Sedenfalls ift vorläufig kein 
Grund vorhanden, wegen diefes Mangels, gegen den fich die Praxis fchon helfen 
wird, das ganze Geſetz abzulehnen. Ich wiederhole daher meinen Antrag, das 
Gefeß jo anzunehmen, wie e8 vom anderen Haufe zuridgelommen ift. 

Prafident: Es ift ein Antrag auf en bloc-Annahme des ganzen Geſetzes 
von dem Freiherrn von Mirbach geftellt worden. 

Die Herren, welche diefen Antrag unterftigen wollen, bitte ich, fich zu er- 
heben. (Geſchieht.) 

Der Antrag ift ausreichend unterſtützt. 
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Wir kommen zur Abſtimmung 
Der Herr Berichterſtatter hat beantragt: 
das Herrenhaus wolle bejchießen: 

dem vorgenanten Gefegentwurf in der vom Haufe der Ageordneten 
beichloffenen Faſſung unveränderte verfaffungsmößige Zuftimmung zu 
ertbeilen. 

Ich erſuche die Herren, welche diefen Geſetzentwurf en bloc annehmen 

wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Es ift die große Majorität, der Antrag ift angenommen. 


Unterridts- und Prüfungsweſen. 
16. 


Deklaration einer Beftimmung in den Vorfchriften über die 
Prüfung der öffentlid; anzuftellenden Feldmeſſer. 
Gircular-Verfügung der Minifter für Handel, Gewerbe ac. , für die landwirthſchaftlichen Anz 
gelegenheiten und des Finanz-Minifter8 an fämmtlihe Königliche Regierungen excl. zu 
Saffel und an die Königliche Landdrofteien, F.“M. IIb. 3020. IV. 2550. M. f. d. l. U. 
3238. M. f. H. II. 3030. VI. 3671. 


Berlin, den 18. März 1878. 

In Beranlaffung eines Specialfalls wird der Ausdrud der Eircular-Berfü- 
gung vom 11. Juni 1873*), die Zeit des 2i/zjährigen Bejuches einer Forſtaka⸗ 
demie fei den Aspiranten des Forftverwaltungsdienftes auf das praftiiche Teld: 
meffer-Biennium mit 1 Jahre anzurechnen, dahin deflarirt, daß unter dem 
2l/sjährigen Beſuche einer Forftafademie nicht ein genauer 21/,jähriger Zeitraum, 
fondern nur die Zeit vom Beginn des 1. bi zum Schluß des 5. Studienfe- 
mefterd inclufive der zwiichen diefen Semeftern liegenden Ferien zu verftehen ift. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe Der Minifter für die landwirth⸗ 
und öffentliche Arbeiten. Ichaftlichen Angelegenheiten. 
Achenbach. Friedenthal. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage. 


v. Hagen. 


*) S. Jahrb. Bd. VI. Art. 2. S. 2. 
Jahrb. d. Pr. Forſt- u Jagd Geſetzg. X. 23 
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Berwaltungs- und Schutperfonal. Gehalte und Emolumente. 
Penflonirungen. 


17. 


Fortgewährung mehrjähriger Penſionszuſchüſſe an penfionirte 
Forftbeamte. 


Girc.Berfg. des Finanz-Minifteriums an fämmtlihe Königliche Negierungen (ercl. Sig- 
maringen) und an bie Königliche Finanz: Direktion zu Hannover. IIb. 15,122 und II. 15,490. 


Berlin, den 13. September 1878. 

Dur die Cirkular-Verfügung vom 25. Mut d. 3. (I. 6473) ift die König» 
lihe Regierung ermächtigt worden, die aus Kap. 63 Titel 6 des Staatshaus- 
balt3-Etat3 für penftonirte Beamte zahlbar gemachten mehrjährigen Penſions— 
zufhüffe bei Ablauf ihrer Bemwilligungszeiten im Falle fortdauernder Hilfsbe- 
dürftigfeit und Würdigkeit der betreffenden Penfionaire ohne Begrenzung auf 
beftimmte Zeitdauer, jedoch unter Vorbehalt des Widerrufes, felbiiftändig fort- 
zahlen zu laffen. 

. Dieje Emädtigung, wie auch die fibrigen in der bezeichneten Cirkular-Ver—⸗ 
fiigung getroffenen Beftimnungen werden Hiermit auf die aus Kap. 4 Titel 3 
des Staatshaushalts-Etats an penfionirte Forftbeamte als Zufhüffe zu den 
Penfionen bewilligten laufenden Unterftitungen ausgedehnt. 


Finanz-Minifterium, Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Hagen. 


18. 


Heberfüllung, refp. Mangel an forfiverforgungsberectigten 
Jägern bei mehreren Königlichen Regierungen. 


Cireular-Verfügung des Finanz Minifters an fämmtlihe Königliche Negierungen (ercl. 
Sigmaringen) und an bie Königliche Finanz=Direktion zu Hannover. IIb. 15676. 


Berlin, den 15. September 1878. 


Auf Grund des 8 28 des Negulativs über Ausbildung, Prüfung und An: 
ftellung fiir die unteren Stellen des Forfidienftes vom 8. Januar 1873*) werden 
bei den Königlichen Regierungen zu Gumbinnen, Frankfurt, Stettin, Stealfund, 
Oppeln, Magdeburg, Schleswig und bei der Königlichen Hoflammer zu Berlin 
Notirungen forftverforgungsberechtigter Jäger der Klaffe Aı dergeftalt ausger 
ihloffen, daß bei den genannten Behörden nur die Meldungen folder im lau» 
fenden Kulenderjahre den Forfiverforgungsfchein erhaltenden Käger angenommen 
werden dürfen, welche in dem Bezirk derjenigen der vorgenannten Behörden, bei 
welcher fie fich melden, zur Zeit des Empfanges des Forftverforgungsfcheing im 
Königlichen Forftdienfte bereit3 länger als 2 Jahre befchäftigt find. Die Zahl 


2) S Jahrb. Bd. Vi. ©. 110. 
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der Anwärter iſt gegenwärtig ſehr gering in den Regierungsbezirken Marien- 
werder, Pojen, Arnsberg, Caffel, Wiesbaden, Aachen. 
Borftehendes ift durch das Amtsblatt al$bald zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 
Der Yinanz-Minifter. 
Im Auftrage. 
v. Hagen. 


Diäten und Reiſekoſten. 
19. 


Deklaration einer Beſtimmung bezüglich des Nachweiſes der Ver- 
wendung der Fuhrkoften - Avcrfa nnd Dienflanfivands - Entfchä- 
digung der Oberforfimeifter und der Forſtmeiſter. 


Circ.⸗Verfg. des Finanz-Minifter® an ſämmtliche Königlihe NRegierungs-Präfidien (excl. 
Sigmaringen) und an ben Präfidenten ber Königlichen Finanz-Direktion Herrn Lentz 
Hochwohlgeboren, zu Hannover. IIb. 6118. 


Berlin, den 12. April 1878. 


Zur Herbeiführung einer Uebereinſtimmung mit der, durch Cirkular-Verfügung 
vom 21. Februar d. J.*), F. M. I. 1717. Ib. 23,123 und 519, M.d. %. I. B. 1064/65, 
M.f.d.1.9.2320 und 21 au die Königlichen Regierungs-Präftdien der Provinzen Oft- 
und Weftprenßen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleften und Sachen getroffenen 
Anordnung wegen der Anſätze der Kuniglichen Forftbeamten für Waldtouren bei 
Dienftreifen in Waldungen der Gemeinden, Korporationen pp. jener Provinzen, wird 
der Abſchnitt 2 der Circular-Verfügung vom 21. Februar 1874 (IIb. 3370**) 
wegen des Nachmweijes der Verwendung der Fuhrkoften-Averja der Oberforft- 
meifter und der Dienftaufmands-Entfhädigung der Forftmeifter, welche von der 
Haltung eigener Dienftequipage dispenfirt find, jo abgeändert, daß ftatt deffelben 
vom 1. April d. 3. ab die nachfolgende Beſtimmung in Kraft tritt: 

2, die Fuhrfoften werden ebenfalls nach den geſetzlichen Säten berechnet, 
ſoweit die Meilenzahl feftzuftellen und maßgebend if. Someit letzteres, 
wie bei den in der Forft felkft zur Erledigung der Geſchäfte gemachten 
Touren, nicht der Fall ift, erfolgt die Berechnung nad Waldtouren, und 
zwar die volle Waldtour zum Anfate von Achtzehn Marl. Dabei find 
für eine auf die Waldbereifung verwendete Zeit von: 

über 7 Stunden eine volle Waldtour, 
„ 5 bis 7 Stunden 0,8 Waldtouren, 
” 3 ” 5 ” 0,5 ” 
bon Ya n 8 ” 0,3 " 
zu rechnen. Es darf aber, wenn eine volle Waldtour zum 
Anfat gelangt, für den Weg vom Nachtquartier zum Walde und 
zurück eine befondere Wegelänge nur dann noch in Anja kommen, wenn 
diefelbe in einem Eifenbahnmeg befteht, oder wenn die auf die ganze 


*) ©. den Art. 1. ©. 1. dſs. Bds. 
**, ©. Jahrb. Bd. VIL Art 9. S. 10. u 
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Tagereife verwendete Zeit mehr als 10 Stunden gedauert hat und zugleich 
die Entfernung des Nachtquartierg vom Walde 4 Kilometer und mehr 
beträgt. Außer in diefen Fällen dürfen fiir denfelben Tag neben einer 
vollen Waldtour nicht noch Landweg - Entfernungen berechnet werden, 
oder wenn für außerhalb des Waldes zuriidgelegte Streden Landweg: 
Entfernungen in Rechnung geftellt werden, daun darf für denjelben Tag 
feine volle Waldtour, fondern nad) Maßgabe der oben angegebenen Zeit- 
maße nur bis höchſtens 0,8 Waldtour in Anſatz kommen. 

In den Verwendungs-Nachmweifungen ift die auf die Waldtouren, und 
bei einem Anfage von vollen Waldtouren neben Landweg: Entfernungen 
auch die auf !die ganze Tagereife verwendete Stundenzahl, und zwar 
nicht unter Zufammenfaffung von mehreren Tagen wie bin und wieder 
gejchehen, jedesmal anzırgeben. 

Diefe Beftimmung ift auch für die als Taxations-Kommiſſarien fungirenden 
Sorftmeifter rückſichtlich folder Dienftreifen in Tarations-Angelegenheiten, für 
welche ihnen zur befonderen Fiquidirung von Tagegeldern und Reiſekoſten die 
Befugniß ertheilt ift, für Neifen vom 1. April d. 3. ab, mweldye beim Eingange 
diefer Verfügung noch nicht zur Liquidation gebracht waren, maßgebend. 

(Zufag für Arnsberg). Der Beriht vom 26. v. Mts. (Pr. 356) findet hier- 
durch feine Erledigung. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage. 
v. Hagen. 


Forſt⸗Abſchätzungs⸗ und Bermeflungsweien. 
| 20. 
Die jährlich einzureichenden Nachweiſungen über die im abge- 
lanfenen Rechnungsjahre ausgeführten refp. im laufenden Rech— 
nungsjahre auszuführenden Forfivermeffungs- und Einridytungs- 
Arbeiten, 


GircularsVerfügung des Finanz-Miniſters an ſämmtliche Königliche Regierungen (erc. Sig: 
maringen) und an die Königliche Finanz-Direktion zu Honnover. IIb. 11,146. 


Berlin, den 30. Juli 1878. 

Für die Folge find die jährlich einzureihenden Nachmeifungen tiber die im 
abgelaufenen Rechnungsjahre ausgeführten Forftvermeffungs- und Einrihtungs- 
arbeiten und der Plan und Koftenanfchlag zu den im laufenden Nechnungsjahre 
auszuführenden Arbeiten gleiher Art nach den in der Anlage beifolgenden 
Schema aufzuftellen. 

In der Rubrik des Plans und Koftenanfchlags „Bejchreibung und Speciali- 
firung der auszuführenden Arbeiten” find die Koſten foviel als möglich. gefondert 
auszubringen für 

a. geometrijche Arbeiten, 
b. PBolygon-, Diftrictd- und Schlagverfteinung und 
c. taratoriihe Arbeiten. 
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Kommen in einer Oberförfterei mehrere diefer Arbeitsfategorıen in Betracht, 
fo ift jeder derfelben eine befondere Iaufende Nummer zu geben. 

Die Rubrik des Plans und Koſtenanſchlags „Sefammtkoftenbetrag pro Heftar 
u. f. w.“ if, um die nothwendige Weberficht über die Höhe der geſammten Koften 
zu erlangen, dergeftalt auszufüllen, daß die Summe der Rubriken „Bisher auf- 
gewendete Koſten“ und „Zur völligen Fertigftellung der Arbeiten find erforderlich“ 
durch die zu vermeſſende reſp. einzurichtende Fläche dividirt wird. 

Der Termin für die Einreihung der vorgedadhten Nachweiſung, jowie des 
Planes und Koſtenanſchlags, der 15. Mai j. Is., ift pünktlich einzuhalten. 

Der Plan und die Nachweiſung find nur brevimanu mit einem Umjchlage 
einzureichen, wenn zur Exrftattung eines BegleitberichtS nicht befondere Beran- 


lafjung vorliegt. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage. 
v. Strantz. 


a. 
Nachweiſung 


über die im Rechnungsjahre 1. April... .. ausgeführten Forſt-Vermeſſungs— 
und Einrichtungs-Arbeiten im Regieruugs-Bezirke. 


Berehnung des bei Kap. 2 Tit. 18b verbliebenen Beftandes : 


1. Aus dem vorigen Rechnungsjahre waren im Beftande verblieben DE. 
2. Durch Minifterial-Refeript vom ift ein Zuſchuß 
bewilligt worden von . . n 
Mithin ftanden in Ganzen zur Dispofition — 
Es find vorausgabt worden... 
Alſo verbleibt ein Beſtand bon — 








Laufende Pe 

Nummer] Klang und J 

Auer — Oberförſterei. 
ach⸗ 


laufende 
weifung. | Nummer. 


Beichreibung und Specialifirung der 
ausgeführten Arbeiten. 








Für das laufende Jahr 
ver: ver⸗ 
anfchlagte | ausgabte 
Koften Koften 


Bf. me Pr. 


Bemerkungen 


namentlich Begriindung etwaiger Weberjchreitungen des 
Koſtenanſchlags unter Angabe der letztern genehmi- 
enden Minifterial-Rejcripte und Angabe der bei den 
Ürbeiten beſchäftigten Forfttechniter reſp. Feldmeſſer. 








Raufende Nummer. 


— 354 — 


| Plan: 

von den im Regierungs-Bezirke ...... während des Rechnungsje 
Berechnuug des erforderlichen Zuſc 

1. Der Koſtenanſchlag ſchließt a 

2. Aus dem vorigen Rechnungs— 

3. Alſo ift ein Zufhuß erfor! 


Flächeninhalt 
der 
der zu ver—⸗ ‚ — 
Oberförfterei. | Nanzen meffenden Beſchreibung und Specialifirung der | 
j reſp. einzu⸗ 8 en. 
Ober- 69 —— auszuführenden Arbeiten. 
förſterei. Fläche. 
Hect. | Hect. 
A. KBegonuene und fortzuführende Arbeite 
N. 3,000 3,000 Beendigung der geometrifhen Arbei 
| volftändige Neumeffung ——— 


Beendigung der Diſtricts⸗ und Schlag: 
fteinung nad) dem genehmigten Anfchlagı: 


Fertigſtellung der taratoriihen Arbeiten. 
Sa. Oberförfterei N . 


B. Heu zu beginnende Arbeiten. 


N. 3,000 3,000 Neumeſſung und Eintheilung der di 
Ankauf zugetretenen 1000 Hect. und Berit 
gung der Karten und Vermeſſungsſchri 
von den übrigen Theilen der Oberförft 
nach neuer Diftrictseintheilung, Aufftell: 
der General-Vermeffungstabelle und Fertig: 
der reducirten Karte -. » 2 2... 


Berfteinung der Diftricte und Beſchaffung | 
Polygonfteine für die Neumeffungsfläche . 
Aufftelung des Betriebplans und der 
ermittelung - > > ee nn 
Sa. Oberförfterei N. 5 


N. 4,000 4,000 Ausführung einer Tarationg-Repifion n 
| d. Minift.-Refeript v. 2./6. 1878 IIb. 516 


Die Arbeiten beftehen in Berichtigung : 
Karten, Ergänzung der Eintheilung, Aufftellu 
einer neuen General-Bermeffungstabelle, 3 
rihtigung des Grenzvermeſſungswerks, 
gänzumg des Betriebspland und Ermitteln 
eines neuen Abnutungsjages. 


Ergänzung der DiftrictSverfleinung . 
Sa. Oberförfteri N. .“ 
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manfchlag 


ll... . auszuführenden Forft-Vermeffung- und Einrichtungs-Arbeiten. 


Jrds Kay. 2 Tit. 18b. 








mme bon TER ME. 
Beftand verblieben von " 
ME. 
Zur völli- Davon Bejammt- 
gen Fertig: | find pro | toitenbetrag 
ber auf: N Rech⸗ pro Hektar 
ſtellung der der zu ver— 
dete Koften | Arbeilen jrngsiaht | mefienden 
Bde re)p. einzu 
find noch | aufzu— elskenden 
erforderlich | wenden. 
| me. vr me |wi| me |pr| me pf. 
h 
#8 2,000| . 1,000 |. 1,000 | 1 —JF 
510 300 300 
400 | __ 2,000 —_ 11500 _|_L___ 180 
2910| . | 3,300 2,800 
. 
1,800 1,800 
t s Ä 900 900 
t 
4 400 
4800 100 
i 12400 1,400 
N 
— 400 400 
2,800 1,800 








Bemerfungen. 


Dur) den Geometer N. 


Durch d. Oberförfterfandidaten N 


Ein Oberförfterfandidat und 
ein Forftfandidat find dazu noch 
zu überweiſen. 


Der Oberföriterfandidat N. wird 
nach Beendigung der Arbeiten in 
der Oberförfterei X hierzu ver— 
wendbar. Außerdem ift die Zu- 
weijung von zwei Forftfandidaten 
als Gehülfen wünſchenswerth. 
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21. 
Abkürzende Bezeichnung bei der Unterſcheidung von feſter Holz- 
maſſe und Schichtmaß. 
Verfg. des Finanz-Miniſters an eine Königl. Regierung und zur Beachtung an ſämmtliche 
übrige Königl. Regierungen (ercl. Sigmaringen) und an die Königl. Finanz-Direktion zu 
Hannover. IIb 9715. 


Berlin, den 11. Juni 1878. 
Auf den Bericht der Königl. Regierung vom 22. v.M.(B II. J. No. 1217) 
wird genehmigt, daß bei der Forfiverwaltung in denjenigen Fällen, wo es fi 
um die Unterfheidung von feiter Bl und Schichtmaß Handelt, für 
Teftmeter fm. 
und für 
Raummeter. . . . rm. 
als abfürzende Bezeichnung gebraucht werden Tann. 
Im Uebrigen verbleibt es bei der allgemein vorgejchriebenen Abkürzung 


cbm. für Kubikmeter. 
Der Finanz-Minifter. 
Im Auftrage: 
v. Hagen. 


Holzabgabe und Holzverfauf. Nebennutzungen. 
22. 


Unentgeltliche Aufnahme der Bekanntmachungen der Licitations- 
Termine, in denen Eichenrinde aus den Königl. Forften zum 
Verkaufe gelangt, in der Öberber-Beitung. 


Circ-Verig. des Finanz-Minifteriims an ſämmtliche Königl. Regierungen excl. ber zu 
Sigmaringen und an die Königl. Finanz-Direktion zu Hannover. IIb 5.464. 


Berlin, den 9. April 1878. 


In Folge eines Antrages der Nedaction der Gerber-Zeitung (Ed. Kraufe) 
bierjelbft, Franzöfiichde Straße No. 51, wird die Königl. Regierung veraniaft, 
die Anordnung zu ‚treffen, daß die Belanntmachungen der Licitations-Termine, 
in denen Eichenrinde aus den Königl. Forften zum Verkaufe gelangt, der ge- 
nannten Nedaction zur unentgeltliden Inſertion direkt portofrei, und nicht 
wie es vorgefommen ift, durch Bermittelung von Annoncen-Bureaus, zugefendet 
werden. Für Belanntmadhungen, welche der Redaction fernerhin auf dem letzt⸗ 
genannten Wege zugeben, bat diefelbe die unentgeltliche Aufnahme abgelehnt. 


Finanz Minifterium, Abtheilung für Domainen und Forſten. 
v. Strantz. v. Hagen. 
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Berfonalien. 
23. 


Veränderungen im Königl. Forfi- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. April bis ult. September 1878. 
(Im Anſchluß an den Urt. 10, S. 40 d. Bd.) 
I. Bei der Hofkammer der Königlichen Familiengüter 
und bei dem Königlichen Hofjagdamt. 
Der Oherforftmeifter von Kleift zu Magdeburg ift mittelt A. €. O. vom 
20. April 1878 zum Mitgliede des Hofjagdamtes ernannt worden. 


DI. Bel der Eentral-Forft-Berwaltung und den Forſt⸗Akabemien. 

Der Dr. phil. Schmidt ift als Affiftent des Profefjors der Mathematif an 
der Forft-Alademie Eberswalde angeftellt worden. 

An Stelle des bisherigen Affiitenten beim hemifchen Taboratorium der Forft- 
Alademie Eberswalde Dr. Daube ift feit dem 1. Juni der Pharmaceut Emil 
Ramann getreten. 

Der Direktor der Forft-Alademie Münden, Geh. Regierungsrath Prof. Dr. 
Heyer, jomie 

der Profefior Dr. Hartig von der Forſt-Akademie Eberswalde ſcheiden am 
1. Oftober c. aus dem Preuß. Staatsdienfte aus. 

An Stelle des Erfteren ift der bisherige Forftmeifter Bernhardt zu Ebers- 
walde unter Beförderung zum Oberforftmeifter m. d. R. der Räthe 3 RI. zum 
Direktor der Forft-Alademie Minden, 

an Stelle des Leteren der bisherige Privatdozent an der Univerfität Berlin, 
Dr. phil. Oscar Brefeld zum Profeffor der Botanit an der Forft-Afademie 
Eberswalde ernannt worden. 

Der Oberförfter- Kandidat Weife in Eberswalde ift zum Oberförfter fir 
die Oberförfter-Stelle Naffaven, R.-B. Gumbinnen ernannt worden, unter Be- 
laffung in feinem bisherigen Verhältniß als Hülfsarbeiter bei der Hauptftation 

des forftliden Verſuchsweſens. 
j Der Forft-Affeffor von Bornftedt ift von Schleswig nad Berlin als 
Hülfsarbeiter -bei den Forfteinrichtungs-Arbeiten im Finanz-Minifterium berufen 
worden. 

Der bisherige Förfter Blumberg im Yorfteinrihtungs-Bureau ift zum 
Geheim-Secretair ernannt worden, 


II. Bel ben Provinzial-Berwaltungen ber Staatsforſten. 


A. Geſtorben. 


Oberforſtmeiſter von Bibra in Wiesbaden. 

Oberförſter Schufter in Carrenzien, Prov. Hannover. 
Kleinſchmidt in Siegburg, R.⸗B. Cöln. 
Scheurer in Naſſau, R.-B. Wiesbaden. 

— Helbron in Trier, R.B. Trier. 

Alberti in Hadamar, R.⸗B. Wiesbaden. 

r Jungklaß in Schloppe, R.-B. Marienwerder. 
% Kuchenbecker in Rofenthal, R.-B. Caſſel. 
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B. Benfionirt. 
Tsorfimeifter Peters zu Marienwerder. 
Oberförfter Richter zu Stepenig, R.-B. Stettin. 
n Göhren zu Liegegöride, R.B. Frankfurt. 
Kiene zu Reinfeld, R.-B. Schleswig. 
Keller zu Driedorf, Reg. B. Wiesbaden. i 
— Neuenhagen zu Gießen (Königsberg) R.-B. Wiesbaden. 
w Sotzmann zu Fallenwalde, R.-B. Stettin. 
ü Knuſt zu Freren (Ringen), Prov. Hannover. 
2 Gerftiner zu Entenpfuhl, R.-B. Coblenz. 
R Pfaff zu Oberrosphe, R.B. Caffel. 


C. Ausgejhieden refp. in andere Berwaltungen übergetreten, 


Lange, Oberförfter in Zehdenid, R.-B. Potsdam, durch Uebertritt in den Fürftl. 
von Bismark'ſchen Privatforftdienft. 


D. Berjegt ohne Aenderung des Amtscharakters (zugleid mit An- 
gabe über neu gebildete Vermwaltungs- und Infpections- Bezirke). 


Die Oberförfterei Altenhof, R.B. Pojen, wird künftig den Namen Braek 


" — Rojenthal, „ r — F F „Schwerin a.W. 
n — Rodewald, Prov. Hann., — u » Marienfee 

N A Ehlen, R.⸗B. Caſſel, „ ” 2 » Naumburg 
” a Eichelbah „ Wiesbaden, „ Pr Be — Rod a.d. Weil 
⸗⸗ ⸗⸗ Wallau, ⸗⸗ ⸗0 ” ” ⸗⸗ ” Hofheim 

a „Langenſchwalbach, F si Mr p Schwalbach 
= a Königsberg, „ a * J Pr » Strupbad 


ö b Bludau, „ Königsberg, „ " „nm  Kobbelbude 
führen. 

Die Revierförfterftelen zu Kerftenhaufen (Naumburg) und Wilhelmsthal 
R.-B. Caſſel, gehen als ſolche ein. 

Dem Schugbezirf Scharne in der Obeförfterei Wirthy, R.-B. Danzig, fol - 
künftig mit dem dort zu errichtenden Förfterdienft-Etabliffement der Name lihlen- 
borft beigelegt werden. 

Der Schutzbezirk Berzifchlen, %.:R. Klooſchen, R.-B. Königsberg, wird 
fünftig Joniſchken beißen. 

Der bisherige Schußbezirt Kaflamwoniniwa im der Oberfürfterei Nittel, R⸗B. 
Marienwerder, wird künftig Friedenthal genannt werden. 

Der Forftmeifter Lenders in Battenberg verlegt feinen Wohnfig nad) 
Wiesbaden. 

Die bisherige Yorfimeifter-Wohnung zu Battenberg ift dem Oberförſter des 
Reviers Elbrighaufen übergeben worden. 

In der Oberförfterei Wellerode, R.-B. Caſſel, ıft eine neue Revier-FFörfter- 
ftelle Wellerode eingerichtet worden. 

Der aus dem Privat- wieder in den Staatsforfidienft übernommene Ober- 
förſter Shirmader ift vom I. Juli ab mit der kommifſariſchen Verwaltung 
der Forftmeifterftelle Marienwerder Straßburg beauftragt worden. 


| 





Berjegt find die Oberförfter: 

Dtto von Gertlauden nah Puppen, R.-B. Königsberg. 

Schmidtborn von Rennerod nah Driedorf, R.B. Wiesbaden. 

Surminsti von Purden nad) Gertlauden, R.B. Königsberg. 

Kolbe von Warnom nad Stepenig, R.:B. Stettin. 

Keerl von Hohenbudo, R.B. Merfeburg, nad Carrenzien, Prov. Hannover. 
Dannenberg von Turoſcheln, R.B. Gumbinnen, nah Hohenbucko, R.⸗B. 
Merſeburg. | 
Meyer von Mehlauden, R.:B. Königsberg, nad Lietzegöricke, R.-B. Frankfurt. 

Heldt von Schleswig nad) Reinfeld, R.-B. Schleswig. 

v. Schü von Naffaven, R.-B. Gumbinnen, nad Zehdenid, R.B. Potsdam. 

Sch mitz von Mahlberg, R-B. Trier nad Trier. 

Zäger von Haiger nah Naſſau, R.-B. Wiesbaden. 

Müller von Rambah nad Haiger, R.B. Wiesbaden. 

Eöfter von Osburg, R.B. Trier, nah Hadamar, R.-B. Wiesbaden. 

Klemme von Fohannisburg, (FR. Wolfsbruch) R.-B. Gumbinnen, nad) Ober: 

rosphe, R.-3B. Caſſel. 
E. Befördert rejp. verjegt unter Beilegung eines höheren 
Amtscharalterg. 

Bernhardt, bisher Forfimeifter und Dirigent der forftlihen Abtheilung der 
Hauptftation des forftlichen Verſuchsweſens zu Eberswalde, zum Oberforftmeifter 
und Direktor der Forft-Alademie Münden (j. oben sub. U.) 

Mühl, visher Oberförfter zu Födersdorf, R.-B. Königsberg., zum Forftmeifter 
für die Inspektion Wiesbaden-Weilburg. 

F. Zu Oberförftern wurden ernannt die bisherigen Oberförfter- 

Kandidaten: 

Schwieger zu Birnbaum, R.-B. Poſen. 

Kleyenfteuber zu Dingfen, R.B. Gumbinnen. 

Waldner zu Mehlaufen, R.-B. Königsberg. 

Roeder, Oberjäger im Reit-Feldj.-Corps, zu Purden, R.-B. Königsberg. 

Roloff zu Warnow, R.-B. Stettin. 

Weiſe in Eberswalde, |. oben sub II.) für Nafjawen, R.B. Gumbinnen. 

Weſener, Lieut. im Reit-Feldj.- Corps, zu Schleswig. 

Graf Bethufy-Huc zu Entenpfuhl, R.B. Coblenz. 

MWeftermeier, Lieut. im Reit-Feldj.-Corps, zu Falkenwalde, R.-B. Stettin. 

Haberkorn zu erg R.-B. Gumbinnen. 

Zinnius zu Födersdorf, R.B. Königsberg. 

Mit Vorbehalt der Ausfertigung der Beftallung. 

Reujch zu Siebengebirge — R.⸗B. Cöln. 

Baumann zu Strupbach, R.B. Wiesbaden. 

Gorges zu Osburg, R.-2. Trier. 

Schöndorf zu Bambach, R.-B. Wiesbaden. 


G. Zu interimiftifden Revier-Berwaltern wurden berufen die 
Oberförfter-Randidaten: 
Bewersdorf nah Rennerod, R.-B. Wiesbaden. 
v. St. Paul nad Nafjawen, R.-B. Gumbinnen. 
Scheuer nad Balesfeld, R.-B. Trier. 
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H. Zu Hülfsarbeitern bei den Regierungen wurden berufen die 
Oberförfter-Randidaten: 

Tiburtius nad Hannover. 

Schede, Lieut. im Reit⸗Feldj.Corps, nad) Bromberg. 

bon Hertell nah Schleswig. 


J. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 
Pi zu Nederig, Oberf. Schönthal, R.-B. Marienwerder. 
Gorges zu Weferlingen, Oberf. Bifhofswald, R.-B. Magdeburg. 
Goohs zu Saal, Oberf. Schuenhagen, R.-B. Straljund. 
Naumann zu Gorden, Oberf. Eifterwerda, R-B. Merfeburg. 
Sienang zu Whingſt, Oberf. Bederkeſa, Prov. Hannover. 


K. Als interimiftifde Revierförfter wurden berufen: 
Fuiſting, Oberf.⸗Kand., nad Oberſcheld, R.-B. Wiesbaden. 
Möhring, Oberf.-Kand., nach Spiegel, F.⸗R. Maſſin, R.-B. Frankfurt. 
Widel, Oberf.-Kandidat, nah Lengenfeld, FR. Wachſtedt, R.-B. Erfurt. 
Zais, Oberf.:Kand., nad Siebertshaufen, R.-B. Wiesbaden. 
Schwerdtfeger, Oberf.-Kand., nach Goldlauter, F.R. Suhl, R.-B. Erfurt. 


L. Den Charalter als Hegemeifter haben erhalten: 
Tiege, Förfter zu Söllihau, Oberf. gl. N. R.⸗B. Merjeburg. 
Bartel, Förfter zu Lauterbach, Oberf. Carlsbrunn, R.-B. Trier. 
Mainong, Förfter zu Uelmen, Oberf. Adenau, R.B. Coblenz. 
Schul, Förfter zu Röcke, Oberf. Pflaftermiühl, R.-B. Marienwerder. 
Delion, Förfter zu Wellmühle, Oberf. Fuhrberg, Prov. Hannover. 


24. 
Drdens-Berleihungen 
an Forft- und Tagdbeamte vom 1. April bis ult. Sept. 1878,*) 


(Im Anſchluß an den gleichnamigen Art. 11, ©. 43.) 


Bon Sr. Majefät dem Kaifer und Könige if Allergnädigft 
verliehen worden. | 
A. Der Rothe Adler-Orden II. EL. 


Dem Forftmeifter Peters zu Marienmwerder. 
„ DOberförfter Gebauer „ Greiben, R.:B. Königsberg | mit der Schleife und 
„ „ Körner „Rehhorſt „ Potsdam \ der Zahl 50. 


B. Der Rothe Adler-Örden IV. Ct. 
Dem Oberförfter Göhren in Liegegöride, R.-3. Frankfurt. 


— „ Neuenhagen in Gießen, „ Wiesbaden. 
" n Lange in Zehdenid (jet Friedrichsruh, Hzgth. Lauenburg). 
Knuſt in Freren, Prov. Hannover. 


Pfaff in Oberrosphe, R.⸗B. Caſſel. 


*) Die Chargen und Wohnörter der Ordens-Empfänger find angegeben, wie fie zur Beit 
der Berleihungen waren. 
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C. Der Kronen: Orden IV. Cl. 
Dem Hegemeifter Rnifchefsty zu Stablad, Oberf. Pr. Eylau R.B. Königsberg. 
— „ Runnebaum zu Dörpel, Oberf. Diepholz, Prov. Hannover. 
2 „Hibſch zu Coritten, Oberf. Lagom, R.-B. Frankfurt. 


D. Das Allgemeine Ehrenzeichen. 
Dem Förfter Meyer zu Altenwald, R.B. Trier 
A z Schiers zu Schönwald, R.⸗B. Frankfurt. 
„ Brivatforfi-Secretair Hanff in Schmiedefeld. 
„ Körfter Lange zu Buchwald, Oberf. Marienwalde, R.-B. Frankfurt. 
„ Hegemeifter Stein zu Haaren, Oberf. Böddeden, R.-B. Minden. 
r „ Werner zu Grunewald, Oberf. Zanderbrüd, R.-B. Marienwerber. 


mit der Zahl 50. 


E. Anderweitige Auszeihnungen. 


Bon Sr. Ercellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerkennung 
lobenswerther Dienftführung Ehren-Portépées verliehen worden: 
Dem Förfter Spengler zu Retztow, Oberf. Rothenfier, 
" „ Scheer zu Torgelom, Oberf. gl. N. N.-B. Stettin. 
we „  MUteg zu Buchholz, Oberf. Mühlenbed. 
„ Hegemeifter Schon zu Battingen, Oberf. Lebach, R.-B. Trier. 
„Förſter Bogelberg zu Braad, Oberf. Neumünfter. 
pr — Birch zu Fohlenkoppel, Oberf. Reinfeld. R.⸗B. Schleswig. 
Will zu Großendorf, Oberf. Quickborn. 
— Hoffmann zu Birkenmoor, Oberf. Ilfeld. 
x . Seebohm zu Nienftedt, Oberf. Wefterbof. 
n " Breyding zu Altenau, Oberf. Altenan. 
" “ Rautenberg zu Hankenberg, Oberf. Iburg. 
MR r Huth zu Stelle, Oberf. Winien. Prov. Hannover. 
Hintze zu Fredelslohe, Oberf. Rotenkirchen. 
Lehne zu Hackenſtedt, Oberf. Wehrftedt. 
je F Wendeborn zu Feftenburg, Oberf. Schufenburg. 
u 7 Pieper zu Kirchmehren, Oberf. Dedenjen. 
" " Picht zu Fulde, Oberf. Walsrode. 
” „ Nicolai zu Weißuhnen, Oberf. Guszianta. RB. 
n pi Adamsti zu Antichwenten, Oberf. Schmalleningten. Gumbinnen. 


Sahrb. d. Br. Forſt- und Jagd⸗Geſetzg. X. 24 


Organiſation. Dienft- Iuftructionen. 
2b. 
Neues Regulativ für dag Landes - !ekonomie- Kollegium 
vom 1. Mai 1878. 


Nachdem das Landes - Dekonomie- Kollegium eine Umgeftaltung feiner Ber. 
faffung für erforderlich erachtet hat, wird für daffelbe in Folge Allerhöchfter 
Srmädtigung vom 24. April 1878 unter Aufhebung des revidirten Negulativs 
vom 24. Mai 1870 Nachftehendes beitimmt: 

$ 1. Das Landes - DelonomiesKollegium bat die Beftimmung, den Minifter 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten als deffen regelmäßiger Beirath in 
der Förderung der Land» und Forftwirthichaft zu unterftüßen. 

Auch ift daſſelbe befugt, die AIntereffen der Land- und Forftwirtbichaft a 
felbftftändige Anträge an den Minifter wahrzunehmen. 

8 2. Das Landed-Defonomie-Kollegium hat feinen Sit in Berlin. 

Es befteht: 

1. aus von den landwirthſchaftlichen Tentral-Bereinen von drei zu drei Jahren 

gewählten Mitgliedern ; 

2. aus von dem Minifter ernannten Mitgliedern. 

Sämmtlide Mitglieder üben ihre Funktionen al8 Ehrenamt. 

8 3. Bon den gewählten Mitgliedern ($ 2. Ziffer 1) entfallen, entfprechend 
dem Statut ded Deutfchen Landwirthſchaftsraths vom 8. April 1872 und deſſen 
gegenwärtig in Kraft befindlichen Nachträgen: 

1. auf die Provinz Oftpreußen: 

a) für den landwirthfchaftlicden Eentral-Berein für Litthauen 





und Mafuren . . . . 1 Mitglied, 
b) für den ojtpreußifchen landwirthſchaftlichen Gentral-Berein 1 z 
— 
2. auf die Provinz Weſtpreußen: 
Haupt-Berein mweftpreußifcher Landwirtbe . . . . . . 1 > 
3. auf die Provinz Pommern : 
a) für die Pommerſche ökonomiſche Geſellſchaft. .. 1 Pr 
b) für den Baltifhen Berein zur ud der Sand- 
wirtbihaft . » . . . | ” 
2 m 


4. auf die Provinz Pofen: 
für den landwirthſchaftlichen PBrovinzial-Berein für Pofen 1 . 
5. auf die Provinz Brandenburg: 
a) fiir den landwirtbichaftlichen Kentral» Verein für den Re— 


gierungs-Bezirt Potstam . . . 1 P 
b) für den Iandwirthfchaftlichen Gentral-Berein fur den Re 
gierungs-Bezirk Frankfurt a/ DO. . . . . .1 





2 
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6. auf die Provinz Schleſien: 
für den landwirthſchaftl. Central-⸗Verein für Schlefien 2 Mitglieder, 
7. auf die Provinz Sachſen: 
für den — Eentral - Bi u die 
Provinz Sadien . . . 2 2.3 j 2 : 
8. auf die Provinz Weftfalen : 
fitr den landwirthichaftl. Provinzial-Berein f. Weftfalen 1 si 
9. auf die Rheinprovinz: 
für den landwirthſchaftlichen Provinzial-Berein . . . 2 F 
10. auf die Provinz Schleswig-Holftein: 
für den Schleswig - ae — — 
Seneral-Berein . . . . 1 a 
11. auf die Provinz Hannover: 
für die Königliche Landwirtbichafts-Gefellihaft . . . 1 — 
12. auf die Provinz Heflen -Naffau: 
a) für den landwirthichaftlicden Gentral-Berein fiir den J 
Regierungs-Bezirk Caffel . . . 1 A 
b) für den Verein Naffauiicher Land- im Forftwirihe 
13. auf die Hohenzollernſche Lande: 
für die Centralſtelle zur Beförderung der Landwirth— 
{haft und der Gewerbe in den Hohenzollerjchen Landen 1 „ 


zufammen 19 Mitglieder. 
Für jedes Mitglied ift ein Stellvertreter zu beftellen. 


$ 4. So lange einer der im 8 3 aufgeführten landwirthſchaftlichen Central⸗ 
Bereine im Deutſchen Landwirthſchaftsrathe vertreten ift, follen deflen dazu ge- 
wählte Abgeordnete und Stellvertreter in der vorgenannten Zahl den Berein 
zugleich im Landes-Delonomie- Kollegium vertreten. 

Meber etwaige Aenderungen in der Zahl der gemählten Vertreter, ſowie tiber 
die Gewährung einer Bertretung an andere als die oben angeführten Vereine, 
beitimmt der Minifter nad) Anhörung des Landes-Delonomie-Kolegiums. 


8 5. Die Zahl der von dem Minifter ernannten Mitglieder ($ 2. Ziffer 2) 
fol die Hälfte der gewählten Mitglieder, zur Zeit alfo I Mitglieder, nicht liber- 
fchreiten. 

Die Ernennung erfolgt in der Megel auf die Dauer der einzelnen Wahl- 
perioden, jedoch ift der Minifter befugt, einzelne Mitglieder auf längere Zeit zu 
ernennen. 

8 6. Der Minifter ann zu den Situngen des Landes-Delonomie-Kollegiums 
- befondere Kommifjarien oder Auskunftsperfonen fenden, diefelben haben nur be- 
rathende Stimme. Auch bleibt es dem Minifter unbenommen, für die Bear- 
beitung einzelner Angelegenheiten zu vorlibergehender oder ftändiger Thätigkeit 
befondere Kommilfionen aus der Mitte des Kollegiums zu berufen. 

8 7. Zede Wahlperiode der Vereins-Vertreter bildet eine Sigungsperiode 
des Landes-Delonomie-Rollegiums. 

In der erften Sigung jeder Periode und für die Dauer derjelben wählen 
die Mitglieder des Landes - Defonomie - Kolleguums aus ihrer Mitte einen Bor- 
figenden und einen Stellvertreter deffelben. Die Leitung diefer Wahlen liegt dem 
den Fahren nach älteften Mitgliede ob. Zur Gültigkeit der Wahlen ift die 

24° 
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abfolute Stimmenmehrheit der anmefenden Mitglieder erforderlih. Die Wahlen 
geijchehen durch Stimmzettel. 

Sie können durdy Alllamation bewirkt werden, wenn fein Widerſpruch da- 
gegen erfolgt. 

$ 8. Der Borfitende führt die Gefchäfte des Kollegiums bis zur Neuwahl 
feines Nachfolger. Er ernennt die Referenten und leitet die Berathungen. 

An Behinderungsfällen tritt für ihn der gemählte Stellvertreter ein. 

8 9. Mit dem Sekretariat des Landes» Delonomie-Kollegiums beauftragt der 
Minifter einen Beamten feines Minifteriums. 

Die Geſchäfte des Sekretariats beftehen in der Führung der Protokolle und 
in der Unterſtützung des VBorfigenden bei Erledigung der Gejchäfte. 

$ 10. Das Landes-Delonomie- Kollegium wird zu feinen Sigungen von dem 
Miniſter berufen. 

Iſt feit der letzten Plenar⸗Sitzung des Kollegiums mehr als ein Jahr ver- 
floffen, fo muß die Berufung erfolgen, wenn diefelbe von mehr als einem Drittel 
ſämmtlicher Mitgliedec beantragt wird. 

8 11. Das Kollegium fett feine Geſchäftsordnung feft. 

Die Beichlüffe deffelben werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit enticheidet die Stimme des Vorfitenden. 

8 12. Für die Dauer der Plenar- und Kommilfionsfigungen erhalten die 
an denjelben tbeilnehmenden Mitglieder Diäten, die auswärtigen Mitglieder er- 
halten außerdem Reiſekoſten und Neifediäten. 

$ 13. Sämmtlidde bisher dem Kollegium angehörige Mitglieder treten 
außer Funttion. 


. Berlin, den 1. Mai 1878. 


Der Miniſter für die Iandwirthicdhaftlihen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


26. 


Deklaration des 8 8. Abf. 1 des Regulativs über die gefchäftlicye | 


Behandlung der Poflfendungen in Staatsdienft- Angelegenheiten. 


Eircular = Verfügung bes Finanz = Minifters und des Minifters des Innern an ſämmtliche 
Königliche Regierungen. F.⸗M. ı. 10878. II. 13596. III. 9423. IV. 9964. 
M.d.%. I. A, 5891. 

Berlin, den 27. Auguft 1878. 

Die Königliche Regierung erhält anbei 50 Eremplare des, den $ 8 Abfa 1 

des Regulativs über die gefchäftliche Behandlung der Poffendungen in Staats- 

dienft » Angelegenheiten vom 28. November 1869 *) deflarirenden Staatsminifterial- 

Beichluffes vom 24. v. Mts. mit dem Auftrage, ſowohl Ihrerſeits nad Maaf- 

gabe der darin getroffenen Beftimmungen zu verfahren, als auch die Ihr unter 

gebenen Königlichen Behörden und einzeln ftehenden Beamten zur forgfältigen 
Befolgung derfelben anzumeifen. 


Der Finanz -Minifter. Der Minifter des Innern. 
Hobredt. 3.4: Ribbed. 
*) ©. Jahrb. Bd. I. ©. 114. Urt. 68 


2 
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Beihluf 
ad St. M. \o. 1458/78. 
Berlin, den 24. Juli 1878. 


Der 8 8 Abfat 1 des Negulativs über die geichäftlihe Behandlung der 
Boftfendungen in Staatsdienft » Angelegenheiten vom 28. November 1869, wonach 
die Berrehnung der gezablten Portobeträge im Neffort der Yuftizverwaltung 
nad Anleitung des Etats bei den darin ausgebradhten betreffenden Titeln, in 
den fibrigen Nefjorts dagegen unter einem neu zu bildenden, nach dem Titel „zur 
fählihen Ausgaben” einzuichaltenden Titel mit der Bezeichnung. „Porto und 
fonftige Frachtgebühren für dienftliche Sendungen“ und zwar als Mehr-Ausgabe 
über den Etat eriolgen fol, wird hierdurch dahin deflarırt, daß unter dieſem 
letzteren Titel außer den auf denielben nad S 4 des Negulativs über die ge⸗ 
fhäftliche Behandlung der Telegramme in Staatsdienft - Angelegenheiten vom 
30. Zuni 1877%) zu übernehmenvden, von Königl. Behörden und einzeln ftehenden 
Königlichen Beanıten, für Zelegiamme in Staatsdienft - Angelegenheiten zu ent» 
richtenden Geldbeträgen fortan nur noch 

1. das Poftporto, und zwar diefes ohne Ausnahme, fomweit es von der Ber- 

waltung baar oder in angefauften Marken direkt bezahlt wird, und 
2. die Frachtgebühren für ſolche nicht mit der Poft bewirkte Badetjendungen, 
melde durch Zuiammenlegung der dienftlihen Correipondenz oder durch 
Berfendung von Akten, Drudfadhen und Formularpapier, zwiſchen Be⸗ 
hörden und Beamten, in Anwendung der VBorfchriften im $ 6 des Regu- 
lativs vom 28. November 1869 entftehen, 
zu verrechnen, daß dagegen 

die Ausgaben an fonftigen Fracht- und Transporttoften denjenigen Ausgabe- 
titeln jeder Verwaltung, welche die Beichaffungskoften der transportirten 
Gegenftände zu tragen haben, zuznmeifen find. 

Eine beglaubigte Abfchrift diejes Beſchluſſes ift ſämmtlichen Herren Reffort- 
miniftern, mit Ausschluß des dabei nicht beiheiligten Herrn Auftizminifters, mit- 
zutbeilen, um hiernach das Erforderliche für ihre Meffort8 anzuordnen. 

Königliches Staats - Miniiterium. 
ge. Otto Graf zu Stolberg Fall. Friedenthal. 
Grafzu Eulenburg MWMaybad. Hobredt. 





Berwaltungs- und Edhusperfonat. Gehalte und Emolumente. 
Benflonirungen. 
27. 

Rangerhöhung der Königlichen Oberförfter. 
EircularzVerfügung des Finanz Minifters an fänmtlihe Königliche Regierungen und an bie 
Königliche Finanz- Direktion zu Hannover. 116.17.932 1. 14.736. 

| Berlin, den 28. Oftober 1878. 


Die Königliche Regierung benachrichtige ich, daß des Kaiferd und Könige 
Majeftät mittelit Allerhöchfter Kabinet8 Ordre vom 21. d Mis. zu genehmigen 


*) ©. Jahrb. Bd. IX. ©. 478. Art. 69. 
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gerubt baben, daß für die Königlichen Oberförfter fortan der Rang der fünften 
Klaffe der höheren Beamten der Provinzialbehörden ($ 5 der Verordnung vom 
7. Februar 1817, Gef.-Samml. ©. 61) anerkannt wird. 

- Die Königlihe Regierung wolle die Königlichen Oberförfter Ihres Bezirks 
hiervon in Kenntniß feßen. 


Der Yinanz- Miniiter. 
Hobredt. 


Disten und Neifefoften. 
28. 


Die den Bol. Oberförftern in Folge Rangerhöhnng zu gemäh- 
renden Tagegelder und Reifekoften, Umzugskoften und Wohnungs- 
geldzufchüffe. 


Beicheid bes Finanz Minifters an eine Königliche Regierung und abſchriftlich an die übrigen 
Regierungen (ercl. Sigmaringen) nnd an die Königlihe Finanz=Direction zu Hannover. 
I.b. 21,545. I. 17,339. 


Berlin, den 3. Januar 1879. 


Auf den Beriht vom 7. v. Mts. und 8. wird der Königlichen Regierung 
erwidert, Daß die Königlichen Oberförfter, nachdem ihnen mittelft Allerhöchfter 
Drdre vom 21. Oktober v. Is. (S. den vor. Art.) der Rang der Beamten der 
fünften Rangflaffe zuerfannt worden, bei folchen Dienftreifen, flir welche fie Tages 
gelder und Reiſekoſten zu liquidiren fiberhaupt befugt find, auch die den Beamten 
diefer Rangklaſſe gefetlich zulommenden Sätze liquidiren Eünnen. Ebenjo haben 
fie bei Berfegungen Anipruh auf Gewährung der allgemeinen Umzugs- und 
Transportkoſten nad den Süßen für Beamte der fünften Rangklafſe und bei ein- 
tretender Penſionirnng auf Anrechnung des Durchſchnitts der Sätze der Serpis- 
Haffen 1—5 zu pos. III. des Tarifs; Alles jedoch erft vom Tage des Erlafſes 
der Allerböchften Ordre ab. 

Den Oberförftern find von jenem Tage ab vorkommenden alles aljo zu 
gewähren: 

A. An Tagegeldern und NReifeloften (Verordnung v. 15. April 1876, 

®.-5. ©. 107):*) 
Zaaegelder 0. a an nm a a 2 u. 0% I ME 
Reifetoften: 

I. bei Dienftreifen, welde auf Eiſenbahnen und Dampfſchiffen 
gemacht werden können pro Kilometer . . . . . 13 Bf. 
und für jeden Zu- und Abgang zufammen, . . . 3Mk 

II. bei Dienftreifen, welche nit auf Dampfidiffen oder Eijen- 
bahnen zurüdgelegt werden können pro Kilometer . 60 Bf. 


*) ©. Jahrb. Bd. VIII. ©. 391. Urt. 51. 
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B. An Umzugstoften Geſetz vom 24. Februar 1877, G.S. ©. 15):*) 


a) auf allgemeine Koiten. . . . . 00 Mt. 
b) auf Transportloften für je 10 Kilometer der fürzeften fahr- 
baren Straßenverbindung Be il ... 8Mt. 


und bei der Penſionirung in Anrechnung zu bringen: 
C An Wohnungsgeldzuſchuß Geſetz vom 12. Mai 1873, Geſ.⸗Samml. 
Seite 209) *) . . . .. .492 Mt. 
Bis zum Tage des Erlaſſes der Allerhöchſten Ordre behalten Dagegen die 
bisherigen Sätze Gültigkeit. 
Der Königlihen Regierung wird überlaffen, die Oberförfter Ihres Bezirks 
hiervon in Kenntniß zu feßen. 
Der Finanz Mintiter. 
Hobredt. 


Geſchäfts⸗ Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen. 
29. 


Verrechnung der eingezahlten Kaufgelder für abgetretene Do- 
mainen und Forſtgrundſtücke vor definitinem Abſchluß des Kauf—- 
kontraktes. 


Eircular-Werfilgung bes Finanz-Minifteriums an die Königlichen Regierungen (excl, der zu 
Magdeburg), an die Königliche Finanz-Direction zu Hannover und an ben Königlichen Geh. 
Neg.:Rath Kühlenthal zu Berlin. II. 21,906. 


Berlin, den 21. Januar 1878. 


Wenn Domainen- und Forſtgrundſtücke zu Deichen, Kanälen, Eijenbabnen ꝛc. 
abgetreten werden, fommt häufig der Fall vor, daß die Kaufgelder mit dieffeitiger 
Genehmigung nach einem beitimmten Preife pro Hectar oder Ar zc. verabredet, 
und für die nach vorläufiger Ermittelung zu veräußernde Fläche zur Königlichen 
Kafſe eingezahlt werden, der Abjchluß des Kauffontraftes aber big zur definitiven 
Teftitellung diefer Fläche und der dafür zu entrichtenden Kaufgelder vorbe 
balten wırd. 

In dergleihen Fällen find, was bisher nicht immer gefchehen ift, die Kauf. 
gelder künftig fogleih nach ihrer Einzahlung auf Grund der die Abtretung ge- 
nehmigenden Minifterial-Refcripte bei dem Domainen-VBeräußerungsgelder- 
Fonds zu vereinnahmen, nicht aber etwa bis zum Abſchluß der Kauffontralte in 
Affervation zu nehmen, 

Die nach definitiver Feſtſtellung der veräußerten Flächen etwa erforderlichen 
Ausgleichungen find, falls die Meberfichten, in denen die VBeräußerungen nad) 
gewiejen, bereit abgejchloffen find, in der Art zu bewirken, da diejenigen Flächen, 
welche gegen die vorläufige Feſtſetzung mehr abgetreten werden, mit den darauf 
fallenden Kaufgelder-Raten in der Domainen-Beräußerungsgelder-Weberfiht des 


*) ©. JZahrb. Bd. IX. ©. 411. Art. 46. 
**) ©. Jahrb. Bd. VI. ©. 5. Art. 5. 
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laufenden Rechnungsjahres unter den neuen Beräußerungen nachgemiefen werden, 
die etwa zw viel gezahlten Kaufgelderbeträge aber im geordneten Wege bei der 
Königlihen Hauptverwaltung der Staatsihulden zur Rückerſtattung liquidirt 
werden. 

Selbſtverſtändlich ift ſtets darauf hinzuwirken, daß die endgültige Feſtſtellung 
der abzutretenden Flächen und der Abſchluß der Kaufkontrakte möglichſt be— 
fchleunigt werde. 


Yinanz-Minifterium. Abtheilung für Domainen und Korften. 
| v. Strang. 





30. 
Die Bezeichnung der Muartale des Recnungsjahres betr. 


Circular⸗ Verfügung bes Finanz Minifters an bie Königlichen Megierungen, die Königliche 
Miniſterial⸗ sc. Kommiſſion zu Berlin und an bie Königliche Finanz-Direction zu Hannover. 


Berlin, den 22. Mai 1878. 

Die Nuartale des Nechnungsjahres werden feit Der Verlegung deffelben auf 
die Zeit vom 1. April bis 31. März in der Reichsverwaltung nad) dem Etats- 
jahre, in der preußifchen Verwaltung dagegen in Gemäßheit des Circular-Erlaſſes 
vom 12. November v. J. nady den Monaten bezeichnet. Aus diefem ungleich» 
mäßigen Verfahren haben ſich in dem zwifchen beiden Verwaltungen beflehenden 
Abrechnungsverkehr Unzuträglichkeiten ergeben. Zu deren Bejeitigung wird bier- 
mit unter Aufhebung jenes Girkular:Erlaffes beitimmt, daß auch in der preußifchen 
Bermaltung künftig die Rechnungs-Quartale nah dem Etatsjahre zu bezeichnen 
find, alſo 3. B. das. die Monate April, Mai und Juni umfaflende Ouartal: 
1te8 Quartal des Etatsjahres 1878/79. . 

Die Königliche Regierung wolle die Behörden und Kaſſen Ihres Verwaltungs: 
bezirks biernach mit Anmweifung verfeben. 

Der Finanz-Minifter. 
Hobredt. 


81. 


Die alljährlic; zu erflattende Anzeige über den Betrag der mit 
dem zwanzigfachen Betrage ablösbaren Paſſivrenten der Forft- 
verwaltung betr. 

Eircular= Verfügung des Finanz: Minifteriums an fämmtlihe Königliche Regierungen 
(mit Ausſchluß von Sigmaringen) und an die Königliche Finanz=Direction zu Hannover. 
lIb. 12,257. 

Berlin, den 17. Zuli 1878. 
Das Minifterium wünſcht die Höhe der mit dem zwanzigfachen Betrage 
ablösbaren Paffivrenten der Forftverwaltung, alſo ausſchließlich der zu einem 
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höheren als dem zwanzigfadhen Betrage ablösbaren und der Amortifationdrenten, 
alljährlich zu den Vorarbeiten für den nädften Staat3haushalts-Etat zu kennen. 

Die Königliche Regierung wird daher veranlaßt, den Betrag diejer gegen- 
wärtig zablbaren Renten pünttlih bis zum 15. Auguſt c., für die Folge aber 
alljährlich pünktlich zum 15. Juni und zwar die am 1. deffelben Monats zahlbar 
gewefenen dergleichen Renten anzuzeigen. 

In der titelmeifen Zufammenftellung der Einnahmen und Ausgaben von der 
Forſt-Verwaltung bedarf 'es deren befonderen Angabe unter den für Rechnung 
des Fonds Kay. 4 Fit. 2 geleifteten Ausgaben ferner nicht mehr. 


nn Abtheilung für Domainen und Korften. 
d. Strang. 


Etatsweſen und Etatiftik. 
32. 
tat der Forfiverwaltung für das Jahr vom 1. April 1879—80. 












Betrag 
für 1. April 
1879/80. 


Mark. 


Tit. Einnahme. 


Für Holz, aus dem ee 1. Ott. =. 

Für Nebennutgungen 

Aus der Jagd 

Bon Torfgräbereien EN 

Bon Flößereiennn. 

Bon Wiefen- Anlagen . . . ., 

Bon Brennholz : Niederlagen . 

Bom Sügemühlen- Betriebe . . 

Bon größeren Baumfjdulen . . 

Bom Thiergarten bei Eleve u. dem Eihhol; bei Arnsberg 
Summa Tit. 4 bis 10 . 

Verſchiedene andere Einnahmen . 

Bon der Forſtakademie zu Eberswalde . 

” ” ” ” Münden . 


Summa Tit. 12 a 18 
Summa der Einnahme 


sp ann mn 


u 







1,255,972 
352,614 
9,900 
9,200 
19,100 
51,669,400 


— fh jun 
x NS 








Tit. 


nn 


3. 
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Ausgabe, 


A. Dauernde Ausgaben. 


Koften der Verwaltung und des Betriebes. 
Befoldungen. 


0 Oberforftmeifter mit 4,200 Mark bis 6,000 Marf, 


im Durchſchnitt 5100 Mark; zu Dirigenten» Zulagen 
für diefelben 20,700 Markt (höchſtens 900 Mark für 
jeden); 92 Forftmeifter mit 3,600 Mark bis 6,000 ME., 
im Durchſchnitt 4,800 Mark. Außerdem fünftig weg— 
fallend 1,500 Marf perfünliche Zulage, welche ein Ober— 
forftmeifter als Erjag für frühere Dienftbezlige iiber 
das normale Marimalgehalt bezieht ; 
Die Gebälter der Oberforftmeifter und Sorftmeifter 
iibertragen fich gegenfeitig. ' 
(2 Forftmeifter haben Dienftwohnung.) 


685 Oberförfter, darunter 1 künftig wegfallend, mit 


1,800 Marf bis 3,300 Marf, im Durdichnitt 2,550) ME, 
und 750 Mark, künftig wegfallend, perjönlidhe Zulagen 


als Erjag für frühere Dienftbezüge; einfchließlich. 


43,000 Darf an Stellen- Zulagen . 

Außerdem freie Dienftwohnung und Beieriingbmo- 
terial oder Geldvergütung dafür. Der Werth des 
freien Feuerungsmaterials wird zu 150 Mart als 
penfionsfähiges Dienfteinfommen berechnet. 


3,351 Förſter incl. 1 Forfipolizei:Sergeant, davon 3,350 


mit 840 Mark bis 1,080 Mark, im Durchſchnitt 960 Mt. 
und 1 fünftig wegfallend mit 840 Mark; 11,95 Marg 
perjönlicde Zulagen als Erjaß für frühere Dienftbezüige, 
fünftig wegfallend; 64,370 Mark incl. 150 Mark fünf. 
tig wegfallend, zu Nevierförfter und Hegemeifter-BZu- 
lagen in Höhe von 60 Mark bis 450 Mari; 
145,944 Mark für 353 Waldwärter, davon 245 voll 
befoldet mit 360 Mark bis 650 Marf, und 108 neben- 
amtlih bejchäftigt gegen 36 Marl bis 324 Marl; 
923 Mark perjönlide Zulage als Erſatz für frlihere 
Dienftbezüge, künftig wegfallend.. . . . 
Die Förfter erhalten außerdem freie Dienftwohnung 
und Feuerungsmaterial oder Geldvergütung dafür. 
Der Werth des freien Feuerungsmaterials wird 
zu 75 Marl als penfionsfähiges Dienfteintlommen 
berechnet. 
Die Waldwärter erhalten freies Feuerungsma⸗ 


Latus 


616,200 


1,747,500 


8,440,062 


5,804,362 








Tit. 
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Ausgabe. 


Transport 
terial oder Geldvergütung dafür, und freie Dienſt— 
wohnung, wo ſolche vorhanden if. Von dem 
Emolumente des freien Feuerungsmaterials fteht 
denjelben eine Penſionsberechtigung nicht zu. 


4. | 3 Beamte bei dem Forſtvermeſſungsweſen zu Hannover 


48. 


und Kaffel und 3 verwaltende Beamte bei den Neben- 
betrieb8 - Anftalten von 1,500 Mark bis 3,600 Marf, 
im Durchſchnitt 2,400 Mark; 35 Torf-, Wiejen-, Weges, 
Flöß- 2c. Meifter mit 780 Mark bis 1,080 Mark, im 
Durchſchnitt 930 Mark; 35 Torf-, Wieſen- 2c. Wärter, 
zufammen mit 11,023 Mark, davon 17 voll befoldet 
mit 360 Mark bis 660 Mark, und 18 nebenamtlid) 
.bejhäftigt mit 36 bis 324 Mark a 
Außerdem erhalten freie Dienftwohnung und Feue. 
rungsmaterial oder Geldvergütung dafür: die drei 


verwaltenden Beamten, deren baares Gehalt 


3,000 Mark nicht überſteigen darf, mit einem 
penſionsfähigen Werthe des freien Feuerungs— 
materials von 105 Mark, die Meiſter wie die 
Förſter, die Wärter wie die Waldwärter. 
(Ein Beamter bei dem Forſtvermeſſungsweſen 
hat Dienſtwohnung und gegen Zahlung von 
100 Mark Feuerung.) 
Summa Tit. 1 bis 4 
Bu Wohnungsgeld-Bufhüfen für die Beamten 
Andere perfönlide Ausgaben. 
Zur NRemunerirung von Hülfsarbeitern bei den Regie— 
tungen und bei der Finanz-Direktion zu Hannover . 
Zur Remunerirung von Forfthälfsauffehern bis I00 Mark 
für jeden und zur zeitweifen Berftärfung des Forft- 
ſchutzes überhaupt Fe 
Außer der Remuneration freieg Keuerungsmaterial 
oder Geldvergitung dafür, und freie Dienftwoh- 
nung, wo ſolche vorhanden ift. 
Koften der Gelderhebung und Auszahlung, Tantiemen 
und Averfa . 
Das Marimum des den. Forſtrendanten * bewilli- 
genden Tantieme-Antheild beträgt 3,300 Marf. 
Diejenigen Forftlaffen- Rendanten, melde ihr 
Amt als vollbeichäftigtes Hauptamt und nicht blos 
Latus 


5,804,362 





5,862,340 
103,000 


. 65,000 


1,161,530 


780,000 









10. 


12. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


Ausgabe, 


Transport 
kommiſſariſch verwalten, erhalten Wohnungsgeld⸗ 
Zuſchuß. 

Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterſtützungen 
für Forſtbeamte, Forſtkaſſen-⸗Beamte, Exekutoren, Be- 
amte bei den Nebenbetriebs-Anſtalten und ſonſtige 
Perſonen (nicht Beamte), welche für dieſe un 
nützliche Dienfte leiften . ; 

Summa Dit. bis 8 ; 


Dienfaufwands- und Mieths- Entfhädigungen. 

Fuhrkoften-Averfa und Dienftaufwands-Entfhädigungen 
für Oberforftmeifter und Forſtmeiſter bis zu 2,900 Mark 
für jeden . . 

Fuhrkoſten, Bureaufoften — Dienſtaufwands· Eniſchüdi⸗ 
gungen für Oberförſter bis zu 2,100 Mark für jeden 

Zu Stellen - Zulagen für Förſter und Waldwärter à 
50 Mark bis 300 Mark, fjowie zur Haltung eines 
Dienftpferdes oder Annahme von Forftihughülfe fir 
Förfter, bi zn 180 Mark für jeden, und Kahnunter- 


1,101,800 


baltung3- Zulagen von je 20 Mat . . 237,032 
Fuhrkoſten⸗Averſa und Dienflaufwands-Entihädigungen 

für Beamte bei den Nebenbetriebs » Anftalten bis zu 

1,200 Mark für jeden, und Stellen-Zulagen für di 

Beamten von & 50 Mark bis 300 Mark. 14,423 


Zu Mierh3-Entihädigungen wegen fehlender Dienſtwoh⸗ 
nungen für Oberförſter bis zu 900 Mark, für Förſter, 
Torf⸗, Wieſen⸗, — — 2c. Meiſter bis zu 225 Mt. 
für jeden : n i 101 ‚010 

Summa Tit. 9 bis 18 


Aaterielle Herwaltungs- und Betriebskoſten. 

Fir Werbung und Transport von Holz im Forftwirth- 
Ihaftsjahre 1. Oktober 1878.79 und von anderen Forft- 
produften 

Zur Unterhaltung und zum Nruban der orftdienft- .&e- 
bäude, fowie zur Beſchaffung noch fehlender Forftdienft- 
Gebäude fir Oberförfter und Forſtſchutzbeamte 

Zur Unterhaltung und zum Neubau der ie — 
in den Forften . \ i 4 

Zu Wafferbauten in den Forſten 

Summa Tit. 16 und 17 — 

Zu Forſtkulturen und Verbeſſerung der Forſtgrundſtücke, 

zum Bau und zur Unterhaltung der Holzabfuhrwege 


zit. 


27. 


3l. 
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Ausgabe. 


im Forſtwirthſchaftsjahre 1. Oktober 1878,79 und zu 
Forfivermeffungen und Betriebsregulirungen : 
(Beftände können zur Verwendung für die folgenden 
Jahre rejervirt werden. Bergleidhe außerdem die 
Bemerkung zu Kap. 4 Tit. 4 [Allgemeine Aus- 
gaben] diejes Etats). 
Fagdverwaltungs-Koften . — 
Betriebskoſten für Torfgräbereien 
Betriebskoſten für Flößereien 
Betriebskoſten für Wieſen⸗Anlagen 
Betriebskoſten für Brennholz - Niederlagen 
Betriebstoften der Sägemühlen . s 
Betriebskoften für größere Baumjchulen . 


Für den Thiergarten bei Cleve und das Eichholz bei 


Arnsberg : 

Bei dem Thiergarten bei Cleve und beim Eichholz 
bei Arnsberg darf die Ausgabe beider Anlagen 
zuſammen deren Einnahme nicht überſchreiteun. Der 
am Schluſſe eines Jahres verbleibende Ueberſchuß 
darf nur in den nädftfolgenden beiden Jahren 
noch verwendet werden. 

Summa Tit. 20 bis 26 

Zur Bezeihnung und Berichtigung der Grenzen, zu 
Separationen, Regulirungen und Prozeßtoften . 

Holzverfauf3- und Verpachtungskoſten, Botenlöhne und 
fonftige Heine Ausgaben der Lokal-Verwaltung. 

Druckkoſten 

Stellvertretungs⸗ und Umzugstofen, Diäten und Rai 
koſten . . 

Inſeltentilgungs⸗ Vorfluthloſten, Unterſtützungen an 
Waldarbeiter und deren Hinterbliebene, Baukoſten für 
Waldarbeiter-Wohnungen und andere vermiſchte Aus⸗ 
gaben Se en Ze Ze TER 

Summa Tit. 29 bis 31 

Summa Tit. 14 bis 31 

Summa Rap. 2 


Zu forſtwiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken. 
Befoldungen. 
Bei der Forftalademie zu Eberswalde: 
1 Direktor mit 7,500 Darf; 4 Brofefforen und 1 Forft- 
meifter für das Berjuchswejen mit 3,300 Marf bis 
6,000 Marl, im Durchſchnitt 4,650 Mark; 1 Chemiker 
















Betrag 
für 1. April 
1879/80. 


Marti. 


3,670,200 


.\ 875,194 


180,000 


132,000 
56,000 


190,000 


400,001 
646,001 





—T6,039,068° 
35,978,1000° 


Tit. Ausgabe. 


für das Verſuchsweſen mit 2,400 Mark; 1 Sekretair 
mit 1500 Mark; 1 Hausmeiſter und Pedell mit 
900 Mark; 1 forfttechnifcher Lehrer mit 600 Mark 
neben feinem Einkommen als Oberförfter 
2. | Bei der Forftalademie zu Münden: 
1 Direktor mit 6,900 Marl, 4 Brofefforen mit 
3,300 Mi. bis 6,000 Mk., im Durchſchnitt 4,650 Mk.; 
1 alademijcher Gärtner mit 1,800 Mark; 1 Hausmeifter 
und Pedell mit 900 Mark; 1 forfttehnifcher Lehrer mit 
600 Mark neben feinem Einfommen ala Oberförfter . 
Bemerkung. Die Gehälter der 9 Beamten mit 
3,300 Mark bis 6,000 Mark find fiir beide Ala- 
demien libertragungsfähig. Die Hausmeifter und 
Pedelle erhalten freie Wohnung und freied Feue—⸗ 
rungsmaterial. 
(Die Direftoren, ein Profefjor und der Gärtner 
in Minden haben freie Dienftwohnung.) 
Summa Tit. 1 und 2 
23. Zu Wohnungsgeld- Bufhüffen für die Beamten . 
Andere perfünlihe Ausgaben. 


3. | Zur Remunerirung von Hülfslehrern und Aififtenten; 
zu Remunerationen für Leiftungen bei dem forftlichen 
Verſuchsweſen und zur Untermweifung der für den 
Förfterdienft fi) ausbildenden Perjonen . i 

4. | Zu außerordentlichen Remunerationen und Unterftiigungen 
an Beamte und Dozenten bei den Forſtakademien 

Summa Tit. 3 und 4 


Sächliche Ausgaben. 

5. | Für Unterhaltung der Gebäude und Mobilien, der Lehr- 
mittel und Sammlungen, zu Amtsunfoften-Bergütun- 
gen, Umzugstoften, Diäten und Reifeloften, zur Heizung 
und Erleuchtung der Lehrräume, zu den fpeziellen Be- 
dürfniſſen der forftlichen Berjuchsftationen und fonftigen 
vermiſchten Ausgaben ; 

Beſtände künnen zur Verwendung für die folgenden 
Jahre rejervirt werden. 
Summa Kap. 3 


Allgemeine Ausgaben. 
1. | Real- und Kommunal-Laften und Koften der örtlichen 
Kommunal- und Polizei⸗ en in — 
Guts⸗ und Amtsbezirken... — — 




















Betrag 
für 1. April 
1879/80. 


Mart. 


Tit. Ausgabe. 


2. | Ablöfungsrenten und zeitweiſe Vergütungen an Stelle 


von Natural-Abgaben 686,000 
3. | Zu Unterftügungen für ausgeſchiedene Beamte, forwie 
zu Penfionen und Unterftügungen für Wittwen und 
Waifen von Beamten . 210,000 
Beftände fünnen zur Verwendung fur das nächfte 
Jahr reſervirt werden. 
4. | Zum Ankauf von Grundſtücken zu den Forſten 1,050,000 
Beftände können zur Verwendung für die folgenden 
Sabre refervirt werden. Die zur Verſtärkung des 
Kultur- Fonds (Kap. 2 Tit. 18) etwa erforder: 
lihen Beträge fünnen aus dieſem Fonds entnom- 
men werden. 
Summa Kap. 4 2,476,000 
Hierzu: . : 8 170,300 
. . 2 25,978,400 


Summa A. Dauernde Nusgaben 28,624,700 


B. Einmalige und außerordentliche Ausgaben. 

1. | Zur Ablöfung von Forft- Serpituten, Kae und 
Paffivrenten . 

2. | Prämien zu Chauffeen, deren Anlage von dem mefent- 
lichſten Intereffe fiir die Forſt-Verwaltung ift, die aber 
ohne Hiuzutritt der Ietteren durch Bewilligung von 
Prämien nit zur Ausführung kommen würden, des— 
gleihen Beibülfen zu Wege- und Brüdenbauten, die 
für die Abfuhr der Forftprodufte von Wichtigkeit find 

3. | Zur Beichaffung fehlender Förfter - Dienftwohnungen 
(Ertraordinairer Zufhuß zu Kap. 2 Tit. 15 des Ordi⸗ 
nariums) . . 

4. | Zur Ablöfung von Paſſivrenten fi aufgehobene Forſt 
berechtigungen. 

Summa B. Einmalige und "außerordentliche Ausgaben 


Abſchluß. 
Die Einnahmen betragen . r 
Die dauernden Ausgaben betragen 





51,669,400 





S% 28,624,700 
Mithin Ueberſchuß 23,044,700 
Hiervon ab: 
Die einmaligen und außerordentlihen Ausgaben . 3,750,000 
Bleibt Ueberſchuß 19,294,700 
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34. 


Verhandinngen des Hanfes der Abgeordneten über den Etat der 
Stants- Forfiverwaltung für das Jahr vom 1. April 1879—80. 
(22. Sigung vom 19. Dezember 1878.) 


Prafident: Wir gehen über zum Etat der Forſtverwaltung. 

Der Herr Berichterftatter Abgeordneter Graf Matufchla hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Graf Matuſchka: Auch der Forftetat ift von 
der Budgetlommijfion einer eingehenden Berathung unterzogen worden. Als 
Negierungstommiffar bat derjelben der Landforftmeifter Ulrici beigewohnt. Ger 
ftatten Sie mir zunächſt ein paar Worte zum Kapitel 2 Titel 1 der Einnahme. 

Aus den Bemerkungen zu diefem Titel ift erfichtlich, daß die Einnahme in 
den Fahren 1875 und 1876 annähernd fich gleich geblieben war, fogar im Jahre 
1876 eine Steigerung vorhanden ifl. In dem Jahre vom 1. April 1877/78 ift 
fie plößlich fehr bedeutend geſunken, von 52,600,000 Mark in runder Summe 
auf 45,000,000 Marl. Das liegt nun natürlih an den fehr unglinftigen Ber- 
hältniffen, die wir fchon jfeit einigen Jahren zu beflagen haben. Wenn nun in 
der Bemerkung der Hoffnung Ausdrud gegeben wird, die Berhältniffe werden in 
dem Etatsjahr 1878/79 fi) wieder etwas günftiger geitalten, oder doch wenigftens 
denen des Etatjahres 1877/78 gleihlommen; wenn aber ferner dennod) in diefem 
Jahre 3,800,000 Mark Wenigereinnahme angefegt find, als der vorige Etat aus⸗ 
fegt, jo könnte man auf die VBermuthuug kommen, daß dieſe Wenigereinnahme 
in einem geringeren Einfchlage ihren Grund habe. Dies ift aber nicht der Fall 
meine Herren. Aus der Ueberficht, die als Beilage A. dem Forftetat beigegeben 
ift, geht hervor, daß der Einfchlag für das künftige Etatsjahr angenommen iſt 
auf 4,993,847 Kubilmeter kontrolfähiges Material; im vorigen Jahre war der 
Einfhlag auf 4,939,523 Kubikmeter projektirt; es findet alfo an kontrolfähigen 
Material ein Mehreinſchlag flatt. Ebenfo findet ein Mehreinſchlag ftatt an nicht 

Tontrolfähigem Material; es find ausgeworfen im künftigen Etat 1,714 027 Kubil- 
meter, im vorigen Stat waren ausgeworfen 1,694,189 Kubikmeter. Alſo ebenfalls 
ein Mehreinſchlag! 

Die Differenz liegt darin, daß im vorigen Jahre noch ein Plus von 
2,802,940 Mark al8 muthmaßliche Mehreinnahme in Folge höherer Berwerthung 
und höheren nachhaltigen Naturalertrages gegen die Annahme des Spezialetats 
angejegt werden fonnte, ein Plus, welches in diefem Jahre in Yolge der uit« 
günftigen Berbältniffe nicht mehr hat angenommen werden können. Deshalb 
das Weniger. In Uebereinitimmung mit der Thatſache des Mehreinjchlages 
befindet fi) die Erhöhung des Schlagelohnes um 105,000 Marl. Wir haben 
alſo mehr Einſchlag, aber weniger Geldertrag als im vorigen Etat, 

Bei Titel 15 der Ausgaben: zur Unterhaltung und zum Neubau von Forft- 
dienftgebäuden 2c. erlaube ih mir nur zu bemerken, daß wir mit diefen Bauten 
noch ziemlich weit im Rückſtande find. Nach einer oberflädhlihen Berechnung 
sehlen noch etwa 84 Oberförfteretabliffement8 und 578 Förfteretablifiements, ganz 
abgefehen von den Waldwärteretablifjements, die Hier und da noch zu befchaffen 
bleiben. Es ift uns in Ausficht geftellt, daß, ſoweit irgend möglich, mit der 
Beihaffung von Dienftetablifjements weiter vorgegangen werden wird, wie das 
auch im letzten Jahre in anerkennenswerther Weife der Fall geweſen if. 
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Bei dem Titel 18 der Ausgaben zu Forftilulturen und Berbefferungen der 
Forftgrundftüde 2c. wurde hingewieſen auf den großen Werth, weldyen rechtzeitige 
Durdforftungen für den zukünftigen Zuftand der MWaldungen haben, und es 
wurde namentlich ausgeführt, daß die Durchforſtungen befonders in den öftlichen 
Provinzen in ganz jungen Nadelholzbeftänden noch außerordentlih im Rüdftande 
find, aus dem Grunde, weil fit) das Durchforfiungsmaterial äußerft ſchwer ab- 
fegen läßt. Nun ift zwar feither von der Regierung die Hand dazu geboten 
worden, diefen Durchforſtungen größere Ausdehnung zu geben; gewiffe Summen 
find bewilligt worden zur Bewirtung der unaufſchieblichſten Durdforfiungen in 
ganz jungen Hölzern.- Es if nun von Mitgliedern der Kommiffion auch noch 
der Vorſchlag gemacht worden, ob nicht den Durchforſtungen eine größere Aus- 
debnung dadurch werden fünnte, daß eine gewiffe Preffion auf die Berwaltungs- 
beamten infofern ausgeübt würde, als regelmäßig in den Kulturplänen ein be- 
fonderer Titel für Durchforflungen vermerkt würde. Das könnte fich felbftredend 
nur auf folches Material beziehen, was abjolut nicht zu verwerthen ift, jo zwar, 
dag alljährlih eine Summe zu bewilligen wäre, lediglich zum Ausziehen des 
ganz ſchwachen unterdrüdten und nicht abjetbaren jungen Holzes. Eine joldhe 
Summe würde fih aber gut verzinfen dadurch, daß die durchforfteten Beftände 
in fehr ausgedehnter Weile an Zuwachs gewinnen. 

Bei Titel 20: Betriebskoften für Torfgräbereien, findet fi) die Bemerkung, 
daß 13,000 Mark mehr behufs größerer Ausdehnung des Betriebes angefetzt 
worden feien. In der darauf folgenden Bemerkung heißt e8 aber, daß unge= 
achtet des größeren Betriebes die Einnahme aus den Xorfgräbereien feine 
Steigerung nachweiſt; das beruhe auf den gejunfenen Torfpreifen. Mit Bezug 
hierauf. wurde in der Kommiffion die Bemerkung gemadt, wenn die Preije jo 
gejunfen wären, ob es fich nicht dann empfehlen dürfte, von dem Betriebe zeit- 
weilig abzufehen oder ihn einzufchränten. Es wurde dagegen geltend gemacht, 
daß die Mehrkoften von 13,000 Mark voll wieder gededt würden durch den Ber- 
fauf des bierbei gewonnenen Torfes. Bon anderer Seite wurde aber auch 
darauf aufmerkſam gemacht, daß es wünſchenswerth fei, den Betrieb der Torf- 
gräbereien aus landesökonomiſchen Rüdfichten fortzufegen, daß man durch Weg: 
Ihaffung der Torf- und Moordede einen Boden freilege, der dann zu befjeren 
Kulturen zu benußen ift, daß man alſo den Betrieb der Torf- und Moorbrüche 
durchaus nicht einftellen möchte. 

Bei den Ausgaben Kapitel 3 Titel 3 ift ein Betrag ausgemworfen zur Unter- 
weiſung der flir den Förfterdienft fih ausbildenden Perſonen. Diefer Betrag tft 
mit inbegriffen in der Ausgabefumme von 29,000 Mark zur Remunerirung von 
Hülfslehrern und Affiftenten und zu Remunerationen zu Leiftungen bei dem forft« 
Iihen Berfuchswefen. Der Titel „zur Unterweifung der fiir den Yorftdienft ſich 
ausbildenden Perionen“ erjcheint in diefem Jahr zum zweiten Male. Ich glaube, 
daß im vorigen Jahre es überjehen worden ift, darauf aufmerfjam zu maden. 
Es ift zu erwähnen, daß dies vorläufig nur ein Verſuch if, hauptſächlich dadurch 
begründet, daß in den verfchiedenen forftwiffenfchaftlichen Vereinen, z. B. im 
Berein deutſcher Land- und Forſtwirthe, mehrfach ſchon darauf Hingemiejen tft, 
daß ſolche Berfuche endlich einmal angeftellt werden möchten. Es fteht jomit noch 
leineswegs feft, daß diefe Summe einen dauernden Ausgabepoften bilden wird; 
vielmehr wird abzuwarten fein, welchen Erfolg diefer Verſuch haben wird. 

Bei Zitel A des Kapiteld 4 „zum Anlauf von — zu Forſten“ 

5° 
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wird es dem Haufe intereffant fein, eine Mittheilung zu hören, die fi auf 
weitere Ergebniffe bezieht, welche der Anlauf von Grundftliden zur Vermehrung 
der Forſten gehabt hat. Ich erlaube mir das vorzulefen, was uns von dem 
Herrn Regierungstommiffar mitgetheilt worden ift: 

Beſtand aus dem Jahre vom 1. April 1877,78 für notirte aber noch 


nicht ganz abgefchloffene Ankäufe 423,153 Marl. Ctatöbetrag pro 


1877.78 1,050,000 Mark, zufammen pro 1. April 1878,79 disponibel 
1,473,153 Marl, Darauf find zur Aufforfiung der angelanften Grund- 
ftüce 2c. verwendet refpective rejerpirt 360,000 Mark, verbleiben zum 
Antauf 1,113,153 Mark. Die eingeleiteten Ankäufe umfaffen an Areal 
4900 bis 5000 Hektar und erfordern an Anlaufsgeld ca. 1,040,000, 
fo daß bei dem fraglichen Fond gegenwärtig noch ein Beftand von 
ca. 73,153 Markt vorhanden ift. 

Diefer Beftand wäre längft verwendet, wenn nicht einzelne Offerten hätten 
zurüdgeftellt werden müffen. Es hat ſich nämlich die Gelegenheit geboten, Grund- 
flüde im Preiſe von 100,000 Mark zu acquiriren. Nun durfte aber die Forft- 
verwaltung nicht Vorgriffe machen auf Summen, die noch nicht bewilligt waren, 
es hat alfo der Ankauf diefer Grundſtücke filtirt werden müffen. Wie viel Fläche 
für die 100,000 Mark zu acquiriren fein wird, läßt fih zur Zeit noch nicht genau 
feftftellen; ebenfo ift der Geldbetrag von 100,000 Mark nur ungefähr feft- 
geftellt, da tiber das Kaufgeld pro Hektar gegenwärtig noch verhandelt wird. 
Jedenfalls geht aus diefen Mittheilungen hervor, wie nothwendig es ift, daß wir 
bei Bewilligung von Geldern zum Anlauf von Forſtgrundſtücken nicht zu karg 
find. Wir müffen der Regierung Gelegenheit geben, jo viel zur Dispofition zu 
haben, daß fie, fobald ihr eine vortheilhafte Offerte gemacht wird, auch in der 
Lage ift, darauf eingehen zu können, damit nicht der günſtige Arltpuntt für ſolchen 
Anlauf ungenügt vorübergeht. 

Ich erlaube mir, gleich die einmaligen und außerordentlichen Ausgaben mit 
zu erwähnen. Da ift darauf aufmerkſam gemacht worden, daß bei Titel 1 
Kap. 4 zur Ablöfung von Yorftferpituten, Reallaften und Paffivrenten 1,200,000 
Mark ausgeworfen find und bei Titel 4 zur Aplöfung von Paſſivrenten für auf» 
gehobene Yorftberechtigungen nochmals 2,200,000 Mark, dieje letzteren als Mehr⸗ 
ausgabe gegen den vorigen Etat. Hierauf ift ung eröffnet morden, daß jene erfte 
Summe von 1,200,000 Mark die regelmäßig wiederkehrende ertraordinäre Aus- 
gabe ift, daß aber dieje zweite Summe von 2,200,000 Mark gemwiffermaßen eine 
außerordentliche Ausgabe im Ertraordinarium if. Das find nämlich Paſſivrenten 
für Sorftberechtigungen, von denen beiden Theilen die Ablöfung zum zwanzig- 
fachen Betrage zufteht. Es ift nun damit nicht gejagt, daß diefe Summe jeden- 
falls werde ausgegeben werden, aber die Regierung hat ſich vorbehalten müfſen, 
diefelbe zur Dispofition zu haben, weil auch dem anderen Theil die Kündigung 
freifteht und die Regierung ftetS gewärtig fein muß, daß von diefem Kündigungs- 
rechte Gebrauch gemacht wird. Außerdem wiirde auch, wenn Seitens der Staats. 
regierung die Kündigung erfolgt, ein möglicherweife erheblicher Bortheil für Die 
Regierung daraus hervorgehen können. 

Weiteres hatte Ihre Kommiffion zum Etat im Wefentlichen nicht zu bemerfen. 
Sie trägt darauf an: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, den Etat der Forſt⸗ 
verwaltung in ſämmtlichen Titeln der Einnahme, der dauernden Aus- 
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gaben und der einmaligen umd außerordentlichen Ausgaben unverändert 
zu genehmigen. 

Bräafident: Ich eröffne die Diskuſſion fiber die Einnahme Kapitel 2 Titel 1 
bis 13 und ertheile das Wort dem Abgeordneten Schmidt (Stettin). 

Abgeordneter Schmidt (Stettin): Meine Herren! Es ift vorher geäußert 
‚ worden, daß der Minifter Camphauſen kein befonderes Intereſſe fiir Kultur und 
Kolonifation im Often gehabt hätte. Diefer Bemerkung gegenüber führe ich an, 
daß unter dem Minifter Camphaufen zum Anlauf von Forftland und außerdem 
zur Kuftivirung von Forftländereien die Summe der Ausgaben von 150,000 Mark 
fich almählid auf 1,050,000 Mark gefteigert hat. Sie fehen hieraus, daß die 
Angabe, foweit fie ſich audy auf die Forfiverwaltung bezieht, eine unrichtige ift. 
Ich Tann nun nicht, meine Herren, darauf eingehen, nacdhzumeifen, was fonft im 
weiteren Sinne der Finanzminifter Camphauſen flir die Kultur Preußens ge- 
leiftet bat. Ich darf Sie nur auf die großen Summen aufmerffam machen, 
weiche für Kunft und Wiflenfchaft, für die Univerfitäten, das höhere Schulwefen, 
außerdem zur Belebung des Verkehrs für die Eifenbahnen, für die VBerbefferung 
der Wafferftraßen, für den Ausbau von Häfen, durch den Etat durch ihn über- 
wiejen find. Wir heben hervor, daß der genannte Minifter mit ftaatSmännifchern 
Blick feiner großen Aufgabe im Landes- und Reichsintereffe bewußt gewejen ift, 
und feine Finanzverwaltung die glänzendften Lichtblide gewährt. 

Gehe ih nun auf den Etat, fpeziell auf die Einnahme aus dem Holze, ein, 
jo ift es befannt, daß in anderen Verfehrsländern, mögen Sie nad Canada, nad) 
Defterreich oder nah Schweden gehen, die Einnahmen aus dem Holze zurüd- 
gegangen find. Man kann die geringere Einnahme nur lokal mit deren Differential- 
tarife auf gewiſſen Eifenbahnftreden in Verbindung bringen. Schon immer if 
viel fremdes Holz, namentlih aus Ruffiih-Polen, zu Wafjer ins Ausland von 
preußifchen Häfen verjhifft, namentlich au8 Danzig, Stettin u. ſ. w. Da aber 
feit einigen Jahren die Bauluft abgenommen hat, außerdem die Holzhändler ihre 
Spekulationen für Bildung von Lägern beſchränken, die Kohle auch bei den 
legten milderen Wintern dem Brennbolze eine große Konkurrenz gemacht hat, fo 
iR die Folge geweſen, daß die Einnahmen zurüdgegangen find und ed wird Nie— 
mand der Berwaltung der Forſten deshalb einen Borwurf machen können. Für 
das nächſte Etgisjahr if, wenn ich den Herrn Referenten richtig verftanden babe, 
ein flärferer Einichlag vorgefehen, und muß man deshalb die Erwartung aus- 
prechen, daß jene Maßregeln nicht auf Koften der Nachhaltigkeit ausgeführt 
werden möge. Auf die Einnahmen aus dem Holze wirkt e8 wefentlih ein, daß 
die Holztermine in den gelejenften Blättern und Zeitungen veröffentlicht werden, 
damit namentlich das ländliche Publitum, die Meinen Holzhändler fi) der Kon⸗ 
fnrrenz wegen zahlreich einftellen. &3 Tann irgend ein Blatt eine große Anzahl 
gebildeter Leſer in den höheren Gejellfchaftsfchichten haben, aber für Holztermine 
würde ein Inſerat wenig nuten, und bleibt es wünfchenswerth, daß eine frühere 
Verfügung, wenn ich nicht irre, and den erften Jahren der ſechsziger, von allen 
Regierungen beachtet werden möchte, nach welcher für die Anzeige von Holzterminen 
die gelefenften Blätter verwendet werden follen. 

Es bat der jetige Herr Finanzminister Hobredht unter dem 28. September 
die Rangverhältniffe der Oberförfter verändert, er Hat leßtere nad) einer An⸗ 
regung, die wiederholt in diefem Hohen Haufe gegeben ift, in die 5. Rangklafſe 
gefegt, und muß diefe Maßregel auch einen Einfluß auf die Tagegelder und die 
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Reiſeunkoſten haben. Zugleich haben wir erfahren, daß auch der Juſtizminiſter 
geneigt ift, die Rangverhältnifle in feiner Verwaltung zu verändern, die Amts- 
richter den Landrichtern gleichzuftellen. Die alte Rangordnung von 1817 mit 
ihren ſpäteren Bufägen, welche von höheren Beamten meift „Mandarinenordnung“ 
genannt wird, ift durchlöchert, und wird die Etaatsregierung für alle Minifterien 
und alle Verwaltungen jene alte Rangordnung verändern und verbeffern müffen. 
Entipredend muß die Rangordnung auch für die Neichsbeamten geändert, und 
follte ſolche durch Kaiſerliche Verordnung feftgeftellt werden, letzteres ift aber bis 
heute noch nicht gejchehen. 

Meine Herren, ich flimme dem Herru Referenten in dem Antrage bei, die 
Einnahmen zu bewilligen. Es find im Einzelnen auch Einnahmen aus den beiden 
Forftalademien in Eberswalde und in Hannöverſch Münden angegeben. Im vor- 
jährigen Etat befindet ſich eine Differenz zwifchen dem Gehalte des Directors in 
Eberswalde und dem Gehalte des Directors in Münden. Der letztere in Münden 
hatte 9000 Mark und der erfte nur 6900 Marl. Nachdem der frühere Director 
in Münden, Heyer, nah München übergefiedelt war, an feine Stelle ein anderer 
Director, Herr Bernhardt, berufen ift, der früher Mitglied des Hohen Haufes war, 
fo bat fi das Verhältniß num anders geftaltet, indem der Director in Ebers- 
mwalde feinem Dienftalter nach jett 600 Mark mehr Gehalt als der in Minden 
bezieht. 

Ich führe no an, daß das Minifterium, wie ich in der Budgetlommiffion 
hörte, eine Fortbildungsſchule in unjerer Nähe eingerichtet hat, die allerdings nicht 
den Namen Förfterfchule, fondern Fortbildungsichule führt. Ob fie aber nicht 
beftimmt ift, auch für den niederen Forſtdienſt Knaben vorzubereiten, das laſſe ich 
auf fih beruhen. (Bravo!) 

Vräfident: Der Abgeordnete Seydel hat das Mort. 

Abgeordneter Seydel: Meine Herren! Sie geftatten wohl, daß ich bei dem 
Forftetat mit wenigen Worten auf die Kolonifationsfrage zurückkomme. Ich bin 
den Verhandlungen darüber in diefem Haufe feit mehreren Jahren mit großem 
Intereſſe gefolgt. Nun wollte ih mir aber erlauben, dem Herrn Minifter den 
Borfchlag zu machen, ob er es nicht verfuchen wollte, anftatt der Domainengrund- 
ftüde unter paffenden Berhältniffen Yorfigrundftüde zur Kolonifation zu ver- 
wenden. Meine Herren, für die Ausbreitung des Forſtbeſitzes des Staates bin 
ih im höchſten Grade, aber es giebt auch fo große Flächen abjoluten Yorftlandes, 
die noch erft Zultivirt werden follen, daß für den Aderbau befjer geeignete Flächen 
ſehr wohl der Landwirthſchaft und fpeciell der Kolonifation überwiefen werden 
könnten. Bon dem Herrn Abgeordneten v. Meyer ift meiner Anſicht nach mit 
großem Recht die Schwierigkeit hervorgehoben, die bei der Parzellirung von Do- 
mainen darin liegt, daß ein bedeutendes Gebäudelapital einmal erft beſchafft 
werden muß für die Kolonen, andererjeit$ verloren geht mit der Aufhebung des 
Gutshofes. Meine Herren, außerdem liegt aber noch eine Schwierigkeit bei der 
Parzellirung von Domainen darin, daß der Kulturzuftand der Weder regelmäßig 
ein fehr ungleichmäßiger ift, daß alfo die verfchiedenen Parzellen nicht gleichwerthig 
find und zum Theil der Kolonifation ſehr ſchwierig zuzuführen find. Nehmen Sie 
dem gegenüber ein günſtig gelegenes FYorftgrundftüd, was abgeholzt wird, fo ift 
einmal eine gleihmäßige Kultur in der ganzen Fläche vorhanden, die erfien Ernten 
find gleich dem Kolonen fiher; zweitens ift der Aufbau von Gebäuden erheblich 
erleichtert, weil regelmäßig das Holz wenigſtens da ifl. 
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Meine Herren, ich will diefen Gedanken hier nur fe hineinwerfen, id} meine, 
der Herr Minifter, der jett die Domainen und Forſten übernommen hat, ift als 
Landwirth und Großgrundbefiter vielleicht gerade die Perſon, die derartige Ver- 
hältniffe am richtigften zu beurtheilen wiffen wird. Ich wiinfche, daß der Staat 
in diefer Beziehung fo vorgeht, wie etwa ein recht großer Grundbefiger feine ver- 
ſchiedenen Grundftüde am zweckmäßigſten benugen würde. 

Präſident: Die Distufftoen kann ich fchließen. 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterftatter Abgeordneter Graf Matuſchka: Nur einige Worte, um 
den Herrn Abgeordneten Schmidt (Stettin) wegen feiner Bedenken zu beruhigen. 
Ich glaube nicht, daß eine Urſache vorhanden ift, anzunehmen, daß der Mehr⸗ 
einfchlag in diefem Jahre auf Koften der Nachhaltigkeit erfolgen dürfte Es ift 
die Rüdfiht auf die Nachhaltigkeit gerade bei der Forftverwaltung eine fehr vor» 
berrjchende, und es würde gewiß nicht ein Mehreinfchlag im Etat aufgenommen 
worden fein, wenn ſich nicht aus den Nachweifungen, die das Kontrolbuch liefert 
ergeben bätte, daß in den letzten Jahren foviel eingefpart worden ift, daß der 
Mehreinſchlag ohne jedes Bedenken erfolgen kann. Auf der andern Seite bat 
aber die Forftverwaltung die Pflicht, dafür zu forgen, daß die Einnahmen nicht 
in allzu auffälliger Weife zuriidbleiben. Sie hat in diefem Jahre das Hiebsfoll 
jo normiren müflen, um die diesjährigen Einnahmen gegen die Einnahmen des 
vorigen Jahres nicht zu gedrückt erjcheinen zu laffen. 

Was den Einfluß der Rangordnung der Oberförfter auf die ihnen gebührenden 
Reifeloiten und Diäten betrifft, jo, glaube ich, ift die geäußerte Befürchtung auch 
unbegründet, da die betreffenden Reiſekoſten und Diäten bereits in den einzelnen 
Sätzen feitgeftellt find und eine Aenderung kaum vorgenommen werden wird. 

Präfident: Titel 1 bis 13 werden genehmigt. 

Dauernde Ausgaben Kapitel 2, Titel 1 bis 31 — ohne Widerjprud) 
bewilligt. 

Kapitel 3, Titel 1 bis 5: Zu forftwiffenfchaftlichen und Lehrzwecken, — eben- 
falls bewilligt. | 

Allgemeine Ausgaben, Kapitel 4, Titel 1 big 4 — find bewilligt. 

Wir fommen’ zu den einmaligen und außerordentliden Ausgaben» 
Kapitel 4, Titel 1 bis 4, — ebenfalld bewilligt. 


Erwerbungen, Beraußerungen und Berpadhtungen von 
Domainen- und Forſtgrundſtücken. 


0 


Abänderung einer Beſtimmung in den allgemeinen Bedingungen 
zur Veränferung von Domainen- und Forftgrundftücken. 
Eireular-Verfügung des Finanz-Minifters an die Königl. Regierungen, an die Kgl. Finanz- 


Direction in Hannover und an ben König. Geh. Reg.⸗Rath Kühlenthal in Berlin. 
II. 11,358. I. 10,012, 


Berlin, den 23. Zuli 1878, 
In den allgemeinen Bedingungen zur Veräußerung von Domainen- und 
Forſtgrundſtücken ift, und zwar bei allen Regierungen im Wefentliden gleid- 
lautend ($ 10 reſp. 9*) folgende Beftimmung aufgenommen worden: 


*) cfr. Jahrb. Bb. VI. ©. 34. Urt. 22. 
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„Die Koften der öffentlichen Belanntmacdhung und der Licitation, die Koſten 
der Bollziehung und Ausfertigung des Kaufloutralts, die geſetzlichen Stempel 
und die Koften der Uebergabe beridhtigt der Fiskus allein. Zur Beftreitung 
diefer Koften bat der Käufer von jedem Thaler des Kaufpreifes Einen Silber- 
grofchen (jeßt von jeden 3 Mark 10 Pf.) vor der Uebergabe an die Königliche 
Kaffe zu zablen außer dem Kaufgelde und ohne Unterfchied, ob die Koften in der 
Wirklichkeit mehr oder weniger betragen. Jede vom Känfer auf Grund des Kon⸗ 
traft3 geleiftete Zahlung wird zunächſt und ohne Nüdficht auf etwaige anderweite 
Beftimmungen deffelben auf diefe Koften und erft nach deren Berichtigung auf 
die fonftigen vertraggmäßigen Zahlungen gerechnet und vereinnahmt.“ 

Es ift für angezeigt erachtet worden, unter Aufhebung der nach vorftehender 
Beftimmung beftehenden Einrichtung in Zulunft den Käufern von Domainen- 
und Forſtgrundſtücken, flatt der Uebernahme des bisherigen Beitrags die Ber- 
pflidhtung aufzuerlegen, bei freihändigen Verkäufen alle Koften des Geſchäfts, 

bei Berfäufen im Wege der Licitation alle von der Abhaltung der Licitation 
ab eniftehenden Koften, alſo namentlich die Koften der gerichtlichen oder notariellen 
Bollziehung und Ausfertigung des Kontraltes, der gejetzlich zur Berwendung 
tommenden Stempel, die Koften der Webergabe, der abzugebenden Auflafjungs- 
erflärung, der Befigtitel-Berichtigung, der Eintragung etwa rüdftändiger Kauf⸗ 
gelder und fonft vom Käufer libernommener einzutragender Berpflichtungen aller 
Art, zu tragen. 

Die Königliche Regierung wird hiernach veranlaßt, 

I. bei Beräußerungen im Wege der Licitation, 
dem Eingangs gedachten Paragraphen der allgemeinen Bedingungen fol- 
gende Faflung zu geben: 

„Käufer trägt ſämmtliche, von der Abhaltung der Licitation ab entfiehende 
Koften des Geſchäftes allein, wogegen dem Fiskus die vorher entflandenen, bis 
einfchließlich der Ficitation erwachſenden Koften zur Laſt fallen. 

Die Berpflihtung des Fiskus erſtreckt fich indeß nicht auf diejenige eigenen 
Ausgaben des Käufers, welche demjelben an Reiſekoſten, Portoauslagen und der- 
gleichen mehr etwa erwachſen find.“ 

U. Bei freihändigen Beräußerungen, bei welchen die allgemeinen Beräuße- 
rungs-Bedingungen ebenfalls zum Grunde zu legen find, ift in die fpeciellen 
Beräußerungs-Bedingungen folgende Beſtimmung aufzunehmen: 

„In Abänderung des (vorgedadhten) Paragraphen (00) der allgemeinen Be- 
dingungen wird beftimmt, daß Käufer fämmtliche Koiten des Geſchäfts allein 
zu tragen bat.” 

So lange die bisherigen Drudformulare ber heftehenden allgemeinen Be- 
dingungen noch nicht verbraucht find, event. bis zu einer neuen Nedaction diefer 
allgemeinen Bedingungen ift Übrigens auch die vorjtehend für Beräußerungen 
um Wege der Licitation vorgefchriebene neue Fafſung in die jpeciellen Ber- 
äußerungs- Bedingungen aufzunehmen. 

Die Beflimmungen der Citcular-Berfügung vom 27. Januar 1849 — 
II. 23,309*) — über die Berrechnung der nach dem bisherigen Berfahren mit 
1 Sgr. pro Thaler des Kaufgeldes (jet 10 Pf. von je 3 Mark) erhobenen Bei- 


*) In den Verfügungen an die Regierungen zu Caſſel, Wiesbaden und Schleswig und an 
die Sinanz-Direction in Hannover ift zu fegen: 9. Juni 1871 IL 4442, 
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träge zu den Veräußerungskoſten find in Folge dieſer anderweiten Einrichtung 
gegenſtandsloslos geworden. 

Was nunmehr die vom Fiskus nach ad I. bei Veräußerungen im Wege der 
Licitation zu tragenden, bis zur Abhaltung des Licitationsterminsd entflandenen 
Koften, alfo namentlich die Koften der etwaigen Vermeſſung und Kartirung der 
zu veräußernden Grundftüde, der Bekanutmachung und Abhaltung des Licitations- 
terming, anbetrifft, fo find diefelben nach dem Inkrafttreten des neuen Verfahrens 
für die Domainen- Verwaltung bei Kap. 1 Tit. 18, beziehungsweife Titel 24, und 
für die Forſt-Verwaltung bei Kap. 2 Titel 31 zu verausgaben. 

Die vorfiehenden Befimmungen find für alle freihändigen Veräußerungen, 
welche vom 1. September d. Is. ab flattfinden, und für alle Beräußerungen im 
Wege der Licitation, fiir welche der Ficitationsterınin am 1. September d. 8. 
und fpäter flattfindet, maßgebend, während für alle noch vor dem 1. September c. 
veräußerten refp. zur Licitation geftellten Raufobjecte die bidherigen Beſtimmungen 
in Kraft bleiben. 

Im Mebrigen empflelt es fi), wenn die Königliche Regierung, wenigſtens 
in erfterer Zeit, die Kaufbewerber auf die abgeänderten Befimmungen wegen der 
Beräußerungstfoften im Kicitationg- Termine noch befonder3 aufmerkfam machen läßt. 

Der Zinanz-Minifter. 
Hobredt. 


Forſtkultur und Bewirthichaftung. 
56. 


Betr. die Einreichung der Anträge auf Gewährung von Bu- 
ſchüſſen zu den Forftkulturfonds. 


EircularsVerfügung des Finanz-Minifters an ſämmtliche Königl. Regierungen — excl. 
Sigmaringen — und bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover IIb 21,498. 


Berlin, den 22. Dezember 1878. - 

In Berfolg der Eircular-Berfügung vom 24. Mai 1877 Ile 9096*) veran⸗ 
laffe ich die Königl. Regierung, die Zufammenftellung des Forftlulturgelderbedarfs 
für jedes Jahr künftig auch in dem Falle bis zum 15. November j. 3. hierher 
einzureichen, daß es eines Zufchuffes zu Ihrem etatsmäßigen Forftlulturfonds 
nicht bedarf. 

An den Zufammenftellungen ift künftig unter dem Namen jeder Oberförfterei 
in runder Zahl der Flächeninhalt derjelben, abzüglich der ertraglofen Fläche, zu 
notiren. 

Ich mache noch befonders darauf aufmerkſam, daß die Rubrik „darunter 
für durch Kauf, Tauſch oder fonfiige Veranlafjung erworbene Flächen“ gehörig 
andzufällen und aufzufummiren ift, um überfehen zu können, wie fi) die Kultur» 
gelderausgabe für die dem Forftareale neu zugetretenen Flächen ftellen. 

Der Finanz-Miniiter. 
J. A.: v. Hagen. 


*) S. Jahrb. Bd. IX. ©. 467. Urt. 63. 
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Berſuchsweſen. 
37. 
Die Organiſation der forſtlichen Verſuchsſtation in Hohenheim, 
Königreich Württemberg. 


Verfügung des Minifteriums des Kirchen: und Schulweiens. (No. 26 des Regierungs⸗ 
Blatts f. d. Könige. Württemberg.) 


Stuttgart, den 14. Oltober 1878. 

An der Stelle der Verfügung des Miinifteriums des Kirchen- und Schul- 
weſens vom 11. Juni 1872, betreffend die Einrichtung einer forftlichen Verſuchs⸗ 
ftation in Hohenheim und die Organilation derfelben (Meg.-Blatt S. 228 ff.) 
wird, im Einverftändniffe mit dem hiebei mitbetheiligten Finanz. Minifterium, 
zufolge Höchſter Entſchließung Seiner Königlihen Majeftät vom 12. d. M. 
biemit Nachſtehendes verfügt. 

81. 

Die forſtliche Verſuchsſtation hat den Zweck, durch Anſtellung von Verſuchen 
theoretiſcher und praktiſcher Natur, ſowie durch Sammlung und Vergleichung 
anderwärts gewonnener Unterſuchungs-Reſultate ſowohl zur Entwickelung der 
Forſtwiſſenſchaft, als auch zu einem rationelleren Betriebe der Forſtwirthſchaft 
beizutragen. 

Dieſen Zweck ſucht fie theils fiir ſich, theils und hauptſäächlich in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Vereine der forſtlichen Verſuchsanſtalten Deutſchlands, welchem 
ſie als Mitglied angehört, zu erreichen. 

82. 

Die forftlide Verſuchsſtation bildet einen Beftandtheil des Inſtituts in 
Hohenheim und ift in adminiftrativer Beziehung, wie alle übrigen Zweige des 
leßteren, der Ynftitutsdireltion und weiterhin dem Miniflerium des Kirchen. und 
Schulweſens untergeordnet. 

83 
Die von der forftlihen Berfuchsftation in Hohenheim auszuführenden Ber- 
ſuche zerfallen in 

1) Verſuche im forftlicden VBerfuchsgarten in Hohenheim, 

2) Verſuche im Hohenheimer Forſt⸗Revier (vergl. Minift.- Verf. vom 
9. September 1865 $ 97, Reg.-Blatt ©. 415), 

3) Verſuche im chemiſchen Laboratorium der Alademie, 

4) Berfuche in der Hohenheimer forfilichen Werkftätte zur Ermittlung der 
mechanischen Eigenfchaften der Hölzer, und 

5) Berfuche, welche in einer Anzahl von Staatsforftrevieren im Einver- 
ftändniffe mit der K. Yorfidireltion audgeführt werden. 

84. 

Nach der dermaligen Vertheilung der forſtlichen Lehrfächer an der Akademie 
werden die in 83 Ziff. 2 und 4 genannten Verſuche von dem erſten, die in 
5 3 Ziff. 1 und 5 genannten Verſuche von dem zweiten Forfiprofeffor derjelben 
beforgt. 

Die in $ 3 Ziff. 3 erwähnten Arbeiten werden unter der Leitung des Pro- 
feſſors der Chemie durdy den Affiftenten am chemifchen Laboratorium der Alademie 
ausgeführt. 
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85. 

Der erfte Forſtprofeſſor ift zugleich erfter Vorſtand der forfilichen Verfuchs- 
flation in dem Sinne, daß er diefe Anftalt in ihren allgemeinen Angelegen- 
beiten nad außen zu vertreten bat. 

Dagegen ift, was die fpeziellen Verfuchd-Angelegenheiten betrifft, jeder der 
beiden Forſtprofeſſoren in feinem Theile (vergl. $ 4 Abf. 1) vollkommen felbft- 
ftändig, weshalb infomweit auch dem zweiten Yorftprofeffor der unmittelbare Ber- 
febr mit Behörden und Privaten, insbefondere der Verkehr mit der K. Forfidi- 
reftion und mit den Lokal-Forſtbeamten, ſowie die Bearbeitung, Berichterftattung 
und Beröffentlihung feiner Berfuhs-Ergebniffe zufommt. Ebenso if die Ver— 
tretung der Berfuhsftation in dem Bereine der deutfhen forft- 
lichen Berfuhsanftalten hinfichtlid der in 8 3 Ziff. 5 bezeichneten 
Berfuhe ausſchließlich Sadhe des diefe Berfuhe behandelnden 
zweiten $orftprofeffors. 

Alles Nähere wird durch befondere Dienft-Anftructionen beftimmt. 


8 6. 

Den beiden Forfiprofefforen als Berfuchsdirigenten bleibt überlafien, des 
Beiraths der an der Akademie angeftellten Pıofefforen der Chemie, der Phyſik 
und der Pflanzen-Phyfiologie fich zu bedienen. 

87. 

Bei Ausfit rung der in $ 3 Ziff. 2 und 4 genannten Verſuche wird der 
eıfte Forftprofeffor, welcher zugleich Verwalter des Forfirevierd Hohenheim ift 
(vergl. Min.-Berf. vom 9. Sept. 1865 $ 97, Reg.-Blatt S. 415) von feinem 
Neviergehilfen unterftütt. 

Für die Ausführung der in $ 3 Ziff. 1 und 5 erwähnten Berjuche wird 
ein biezu geeigneter jüngerer Forſtmann in der Eigenfchaft eines Aififtenten der 
forſtlichen Ber uchsitation auf den Vorſchlag des betreffenden Forftprofeffors und 
weiterhin der Snftitutsdireltion in Hohenheim von dem Minifterium des Kirchen- 
und Schulmwefens angeftellt. 

Das Nähere über feine Obliegenheiten wird durch eine befondere Dienftin- 
ſtruktion beftimmt. 

88. 

Inwieweit und in welcher Weife bei der Ausführung der in $ 3 Ziff. 5 er- 
wähnten Berfuche die Forfibeamten des Landes fich zu betheiligen und in welches 
VBerhältniß fie dabei zu den betreffenden Beamten der forfilihen Berfuchsftation 
(vergi. $ 4 Abi. 1, 3 5 Abf. 2 und 8 7 Abf. 2) zu treten haben, wird von ber 
K. Forftdireltion im Einvernehmen mit dem betreffenden Berjuchsdirigenten durch 
befondere Verfügung beftimmt. 

89. 

Die forfiliche Berfuchsftation in Hohenheim tritt nicht nur mit der Staats- 
forfiverwaltung in Verbindung, fondern auch mit Privatwaldbefigern, welche Ver⸗ 
fuche anzuitellen geneigt find. | 

Geßler. 


58. 


Verbreitung des forftlid; - meteorologifchen Jahres-Berichts pro 
1877 des Profeſſors Dr. Müttrich. 


Circular⸗Verfügung bes Yinanz-Minifters an fämmtlihe Regierungen — ercl. Sigmaringen 
— und an bie Königl. Finanz-Direction zu Hannover. IIb 19,801. 


Berlin, den 21. November 1878. 

Im Üntereffe des forftlichen Verſuchsweſens find von der Schrift des Pro- 
fefjiors an der Forſt⸗Akademie au Eberswalde und Dirigenten der meteorologijchen 
Abtheilung des forſtlichen Verſuchsweſens Dr. A. Müttrid: 

„Jahresbericht tiber die Beobadhtungs-Ergebniffe der im Königreich 
Preußen und in den Neichdlanden eingerichteten forftlich-meteorolo- 
logiihen Stationen. Dritter Jahrgang. Das Jahr 1877“ 
eine Anzahl Eremplare angelauft worden, um diefe Beobachtungen dem Yorft- 
verwaltungs-Perfonale zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Der Königlihen Regierung werden Eremplare diefer Schrift mit der Ber- 
anlaffung hierbei tiberfandt, jedem Oberförfter Ihres Bezirks ein Eremplar der- 
felben zur Kenntnißnahme und Snventarifation mitzutheilen und die überſchießenden 
Eremplare für den dortigen Gebrauch zurlidzubehalten. 


Der Finanz Minifter. 
J. A.: dv. Hagen. 


Forſt⸗ und Jagdſchutz und Strafweſen. 
39. 


Betr. die Frage, ob es nach gemeinrechtlichen Grundſätzen (efr. 

Naflanifche Geſetze vom 6. October 1849 und 6. Iamuar 1860) 

dem Iagdbererhtigten und feinem Vertreter erlaubt if, einen im 
Jagdbezirk unbeanffichtigt umbherlanfenden Hund zu tödten. 


Am Namen des Königs. 

Auf den von der Königl. Regierung zu W. erhobenen Konflilt in der bei 
dem Königl. Kreisgerichte dafelbft anhängigen Unterfuchungsfache wider den Ge⸗ 
meindeförfter K. zu W., betreffend Sachbeſchädigung, erkennt der Königl. Gerichts. 
hof zur Entſcheidung der Kompetenz Konflikte für Recht: 

daß der Rechtsweg in diefer Sache für zuläffitg und der erhobene Kon- 
flitt daher für unbegründet zu erachten. 
Bon Rechts Wegen. 
Gründe 

Der Gemeindeförfter K. in W. ift durch Urtheil der Straflammer des Königl. 
Kreisgerichts dafelbft vom 29. Oktober v. J., weil er am 9. Mai v. J. in der 
Nähe von W. zwei dem Rentner von R. dafelbft gehörende Hühnerhunde vor- 
fäglih und rechtswidrig getödtet hat, wegen Sachbefhädigung auf Grund des 
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$ 303 ded Strafgeſetzbuchs zu einer Geldfirafe von 150 Mark, für welche im 
Falle des Zahlungsunvermögens für je 10 Mark ein Tag Gefängniß tritt, ver- 
urtbeilt. Die Berufung des Angellagten gegen dieſes Urtheil ift von dem Königl. 
Appellationsgerichte zu W. am 12. Dezember v. J. zurüdgemwiefen. Der Ange: 
Hagte bat darauf die Nichtigkeitsbeſchwerde angemeldet. 

In Folge des gleichzeitig von der Königl. Regierung zu W. mittelft Plenar- 
beichlufjes vom 17. Dezember v. %. auf Grund des Geſetzes vom 13. Febr. 1854 
erhobenen Konflitts hat das Königl. Kreisgericht dafelbft das Nechtsverfahren 
eingeitellt und die betheiligten Perjonen, nämlich den Königl. Staatsanwalt, den 
Angeklagten und den befchädigten von R., hiervon benachrichtigt. Bon diefen 
Berjonen bat nur der Leptere eine Erklärung über den Konflitt eingereicht, in 
welcher er den Antrag ftellt, den Rechtsweg für zuläjfig zu erkennen. 

Die beiden Inſtanzgerichte halten den erhobenen Konflikt für unbegründet. 

Die vor rehtskräftiger Enticheidung der Sache erfolgte Erhebung des Kon- 
flitts ift, obwohl die Königl. Regierung auf eine an fie von der Staatsanwalt- 
Ichaft vor Erhebung der Anklage gerichtete Anfrage erflärt hatte, den Konflikt 
nicht erheben zu wollen, für zuläffig zu erachten, da durch eine joldye ſtets wider- 
ruflihe Erflärung die Befugniß der Regierung zur fpäteren Erhebung des Kon⸗ 
flifts nicht aufgehoben wird. 

Der Konflikt ift aber im vorliegenden alle nicht begründet. 

In dem ftrafgerichtlichen Verfahren bat der Angellagte geleugnet, die Hunde 
getödtet zu haben, er ift aber von den Gerichten beider Inſtanzen diefer That für 
ſchuldig erachtet. Die Berurtheilung ftügt fi im Weſentlichen auf folgende Er- 
mittelungen. Die beiden Jagdhunde des NRentners von R. find am Abende des 
9. Mai v. 3. von defien Wohnung weggelaufen und wurden demnädft in oder 
bei einem Walde, unmeit der Zrauereiche,, todt und zwar erjchoffen aufgefunden. 
Der Angeklagte, ftädtifcher Gemeindeförfter ift nach feiner eigenen, mit der Aus- 
fage mehrerer Zeugen übereinftiimmenden Erklärung an jenem Abende, mit einer 
Flinte verjehen, in der Nähe des Orts gemejen, wo fpäter die getüdteten Hunde 
gefunden find. Nach der Ausfage eines Zeugen hatte er fchon früher geäußert, 
jene Hunde, wenn er fie wieder im Walde antreffe, todtichießen zu wollen. An 
jenem Abende hat er einen Zeugen, welcher im Walde geweſen war, gefragt, ob 
er zwei Jagdhunde habe herumjagen jehen, und nad erfolgter Bejahung diefer 
Trage erflärt, daß er ſpäter nody einmal herausgeben wolle, um die Hunde auf, 
zufuchen, oder, wie ein anderer Zeuge angiebt, um fie zu erfchießen. Diejen 
leßteren Zeugen bat er an jenem Abend aufgefordert, wenn er im Walde ein 
Baar Hunde fehe, ihm diefelben zuzutreiben. Ein Zeuge hat an dem gedachten 
Abend einen Schuß in der Richtung nad der Trauereiche fallen hören. Zwei 
andere Zeugen hörten an dem Abend in der Nähe der Trauereiche einen Hund 
jammern und bald darauf den Angellagten aus derjelben Gegend herkommen. 

Nach diefen thatſächlichen Ermittelungen haben beide erfennende Gerichte fiir 
feftgeftellt erachtet, daß der Angeklagte die Hunde vorjäglich todt gefchoffen habe. 
Beide Gerichte haben ferner angenommen, daß der Angellagte als jtädtijcher 
Förfter zum Erjchießen der Hunde nicht befugt gewefen fei. In diefer Hinficht 
ift in dem Urtheile des Appellationsgerihts zu W. ausgeführt, in dem 8 24 des 
Nafſauiſchen Edikts über Forft-, Jagd⸗- und Fifchereivergehen vom 9, November 1816 
jet beſtimmt, daß der Befiger eines Hundes, der in einer Wildbahn, wo jener nicht 
jagen dürfe, jage oder ohne feinem Herrn berumlaufe, eine Geldftrafe von 3 FI. 
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zu erlegen babe und außerdem der Yagdberechtigte befugt fei, einen ſolchen Hund 
zu tödten; in dem fpäteren, diejes Edikt aufhebenden Naffauiichen Gejege vom 
6. Oktober 1849 und in dem jetzt noch in Geltung befindlichen Naffauifchen Ges 
jege vom 6. Januar 1860 fei aber nur für den Befitter eines in fremdem Jagd⸗ 
bezirt jagenden Hundes eine Geldfirafe angedroht, mithin ftehe gegenwärtig dem 
Sagdberechtigten und deſſen Jagdhüter die Befugniß zur Tödtung eines in feinem 
Jagdbezirk umberlaufenden Hundes nicht zu, eine foldye Befugniß fei auch rechtlich 
nicht zu begründen. Während der Angellagte in erfter Inſtanz ausdrücklich an⸗ 
erfannt hatte, daß er eine Befugniß diefer Art nicht habe, ift dieſes Anerkenntniß 
von feinem Bertheidiger in zweiter Inſtanz als ein irrthümliches zurückgenommen. 
- Der Konfliftebefhluß der Königl. Regierung zu W. behauptet nun, nad) den 
gerichtlichen Verhandlungen fei thatjächlich feftgeftellt, daß die beiden Jagdhunde 
an dem Tage, an welchem fie erjchoffen wurden, in einem fremden Jagdreviere, 
wofelbft der Angellagte den Jagdſchutz und die Sagdaufficht auszuüben hatte, 
andauernd gejagt haben; nad) den vorliegenden Umftänden könne auch nicht an⸗ 
genommen werden, daß die Hunde durch Abrufen oder in anderer Weije von 
fernerem Sagen hätten abgehalten werden fünnen, der Angeklagte jet daher ale 
Kagdaufjeher in Folge des jedem Eigenthümer zuftehenden Rechts zur Selbſthülfe 
befugt gemwefen, die Hunde unschädlich zu machen, und falle ihm deshalb durch 
das Erſchießen derjelben eine Amtsüberfchreitung nicht zur Laſt. 

Der erhobene Konflikt ift aber nicht für begründet zu erachten. 

Zunächſt ift die Behauptung der Regierung , e8 fei in den gerichtlichen Ber- 
bandlungen feftgeftellt, dab die herrenlos umberlaufenden Hunde zur Zeit der 
Tödtung wirklich gejagt haben, nicht zutreffend, und ferner ift nicht erwiejen, daß 
die Tödtung in dem Jagdreviere der Gemarkung von W., in weldyem der Ange- 
Hagte den Jagdſchutz oder die Jagdaufficht zu führen Hatte, umd nicht in der 
benachbarten Gemarkung von ©., wie von den Inftanzgerichten als wahrjcheinlich 
bezeichnet wird, erfolgt if. Es kann deshalb dahingeftellt bleiben, ob in 
dem Gebiete des vormaligen Herzogtbums Naffau nad) den gemeinrecht- 
lichen Grundfägen über die Zuläffigkeit der Selbfthilfe dem Jagdberechtigten und 
deffen Vertreter die Befugniß zufteht, einen fremden in deffen Jagdreviere jagen= 
den Hund zu tödten, fofern diefer Hund weder einzufangen, noch abzurufen und 
der durch denjelben entftehende Schaden für den Kagdberecdhtigten ein univider« 
bringlicher oder durch ftaatlihe Hilfe nicht abzuwenden ifl. Die Borausfegungen, 
unter denen diefe Selbfthülfe geftattet fein wiirde, find in dem vorliegenden Falle 
durch Die gerichtlichen Verhandlungen nicht nachgewiefen und die Künigl. Negie- 
rung bat feine neuen Thatſachen anzuführen vermocht, durch welche dieſer Nach⸗ 
weis erbracht werden könnte. Nach den in dem gerichtlichen Verfahren ftatt- 
gehabten Ermittelungen muß vielmehr angenommen werden, daß der Angellagte 
durch Tödtung der Hunde feine Amtsbefugniffe überfchritten hat. Nach den SS 1 
und 3 des Gejeßes vom 13. Februar 1854 war daher wie gejchehen zu erfennen. 

Berlin, den 14. September 1878. 

Königlider Gerichtshof zur Entfcheidung der Kampetenz.Konflikte. 
(L.S) Grimm. 
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Perſonalien. 
40. 


Veränderungen im Königl. Forſt- und Iagdverwaltungs-Perfonal 
vom 1. October 1878 bis 1. Februar 1879. 
" (Im Anſchluß an den Art. 23, ©. 357 d. Bd.) 
J. Bei der Central⸗Forſt⸗Verwaltung und den Yorft-Alademien. 


Der Oberförfter Weife in Eberswalde ift mit der interimiftifchen Vertre⸗ 
tung der Stelle des Dirigenten der forftlichen Abtheilung bei der Hauptitation 
des forfilichen Verſuchsweſens betraut worden. 


II. Bei den Provinzial-Berwaltungen der Staatsforſten. 


- A. Geftorben. 
Oberforftmeifter Olberg zu Cöslin. 
Oberförfter v. Wrede in Langenfelbold, R.-B. Eaffel. 
„ Boden in Mollenfelde, Prod. Hannover. 
" Blankenburg in Kottwitz, R.-B. Breslau. 
N Nath in Tauer, R.-B. Frankfurt. 


B. Penfionirt. 
Forftmeifter Stüver zu Hannover. 
" Olberg zu Magdeburg. 
Oberförfter Menges zu Wiedelah, Prov. Hannover. 
— Thoma zu Bartelſee, R.B. Bromberg. 
„ Staevie zu Grimnig, R.-B. Potsdam. 
= Schmidt zu Mügelburg, R.-B. Stettin. 


C. Berjegt ohne Aenderung des Amtscharakters (zugleich mit An— 
gabe über neu gebildete Berwaltungs- und Inſpektions-Bezirke). 


Der Oberforfimeifter Frhr. von der Ned in Liegnik iſt nah Diffeldorf, 
„ „ Tramnik von Düffeldorf nach Liegnitz verjegt worden. 
Dem Forftmeifter Shimmelfennig zu Hannover ift der durch Penftonirung 
des Forſtmeiſters Olberg (f. oben II. B.) erledigte Forftmeifter- Bezirk 
Magdeburg- Magdeburg übertragen worden. 
Oberförfter Bandom von Dambromla, R.⸗B. Oppeln, nad) Schleufingen, R.⸗B. 
Erfurt, 
— Fiſcher von Frankenau, R.⸗B. Cafſel, nach Roſenthal, R.⸗B. Caſſel, 
Rörig von Mauche, R.-B. Poſen, nah Frankenau, R.⸗B. Cafſel, 
„Göbels von Wannfried, R.⸗B. Caſſel, nach Langenſelbold, R.⸗B. 
Caſſel, 
pr Hartung von Nittel, R.-B. Marienwerder, nah) Schloppe, R.B 
Marienwerder. 
Die bisherige Oberförfterei Altengronau im R.-B. Caffel bat den Nameu 
„Marjoß” erhalten. 
Die Oberförfterei Tangenhain in demjelben Bezirt wird künftig „Reichen⸗ 
fachfen” benannt werden. 


— 392 — 


D. Befördert refp. verſetzt unter Beilegung eines höheren 
Amtscharakters. 

Schwarz, bisher Forſtmeiſter in Erfurt, zum Oberforſtmeiſter in Cöslin. 

Dedert, bisher Oberförfter zu Schleufingen, R.:B. Erfurt, zum Forftmeifter 
für die Inſpection Hannover-Nienftedt. 

Dandelmann, bisher Oberförfter in Rumbeck, R.-B. Minden, zum Forſtmeiſter 
flir die Inſpection Hannover-Osnabrid. 

Eonftantin, biöher Oberförfter in Neuhaus, R.⸗B. Frankfurt, zum Forflmeifter 
für die Inſpection Erfurt-Schleufingen. 


E. Zu Oberförftern wurden ernannt die bisherigen Ober- 
förfter- Kandidaten: 
Neuter, Lient. im Reit.-Feldj.-Corps zu Wolfsbruch (in Johannisburg), R.-B. 
Gumbinnen. r 
Barth zu Maude, R.-B. Bofen. 
Todt zu Wannfried, R.⸗B. Caſſel. 


Mit Borbehbalt der Ausfertigung der Beftallung und Feftflellung 

der Anciennetät: 
Scneidewind zu Rumbeck, R.-B. Minden. 
Ulrici zu Kottwitz, R.⸗B. Breslau. 


8 


F. Die bei der definitiven Anſtellung als Oberförſter vorbehal— 
tene Beſtallung haben erhalten: 


Frhr. v. Nordenflycht zu Rominten, R.B. Gumbinnen. 
Baumann zu Strupbach, R.⸗B. Wiesbaden. 
Stahl zu Dambrowka, R.:B. Oppeln. 


G. Zu Hülf8- Arbeitern bei den Regierungen wurden berufen 
die Oberförfter- Kandidaten: 
Bublik von Danzig nad Pojen. 
Hüffer nah Frankfurt a. ©. 
Dreger nah Danzig. 


H. Zu Revierförftern wurden definitiv ernannt: 


Siegfried zu Steinbinde, Oberf. Cöpenid, R.-B. Potsdam. 

Eichel zu Dingwalde, Oberf. Pr. Eylau, R.-B. Königsberg. 

Jurany zu Grünthal, Oberf. Buchberg, R.-B. Danzig. 

Mamfch zu Luccabude, Oberf. Neußwalde, R.-B. Königsberg. 

Grau in Berlin, zu Widenrode, Oberf. Fichtenau, R.B. Cafſel, unter vorläus- 
figer Belaffung in feiner gegenwärtigen Bejchäftigung beim Forfteinrichtungs- 
Büreau in Berlin. 


J. Als interimiftifhe Revierförfter wurden berufen 
die Oberförfter-Randidaten: 
Keßler I. nad Lüpzom, Oberf. Warnow, R.⸗B. Stettin. 
Prömpeler nad Ridenrode, Oberf. Lichtenau, R.-B. Caſſel. 
Behrendt nad Reinbed, Oberf. Trittau, R.-B. Schleswig. 


& 


— 393 — 


K. Zu wirklichen Hegemeiftern wurden befördert die Zörfter: 


Perdelwitz zu Neuhalenberg, Oberf. Rehhoff, R.-B. Marienwerder. 
Birlehm zu Seebrud, Oberf. Grünfelde, R.B. Dlarienwerder. 
Müller zu Mebltheuer, Oberf. Kottwig, R.B. Breslan. 


L. Den Eharalter als Hegemeifter haben erhalten die Förfter: 


Stein zu Rammen, Oberf. Hausberge, R.⸗B. Minden. 
Andermann zu Neuftadt I., Oberf. Hoyerswerda, R.-B. Liegnitz. 
Scholz zu Königsdamm, Oberf. Tegel, R.-B. Potsdam. 
Schlüßler zu Wildfang, Oberf. Pechteich, R.-B. Potsdam. 
Keerl zu Lüthorſt, Oberf. Daffel, Prov. Hannover. 

Knop zu Wallerholz, Oberf. Miele, Prov. Hannover. 

Kanert zu Wilhelmsberg, Oberf. Proskau, R.B. Oppeln. 


41. 


Ordens -Berleihungen 
an Forft- und Iagdbeamte vom 1. October 1878 
bis 1. Februar 1879 *). 
(Im Anſchluß an den gleichnamigen Art. 24, ©. 360 b. Bds.) 


Bon Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige ift Allergnädigft 
verliehen worden: 


A. Der Kronen⸗Orden J. RL 
Dem Wirklichen Geheimen Rath von Hagen, Oberlandforfimeifier und Min- 
fterial- Director im Finanz. Minifterium zu Berlin. 
B. Der Rothe Adler-Orden I. KL. mit der Zahl 50: 
Dem Forfidireltor Dr. Burdhardt in Hannover. 


C. Der Rothe Adler-Örden III KL. mit der Schleife: 
Dem penf. Forflmeifter Olberg zu Magdeburg. 
„  Oberforftmeifter Blantenburg in Marienwerder. 
D. Der Rothe Adler-Orden IV. Kl.: 


Dem Torftmeifter Dehnert in Caſſel. 
" " Frhr. v. Mafjenbad in Wiesbaden. 
„ Oberförfler Cornelius in Rengshaufen, R.⸗B. Eafiel. 


" " Fuchs in Montabaur, RB. Wiesbaden. 

" „ Kirchner in Gieſel, R.-B. Caflel. 

" „ Stoſch in Börnidhen, R.:B. Frankfurt 

" „ Flind et in Fafanerie bei Wiesbaden 

r n Behrenfen in Wefte hof, Prov. Hannover. 


*) Die Ehargen und Wohnörter ber Orbendempfänger find angegeben, wie fie zur Beit 
ber Berleihungen waren. 
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Dem Forftmeifter dv. Binzer zu Königsberg i. Pr. 
r F v. Blumen zu Potsdam. 
„Oberförſter v. Hanſtein in Thale, R.B. Magdeburg. 
Grafen d'Hauffonville in Cunersdorf, R.B. Potsdam. 
Keber in Leipen, R.B. Königsberg. 
Koch in Potsdam. 
„Forſtmeiſter Kraff in Hannover. 
„ Oherförfter Lagrange in Dieuze (Lothringen). 
i r Schmalz in Zacobshagen, R.-B. Stettin. 
— Wegner in Neubrück, R.B. Frankfurt. 


E. Der Kronen-Orden II. Kl.: 
Dem Oberförfter Paſſow in Sitenroda, R.-B. Merjeburg. 


F. Der Kronen:Örden IV. Kl.: 


Dem Oberförfter v. Schlebrügge in Oblau, R.-B. Breslau. 
„  MRevierförftler Kemnit zu Bentel, Oberf. Himmelpfort-Oft, R.B. Potsdam. 


G. Das Allgemeine Ehrenzeichen: 
Den Förſtern: 
Heeger in Linfingen, Oberf. Todenhaufen, R.-B. Caſſel. 
Kircher in Thiergarten, Oberf. Todenhaufen, desgl. 
Möller in Ehlen, Oberf. Elgerhauſen, desgl. 
Staubad in Gichenbach, Oberf. Gersfeld, desgl. 
Achenbach in Tranenmweyer, Oberf. Troneden, R.-B. Trier. 
Ebers in Saldan I, Oberf, Leglingen, R.-B. Magdeburg, (mit der Zahl 50.) 
Dem Oberiagdauffeher Dehnede zu Dolle, Oberf. Leglingen, R.-B. Magdeburg. 
„  SHegemeifter Bölter zu Neuhoff, Königl. Prinz. Forftrev. Flatow, R.-B. 
Marienwerder. 
„Revierförſter Edert zu Mölln-Medom, Oberf. Werder, R.:B. Stralfund- 
Den Förftern: 
Erdmann in Camminke, Oberf. Friedrihsthal, R.-B. Stettin. 
Florian in Pelllawen, Oberf. Nafjawen, R.-8. Gumbinnen. 
Gartſchock in Hangelsberg, Oberf. Hangeldberg, R.-B. Frankfurt. 
Grebe in Grund, Oberf. Grund, Prov. Hannover. _ 
Habed in Güftebiefe, Oberf. Liegegöride, R⸗B. Frankfurt. 
Häuffler in Seeberg, Oberf. Ludwigsberg, R.-B. Pofen. 
Höppe in Gensten, Oberf. Jablonken, R.-B. Köntgsberg. 
Kahle in Lakenhaus, Oberf. Neuhaus, Prov. Hannover. 
Labeſius in Leipening, Oberf. Padrojen, R.-B. Gumbinnen, 
Mießner in Dufterlake, Oberf. Reiersdorf, R.-B. Potsdam. 
Priewe in Alt-Karmunlau, Hausfideitommiß-Oberf. Karmunfau, R.-B. Oppeln. 
Purrmann in Rogelwis, Oberf. Scheidelmig, R.B. Breslau. 
Rodner in Ellguth, Oberf. Prostau, R.-B. Oppeln. 
Spree in Kl. Fließ, Oberf. Gertlaufen, R.-B. Königsberg. 
Böge in Kjelstrupholz, Oberf. Glücksburg, R.-B. Schleswig. 
H. Ausländifhe Orden und die Allerhöchſte Genehmignug zur 
Anlegung derjelben haben erhalten: 
Oberföriter Dr. Borggreve in Bonn, das Ehrenritter-Kreuz I. Kl. des 
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Großherzogl. Oldenburgiſchen HausVerdienſt-Ordens des Herzogs Peter Friedrich 
Ludwig. 


Forfidirector Dr. Burckhardt in Hannover, daß Komthurkreuz des Groß- 


herzogl. Sächſiſchen Haus:Ordens der Wachſamkeit oder vom weißen Fallen. 


I. Andermweitige Auszeihnungen. 


Bon Sr. Erellenz dem Herrn Finanz-Minifter find in Anerkennung 


lobenswerther Dienftführung Ehren-Portépés verliehen worden: 
Dem Förfter Wolf zu Sadau, Oberf. Glinfe, R.B. Bromberg. 


Körth zu Mühlgrund, Oberf. Mierau, desgl. 

Pernow zu Sandau, Oberf. Stronnom, desgl. 

Kröger zu Kirfchgrund, Oberf. Stronnow, desgl. 

Biefe zu Bremerhagen, Oberf. Abtshagen, R.⸗B. Stralfund. 
Bernfee zu Kl. Barnelow, Oberf. Abtshagen, desgl. 
Eornand zu Camitz, Oberf. Schuenhagen, desgl. 

Fink zu Biegelei, Oberf. Waice, R.B. Pofen. 

Maeder zu Buchmald, Oberf. Edftelle, desgl. 

Jaeger zu Hafenwerder, Oberf, Nimlau, R.-B. Breslau. 
Küttner zu Grunewald II, Oberf. Neinerz, desgl. 

Miller zu Neuheide, Oberf. Nefjelgrund, desgl. 

Baumann zu Kotihanowik, Oberf. Bodland, R.⸗B. Oppeln. 
Grund zu Grudſchütz, Oberf. Bodland, desgl. 

Triebe zu Finkenftein, Oberf. Rupp, desgl. 

Roſenberg zu Tannenwald, Oberf. Hornburg, R.-B. Wiesbaden. 
Dietrich zu Weißenbach, Oberf. Dillenburg, desg 

Nender zu Sinn, Oberf. Herborn, desgl. 

Rec zu Kahlenberg, Oberf. Zohannisburg, desgl. 
Tillmann zu Nifter, Oberf. Kroppach, desgl. 

Abraham zu Baerbach, Oberf. Catzenelnbogen, desgl. 


Revierförfter Schön zu Siebenborn, Oberf. Wadern, R.-B. Trier. 
Förfter Tefch zu Hüttgeswaſen, Oberf. Troneden, desgl. 
Hegemeifter Ketzer zu Ernzen, Oberf. Trier, desgl. 

Förfter Schußeichel zu Differten, Oberf. Carlsbrunn, desgl. 


Steffens zu Schönholz, Oberf. Biefenthal, R.-B. Potsdam. 
Engel zu Glambed, Oberf. Glambeck, desgl. 

Sclieben zu Lottſche, Oberf. Liebenwalde, desgl. 
Thielemann zu Steinftüden, Oberf. Potsdam, desgl. 
Lindenberg zu Zegelgrund, Oberf. Tegel, desgl. 

Bod zu Maienpfuhl, Oberf. Liepe, desgl. 

Sieglod zu Bornim, Oberf. Botsdam, desgl. 

Barne witz zu Jaeglitz, Oberf. Falfenhagen, desgl. 


AR. 


Chronologifhes Verzeichniß 
der in gegenwärtigem (X.) Bande des Jahrbuchs enthaltenen 
Obefehe, Kabinets-Ordres, Erkenntniſſe, Staatsminifterial-Be- 
ſchlüſſe, Inftrnctionen, Regulative and Minifterial-Nerfügungen etc. 
(Im Anflug an den gleichnamigen Artikel im IX. Bande, Seite 536). 


(CChronologiſche VBerzeichniffe diefer Art vom Jahre 1851 an für die 
erften acht Kahrgänge 1851—1858 des Jahrbuchs im Forfl- und Jagdkalender 
fiir Preußen befinden ſich im VIII. Jahrgange 1858, Seite 77, von da ab für 
die einzelnen Jahrgänge IX - XVII (1859—1867) jedesmal am Schluß des Ka- 
lender⸗Jahrbuchs, die Fortſetzungen in den Bänden des vorliegenden, ſeit 
1868 vom Kalender getrennten Jahrbuchs). 


1870. ı 24. Mai ©. 385. | 10. Zuli ©. 1. 
4. Juni ©. 2. | 30. Zuni ©. 365. 1. ©. 368. 

187%. 20. Dezember ©. 2. 23. ©. 383. 
14. Dig © 20. 1878. 24. „ ©. 365. 

1878. 21. Januar ©. 367. 30. „ ©. 352. 
8. Januar ©. 380. 11. Februar ©. 40. 27. Auguft ©. 364. 
12. Mai ©. 367. 2]. = ©. 1.351. 13. September ©. 350. 
11. Juni ©. 349. 7. Miz ©. 39. 14. MN ©. 390. 

1874. 10. „ ©. 3. 4. 15. — S. 350. 
21. Februar S. 351. 18. „ ©. 349. 14. October ©. 386. 
7. März ©. 4. | 9 April ©. 356. 28. ©. 365. 

1876. 12. „ ©. 35l. 21. November ©. 388. 
15. April ©. 366. 15. „ ©. 46. 22. Dezember ©. 385. 
2. September ©. 4. 1. Mai ©. 362. 1879. 

187. 22. m ©. 368. 8. Januar ©. 366. 
24. FebrnarS. 367. | 11. Juni S. 356. 

Berichtigung. 


Im Artikel 23 Seite 357 dſs. Bd3., den Paffus die Beförderung des Forft- 
meifter8 Bernhardt betr. muß es heißen: zum Oberforfimeifter m. d. R. der 
Ober-NRegierungs-Räthe. 


Wildfelle und Felle 


aller Art, namentlich: 


Fuchs-, Marder-, Iltis-, Dachs-, Otter-, Hasen», Kaninchen-, 
Reh- und Hirschfelle, Ziegen-, Zickel-, Schaf-, Lamm- und 
Kalbfelle etc. etc., kauft zum höchsten Preise 


D. Kölner 


Fell- und Rauchwaarenhandlung 
Leipzig, Brühl 64. 


Zusendungen werden per Post franco erbeten, wofür der Betrag 
umgehend franco zugesendet wird. Auskünfte werden bereitwilligst ertheilt. 


2 große Baumfägen für Kraftbetrieb fehr billig abzugeben. 
Maſchinen-Fabrik: Boldt & Vogel, Hamburg. 


— mn. 


„Sieberheilbäume,“ 


Zehn kräftige „Bäumchen“ in Zöpfen, feft in Poft- Kiften ver: 
pact, verfende ich inch Kifte und Emb. gegen Einzahlung von 6 ME. 
franco durd ganz Deutſchland. — Proſpecte und Cultur-Anweifung 
über diefen merkwürdigen Baum erfolgen franco und gratis durch 


Sarl Gufl. Deegen ir., Köſtritz 1. Thür. 


Oeffentlicher Dank. 


Nachdem die Sammlung für die Hinterbliebenen des ermordeten 
Tlößmeifter Junge geſchloiſen, hält das unterzeichnete Comitee fi) ver- 
pflichtet, Bierdurd öffentlich befannt zu maden, daß die Sammlung 
17,105 Mt. 61 Pf. ergeben hat. 

Wir haben über diefe Summe zum Beften der Hinterbliebenen in 
der Art verfügt, daß wir 15,600 Mt. Nentenbriefe gelauft und dieje bei 
der Reichsbank deponirt haben. - Die Zinfen davon erhält die vermittwete 
Traun Junge lebenslang. — Nach ihrem Tode foll das Kapital nad) einer 
von und getroffenen Verfügung, wobei wir die Hülfsbedürftigfeit berück⸗ 
fihtigt, an die Hinterbliebenen vertheilt werden. — Der Ueberreſt des 
Kapitals ift von uns nad Abzug der Koften der Frau unge bald baar 
gezahlt worden. 

Wir jagen allen Gebern unferen Dant. 


Kirchner, Ecott-PBrefton, Kaboth, 
Königl. Oberförfter in König!. Oberförfter in Köonigl. SO:berförfter in 
Rogelwitz. St: berau. Boppelau. 
Muſchuer, 


Königl. Flöhß-Inſpector in Stoberau. 


Forstwissenschaftliches Centralblatt. 


Neue Folge der Monatsschrift für Forst- und Jagdwesen. Unter 
Mitwirkung der hervorragendsten deutschen Forstmänner aus Wissen- 
schaft und Praxis herausgegeben von Dr. Franz Baur, Professor der 
Forstwissenschaft an der Universität München. I. Jahrgang 1879. 
(Der ganzen Reihe XXIII. Jahrgang). Reichhaltige, unparteiische, 
forstwissenschaftliche Monatsschrift. 

Durch jede Buchhandlung oder Postanstalt zu beziehen zum 
Preise von 12 Mark für das ganze Jahr. Probeheft gratis und franco 
von der Verlagshandlung Wiegandt, Hempel & Parey in Berlin SW., 
91 Zimmerstrasse. a 





In G. Schönfeld's Perlagsbuchhandlung in Dresden erjhien und ift 


dur alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Charander Forftliches Jahrbuch. 


In Vierteljahresheften herausgegeben unter Mitwirkung der Lehrer an 
der Königl. Sächſ. Forſtakademie 


v 
königl. ſächſ. Geheimen Oberforftrath Dr. F. Judeich, 


Director der Forſtakademie zu Tharand. 
1879. (29. Sand). 1. Heft. Preis pro Jahrgang (Band) Mk. 8,—. 


Anhalt des 1. Heftes: Das MWaldfapital. Bon %. Judeich. — Unter- 
fuchungen fiber den Einfluß der Fällungsſeit auf die Dauerhaftigkeit des Fichten- 
bolzes. Ausgeführt an der Kal. Sächſ. forftlihen Verjuchsftation zu Tharand 
und am Kgl. Sächſ. Polytechnifum zu Dresden (Schluß). V. Artikel. Feſtigkeits⸗ 
verſuche. Bon E. Hartig — Schlußbemerfungen zu dem Verſuch über Einfluß 
der Fällungszeit auf die Dauerhaftigkeit des Fichtenholges. Bon F. Judeich. — 
Ueber Verbreitung und Auftreten des Strophosomus coryli Fadr. Bon Brad: 
mann. — Ueber die Temperaturverhältniffe eines Torfmoores in verjchiedenen 
Tiefen. Bon H. Krutzſch. — Miscellen. Unterfuhungen über den Einflu 
der Laub⸗ und Ba auf die Negenmenge, den Feuchtigfeitögehalt 
a = ——— der Luft. Bon M. Kunze. — Zur Entlaſtung der Spinnen. 

on Beling. 





In J. U. Kern's Verlag (Mar Müller) in Breslau ift foeben 
erjchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Das Preußiſche Geſetz 


vom 15. April 1878 betreffend den 


Jorſtdiebſtahl 


mit Erläuterungen aus dem Syſteme, der Rechtsgeſchichte und den 
Materialien von 


W. A. Günther, 
Königl. Staatsanwalt und Mitglied des Haufes ber Abgeordneten. 
Preis 1 Mt. 60 Pf. 





Verlagsbuchhandinng von Inlins Springer in Berlin N. 
Monbijonplatz 3. 





Leitfaden 


für das 


Breußiſche Jäger und JäörſterExamen. 
Ein Lehrbuch für den Unterricht 
der 


Forſtlehrlinge auf den Kevieren, der gelernten Jäger bei den Bataillonen 
und zum Selbſtunterricht der Forſtaufſeher. 


Von 


G. Weſtermeier, 


Königl. Oberförſter. 


Mit 25 in den Wert gedr. Holzſchnitten, 2 Alsberſtchtstabellen 
und einer Spurentafel. 


Zweite verbefferte Auflage. 
Preis 5 Mk. Feſt geb. 6 Mk. 


Forſtliche Beitfhrift. 


Unter Mitwirkung 
der Lehrer der FKorftatademie Münden 


herausgegeben 


von 


A. Bernhardt, 
8. Br. Oberforftmeifter und Director der Yorftalademie zu Münden. 


Preis halbjährlid; 8 Mk. 


Unter vorfiehendem Titel iſt vom 1. Sanuar 1879 ab eine monatlich erfcheinende Beitfchrift 
für das gefammte Gebiet der Forſtwiſſenſchaft in’3 Leben getreten. Der Stoff der Beitichrift zer- 
gliedert fi in 5 AbtHeilungen: 


L Abhandlungen (größere mifjenichaftliche Arbeiten). 

IL. Aus der Wirthſchaft und Verwaltung (Auffage geringeren Umfanges über wirthichaft- 
liche Karel Beobadyıungen und Erfahrungen, über Gegenitände der Ber: 
mwal'ung und Gejeggebung, fürzere Mittheilungen und Notizen). 

DIL Forſtſtatiſtiſche Uachrichten. 

IV. — ſyſtematiſch geordnet, mit Beſprechungen der hervorragenderen literariſchen 

rſcheinungen. 

V. Akademifche Uehrichten und Vermifchtes. 


Eine Reihe hervorragender Männer der Wifenicyaft haben ihre Mitwirkung bei dem neuen 
Unternehmen in freundlicher und dankenswerther Wiife zugelagt, Die für das dauernde Gedeihen 
der Beitjchrift nothmwenvine Arbeitstheilung ift dadurch möglich geworden. In noch höherem 
Maße wird dies der Fall fein, wenn da3 Uuternehmen rei den Berufsgenofjen in der Wirth- 
fchaft und Verwaltung Beifall und Theilnahme findet. Alle find zur Mitarbeiterfchaft freundlichit 
eingeladen, melden die Förderung unferer lebensfriſchen Wiflenichaft, ihre harmoniſche Ent⸗ 
Daun) auf dem Boden der praktiſchen Lebendzwede, denen wir Alle dienen, ernitlih am 
Herzen liegt. 

Heft 1—3 (Januar bi März) find bereits erichienen. 








—— Zu beziehen durd; jede Buchhandlung —— 
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Anatomie 


und 


Physiologie der Holzpflanzen. 


Dargestellt in der 
Entstebungsweise und im Entwickelungsverlaufe 
der 
Zinzelzelle, der Zellsysteme, der Pflanzenglieder 
und der 
Gesammtpflanze 
von 
Dr. Theodor Hartig, 
Herzogl. Braunschw. Oberforstrath und Professor a. D. 
Mit 118 Originaliguren in Holzschnitt und 6 lithogr. Tafeln. 
Preis 20 Mk. 


Das Werk ist das Ergebniss 50jähriger sorgfältiger Studien; in ihm hat der bejahrte 
Verfasser seine Erfahrungen, die werthvollen Arbeiten eines langen, vielfach von Glück be- 
günstigten wissenschaftlichen Lebens niedergelegt. — Die mit besonderem Fleisse und be- 
deutenden Kosten hergestellten Holzschnitte und Tafeln verleihen dem Buche einen hohen 
instructiven Werth. 





Die 


’Zersetzungserscheinungen des Holzes 


der 


Nadelholzbäume und der Riche. 


In forstlicher, botanischer und ohemischer Richtung 


bearbeitet von 


Dr. Robert Hartig, 


Professor der Botanik an der Universität zu München. 


Mit 2ilithogr. Tafeln in Farbendruck, 
Preis 36 Mk. 


Lehrbuch 


der 


Jorſtwiſſenſchaft. 
Für Forfmänner und Waldbeſither 
von 
Earl von Fiſchbach, 
Fürſtlich hohenzollernſchem Oberforftrath. 
Dritte verbeſſerte Anflage. 
Preis 10 Mk. 








— Zu beziehen durch jede Buchhandlung. —— 
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»reußifdien Forfi- und Jagd⸗Geſetze 


mit Erläuterungen 
herausgegeben von 





O. Oehlſchläger, und A. Bernhardt, 
K. Geh. Juſtizrath und vortragender Rath im K. Vr. Oberforſtmeiſter und Director der 
Juſtiz-Miniſterium. Forſtakademie zu Münden. 


In 4 Bändchen. 
Erſchienen ſind: 
Bd. J. Das Forſtdiebſtahlsgeſe; vom 15. April 1878. Preis cart. 1 Au. 40 Yf. 
= IL Geſetze über L die Verwaltung und Bemwirthihaftung von Waldungen ber 
Gemeinden und öffentlihen Anftalten, fowie über IL Echutzwaldungen und 
Waldgenofienihaften. Yreis cart. 2 Ak. 40 Yf. 


Ferner werben noch erfcheinen: 
8b. IIL Das Feld⸗ und SForft-Polizei-Gefek. 
» IV. Die Sagdgefeke, die gefeglichen Beſtimmungen über die Widerfeglichleit bei Forſt⸗ 
und Sagd-Vergehen und ebertretungen urd das Geſetz vom 31. Viärz 1837 über 
den Waffengebraud; der Forſt- und Jagd⸗Beamten. 


Die 4 Bändchen werden allen Intereſſenten für den fehr mäßigen Breis von etiva 6 Mt. 
eine vollftändige Sammlung der preußischen Forſt- und Jagdgeſetze mit umfafjenden Erläuterungen 
bieten, welche da8 mühfame und zeitraubende Nachfchlagen in zahlreichen Gefegen überflüffig 
macht. Jedes Bändchen ift auch einzeln Fäuflich. 


Die 
Taxation des MWittelmwaldes 


vo 


W. Weife, 
Königlich Preußiſchem Oberförfter. 


Preis 2 Mk. 40 Pf. 


Anfertigung forstlicher Terrainkarten 


auf Grund barometrischer Höhenmessungen 
und die Wegnetzprojectirung 
von 


Carl Crug, 


Königl. Bayerischem Forstamts-Assistent. 


Mit 5 lithographirten Tafeln, 
Preis 8 Mk. 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 
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u 


Chronik 


des 


Deutſchen Forſtweſens 


on 


Auguſt Bernhardt, 
Kgl. Pr. Oberforſtmeiſter und Director der Forſtakademie zu Münden. 


I. Jahrgang 1873 - 1875. Preis 1Mk. | 


III $ahrgang 1877. Preis 1ME 20 Bf. 
DI. Jahrgang 1876. Preis 1 ME. 


IV. Jahrgang 1878. Preis 1 ME. 40 Pf. 
Alljährlich eriheint ein Heft. 

Diefe forftliche Familienchronik — wie der Verfafier fie bezeichnet — ſoll in allen Forſt⸗ 
häufern Kenntniß deſſen verbreiten, was in den Yorftvermaltungen, in Birtbichaft und Wiſſen⸗ 
ichaft gefchieht, wa8 erftrebt und erreicht wurde und was als eine Aufgabe der Zukunft im 
Auge zu behalten ift. Der fehr niedrig geitellte Preis fol die weitefte Verbreitung ermöglichen. 


Unsere Spechte 


und ihre forstliche Bedeutung. 
Dargestellt von 
Dr. Bernard Altum, 


Professor der Zoologie an der Forstakademie zu Eberswalde. 


Mit 35 Originalfiguren in Holzschnitt. 
Preis 2 Mk. 40 Pf. 


Beridt 


über die 


VI. Berfammlung Deutfder Dorfimänner 
zu Dresden 


am 12.— 15. Auguft 1878. 
Preis 3 Mk. 











Zu beziehen durch jede Buchhandlung. 
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